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Vorbemerkung: 


Verordnungen, verwieſen. 


Die Abkürzungen find die des Abkürzungsverzeichniſſes der Rechtſprechung (Berlin 1929. Walter de Gruyter & Co.). 


Bei Zitaten, die nicht ohne weiteres erkennen laſſen, ob es ſich um Zivil⸗ oder Strafrecht handelt, iſt in Klammern „ZR.“ bzw. „StR.“ angefügt. 


Abbaugerechtigkeit 
vgl. unter Kohlen A. 
Abfindung 
vgl. auch unter Arbeitsvermittlung und Ar⸗ 
beitsloſenverſicherung, Verſicherungs⸗ 
recht, öffentliches, Verſorgungsrecht 
Zwecks Vermeidung von Härten kann in 
der Übergangszeit die Abtrennung ein- 
zelner Grundſtücke von einem Erbhof zur 
A. einzelner Kinder genehmigt werden, 
wenn dadurch die Erbhofeigenſchaft des 
Reſtbeſitzes nicht beeinträchtigt wird 
2260 20 
§ 37 II RErbhofc. Die Genehmigung, den 
Erbhof mit einer Hypothek zur Sicherung 
einer A. forderung zu belaſten, legt dem 
Eigentümer nicht die Verpflichtung auf, 
die Aforderung zu zahlen. Der Eigen⸗ 
tümer kann daher nicht Beſchwerde ge⸗ 


gen den genehmigenden Beſchluß ein⸗ 
legen mit der Behauptung, dem Gläu⸗ 
biger ſtehe die Forderung nicht mehr in 
voller Höhe zu 29852 


Së 50, 10 RBewG. Ein nach der BayBO. 
v. 27. Juni 1913 amtlich feſtgeſetzter A.⸗ 
betrag kann den gemeinen Wert eines 
Apothekenbetriebsrechts aus dem bayri⸗ 
ſchen Rechtsgebiet nur darſtellen, wenn 
feſtſteht, daß in Bayern Apothekenbe⸗ 
triebsrechte im regelmäßigen freien Ge⸗ 
ſchäftsverkehr keine andern Preiſe er⸗ 
zielen als die A.beträge 2878 4 


88 2, 14 ErbſchStG. Verzichtet Pflichtteils⸗ 
berechtigter gegen A. auf den entſtande⸗ 
nen Pflichtteilsanſpruch, ſo entſteht die 
Steuerſchuld im Zeitpunkt des Verzichts. 
Der Zeitpunkt der Entrichtung der A.⸗ 
ſumme iſt für die Frage der Entſtehung 


der Steuerſchuld auch dann ohne Be⸗ 
deutung, wenn die Entrichtung in Teil⸗ 
zahlungen von vornherein ausbedungen 
ift 3318 4 

In der Unterlaſſung einer beſtimmten ge- 
werblichen Tätigkeit gegen A. iſt ge⸗ 
werbliche Leiſtung i. S. von § 1 Nr. 1 
UmſStG. auch dann zu erblicken, wenn 
die Unterlaſſung auf eine geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift zurückzuführen iſt (Aufgabe der 
Spiritusreinigung durch Branntwein⸗ 


reinigungsanſtalt auf Grund des 
BranntwMoncG. d. 26. Juli 1918) 
2807 © 

Abgeltung 


§ 1 Abgeli BD. Die dem A. verfahren unter- 
worfenen Anſprüche haben ihre Natur 
als Rechtsanſprüche verloren. Auch für 
Anſprüche wegen Verzugs bei Zahlung 
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der im Verwaltungswege zuerkannten 
Entſchädigungsſumme ſteht der Rechts⸗ 
weg nicht offen. Daran wird durch den 
Hinweis der Ausführungsbeſtimmungen 
auf § 103 ZPO. nichts geändert 3275 12 
88 2, 3 AbgeltErweitVO. Das ordentliche 
Gericht hat zu prüfen, ob ſich der An⸗ 
ſpruch gegen eine für Rechnung des 
Reichs handelnde Stelle richtet, hiervon 
iſt die Anwendbarkeit der VO. überhaupt 
abhängig 25713 
Abkürzungen 
Kurzwortlexikon. 
Schrifttum 2840 
Ablehnung des Richters 
bzgl. Schiedsrecht vgl. unter Schiedsrich⸗ 
terliches Verfahren, vgl. ferner auch un⸗ 
ter Ausſchluß des R. 
Ablöſungsberechtigung ($ 1150 BGB.) 
vgl. unter Hypothek 
Abſchrift 
von Vollmachtsurkunde vgl. unter V. 
Abſtimmung 
bgl. auch unter Gmbh. 
§ 1659 b S. 1 RVO. erfordert nicht, daß 
die Mitglieder des gemäß dieſer Vor⸗ 
ſchrift eingerichteten Feſtſtellungsaus⸗ 
ſchuſſes in einer beſtimmten Reihenfolge 
abſtimmen. Es ift infolgedeſſen auch nicht 
erforderlich, daß, wenn ein Mitglied des 
Ausſchuſſes, insbeſ. der Vertreter der 
Verſicherten, von dem Vorſchlag für die 
Entſcheidung ohne nähere Begründung 
abweicht, dies den übrigen Mitgliedern 
zur Kenntnis gebracht und nochmals 
abgeſtimmt wird 2431 ° 
Abtreibung 
Liegen die einzelnen ſtrafbaren Handlun⸗ 
gen der Sammelſtraftat des § 218 IV 
StGB. teils vor, teils nach dem Stichtag 
des Straffreihc. v. 20. Dez. 1932, fo 
können die vor dem Stichtag liegenden 
e engen nicht ſtraffrei ſein 


Abtretung 

vgl. auch unter Sicherungs A. 

89 404, 406 ff. BGB. Der Indoſſatar eines 
Wechſels muß ſich, wenn er mit dem 
Wechſel zugleich die Forderung erwirbt, 
zu deren Erfüllung oder Sicherung ſein 
Vormann den Wechſel erhalten hat, alle 
Einwendungen gefallen laſſen, die dem 
Wechſelſchuldner gegenüber dem abge⸗ 
tretenen Anſpruch zuſtehen. Dies gilt 
auch dann, wenn der Wechſelinhaber die 
Klage ausſchließlich auf den Wechſel ge⸗ 
ſtützt hat. Rechtlich ſteht es keineswegs 
im Belieben des Indoſſatars, von ſeiner 
Zeſſionareigenſchaft abzuſehen, da ſein 
Wechſelrecht durch den abgetretenen 
Grundanſpruch ein der willkürlichen 
Anderung entzogenes Gepräge erhalten 
hat 2551 

Die ZinsſenkungsV O. v. 27. Sept. 1932 
gilt nicht für Forderungen, zu deren Si⸗ 
cherheit lediglich bereits für andere For⸗ 
derungen beſtellte Hypotheken abgetreten 
werden 2476 1 

Amtspflichtverletzung des mit Verteilung 
nach § 872 BPO. befaßten Richters, der 
dabei die Verteilung an die Pfändungs⸗ 
gläubiger vornimmt, dagegen die Rechte 
des Zeſſionars, für den ebenfalls die 
Hinterlegung erfolgt war, unberückſich⸗ 
tigt läßt. bat Forderung teils abgetreten, 
teils gepfändet, kommt Hinterlegung 
nach § 853 ZPO. nicht in Frage, ſondern 
nur nach 8 372 BGB. 2333 3 

Bereits vor Erlaß des Koſtenurteils ſtellt 
der bedingte Anſpruch der im Rechtsſtreit 
obſiegenden Partei auf Koſtenerſtattung 
ein Vermögensſtück des Koſtengläubigers 


Wörterbuch der A. 
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dar; er kann abgetreten und gepfändet 
werden 2467 7 

Wer bei einer Sparkaſſe Einzahlungen auf 
Sparbuch macht, das er auf den Namen 
eines anderen ſtellen ließ, iſt zwar ſelbſt 
Gläubiger des dadurch geſchaffenen Gut⸗ 
habens, wenn nicht aus beſonderen Sach⸗ 
zuſammenhängen der Tatbeſtand eines 
Vertrags zugunſten eines Dritten oder 
der einer A. zu entnehmen ift. Daß er 
auch als Gläubiger behandelt werde, 
kann er jedoch von der Sparkaſſe erſt ver⸗ 
langen, nachdem er ihr das Einver⸗ 
ſtändnis des anderen nachgewieſen oder 
ein es erſetzendes Urteil gegen jenen vor⸗ 
gelegt hat 27182 

Haftung von Behörden aus Verwahrungs⸗ 
vertrag. Schuldtitel, von denen im Falle 
des Verluſtes eine weitere Ausfertigung 
unſchwer zu erlangen iſt, ſind nicht zu 
den „ähnlichen Urkunden“ i. S. des 8 61 
Nr. 1 Geht), der preuß. AG. zu zählen. 
Dagegen iſt beſondere Aufbewahrung 
gemäß § 61 Nr. 2 für Grundſchuldbriefe 
und für die die ſachliche Anſpruchsberech⸗ 
tigung ergebenden A.urkunden geboten 
2842 ? 

§ 13 DevVO. Der Verzicht eines Auslän⸗ 
ders auf ſeine Hypothek und die A. einer 
Eigentümergrundſchuld des ausländiſchen 
Eigentümers an einen Ausländer bedür⸗ 
fen keiner Deviſengenehmigung 3017? 

SS 33, 37 rom Wird zuſammen mit 
Schuldbekenntnis und der A. einer Eigen⸗ 
tümergrundſchuldd unter Umwandlung 
in Hypothek mit neuen Zins⸗ und Zah⸗ 
lungsbedingungen zur Sicherheit für die 
Forderung die Unterwerfung unter die 
ſofortige Zwangsvollſtreckung gemäß 
§ 800 BPO. beurkundet, fo kann für die 
Unterwerfungsklauſel ein beſonderer Ge⸗ 
genſtandswert nicht angenommen werden 
3000 ® 

$ 57 rem. Die Gebührenberechnung bei 
Eintragung der A. eines Teilbetrags 
einer Grundſchuld unter gleichzeitiger 
Eintragung eines Rangvermerks 2179 ° 
2787 4 


Abwehr heimtückiſcher Angriffe gegen die Re- 
gierung der nationalen Erhebung, BO. zur 
Vorſätzliches Handeln i. S. des 8 3 I VO. 

zur A. h. A. g. d. R. d. n. E. v. 21. März 
1933 ſetzt voraus, daß der Täter die un⸗ 
wahren Behauptungen, die geeignet ſind, 
das Wohl des Reichs und das Anſehen 
der Reichsregierung ſchwer zu ſchädigen, 
bei Verbreitung tatſächlich kennt 3154 1 

Abweſenheitsgeld 
§ 78 RAGebO. A. nur für Werktage 2501 30 


Abzahlungsgeſchäft 

Die A. im Lichte der neuen Rechtsan⸗ 
ſchauung 3042 

SS 1, 2 AG. Bei Laſtkraftwagen emp- 
fiehlt es ſich, die Entſchädigung für Wert⸗ 
minderung und Gebrauchsüberlaſſung 
getrennt feſtzuſtellen. Die Wertminde⸗ 
rung errechnet ſich bei ſofortiger Weiter⸗ 
veräußerung des Fahrzeugs aus dem 
Unterſchied zwiſchen dem dabei erzielten 
Nettoerlöſe und dem Barverkaufspreis 
eines neuen Wagens. Die Entſchädigung 
für Gebrauchsüberlaſſung iſt nach den 
Umſtänden des Einzelfalls feſtzuſtellen. 
Ein üblicher Mietzins für Laſtkraftwagen 
beſteht nicht. Für Laſtkraftwagen, die ſich 
für Ferntransporte eignen, iſt Be⸗ 
nutzungsmöglichkeit auch für Sonn⸗ und 
Feiertage zugrunde zu legen 3006 10 

8 1 ADG. Die von der Deutſchen Reihs- 
bahngeſellſchaft herausgegebenen Richt⸗ 
linien über die für gemietete Laſtkraft⸗ 
wagen zu zahlende Vergütung iſt für die 


Errechnung der Anſprüche des Verkäu⸗ 
fers nicht maßgebend. Der Wiederver⸗ 
kaufspreis des zurückgenommenen Kauf⸗ 
gegenſtandes ſtellt nicht ohne weiteres 
den Rücknahmewert dar 3007 11 
Së 1, 2, 5 Abzc c. Die Wegnahme eines 
unter Eigentumsvorbehalt verkauften 
Laſtkraftwagens im Wege der Einſtw fg. 
gilt als Ausübung des Rücktrittsrechts 
i. S. des § 5 AbzG. Die dem Verkäufer 
zu gewahrende Vergütung für Ge- 
brauchsüberlaſſung und Wertminderung 
kann für fabrikneuen Laſtkraftwagen nicht 
auf Grund des verkehrsüblichen Miet- 
zinſes berechnet werden, da deren Ver⸗ 
mietung nicht üblich iſt. Außer dem 
Werte der Gebrauchsüberlaſſung iſt die 
volle Wertminderung zu erſetzen, nicht 
nur ein vom billigen Ermeſſen abhängi⸗ 
ger Zuſchlag zum Wert der Gebrauchs⸗ 
überlaſſung. Die Wertminderung beſteht 
in der Differenz zwiſchen dem verkehrs⸗ 
üblichen Verkaufspreis z. Z. der Über⸗ 
gabe, nicht des Vertragsſchluſſes, und 
dem in gleicher Weiſe ermittelten Wert 
z. Z. der Rückgabe. Der Wert der Ge⸗ 
brauchsüberlaſſung iſt gleich dem Betrag, 
der unter Zugrundelegung normaler 
Verhältniſſe mit dem Wagen verdient 
werden konnte. Es ift nicht unbillig, 
wenn der Vorbehaltseigentümer als 
Werterſatz für Gebrauchsüberlaſſung und 
Wertminderung mehr erhalten hat, als 
den Kaufpreis des zurückgenommenen 
Gegenſtands 2716 3 
Die Anſprüche des Abzahlungsverkäufers 
auf Wertminderung und Vergütung der 
Gebrauchsüberlaſſung verjähren bei ent⸗ 
ſprechender Anwendung von $ 558 BGB. 
in ſechs Monaten nach Rückgabe der Sa⸗ 
chen 30173 
Adel 
Wenn in einem Namen das Wort „von“ 
(„de“) ehedem Prädikat des polniſchen 
A. geweſen iſt und die Zugehörigkeit zum 
polniſchen A. bedeutet hat, ſo kommt es 
für die Frage der Führung dieſes Prä⸗ 
dikats nur darauf an, ob nach den adels⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen die Vorfahren 
berechtigt waren, das Prädikat in Preu⸗ 
ßen zu führen. Waren ſie hierzu nicht be⸗ 
rechtigt, ſo waren ſie auch nicht befugt, 
die urſprüngliche Bezeichnung der Zuge⸗ 
hörigkeit zum polniſchen A. als Teil ihres 
bürgerlichen Namens zu führen. Über die 
Befugnis der Führung des A. prädikats 
hat mangels einer Entſcheidung des 
Heroldsamts das Reger. zu befinden 
28573 
Afrika 
vgl. unter Südweſt A. 
Agent 
vgl. auch unter Reiſender, Buchauszug nach 
8 91 HGB. pel, unter B. 
Das Recht des Verſicherungs A. Schrifttum 
2127 
8 84 HGB. Zum Begriff des Tankvertrags. 
Regelmäßig iſt der Tankſtellenwart 
Handlungs. der den Triebſtoff De 
fernden Firma 3076 € 
Die Rechtsſtellung des Handels A. im Kon⸗ 
kurſe der vertretenen Firma 2666 
Akademie für Deutſches Recht 
Glen, 1. Jahrgang Heft 3. Schrifttum 
Denkſchrift der A.: Die Saar als Rechts⸗ 
problem 2903 
Akten 
Vernichtung von A. und Ablieferung von 
ausgeſonderten A. an die Staatsarchive 
2391 
A. einſicht im landwirtſchaftlichen Entſchul⸗ 
dungsverfahren 2602 


88 13 Ziff. 4, 27 RAGebO. Beweisauf⸗ 
nahme durch Verwertung von Beiakten 
vor und nach Zurückverweiſung 26337 

Keine Beweisgebühr nach SS 20, 24 GKG. 
bei Verwertung von A. in der Beru⸗ 
fungsinſtanz, wenn dieſe Verwertung 
ſchon in der erſten Inſtanz ſtattfand 
2936 

88 267, 268 StGB. Der Verfügung des 
Fremdenamts, durch welche Ausländern 
die Aufenthaltserlaubnis erteilt wird, 
kommt die Eigenſchaft öffentlicher Ur⸗ 
kunden zu. Daß ſolche Urkunden ſich in 
den zur öffentlichen Einfidg nicht zu⸗ 
gänglichen A. befinden, iſt rechtlich uner⸗ 
heblich 2978 18 


Aktiengeſellſchaft 
vgl. auch unter Kapitalgeſellſchaft, Bank 
Die Generalverſammlung bei A. Schrift⸗ 
tum 2453 
8920 Behandlung der Aktionäre 
Ə 


$ 195 III HGB. Umfang der Prüfungs- 
pflicht des Aufſichtsrats einer A. Begriff 
und Nachweis der Barzahlung der auf 
jede Aktie zu leiſtenden Einlage. Keine 
Berufung des Aufſichtsrats auf Fehler 
der Reviſoren. — Art der Schadenserſatz⸗ 
leiſtung 2687 5 

§ 252 III HGB. Zur Frage, wann Ente 
laſtung und Einleitung eines Rechts⸗ 
ſtreits i. S. dieſer Vorſchrift vorliegt 
2175 10 

§ 240 Ziff. 3 KO. Die Verpflichtung zur 
Aufnahme der in § 261 b HGB. bezeich⸗ 
neten Verbindlichkeiten in die Bilanz be⸗ 
ſtand ſchon vor Inkrafttreten dieſer Vor⸗ 
ſchrift. Die ſtrafrechtliche Verantwortlich⸗ 
keit für die ordnungsgemäße Buchfüh⸗ 
rung und Bilanzziehung laſtet auf jeder 
mit den Rechten und Pflichten des Vor- 
ſtands einer A. ausgeſtatteten Perſon. 
Bilanzverſchleierung kann ſchon für ſich 
allein den Tatbeſtand des § 240 Ziff. 3 
KO. erfüllen. — Unter den Rücklagen 
i. S. von § 237 HGB. find nicht nur die 
offenen zu verſtehen. Für die Berechnung 
des Gewinnanteils der Vorſtandsmit⸗ 
glieder einer A. iſt es gleichgültig, ob ſich 
die Rücklagen bei der A. ſelbſt oder an 
anderer Stelle angeſammelt haben. Ak⸗ 
tienrechtliche Untreue kann dadurch be⸗ 
gangen werden, daß der Anſchein der 
Tilgung von in Wirklichkeit noch der A. 
zuſtehenden Forderungen erweckt wird 
2693 10 

Wenn das Gericht Bilanzprüfer gemäß 
§ 262 b IV HGB. beſtellt, ift nach § 102 
PrGKc. das Zweifache der vollen Ge⸗ 
bühr gu erheben. Der Wert der Beſtel⸗ 
lung der Bilanzprüfer ift nach § 22 II 
PrͤKG. zu bemeſſen 32203 

Keine entſprechende Anwendung des § 268 
HGB. auf die GmbH. 3073 3 

Die ES 547 Nr. 2 ZPO., § 272 II HGB. 
finden keine Anwendung bei einer An⸗ 
fechtungsklage gegen Geſellſchafterbe⸗ 
ſchlüſſe bei einer GmbH, 3129 8 

§ 312 HGB. Möglich ift zwar, daß auch der 
bloße Beſtand einer unrechtmäßigen Bu⸗ 
chung oder auch Nichtbuchung eine Ver⸗ 
mögensſchädigung oder ⸗gefährdung be- 
deutet. Das kann z. B. der Fall ſein, 
wenn aus irgendeinem Grunde die Ge⸗ 
fahr beſteht, daß die Unrichtigkeit der 
Buchung oder das Unterlaſſen der Bu⸗ 
chung nicht alsbald entdeckt und die 
Grundlage dieſer Tatſache ſpäter mög⸗ 
licherweiſe nicht mehr nachprüfbar ift 
oder wenn zu beſorgen iſt, daß auf Grund 
der unrechtmäßigen Buchung Auszahlun⸗ 
gen erfolgen. Der Tatbeſtand der Un⸗ 
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treue kann auch gegeben ſein, wenn Vor⸗ 
ſtandsmitglied in Kenntnis deſſen, daß 
nach der Art und der Vermögenslage des 
Unternehmens oder nach der allgemeinen 
Wirtſchaftslage ein ſo hoher Betrag nicht 
herausgewirtſchaftet werden kann, einen 
ſchwachen und ihm ergebenen oder einen 
von ihm nicht genügend unterrichteten 
Aufſichtsrat für die Bewilligung unan⸗ 
gemeſſen hoher Bezüge zu gewinnen ver⸗ 
Debt 215158 

Die Zweigniederlaſſungen einer ausländi⸗ 
ſchen A. teilen bzgl. der Rechtsfähigkeit 
das Schickſal der Hauptniederlaſſung. 
Der engliſche Liquidator einer dortigen 
Zweigniederlaſſung übt an ſich ein Recht 
kraft Amtes aus, das ihn zur Prozeß⸗ 
führung ermächtigt; dieſe Möglichkeit ſetzt 
aber voraus, daß die Zweigniederlaſſung 
ſelbſt, die die Klage erhoben hat, damals 
rechtsfähig war 2845 4 

Zur Reviſion des ſchweizeriſchen Aktien⸗ 
rechts. Schrifttum 3264 

§ 46 Pr. Der Wert eines Generalver- 
ſammlungsbeſchluſſes über die Verwen⸗ 
dung des Reingewinns beſtimmt ſich nach 
dem Betrage dieſes Reingewinns ohne 
Rückſicht darauf, ob ein Teil des Ge⸗ 
winns bereits in dem des Vorjahres ent⸗ 
halten war 27035 


Steuerrecht 


SS 162, 193 RAbgO. n. F. Die Buchprü⸗ 
fung eines Großbetriebs ſtellt keine Hand⸗ 
lung dar, durch die eine Verjährung des 
Steueranſpruchs gegen ein Aufſichtsrats⸗ 
mitglied dieſes Unternehmens unterbro⸗ 
chen wird 3163 22 

Das Fin A. kann bei Buch⸗ und Betriebs⸗ 
prüfung von einem Aufſichtsratsmitglied 
einer A. auf Grund des § 195 S. 2 
RAbgO. nicht die Vorlage des Berichts 
einer Treuhandgeſellſchaft verlangen und 
erzwingen, den das Auflichtsratsmitglied 
nicht für Zwecke der Geſellſchaft, ſondern 
lediglich für eigene Zwecke eingefordert 
und erhalten hat 3163 3 

Wird das Betriebsvermögen einer Einzel⸗ 
firma gegen Gewährung von Geſell⸗ 
ſchaftsrechten in eine vom Einbringer be⸗ 
herrſchte Kapitalgeſellſchaft eingebracht, 
dann gilt im Hinblick auf SS 30 ff. Eink⸗ 
StG. folgendes: a) Übernimmt die Ra- 
pitalgeſellſchaft die Vermögensteile zu 
den ſteuerlichen Buchwerten der Firma, 
dann liegt noch kein Veräußerungsge⸗ 
winn vor. Werden die Geſellſchafterrechte 
ſpäter mit Gewinn oder Verluſt ver⸗ 
äußert, ſo handelt es ſich um nachträgliche 
Einkünfte oder Verluſte i. S. des § 30 
I Nr. 1 EinkStG. b) übernimmt die Ka- 
pitalgeſellſchaft die Vermögensgegen⸗ 
ſtände ausnahmslos zu den gemeinen 
Werten, dann iſt Veräußerungsgewinn 
unter Anwendung der § 32, 58 Eink⸗ 
StG. ſteuerpflichtig. Werden die Geſell⸗ 
ſchaftsrechte ſpäter mit Gewinn oder 
Verluſt veräußert, ſo iſt Gewinn nach 
§ 30 III EinkStG. ſteuerpflichtig, Ver⸗ 
luſt aber nicht abzugsfähig. e) Übernimmt 
die Kapitalgeſellſchaft nur einzelne Ver⸗ 
mögensgegenſtände zum gemeinen Wert, 
andere zu den niedrigeren Buchwerten 
der Einzelfirma, dann liegt teilweiſe 
Realifierung nach § 30 I Nr. 1 vor. 
Werden die Geſellſchaftsrechte ſpäter mit 
Gewinn oder Verluſt veräußert, ſo han⸗ 
delt es ſich um nachträgliche gewerbliche 
Einkünfte oder Verluſte i. S. des § 30 I 
Nr. 1. — Der Einbringende iſt bei Er⸗ 
rechnung des Veräußerungsgewinns an 
die von der Kapitalgeſellſchaft eingeſetz⸗ 
ten Werte gebunden 2359 1 


* 


§ 13 KörpSt®., §§ 13, 20 EintStG. Wenn 
auf Aktien im Beſitz einer körperſchafts⸗ 
ſteuerpflichtigen Geſellſchaft eine Liquida⸗ 
tionsrate gezahlt wird, ſo hat die Geſell⸗ 
ſchaft das Recht, die abgeſtempelten alten 
Aktien in ihrer Schlußbilanz einzuſetzen 
entweder mit dem bisherigen Buchwert, 
vermindert um die Liquidationsrate, oder 
mit dem höheren Kurswert des Bilanz⸗ 
ſtichtages 2729 4 

8 10 RAbgO., § 37 EinkStG. Die Steuer- 
pflicht von Dividendeneinnahmen kann 
nicht dadurch umgangen werden, daß die 
Aktien vor der Generalverſammlung, die 
über die Höhe der Dividende beſchließt, 
verkauft und nach der Generalverſamm⸗ 
lung zu einem vorher vereinbarten Kurs 
zurückgekauft werden 2728! 


Alkoholismus 


§ 1 III Geſ. zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes. Delirium deutlicher An⸗ 
ſchein für „ſchweren“ A. Dieſer ſetzt einen 
Konſtitutionsmangel voraus 2862 1 

§ 9 I Nr. 7 KörpStG. Ein Verein, deffen 
ſatzungsmäßiger Zweck darauf gerichtet 
iſt, das Volk zur völligen Enthaltung 
vom Alkoholgenuß zu erziehen, kann auch 
im heutigen Staate nicht als eine aus⸗ 
ſchließlich gemeinnützigen Zwecken die⸗ 
nende Körperſchaft anerkannt werden 
3082 5 

8 3 Nr. 3 UmjSt®. Die Bekämpfung des 
Alkoholmißbrauchs iſt gemeinnütziger 
Zweck; als geeigneter Weg zur Errei⸗ 
chung dieſes Zwecks iſt auch die Beſchaf⸗ 
fung von Gelegenheit zur Einnahme von 
Mahlzeiten unter Ausſchluß alkoholiſcher 
Getränke anzuerkennen 26532 


Allgemeines Preußiſches Landrecht 


Der Staat, der von anderer Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts gemäß § 839 
BGB., Art. 131 Wein Verf. in Anſpruch 
genommen wird, kann dem Schadens⸗ 
erſatzanſpruch nicht unter Beruſung auf 
§ 839 I 2 BGB. entgegenhalten, die 
Körperſchaft müſſe zunächſt von ihrem 
eigenen Beamten wegen deſſen Mitver⸗ 
ſchulden nach § 89 II 10 ALR. Erſatz for- 
dern. Denn auch die Haftung nach 8 89 
II 10 fegt gemäß § 91 II 10 ALR. vor⸗ 
aus, daß die geſchädigte Körperſchaft auf 
andere Weiſe Erſatz nicht erlangen kann. 
Dieſe Beſtimmung genießt Vorrang vor 
§ 839 12 BGB. Das Mitverſchulden ift 
vielmehr nach § 254 BGB. zu berück⸗ 
ſichtigen 25445 3193 ? 

Im Gebiet des PrALR. und in dem des 
rheiniſch⸗franzöſiſchen Rechts hat der An⸗ 
lieger einer Straße (öffentlichen ſtädti⸗ 
ſchen oder Dorfſtraße, einerlei ob Ge⸗ 
meinde⸗ oder Kreisſtraße, nicht Landſtraße) 
ein Recht darauf, daß der Zugang von 
und zu der Straße zu Fuß und zu Wagen 
(auch Kraftwagen) und die Möglichkeit 
des Zutritts von Luft und Licht zu den 
Gebäuden erhalten bleibe, aber nicht auch 
darauf, daß die freie Entwicklung des 
Straßenverkehrs nicht gehemmt werde. 
Gleiche Rechte ſind bei gleichen Verhält⸗ 
niſſen einem Anlieger im gemeinrecht⸗ 
lichen Gebiete des Landes Preußen zuzu⸗ 
billigen 2764 

88 789, 790, 720, 740, 574 II 11 ALR. 
Der baulaſtpflichtige Kirchenpatron iſt 
für den Neubau eines zweiten und wei⸗ 
teren Pfarrgebäudes beitragspflichtig, ſo⸗ 
fern deſſen Bau durch Anwachſen der 
Seelenzahl der Kirchengemeinde notwen⸗ 
dig wird. Der vorſtehende Grundſatz gilt 
auch für das durch Verjährung (Er⸗ 
ſitzung) erlangte Patronat, falls nicht der 
Patron in der Erſitzungszeit ausdrücklich 


2 


10 


oder durch ſchlüſſige Handlungen den 
Willen erkennbar gemacht hat, den Um⸗ 
fang der Patronatspflichten auf die 
während der Erſitzungszeit vorhandenen 
Gebäude zu beſchränken 28152 

Heranziehung zu Naturalleiſtungen für 
vereinigte Lehrer⸗ und Organiſtenſtelle. 
Auch nach Einführung des ALR. konnte 
ſich in Schleſien Obſervanz bilden über 
den von dem kirchlich verpflichteten Pa⸗ 
tron zu leiſtenden Beitrag zum vereinig⸗ 
ten Kirchen⸗Schullehreramt 2190 3 

88 1, 11, 54 II 15. Brückenunterhaltung. 
In der Niederlauſitz beruht die Unter⸗ 
haltung der Land⸗ und Heerſtraßen auf 
Obſervanz; ihre Abänderung durch be⸗ 
ſondere Rechtstitel iſt zuläſſig. Wenn der 
beſondere Rechtstitel für die Unterhal⸗ 
tung einer Brücke fortgefallen iſt, lebt 
nicht die frühere Unterhaltspflicht wieder 
auf, vielmehr tritt dann der nach jetzigem 
5995 7 allgemein Unterhaltspflichtige ein 


Altenteil 
vgl. auch unter Gutsüberlaſſung 
Die Eintragung der Umwandlung eines 
Auszugs (Wohnungsrecht) in Geldren⸗ 
tenanſpruch iſt nicht inhaltlich unzuläſſig, 
obwohl dadurch aus einer beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeit eine Reallaſt 
wird 2997 2 
Leibgedinge, Leibzucht, A. und Auszug kön⸗ 
nen auch nach dem 1. Jan. 1900 i. S. des 
89 EGzZwvVerſt., Art. 6 Pra Zw⸗ 
VerſtG. erworben werden; bei Auslegung 
dieſer Beſtimmungen iſt auf das ältere 
Recht zurückzugehen. Auch ſtädtiſche 
Grundſtücke können Gegenſtand eines A., 
Leibgedinges u. ä. ſein. Die Beſtellung 
eines Leibgedinges u. ä. kann Gegenſtand 
eines Vermächtniſſes ſein. Es genügt 
nach $ 9 EG ZwVerſtGG., Art. 6 PrAG⸗ 
ZwvVerſtG., daß Do das ſtreitige Recht 
nach ſeiner Eintragung und der zugrunde 
liegenden Bewilligung im ganzen als A. 
darſtellt; es braucht nicht ausdrücklich als 
A. bezeichnet zu fein 3004 
Das Anerb®. ift nicht berechtigt, auch nicht 
auf Grund des § 56 RErbhof®,, einen 
vor dem 1. Okt. 1933 feſtgeſetzten Nieß⸗ 
brauch in ein A.recht für den Nießbrau⸗ 
cher umzuwandeln 3066 1 
89 PrAltentundVO. In A. ſachen hat der 
RA. eigenes Recht zur Beſchwerde gegen 
die Streitwertfeſtſetzung. In ihnen bemißt 
ſich der Streitwert nach dem ſtreitigen 
Betrage des Geldbezugs für ein Jahr 
2346 
Altrentnergeſetz 
vgl. unter Verſorgungsrecht 
Amerika 
dal. unter Vereinigte Staaten 
Amneſtie 
bgl. unter Straffreiheit 
Amtsbezirk 
Zur Frage der ſtillſchweigenden Widmung 
eines öffentlichen Weges durch die Wege⸗ 
polizei. Ein kommunalfreies Grundſtück 
kann Beſtandteil eines A. ſein 3167 3 
Amtsdelikte 
§ 331 StGB. Die Rechtswidrigkeit der An- 
nahme eines Vorteils für amtliche Tätig⸗ 
keit entfällt nur bei Zuſtimmung der 
vorgeſetzten Behörde oder bei Vorliegen 
eines geſetzlichen Grundes 2469 10 
§ 332 StGB. Nach ſtändiger Rechtſprechung 
des RG. muß es ſich bei der als Gegen⸗ 
leiſtung für das Entgelt zu leiſtenden 
Handlung um ſolche handeln, die in das 
Amt oder den Dienſt des betreffenden Be⸗ 
amten einſchlägt 2558 15 
§ 333 StGB. Die Handlung, welche die 
Gegenleiſtung für die Geſchenke bilden 
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ſoll, kann in Tun oder Unterlaſſen be⸗ 
ſtehen 2149 19 

Die „Verfallerklärung“ des § 335 StGB. 
deckt ſich begrifflich nicht vollkommen mit 
der „Einziehung“ nach § 40 StB. Im 
Urteil gemäß § 335 StGB. ift nicht aus- 
zuſprechen, daß „die zu Unrecht einge⸗ 
nommenen Gelder eingezogen werden“, 
fondern „Ein Geldbetrag von ... AM 
wird für dem Staat verfallen erklärt“ 
2558 16 

Das nach der PrGVollzO. v. 23. März 
1914 zu führende Dienſtregiſter iſt nicht 
als öffentliches Regiſter oder Buch an⸗ 
zuſehen. Dagegen kommt es als Urkunde 
i. S. von § 348 II StGB. in Betracht 
2338 10 

Eine ſchwere Privaturkundenfälſchung kann 
mit einem Verbrechen gegen die Së 348 
II, 349 StGB. in natürlicher Handlungs- 
einheit ſtehen. Die Grundſätze von 
RGSt. 44, 223 find auf einen Fall angu- 
wenden, in dem zwei Verbrechen gegen 
die Së 348 II, 349 StGB. in Tateinheit 
mit einem Betrug ſtehen 2979 10 

Angeſtellte des Arbeitsamts, die mit der 
Wahrnehmung eines ſelbſtändigen Pflich⸗ 
tenkreiſes betraut ſind, üben öffentlich⸗ 
rechtliche Funktionen aus und ſind daher 
Beamte i. S. des § 359 StGB. 2980 20 


Amtsgericht 

Zur Einengung des Arbeitsgebiets der An⸗ 
wälte: Vertretung der Reichsbahn vor 
den A. durch ihre Beamten 2605 

8 61 GeſchO. für die Preuß. AS. Wenn 
Behörde Sachen einer Privatperſon in 
Verwahrung nimmt, entſteht ein nach 
öffentlichem Recht zu beurteilendes 
Rechtsverhältnis, kraft deſſen für den 
Staat und ſeine Organe die Verpflich⸗ 
tung zur Obhut und, falls öffentliche 
Intereſſen nicht entgegenſtehn, zur Rück⸗ 
gabe der Sache in unverſehrtem Zu⸗ 
ſtande erwächſt, und für das auch 8 282 
BGB. maßgebend iſt. Schuldtitel, von 
denen im Falle des Verluſtes weitere 
Ausfertigung regelmäßig unſchwer zu er⸗ 
langen iſt, ſind nicht zu den „ähnlichen 
Urkunden“ i. S. des § 61 Nr. 1 GeſchO. 
zu zählen. Dagegen iſt beſondere Aufbe⸗ 
wahrung gemäß Nr. 2 für Grundſchuld⸗ 
briefe und für die die ſachliche Anſpruchs⸗ 
berechtigung ergebenden Abtretungsur⸗ 
kunden geboten 2842 ? 


Amtspflichtverletzung 

Begriff und Begründung von Amtspflich⸗ 
ten. Der Pflichtenkreis eines Beamten 
ſteht nicht ein für allemal feſt. Amts⸗ 
pflichten werden für ihn nicht nur durch 
Geſetz, allgemeine Dienſtvorſchrift oder 
beſonderen Dienſtbefehl des Vorgeſetzten 
begründet; er kann, ſofern ſein Handeln 
nur innere Beziehung zu ſeinen amt⸗ 
lichen Befugniſſen behält, amtliche Pflich⸗ 
ten auch durch beſondere Erklärung über⸗ 
nehmen. So iſt Auskunft, zu deren Er⸗ 
teilung Amtspflicht nicht beſteht, wenn 
ſie erteilt wird, Amtshandlung; ſie muß 
kraft Amtspflicht richtig erteilt werden, 
folglich wird für ſchuldhaft unrichtige 
Auskunft nach Amtsrecht gehaftet. Sorg⸗ 
faltspflicht gemäß § 839 12 BGB. Wer- 
den durch dieſelbe fahrläſſige A. mehrere 
Perſonen geſchädigt, ſo kann der ſchul⸗ 
dige Beamte oder der für ihn haftende 
Staat den einzelnen Geſchädigten die 
Verſäumung einer Erſatzmöglichkeit, die 
nur ſeinen Schaden, nicht zugleich auch 
den der andern Geſchädigten gedeckt hätte, 
nicht mit der Folge entgegenhalten, daß 
der Erſatzanſpruch in voller Höhe abzu⸗ 
weiſen ift 2398 4 


§ 839 BGB. Der Erſatzberechtigte verliert 
ſeinen Anſpruch gegen den an Stelle des 
Beamten haftenden Staat nicht dadurch, 
daß er ſchuldhaft den Eintritt des Scha⸗ 
dens nicht erkannt und wegen dieſer Un⸗ 
kenntnis ein Vorgehen gegen andern Er⸗ 
ſatzpflichtigen unterlaſſen hat. Der Ver⸗ 
luſt des Erſatzanſpruchs tritt dann ein, 
wenn der Erſatzberechtigte in Kenntnis 
des ihm zugefügten Schadens ſchuldhaft 
es unterläßt, anderweit Erſatz zu er⸗ 
langen. Der Staat, der von anderer Kör⸗ 
perſchaft des öffentlichen Rechts gemäß 
§ 839 BGB., Art. 131 Weim Verf. in An- 
ſpruch genommen wird, kann dem Scha⸗ 
denserſatzanſpruch nicht unter Berufung 
auf § 839 I 2 BGB. entgegenhalten, die 
Körperſchaft müſſe zunächſt von ihrem 
eigenen Beamten wegen deſſen Mitver⸗ 
ſchulden nach § 89 II ALR. Erſatz for- 
dern. Denn auch die Haftung nach § 89 
II 10 ſetzt gemäß § 91 II 10 ALR. vor⸗ 
aus, daß die geſchädigte Körperſchaft auf 
andere Weiſe Erſatz nicht erlangen kann. 
Dieſe Beſtimmung genießt Vorrang vor 
§ 839 12 BGB. Das Mitverſchulden ift 
vielmehr nach § 254 BGB. zu berückſich⸗ 
tigen 2544 5 3193 ? 

Die durch einen Verſicherungsvertrag be- 
gründete unbeſchränkte Erſatzpflicht einer 
Verſicherungsgeſellſchaft ſchließt die 
Amtshaftung gemäß § 839 I S. 2 BGB. 
aus. Die Amtshaftung tritt nur hilfs⸗ 
weiſe ein, wenn auf andere Weiſe Erſatz 
nicht erlangt werden kann. Bei der auf 
fahrläſſige A. geſtützten Amtshaftungs⸗ 
klage kann die Verjährung des 8 852 
BGB. erſt beginnen, wenn der Ver⸗ 
letzte weiß, daß kein anderer erſatzpflichtig 
oder wie hoch der Ausfall iſt. Der Ge⸗ 
ſchädigte darf ſich jedoch, wenn für die 
Schadenszufügung nur das Verhalten 
beſtimmter Perſonen urſächlich geweſen 
ſein kann, nicht völlig untätig verhalten 
und abwarten, ob zufällig die eigentliche 
Urſache aufgeklärt und ihm bekannt wird. 
Unterbleibt die Prüfung einer begründe⸗ 
ten Vermutung der Erſatzpflicht eines 
Dritten, ſo beginnt die Verjährung des 
8 852 BGB. in dem Zeitpunkte, in dem 
im Klageweg hätte feſtgeſtellt ſein kön⸗ 
nen, daß von dem Dritten Schadenserſatz 
nicht oder nur zum Teil erlangt werden 
konnte 2543 4 

Nicht nur Anſprüche aus unerlaubter Hand- 
lung und nicht einmal nur Schadens» 
erſatzanſprüche gegen Dritte laſſen die 
Haftung aus § 839 I S. 2 BGB. zurück⸗ 
treten, auch die Möglichkeit, auf ſonſtige 
Weiſe (z. B. durch Bereicherungsan⸗ 
ſprüche) die Vermögensminderung aus⸗ 
zugleichen, muß erſchöpft ſein, bevor ge⸗ 
gen den Beamten ein Schadenserſatzan⸗ 
ſpruch erhoben werden kann 2545 “ 

Eine Nachprüfung der auf Grund der 88 4, 
9, 11 BerBeamt®. getroffenen Maßnah⸗ 
men im ordentlichen Rechtsweg iſt aus⸗ 
geſchloſſen. Die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs wird auch nicht durch die Erhebung 
einer Schadenserſatzklage wegen A. aus 
8 839 BGB. begründet 2569 + 

Es ſtellt Verletzung nicht nur der den dienſt⸗ 
lichen Vorgeſetzten des Beamten obliegen⸗ 
den Fürſorgepflicht, ſondern auch einer 
dem Beamten gegenüber obliegenden 
Amtspflicht dar, wenn die Dienſträume 
und der Dienſtbetrieb nicht ſo eingerich⸗ 
tet und geregelt ſind, daß der Dienſtver⸗ 
pflichtete gegen Gefahren für Leben und 
890 oit nach Möglichkeit geſchützt iſt 

268 4 

§ 61 Nr. 1 u. 2 GeſchO. für die preuß. AG. 

Wenn eine Behörde Sachen einer Privat⸗ 


perfon in Verwahrung nimmt, entſteht 
ein nach öffentlichem Recht zu beurteilen⸗ 
des Rechtsverhältnis, kraft deſſen für den 
Staat und ſeine Organe die Verpflich⸗ 
tung zur Obhut und, falls öffentliche 
Intereſſen nicht entgegenſtehen, zur Rück⸗ 
gabe der Sachen in unverſehrtem Zu⸗ 
ſtande erwächſt, und für das auch § 282 
BGB. maßgebend iſt. — Schuldtitel, von 
denen im Falle des Verluſtes weitere 
Ausfertigung regelmäßig unſchwer zu er⸗ 
langen ift, find nicht zu den „ähnlichen 
Urkunden“ i. S. des 8 61 Nr. 1 Geht) 
zu zählen. Dagegen iſt beſondere Aufbe⸗ 
wahrung gemäß Nr. 2 für Grundſchuld⸗ 
briefe und für die die ſachliche Anſpruchs⸗ 
berechtigung ergebenden Abtretungsur⸗ 
kunden geboten. Schuldhafte Verletzung 
der Vorſchrift des § 60 mert. be- 
gründet Amtshaftung nach Art. 131 
RVerf. Im Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren über Grundſtücke beſteht auch ge⸗ 
genüber dem Meiſtbietenden eine Amts⸗ 
pflicht des das Verfahren leitenden Be⸗ 
amten zur Einhaltung der geſetzlichen 
Vorſchriften. Deshalb gebührt dem Meiſt⸗ 
bietenden der im Art. 131 gegebene Er⸗ 
ſatzanſpruch, wenn ein Grund zur Ver⸗ 
jagung des Zuſchlags auf einem ſchuld⸗ 
haften Verſtoß gegen die das Verfahren 
ordnenden Vorſchriften beruht 2842 ? 

8 839 BGB. A. des mit Verteilung nach 
$ 872 BPO. befaßten Richters, der dabei 
die Verteilung an die Pfändungsgläubi⸗ 
ger vornimmt, dagegen die Rechte des 
Zeſſionars, für den ebenfalls die Hinter⸗ 
legung erfolgt war, unberückſichtigt läßt. 
Der Beamte hat jedem Dritten gegen⸗ 
über die Amtspflicht, die Grenzen ſeiner 
Zuſtändigkeit einzuhalten 2333 3 

Eine auf Grund des § 1669 BGB. ange⸗ 
ordnete Auseinanderſetzungspflegſchaft 
endet gemäß § 1918 III BGB. in dem 
Zeitpunkt, in dem die Auseinander- 
ſetzung durchgeführt iſt. Der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Aufhebung bedarf es 
zur Beendung der Pflegſchaft in dieſem 
Falle nicht. Ordnet der Vormundſchafts⸗ 
richter Uberwachungsmaßnahmen an, die 
über den Rahmen der Beſtimmungen 
hinausgehen und unterläßt er ſpäter die 
Überwachung, ſo liegt hierin keine zum 
Schadenserſatz verpflichtende A. 3001? 

§ 839 BGB. Wenn der Notar von der ihm 
durch § 15 GBO. erteilten, amtlichen Be- 
rechtigung zur Einreichung der Urkun⸗ 
den bei Gericht Gebrauch macht, hat er 
die Amtspflicht zur ſorgfältigen, insbeſ. 
auch rechtzeitigen Ausführung 2402 ° 

§ 839 BGB. Haftung des Notars für Rang- 
verſchlechterungen 2529 

8 839 BGB. Für den Notar beſteht die 
Amtspflicht, bei der Beurkundung eines 
Vertrags den Verkäufer eines Grund⸗ 
ſtücks über die wirtſchaftliche Tragweite 
einer Auflaſſung ohne Sicherung des an 
Stelle eines Kaufpreiſes vereinbarten 
Nießbrauchs uſw. zu belehren und ihn auf 
die Möglichkeit der dinglichen Sicherung 
des Anſpruchs hinzuweiſen 2864 ! 

§ 839 BGB. Werden dem mit der Beur- 
kundung eines Sicherungsübereignungs⸗ 
vertrags beauftragten Notar die in Be⸗ 
tracht zu ziehenden tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe nicht ſo dargeſtellt, daß er bei pflicht⸗ 
gemäßer Prüfung an der Rechtsgültig⸗ 
keit der Sicherungsübereignung zweifeln 
oder daß er mit der Möglichkeit der An⸗ 
nahme einer Vermögensübernahme rech⸗ 
nen muß, fo iſt er nicht verpflichtet, die 
Vertragſchließenden darüber zu belehren, 
daß derartige Sicherungen, je nach den 
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Umſtänden des Falls, in der Rechtſpre⸗ 
chung verſchiedenartig beurteilt werden. 
Die gegen den Sicherungsnehmer in 
Rechtsſtreit, in dem er dem Notar den 
Streit verkündet hatte, erfolgte Feſtſtel⸗ 
lung, er ſei durch den Vertrag nicht 
Eigentümer geworden, oder, er ſei ande⸗ 
ren Gläubigern als Vermögensüberneh⸗ 
mer haftbar, zwingt nicht zu einer Ent⸗ 
ſcheidung dahin, daß der Notar durch die 
Beurkundung des Vertrags ſeine Amts⸗ 
pflicht verletzt habe 2841 ! 

A. des Notars. Bei Beurkundung eines 
Grundſtückkaufvertrags tann fih die eine 
Vertragspartei darauf verlaſſen, daß die 
Vertretungsmacht ſeines Vertragspart⸗ 
ners von dem rechtskundigen Notar ge⸗ 
prüft und in Ordnung befunden ſei 2394! 

Der mit der Beſcheinigung über den Grund⸗ 
buchſtand beauftragte Notar hat keine 
Amtspflicht, ſich zugleich rechtsbelehrend 
darüber zu äußern, welche Folgen die 
zutreffend beſcheinigte Grundbuch⸗ und 
Rechtslage wegen der begrenzten re⸗ 
lativen Wirkung der Eigentümerbefugnis 
aus $ 7 AufwG. und der fih daraus im 
Falle der Zwangsverſteigerung mög⸗ 
licherweiſe ergebenden verwickelten Rang⸗ 
verhältniſſe zeitigen könnte 2397 3 

Bei der Anwaltshaftung kommt für die E e 
läſſigkeit der Reviſion § 546 BPO., bei 
der Notarhaftung § 547 Ziff. 2 ZPO. zur 
Anwendung. Erteilt Notar eine Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel zu einer von ihm aufge⸗ 
nommenen Urkunde des § 794 Ziff. 5 
BPO., nachdem er den Vollſtreckungsauf⸗ 
trag angenommen hat, jo verletzt er fahr- 
läſſig feine Amtspflicht als Notar. Begeht 
der Verſteigerungsrichter daraufhin eben⸗ 
falls eine fahrläſſige A., ſo wird dadurch 
nicht der Kauſalzuſammenhang zwiſchen 
der Handlung des Notars und dem Scha⸗ 
den des Gläubigers unterbrochen, viel⸗ 
mehr iſt das Zuſammenwirken beider 
Verſehen als Schadensurſache anzuſehen 
Soap. 

8 839 I 1 u. 2. BGB. Gibt Juſtizinſpektor, 
der Antrag auf Einſtellung der Hwangs- 
vollſtreckung aufnimmt, dem Antragſtel⸗ 
ler die überreichten Urkunden wegen an⸗ 
geblichen Fehlens der Namen der Pfän⸗ 
dungsgläubiger zurück, ſo liegt darin A. 
Die Haftung entfällt nicht gemäß § 839 
I 2 dadurch, daß dem rechtlich nicht be⸗ 
wanderten kaufmänniſchen Angeſtellten 
des Antragſtellers, der für dieſen den An⸗ 
trag ſtellte, die Angabe der Gläubiger in 
den von ihm überreichten Urkunden un⸗ 
bekannt war, weil er ſich von dem Inhalt 
der Urkunden keine genaue Kenntnis 
verſchafft hatte 3194 $ 

Der Gerichtsvollzieher muß den Vollſtrek⸗ 
kungsgläubiger auch von der Verlegung 
des Verſteigerungstermins benachrichti⸗ 
gen. Unterlaſſung der Benachrichtigung 
ſtellt A. dar 2493 6 

Der Steuergeſamtſchuldner, der wegen von 
ihm verlangter Steuerſchuld nach ſeinem 
Vertragsverhältnis zum anderen Steuer⸗ 
geſamtſchuldner gegen dieſen Rückgriffs⸗ 
anſpruch hat, ihn aber wegen deſſen in⸗ 
zwiſchen eingetretener Zahlungsunfähig⸗ 
keit nicht zu verwirklichen vermag, hat 
einen Schadenserſatzanſpruch gegen den 
Staat bzw. die Gemeinde wegen A. des 
mit der Steuereinziehung gegen den an⸗ 
deren Steuerſchuldner betrauten Beam⸗ 
ten, der ſich hierbei einer Fahrläſſigkeit 
ſchuldig gemacht hat, z. B. dadurch, daß 
er eine von jenem für die Steuerſchuld 
beſtellte gute Sicherheit ohne Erfüllung 
der dafür geſetzlich vorgeſehenen Voraus⸗ 
ſetzungen und Beſchränkungen gegen eine 
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andere ſchlechte eintauſcht. Der geſchädigte 
Steuergeſamtſchuldner iſt Dritter i. S. 
des Art. 131 RVerf., § 839 BGB. 2767 5 

A. durch Kraftwagen der Feuerwehr. Auch 
auf der Rückfahrt ins Depot der Dampf⸗ 
ſpritze liegt Ausübung öffentlicher Gewalt 
vor. Die Haftung einer öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Körperſchaft aus § 7 Kraftf®. 
ſteht ſelbſtändig neben ihrer Haftung aus 
§ 839 BGB. und Art. 131 RVerf. Der 
erſteren kann ſie nicht mit dem Einwand 
aus $ 839 I 2 BGB. begegnen 3273 10 

§ 839 BGB. Beaufſichtigungspflicht eines 
Lehrers während Klaſſenwanderung um⸗ 
faßt ſowohl die Sorge, daß die Schüler 
vor Gefahren beſchützt bleiben, als auch, 
daß ſie dritten Perſonen keinen Schaden 
zufügen. Ihre Grenzen findet dieſe Amts⸗ 
pflicht in den ſonſtigen Amtspflichten des 
Lehrers; er muß auch auf Schülerwande⸗ 
rung das Unterrichtsziel im Auge behal⸗ 
ten, auf die zweckmäßige körperliche Be⸗ 
wegung der Schüler achten und im per⸗ 
ſönlichen Geſpräch charakterlich auf ſie 
einwirken; dabei ſoll die Wanderung der 
Entſpannung dienen. Der Lehrer darf 
deshalb gerade bei ihr das Maß der Auf⸗ 
ſicht nicht überſpannen, vielmehr muß er 
feinen Schülern je nach ihrem Alter, 
Charakter und Verſtändnis gewiſſe Selb⸗ 
ſtändigkeit zutrauen 2618 8 

§ 7 BrStaatshaft®. v. 1. Aug. 1909. Eine 
im Inland eingetragene GmbH. verliert 
ihre Inländereigenſchaft auch nicht da⸗ 
durch, daß ſich ſämtliche Geſchäftsanteile 
in der Hand eines ausländiſchen Geſell⸗ 
ſchafters befinden und dieſer als alleini⸗ 
ger Geſchäftsführer die Verwaltung vom 
Ausland aus führt. Eine an den Ge⸗ 
ſchäftsführer als den Vertreter der Ge⸗ 
ſellſchaft zu leiſtende Zahlung iſt nur an 
dem im Inland verbliebenen Sitz der Ge⸗ 
ſellſchaft zu leiſten 2969 ! 

Amtsſprache 
Fehlerhaftes Amtsdeutſch 2528 


Anatomie 

§ 6 II RGrundſ. zur Sort, Erfah von 
Beerdigungskoſten. Ablieferung von Lei⸗ 
chen an die A. durch Fürſorgeverbände 
21911 

Anderkonten 

vgl. unter Bank 
Anerbe 

vgl. unter Erbhof 
Anerbengutsgeſetz, pr. 

Die Vorausſetzungen für die Eintragung 
nach dem A. haben mit den Voraus⸗ 
ſetzungen für die Entſchuldung nach dem 
ER, v. 1. Juni 1933 nichts zu tun 
2646 11 

Anerkenntnis 

8 93 BPO. Iſt A. teilurteil ergangen und 
im Schlußurteil über die Koſten des A. 
und die Koſten des im übrigen ohne Sach⸗ 
entſcheidung erledigten Prozeſſeszuungun⸗ 
ſten derſelben Partei entſchieden worden, 
ſo iſt hiergegen nur die Berufung ge⸗ 
geben, in der die Beſchwerde untergeht. 
Veranlaſſung zur Erhebung einer Klage 
3011 16 

Ein nach Klagerhebung geſchloſſener außer⸗ 
gerichtlicher Vergleich, in dem der Bekl. 
den Klageanſpruch anerkennt und ſich 
verpflichtet, Verſäumnisurteil ergehen zu 
laſſen, löſt die Vergleichsgebühr aus 
3015 23 

Anerkennung der Vaterſchaft 
vgl. unter Uneheliches Kind 
Anfechtung 

pol. unter Ehe A., Ehelichkeits A., A. eines 
Teſtaments unter T., eines Erbvertrags 
unter E. 


2* 


*12 


Anfechtungsgeſetz 

§ 3. Die Ausſchlagung einer Erbſchaft iſt 
keine Rechtshandlung i. S. des A. 30187 

§ 3. Überträgt der nicht bauernfähige Qand- 
wirt ſeinen erbhoffähigen Beſitz an ſeinen 
6jährigen Sohn, fo ift die Übertragung 
nach dem A. anfechtbar. Obwohl der Hof 
in der Perſon des Sohnes Erbhof gewor⸗ 
den ift, ſteht $ 38 RErbhof®. einer 
Zwangsvollſtreckung aus dem Anfech⸗ 
tungstitel nicht entgegen 3223 5 

Anfechtungsklage 

vgl. unter Verwaltungsverfahren 


Angeſtellte 


vgl. auch unter Handlungsgehilfe, Büro- 
vorſteher 

Anſtellungsverhältnis eines Anwalts vgl. 
unter A., A. in Gaſtwirtſchaften vgl. 
unter G. 

Zur Frage der Vergütungsanſprüche von 
Gewerkſchafts A., die nach der Beſetzung 
der Gewerkſchaftshäuſer am 2. Mai 1933 
bis zur Neubildung der Arbeiterverbände 
innerhalb der Deutſchen Arbeitsfront 
weiterbeſchäftigt worden find 23551 

§ 1 UnlWG., § 826 BGB. Das Abſpenſtig⸗ 
machen eines A. eines anderen Geſchäfts⸗ 
betriebs durch Mitbewerber mit erlaub⸗ 
ten Mitteln und zu erlaubten Zwecken 
verſtößt an ſich nicht gegen die Grundſätze 
des lauteren Wettbewerbs und die guten 
Sitten. Sittenwidrig iſt aber das plan⸗ 
mäßige Abſpenſtigmachen von maßgeben⸗ 
den, gut eingearbeiteten, langjährigen A., 
insbeſ. wenn diefe von dem neuen Arbeit⸗ 
geber in ihrem bisherigen Wirkungskreis 
verwendet werden; ferner das Abſpenſtig⸗ 
machen mit dem Zweck, das Handelsge⸗ 
ſchäft des Mitbewerbers in ſeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Grundlagen zu treffen. Die 
Verleitung zur Kündigung durch täu⸗ 
ſchende Mitteilungen oder unwahre Be⸗ 
hauptungen herabſetzender Urteile über 
den bisherigen Arbeitgeber verſtößt eben⸗ 
falls gegen die guten Sitten. Der Kl., 
dem in ſittenwidriger Weiſe A. vom Bekl. 
abſpenſtig gemacht ſind, kann verlangen, 
daß dieſe A. nicht mehr im bisherigen 
Geſchäftsbereich des Kl. und in ihrem 
bisherigen Wirkungskreis bei dem Bekl. 
beſchäftigt werden 21378 


Anhänger 


an Kraftfahrzeug vgl. unter K. 

Anleihe 

In einem Fall, in dem zur Erlangung der 
Steueramneſtie nach SS 3, 4, 6 der 2. St- 
Amn O. 6300 AM Reichsbahn A. hätten 
gezeichnet werden müſſen, ſind nur 
6000 ., gezeichnet worden. — Die 
Amneſtie war zu verſagen 32317 

Anliegerbeiträge 

vgl. unter Straße 

Annahme an Kindes Statt 

§ 7 der 2. DurchfVO. z. RErbhofc h. Wenn 
die A. an K. St. aus Gründen erfolgt, 
die außerhalb der Perſon des Angenom⸗ 
menen liegen, iſt dargetan, daß die nach 
dem 1. Okt. 1933 vorgenommene A. an 
K. St. nicht die Folge einer ſchon vor die⸗ 
ſem Zeitpunkt entſtandenen familienhaf⸗ 
ten Verbundenheit iſt. In dieſem Falle 
ift die Beſtimmung des Angenommenen 
zum Anerben nach § 7 der 2. DurchfVO. 
unzuläſſig 27813 

Anſtiftung 

Ein Gläubiger iſt ſtrafbar, der ſeinen 
Schuldner zu Vergehen nach § 241 KO. 
anſtiftet 2557 2 

Antrag 

vgl. auch unter Berufung, Hilfs A., Klag A. 

§ 287 ZPO. Müſſen Sachanträge im An- 
waltsprozeß verleſen werden? 2676 


Sachregiſter 


8297 I u. V BPO. Wird über einen rechts⸗ 
hängig gewordenen Anſpruch erſt nach 
Schluß der letzten mündlichen Verhand⸗ 
lung ein A. geſtellt, ſo kann dieſer nicht 
mehr berückſichtigt werden 28487 


Anwalt 


vgl. auch unter Verteidiger, Prozeßvoll⸗ 
macht, Ehrengerichtliches Verfahren 

Fachgruppe Anwälte vgl. unter BREDI. 

Zur Einengung des Arbeitsgebiets der An⸗ 
wälte: Vertretung der Reichsbahn vor 
den AG. durch ihre Beamten 2605 

Notgemeinſchaft zwiſchen der Berufsgruppe 
Rechtsanwälte und dem juriſtiſchen Nach⸗ 
wuchs 3171 

Anwaltsnotar oder Nur⸗Notar? 2110 2945 

Der Rechtsanwalt vor den Anerbenbehör⸗ 
den 2956 

Überſicht über die zahlenmäßige Auswir⸗ 
kung des Geſetzes über die Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft v. 7. April 1933 2956 

Die. Anderungen der RAO. 3233 

8 5 Nr. 4 RAD. Die Zulaſſung zur An⸗ 
waltſchaft iſt zu verſagen, wenn der An⸗ 
tragſteller in Anſtellungsverhältnis ſteht, 
das ſeine Hauptarbeitskraft dauernd in 
Anſpruch nimmt; die Ausübung des A.» 
berufes nur im Nebenberuf iſt nicht zu⸗ 
läſſig 3209 12 

Die Bedeutung der 9 Hotton für den Refe⸗ 
rendar 2297 

Zahlung von Vergütungen an die Stations⸗ 
referendare 3261 

Die Anderkonten der Rechtsanwälte und 
Notare 3245 

Haftpflicht des A. Das Tun oder Unter⸗ 
laſſen eines A. bei der Vertretung einer 
Partei in beſonderen zweifelhaften Fra- 
gen macht den A. nicht ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig, wenn er ſeine Anſicht nach 
pflichtgemäßer Überzeugung auf die Stel⸗ 
lungnahme eines anerkannten Erläute⸗ 
rungswerkes ſtützt. Zur Frage der Über- 
weiſung von Rechten auf Grund des Ar⸗ 
reſtbefehls 2763 3 

Die Parteien haben im Armenrechtsbewil⸗ 
ligungsverfahren das Recht, zu den Ter⸗ 
minen A. hinzuzuziehen 2119 2171? 
2173 6 2601 

§ 287 ZPO. Müſſen Sachanträge im A.⸗ 
prozeß verleſen werden? 2676 

§ 198 II ZPO. Die Berufungsfriſt wird 
nicht in Gang geſetzt, wenn das Emp⸗ 
fangsbekenntnis des gegneriſchen A. nicht 
die Angabe des Datums enthält. Es fehlt 
dann an ordnungsgemäßer Zuſtellung 
2847 5 

Së 232, 233 ZPO. Der A., der den be- 
ſchränkten Auftrag zum Einlegen einer 
Berufung, für die im übrigen das Ar⸗ 
menrecht nachgeſucht wird, angenommen 
und ausgeführt hat, iſt, wenn er die Be⸗ 
gründung nicht innerhalb der geſetzlichen 
Friſt vornimmt, jedenfalls verpflichtet, 
die Verlängerung der Friſt rechtzeitig 
nachzuſuchen. Es bedeutet keinen unab⸗ 
wendbaren Zufall, wenn bei ſolcher Sach⸗ 
lage die Friſt nicht eingehalten wird 
3197 8 

8233 ZPO. Verſäumt der A. infolge Nicht⸗ 
beachtung eines ihm perſönlich zugeſtell⸗ 
ten Beſchluſſes, durch den ein Prozeß zur 
Ferienſache erklärt wird, die Friſt zur 
Begründung der Berufung, ſo findet 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
nicht ſtatt 3198 ® 

8 232 II 3WO. Zur Wahrung aller nach 
den Umſtänden anzuwendenden Sorgfalt 
zwecks Vermeidung von Friſtverſäum⸗ 
niſſen reicht es nicht aus, wenn ein A. 
ohne eigene genaue Prüfung einem neu 
eingeſtellten, wenn auch von anderer 
Seite gut beurteilten, im Vorbereitungs⸗ 


dienſt befindlichen Referendar in Fällen, 
in denen Friſtberechnung nach Schlußſatz 
des § 519 RPO. erforderlich wird, die 
Berechnung der Nachweisfriſt überläßt 
2848 6 

ss 233 ff., 519 ZPO. Unterläßt Bürobange⸗ 
ſtellte trotz des gegebenen Auftrags die 
Einreichung der rechtzeitig von dem A. 
angefertigten und unterſchriebenen Beru⸗ 
fungsbegründung innerhalb der Friſt des 
§ 519 II ZPO., jo begründet dies allein 
nicht die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand. Vielmehr muß der A. die zur 
Verhinderung von Friſtverſäumungen 
allgemein für erforderlich gehaltenen 
Vorkehrungen getroffen, insbeſ. die An⸗ 
legung eines Friſtenkalenders angeord⸗ 
net und deſſen ordnungsmäßige Führung 
regelmäßig überwacht haben. Eine Ver⸗ 
mutung, daß dieſe Maßnahmen in jedem 
A.büro getroffen worden find, beſteht 
nicht; daher müſſen dieſe Tatſachen zur 
Begründung des Wiedereinſetzungsan⸗ 
trags ausdrücklich und innerhalb der Friſt 
des § 214 ZPO. angeführt werden 3221 ! 

§ 233 ZPO. Der verſpätete Eingang der 
Deckung eines zur Einzahlung der Pro⸗ 
zeßgebühr beſtimmten Verrechnungs⸗ 
ſchecks geht zu Laſten der zahlungspflich⸗ 
tigen Partei und begründet keine Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand, wenn 
die Unkenntnis der Vorſchriften über den 
Zahlungsverkehr mit den Gerichtsbehör⸗ 
den auf mangelnder Belehrung durch den 
A. der Partei beruht 2910 3 

§ 233 BPO. Sit gegen ein Urteil Beru- 
fung eingelegt und gleichzeitig von dem 
erſtinſtanzlichen A. das Armenrecht nach⸗ 
geſucht worden, ſo darf der zweitinſtanz⸗ 
liche A. mit der Berufungsbegründung 
nicht bis zum Abſchluß des Armenrechts⸗ 
verfahrens warten. Er muß vielmehr in⸗ 
nerhalb der Friſt des § 519 II ZPO. eine 
ausführliche Berufungsbegründung ein⸗ 
reichen. Wird dieſe Friſt verſäumt, muß 
die Partei dies gegen ſich gelten laſſen; 
eine Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand findet nicht ſtatt 3057“ 

§ 112 Pr Verw. Verſchulden von Ange⸗ 
ſtellten ihres Prozeßvertreters iſt einer 
Partei nicht zuzurechnen, wenn den Pro⸗ 
zeßvertreter ſelbſt kein Verſchulden trifft. 
Verſchulden iſt dann nicht anzunehmen, 
wenn ein langjähriger, ſonſt zuverläſſiger 
Bürogehilfe einen Eingang verſehentlich 
in falſche, nicht im Gebrauch befindliche 
Akten legt, obwohl der A. genügende 
Kontrollvorſchriften, insbeſ. über Füh⸗ 
rung des Friſtenregiſters erlaſſen hat und 
die Innehaltung der Friſten ſelbſt ge⸗ 
nügend überwacht 2285 ? 

§ 15 BadVerw RPG. Den vom RG. auf 
dem Gebiete der Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der 
Klagefriſt wegen anwaltlicher Bürover⸗ 
ſehen aufgeſtellten Grundſätzen tritt der 
BadVerwGerßof bei 25912 

Bei der A.haftung kommt für die Zuläſſig⸗ 
keit der Reviſion 8 546 ZPO., bei der 
Notarhaftung § 547 Ziff. 2 ZPO. zur 
Anwendung 3277 1% 

$5 3, 13 Uni. Das durch Zeitungsan⸗ 
zeige erfolgende Angebot eines Rechts⸗ 
beiſtands zur Bearbeitung „aller Zivil⸗ 
und Strafrechtsſachen, insbeſ. Eheſchei⸗ 
dungen“ erfüllt den Tatbeſtand des un⸗ 
lauteren Wettbewerbs. Die örtlichen 
Fachgruppen „Rechtsanwälte“ des BN- 
SD. e. V. find antragsberechtigt i. S. 
des § 13 I UnlWG. 27995 

832 DevVO. 1932. Anwaltliche Schweige⸗ 
pflicht auch in Deviſenſachen 3261 


3 


160 StGB. Bei Leiſtung des Offen- 
barungseids gemäß § 61 III VerglO. 
brauchen zwar völlig wertloſe Forderun⸗ 
gen nicht angegeben zu werden, wohl 
aber zweifelhafte. Dabei find alle 3. Z. 
der Beeidigung obwaltenden Umſtände 
zu berückſichtigen. Belehrt A. hierüber 
den Schwurpflichtigen und handelt es 
ſich dabei um verwickelte und ſchwierige 
Fragen, ſo iſt u. U. damit zu rechnen, 
daß auch erfahrener A. von irrigen Vor⸗ 
ſtellungen beherrſcht fein kann 2412 11 


Die Rechtsſtellung des Danziger RA. im 


Reich. Iſt im Sinne der Formvorſchrif⸗ 
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (S 29 
FGG.) und des Strafverfahrens (58 172, 
345, 390 StPO.) die Unterſchrift eines 
Danziger A. als Unterſchrift eines deut⸗ 
Iden A. anzuerkennen? RGuUrt. 2334 5. 
Aufſatz 2303 


Die Deviſenvorſchriften in der Advokatur⸗ 


praxis (Jugoſlaw. Schrifttum) 2966 


Koſtenfragen 


8 


$ 


$ 


8 


91 BPO. A. wechſel infolge der Rück⸗ 
nahme der Zulaſſung des nichtariſchen 
A. zur Anwaltſchaft. Gebührenanſpruch 
des nichtariſchen früheren RA. Erſtat⸗ 
tungsanſpruch gegen die unterlegene 
Partei 3310? 

91 BBO. Selbſtmord eines A. ift in 
ſeiner Auswirkung auf den Prozeß wie 
Ausſcheiden des A. durch natürlichen 
Tod zu beurteilen und ſtellt notwendigen 
A. wechſel dar 3145 1 

91 II S. 2 ZPO. Ein notwendiger U.» 
wechſel liegt nicht vor, wenn der A, der 
die Berufung einlegt und begründet und 
das Armenrecht beantragt, nach der Be⸗ 
willigung des Armenrechts nicht bei⸗ 
geordnet wird 3014 21 

91 II S. 2 ZPO. A. wechſel infolge Auf- 
gabe der Zulaſſung zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft. Keine Erſtattungsfähigkeit der 
doppelten Koſten, wenn Zulaſſung aus 
freier Entſchließung des A. aufgegeben 
wird 21701 

91 II ZPO. A. gebühren beim A wechſel; 
Eintritt und Ausſcheiden eines A. bei 
gemeinſchaftlich betriebener Praxis; Er- 
ſtattungsfähigkeit der Koſten für meh⸗ 
rere A. 21737 

91 II S. 2 BPO. A wechſel, wenn aus- 
wärtiger A. beim LG. EinſtwVerf. be- 
antragt, das Gericht aber mündliche 
Verhandlung anordnet 30023 

91 RPO. Ob eine dem Verkehrsanwalt 
im Verhältnis zu ſeiner Partei zu⸗ 
ſtehende Vergleichsgebühr erſtattungs⸗ 
fähig iſt, hängt davon ab, ob die Zu⸗ 
ziehung zweier Anwälte objektiv erfor⸗ 
derlich war 3011 7 


In Altenteilsſachen hat der A. ein eigenes 


8 


8 


Recht zur Beſchwerde gegen die Streit⸗ 
wertfeſtſetzung. In ihnen bemißt ſich der 
Streitwert nach dem ſtreitigen Betrag 
des Geldbezugs für ein Jahr 2346 ? 
52 III der 1. DurchfB O. z. RErbhofch. 
Die Vorſchrift des § 515 ZPO. kann auf 
den Fall der Zurücknahme der Be⸗ 
ſchwerde im Erbhofverfahren auch nicht 
ſinngemäß Anwendung finden. Die 
Koſten der Zuziehung eines A. ſind von 
einer anderen am Verfahren beteiligten 
Perſon nur dann zu erſtatten, wenn die 
Zuziehung einer rechtskundigen Perſon 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
erforderlich war, und wenn die Erſtat⸗ 
tung außerdem dem billigen Ermeſſen 
entſpricht 3291 1 

91 BBO. Die Gebühr, die der A. für 
ſeine Tätigkeit bei der Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftungsſtelle zwecks Erlangung der 


Sachregiſter 


Genehmigung für genehmigungspflich⸗ 
tige Leiſtung berechnet, gehört nicht zu 
den erſtattungspflichtigen Prozeßkoſten 
320518 

Im Rahmen des § 102 ZPO. haftet der 
A. für das Verſchulden eines amtlich 
beſtellten Vertreters 3301 10 

Steuerrecht 

Spezielle Einkommenſteuerfragen der RA. 
und Notare: Werbungskoſten und Son⸗ 
derleiſtungen 2316; Steuerfragen bei 
Nebenbeſchäftigung 2317 

Zur Umſatzſteuerpflicht der RA. und No⸗ 
tare. Vorſchläge zu Geſetzesänderungen 
2388 

§ 46 Guten. Zeichnet ein A. die bei 
ihm durchlaufenden Gelder genau auf, 
fo darf das Fin A. bei der Ermittlung 
des ſteuerpflichtigen Einkommens ſich an 
die genauen Zahlen halten und kann die 
Einfegung von Pauſchſätzen ablehnen 
3021 ? 

85 I PrGewStVoO. Muß bei der Ge- 
werbeſteuerveranlagung eines A., der 
zugleich Notar iſt, der auf die Rechts⸗ 
anwaltstätigkeit entfallende Unkoſtenan⸗ 
teil geſchätzt werden, ſo beſtehen keine 
rechtlichen Bedenken, einen Schlüſſel an⸗ 
zuwenden, der die Verteilung nach Maß⸗ 
gabe der Roheinnahmen vornimmt, da⸗ 
bei aber die Roheinnahmen aus dem No- 
tariat nur mit der Hälfte anſetzt 3232 ? 

Zur Frage der Abwälzung der Gewerbe⸗ 
ſteuer 3261 


Zu den Begriffen „Tätigkeit“ und „Dienſt⸗ 
einkommen“ im Sinne der Ruhensvor⸗ 
ſchriften, insbeſ. der 88 64—67 Beamt⸗ 
RG. v. 30. Juni 1933; ferner „Tätig⸗ 
keit“ und „Beſchäftigung im Dienſte des 
Reiches“. A., der das Reich in einem 
Prozeß vertritt und dafür Honorar er⸗ 
hält, bezog ſicherlich kein „Dienſtein⸗ 
kommen“ und iſt nicht „im Dienſte des 
Reichs“ beſchäftigt. Das Honorar ge⸗ 
hört zweifellos zu ſeinem „Einkommen“, 
er handelt aber nach eigenem Ermeſſen, 
nicht als Untergebener einer Reichs⸗ 
ſtelle 2283 3 

Anwaltsgebühren 

Tabellen zur Reihs- und PrLandesGGebO. 
für RA., zur PrGebO. für Notare, zum 
GKG., zum PrStempStdTarif, zum 
Aufw.⸗ und UmjSt®. nebſt Erläuterun⸗ 
gen und ergänzenden Beſtimmungen. 
Schrifttum 2835 

Die einem RA. nach der RAGebO. zu- 
ſtehenden Gebühren in einem nicht dem 
Anwaltszwang unterliegenden Rechts⸗ 
ſtreit ſind auch dann voll erſtattungs⸗ 
fähig, wenn ſich der RA. durch einen bei 
ihm beſchäftigten Referendar, der nicht 
beſtellter Vertreter gem. § 25 RAnwO. 
iſt, als Nachbevollmächtigten hat ver⸗ 
treten laſſen, vorausgeſetzt, daß die Er- 
teilung der Nachvollmacht nicht aus⸗ 
geſchloſſen war 2355 ® 

$ 1 RAGED. Auf bedingten Verzicht des 
RA. auf ſeine A. kann ſich der zur Tra⸗ 
gung der Koſten verurteilte Gegner nicht 
berufen 2499 24 

Die gegen erſtinſtanzliche Streitwert⸗ 
beſchlüſſe des LG. gerichtete Beſchwerde 
aus § 12 RAcGebO. unterliegt dem An- 
waltszwang 3005 ® 

88 9, 13 RAGEHD. Im Fall des § 618 
BRO. entſteht weder Verhandlungs⸗ 
noch Vertagungsgebühr 2420 3 

§ 13 Ziff. 1 RAcgebO. Keine Erhöhung 
der Prozeßgebühr bei Ausdehnung des 
Armenrechts auf vergleichsweiſe zu er⸗ 


113 


9039 nicht rechtshängige Anſprüche 

2 6 

8 13 Ziff. 2 RAGO. Die bloße Stel- 
lung widerſprechender Sachanträge ohne 
erläuterndes Vorbringen begründet keine 
Verhandlungsgebühr 2638 15 

§ 13 Ziff. 3 RAGEbD. Iſt die Vergleichs⸗ 
gebühr für einen unker Widerrufsvor⸗ 
behalt geſchloſſenen Vergleich zuzubilli⸗ 
gen? 21749 2346 4 3300 ® 

8 13 Ziff. 3 RAGEGD. Vergleich im gebüh⸗ 
renxechtlichen Sinne nur, wenn Ent- 
ſcheidung des Gerichts erſpart werden 
fol 2710 

$ 13 Ziff. 3 RAcgebO. Ein nach Klage- 
erhebung geſchloſſener Saft gerte er 
Vergleich, in dem der Bekl. den Klage⸗ 
anſpruch anerkennt und ſich verpflichtet, 
Verſäumnisurteil ergehen zu laſſen, löſt 
die Vergleichsgebühr aus 3015 23 

8 13 Ziff. 3 RAGebO. Den beiden Par- 
teien im Scheidungsprozeß beigeordneten 
Armenanwälten ſteht für einen Ver⸗ 
gleich, in dem ohne erkennbaren Grund 
eine von der geſetzlichen Folge zu Laſten 
der Staatskaſſe abweichende Koſtenver⸗ 
einbarung getroffen iſt, keine Vergleichs⸗ 
gebühr zu 31489 

$ 13 Ziff. 4 RAGebO. Beweisaufnahme 
durch Verwertung von im Armenrechts⸗ 
verfahren aufgenommenen Protokollen 
23465 2348 ° 

8 13 Ziff. 4 BPO. Verwertung von Ur⸗ 
kunden, die im Armenxechtsverfahren zu 
den Akten gelangt jind, im ordentlichen 
Prozeß 3221? 

88 13 Ziff. 4, 27 RAGebO. Beweisauf⸗ 
nahme durch Verwertung von Beiakten 
vor und nach Zurückverweiſung 26337 

§ 13 Ziff. 4 RAGebO. Bedeutet die Par- 
teivernehmung im Eheprozeß Beweis⸗ 
aufnahme, ſo daß die Beweisgebühr des 
RA. entſteht? 2351 1 2637 12 

8 13 Ziff. 4 ZPO. Parteivernehmung gilt 
als Beweisaufnahme nur, wenn Be⸗ 
weisbeſchluß nach § 450 ZPO. ergangen 
oder auf die Vorſchriften der 88 445 ff. 
ZPO. Bezug genommen ift 3014 20 

8 13 Ziff. 4 BPO. Erft die Anordnung 
der Vernehmung von nach § 272 b BPO. 
geladenen Zeugen ſtellt Beginn der Be⸗ 
weisaufnahme dar, nicht ſchon eine Be⸗ 
lehrung der Zeugen 3147“ 

8 14 RAGEbD. Der erft nach Einreichung 
der Klage beſtellte Armenanwalt hat 
Anſpruch auf nur 5/10 Gebühr aus der 
Staatskaſſe, wenn er die Klage zurück⸗ 
nimmt 3226 ® 

8 14 RAGebO. Der zum Armenanwalt 
beſtellte RA., der ohne Vollmacht feiner 
Partei die Klage einreicht, hat keinen 
Anſpruch auf Gebühren, wenn die Klage 
vor Vollmachtserteilung und vor Ver⸗ 
handlungsbeginn zurückgenommen wird 
3226 9 

8 14 RAGEHD. Zum Gebührenanſpruch des 
Armenanwalts bei Einreichung der 
Klage zuſammen mit Armenrechtsgeſuch 
a 

§ 27 RAGE6D. findet auch Anwendung, 
wenn die Berufung zurückgenommen 
und daraufhin Verluſtigkeitsurteil aus 
§ 515 ZPO. ergangen ift 2573 6 

8 44 RAGO. Ob eine dem Verkehrs⸗ 
anwalt im Verhältnis zu ſeiner Partei 
zuſtehende Vergleichsgebühr erſtattungs⸗ 
fähig iſt, hängt davon ab, ob die Zu⸗ 

ziehung zweier Anwälte objektiv erfor⸗ 
derlich war 3011 17 

88 63, 78, 89 RAcgebO. Die Gebühr nach 
Së 63, 64 RAGebO. umfaßt auch ans- 
wärtige Beweisaufnahme außerhalb der 
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Hauptverhandlung. Abweſenheitsgelder 
nur für Werktage 2501 30 

Die geſetzlichen Gebühren für Anferti⸗ 
gung von Strafanzeigen ſind gem. § 89 
RAcebO. nach SS 67, 68 RAGED, zu 
berechnen. Da dieſe Vorſchriften nur ent⸗ 
ſprechend anwendbar ſind, iſt Erhöhung 
nicht ausgeſchloſſen 2648 13 

§ 87 RNAGCHD. 7 und Erſtat⸗ 
tungsfähigkeit der Hebegebühr, wenn der 
Hinterleger im Ausland wohnt 2499 22 

8 87 RAGEO. Erſtattungsfähigkeit der 
Hebegebühr bei Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtungen 
2499 23 

Die von einem Anwaltnotar aus § 59 I 
der 1. DurchfVO. z. RErbhofch. liqui- 
dierte Gebühr für die Vertretung vor 
dem AnerbG. unterliegt nicht dem Feſt⸗ 
er des § 25 Notar®ebd. 

5 


Die A. im Steuerprozeß und ihre Erſtat⸗ 
tung 3186 

§ 91 ZPO. Die Gebühren eines Rechts⸗ 
konſulenten können mit Rückſicht auf deſ⸗ 
ſen beſondere Eigenſchaften (gute Rechts⸗ 
kenntniſſe, gutes Verhandlungsgeſchick, 
früherer AGSekr.) auf der A. feft- 
geſetzt werden 2506 ® 

Anwaltsgemeinſchaft 

Die Verbindung zweier an verſchiedenen 
Orten anſäſſiger RA. zu gemeinfchaft- 
licher Berufsausübung in mehreren 
Kanzleien ift unzuläſſig 3134 ! 

§ 91 II 3PO. Anwaltsgebühren beim An- 
waltswechſel; Eintritt und Ausſcheiden 
eines Anwalts bei gemeinſchaftlich be⸗ 
triebener Praxis; Erſtattungsfähigkeit 
der Koſten für mehrere Anwälte 21737 

Anwaltszwang 

Die gegen erſtinſtanzliche Streitwert⸗ 
beſchlüſſe des LG. gerichtete Beſchwerde 
aus § 12 RAGebO. unterliegt dem A. 
3005 9 

Anwartſchaft 

vgl. auch unter ArbVermG. 

Durch die Wahl eines Nichtgenoſſen zum 
Vorſtandsmitglied der Genoſſenſchaft er- 
langt der Gewählte eine rechtliche A. 
auf die Erlangung der Organſtellung 
und daher auch Anspruch auf Aufnahme 
als Mitglied der Genoſſenſchaft 2132 5 

Anzeige 
A. i. S. des § 410 RAbgO. vgl. unter 
RAbgO., vgl. auch Straf A. 
Anzeigenvermittlung 
vgl. unter Zeitſchrift 
Apotheke 

SS 50, 10 R Bew. Ein nach der BayV O. 
v. 27. Juni 1913 amtlich feſtgeſetzter 
Abfindungsbetrag kann den gemeinen 
Wert eines A.betriebsrechts aus dem bay⸗ 
riſchen Rechtsgebiet nur darſtellen, wenn 
feſtſteht, daß in Bayern A. betriebsrechte 
im regelmäßigen freien Geſchäftsverkehr 
keine anderen Preiſe erzielen als die Ab⸗ 
findungsbeträge 2878 

Arbeitsamt 

Angeſtellte des A., die mit der Wahrneh⸗ 
mung eines ſelbſtändigen Pflichtenkreiſes 
betraut find, üben öffentlich⸗ rechtliche 
Funktionen aus und ſind daher Beamte 
1.©. des $ 359 StGB. 2980 20 

Arbeitseinſatz 

Rechtsfragen des Geſetzes zur Regelung 

des A. 2305 
Arbeitsfront, Deutſche 

Zur Frage der Vergütungsanſprüche von 
Gewerkſchaftsangeſtellten, die nach der 
Beſetzung der Gewerkſchaftshäuſer am 
2. Mai 1933 bis zur Neubildung der 
Arbeiterverbände innerhalb der D. A. 
weiterbeſchäftigt worden find 2355 1 


Sachregiſter 


2423 2; bzgl. Angeſtellten chriſtlicher Ge⸗ 
werkſchaften 2425 ? 

Der RA., der mit Genehmigung der D. A. 
einer armen Partei für das Verfahren 
vor dem Arb®. beigeordnet worden ift, 
hat Anſpruch auf Koſtenerſtattung aus 
der Staatskaſſe 2578 1 

Unzuläſſigkeit der einſtweiligen Zulaſſung 
eines RA. beim ArbG., wenn die Er- 
mächtigung der D. A. nicht erteilt iſt. 
Heilung von Verfahrensmängeln, wenn 
die Ermächtigung vor Urteilsfällung des 
Erſtgerichts, z. B. wie hier im Verfah⸗ 
ren über Armenrechtsbeſchwerde, nach⸗ 
gebracht wird. Die D. A. entſcheidet nur 
über Zulaſſung, der Vorſitzende des 
ArbGG. über Beiordnung als Pflichtan⸗ 
walt 3230 1 


Arbeitsgericht 
Das ArbGG. vom 10. April 1934. Schrift⸗ 
tum 2535 2835 2836 3262 
ArbGG. in der vom 1. Mai 1934 an gel- 
tenden Faſſung. Schrifttum 2965 
Zuſammenhang i. S. von § 3 ArbG. 
liegt nicht nur bei Klagenhäufung vor, 
ſondern auch dann, wenn aus dem glei⸗ 
chen Tatbeſtand ein arbeitsrechtlicher 
und hilfsweise ein nicht arbeitsrechtlicher 
Anſpruch hergeleitet wird 2507 2 
§ 11 ArbGG. Der RA., der mit Geneh⸗ 
migung der Deutſchen Arbeitsfront einer 
armen Partei für das Verfahren vor 
dem A. beigeordnet worden iſt, hat An⸗ 
ſpruch auf Koſtenerſtattung aus der 
Staatskaſſe 25781 
§ 11 ArbG. Unzuläſſigkeit der einſtwei⸗ 
ligen Zulaſſung eines RA. beim A., 
wenn die Ermächtigung der Deutſchen 
Arbeitsfront nicht erteilt iſt. Heilung 
von Verfahrensmängeln, wenn die Er⸗ 
mächtigung vor Urteilsfällung des Erſt⸗ 
gerichts, z. B. wie hier im Verfahren 
über Armenrechtsbeſchwerde, nachge⸗ 
bracht wird. Die Deutſche Arbeitsfront 
entſcheidet nur über Zulaſſung, der Vor⸗ 
ſitzende des A. über Beiordnung als 
Pflichtanwalt 3230 1 
SS 69 II, 72 I ArbGG. Die Streitwert- 
feſtſetzung des LXrb®. ift für die Revi- 
ſionsfähigkeit des Urteils ſchlechthin 
maßgebend, auch wenn den Klageanträ⸗ 
gen nicht voll entſprochen und der Bekl. 
demnach nicht in Höhe der Reviſions⸗ 
ſumme beſchwert iſt. Die Zuläſſigkeit 
der Berufung ift in der RevInſt. von 
Amts wegen nachzuprüfen. Unterlaſſene 
SE kann durch Berich⸗ 
tigungsbeſcheid nachgeholt werden 2358 4 
Die vollſtreckungsrechtlichen Vorſchriften 
des ArbGG. Schrifttum 2836 
SS 922, 539 b, 544 RVO. Unfall eines 
Landwirts auf dem Wege zur Wahrneh⸗ 
mung eines Termins vor dem A., wobei 
es ſich um Rechtsſtreit über Entlaſſung 
eines landwirtſchaftlichen Angeſtellten 
handelte, als landwirtſchaftlicher Be⸗ 
triebsunfall anerkannt 27333 
Arbeitsloſenhilfe 
vgl. unter Verſicherungsrecht, öffentliches 
Arbeitsloſenunterſtützung 
vgl. auch unter Arbeitsvermittlung 
Auch Zeuge, der A.⸗ oder Kriſenunterſtüt⸗ 
zung bezieht, hat Anſpruch auf Zeugen⸗ 
gebühren 2939 19 
Die Darlehen aus Mitteln der wertſchaf⸗ 
fenden Arbeitsloſenfürſorge im Entſchul⸗ 
dungsverfahren 3255 
Arbeitsordnungsgeſetz 
vgl. auch unter Treuhänder der Arbeit 
Schrifttum zum ArbOc. Schrifttum 2230 
2535 


Lexikon der Arbeitsordnung. Schrifttum 
2836 

Die neue Ehrengerichtsbarkeit der Wirt⸗ 
EH und des Handwerks. Schrifttum 
327 


SS 56 ff. Formalien des Kündigungswider⸗ 
rufsverfahrens, Anfrage beim Vertrauens⸗ 
mann, ob gekündigt werden kann, ge⸗ 
nügt nicht 25081 


Arbeitsrecht 
Geſetzbuch der Arbeit. 
2456 
Das neue deutſche A. Schrifttum 2535 
Schnellkartei des A. Schrifttum 2837 


Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſiche⸗ 

rung, Geſetz über 

Së 1, 216. Die Reichsanſtalt für ArbVerm. 
und Arbeitsloſenverſicherung kann zu 
Berufsſchulbeiträgen von größeren Ge⸗ 
meinden herangezogen werden 3167 

§ 74 II ArbVermG. Beſteht an einem Ort 
für ein Gewerbe die Übung, daß die 
Lehre ſchon zu Oſtern beendet wird, 
auch wenn ſie nach dem Lehrvertrag 
einige Tage länger dauern ſollte, und 
wird der Lehrling entſprechend dieſer 
Übung im gegenſeitigen Einverſtändnis 
zu Oſtern entlaſſen, ſo erliſcht die Ver⸗ 
ſicherungsfreiheit gemäß § 74 III zwolf 
Monate vor der Entlaſſung 22822 

Daß der Inhaber des Wandergewerbe⸗ 
ſcheins nach deſſen Inhalt nur als Ar⸗ 
beitnehmer für beſtimmten Arbeitgeber 
tätig iſt, ſchließt die Anwendung des 
§ 89 a III ArbVermG. nicht aus 2283 4 

Hat Verſicherter ſeine Arbeitsſtelle auf⸗ 
gegeben, um ſeiner vertraglichen Ver⸗ 
pflichtung als Siedler zur unentgelt⸗ 
lichen Mitarbeit bei der Errichtung einer 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlung i. S. der 
VO. zur vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
und Bereitſtellung von Kleingärten für 
Erwerbsloſe v. 23. Dez. 1931 nachzu⸗ 
kommen, ſo kann darin berechtigter 
Grund zur Aufgabe der Arbeitsſtelle 
E eee S ee 28a e e ën ID 
Nr. 2 Arb VermG. liegen 2283 3 

Die Erweiterung der Rahmenfriſten des 
8 95 I ArbBerm®. durch Erweiterungs⸗ 
zeiten des Abſ. 2 ift in der Weiſe vor- 
zunehmen, daß die Grenze der Rahmen⸗ 
friſt rein rechneriſch um die Erweite⸗ 
rungszeit zurückzuverlegen ift. Fällt hier- 
bei der Beginn einer Rahmenfriſt i. S. 
des § 95 J auf einen Tag, der zu einer 
verſicherungspflichtigen Beſchäftigung 
i. S. von § 95 II Nr. 2 gehört, die z. T. 
innerhalb, z. T. außerhalb der Rahmen⸗ 
friſt liegt, ſo iſt Erweiterungszeit nur 
der innerhalb des Rahmens liegende 
Teil der Beſchäftigung; der außerhalb 
der erweiterten Rahmenfriſt liegende 
Teil einer ſolchen Zeit kann demnach 
nur bei erneuter Erweiterung der Rah⸗ 
menfriſt berückſichtigt werden 25112 

Das Vorliegen einer Abfindung oder Ent⸗ 
ſchädigung i. S. des § 113 1 Nr. 8 wird 
nicht ohne weiteres dadurch ausgeſchloſ⸗ 
ſen, daß kein einmaliger Betrag, ſondern 
laufende Bezüge gewährt werden. Ge⸗ 
währt der Arbeitgeber dem entlaſſenen 
Arbeitnehmer eine laufende Beihilfe auf 
unbeſtimmte Zeit oder ſolange, bis ihm 
Ruhegeld, Rente oder ähnliche Bezüge 
zuſtehen, ſo kann dies dafür ſprechen, daß 
es ſich um Verſorgung handelt, die keine 
Abfindung oder Entſchädigung darſtellt. 
Unerheblich iſt es, wenn dem Arbeit⸗ 
geber die Mittel zur Gewährung der 
Beihilfe aus öffentlichen Mitteln zur 
Verfügung geſtellt werden 2282 1 


Textſammelwerk. 


8 129. Für Zeiten des Bezugs der Haupt- 
unterſtützung bis zum 1. April 1933, 
dem Tage des Inkrafttretens des § 14 
Geſ. zur Erhaltung der Leiſtungsfähig⸗ 
keit der Invaliden⸗, der Angeſtellten⸗ 
und der knappſchaftlichen Verſicherung v. 
7. Dez. 1933, find auch v. 1. Jan. 1934 
ab, d. h. nach Wegfall des § 129 Arb⸗ 
VermG. aus Mitteln der Reichsanſtalt 
für die Invaliden⸗, Angeſtellten⸗ und 
knappſchaftliche Penſionsverſicherung der 
Arbeitsloſen, die zur Erhaltung der An⸗ 
wartſchaften notwendigen Beiträge nach 
altem Recht, d. h. gemäß dem bisherigen 
§ 129 zu entrichten; für Zeiten vom 
1. April 1933 ab ſind keine derartigen 
Beiträge zur Erhaltung der Anwart⸗ 
ſchaften zu leiſten, ſofern deren Erhal⸗ 
tung bereits durch § 14 Geſ. v. 7. Dez. 
1933 geſichert ift 2878 1 

§ 129. Die Reichsanſtalt für ArbVerm. u. 
Arbeitsloſenverſicherung konnte i. J. 
1932 für eine vor dem Inkrafttreten des 
ArbVermG. (1. Okt. 1927) abgelaufene 
gefährdete Anwartſchaftsfriſt Beitrags⸗ 
marken zur Invalidenverſicherung nicht 
mehr gem. § 129 ArbVermG. rechtswirk⸗ 
fam nachentrichten 3165 

Arbeitsverteilung 

Rechtsfragen der VO. und der Anordnung 
E die Verteilung von Arbeitskräften 

8 

Anordnung über die Verteilung von Ar⸗ 
Pem aiie v. 28. Aug. 1934. Schrifttum 

Erläuterungen des Sozialamts der Deut⸗ 
ſchen Rechtsfront zur Anordnung über 
die Verteilung von Arbeitskräften vom 
28. Aug. 1934 2324 


Arbeitszeit 
Die ArbzO. i. d. Faſſ. der VO. v. 
26. Juli 1934. Schrifttum 2965 


Architekt 

Die Rechtsſtellung des A. im Dritten 
Reich 3250 

Der A.⸗ (Ingenieur-) Vertrag unterliegt 
den Vorſchriften des Dienſtvertrags 
jedenfalls dann, wenn von Anfang an 
vereinbart wird, daß dem entwerfenden 
A. im Falle der Ausführung auch die 
Bauleitung zuſtehen ſolle, mag auch der 
Vertrag ſich als Werkvertrag bezeichnen 
und auf die Beſtimmungen des Werk⸗ 
vertrags verweiſen. Die Aufrechnung 
von Schadenserſatzanſprüchen wegen 
mangelhafter Ausführung der Arbeit 
kann im Vertrag wirkſam ausgeſchloſſen 
werden 2762? 

Argliſt p s 

Für die Art, mie der Schuldner die Lei- 
ftung zu bewirken hat, gilt auch bei alt- 
rechtlichen Schuldverhältniſſen für die 
Zeit nach dem BGB. deffen § 242. Denn 
dieſer beanſprucht wegen ſeiner allgemei⸗ 
nen Bedeutung für das Exfüllungs⸗ 
geſchäft Geltung auch für ſolche Schuld⸗ 
verhältniſſe, die vor dem 1. Jan. 1900 
entſtanden ſind. — Der ſog. Einwand 
der A. greift auch gegenüber der Ein⸗ 
rede der Verjährung Platz. Die Friſt, 
innerhalb deren nach Beendigung der 
den Einwand der Verjährung rechtferti⸗ 
genden Verhältniſſe der Anſpruch geltend 
zu machen iſt, iſt nach den Anforderun⸗ 
gen des anſtändigen Geſchäftsverkehrs 
und den Umſtänden des Falles zu be⸗ 
ſtimmen 22331 

Auch wenn der Vorſtand der Genoſſen⸗ 
ſchaft die Anmeldung des Austritts beim 
Genoſſenſchaftsregiſter ſchuldhaft unter⸗ 
laſſen hat, kann der Genoſſe gegenüber 
dem Anſpruch auf Bezahlung des reſt⸗ 


Sachregiſter 


lichen Geſchäftsanteils ſich nicht mit der 
Einrede der A. verteidigen 2178 ° 

§ 282 ZPO. Bleibt bei der Beweisführung 
des Kl. Unklarheit beſtehen, die an ſich 
zu ſeinen Laſten gehen würde, die aber 
vom Bekl. fahrläſſig herbeigeführt iſt, ſo 
ſteht der Berufung des Bekl. auf dieſe 
mangelnde Beweisführung die Einrede 
der A. entgegen, die auch im Prozeßrecht 
Anwendung findet 3299 7 


Armenanwalt 


AV. des RuPrIJM. betr. Auswahl von 
Armenanwälten 3260 

§ 115 BPO. Die verſehentliche Unterlaſ⸗ 
fung der A.beiorduung kann jederzeit 
nachgeholt werden 2498 20 

SS 114 ff. ZPO. In Berlin ift es mit 
Rückſicht auf die örtlichen Verhältniſſe 
üblich, daß der Vertrauensanwalt einer 
Partei auch von dem AG. beigeordnet 
wird, bei dem er nicht zugelaſſen iſt 
3227 1 

Gefährdung des Rechts des A. aus § 124 
RPO. durch fein eigenes paſſives Ber- 
halten 2497 15 

§ 124 RPO. Wird die Feſtſetzung der Ko- 
ſten der armen Partei nicht auf den 
Namen des A. beantragt, ſo ſind ſie 
auf den Namen der Partei feſtzuſetzen. 
Berichtigung iſt nicht möglich. Umſchrei⸗ 
bung kann nur ſtattfinden, wenn ſie nicht 
zu Unzuträglichkeiten führt 2498 18 

§ 124 II ZPO. Der A. muß eine Zahlung 
der unterlegenen Partei an die arme 
Partei ebenſo wie eine Aufrechnung der⸗ 
ſelben, die nach Erwirkung eines voll⸗ 
ſtreckbaren Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes 
durch die arme Partei und vor Um⸗ 
ſchreibung des Beſchluſſes auf den A. er⸗ 
folgt iſt, gegen ſich gelten laſſen 27135 
30753. Dieſe Geltendmachung geſchieht 
im Wege der Vollſtreckungsgegenklage 
3009 13 

Der RA., der mit Genehmigung der Deut- 
ſchen Arbeitsfront einer armen Partei 
für das Verfahren vor dem ArbG. bei- 
geordnet worden iſt, hat Anſpruch auf 
EC aus der Staatskaſſe 


2 

Unzuläſſigkeit der einſtweiligen Zulaſſung 
eines RA. beim Arb®., wenn die Er- 
mächtigung der Deutſchen Arbeitsfront 
nicht erteilt iſt. Heilung von Verfahrens⸗ 
mängeln, wenn die Ermächtigung vor 
Urteilsfällung des Erſtgerichts, z. B. wie 
hier im Verfahren über Armenrechts⸗ 
beſchwerde, nachgebracht wird. Die Deut⸗ 
ſche Arbeitsfront entſcheidet nur über 
Zulaſſung, der Vorſitzende des Arb®. 
über Beiordnung als Fflichtanwalt 
3230 1 

Art. 4 II DurchfVO. v. 5. Dez. 1933 zum 
Gef. zur Verhütung erbkranken Nach⸗ 
wuchſes. Im Erbgeſundheitsverfahren 
kein Armenrecht, wohl aber in Aus⸗ 
nahmefällen Beiordnung eines A. 2483 ! 


Armenanwaltsgebühren 


Durch Befordnung eines beim Prozeß⸗ 
gericht nicht zugelaſſenen RA. als Ar⸗ 
menanwalt wird der Staat zur Koſten⸗ 
erſtattung verpflichtet 2650 1 

§ 1 ArmAnwG. Der Armenanwalt, der 
freiwillig ſeine Zulaſſung aufgibt und 
ſein Mandat niederlegt, verliert dadurch 
feinen Gebührenanſpruch an die Staats⸗ 
kaſſe inſoweit, als dieſelben Gebühren 
auch für den neu zu beſtellenden Armen⸗ 
anwalt entſtehen 2496 13 

§ 1 Arm Anw. Dem nicht am Sitze des 
Prozeßgerichts wohnenden Armenanwalt 
ſind Reiſekoſten zu den vor dem Pro⸗ 
zeßgericht anſtehenden Terminen zu er- 
ſtatten 2497 17 


215 


Überläßt der Armenanwalt die Wahrneh⸗ 
mung eines auswärtigen Beweistermins 
einem ortsanſäſſigen RA., ſo können deſ⸗ 
ſen Koſten regelmäßig nicht aus der 
Staatskaſſe erſetzt verlangt werden, auch 
nicht in Höhe der Reiſekoſten des beauf⸗ 
tragenden RA. 2637 14 

Hält der Armenanwalt nach pflichtmäßi⸗ 
gem Ermeſſen die Wahrnehmung eines 
auswärtigen Beweistermins für gebo⸗ 
ten, ſo kann er Reiſekoſtenerſatz aus der 
Staatskaſſe beanſpruchen 3076 5 

§ 1 ArmAnwG. Erwirkung der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung zu 
einem für die minderjährige arme Par⸗ 
tei geſchloſſenen Vergleich liegt außer⸗ 
halb des Armenrechts und der Beiord⸗ 
nung 2497 14 

§ 1ff. Arminwb. Der RA., der mit Ge- 
nehmigung der Deutſchen Arbeitsfront 
einer armen Partei für das Verfahren 
vor dem ArbG. beigeordnet worden ift, 
hat Anſpruch auf Koſtenerſtattung aus 
der Staatskaſſe 2578 ! 

§ 13 Ziff. 1 RAGebO. Keine Erhöhung 
der Prozeßgebühr bei Ausdehnung des 
Armenrechts auf vergleichsweiſe zu er⸗ 
9669 nicht rechtshängige Anſprüche 

H 

$ 14 RAGEbD. Der erft nach Einreichung 
der Klage beſtellte Armenanwalt hat 
Anſpruch auf nur %ıo Gebühr aus der 
Staatskaſſe, wenn er die Klage zurück⸗ 
nimmt 3226 8 

§ 14 RAGebO. Der zum Armenanwalt be- 
ſtellte RA., der ohne Vollmacht feiner 
Partei die Klage einreicht, hat keinen 
Anſpruch auf Gebühren, wenn die Klage 
vor Vollmachtserteilung und vor Ver⸗ 
39 Me zurückgenommen wird 

2 9 

§ 14 RAGED. Zum Gebührenanſpruch 
des Armenanwalts bei Einreichung der 
Klage zuſammen mit Armenrechtsgeſuch 
322 

§ 3 ArmAnwöG. Sonderhonorare des Mr 
menanwalts ſind wie ſonſtige Vorſchüſſe 
der Partei auf die aus der Staatskaſſe 
zu erſtattenden A. anzurechnen. Anrech⸗ 
nung bei einem auf mehrere Prozeſſe ge- 
zahlten Sonderhonorar 2866 4 

§ 4 ArmAnwöG. Der vom Rechtshilferich⸗ 
ter beigeordnete Armenanwalt hat An⸗ 
ſpruch auf Erſtattung der Beweisgebühr 
aus der Staatskaſſe, wenn er vor dem 
Rechtshilfegericht die Parteirechte bei der 
Beweisaufnahme wahrgenommen hat. 
Zur Feſtſetzung der Gebühren auch die⸗ 
ſes Armenanwalts iſt der Urkunds⸗ 
beamte des Prozeßgerichts zuſtändig 
3009 14 

§ 5 ArmAnm®. Ein rechtskräftiger Titel 
legitimiert die Staatskaſſe zur Einforde⸗ 
rung der von ihr erſtatteten Rechtsan⸗ 
waltsgebühren ohne Rückſicht auf einen 
vor Rechtskraft etwa abgeſchloſſenen 
Vergleich 2497 16 

§ 5 ArmAnmb. Beſchränkung des Rechts 
der Parteien, ſich über Armenanwalts⸗ 
koſten zum Nachteil der Staatskaſſe zu 
vergleichen 25702 

§ 5 ArmAnwG. Die Staatskaſſe kann die 
von ihr verauslagten Koſten des Armen⸗ 
anwalts der obſiegenden Partei von dem 
unterlegenen Gegner auch dann einfor⸗ 
dern, wenn dieſer ſelbſt das Armenrecht 
hat. Aufrechnung auch hier nur mit 
Koſtengegenforderung zuläſſig 2936 5 

§ 5 ArmAnwG. Den beiden Parteien im 
Scheidungsprozeß beigeordneten Armen- 
anwälten ſteht für einen Vergleich, in 
dem ohne erkennbaren Grund eine von 
der geſetzlichen Folge zu Laſten der 


16 


Staatskaſſe abweichende Koſtenverein⸗ 
barung getroffen iſt, keine Vergleichs⸗ 
gebühr zu 3148 6 

§ 5 Arm Anw. Ein nach Erlaß eines 
erſtinſtanzlichen, noch nicht rechtskräfti⸗ 
gen Urteils im Armenrechtsprozeß ge⸗ 
ſchloſſener Vergleich, der hinſichtlich der 
nach § 5 Arm Anw. auf die Staats- 
kaſſe übergegangenen Parteikoſten vom 
Urteil abweicht, iſt mit Wirkung für die 
Staatskaſſe möglich 3301 4 

Art. 1 Kap. III Teil 1 Not VO. v. 14. Juni 
1932. § 5 Arm Anw. Die Beſchwerde 
tft nur beim Vorliegen eines die Be- 
ſchwerdeſumme von 50 AM überfteigen- 
den Beſchwerdewerts zuläſſig, wenn es 
ſich um den auf die Staatskaſſe über⸗ 
gegangenen Erſtattungsanſpruch handelt 
2350 9 


Armenrecht 

§ 114 BPO. Das A. wirkt nicht auf den 
Zeitpunkt der Antragſtellung zurück 
2498 19 

88 115, 119 ZPO. Auslegung von M.de- 
ſchlüſſen i. S. einer Rückwirkung 2632 ° 

SS 115, 119 ZPO. Bewilligung des A. mit 
rückwirkender Kraft durch Prozeßgericht 
iſt zuläſſig und für das Koſtenverfahren 
bindend 2632 3 

§ 114 3PO. Dem Bekl., der ſich gegen 
die Höhe des verlangten Schmerzensgel⸗ 
des wehrt, kann das A. nicht deshalb 
verſagt werden, weil das Gericht darə 
über nach billigem Ermeſſen zu entſchei⸗ 
den hat 2499 2 

Verſagung des A. wegen Mutwillens 2123 

§ 115 3 PO. Bewilligung des A. durch 
Gewährung von Ratenzahlungen. Er⸗ 
forderniſſe der Gerichtskoſten rechnungen 
in ſolchem Falle 2346 ! 

88 117, 124 ZPO. Die Staatskaſſe kann 
die von ihr verauslagten Hotten des 
Armenanwalts der obſiegenden Partei 
von dem unterlegenen Gegner auch dann 
einfordern, wenn dieſer ſelbſt das A. 
hat. Aufrechnung auch hier nur mit 
Koſtengegenforderung zuläſſig 2936 5 

Die Unvermögensbeſcheinigung gem. § 118 
BPO. ift unbedingtes Erfordernis 2642 

Recht der Parteien auf Anweſenheit bei 
Erhebungen im verfahren? 2119 
21713 21738 2601 2947 

S 118a ZPO. Das Verfahren betr. A. 
endigt nicht ſchon immer mit dem das A. 
bewilligenden Beſchluß, ſondern, falls ſich 
die Streitteile einigen, erſt mit Protokol⸗ 
lierung des Vergleichs durch den beauf⸗ 
tragten Richter. Dieſer Vergleich iſt ein 
zur Zwangsvollſtreckung geeigneter Titel, 
alſo iſt dem Antrag auf Koſtenfeſtſetzung 
ſtattzugeben 3222 3 

Der Einzelrichter kann das A. nicht ent- 
ziehen 2851 10 

§ 519 III Nr. 2 ZPO. Es ift nicht unzuläf- 
ſig, zur Ergänzung der Berufungsbe⸗ 
gründung auf ein bei den Akten befind⸗ 
liches A.geſuch Bezug zu nehmen, das 
ſelbſt den Anforderungen einer Beru⸗ 
fungsbegründung entſpricht 3200 18 

§ 519 III Nr. 2 BPO. Eine nur formular⸗ 
mäßige, daher den Vorſchriften des 
§ 519 III nicht genügende Berufungs⸗ 
einlegung erhält nicht in Verbindung 
mit einem der Berufungseinlegungs⸗ 
ſchrift innerhalb der Berufungsfriſt fol⸗ 
genden A.geſuch die erforderliche Be- 
gründung, wenn dieſes nicht von einem 
beim BG. zugelaſſenen RA. ausgeht 
Säle) = 

§ 519 BPO. Die Förmlichkeiten der Be- 
rufungsbegründung können nicht durch 
Bezugnahme auf ein von der Partei 
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ſelbſt eingereichtes A.geſuch erſetzt wer- 
den 2975 10 

§ 519 ZPO. Iſt gegen Urteil Berufung 
eingelegt und gleichzeitig von dem erſt⸗ 
inſtanzlichen RA. das A. nachgeſucht 
worden, ſo darf der zweitinſtanzliche RA. 
mit der Berufungsbegründung nicht bis 
zum Abſchluß des A verfahrens warten. 
Er muß vielmehr innerhalb der Friſt 
des § 519 II ZPO. eine ausführliche 
Berufungsbegründung einreichen. Wird 
dieſe Friſt verſäumt, muß die Partei dies 
gegen ſich gelten laſſen; eine Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand findet nicht 
ſtatt. Die Berufungsbegründung muß 
eine beſtimmte Bezeichnung der im ein⸗ 
zelnen anzuführenden Gründe der An⸗ 
fechtung enthalten. Eine allgemeine Be⸗ 
zugnahme auf das erſtinſtanzliche Vor⸗ 
bringen und auch die Angabe des Akten⸗ 
zeichens für das A.geſuch genügt für die 
Berufungsbegründung nicht 3057 6 

§§ 232, 233 ZPO. Der RA., der den 
beſchränkten Auftrag zum Einlegen einer 
Berufung, für die im übrigen das A. 
nachgeſucht wird, angenommen und aus⸗ 
geführt hat, iſt, wenn er die Begrün⸗ 
dung nicht innerhalb der geſetzlichen Friſt 
vornimmt, jedenfalls verpflichtet, die 
Verlängerung der Friſt rechtzeitig nach⸗ 
zuſuchen. Es bedeutet keinen unabwend⸗ 
baren Zufall, wenn bei ſolcher Sachlage 
die Friſt nicht eingehalten wird 31978 

§ 233 ZPO. Rechtsſatz dahin, daß zwiſchen 
dem Eingang des A.geſuchs und dem 
Ablauf der Berufungsfriſt Zeit von min⸗ 
deſtens 5 Tagen liegen müſſe, damit das 
Geſuch als rechtzeitig eingereicht gelten 
könne, gibt es nicht. Die Entſcheidung 
iſt auf die Umſtände des einzelnen Fal⸗ 
les abzuſtellen 3198 10 

§ 519 ZPO. Wird während des Laufs der 
Vorſchußfriſt dem Berufungskläger das 
A. zu Bruchteil der Koſten bewilligt, 
dann muß ihm von Amts wegen ſo recht⸗ 
zeitig mitgeteilt werden, was er nun⸗ 
mehr zu zahlen hat, daß er den Nach⸗ 
weis der Zahlung noch innerhalb der 
Friſt führen kann. Wenn dies nicht ge⸗ 
ſchieht, muß neue Friſt geſetzt werden 
2494 11 

Die Erinnerung gem. § 766 II 3PO. 
gegen einen Koſtenanſatz des Gerichts⸗ 
vollziehers in Armenſachen 3186 

§ 91 ZPO. Die Koſten eines Rechtsbera⸗ 
ters, deſſen eine Partei ſich zur Fertigung 
des A. geſuchs bedient hat, können nur 
ausnahmsweiſe zu den erſtattungsfähigen 
Rechtsſtreitkoſten gerechnet werden 2865 2 

§ 91 II 2 3PO. Ein notwendiger An- 
waltswechſel liegt nicht vor, wenn der 
RA., der die Berufung einlegt und be- 
gründet und das A. beantragt, nach der 
Bewilligung des A. nicht beigeordnet 
wird 3014 21 

Beweisgebühr des RA. Beweisaufnahme 
durch Verwertung von im A. verfahren 
aufgenommenen Protokollen 2346 3 23488 

Verwertung von Urkunden, die im 2. ner: 
fahren zu den Akten gelangt ſind, im 
ordentlichen Prozeß 3221? 

88 3 ff. ZPO. Der Streitwert im A. verfah⸗ 
ren beſteht nur in der Summe der Ge⸗ 
richts⸗ und Anwaltskoſten, die der An⸗ 
tragſteller ohne A. zahlen müßte, bis es 
zur mündlichen Verhandlung über die 
Klage kommen müßte 3298 € 

Teil 9 8 5 Not VO. v. 1. Dez. 1930 gilt 
nur für den Zivilprozeß, nicht auch für 
den Strafprozeß, insbeſ. nicht für Pri- 
vat- und Nebenklage 2792 3 

Art. 4 I DurchfVO. v. 5. Dez. 1933 zum 
Geſ. z. Verhütung erbkranken Nachwuch⸗ 


ſes. Im Erbgeſundheitsverfahren kein 
A., wohl aber in Ausnahmefällen Bei⸗ 
ordnung eines Armenanwalts 24831 
Arreſt 

Grundſätzlich ermöglicht ein A.befehl nur 
die Pfändung von Vermögenswerten. 
In beſonderen Fällen aber kann auf 
Grund des M. befehl auch eine Überwei⸗ 
ſung von Rechten erfolgen, z. B. wenn 
die Überweiſung dazu dient, das M.a 
pfandrecht zur Entſtehung zu bringen, 
wie bei der Pfändung einer Hypothek, 
deren Brief ſich im Beſitze eines Dritten 
befindet 2763 3 

§ 917 3PO. § 13 DevVO. 1932. Der 
Erlaß des dinglichen A. in das inlän⸗ 
diſche Vermögen eines deviſenrechtlichen 
Ausländers zugunſten eines anderen 
deviſenrechtlichen Ausländers iſt ohne 
Deviſengenehmigung unzuläſſig 2503 

Die Vorſchrift der Unſtatthaftigkeit der 
Vollziehung des A.befehls nach Ablauf 
der Monatsfriſt gem. $ 929 ZPO. bil- 
det gegenüber dem § 845 eine Sonder⸗ 
vorſchrift, die unberührt bleibt. Die 
Monatsfriſt des § 929 II ZPO. kann 
alſo nicht durch die Dreiwochenfriſt des 
§ 845 II BPO. verlängert werden 
2638 16 

Beginnt neue A. vollzugsfriſt (§ 929 II 
ZPO.), wenn der Al beſchluß auf den 
Widerſpruch des Schuldners durch Urteil 
aufgehoben, das Urteil aber auf Ein⸗ 
ſpruch oder Berufung des Gläubigers be⸗ 
feitigt und der A. beſtätigt wird? 3259 

Der Schadenserſatzanſpruch des § 945 
ZPO. umfaßt auch die dem Schuldner 
entſtandenen Verfahrenskoſten 2957 3260 

SS 38, 39, 59 RErbhofcg. Auch beim Vol- 
zug eines A. iſt vorherige Mitteilung 
an den Kreisbauernführer unter Einhal⸗ 
tung einer Friſt von einem Monat er⸗ 
forderlich, ehe die an ſich zuläſſige Voll⸗ 
ſtreckung in die lanbe gf en Er⸗ 
geugniffe eines Erbhofs beginnen kann 
4 5 


Arzneimittel 

vgl. auch unter Verſicherungsrecht, öffentl. 

Zu den Begriffen der Ausübung der Heil⸗ 
kunde i. S. des § 56 a Nr. 1 GewO., des 
Aufſuchens von Warenbeſtellungen i. S. 
des § 55 II Nr. 2 GewO. und der Ge⸗ 
heimmittel i. S. des Art. 72 a BayPol⸗ 
StGB. 31421 

Arzt 

vgl. auch unter Erbkranker Nachwuchs 

Die Preugo gilt nur zwiſchen A. und Pa⸗ 
tient, nicht zwiſchen dieſen und dem Er⸗ 
ſatzpflichtigen 2420! 

Bedeutung der Formvorſchriften für die 
Dienſtverträge zwiſchen Krankenkaſſen 
und Vertrauensärzten nach § 369 b IV 
RVO. i. d. Faſſ. v. 14. Jan. 1932 und den 
hierzu ergangenen Beſtimmungen des 
RVerſA. 2277 2 

Bahnarzt übt nicht nur hinſichtlich des ver⸗ 
trauensärztlichen Dienſtes, ſondern auch 
hinſichtlich der behandelnden Tätigkeit 
eine unſelbſtändige Tätigkeit im Orga⸗ 
nismus der Deutſchen Reichsbahngeſell⸗ 
ſchaft aus und unterliegt daher als Bahn⸗ 
arzt der Gewerbeſteuer nicht. Wenn A. 
als beſoldeter Geſchäftsführer von dem 
Vorſtande eines Vereins für Kaſſenärzte, 
deſſen Weiſungen er Folge zu leiſten hat, 
beſtellt iſt, ſo unterliegen ſeine Bezüge 
aus der Geſchäftsführertätigkeit nicht der 
Gewerbeſteuer 2185 

Iſt der leitende A. einer Abteilung eines 
Krankenhauſes durch ſeinen Anſtellungs⸗ 
vertrag zur Behandlung aller Patienten 
ſeiner Abteilung verpflichtet, ſo gehört 
auch ſeine Tätigkeit bei der Behandlung 


der Patienten, hinſichtlich deren ihm ein 
Liquidationsrecht eingeräumt iſt, zu ſei⸗ 
nen Dienſtobliegenheiten; auch inſoweit 
iſt ſeine Tätigkeit unſelbſtändig und des⸗ 
halb nicht gewerbeſteuerpflichtig 2808 ® 
Die Darbietung von Kurkonzerten und die 
Bereitſtellung von Kuranlagen und Leſe⸗ 
zimmern ſind weder ärztliche und ähnliche 
Hilfeleiſtungen noch Lieferungen von 
Heil⸗ und Hilfsmitteln i. S. des § 2 Nr. 9 
UmjSt®. 3161 15 
Arztliches Atteſt 
§ 256 I StPO. Im Falle des § 176 Ziff. 3 
SGB. ift die Verleſung des Arztſcheines 
über den Befund des verletzten Kindes 
auch dann unzuläſſig, wenn ſie „zum 
Zwecke des Vorhandenſeins und zur Feſt⸗ 
ſtellung des Inhalts“ erfolgt 3209 25 
Arztliche Unterſuchung 
vgl. auch unter Blutgruppenunterſuchung, 
Entmannung 
Die Pflicht zur Geſtattung der ä. U. nach 
der ZivProzNov. v. 27. Okt. 1933 3176 
DurchfVO. zum Geſetz zur Verhütung erb- 
kranken Nachwuchſes. Die Fortpflan⸗ 
zungsunfähigkeit kann das Erbgeſcher. 
auch aus eigener Sachkunde, ohne beſon⸗ 
dere fachärztliche U. feſtſtellen 2791 
Atikah⸗ und Attila» Zigaretten 
Warenzeichenentſcheidung 2408 8 
Auenrecht, ſchleſiſches 
dal. unter Sch. 
Aufenthaltserlaubnis 
SS 267, 268 StGB. Der Verfügung des 
Fremdenamts, durch welche Ausländern 
die A. erteilt wird, kommt die Eigenſchaft 
öffentlicher Urkunden zu. Daß ſolche Ur⸗ 
kunden ſich in den zur öffentlichen Ein⸗ 
ſicht nicht zugänglichen Akten befinden, iſt 
rechtlich unerheblich 2978 18 


uflage 
§ 37 RErbhof®. Wird die Veräußerung von 
Erbhofgrundſtücken ausnahmsweiſe ge⸗ 
nehmigt, ſo iſt der Kaufpreis zum Nutzen 
des Hofes zu verwenden und dieſe Ver⸗ 
wendung durch geeignete A. im Genehmi⸗ 
gungsbeſchluß ſicherzuſtellen. Dies gilt 
auch, wenn die Kaufſumme geringfügig 
ift 2853 1 3135 2 
§ 37 II RErbhofch. Werden in Übergabe⸗ 
vertrag für die übergebenden Ehegatten 
Austragsreichniſſe in zuläſſiger Höhe 
feſtgeſetzt, die auch nach dem Tode eines 
der Ehegatten unverändert fortzuentrich⸗ 
ten ſind, fo können die Anerb®. nicht zur 
A. machen, daß die Reichniſſe nach dem 
Tode des erſtverſterbenden Ehegatten nur 
mehr in halber Höhe zu gewähren ſind 
29091 
MWohnjiedlG. v. 22. Sept. 1933. Die Er- 
füllung der anläßlich der Genehmigung 
gemachten A. hat der Grundbuchrichter 
nicht nachzuprüfen 2272 3 
Wirkung der mit Genehmigungserklärun⸗ 
gen nach dem WohnſiedlG. verbundenen 
A. 3117 
Förmliche und ſachliche Erforderniſſe der A. 
nach § 11 GaſtſtättG. 2266 1 
Auflaſſung f 
dgl. unter Erbhof, Grundſtücksveräußerung, 
Gr Verk., pr. 
Auflöſung f 
val. unter Fideikommiß, Gutsbezirk 
Aufrechnung 
Kein Rückforderungsrecht desjenigen, der in 
Unkenntnis einer ihm gebotenen A.mög⸗ 
lichkeit bezahlt hat. Das ergibt ſich ſo⸗ 
wohl aus § 813 BGB. allgemein, als 
auch im Zuſammenhang mit dem dort be- 
zogenen § 222 II BGB., namentlich aber 
für den Käufer, der den Kaufpreis bezahlt 
hat, ſchon aus der beſonderen, dem Käufer 
lediglich eine Einrede gegen den Kauf- 
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preisanſpruch gebenden Beſtimmung der 
SS 478, 479 BGB. 2129 2 

Architektenvertrag als Dienſtvertrag. Die 
A. von Schadenserſatzanſprüchen wegen 
mangelhafter Ausführung der Arbeit 
kann im Vertrag wirkſam ausgeſchloſſen 
werden 2762 2 

Verbot der Aufrechnung in Telephonmiet⸗ 
vertrag macht dieſen nicht wegen Sitten⸗ 
widrigkeit nichtig 2714 € 

§ 355 HGB. Geſchäftsbedingungen der 
Banken müſſen beſonders deutlich ſein, 
wenn durch ſie die A. der Bank mit un⸗ 
klagbaren Börſentermingeſchäften inner⸗ 
halb des Kontokorrentverkehrs ermöglicht 
werden ſoll 21303 

Gegenüber einer durch A. ſchon getilgten 
Forderung iſt eine A. nicht mehr mög⸗ 
lich, aber gegenüber dem Rückzahlungs⸗ 
anſpruch aus §§ 600 II, 302 IV 2—4 
ZPO. kann aufgerechnet werden 3193 1 

§ 124 II ZPO. Der Armenanwalt muß eine 
Zahlung der unterlegenen Partei an die 
arme Partei ebenſo wie eine A. derſelben, 
die nach Erwirkung eines vollſtreckbaren 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes durch die 
arme Partei und vor Umſchreibung des 
Beſchluſſes auf den Armenanwalt erfolgt 
ift, gegen fih gelten laſſen 2713 5 3075 2. 
Dieſe Geltendmachung erfolgt durch Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage 3009 13 

Die Staatskaſſe kann die von ihr veraus⸗ 
lagten Koſten des Armenanwalts der ob⸗ 
ſiegenden Partei von dem unterlegenen 
Gegner auch dann einfordern, wenn die⸗ 
ſer ſelbſt das Armenrecht hat. A. auch hier 
nur mit Koſtengegenforderung zuläſſig 
2936 5 

§ 9 BaypVollz O. z. Gajtftätt®. v. 12. Sept. 
1931. Der Arbeitslohn der weiblichen Ar⸗ 
beitnehmer im Gaſtſtättengewerbe muß 
zu angemeſſenem Teil aus einem bar 
auszuzahlenden Geldbetrag beſtehen. 
Wohnung, Verpflegung und Übernahme 
der Arbeitnehmeranteile an den Sozial⸗ 
laſten können auf die geſamte Vergütung 
angerechnet, aber nicht gegen den ange⸗ 
meſſenen Barlohn aufgerechnet werden 
2792 2 

Auftrag 

§ 664 BGB. Wenn das Auflöſungsamt den 
Pfleger eines Fideikommißgutes beauf⸗ 
tragt, für den Verkauf des Gutes Sorge 
zu tragen, ſo liegt darin die Ermächtigung, 
einen Makler zuzuziehen, wenn ſolche Zu⸗ 
ziehung nach den Umſtänden des Falles 
als verkehrsüblich und nützlich anzuſehen 
ift 3268 5 

§ 667 BGB. Die Vertreter einer Stadtge⸗ 
meinde in ihrer Eigenſchaft als ſtimm⸗ 
bevollmächtigte Vertreter in Geſellſchaf⸗ 
terverſammlungen ſind verpflichtet, an 
die Stadtgemeinde alles das herauszu⸗ 
geben, was ſie aus der Ausführung des 
N. erlangt haben, und dazu gehören auch 
die Tantiemenbezüge, die fie von der Ge- 
ſellſchaft erhalten haben 26177 

Aufwertung 

Keine A. des engliſchen Pfundes. Beim 
Darlehn kann, abgeſehen von Vertrags- 
auslegung, nur A., nicht Ausgleichung in 
Betracht kommen 2330 2 

Tabellen zur R.⸗ u. PreGebO. für RA., 
zur PrNotGebO., zum GKG., zum Pr- 
StempStTar., zum Aufw.⸗ und UmſStG. 
nebſt Erläuterungen und ergänzenden 
Beſtimmungen. Schrifttum 2835 

Der § 880 BGB. ift durch § 7 Aufw ö. nicht 
eingeſchränkt 2272 ? 

Der mit der Beſcheinigung über den Grunde“ 
buchſtand beauftragte Notar hat keine 
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treffend beſcheinigte Grundbuch⸗ und 
Rechtslage wegen der begrenzten relati⸗ 
ven Wirkung der Eigentümerbefugnis 
aus § 7 AufwG. und der ſich daraus im 
Falle der Zwangsverſteigerung mög⸗ 
licherweiſe ergebenden verwickelten Rang⸗ 
verhältniſſe zeitigen könnte 2397 ? 

Der Grundbuchrichter hat bei der Eintra⸗ 
gung einer gelöſcht geweſenen Hypothek 
mit dem A. betrage keine geſetzliche Bor- 
ſchrift verletzt, wenn er ohne Anſtellung 
von Ermittlungen davon ausgegangen iſt, 
daß eine inzwiſchen, aber vor dem 1. Juli 
1925 (Stichtag des § 22 II AufwG.) ein- 
getragene Höchſtbetragshypothek in vol⸗ 
lem Umfang den Vorrang vor der M- 
hypothek erlangt habe. Der Gläubiger der 
Höchſtbetragshypothek hat dieſe mit der 
Einigung und Eintragung „erworben“ 
i. S. des § 22 II Aufw®., ohne Rückſicht 
darauf, wie hoch die Höchſtbetragshypo⸗ 
thek am 1. Juli 1925 valutiert war, ſofern 
nur das Kreditverhältnis, das durch die 
Höchſtbetragshypothek ſichergeſtellt wer⸗ 
den ſollte, damals noch nicht abgeſchloſſen 
war 27842 

§ 48 II Aufiv®. Die den Hypothekenbanken 
eingeräumte Befugnis, von allen in die 
Teilungsmaſſe fließenden Eingängen vor⸗ 
weg 8% als Verwaltungskoſtenbeitrag 
zu beanſpruchen, hindert ſie einerſeits, 
höhere Verwaltungskoſten zu berechnen, 
befreit ſie andererſeits von der Verpflich⸗ 
tung, die tatſächlich aufgewendeten Ver⸗ 
waltungskoſten zu belegen 29051 3123? 

SS 59 ff. Alle in den verſchiedenen Abſchnit⸗ 
ten des AufwG. aufgeführten Anſprüche, 
insbeſ. auch die im 8. Abſchn. geregelten 
Verſicherungsanſprüche gegen ausländi⸗ 
ſche, unter Reichsaufſicht ſtehende Lebens⸗ 
verſicherungsgeſellſchaften werden ledig⸗ 
lich nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes, 
nicht daneben noch nach den Grundſätzen 
der freien A. aufgewertet. Freie A. gea 
genüber einer ſolchen Geſellſchaft kommt 
höchſtens dann in Frage, wenn ſie ein 
A.verfahren gemäß dem Geſetz zum Shei- 
tern gebracht hat 3272 25477 

§ 65 Aufw®. ift auf Anſprüche aus wirk⸗ 
lichen Kontokorrenten oder anderen lau⸗ 
fenden Rechnungen zu beſchränken, kann 
aber nicht auf Konten ausgedehnt wer⸗ 
den, denen die rechtliche Eigenſchaft des 
Kontokorrents oder der laufenden Rech- 
nung nur kraft Vereinbarung durch Fik⸗ 
tion beigelegt wird 2769 7 

§ 54 GBO. Die Verbeſſerung eines bei der 
Eintragung der Höhe des A.betrags uns 
terlaufenen Schreibfehlers durch den At» 
tuar iſt keine „Berichtigung“ des Grund⸗ 
buchs und rechtlich ohne jede Bedeutung. 
Die Berichtigung iſt ausſchließlich dem 
Grundbuchrichter vorbehalten 3019 8 

Zur Rechtsſtellung des Danziger RA. im 
Reich: Iſt i. S. der Formvorſchriften des 
Art. 124 II S. 3 Durchf VO. z. AufwG. 
v. 29. Nov. 1925, der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit (§ 29 FGG.) und des Straf- 
verfahrens ($S 172, 345, 390 StPO.) die 
Unterſchrift eines Danziger RA. als Un⸗ 
terſchrift eines deutſchen RA. anzuerken⸗ 
nen? RGurt. 2334 5. Aufſatz 2303 

88 7, 8 Aufwffällcß. Sapferungsunfähigkeit 
des Grundſtücks rechtfertigt die Ableh⸗ 
nung des Bahlungsftiftantragss 2637 u 
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mehrleiſtung geführt hat — durch entſpre⸗ 
chende Kürzung des Verluſtes berückſich⸗ 
tigt werden 33173 
Augenſcheinseinnahme 
8 244 StPO. Wenn auch in der Regel das 
pflichtmäßige Ermeſſen des Gerichts dar⸗ 
über entſcheidet, ob eine A. an Ort und 
Stelle als Beweismittel erforderlich iſt, 
oder ob andere Beweismittel ausreichen, 
ſo bedeutet es doch eine unzuläſſige Vor⸗ 
wegnahme des Beweisergebniſſes, wenn die 
A. zum Beweiſe für die Unwahrheit der 
Ausſage eines Zeugen über irgendwelche 
örtlichen Verhältniſſe beantragt war und 
der Ablehnungsgrund aus dem be- 
kämpften Zeugnis ſelbſt entnommen wird 
3064 14 
Ausbietungsgarantie 
bgl unter Garantie 
Ausbildung, ſuriſtiſche 
vgl. unter Juſtizausbildung, Referendar, 
Nachwuchs 
Auseinanderſetzung 
vgl. auch unter Erbhof, Geſellſchaft, Guts⸗ 
bezirk; A. zwiſchen Schulverbänden vgl. 
unter Sch.; A pflegſchaft vgl. unter P. 
§ 3 II rn, Die Anteilsberechtigten 
haften auch für die Koſten der Durchfüh⸗ 
rung einer vertraglichen A. über eine 
Vermögensmaſſe als Geſamtſchuldner 
3219 2 
Ausfallbürgſchaft 
vgl. unter Bürgſchaft 
Ausgleichsquittung 
Vorausſetzungen der 
einer A. 2804 1 
Ausgleichsſteuer 
Zu den Beförderungskoſten i. S. von 89 I 
UmſStG. und § 8 I AusglStO. gehören 
bei der Beförderung der Ware auf See⸗ 
ſchiff auch die Koſten, die durch die Ent⸗ 
ladung aus dem Schiff entſtehen, ſie ſind 
dem Erwerbspreis hinzuzurechnen, wenn 
die Entladung vor der Abfertigung in 
den freien Verkehr erfolgt und die Lo⸗ 
ſchungskoſten nicht in dem Erwerbspreis 
enthalten ſind 2430 11 
Ausgleichung 
vgl. auch unter Aufwertung 
Wegfall der Geſchäftsgrundlage für ſich 
allein bildet keinen Grund zur Aufhebung 
eines Vertrags; es kommt darauf an, ob 
das Feſthalten des Vertragsgegners an 
einem unter anderen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen geſchloſſenen Vertrag als Ver⸗ 
ſtoß gegen Treu und Glauben zu gelten 
hat. So hat das RG. aus Wegfall oder 
Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage 
A. anſpruch hergeleitet, insbeſ. bei Fällen, 
in denen die Geſchäftsgrundlage von An⸗ 
derung der Geſetzgebung betroffen war, in 
Einzelfall iſt auch die Anderung einer 
feſten Rechtſprechung für ausreichend er⸗ 
achtet worden. In ſolchen Fällen iſt aber 
der Vertrag nicht ohne weiteres für hin⸗ 
fällig erachtet oder dem Betroffenen Rück⸗ 
trittsrecht gewährt, vielmehr iſt billige 
A. geſucht und nur bei der Verweigerung 
Vorgehen nach § 326 BGB. für gerecht⸗ 
fertigt erklärt worden 2685 
Auskunſt 
§ 839 BGB. Umfang des Pflichtenkreiſes 
eines Beamten. Der Beamte kann, ſofern 
ſein Handeln nur innere Beziehung zu 
ſeinen amtlichen Befugniſſen behält, amt⸗ 
liche Pflicht auch durch beſondere Er⸗ 
klärung übernehmen. So iſt A., zu deren 
Erteilung Amtspflicht nicht beſteht, wenn 
ſie erteilt wird, Amtshandlung; ſie muß 
kraft Amtspflicht richtig erteilt werden, 
folglich wird für ſchuldhaft unrichtige A. 
nach Amtsrecht gehaftet 2398 + 


Rechtswirkſamkeit 


Sachregiſter 


Die Erteilung von Rechtsauskünften gehört 
nicht zur Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Gerichte, und eine Beratungspflicht über 
§ 139 BPO. hinaus obliegt dem Prozeß⸗ 
richter nicht 29747 E 

Die Glaubhaftmachung des Vermögenser⸗ 
werbes i. S. des § 903 ZPO. muß ſofort 
unter Einreichung der Beweismittel un⸗ 
mittelbar dem Gericht gegenüber erfol⸗ 
gen. Eine Berufung auf A.perſonen ge- 
nügt nicht 3075 ? 

§ 32 Dev O. 1932. A pflichtig ift auch, wer 
ſich ſelbſt wegen eines nach den Deviſen⸗ 
vorſchriften verbotenen Geſchäfts ſtrafbar 
gemacht hat 2921 ?7 

8 32 Dev VO. 1932. Anwaltliche Schweige⸗ 
pflicht auch in Deviſenſachen 3261 


Auslagen 


vgl. unter Koſten 


Ausland 


vgl. auch unter Währung, Wohnſitz 

8 87 RAGebO. Entſtehung und Erſtat⸗ 
tungsfähigkeit der Hebegebühr, wenn der 
Hinterleger im A. wohnt 2499 22 

Alle in den verſchiedenen Abſchnitten des 
Aufw®. aufgeführten Anſprüche, insbeſ. 
auch die im 8. Abſchn. geregelten Ver⸗ 
ſicherungsanſprüche gegen auslaändiſche, 
unter Reichsaufſicht ſtehende Lebensver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften werden lediglich 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes, nicht 
daneben noch nach den Grundſätzen der 
freien Aufwertung aufgewertet. Freie 
Aufwertung gegenüber einer ſolchen Ge⸗ 
ſellſchaft kommt höchſtens dann in Frage, 
wenn ſie ein Aufwertungsverfahren ge⸗ 
mäß dem Geſetz zum Scheitern gebracht 
hat 25477 

Unter den Begriff der öffentlichen Urkunde 
i. S. von 88 271—273 StGB. fallen auch 
öffentliche Urkunden des A. 2920 26 

Ort der Leitung i. S. des § 2 KörpStG. 
Hat juriſtiſche Perſon zwar nach ihrem 
Statut ihren Sitz im A., befindet ſich aber 
der Ort der Leitung im Inland, ſo hat 
die Perſon, die die juriſtiſche Perſon vom 
Inland aus leitet, die ſteuerlichen Pflich⸗ 
ten eines Vertreters der juriſtiſchen Per⸗ 
ſon. Sie iſt insbeſ. zur Büchervorlegung 
verpflichtet 2363 3 

88 2, 10, 13 KörpSt®. Für die Ermittlung 
des ſteuerpflichtigen Einkommens einer 
Erwerbsgeſellſchaft, die den Sitz im A., 
den Ort der Leitung aber im Inland hat, 
iſt nicht das ausländiſche Recht, insbeſ. 
nicht das ausländiſche Steuerrecht, maß⸗ 
gebend, ſondern ausſchließlich das deutſche 
Handels- und Steuerrecht 2429 6 

§ 3 II KörpSt®. Die gelegentliche Entſen⸗ 
dung von Reiſenden durch ausländiſche 
Firma ins Inland begründet keine ſtän⸗ 
dige inländiſche Vertretung der ausländi⸗ 
ſchen Firma, ſelbſt wenn die Reiſenden 
während ihres Aufenthalts im Inland 
die allgemeinen Intereſſen ihrer Firma 
vertreten 27292 

§ 4 I UmiSt®. Ein inländiſches Unterneh- 
men hat die Herſtellung einer Anlage zur 
Einführung künſtl. Kälte in einem Kali» 
bergwerk des A übernommen und ſich ver- 
pflichtet, dabei verwendete, im Inland er⸗ 
worbene Gefrierrohre nach Abſchluß der 
Arbeiten der auftraggebenden Bergwerks⸗ 
geſellſchaft auf Verlangen gegen beſonde⸗ 
res Entgelt zu überlaſſen. Hiernach liegt 
Lieferung im Inland erworbener Gegen⸗ 
ſtände ins A. auf Grund eines aufſchie⸗ 
bend bedingten Kaufvertrags vor. Im 
Falle der Überlaſſung der Rohre iſt der 
Anſpruch auf Ausfuhrhändlervergütung 
begründet 27325 


Ausländer 


vgl. unter Internationales Privatrecht und 
Internationales Zivilprozeßrecht, ferner 
unter Deviſenbewirtſchaftung, Aufent⸗ 
haltserlaubnis 


Auslegung 


88 1091, 1092 BGB. Vertrags A. Kein 
Recht reicht weiter, als Treu und Glau⸗ 
ben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es 
geſtatten; unzuläſſige Rechtsausübung 
3300 ° 

Der Vorbehalt gleichbleibender Verhältniſſe 
beherrſcht, abgeſehen von der Inflations⸗ 
zeit, nicht jeden Unterhaltsvertrag, fon- 
dern es ijt A.frage, ob dieſer Vorbehalt 
im Einzelfalle dem Vertrag innewohnt 
31954 

Allgemeine Lieferungsbedingungen, die die 
geſetzlichen Gewährleiſtungsanſprüche des 
Käufers beſeitigen oder weſentlich be⸗ 
ſchränken, ſind eng auszulegen. Die dort 
enthaltenen Beſchränkungen der Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche erſtrecken ſich daher 
nicht auf Verletzung von Nebenpflichten 
des Kaufvertrags 23952 

Wenn Darlehnsgeber das Darlehn in eng⸗ 
liſchen Pfunden gegeben hat, weil er der 
Reichsmark nicht traute, wohl aber dem 
engliſchen Pfund, aber Bindung hinſicht⸗ 
lich des Kurſes nicht erfolgt iſt, kann er 
nach dem Fallen des Pfundes nicht Rück⸗ 
zahlung in Höhe des Wertes z. Z. der 
Darlehnshingabe verlangen. Keine Auf⸗ 
wertung des engliſchen Pfundes. Ver⸗ 
tragslücke kann nicht ſchon dann ange- 
nommen werden, wenn die vom Gläubi⸗ 
ger erwartete Sicherung ſeiner Forde⸗ 
rung fih ſpäter als ungenügend erweiſt. 
Beim Darlehn kann, abgeſehen von Ver⸗ 
trags A. nur Aufwertung, nicht Ausglei⸗ 
chung in Betracht kommen 2330 ° 

Hat Verletzter in einem Vergleich dem an⸗ 
deren Teil (hier Verſicherungsgeſellſchaft 
in Gemäßheit ihres Formulars) gegen⸗ 
über auf alle Anſprüche verzichtet, auch 
wenn künftig noch andere als die bis da⸗ 
hin bekannten Folgen ſich ergeben ſollten, 
ſo bleibt nach Eintritt erheblicher Spät⸗ 
folgen im Wege der Vertrags A. doch zu 
prüfen, ob der Vertragswille auch dieſe 
Folge mit umfaßt 32652 

Im Fall der Doppeldeutigkeit einer Beſtim⸗ 
mung eines Verſicherungsvertrags muß 
die für den Verſicherungsnehmer günſti⸗ 
gere A. entſcheidend fein 26811 

Nach Treu und Glauben und unter Berück⸗ 
ſichtigung ſchutzwürdiger Verkehrsſitte 
darf auch bei „formularmäßigen“ Siche⸗ 
rungserklärungen, die eine Bank ſich aus⸗ 
ſtellen läßt, nicht ohne beſondere Gründe 
eine ausdehnende A. zugunſten der Bank 
und zu Laſten des Erklärenden dahin 
Platz greifen, daß ſchließlich die Haftung 
des Erklärenden weit über den Rahmen 
ſeiner ſchriftlichen Erklärung hinaus er⸗ 
weitert wird 3054? 

§ 286 ZPO. Die A. einer Urkunde ift Auf- 
gabe des Gerichts, ohne daß in dieſer Be⸗ 
ziehung die Beweispflicht einer Partei in 
Frage kommt. Nur wenn außerhalb der 
Urkunde liegende Umſtände eine für die 
A. weſentliche Grundlage bilden ſollen, 
hat die Partei, die ſich auf dieſe Umſtände 
beruft, ſie darzulegen und zu beweiſen 
3128 7 

Wenn der Grundbuchrichter auf Grund 
einer Teſtaments A. gemäß § 3612 GO. 
jemanden im Grundbuch als Berechtigten 
ohne Hinzufügung eines Nacherbenver⸗ 
merks eingetragen hat, ſo darf er nicht 
nachträglich lediglich auf Grund einer ab⸗ 
weichenden Teſtaments A. den Eingetra⸗ 
genen als bloßen Vorerben behandeln, es 


fei denn, daß beſondere Umſtände, insbeſ. 
neue Tatſachen, eine andere A. rechtferti⸗ 
gen 29311 
88 549, 561 ZPO. Dem Nev®. ſteht die A. 
richterlicher Verfügungen — hier Grund⸗ 
bucheintragungen — ſelbſtändig zu. A. 
einer „Vormerkung zur Sicherung des 
Anſpruches auf Eintragung als Mit⸗ 
eigentümerin zugunſten meiner Ehefrau“ 
auf Grund des zugrunde liegenden Sach⸗ 
verhalts in „Vormerkung zur Sicherung 
des Anſpruchs auf Auflaſſung als Mit⸗ 
eigentümerin zur Geſamthand zugunſten 
meiner Ehefrau“ 2612 3 
SINAGEHD,., § 8 IV UmjSt®. Der Satz, 
Ausnahmevorſchriften ſeien eng auszu⸗ 
legen, hat keine rechtliche Geltung 3161 16 
Auslieferung 
Verzeichnis der Verträge und Vereinbarun⸗ 
gen des Deutſchen Reichs über die A. und 
die ſonſtige Rechtshilfe in Strafſachen. 
Schrifttum 3051 
Der Avertrag zwiſchen zwei Staaten geht 
dem innerſtaatlichen A. geſetz der beteilig⸗ 
ten Vertragsſtaaten vor. Bei Schweizern 
macht daher das deutſche Straffreih®. die 
A. nicht unzuläſſig 3303 20 
Ausſchlagung der Erbſchaft 
vgl. unter Erbſchafts A., vgl. auch A. des 
Erbhofs unter Erbhof 
Ausſchluß des Richters 
A. des Protokollführers vgl. unter Sitzungs⸗ 
protokoll 
Verletzt i. S. von § 22 Ziff. 1 StPO. ift 
nur, wer durch die zur Aburteilung 
ſtehende Tat unmittelbar perſönlich be- 
troffen iſt 2693 10 
Ausſchlußfriſt 
dgl: unter Friſt 
Ausſetzung der Verſteuerung 
vgl. unter Erbſchaftſteuer 
Ausſetzung der Vollziehung 
Die dem Steuerpflichtigen bekanntgegebene 
A. d. V. (§ 251 RADJO.) unterbricht die 
Verjährung 2366 5 
Ausſetzung des Verfahrens 
Gegen Beſchluß des Anerb®., durch den A. 
d. V. angeordnet wird, findet gemäß 8 19 
FOGG., § 11 der 1. Durchf VO. die einfache 
Beſchwerde ſtatt. Die Frage, ob wichtiger 
Grund vorliegt, daß ein Bauer ſtatt ſeines 
Sohnes ſeine Tochter zum Anerben be⸗ 
ſtimmt, iſt nicht allein nach der Bauern⸗ 
fähigkeit des Sohnes, ſondern nach der 
Geſamtheit der vorhandenen Umſtände zu 
beantworten. A. d. V., um dem Sohne 
Gelegenheit zu geben, ſeine Bauernfähig⸗ 
keit unter Beweis zu ſtellen, iſt nicht zu⸗ 
läſſig 2255 14 
Wenn die Erbhofeigenſchaft erſt nach An⸗ 
ordnung der Zwangsverſteigerung be⸗ 
gründet fein foll, jo ſteht dies einem A.⸗ 
beſchluß gemäß § 148 3 PO. durch den 
SE nicht entgegen 


Ausſtattung 

Die weiblichen Abkömmlinge des Bauern 
haben nach § 30 RErbhofG. nicht nur 
Anſpruch auf Ausſteuer zur Einrichtung 
des Haushalts, ſondern darüber hinaus 
auch Anſpruch auf eine dem Stande des 
Hofes entſprechende A. 2255 15 

Zur A. und Exiſtenzgründung eines wei⸗ 
chenden Erben kann bei Vereinbarung 
tragbarer Tilgung die Belaſtung eines 
Erbhofs mit Hypotheken genehmigt wer⸗ 
den. Eine Sicherungshypothek, die dem 
Kreditnehmer ermöglicht, an Stelle des 
erhaltenen Kredits nach Rückzahlung an⸗ 
derweit Kredit auf Grund der Sicherung 
in Anſpruch zu nehmen, iſt jedoch als Be⸗ 
laſtung ungeeignet 2256 17 


Sachregiſter 


Der familienrechtliche gegen die Eltern ge⸗ 
richtete Ausſteueranſpruch nach § 1620 
BGB. und der erbhofrechtliche gegen den 
Anerben gerichtete Verſorgungsanſpruch 
nach § 30 RErbhofc. find nicht identiſch. 
Nur über den letzteren hat das Anerb®. 
gemäß § 32 RErbhofG. zu entſcheiden 
2790 5 2900 

8 37 II RErbhofGG. Bar A. verdient vor der 
A. mit vom Erbhof wegzugebenden 
Grundſtücken auch dann den Vorzug, 
wenn die erforderlichen Barmittel nur 
durch Belaſtung des Hofes beſchafft wer⸗ 
den können 3212 ? 

Ausweiſung 

Die Möglichkeit, daß der Verurteilte als 
Ausländer auf Grund des Geſetzes über 
Reichsverweiſungen v. 23. März 1934, 
das in § 7 Nr. 2, § 11 I den $ 42m St- 
GB. mit Wirkung vom 1. Juni 1934 ge⸗ 
ſtrichen hat, von der zuſtändigen Landes⸗ 
polizeibehörde ausgewieſen werden kann, 
darf die Entſcheidung des Gerichts über 
die Anordnung der Entmannung nicht 
beeinfluſſen 2410 330214, Desgl. bei 
Anordnung der Sicherungsverwahrung 
3284 2˙ 

Auszug 
vgl. unter Altenteil 


Baden 

8 15 BadVerwRpPflGG. Den vom RG. auf 
dem Gebiete der Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der 
Klagefriſt wegen anwaltlicher Bürover⸗ 
ſehen aufgeſtellten Grundſätzen tritt der 
BadVerwGerhof bei 2591 ? 

88 1, 2 NotGeſ. über die Beſteuerung des 
Wandergew.⸗Betr. v. 15. Dez. 1932, § 9 
VollzO. Finder. und VerwGerß. find an 
die Entſcheidung des Bez A. über das Bor- 
liegen oder Nichtvorliegen der Wanderge⸗ 
werbeſcheinpflicht nicht gebunden 2368 1 

8 6 II RGrundſ. zur FürſVO., § 18 Bad- 
Armen®. Erſatz von Beerdigungskoſten. 
Ablieferung von Leichen an die Anatomie 
durch Fürſorgeverbände 2191 1 

Die Forderungen der Gemeinden auf Stra⸗ 
ßenherſtellungskoſtenbeiträge i. S. des 
§ 22 Ort3Straß®. unterliegen der fünf- 
jährigen Verjährung nach dem AbgVerjG. 
Die Verjährung dieſer Forderungen kann 
früheſtens mit ihrer Entſtehung, alſo, 
auch bei noch unbebauten Grundſtücken, 
mit der Straßenherſtellung beginnen 
25911 

Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe bei Ver⸗ 
wendung im Elektrizitätswerk Mittel⸗ 
baden AG. Lahr in B. 22832 


Bank 

Ein Bankverein, AktG., der auf die Vorlage 
einer von dem Vorſtand einer Genoſſen⸗ 
ſchaft dem Rendanten derſelben erteilten 
notariellen Vollmacht, „die Genoſſenſchaft 
in allen perſönlichen und vermögensrecht⸗ 
lichen Angelegenheiten, ſoweit dies geſetz⸗ 
lich zuläſſig iſt, gerichtlich und außerge⸗ 
richtlich zu vertreten“, hin ein großes und 
bedeutungsvolles, außerhalb der üblichen 
Geſchäfte einer Genoſſenſchaft liegendes 
Geſchäft abgeſchloſſen hat, kann nicht da⸗ 
mit gehört werden, daß er den aus § 42 
II Gen®. fih ergebenden Mangel der 
Vertretungsmacht nicht habe kennen müſ⸗ 
fen 3267 3 

§ 355 HGB. Geſchäftsbedingungen der B. 
müſſen beſonders deutlich ſein, wenn 
durch ſie die Aufrechnung der B. mit un⸗ 
klagbaren Börſentermingeſchäften inner⸗ 
halb des Kontokorrentverkehrs ermöglicht 
werden ſoll 2130 3 

Nach Treu und Glauben und unter Berück⸗ 
ſichtigung ſchutzwürdiger Verkehrsſitte 


“o 


darf auch bei „formularmäßigen” Siche⸗ 
rungserklärungen, die eine B. ſich aus⸗ 
ſtellen läßt, nicht ohne beſondere Gründe 
eine ausdehnende „Auslegung“ zugunſten 
der B. und zu Laſten des Erklärenden da⸗ 
hin Platz greifen, daß ſchließlich die Haf⸗ 
tung des Erklärenden weit über den Rah⸗ 
men ſeiner ſchriftlichen Erklärung hinaus 
erweitert wird 30542 

§ 48 II Aufw®. Die den Hypothekenbanken 
eingeräumte Befugnis, von allen in die 
Teilungsmaſſe fließenden Eingängen vor⸗ 
weg 8% als Verwaltungskoſtenbeitrag 
zu beanſpruchen, hindert ſie einerſeits, 
höhere Verwaltungskoſten zu berechnen, 
befreit ſie andererſeits von der Verpflich⸗ 
tung, die tatſächlich aufgewendeten Ver⸗ 
waltungskoſten zu belegen 2905 1 31232 

Iſt bei Aufnahme eines Bekredits eine 
Zinsabrede nicht getroffen worden, ſo gilt 
der bankenübliche Zinsſatz als ſtillſchwei⸗ 
gend vereinbart 2476 1 

Die Anderkonten der RA. und Notare 3245 

Die von den Feindmächten während des 
Kriegs eingeſetzten Sequeſter, die die Auf⸗ 
gabe hatten, das ihrem Zugriff unterlie⸗ 
gende deutſche Vermögen zu verwalten, 
waren nicht befugt, Zahlungen von Ban⸗ 
ken, bei denen ſich Vermögen der in Fein⸗ 
desland ſeßhaften deutſchen Firmen be⸗ 
fand, einzuziehen. Dem Anſpruch gegen 
die B. ſteht der Verſicherungsvertrag 
nicht entgegen 25372 

8$ 2 Nr. 3 b, 7 KörpSt®. Saldozinſen eines 
Verſorgungsbetriebs aus einem B.gut⸗ 
haben ſind ſteuerfrei, wenn nicht der 
Saldo verſorgungsfremden Zwecken dient 
oder zu dienen beſtimmt iſt 31572 

Eine als „Verwahrungsſchein“ bezeichnete 
und von einer B. über die Verwahrung 
von Wertpapieren ihren Kunden ausge⸗ 
händigte Urkunde unterliegt der Beſteue⸗ 
rung aus TarSt. 18 Nr. 2 PrStempStG. 
unter der Vorausſetzung, daß nach ihrem 
Wortlaut der Verwahrungsvertrag vor 
Aushändigung der Urkunde abgeſchloſſen 
war 29447 

Unterſchriftskarten, die auf der Vorderſeite 
die Unterſchrift des Kontoinhabers, auf 
der Rückſeite die Namen und Unterſchrif⸗ 
ten der Verfügungsberechtigten tragen 
und nach dieſer Ausfüllung der B. von 
dem Kontoinhaber ausgehändigt werden, 
enthalten Vollmachtsgeſtändnisurkunden 
i. S. der TarSt. 19 IV PrStempStäG. 
2944 8 

Hat das Fin A. bor dem 18. Juli 1931 von 
dem Vorhandenſein eines B.guthabens 
Kenntnis erlangt und dies dem Steuer⸗ 
pflichtigen eröffnet, ſo genügt das in der 
Regel, um die Amneſtie inſoweit auszu⸗ 
ſchließen, ſelbſt wenn das Fin A. die Höhe 
des Guthabens erſt innerhalb der Am⸗ 
neſtiefriſt erfahren hat. Hat das Fin A. 
vor dem 18. Juli 1931 von dem Vorhan⸗ 
denſein ſteuerpflichtiger Werte Kenntnis 
erlangt und dies dem Steuerpflichtigen 
eröffnet, ſo wird die Amneſtie lediglich 
für diefe Werte ausgeſchloſſen 3319 7 

Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe bei 
Verwendung in Kommunal. in Nieder⸗ 
ſchleſien, Staats B. in Altenburg i. Thür., 
Hannov. Landeskreditanſt. in Hannover 
2283 2 

Bankrott 
vgl. unter Konkurs 


Bauforderungen 
Zu den Begriffen „Baugeld“ (§ 1 III Bau- 
ford.) und „Revolvingkredit“. Untreue 
durch Bevorſchuſſung eines Baues ſeitens 
einer Verſicherungsanſtalt. Zum inneren 
Tatbeſtand der Untreue 2469 10 


3* 


* 20 


Die Verpflichtung der in 88 1, 2 Bauford®. 
genannten Perſonen zur Verwendung 
von Baugeld und zur Führung eines 
Baubuchs beſteht auch jetzt noch. Der Irr⸗ 
tum darüber, ob jemand als Baugeld⸗ 
empfänger anzuſehen ſei oder zu den zur 
Führung eines Baubuchs verpflichteten 
Perſonen gehöre, ift unbeachtlich 2923 30 

Bauland 

Wird Gelände als B. erworben in der Ab⸗ 
ſicht, es wieder zu veräußern, und wird 
es nur in der Zwiſchenzeit aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen oder des guten Aus⸗ 
ſehens wegen vom Hofe aus bewirtſchaf⸗ 
tet, jo gehört es gemäß $ 7 RErbhofG. 
nicht zum Erbhof 2565 

§ 16 III Einst. Wirtſchaftliche Mb- 
nutzung liegt vor, wenn Gebäude abge⸗ 
riſſen werden, weil der gemeine Wert des 
Baugrundſtücks den wirtſchaftlichen Er⸗ 
tragswert des Grundſtücks mit Gebäuden 
überfteigt. Abſetzungen wegen Abnutzung 
können nicht vorgenommen werden, wenn 
am 1. Jan. 1925 (§ 110 Eink StG.) der 
reine Bauplatzwert mindeſtens ebenſo 
hoch war wie der gemeine Wert des 
Grundſtücks mit den darauf ſtehenden Ge⸗ 
bäuden 31572 

Baulaſt 
vgl. unter Kirche 
Bauleitung 

vgl. auch unter Architekt 

Anliegerrechte. Zu prüfen, ob der Umbau 
einer Straße nicht die Rechte eines An⸗ 
liegers verletzt, iſt Sache des Bauherrn, 
nicht, jedenfalls nicht allein, des Verrich⸗ 
tungsgehilfen 2764 * 

Baumſchule 
vgl. unter Erbhof 
Baupolizei 

vgl. auch Berunitali®. 

SS 18, 19 Pol Verw., Së 22 a, 35 Berl- 
BauO. Der Eigentümer eines mit Gas 
verſorgten Grundſtücks kann von der Po⸗ 
lizei zur Anbringung eines Gasſperr⸗ 
hahns in dem Zuleitungsrohr auf der 
Straße vor ſeinem Grundſtück angehalten 
werden 2586 

8 11 Fluhti®. dient polizeilichen, in erſter 
Linie verkehrspolizeilichen Intereſſen. 
Die B. hat deshalb die Vorausſetzungen 
der Bauerlaubnis oder »verſagung ſelb⸗ 
ſtändig zu prüfen und iſt an die Ent⸗ 
ſchließung der Gemeindebehörde nicht ge⸗ 
bunden. Die Anlegung einer Warmtval- 
ſerheizung ift Ausbau i. S. des § 11 
Fluchtl. Will Mieter einen Um- oder 
Ausbau vornehmen, fo kann die Exlaub⸗ 
nis auch verſagt werden, wenn für erfor⸗ 
derlich erachtete Sicherungsmaßnahmen 
des Grundſtückseigentümers nicht getrof⸗ 
fen werden 25111 

86 PrKomm Abg. unterſcheidet zwei Ar⸗ 
ten von B.gebühren. Abi. 1 behandelt Ge» 
bühren für die — tatſächlich ausgeſpro⸗ 
chene — Genehmigung und die — tatſäch⸗ 
lich durchgeführte — Beaufſichtigung von 
Bauten, Abf. 2 Gebühren für alle ſonſti⸗ 
gen Tätigkeiten der B., wie z. B. Mate⸗ 
rialprüfung, Prüfung von Vorentwürfen 
und Tätigkeit im Genehmigungsverfah⸗ 
ren, falls es — wegen Rücknahme des 
Antrags oder Verſagung — nicht zur 
Genehmigung kommt. Geht"), find, ſoweit 
fie nur Gebühren aus $ 6 I vorſehen, 
nicht genehmigungspflichtig, wohl aber 
ſoweit fie ſolche aus 8 6 II anordnen 
2285 8 

Bauſparkaſſe 

Berückſichtigung der Abzahlungsraten zing» 
loſer Baudarlehn von Bauſparkaſſen in 
der Zwangsverwaltung nach dem Geſ. v. 
24. Okt. 1934 2825 


Sachregiſter 


Bayern 

$ 37 II NErbhoi®. Die Eintragung einer 
Vormerkung auf Einräumung einer Gi- 
cherungshypothek für Bierlieferungen ge⸗ 
mäß Art. 14 Bay AG BB. bedarf nicht 
der Genehmigung durch die Anerbenbe⸗ 
hörden 2250 ® 

Art. 22 III BayRotGebDO. Die Gebühren- 
ermäßigung nach § 67 I und II der 
1. DurchfVO. z. RErbhofG. findet auch 
Anwendung auf Übergabeverträge, durch 
die ein Ehegattenerbhof in das Allein⸗ 
eigentum einer bauernfähigen Einzelper⸗ 
fon überführt wird 2704 7 

88 50, 10 RBewG. Ein nach der BayBO. 
v. 27. Juni 1913 amtlich feſtgeſetzter Ab⸗ 
findungsbetrag kann den gemeinen Wert 
eines Apothekenbetriebsrechts aus dem 
bayriſchen Rechtsgebiet nur darſtellen, 
wenn feſtſteht, daß in B. Apothekenbe⸗ 
triebsrechte im regelmäßigen freien Ge⸗ 
ſchäftsverkehr keine anderen Preiſe er⸗ 
zielen als die Abfindungsbeträge 2878 * 

Reichskirchenrecht und neues bayriſches Kir⸗ 
chenrecht. Schrifttum 2533 

§ 9 BapVollz O. z. Gaftftätt®. v. 12. Sept. 
1931. Der Arbeitslohn der weiblichen Ar⸗ 
beitnehmer im Gaſtſtättengewerbe muß 
zu angemeſſenem Teil aus einem bar 
auszuzahlenden Geldbetrag beſtehen. 
Wohnung, Verpflegung und Übernahme 
der Arbeitnehmeranteile an den Sozial- 
laſten können auf die geſamte Vergütung 
angerechnet, aber nicht gegen den ange⸗ 
meſſenen Barlohn aufgerechnet werden 
292 

Zu den Begriffen der Ausübung der Heil⸗ 
kunde i. S. des 8 56a Nr. 1 GewO., des 
Auffuchens von Warenbeſtellungen i. S. 
des § 55 II Nr. 2 GewO. und der Ge- 
heimmittel i. S. des Art. 72 a Baypol⸗ 
StGB. 31421 

BayBO. über die Feier der Sonn- und 
Feſttage v. 21. Mai 1897. Zum Begriff 
der „Treibjagd“ 2709 

Beamte 

vgl. auch unter Gemeinde., Dienſtſtraf⸗ 
recht, Medizinal B. 

B.recht für Reichs B. und preuß. Landes- 
und Kommunal B. Schrifttum 2839 

Es ſtellt Verletzung nicht nur der den dienſt⸗ 
lichen Vorgeſetzten des B. obliegenden 
Fürſorgepflicht, ſondern auch einer dem 
B. gegenüber obliegenden Amtspflicht 
dar, wenn die Dienſträume und der 
Dienſtbetrieb nicht ſo eingerichtet und ge⸗ 
regelt ſind, daß der Dienſtverpflichtete ge⸗ 
gen Gefahren für Leben und Geſundheit 
nach Möglichkeit geſchützt iſt 3268 

Entlaſſung auf Grund von $ 2a Ber- 
BeamtG. oder Ziff. 4 a der 2. Durchf VO. 
z. Ber Beamtch. gilt nicht notwendig At: 
gleich auf Grund des Dienſtvertrags. 
Wird alſo die Entlaſſung zurückgenom⸗ 
men, ſo bleibt ſie nur dann als vertrags⸗ 
mäßige Kündigung zum nächſten zulaj- 
ſigen Termin wirkſam, wenn dahingehen⸗ 
der Wille im Einzelfall aus dem Inhalt 
und den beſonderen Umſtänden der Ent⸗ 
laſſungserklärung erkennbar ift 31562 

Der Ausſchluß des Rechtswegs bei Entlaf- 
ſungen und Kündigungen nach dem BW- 
HU. v. 7. April 1933 bezieht ſich nicht auf 
Anſprüche aus dem durch die Entlaſſung 
zu Ende gebrachten Arbeitsverhältniſſe 
2356 ? 

Der Ausſchluß des Rechtswegs bei Entlaf- 
ſungen und Kündigungen nach dem BYW- 
HG. v. 7. April 1933 erſtreckt ſich auch 
auf die Frage, für welchen Zeitpunkt die 
Entlaſſung gültig ausgeſprochen iſt; er 
gilt auch für die vor Inkrafttreten des 
Geſetzes ausgeſprochenen Entlaffungen 


und Kündigungen, die nach 8 5 VII der 
2. Durchf VO. z. BWG. v. 4. Mai 1983 
wirkſam bleiben 2357 
Ausſchluß des Rechtswegs bei Entlaſſun⸗ 
gen, die von der Reichsbahn nach Maß⸗ 
gabe der im Rahmen der Ermächtigung 
des § 1 IV BWHE. erlaſſenen Vorſchrif⸗ 
ten verfügt werden. Dieſe Vorſchriften 
haben Geſetzeskraft 29411 
Eine Nachprüfung der auf Grund der 88 4, 
9 11 BerBeamt®. getroffenen Maßnah⸗ 
men im ordentlichen Rechtsweg iſt aus⸗ 
geſchloſſen. Die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges wird auch nicht durch die Erhe⸗ 
bung einer Schadenserſatzklage wegen 
Amtspflichtverletzung aus $ 839 BGB. 
begründet 2569 
88 4, 6 BWH. Auch für die nach § 4 BW- 
HG. entlaſſenen B. ift § 12 II Prb- 
DStrO. anwendbar. Der auf Grund des 
$ 4 BWG. entlaſſene B. ift von ber 
Zuſtellung der Entlaſſungsverfügung an 
nicht mehr B., darf alſo keine beamten⸗ 
rechtlichen Funktionen mehr ausüben, 
ſelbſt wenn der Entlaſſene noch drei Mo⸗ 
nate nach Zuſtellung der Entlaſſungsver⸗ 
fügung volles Gehalt bezogen hat. Der 
auf Grund des § 4 BWHG. Entlaſſene, 
der nicht die der Dienſtentlaſſung als 
Strafe hier entſprechende Aberkennung 
des Ruhegehaltes verwirkt hat, iſt der 
Verfolgung im Dienſtſtrafverfahren min⸗ 
deſtens drei Monate früher entzogen als 
der B., der auf Grund des § 6 BWSHG. 
in den Ruheſtand verſetzt wurde 28131 
Die Vorſchrift des § 62 RVerſorgcg. bezieht 
ſich nicht nur auf B., ſondern auf das 
„Einkommen“ ſchlechthin, alſo auch auf 
Lohn und Gehalt eines Arbeiters oder 
Angeſtellten 3086 
Beamtenunſallfürſorge 
vgl. unter U. 
Bedarfsdeckungsſcheine 
Das Verbot der Bareinlöſung von B. und 
ſeine Rückwirkung auf das Eigentum und 
Ae en eh beim Kauf 
Einmalige Zuwendungen, die Arbeitgeber 
ſeinen Arbeitnehmern über den Betrag 
des vereinbarten Arbeitslohnes hinaus in 
Form von B. gewährt hat, ſind keine 
Sachbezüge i. S. von $ 160 RVO. 2431 
Bedingter Vorſatz 
vgl. unter V. 
Bedingtes Endurteil 
vgl. unter Parteieid 
Bedingung 
§ 253 ZPO. Bedingte Klagerhebung ijt un- 
zuläſſig, wenn der Rechtsſtreit von An⸗ 
fang an nach dem Willen des Kl. der⸗ 
geſtalt unter einer B. ſteht, daß die ge⸗ 
ſamten Rechtswirkungen der Klage und 
der Entſcheidung je nach dem Eintritt 
oder Ausfall der B. bei Beſtand bleiben 
oder hinfällig werden. Dagegen iſt 
„Eventualklage“ zuläſſig, wenn der Rich⸗ 
ter allein über den Eintritt oder Ausfall 
der „B.“ befindet, ſein Spruch alſo, ein⸗ 
mal gefallen, nicht mehr nachträglich oder 
von außen her durch einen verfahrens⸗ 
fremden Umſtand beeinträchtigt oder hin⸗ 
fällig gemacht werden kann 2910 ® 
Der Anſpruch der im Rechtsſtreit obſiegen⸗ 
den Partei auf Koſtenerſtattung entſteht 
bereits mit dem Eintritt der Rechts⸗ 
hängigkeit, aufſchiebend bedingt durch den 
Erlaß eines die Gegenſeite in die Koſten 
verurteilenden Urteils, verwandelt fi 
mit dem Erlaß eines ſolchen Urteils in 
auflöſend bedingten Anſpruch und wird 
mit der Rechtskraft zu einem unbeding⸗ 
ten. Bereits vor Erlaß des Koſtenurteils 
ſtellt der bedingte Anſpruch ein Vermö⸗ 


gensſtück des Koſtengläubigers dar; er 
kann abgetreten und gepfändet werden. 
Einwendungen der im § 767 II ZPO. 
gedachten Art müſſen bereits in der Ver⸗ 
handlung vor dem grundlegenden Urteil 
vorgebracht werden 24677 
Auf bedingten Verzicht des RA. auf ſeine 
Gebühren kann ſich der zur Tragung der 
Koſten verurteilte Gegner nicht berufen 
2499 24 
§ 153 StGB. Zur Sicherung übereignete 
Sachen brauchen bei Leiſtung des Offen⸗ 
barungseids nicht in das Vermögensver⸗ 
zeichnis aufgenommen zu werden, wohl 
aber der bedingte Anſpruch auf ihre Rück⸗ 
übertragung 2692 8 
Ob Erwerbsgeſellſchaft eine aufſchiebend 
bedingte Son zu bilanzieren hat, richtet 
ſich nicht nach der Vorſchrift des § 149 
RABID. a. F., ſondern nach den Bor- 
ſchriften des Handelsrechts und den 
Grundſätzen ordnungsmäßiger kaufmän⸗ 
niſcher Buchführung i. Verb. m. § 13 
EinkStG. und § 13 KörpStG. 2183 2 
Beerdigung 
vgl. auch bagi. § 844 BGB. unter Uner⸗ 
laubte Handlung 
Sp II Rrundſ. zur FürſVO., § 18 Bad- 
Armend. Erſatz von Bekoſten. Abliefe⸗ 
rung von Leichen an die Anatomie durch 
Fürſorgeverbände 2191 ! 
Beförderungsvertrag 
88 631, 328 BGB. Erleiden bei Autofahrt 
der Ehemann und die Tochter tödliche 
Verletzungen, ſo kann die Ehefrau nicht 
auf Grund des auch zu ihren Gunſten ge⸗ 
ſchloſſenen B. eigene Anſprüche auf Er⸗ 
ſatz von Beerdigungskoſten und von Un⸗ 
terhalt geltend machen; deren Rechts⸗ 
grundlage ergibt fih vielmehr aus § 844 
BGB. 2973 4 
Beglaubigung 
98 894, 888 ZPO. Urteil, das den Bekl. 
verpflichtet, eine Erklärung notariell be⸗ 
A ANB zu laſſen, erſetzt die B. nicht 


Umſchreibung in der Zeichenrolle bei ber- 
tragung eines Warenzeichens. Die Ein⸗ 
willigung des Berechtigten in die Um⸗ 
ſchreibung muß in öffentlich beglaubigter 
Form abgegeben werden 3012 1? 

SS 38, 41 eng, Wird die Unterſchrift 
einzelner Miterben unter Erbauseinan⸗ 
derſetzungsvertrag öffentlich beglaubigt, 
fo ijt als Gegenſtandswert der B. gebühr 
nicht der Nachlaß, ſondern der Erbteil 
des unterſchreibenden Miterben anzuneh⸗ 
men 2478 ? 

Begräbnishilfskaſſe 

Zur Frage der Befreiung einer B. von der 
Verſicherungsaufſicht. Der wenn auch 
ernſtlich gemeinte Ausſchluß des Rechts⸗ 
anſpruchs iſt zur Erfüllung der Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1 II VerſAufſch. nicht 
ausreichend, wenn er in der formalen Ge⸗ 
nügeleiſtung des Geſetzeswortlauts ſich 
erſchöpft, im übrigen aber dem Geſamt⸗ 
inhalt der Satzungen und dem Ge⸗ 
ſamtcharakter der Unternehmung wider⸗ 
ſpricht 27331 3326 5 

Beihilfe 

8 49 StGB. B. kann auch durch die Haupt- 
tat vorbereitende Handlungen verübt 
werden 2473 12 

88 49, 122 II StGB. Zum Begriffe der 
Zuſammenrottung. Die B. handlung kann 
erſt mit der Verübung der Haupttat als 
begangen angeſehen werden 3281 10 

Beiſtand 

Der Leiter der landwirtſchaftlichen Bera⸗ 
tungsſtelle der NSDAP. iſt vor den An⸗ 
erbenbehörden als B. oder Prozeßbevoll⸗ 


Sachregiſter 


mächtigter ausgeſchloſſen. Die von ihm 
eingelegte Beſchwerde iſt als unzuläſſig 
zu verwerfen 29293 
Beitreibung von Steuern 
Fragen zur Grundſteuer B. 2121 
Beleidigung N 

Zwiſchen § 176 Nr. 3 und § 185 StGB. 
liegt in der Regel Geſetzeskonkurrenz vor, 
bei der die Sondervorſchrift des § 176 
Nr. 3 vorgeht 2146 15 

§ 193 StGB. Irrtum darüber, ob das an- 
gewendete Mittel zur Intereſſenwahrung 
geeignet iſt, kann dann nicht zur Straf⸗ 
loſigkeit führen, wenn der Täter das 
Mittel nicht für geeignet halten konnte 
2419 1 

§ 193 StGB. Außerung des Verdachts einer 
ſtrafbaren Handlung kann bei gewichtigen 
Verdachtsgründen ein erlaubtes Mittel 
der Intereſſenwahrung fein 2792 1 

Belgien 

Belgiſche Strafbeſtimmungen über Unter- 
ſagung der Berufsausübung zur Rein⸗ 
erhaltung der Wirtſchaft 3118 

Bereicherung, ungerechtfertigte z 

Dienſtleiſtung erwachſener Kinder begrün⸗ 
det in der Regel keine Anſprüche aus 
8 812 BGB., auch nicht, wenn die 
Dienſte in der Abſicht und Erwartung 
ſpäterer Landzuteilung geleiſtet werden 
2994 13 

Nach Verjährung der Anſprüche aus § 36 
Lit UrhG. kommen immer noch Anſprüche 
aus § 812 BGB. wegen unbefugten MAb- 
drucks und Verbreitung in Betracht, die 
erft nach 30 Jahren verjähren 2642 4 

Iſt die Forderung, die den Rechtsgrund 
für die Beſtellung der Grundſchuld ab⸗ 
geben ſollte, nicht zur Entſtehung ge⸗ 
langt, ſo beſteht ein ſchuldrechtlicher An⸗ 
ſpruch auf Beſeitigung der Grundſchuld 
aus dem Grundgeſchäft oder gemäß 
Së 812 ff. BGB. 31243 

§ 812 BGB. Der Eigentümer eines Laft- 
kraftwagens iſt nicht ungerechtfertigt be⸗ 
reichert durch Reparatur, die im Auftrag 
eines Dritten an dem Laſtkraftwagen 
vorgenommen ift 28712 3307 4 

§ 813 BGB. Kein Rückforderungsrecht des- 
jenigen, der in Unkenntnis einer ihm ge⸗ 
botenen Aufrechnungsmöglichkeit bezahlt 
hat. Das ergibt fich ſowohl aus § 813 all- 
gemein, als auch im Zuſammenhang mit 
dem dort bezogenen § 222 II BGB., 
namentlich aber für den Käufer, der den 
Kaufpreis bezahlt hat, ſchon aus der be⸗ 
ſonderen dem Käufer lediglich eine Ein⸗ 
rede gegen den Kaufpreisanſpruch geben⸗ 
den Beſtimmung der SS 478, 479 BGB. 
2129? 

Mietwucher. Der Rückforderungsanſpruch 
des Mieters wegen zuviel gezahlter Miete 
wird nicht durch die Einwendungen der 
SS 814 und 817 I BGB. ausgeſchloſſen 
2269 4 

Entſprechende Anwendung der §§ 816, 822 
BGB. auf rechtsähnliche Fälle. Beſteht 
zwiſchen dem Leiſtenden u. dem Leiſtungs⸗ 
empfänger kein die Leiſtung unmittelbar 
rechtfertigender Grund, hat die Leiſtung 
vielmehr ihren Rechtsgrund einmal in 
dem Rechtsverhältnis zwiſchen dem Lei⸗ 
ſtenden und den ihn zur Leiſtung Beauf⸗ 
tragenden — Deckungsverhältnis — und 
zweitens in dem Rechtsverhältnis zwi⸗ 
ſchen dieſem und dem Leiſtungsempfän⸗ 
ger — Valutaverhältnis —, dann voll» 
zieht fih bei Fehlerhaftigkeit eines der 
beiden die Verfügung tragenden Grund⸗ 
geſchäfte der Ausgleich nach B.grund⸗ 
ſätzen zwiſchen den an dieſem Geſchäft be⸗ 
teiligten Perſonen, nicht aber zwiſchen 
Leiſtenden und Leiſtungsempfänger. Dem 


säi 


Leiſtenden Debt aber Rückforderungsrecht 
unmittelbar gegen den Leiſtungsempfan⸗ 
ger zu, wenn beide Grundgeſchäfte ſich 
als nicht rechtsbeſtändig erweiſen. Das⸗ 
ſelbe gilt in analoger Anwendung der 
SS 816, 822 auch, wenn es im Deckungs⸗ 
verhältnis am Rechtsgrund fehlt und im 
Valutaverhältnis die Leiſtung unent⸗ 
geltlich bewirkt iſt. Analoge Anwendung 
des § 816 BGB. auch für den Fall, daß 
der den Leiſtenden zur Leiſtung Beauf⸗ 
tragende ſelbſt als Nichtberechtigter, aber 
zufolge Ermächtigung ($ 185 BGB.) mit 
Wirkung gegen den Leiſtenden, bei der 
Verfügung an den Leiſtungsempfänger 
mitgewirkt hat 2458 2 

Wegfall der u. B. nach § 818 III ZPO. 
Gegeneinwendung nach $ 819 BGB. 
21748 

Nicht nur Anſprüche aus unerlaubter 
Handlung und nicht einmal nur Scha⸗ 
denserſatzanſprüche gegen einen Dritten 
laffen die Haftung aus § 839 I 2 BGB. 
zurücktreten; auch die Möglichkeit, auf 
ſonſtige Weiſe (z. B. durch B.anſprüche) 
die Vermögensminderung auszugleichen, 
muß erſchöpft ſein, bevor gegen den Be⸗ 
amten ein Schadenserſatzanſpruch er⸗ 
hoben werden kann 2545 ° 

88 268, 527 ZPO. Keine Klageänderung 
im Übergang von B.⸗ und Erfüllungs⸗ 
klage bei gleichbleibendem Klagematerial 
2572 

Bei Überhebung von Tumultſchädenrenten 
iſt, wenn der Einwand der nicht mehr 
vorhandenen B. erhoben wird, nicht Lan⸗ 
desrecht, insbeſ. nicht § 39 III Pr⸗ 
Befold®. anzuwenden, ſondern es gelten 
auch in dieſem Fall lediglich die reichs⸗ 
rechtlichen Vorſchriften. Hieran ändert 
auch die Tatſache nichts, daß ſeit dem 
1. April 1924 an Stelle des Reichs die 
Länder und Gemeinden für die Laſten 
aus der Verſorgung nach § 18 Krperſ⸗ 
Sch. aufzukommen haben 2583 1 


Bergbau 
§ 547 RVO. Ein Betrieb des B. i. S. der 
Nr. 16 der Anlage zur 2. Berufskrankh⸗ 
VO. v. 11. Febr. 1929 liegt nicht vor, 
wenn der Betrieb oberirdiſch betrieben 
wird und nicht der Gewinnung der Bo⸗ 
denbeſtandteile, ſondern deren Weiterver⸗ 
arbeitung dient. Die Kokerei eines Koh⸗ 
lenbergwerks iſt daher kein „Betrieb des 
B.“ 2733 2 
§ 547 RVO. Unter Beſchäftigung „in Be⸗ 
trieben des B.“ i. S. der Nr. 16 a der 
Anlage zur 2. BerufskrankhVO. v. 
11. Febr. 1929 iſt nur die weſentliche 
bergmänniſche Beſchäftigung unter Tage 
und in ſolchen Betrieben zu verſtehen, 
welche die Aufſuchung, Gewinnung und 
Zutageförderung nutzbarer Stoffe nach 
planmäßigen bergtechniſchen Regeln be⸗ 
zwecken 2812 5 
Bergwerk 
vgl. unter Gewerkſchaft, Gefrieranlage in 
B. vgl. unter G. 
Berichtigungsveranlagung 
Wenn die Vorausſetzungen für eine nied⸗ 
rigere Veranlagung nach § 222 I Nr. 2 
RAbgO. gegeben find, hindert bei der 
Wiederaufrollung des Steuerfalls Abſ. 2 
a. a. O. nicht, auch bei gleichem Sachver⸗ 
halt eine geänderte Rechtsauffaſſung des 
RFH. zugunſten des Steuerpflichtigen 
anzuwenden 2810 18 
Wird Veranlagungsbeſcheid durch einen 
neu ergangenen oder geänderten Beſcheid 
nach § 218 RAbgO. geändert, jo kann 
der Steuerpflichtige im Rahmen des 
$ 234 RAbgO. den neuen Beſcheid ferb- 


*22 


ſtändig anfechten, ſoweit die Anderung 
reicht, auch wenn die urſprüngliche Ver⸗ 
anlagung bereits rechtskräftig war 30851 

§ 222 I Nr. 1 RAbgO. Wenn das Fin A. 
eine in der Vermögenserklärung eines 
Landwirts als Darlehnsforderung eines 
Kindes bezeichnete Schuld zum Abzug 
zuläßt, ſpäter aber durch Vorlegung eines 
Schuldſcheins erfährt, daß es ſich um 
Entſchädigung für die auf dem Hofe ge⸗ 
leiſtete langjährige Arbeit handelt, fo ift 
das eine neue Tatſache auch dann, wenn 
das Fin A. von dieſer Tatſache ſchon z. Z. 
der Veranlagung durch Einfordern des 
Schuldſcheins hätte Kenntnis erlangen 
können 2808 +° 

Hat der Erblaſſer Steuern hinterzogen und 
werden nach ſeinem Tode B. vorgenom⸗ 
men, ſo beträgt die Verjährungsfriſt 
zehn Jahre, auch wenn die Erben, die 
für die hinterzogenen Steuern haften, 
von der Steuerhinterziehung keine Kennt⸗ 
nis hatten 2878 3 


Berlin 

Arbeitsgemeinſchaft der in Entſchuldungs⸗ 
ſachen tätigen B. Richter 2603 

In B. iſt es mit Rückſicht auf die örtlichen 
Verhältniſſe üblich, daß der Vertrauens⸗ 
anwalt einer Partei auch von dem AG. 
beigeordnet wird, bei dem er nicht zu- 
gelaſſen ijt 3227! 

88 22 a, 35 Berl BauO. Der Eigentümer 
eines mit Gas verſorgten Grundſtücks 
kann von der Polizei zur Anbringung 
eines Gasſperrhahns in dem Zuleitungs⸗ 
rohr auf der Straße vor ſeinem Grund⸗ 
ſtück angehalten werden 2586 * 

„Übernahme einer beſtehenden Wirtſchaft“ 
i. S. von § 3 BerlSchankerlStO. liegt 
vor, wenn der Inhaber einer Wirtſchaft 
ausſcheidet und an feine Stelle ein 
neuer Inhaber, dem die Schankerlaubnis 
erteilt worden iſt, tritt. Ob die Inhaber 
Eigentümer oder Mieter der dem Schank⸗ 
betrieb dienenden Räume ſind, iſt ohne 
Belang 2590 7 


Berufsausübung 
Belgiſche Strafbeſtimmungen über Unter⸗ 
ſagung der B. zur Reinerhaltung der 
Wirtſchaft 3118 


Berufsbeamtentum, Wiederherſtellung des 
vgl. unter Beamte 
Berufsgenoſſenſchaft 
vol. unter Verſicherungsrecht, öffentliches 
Berufsſchule 
Die Reichsanſtalt für ArbVerm. und Ar⸗ 
beitsloſenverſicherung kann zu B.beiträ- 
gen von größeren Gemeinden herangezo⸗ 
gen werden 3167 4 


Berufung 

88 93, 99 ZPO. Fit Anerkenntnisteilurteil 
ergangen und im Schlußurteil über die 
Koſten des Anerkenntniſſes und die 
Koſten des im übrigen ohne Sachent⸗ 
ſcheidung erledigten Prozeſſes zuungun⸗ 
ſten derſelben Partei entſchieden worden, 
ſo iſt hiergegen nur die B. gegeben, in 
der die Beſchwerde untergeht 3011 

$ 99 I ZPO. Auch in Beſchlußſachen iſt 
eine Entſcheidung nicht wegen der Koſten 
anfechtbar, wenn nicht in der Hauptſache 
ein Rechtsmittel eingelegt ift 32234 

Andere Klagegründe als die gerade nach 
den Vorſchriften der SS 511 a IV, 547 
Ziff. 1, 2 SPD. bevorrechtigten unter- 
liegen der Nachprüfung der Bergnſt. 
ebenſowenig wie der der RevInſt. 
214111 

Die Vorſchrift des 8 515 ZPO. kann auf 
den Fall der Zurücknahme der Be⸗ 
ſchwerde im Erbhofverfahren auch nicht 
ſinngemäß Anwendung finden 3291! 


Sachregiſter 


§ 516 BPO. Die Bfrift wird nicht in 
Gang geſetzt, wenn das Empfangs⸗ 
bekenntnis des gegneriſchen RA. nicht 
die Angabe des Datums enthält. Es fehlt 
dann an ordnungsgemäßer Zuſtellung 
2847 5 

§ 518 II BBO. Auf der B.ſchrift muß, 
evtl. im Wege der Auslegung, für das 
BG. die Perſon des Kl. erkennbar fein. 
Dieſe Erkennbarkeit wird durch Ver⸗ 
wechſlung der Parteirollen in der B.⸗ 
ſchrift nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen, ſo⸗ 
fern aus dem ſonſtigen Inhalt der B.⸗ 
ſchrift und der mit ihr eingereichten Aus⸗ 
fertigung des angefochtenen Urteils der 
Fehlgriff in der Bezeichnung ohne wei⸗ 
teres erſichtlich iſt. Können aber bei nur 
teilweiſer Zuerkennung des Streitan⸗ 
ſpruchs beide Streitteile B. einlegen und 
wird dann die Parteirolle in der B.⸗ 
ſchrift verwechſelt, ſo muß dieſer Fehler 
zur Verwerfung der B. führen. Es ge⸗ 
nügt nicht, daß für den Gegner der die 
B. einlegenden Partei die Verwechſlung 
erſichtlich war 2466 6 

8 519 BPO. Unzuläſſigkeit der B. bei Un- 
klarheit über die mit der B. verfolgten 
Anträge, obwohl zunächſt in vollem Um⸗ 
fange B. eingelegt und begründet wor⸗ 
den war 2709 ! 

$ 519 BPO. Die am 1. Jan. 1934 in 
Kraft getretene Anderung der ZPO. hat 
zwar ſtrengere Anforderungen an die 
Berufungsbegründung eingeführt, ver⸗ 
langt aber — wie bisher — keinen ge- 
nau gefaßten Antrag 2772 1? 

Erforderniſſe der B.begründung nach § 519 
III Ziff. 2 BPO. i. d. Sat v. 8. Nov. 
1933 2805 3 

Eine allgemeine Verweiſung des B.Hägers 
auf das geſamte erſtinſtanzliche Vorbrin⸗ 
gen in der B.begründung leiſtet in kei⸗ 
nem Falle den Erforderniſſen des § 519 
III Ziff. 2 ZPO. Genüge und führt zur 
Verwerfung der B. 29117 

Die Entſcheidung des BG. über die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsmittels der B. nach 
8 519 BPO. unterliegt der Nachprüfung 
des Rev. Auch in einfachen Fällen und 
bei Beſchränkung des Streitſtoffs auf die 
Entſcheidung nur einer Rechtsfrage 
genügt die bloße Bezugnahme auf das 
Vorbringen der 1. Inſtanz zur Begrün⸗ 
dung der B. nicht 3058 7 

8 519 III 2 BPO. Lediglich eine Wieder- 
holung der Beweisankräge der 1. In⸗ 
ſtanz allein reicht zur B.begründung nicht 
aus. Weitere Schriftſätze, die inhaltlich 
als B.begründung genügt haben würden, 
aber nicht zur Begründung der B., ſon⸗ 
dern aus einem anderen Anlaß z. B. zur 
Begründung des Antrags auf Einſtel⸗ 
lung der Zwangsvollſtreckung zu den 
Akten gebracht ſind, können nicht als B.⸗ 
begründung berückſichtigt werden 3058 8 

$ 519 BPO. Die Förmlichkeiten der B.⸗be⸗ 
gründung können nicht durch Bezug⸗ 
nahme auf ein von der Partei ſelbſt 
eingereichtes Armenrechtsgeſuch erſetzt 
werden 2975 10 

$ 519 BPO. Sit gegen Urteil B. eingelegt 
und gleichzeitig von dem erſtinſtanzlichen 
RA. das Armenrecht nachgeſucht worden, 
ſo darf der zweitinſtanzliche RA. mit der 
B.begründung nicht bis zum Abſchluß 
des Armenrechtsverfahrens warten. Er 
muß vielmehr innerhalb der Friſt des 
8 519 II BPO. eine ausführliche B.⸗be⸗ 
gründung einreichen. Wird dieſe Friſt 
verſäumt, muß die Partei dies gegen 
ſich gelten laſſen; eine Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand findet nicht ſtatt. 
Die B.⸗begründung muß eine beſtimmte 


Bezeichnung der im einzelnen anzufüh⸗ 
renden Gründe der Anfechtung enthal⸗ 
ten. Eine allgemeine Bezugnahme auf 
das erſtinſtanzliche Vorbringen und auch 
die Angabe des Aktenzeichens für das 
Armenrechtsgeſuch genügt für die B.⸗be⸗ 
gründung nicht 3057 ® 

8 519 III Nr. 2 ZPO. Es iſt nicht unzu⸗ 
läſſig, zur Ergänzung der Bibegrün⸗ 
dung auf ein bei den Akten befindliches 
Armenrechtsgeſuch Bezug zu nehmen, 
das ſelbſt den Anforderungen einer B.⸗ 
begründung entſpricht 3200 1 

$ 519 III Nr. 2 ZPO. Eine nur formular- 
mäßige, daher den Vorſchriften des § 519 
III nicht genügende B.einlegung erhält 
nicht in Verbindung mit einem der B.⸗ 
einlegungsſchrift innerhalb der B. friſt 
folgenden Armenrechtsgeſuch die erfor⸗ 
derliche Begründung, wenn dieſes nicht 
von einem beim BG. zugelaſſenen RA. 
ausgeht. Eine einfache Bezugnahme auf 
„ein einzureichendes weiteres Gutachten 
eines Sachverſtändigen“ an ſich iſt ohne 
Bezeichnung der zu erweiſenden Tat- 
ſachen untauglich, den Anfechtungsgrund 
i S. des § 519 BPO. beſtimmt zu be- 
zeichnen 3199 12 

8 233 BPO. Rechtsſatz dahin, daß zwiſchen 
dem Eingang des Armenrechtsgeſuchs 
und dem Ablauf der B.friſt Zeit von 
mindeſtens fünf Tagen liegen müſſe, da⸗ 
mit das Geſuch als rechtzeitig eingereicht 
gelten könne, gibt es nicht. Die Ent⸗ 
ſcheidung iſt auf die Umſtände des ein⸗ 
zelnen Falls abzuſtellen 3198 10 

88 233 ff., 519 BPO. Unterläßt Büroan⸗ 
geſtellte trotz des gegebenen Auftrages 
die Einreichung der rechtzeitig von dem 
RA. angefertigten und unterſchriebenen 
B.begründung innerhalb der Friſt des 
§ 519 II BPO., fo begründet dies allein 
nicht die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand. Vielmehr muß der RA. die zur 
Verhinderung von Friſtverſäumungen 
allgemein für erforderlich gehaltenen 
Vorkehrungen getroffen, insbe]. die An- 
legung eines Friſtenkalenders angeord⸗ 
net und deſſen ordnungsmäßige Füh⸗ 
rung regelmäßig überwacht haben. Eine 
Vermutung, daß dieſe Maßnahmen in 
jedem Anwaltsbüro getroffen worden 
ſind, beſteht nicht; daher müſſen dieſe 
Tatfachen zur Begründung des Wieder⸗ 
einſetzungsantrags ausdrücklich und in⸗ 
nerhalb der Friſt des § 214 JPO. an- 
geführt werden 3221! 

Se 232, 233 ZPO. Der RA., der den be⸗ 
ſchränkten Auftrag zum Einlegen einer 
B., für die im übrigen das Armenrecht 
nachgeſucht wird, angenommen und aus⸗ 
geführt hat, ift, wenn er die Begrün⸗ 
dung nicht innerhalb der geſetzlichen 
Friſt vornimmt, jedenfalls verpflichtet, 
die Verlängerung der Friſt rechtzeitig 
nachzuſuchen. Es bedeutet keinen unab⸗ 
wendbaren Zufall, wenn bei folder 
Sachlage die Friſt nicht eingehalten 
wird 3197 8 

§ 233 ZPO. Verſäumt RA. infolge Nicht 
beachtung eines ihm perſönlich zugeſtell⸗ 
ten Beſchluſſes, durch den ein Prozeß 
zur Ferienſache erklärt wird, die Friſt 
zur Begründung der B., ſo findet Wie⸗ 
dereinſetzung in den vorigen Stand nicht 
ſtatt 3198 ° 

SS 519 VI, 233 BPO. Auch die Betrau⸗ 
ung einer zuverläſſigen Perſon mit der 
Einzahlung von Prozeßgebühren befreit 
die Partei nicht von einer Kontrollpflicht 
innerhalb des Friſtenlaufs, ob der Auf- 
trag ausgeführt ift. $ 233 ZPO. wegen 
Verſäumung der Friſt findet inſoweit 


nur Anwendung, wenn zwingende Um- 
ſtände die Partei an der Prüfung ver- 
hindert haben 3129 9 

§ 519 BPO. Wird während des Laufs 
der Vorſchußfriſt dem Bekläger das Ar- 
menrecht zu Bruchteil der Koſten bewil⸗ 
ligt, dann muß ihm von Amts wegen 
ſo rechtzeitig mitgeteilt werden, was er 
nunmehr zu zahlen hat, daß er den 
Nachweis der Zahlung noch innerhalb 
eh führen fann. Wenn dies nicht 
geſchieht, muß neue Friſt geſetzt mwer- 
den 2494 1 B Wale 

$ 232 ZPO. Zur Wahrung aller nach den 
Umſtänden anzuwendenden Sorgfalt 
zwecks Vermeidung von Friſtverſäummiſ⸗ 
ſen reicht es nicht aus, wenn ein RA. ohne 
eigene genaue Prüfung einem neu ein⸗ 
geſtellten, wenn auch von anderer Seite 
gut beurteilten, im Vorbereitungsdienſt 
befindlichen 9 a in Fällen, in 
denen Friſtberechnung nach dem Schluß⸗ 
ſatz des § 519 BPO. erforderlich wird, 
die Berechnung der Nachweisfriſt über- 
läßt 2848 ° 

$ 519 BPO. Betreffen mehrere Berufun⸗ 
gen ein und denſelben Streitgegenſtand, 
ſo kann die rechtzeitige Zahlung der Pro⸗ 
zeßgebühr durch einen Streitgenoſſen 
auch für den anderen wirken, u. U. ſogar 
auch für den Prozeßgegner 29747 

SS 519, 554 BPO. Die Verfügung des 
Gerichtsvorſitzenden, die die Friſt zum 
Nachweis der Zahlung der Prozeßgebühr 
oder die Friſt für die B.⸗ oder Revifiong- 
begründung verlängert, bedarf nur in⸗ 
ſoweit der Zuſtellung, als fie die neue 
Friſt in Lauf ſetzt. Soweit ſie zugleich 
von der bisherigen Friſt entbindet, wird 
ſie durch formloſe, aktenmäßig feſt⸗ 
ſtehende Mitteilung wirkſam 3314 ı 

Së 268, 527 ZPO. Keine Klageänderung 
im Übergang von Bereicherungs⸗ und 
Erfüllungsklage bei gleichbleibendem 
Klagematerial 2572 

9.9 0 BPO. und Prozeßbeſchleunigung 


§ 554 III 2b RPO. Wenn bie Urteils- 
formel eine Widerklage „abweiſt“, wäh⸗ 
rend die Gründe ergeben, daß die Ab⸗ 
weiſung lediglich auf Grund des § 529 
IV a. F. 38. erfolgt iſt, ſo iſt die 
Widerklage materiell nicht beſchieden, 
der Widerkläger alſo in dieſer Hinſicht 
nicht beſchwert, und iſt ſomit eine Revi⸗ 
ſion in dieſer Hinſicht unzuläſſig. Soll 
K3 Abweiſung zugleich mit ſonſtigem 

nhalt des Urteils angefochten werden, 
ſo bedarf es einer beſonderen, in die 
ſchriftliche Reviſionsbegründung aufzu⸗ 
nehmenden Verfahrensrüge 2848 8 

§ 596 ZPO. Der Übergang vom Urkun⸗ 
denprozeß ins ordentliche Verfahren im 
zweiten Rechtszug 2829 

Art. 9 III Ziff. 1 Geſ. v. 27. Okt. 1933. 
Das BG. bann nicht an Stelle eines 
Parteieids die Vernehmung der Partei 
anordnen 2272 è 

Der Antrag der B.Häger auf Erlaß einer 
EinſtwVfg. betr. Zahlung eines Prozeß⸗ 
koſtenvorſchuſſes gem. § 1387 Ziff. 1 
BGB., § 940 ZPO. ift koſtenpflichtig zu- 
rückzuweiſen, wenn die B. ausſichkslos 
erſcheint 2633 5 

8 91 II 2 BPO. Ein notwendiger An- 
waltswechſel liegt nicht vor, wenn der 
RA., der die B. einlegt und begründet 
und das Armenrecht beantragt, nach der 
Bewilligung des Armenrechts nicht bei⸗ 
geordnet wird 3014 21 

8 27 RAGED. findet auch Anwendung, 
wenn die B. zurückgenommen und dar⸗ 


Sachregiſter 


aufhin Verluſtigkeitsurteil aus 3 515 
BPO. ergangen ift 2573 8 

§§ 13 Ziff. 4, 27 RAGebO. Beweisauf⸗ 
nahme durch Verwertung von Beiakten 
vor und nach Zurückverweiſung aus 
§ 539 ZPO. 26337 

Keine Beweisgebühr nach SS 20, 24 GEG. 
bei Verwertung von Akten in der B.⸗ 
inſtanz, wenn dieſe Verwertung ſchon in 
der 1. Inſtanz ſtattfand 2936 

§ 4 BPO. Die nach Klagerhebung bis zur 
B.einlegung fällig gewordenen Unter⸗ 
haltsbeiträge finden bei der Streitwert⸗ 
bemeſſung keine Berückſichtigung 3149 7 


Die Streitwertfeſtſetzung des LArbG. ift 
für die Reviſionsfähigkeit des Urteils 
ſchlechthin maßgebend, auch wenn den 
Klageanträgen nicht voll entſprochen 
und der Bekl. demnach nicht in Höhe 
der Reviſionsſumme beſchwert iſt. Die 
Zuläſſigkeit der B. ift in der RevInſt. 
von Amts wegen nachzuprüfen 2358 


8S 264, 318, 327 StPO. Umfang der Ur- 
teilsfindung in der B. inſtanz, insbeſ. bei 
nur teilweiſer Anfechtung des erſtrichter⸗ 
lichen Urteils 2433 

§ 20 a StGB. Art. 5 Gewohnh Verbr. B.⸗ 
einlegung durch die StA. gegen ein 
Strafurteil und gleichzeitige Beantra⸗ 
gung, nunmehr auch noch gegen den 
Angekl. die Sicherungsverwahrung an⸗ 
zuordnen. Zuſtändigkeit 3131 13 


Das Verböſerungsverbot in § 243 III 2 
RAbgO. bezieht fih auch dann nur auf 
das Geſamtergebnis der Vorentſcheidung, 
wenn dieſe mehrere Steuerabſchnitte be⸗ 
trifft. Ein dem FinGer. zuungunſten des 
Steuerpflichtigen unterlaufener Rechen⸗ 
fehler kann jedoch ſtets in vollem Um⸗ 
fang berichtigt werden 3161 15 

über die Anwendung des zu § 21 I Gr- 
ErwStG. e Erlaſſes des 
RF M. v. 17. Febr. 1932 ift nicht im 
B.verfahren, ſondern im Beſchwerdever⸗ 
fahren von den Finanzverwaltungs⸗ 
behörden zu entſcheiden 3160 12 

Beſchimpfung des Reichs (§ 134 a StGB.) 

§ 134 a StGB. kann erfüllt werden durch 
eine B. d. RPräſ. oder eines Regie- 
rungsmitgliedes. In einer derartigen B. 
liegt aber nicht rechtsnotwendig immer 
eine mittelbare B. d. R. 2977 14 

Beſchlagnahme 

Polizeiliche B. eines Hirſchgeweihs. § 10 
PrTier⸗ und PflanzenſchutzVO. Der Be- 
griff des Erbeutens eines Wildes ſetzt 
das Erlegen und Aneignen voraus 
3231? 

Beſchleunigung des Rechtsſtreits 

§ 718 ZPO. und Prozeßbeſchleunigung 

3236 
Beſchluß 

§ 99 I BPO. Auch in B. ſachen ift eine 
Entſcheidung nicht wegen der Koſten an⸗ 
fechtbar, wenn nicht in der Hauptſache 
ein Rechtsmittel eingelegt ift 3223 

Beſchwerde 

§ 7 EntlVO. Die B. gegen die Ent- 
ſcheidung des Amtsrichters, „der Antrag 
des Bekl., das ſchriftliche Verfahren an⸗ 
zuordnen, wird abgelehnt“, mit dem An⸗ 
trag, „das ſchriftliche Verfahren vor dem 
AG. unzuordnen“, ijt unzuläſſig 2940 2 

8 157 BPO. Keine B. fähigkeit der gericht⸗ 
lichen Ausſchließung der Rechtskonſulen⸗ 
ten 2226 

Art. 1 Kap. III Teil 1 Not VO. v. 14. Juni 
1932. § 5 ArmAnwöG. Die B. ift nur 
beim Vorliegen eines die B.ſumme von 
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50 AM überſteigenden B.werts zuläüſ⸗ 
ſig, wenn es ſich um den auf die Staats⸗ 
kaſſe übergegangenen Erſtattungsan⸗ 
ſpruch handelt 2350 ° 

Die Zuläſſigkeit der B. des Sachverſtän⸗ 
digen wegen ſeines Gebührenanſpruchs 
ift von der B.ſumme von 50 AM ab- 
hängig 2801 8 

Zur Rechtsſtellung des Danziger RA. im 
Reich: Iſt i. S. der Formvorſchriften 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (8 29 
FGG.) und des Strafverfahrens (SS 172, 
345, 390 StPO.) die Unterſchrift eines 
Danziger RA. als Unterſchrift eines 
deutſchen RA. anzuerkennen? RGuUrteil 
2334 5. Aufſatz 2303 

Das B.recht nach § 57 I Nr. 9 FGG. kann 
nur im Intereſſe des Mündels ausgeübt 
werden 27237 

§ 81 FGG. Gegen den Beſchluß des LG., 
durch den das AG. angewieſen wird, 
einen Teſtamentsvollſtrecker zu beſtellen, 
ift weitere B. zuläſſig 2247 ? 

§ 24 GBBerein®. Nach der HambVO. v. 
3. Febr. 1932 iſt weitere B. im Rang⸗ 
bereinigungsverfahren unzuläſſig 2867 5 

In Altenteilsſachen hat der RA. ein eige⸗ 
nes Recht zur B. gegen die Streitwert⸗ 
feſtſetzung. In ihnen bemißt ſich der 
Streitwert nach dem ſtreitigen Betrag 
des Geldbezugs für ein Jahr 2346 ? 

Die gegen erſtinſtanzliche Streitwert⸗ 
beſchlüſſe des LG. gerichtete B. aus $ 12 
RAGebO. unterliegt dem Anwaltszwang 
3005 ° 

Keine Koſtenentſcheidung im B.verfahren 
gemäß § 16 PatG. 28111 

§ 8 III PatG. Unzuläſſigkeit der B. des 
wegen Patentverletzung Belangten gegen 
die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand wegen Verſäumung der Jahres⸗ 
gebührfriſt 2944 

Së 15, 16, 19, 27 PatG. Eine B. gegen 
die Ablehnung eines Antrags auf Ver⸗ 
zögerung der Drucklegung der Patent- 
ſchrift iſt unzuläſſig 3086 ? 

88 20, 143 FGG. Steuerberater, dem das 
LFin A. das Auftreten in Steuerſachen 
unterſagt hat, iſt dadurch nicht gehin⸗ 
dert, ſich als „Steuerberater“ zu bezeich⸗ 
nen und ſogar unter ſeinem Namen eine 
Firma mit dem Zuſatz „Steuer⸗ und 
Wirtſchaftsberatung“ zu führen. Das 
Fin A. ift nicht berechtigt, wenn das Ne- 
giſtergericht es ablehnt, das Löſchungs⸗ 
ae gegen die Firma einzuleiten 

744 


Erbhofrecht 


Die B.befugnis nach dem RErbhofG. 2196 

Solange der Beſchluß über eine zum 
ErbhGer. eingelegte B. noch nicht aus- 
gefertigt und zugeſtellt iſt, kann er von 
dieſem Gericht bei Zurücknahme der B. 
aufgehoben werden 22517 

Sit in Verfahren nach § 10 RErbhofß, die 
Erbhofeigenſchaft eines Grundbeſitzes 
feſtgeſtellt und haben Eigentümer und 
Kreisbauernführer den Beſchluß rechts⸗ 
kräftig werden laſſen, ſo kann ein Hypo⸗ 
thekengläubiger, der zu dem Verfahren 
nicht zugezogen war, gegen den Beſchluß 
B. einlegen. Umfang der ſachlichen 
Rechtskraft der Entſcheidungen der An⸗ 
erbenbehörden 2625 ? 

Der Leiter der landwirtſchaftlichen Bera- 
tungsſtelle der NS DAP. ift vor den An- 
erbenbehörden als Beiſtand oder Prozeß⸗ 
bevollmächtigter ausgeſchloſſen. Die von 
ihm eingelegte B. iſt als unzuläſſig zu 
verwerfen 2929 3 

SS 18, 48 RErbhofG. Einzelne Sätze der 
Begründung eines anerbengerichklichen 
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Beſchluſſes können, ſelbſt wenn ſie un⸗ 
richtig und für die Begründung des Be⸗ 
ſchluſſes überflüfftg find, vom BG. nicht 
geändert werden. Deshalb ſteht dem 
durch die Unrichtigkeit des Satzes Be⸗ 
troffenen kein B. recht zu 3139 2 

Jede Entſcheidung des AnerbG. über Ge- 
nehmigung einer Veräußerung oder Be- 
laſtung des Erbhofs ergeht auf Grund 
des 8 37 II RErbhofc. § 37 III R Erbhof. 
verſieht lediglich für einen beſonders wich⸗ 
tigen Anwendungsfall des § 37 II RErb- 
hof. das Anerb®. mit beſtimmten Wei- 
ſungen für die Ausübung ſeiner Ent⸗ 
ſcheidungsbefugnis. Das Breht des 
Kreisbauernführers gemäß 8 48 II 
RErbhof®. ift daher auch bei Entſchei⸗ 
dungen des Anerb®. über die Genehmi⸗ 
gung von ig e i. S. des 
$ 37 III RErbhofc g. gegeben 31351 

88 37, 49, 48, 56 RErbhofcG. 88 11, 12 
der 1. Durchf VO. Der Landesbauernfüh⸗ 
rer hat in allen Fällen der Belaſtung 
und Veräußerung von Erbhofgrundbeſitz 
das Recht zur weiteren B., auch wenn 
die angefochtene Entſch. des Exrbhßer. 
keine Sachentſcheidung darſtellt, ſondern 
die Zuläſſigkeit der B. aus formellen 
Gründen verneint. — Die finngemäße 
Anwendung des § 20 II FGG. im Ber- 
fahren vor den Anerbenbehörden ver- 
langt, daß man allen für die Erteilung 
der Genehmigung aus § 37 RErbhof®. 
Antragsberechtigten, die im Verfahren 
zu hören ſind und denen der Beſchluß 
zuzuſtellen ift, bei Ablehnung des Geneh⸗ 
migungsantrags ein B. recht gibt 2854 ? 

88 48, 46 ReErbhofc. Gegenüber dem über 
die Zuſtellung erteilten Empfangs⸗ 
bekenntnis iſt der Nachweis zuläſſig, daß 
die Beſcheinigung auf einem Irrtum be⸗ 
ruht und die Zuſtellung tatſächlich zu 
anderem Zeitpunkt bewirkt worden iſt 
3210 2 

Wenn die Entſcheidung des Anerb®. und 
des ErbhGer. in ihrem erkennenden Teile 
übereinſtimmen, ſo iſt ein neuer B.grund 
i. S. des § 49 IV 1 RErbhofG. nicht 
ſchon deshalb gegeben, weil ſich die Be⸗ 
gründungen der Entſcheidung nicht dek⸗ 
ken 3066 2 313633 

8 49 IV Erbhof. Bei gleichlautenden 
Entſcheidungen der unteren Rechtszüge 
iſt ein neuer ſelbſtändiger B.grund in 
der Regel dann gegeben, wenn einem 
Beteiligten vor dem Erbhßer. das Wort 
verſagt wurde und ſich ergibt, daß ſeine 
Einwendungen die getroffenen Feſtſtel⸗ 
lungen hätten weſentlich beeinfluſſen 
oder verhindern können 3137“ 

$ 49 IV RErbhofG. Beim Vorliegen über- 
einſtimmender Beſchlüſſe der unteren 
Rechtszüge iſt weiterer B.grund dann 
gegeben, wenn das Verfahren vor dem 
Erbh®er. an einem Verſtoß leidet, der 
auf die Sachentſcheidung von Einfluß 
war 2476: 3210 

8 49 I RErbhof®. Ein neuer E 
B. grund ijt bei gleichlautenden Vorent⸗ 
ſcheidungen u. a. dann gegeben, wenn 
die Bentſcheidung auf der Verletzung 
weſentlicher Vorſchriften über das B.ver- 
fahren beruht 2696 1 

§ 49 IV RErbhof®. Die Unrichtigkeit der 
tatſächlichen Feſtſtellungen des NErbh⸗ 
Ger. ſtellt für ſich noch keinen neuen 
ſelbſtändigen B.grund dar, wenn dieſe 
nicht auf Verfahrensverſtoß zurückzu⸗ 
führen find 3289 4 

Macht das Erbhber. von der Befugnis, 
gemäß § 24 der 1. Durchf VO. z. RErb⸗ 
hof G. mündliche Verhandlung anzuord⸗ 
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nen, keinen Gebrauch, ſo liegt hierin in 
der Regel kein Verfahrensverſtoß und da⸗ 
mit auch kein neuer ſelbſtändiger B.⸗ 
grund nach § 49 IV RErbhof®. 2926 

8 49 IV RErbhof®. Iſt die weitere B. 
an das RErbhGger. unzuläſſig, weil die 
Entſcheidung des Erbher. keinen neuen 
ſelbſtändigen B.grund enthält, jo kann 
Nachprüfung der Entſcheidung des 
Erbhcßer. auch nicht aus dem Grunde 
vorgenommen werden, daß ſeit deren 
Erlaß weſentliche Anderungen in den 
tatſächlichen Verhältniſſen eingetreten 
ſind. Die geänderten tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe können aber ein neuerliches bei 
den Anerb&. einzuleitendes Verfahren 
rechtfertigen 3289 5 

Gegen Beſchluß des AnerbG., durch den 
Ausſetzung des Verfahrens angeordnet 
wird, findet gemäß § 19 F., § 11 
der 1. Durchf VO. die einfache B. ſtatt 
2255 14 

88 11, 12 der 1. DurchfVO. z. R Erbhof. 
Auch im Verfahren vor den Anerben⸗ 
behörden kann ein nur von einer Seite 
angefochtener Beſchluß nicht zuungun⸗ 
Den des Bführers abgeändert werden 
2263 33 

§ 11 der 1. DurchfVO. zum NErbhof. 
Der Anerbe iſt nicht b.berechtigt, wenn 
das Anerbcz. die Belaſtung des Erbhofs 
mit einer Hypothek zugunſten eines wei⸗ 
chenden Erben genehmigt, ſelbſt wenn 
dadurch der Erbhof über ſeine Kräfte 
belaſtet wird. Das Geſetz erfordert die 
Beeinträchtigung eines Rechts und nicht 
ſchon die Beeinträchtigung wirtſchaft⸗ 
licher Belange als Grundlage für die 
B.⸗berechtigung 2565 ? 

§ 11 der 1. DurchfVO. z. RErbhof®. Zur 
Frage der B.berechtigung in Erbhof⸗ 
ſachen 3068“ 

§ 11 der 1. DurchfVO. § 37 II RErb⸗ 
hof. Die Genehmigung, den Erbhof 
mit einer Hypothek zur Sicherung einer 
Abfindungsforderung zu belaſten, legt 
dem Eigentümer nicht die Verpflichtung 
auf, die Abfindungsforderung zu zahlen. 
Der Eigentümer kann daher nicht B. 
gegen den genehmigenden Beſchluß ein⸗ 
legen mit der Behauptung, dem Gläu⸗ 
biger ſtehe die Forderung nicht mehr in 
voller Höhe zu 29852 

§ 11 der 1. DurchfVO. z. RErbhofcG. mit 
8 22 FOG. Große dienſtliche Belaſtung 
eines Kreisbauernführers iſt kein Grund, 
bei Verſäumung einer B.friſt in Erb- 
hofſachen Wiedereinſetzung in den vori⸗ 
gen Stand auszuſprechen 2858 ° 

822 FG. Unkenntnis der B.frijt ift 
kein Grund zur Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand. Der B.führer muß 
ſich nach der B.friſt erkundigen; ſonſt 
handelt er ſchuldhaft 2256 15 

Wiedereinſetzung in den vorigen Stand iſt 
nicht nur bei Verſäumung der Friſt für 
den Einſpruch gegen Vorentſcheidung des 
Vorſitzenden gemäß $ 19 der 1. Durchf⸗ 
BO. zum RErbhofG., ſondern in finn- 
gemäßer Anwendung des § 22 FOG. 
bei Verſäumung jeder Einſpruchsfriſt 
gegeben 2257 "1 

SS 11, 12 der 1. Durchf VO. z. NErbhofb. 
Nicht jeder, der von der Anerbenbehörde 
als Beteiligter gemäß § 12 gehört wor- 
den iſt, iſt deshalb auch zur B. gegen 
die ergehende Entſcheidung befugt. Eine 
B.belehrung iſt von den Anerbenbehör⸗ 


den nicht zu erteilen; ihr Fehlen iſt kein 
OI i 


Grund zur Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand 3290 ® 


§ 11 der 1. DurchfV O. z. RErbhofcz. Un- 
kenntnis der B.friſt ift auch im Verfah⸗ 
ren vor den Anerbenbehörden kein 
Grund zur Wiedereinſetzung in den vori⸗ 
gen Stand 3142 5 

SS 11, 12 der 1. DurchfVO., § 7 der 
3. DurchfVO. z. NErbhof®. Die be- 
ſonderen Umſtände eines Falls können 
die Nichtbeachtung einer gerichtlichen 
Zuſtellung und die Unkenntnis vom 
Lauf einer B.friſt als unverſchuldete 
Verſäumung der Friſt und damit als 
Grund für die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand erſcheinen laſſen. Im 
Verfahren über die Erbhofeigenſchaft iſt 
der Eigentümer in aller Regel über ein 
vom Kreisbaueruführer eingelegtes 
Rechtsmittel zu unterrichten, ehe eine 
der bisherigen Entſcheidung und dem 
Antrag des Eigentümers entgegengeſetzte 
Entſcheidung ergeht 3211 3 

8S 11, 26 der 1. DurchfVO. z. hel 
Das REıbhGer. kann an das Anerb®. 
zurückverweiſen, wenn ſchon bei ihm der 
die Zurückverweiſung verurſachende 
Verfahrensverſtoß unterlaufen iſt und 
der Fehler im Verfahren vor dem 
Erbhßer. nicht geheilt wurde. § 26 der 
1. Durdi VO. ſteht einer ſolchen Ju- 
rückverweiſung nicht entgegen 3065 ! 

$$ 11, 34 der 1. DurchfV O. z. REıbHof®. 
Hat ein Eigentümer gegen die Nicht⸗ 
aufnahme ſeines Hofes in das gericht⸗ 
liche Verzeichnis der Erbhöfe Einſpruch 
eingelegt, ſo ſteht ihm, auch wenn das 
AnerbG. feinem Einſpruch ſtattgibt, das 
Brecht gegen den anerbengerichtlichen 
Beſchluß zu 3067 3 

§ 52 III der 1. DurchfVO. z. RExbhof®. 
Die Vorſchrift des 8 515 RPO, kann 
auf den Fall der Zurücknahme der B. 
im Erbhofverfahren auch nicht finn- 
gemäß Anwendung finden. Die Koſten 
der Zuziehung eines RA. ſind von einer 
anderen am Verfahren beteiligten Per⸗ 
ſon nur dann zu erſtatten, wenn die 
Zuziehung einer rechtskundigen Perſon 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
erforderlich war und wenn die Erſtat⸗ 
tung außerdem dem billigen Ermeſſen 
entſpricht 32911 

88 58, 52 der 1. DurchfVO. z. NErbhofb. 
Für die Zurücknahme der B. im Erb⸗ 
hofverfahren können Koſten nicht in An⸗ 
fat gebracht werden 2481 ? 

Die Vorſchrift des § 53 I S. 2 der 
1. DurchfVO. zum RErbhofcg. gilt nur 
für diejenigen Koſtenentſcheidungen, die 
an ſich zuläſſig ſind. Dagegen iſt die 
Koſtenentſcheidung dann ſelbſtändig an⸗ 
fechtbar, wenn das AnerbG. Koſten auf- 
erlegt, die überhaupt nicht auferlegt 
werden dürfen. Eine Strafgebühr ge⸗ 
mäß $ 52 II kann nur das Erbhber. 
oder das RErbhGer. verhängen, wenn 
die B. unbegründet war, dagegen nicht 
das Anerb&. im Einſpruchsverfahren. 
Die baren Auslagen ſind auch in ſolchen 
Verfahren zu erheben, die gebührenfrei 
ſind 2859 4 

8 61 der 1. DurchfVO. z. RErbhofcg. Der 
als Anerbe beruſene Sohn des Bauern 
hat auch dann ein rechtliches Intereſſe 
an der Feſtſtellung der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft, wenn er bereits einen Erbhof hat. 
Er kann ſich einem Verfahren nach § 10 
RNErbhofch. auch durch Einlegung der 
B. anſchließen 2706 ® 

Der künftige Anerbe iſt nicht beſchwerde⸗ 
berechtigt, wenn das Anerb®. die Bera 
pachtung des Erbhofs gemäß § 64 II 
der 1. DurchfVO. zum RErbhof®. ge- 
nehmigt 2417 


$ 64 III der 1. DurchfVO. z. RErbhofG. 
Gegen den Beſchluß des AnerbG., der 
die Teilung eines Erbhofs genehmigt, 
kann der nächſtberufene Anerbe B. ein⸗ 
legen 2706 4 

Die Zuſtändigkeiten des OLG. und des 
RG. im Rechtshilfeverfahren ($ 159 I1, 
3 GVG.) find auch dann gegeben, wenn 
ein Anerb cg. ein Rechtshilfeerſuchen ab- 
gelehnt hat 3053 1 

Vollſtreckungsrecht 

Wenn der Schuldner einen nach Schluß 
der eigentlichen Verſteigerung geſtellten 
Antrag aus § 85 ZwVerſtG. abſichtlich, 
um den Vollſtreckungsrichter und die 
Beteiligten irrezuführen, in eine Form 
kleidet, die nicht ohne weiteres erkennen 
läßt, daß es ſich um Antrag aus § 85 
ZwVerſtG. handelt, jo kann der Schuld⸗ 
ner ſeine B. gegen den Zuſchlagsbeſchluß 
nicht darauf ſtützen, daß der § 85 un⸗ 
beachtet geblieben ift 2633 8 

§ 95 ZmVerft®. Gegen den die Zwangs⸗ 
verſteigerung anordnenden Beſchluß des 
Vollſtreckungsgerichts iſt die ſofortige 
B. nur gegeben, wenn er nach vorheri⸗ 
ger Anhörung des Antragsgegners er⸗ 
ging 2868 7 

Einfluß eines Vergleichs in der B.inftanz 
auf den Zuſchlagsbeſchluß 3187 

Së 900 ff. Im Offenbarungseids⸗ 
verfahren iſt hinſichtlich des Antrags 
auf Erlaß des Haftbefehls auch noch in 
der B.inſtanz die Beachtung der La⸗ 
dungsfriſt von Amts wegen nachzuprü⸗ 
fen 2798 2 

$ 50 LandweEntſchG. Berückſichtigung eines 
anderen als des vom AG. erörterten 
E NEE durch das Beihw®. 


§ 50 I LandweEntſchc d. Anordnungen des 
Entſchuldungsgerichts, daß der Erlös 
aus zur Sicherung übereigneten Gegen⸗ 
ſtänden zu hinterlegen iſt, ſind zuläſ⸗ 
ſig. Sofortige B. iſt gegen ſolche An⸗ 
ordnungen nicht zuläſſig 2872 3 

Zuläſſigkeit der B. gegen Ablehnung der 
Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens 
0 des § 106 II LandwEntih®. 


Gegen den Beſchluß, in dem die einſt⸗ 
weilige Eiuſtellung des Zwangsverſtei⸗ 
gerungsverfahrens in Grundſtück wegen 
Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens 
gemäß Art. 2 1 der VO. v. 27. Dez. 
1933 feſtgeſtellt wird, iſt die ſofortige 
B. gegeben 2872 4 

Strafſachen 

Së 201, 204, 210, 309 StPO. In dem 
Fall, daß die Strafkammer die Eröff⸗ 
nung des Hauptverfahrens abgelehnt 
hatte, ohne daß der Vorſitzende vorher 
die Anklageſchrift dem Angeſchuldigten 
mitgeteilt hatte, iſt die von der StA. 
eingelegte ſofortige B. aus ſachlichen Er⸗ 
wägungen für begründet erklärt und 
der angefochtene Beſchluß aufgehoben 
worden. Dem Verfahren iſt zunächſt 
durch Mitteilung der Anklageſchrift 
durch den Vorſitzenden der Strafkam⸗ 
mer Fortgang zu geben 2272 8 

Unzuläſſigkeit der baten B. des An- 
gekl. über einen ſeinen Antrag auf Ein- 
ſtellung des Verfahrens auf Grund des 
Straffteih®. ablehnenden Beſchluß des 
erkennenden Gerichts 3303 7 

88 305, 233 StPO. Keine B. des Angekl. 
gegen den ſeinen Antrag auf Entbin⸗ 
dung vom Erſcheinen in der Hauptver⸗ 
handlung ablehnenden Beſchluß 2501 21 

Teil 9 8 5 NotVO. v. 1. Dez. 1930 gilt 
nur für den Zivilprozeß, nicht auch für 


Sachregiſter 


den Strafprozeß, insbeſ. nicht für Pri⸗ 
bat- und Nebenklage 2792 3 

Gegen Entſcheidungen des Sondergerichts 

iſt die B. zuläſſig 2938 10 
Steuerſachen 

8 299 RAbgO. Iſt im Anfechtungsverfah⸗ 
ren auf eingelegte RechtsB. hin die An⸗ 
fechtungsentſcheidung durch Urteil des 
RFO. aufgehoben und die Sache zur 
erneuten Entſcheidung an die Vorinſtanz 
zurückverwieſen, ſo iſt die Zurücknahme 
oder Anderung des angefochtenen 
Steuerbeſcheids nur inſoweit zuläſſig, 
als dadurch dem Rechtsmittelantrag der 
Sache nach entſprochen wird; andern⸗ 
falls hat das LFin A. über die Anfech⸗ 
tung gemäß § 290 IV RAbgO. zu ent- 
ſcheiden 2182 1 

Entzieht die Polizeibehörde auf Betreiben 
des Fin A. einem Steuerpflichtigen den 
Paß, ſo liegt darin keine Anordnung des 
Fin A. gegenüber dem Steuerpflichtigen 
aus § 202 R Abg. Deshalb ift nach 
§ 305 I RAbgO. die Rechts B. gegen 
Blentſcheidung des LFin A. nicht zuläſſi 
3320 8 

Über die Anwendung des zu § 21 I Gr- 
ErwStG. ergangenen Erlaſſes des 
RF M. v. 17. GER 1932 ift nicht im 
Berufungsverfahren, ſondern im B.ver⸗ 
fahren von den Finanzverwaltungs⸗ 
behörden zu entſcheiden 3160 1 

Erbgeſundheitsſachen 

ss 9, 8 Gef. zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes. B.recht des Anſtaltsleiters 
zugunſten des Erbkranken, auch wenn 
gemäß ſeinem Antrage die Unfruchtbar⸗ 
machung beſchloſſen worden iſt 2930 ! 

„8, 2 Gef. z. Verhüt, d. erbkrank. 
Nachw. Iſt es zweifelhaft, ob der Erb⸗ 
kranke geſchäftsfähig und ob daher nur 
er ſelbſt oder der ihm beſtellte Pfleger 
beſchwerdeberechtigt iſt, ſo iſt im Inter⸗ 
eſſe der Beſchlennigung des Verfahrens 
die B. als zuläſſig zu betrachten, wenn 
das ſachliche Ergebnis feſtſteht 2708 ? 

§ 9 Gef. z. Verhüt. d. erbkrank. Nachw. 
Wird die B. ſchriftlich eingelegt, ſo kann 
fie auch beim ExbgejObG&er. eingelegt 
werden 2630 ? 

§ 13 Gef. z. Berhüt. erbkrank. Nachw. Die 
Staatskaſſe trägt die Koſten des B.ver⸗ 
fahrens, auch wenn die B. zurückgewie⸗ 
ſen oder als unzuläſſig verworfen wird 
24842 


Beſitz 

Der Frachtführer hat das Gut auch dann 
i. S. des § 440 II HGB. im B., wenn 
er nur mittelbar beſitzt. Zweifelhaft mag 
dies ſein, wenn der mittelbare B. nur 
durch den Schuldner der Forderungen ver⸗ 
mittelt wird, für die das Pfandrecht be⸗ 
ſteht. Das gilt auch für das kaufmän⸗ 
niſche Zurückbehaltungsrecht. Die Klage⸗ 
friſt des § 440 III HGB. entfällt, wenn 
der Empfänger den Frachtführer frei⸗ 
willig wieder in den B. des Gutes ſetzt 
2971 


Beſoldung 
Bei Überhebung von Tumultſchädenrenten 
iſt, wenn der Einwand der nicht mehr 
vorhandenen Bereicherung erhoben wird, 
nicht Landesrecht, insbeſ. nicht 8 39 III 
PrBeſold. anzuwenden, ſondern es gel- 
ten auch in dieſem Fall lediglich die 
reichsrechtlichen Vorſchriften. Hieran 
ändert auch die Tatſache nichts, daß ſeit 
dem 1. April 1924 an Stelle des Reichs 
die Länder und Gemeinden für die La⸗ 
ſten aus der Verſorgung nach § 18 Kr⸗ 
PerſSchcg. aufzukommen haben 2583 1 


*25 


Beſtandteil 

§ 93 BGB. Iſt Kraftwagen aus Einzel⸗ 
teilen erbaut worden, die verſchiedenen 
Eigentümern gehörten, ſo ſteht, ſolange 
die Verbindung dauert, jedem Eigen⸗ 
tümer eines Einzelteils ein die Ver⸗ 
äußerung des Kraftwagens hinderndes 
Recht zu, auch wenn der Einzelteil etwa 
nicht zum weſentlichen B. des Kraftwa⸗ 
gens geworden fein folte 2540 


Beſtechung 

§ 331 SGB. Die Rechtswidrigkeit der 
Annahme eines Vorteils für amtliche 
Tätigkeit entfällt nur bei Zuſtimmung 
der vorgeſetzten Behörde oder bei Vor⸗ 
liegen eines geſetzlichen Grundes 2469 10 

§ 332 SGB. Nach ſtändiger Rſpr. des 
NG. muß es fih bei der als Gegenlei⸗ 
ſtung für das Entgelt zu leiſtenden 
Handlung um ſolche handeln, die in das 
Amt oder den Dienſt des betreffenden 
Beamten einſchlägt 2558 15 

§ 333 StGB. Die Handlung, welche die 
Gegenleiſtung für die Geſchenke bilden 
ſoll, kann in Tun oder Unterlaſſen be⸗ 
ſtehen 2149 1° 


Beteiligung 
vol. unter Gewinn. 


Betrug 

vgl. auch unter Fernſprecher, Verſiche⸗ 
rungsB. 

Schutz gegen KreditB. Schrifttum 2126 

Vorſpiegelung einer falſchen Tatſache durch 
Bezugnahme auf ein für den Verkäufer 
günſtig lautendes Gutachten, während 
ein entgegenſtehendes Gutachten nicht 
erwähnt wird. Der objektive Wert eines 
Kunſtwerks wird durch deſſen alice 
wert beeinflußt. Auch die perſönliche 
Einſtellung des Käufers kann bei der 
Wertbemeſſung berückſichtigt werden, ſo⸗ 
weit nur der Liebhaberwert außer Be- 
tracht bleibt 2851 18 

Vermögensbeſchädigung als Folge der Er- 
ſchleichung einer Wechſelprolongation 
3063 1? 

Die Abſicht, eine Geldſtrafe zu vermeiden 
und den Fiskus zu verhindern, den ihm 
erwachſenen Anſpruch auf Beitreibung 
zu realiſieren, iſt auf Abwendung eines 
drohenden Vermögensnachteils gerichtet 
und ſoweit als Abſicht, ſich einen Ver⸗ 
mögensvorteil zu verſchaffen, i. S. des 
§ 263 StGB. anzuſehen 2977 10 

§ 263 IV StGB. n. F. Begriff „Beein⸗ 
trächtigung des Wohls des Volkes“. Die 
Beeinträchtigung muß geeignet ſein, 
eine Schädigung des Ansehens von Ein⸗ 
richtungen, die der Allgemeinheit die⸗ 
nen, hervorzurufen. Ideeller Schaden 
genügt. Bei B. gegenüber einer öffent⸗ 
lichen Kaſſe wird das Wohl des Volkes 
dann geſchädigt ſein, wenn die der Kaſſe 
durch B. entzogenen Vermögenswerte 
im Hinblick auf ihre Höhe und Zweck⸗ 
beſtimmung ohne die Straftat irgend⸗ 
wie fühlbar einer nicht ganz gering⸗ 
fügigen Anzahl von Volksgenoſſen zu⸗ 
gute gekommen ſein würden. In der 
RevInſt. kann nachgeprüft werden, ob 
im Einzelfall die von dem Tatrichter 
feſtgeſtellten Tatſachen einen der beſon⸗ 
ders im Geſetz hervorgehobenen Um⸗ 
ſtände ausmachen 2147 17 

§ 263 IV Stch B. Zur Auslegung des Be- 
griffes „Schädigung des Wohles des 
Volkes“ und „anderer beſonders großer 
Schaden“. B. gegenüber Wohlfahrtsamt 
2649 14 

$$ 263 IV, 266 II StGB. Zum Begriff 
des beſonders ſchweren Falles 2920 75 
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Annahme eines Fortſetzungszuſammen⸗ 
hangs iſt bei fahrläſſiger Tötung rechts⸗ 
begrifflich ausgeſchloſſen, bei B. aber 
nicht ſchon durch die Feſtſtellung eines 
allgemeinen Planes, bei ſich bietender 
Gelegenheit zu betrügen, gerechtfertigt 
2145 15 

Durch die ſog. Subſidiaritätsklauſel wird 
die Annahme von Tateinheit zwiſchen 
Vergehen nach § 10 OpiumG. und B. 
(oder einer anderen ſtrafbaren Hand⸗ 
lung des StGB.) nicht ausgeſchloſſen 
2152 25 

§ 276 II StGB. geht als beſonderes 
Strafgeſetz dem 263 StGB. vor 
2919 4 


Die Grundſätze von RGSt. 44, 223 find 
auf einen Fall anzuwenden, in dem zwei 
Verbrechen gegen die Së 348 II, 349 
StGB. in Tateinheit mit B. ftehen 
29099 

B. kann in Tateinheit mit Erpreſſung nur 
dann begangen werden, wenn Tatſachen 
vorgeſpiegelt werden, die mit dem in 
Ausſicht geſtellten Übel nicht unmittel⸗ 
bar zuſammenhängen 3285 25 


Beurkundung 

vgl. auch unter Notar 

Kann die Errichtung eines Grundſtücks⸗ 
veräußerungsvertrags in der Form des 
§ 313 BGB. erzwungen werden? 2449 

Die Vereinsſatzung muß eine Beſtimmung 
über die B. der Mitgliederverſamm⸗ 
lungsbeſchlüſſe enthalten (§ 58 Ziff. 4 
BGB.) 2800 6 

Die von den Anerbenbehörden im Verfah⸗ 
ren über die Genehmigung eines Über⸗ 
gabevertrags auferlegten, den Inhalt 
des Vertrags abändernden Bedingungen 
bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit nachträg⸗ 
licher Feſtlegung in notarieller Urkunde 
2261 25 

Beweisantrag 

§ 519 III 2 ZPO. Lediglich eine Wieder- 
holung der Beweisanträge der 1. Jn- 
ſtanz allein reicht zur Berufungsbegrün⸗ 
dung nicht aus 3058 8 

8 219 StPO. Die Nichtbeſcheidung eines 
der Hauptverhandlung zur Entſchließung 
vorbehaltenen B. begründet nicht unter 
allen Umſtänden die Reviſion 2779 18 

§ 244 StPO. Bei Ablehnung eines B. 
genügt es nicht, die unter Beweis ge⸗ 
ſtellte Tatſache nur einfach als unerheb⸗ 
lich zu bezeichnen; vielmehr muß die Be⸗ 
gründung erkennen laſſen, ob die Uner⸗ 
heblichkeit aus rechtlichen oder tatſäch⸗ 
lichen Erwägungen angenommen wird 
und müſſen im zweiten Fall die Tat⸗ 
ſachen angegeben werden, aus denen ſich 
die Unerheblichkeit der Beweisbehaup⸗ 
tung ergeben ſoll 2476 15 

§ 244 StPO. Die nahe Verwandtſchaft 
oder die Ehe des Zeugen mit dem An⸗ 
gekl. genügt für ſich allein noch nicht, 
um der Ausſage des Zeugen von vorn⸗ 
herein jeden Beweiswert abzuſprechen 
2622 14 

§ 244 StPO. Wenn auch in der Regel 
das pflichtmäßige Ermeſſen des Ge⸗ 
richts darüber entſcheidet, ob eine Augen⸗ 
ſcheinseinnahme an Ort und Stelle als 
Beweismittel erforderlich iſt oder ob 
andere Beweismittel ausreichen, ſo be⸗ 
deutet es doch eine unzuläſſige Vor⸗ 
wegnahme des Beweisergebniſſes, wenn 
die Augenſcheinseinnahme zum Beweiſe 
für die Unwahrheit der Ausſage eines 
Zeugen über irgendwelche örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe beantragt war und der Ab⸗ 
lehnungsgrund aus dem bekämpften 
Zeugnis ſelbſt entnommen wird 30641 
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Art. 5 Ziff. 2 Gewohnh Verbr. Im Ver- 
fahren wegen nachträglicher Anordnung 
der Sicherungsverwahrung kann das 
Gericht den Antrag des Angekl. nicht 
als unerheblich ablehnen, daß die Straf⸗ 
anſtaltsbeamten ihm die gute Führung 
und ihren Eindruck bezeugen ſollten, wo⸗ 
nach die Strafverbüßung beſſernd ge⸗ 
wirkt habe, ſo daß nach der Entlaſſung 
ein Rückfall nicht zu erwarten fei 3200 !* 

Die von dem Protokollführer als B. ge⸗ 
faßte Beurkundung im Sitzungsproto⸗ 
koll, die der Vorſitzende ſelbſtändig durch 
Streichung des Antrags auf Zeugen⸗ 
vernehmung geändert hat, hat keine Be⸗ 
weiskraft i. S. des § 274 StPO., wenn 
der Protokollführer die Neufaſſung der 
Niederſchrift erſt nach Eingang der Re⸗ 
viſtonsbegründung genehmigt 2853 18 

Beweisaufnahme 

vgl. auch unter Leumundszeugnis 

Recht der Parteien auf Anweſenheit bei 
Beweiserhebungen im Armenrechtsver⸗ 
fahren? 2119 2171 21736 2601 2947 

Abſchriften der Terminsprotokolle über B. 
vor dem erſuchten Richter 3261 

Überläßt der Armenanwalt die Wahrneh⸗ 
mung eines auswärtigen Beweister⸗ 
mins einem ortsanſäſſigen RA., ſo kön⸗ 
nen deſſen Koſten regelmäßig nicht aus 
der Staatskaſſe erſetzt verlangt werden, 
auch nicht in Höhe der Reiſekoſten des 
beauftragenden RA. 2637 14 

Hält der Armenanwalt nach pflichtmäßi⸗ 
gem Ermeſſen die Wahrnehmung eines 
auswärtigen Beweistermins für gebo⸗ 
ten, ſo kann er Reiſekoſtenerſatz aus der 
Staatskaſſe beanſpruchen 3076 3 
358 StPO. Iſt Urteil mitſamt den tat- 
ſächlichen Feſtſtellungen aufgehoben, 
dann ſteht das nunmehr erkennende Ge⸗ 
richt hinſichtlich der Entſcheidung der 
Frage, inwieweit es die B. erneuern 
will, völlig frei. Das Gericht iſt nicht 
verpflichtet, ohne einen ausdrücklichen in 
der neuen Hauptverhandlung geſtellten 
Antrag, die Ausſagen früher kommiſſa⸗ 
riſch vernommener Zeugen zu verleſen 
2561 20 

Die Gebühr nach §§ 63, 64 RAGebO. um- 
faßt auch auswärtige B. außerhalb der 
Hauptverhandlung 2501 3° 


Beweisgebühr des NA. ($ 13 Ziff. 4 RA- 

Geb.) 

Beweisaufnahme durch Verwertung von 
Beiakten vor und nach Zurückverwei⸗ 
fung 26337 aan, 

Beweisaufnahme durch Verwertung von 
im Armenrechtsverfahren aufgenomme⸗ 
nen Protokollen 23463 2348 ® 

Verwertung von Urkunden, die im Ar⸗ 
menrechtsverfahren zu den Akten gelangt 
find, im ordentlichen Prozeß 3221? 

Parteivernehmung gilt als Beweisauf⸗ 
nahme nur, wenn Beweisbeſchluß nach 
§ 450 BPO. ergangen oder auf die 
Vorſchriften der 89 445 ff. ZPO. Bezug 
genommen ijt 3014 ° 

Bedeutet die Parteivernehmung im Ehe⸗ 
prozeß Beweisaufnahme, ſo daß die B. 
d. RA. entſteht? 2351 11 2637 12 

Erſt die Anordnung der Vernehmung von 
nach § 272 b BPO. geladenen Zeugen 
ſtellt Beginn der Beweisaufnahme dar, 
nicht ſchon eine Belehrung der Zeugen 
Siei s 

Der vom Rechtshilferichter beigeordnete 
Armenanwalt hat Anſpruch auf Erſtat⸗ 
tung der B. aus der Staatskaſſe, wenn 
er vor dem Rechtshilfegericht die Partei⸗ 
rechte bei der Beweisaufnahme wahr⸗ 
genommen hat. Zur Feſtſetzung der Ge⸗ 


bühren auch dieſes Armenanwalts iſt 
der Urkundsbeamte des Prozeßgerichts 
zuſtändig 3009 14 
Beweisgebühr, gerichtliche 
vgl. unter Gerichtskoſten 
Beweislaſt 
vgl. auch unter Prima-facie⸗Beweis 
Welche Partei iſt beweispflichtig, wenn 
der Bekl. gegenüber einer Klage auf 
Zahlung des Kaufpreiſes einwendet, er 
habe im fremden Namen gekauft? 2447 
§ 286 ZPO. Die Auslegung einer Ur- 
kunde iſt Aufgabe des Gerichts, ohne 
daß in dieſer Beziehung die Beweis⸗ 
pflicht einer Partei in Frage kommt. 
Nur wenn außerhalb der Urkunde lie⸗ 
gende Umſtände eine für die Auslegung 
weſentliche Grundlage bilden ſollen, hat 
die Partei, die ſich auf dieſe Umſtände 
beruft, ſie darzulegen und zu beweiſen 
3128 7 
Wenn Behörde Sachen einer Privatperſon 
in Verwahrung nimmt, entſteht ein nach 
öffentlichem Recht zu beurteilendes 
Rechtsverhältnis, kraft deſſen für den 
Staat und ſeine Organe die Verpflich⸗ 
tung zur Obhut und, falls öffentliche 
Intereſſen nicht entgegenſtehen, zur 
Rückgabe der Sachen in unverſehrtem 
Zuſtande erwächſt und für das auch 
§ 282 BGB. maßgebend iſt 2842 ? 
§ 282 ZPO. Bleibt bei der Beweisfüh⸗ 
rung des Kl. Unklarheit beſtehen, die an 
ſich zu ſeinen Laſten gehen würde, die 
aber vom Bekl. fahrläſſig herbeigeführt 
iſt, ſo ſteht der Berufung des Bekl. auf 
dieſe mangelnde Beweisführung die 
Einrede der Argliſt entgegen, die auch 
im Prozeßrecht Anwendung findet 3299 7 
Die B. für die Prozeßunfähigkeit trägt 
im Zwangsverſteigerungsverfahren der 
Schuldner 2494 9 
Bewertung 
Die B. der Grundſtücke. Schrifttum 3119 
§ 28 III RBewG.; § 98 RAbgO. Erbpacht⸗ 
verträge ohne zeitliche Begrenzung be⸗ 
gründen regelmäßig wirtſchaftliches Ei⸗ 
gentum des Erbpächters 3230 5 
SS 44 I 1, 50 RBew®. Die Beteiligungs- 
ziffern an der Deutſchen Zündwaren⸗ 
monopolgeſellſchaft find ſelbſtändig be- 
wertungsfähige Gegenſtände des Be⸗ 
triebsvermögens 2430 14 
§ 47 RBem®. Solange ein Verſicherungs⸗ 
unternehmen keine Gewinnverteilung an 
die Verſicherten beſchließt und nach der 
Geſchäftslage auch nicht zu überſehen iſt, 
ob und wann in Zukunft Gewinnvertei⸗ 
lung an die Verſicherten vorgenommen 
werden kann, iſt auch keine Rücklage für 
Gewinnbeteiligung erforderlich 3231 8 
SS 50, 10 "Gem Ein nach der BayBO. 
v. 27. Juni 1913 amtlich feſtgeſetzter 
Abfindungsbetrag kann den gemeinen 
Wert eines Apothekenbetriebsrechts aus 
dem bayriſchen Rechtsgebiet nur darſtel⸗ 
len, wenn feſtſteht, daß in Bayern Apo⸗ 
thekenbetriebsrechte im regelmäßigen 
freien Geſchäftsverkehr keine anderen 
Preiſe erzielen als die Abfindungsbeträge 
2878 4 
§ 53 II 2a RBewG. Die Geſchäftsgut⸗ 
haben der Genoſſen einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft ſind keine „Schulden“ der 
Genoſſenſchaft, die bei der Ermittlung 
des Werts ihres Gewerbekapitals dem 
Einheitswert des gewerblichen Betriebs 
hinzuzuſetzen wären 3161 1 
SS 67, 31, 28 R BewG. Ob Betriebsmittel 
ſtehend oder umlaufend iſt, iſt lediglich 
nach ſeiner Zweckbeſtimmung zu ent⸗ 
ſcheiden. Stehende Betriebsmittel find 


ſolche, die dauernd dem Betrieb dienen 
und bei der Hervorbringung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe mitwirken 
ſollen. Umlaufend find ſolche, die zum 
Verbrauch in der Wirtſchaft oder zur 
Veräußerung beſtimmt ſind, regelmäßig 
alſo u. a. die landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugniſſe, das Maſtvieh, der Dünger, 
das Saatgut, das Kraftfutter 2185 10 

5 67 RBewcz. Bei Landwirten ijt an- 
geblicher Arbeitslohn von Kindern für 
landwirtſchaftliche Dienſte regelmäßig 
nicht am Vermögen abzugsfähig 2808 1° 

§ 22 I ErbſchStGG. Wird bei der Aufnahme 
in OHG. dem neuen Geſellſchafter zu 
Laſten eines der bisherigen Geſellſchafter 
unentgeltlich ein Kapitalkonto einge⸗ 
räumt, ſo iſt die durch die Kapitalbeteili⸗ 
gung eingetretene Bereicherung nicht 
nach der Höhe des eingeräumten Kapital⸗ 
kontos, ſondern in der Weiſe zu ermit⸗ 
teln, daß der Geſamtwert des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens nach den Grundſätzen 
des RBewG. feſtgeſtellt und im Verhält⸗ 
nis der Salden der Kapitalkonten auf die 
Geſellſchafter verteilt wird 2942 2 

Wertzuwachsſteuer. Bedarf es zur Berech⸗ 
nung des ſteuerbaren Wertzuwachſes in 
Ermangelung eines vereinbarten und 
feſtſtellbaren Preiſes der Ermittlung des 
gemeinen Wertes eines Grundſtücks, ſo 
iſt, auch wenn es ſich um die Zeit der 
Geldentwertung handelt, nicht deſſen ſo⸗ 
genannter innerer Wert unmittelbar aus 
dem Vorkriegswert, ſondern der Ver⸗ 
kaufswert des Grundſtücks an dem maß⸗ 
gebenden Stichtage, wenn möglich, aus 
damals gezahlten Vergleichspreiſen für 
ähnliche Grundſtücke, in Papiermark zu 
ermitteln und alsdann in Goldmark um⸗ 
zurechnen 3088 $ 

$ 320, 265, 286 RAbgO. Die Hinaus- 
ſchiebung der nächſten Einheits B. auf den 
1. Jan. 1935 bietet keinen Anlaß, den 
Satz von 1% für die Bemeſſung des 
Streitswerts in Einheitswertſachen zu 
ändern 3085 15 

Bierlieferung 

$ 138 BGB. Ein mit Darlehnsvertrag ver- 
bundener B.vertrag wird nicht zum un⸗ 
ſittlichen Knebelungsvertrag durch Feſt⸗ 
legung des ausſchließlichen Bierbezuges 
für zehn Jahre bei Vermeidung einer 
Vertragsſtrafe von 10 AM je hl, durch 
Vereinbarung der Nachfolgeklauſel und 
der einſeitigen Preisfeſtſetzung. Die Bier- 
bezugsklauſel enthält einen primär zu 
verfolgenden Anſpruch auf Unterlaſſung 
des Bezuges fremden Bieres 3012 18 

$ 37 II RErbhofcg. Die Eintragung einer 
Vormerkung auf Einräumung einer Si⸗ 
cherungshypothek für Bierlieferungen ge⸗ 
mäß Art. 14 Bay AG BGB. bedarf nicht 
der Genehmigung durch die Anerbenbe⸗ 
hörden 2250 6 


Bilanz 
B. prüfung und Prüfungsergebnis. Schrift⸗ 
tum 2835 

Der gewinnbeteiligte Angeftellte kann Ein⸗ 
ſicht in Handelsbücher und Papiere nach 
8 810 BGB. nur verlangen, ſoweit es zur 
Nachprüfung der B.angaben erforderlich 
iſt, und ſoweit nicht berechtigtes Geheim⸗ 
haltungsintereſſe des Geſchäftsherrn ent⸗ 
gegenſteht 2181! 

SS 64, 84 GmbHG. Die üÜberſchuldung 
braucht ſich jetzt nicht mehr aus der B. zu 
ergeben, ſondern ſich nur bei Aufſtellung 
der B. zu zeigen 3134 18 

Wenn das Gericht B.prüfer gemäß § 262 b 
IV HGB beftellt, ift nach § 102 Pr KG. 
das Zweifache der vollen Gebühr zu er⸗ 


Sachregiſter 


heben. Der Wert der Beſtellung der B.⸗ 
prüfer iſt nach § 22 II Pr. zu be- 
meſſen 3220 3 

Aufſtellung einer unrichtigen B. bedeutet 
eine unordentliche Buchführung i. S. von 
§ 240 Ziff. 3 KO. Sie kann in der Ein⸗ 
tragung erdichteter Vorgänge beſtehen. 
Der Mangel der Überſichtlichkeit der 
Bücher z. Z. der Zahlungseinſtellung 
oder Konkurseröffnung kann auch auf 
Vorgängen beruhen, die, wie Buchungen 
zu vorübergehenden Zwecken, vor jenem 
Zeitpunkt ſchon abgeſchloſſen waren. Die 
Verpflichtung zur Aufnahme der in 
§ 261 b HGB. bezeichneten Verbindlich⸗ 
keiten in die B. beſtand ſchon vor In⸗ 
krafttreten dieſer Vorſchrift. Die ſtraf⸗ 
rechtliche Verantwortlichkeit für die ord⸗ 
nungsgemäße Buchführung und B.⸗ 
ziehung laſtet auf jeder mit den Rechten 
und Pflichten des Vorſtands einer AktG. 
ausgeſtatteten Perſon. B.verſchleierung 
kann ſchon für ſich allein den Tatbeſtand 
des § 240 Ziff. 3 KO. erfüllen 2693 10 

Tateinheitliches Zuſammentreffen von vor⸗ 
ſätzlicher Bverſchleierung i. S. von § 147 
GenG. mit fahrläſſigem Bankrott i. S. 
von § 240 Ziff. 3 KO. 2777 16 

SS 12, 18 KörpStG.; §§ 13, 19, 20 Eink⸗ 
StG. Die anläßlich der Fuſion zweier 
Geſellſchaften übernommenen Vermö⸗ 
gensgegenſtände ſind in der B. der auf⸗ 
nehmenden Geſellſchaft regelmäßig nach 
§ 19 EiniSt®. (gemeiner Wert oder ge- 
ringerer Anſchaffungspreis) zu bewerten 
2362 2 

S 13 KörpStG. Bei Fuſionen wirkt fih der 
Grundſatz der Abhängigkeit der Steuer B. 
von der Handel B. dahin aus, daß die bei 
der Verteilung des Geſamtanſchaffungs⸗ 
preiſes auf die einzelnen Gegenſtände des 
übernommenen Betriebsvermögens ſich 
für dieſe Gegenſtände ergebenden Werte 
in die ſteuerliche Fuſionseröffnungs B. 
der aufnehmenden Geſellſchaft nur inſo⸗ 
weit eingeſtellt werden dürfen, als ſie die 
Anſätze der einzelnen Gegenſtände in der 
entſprechenden HandelseröffnungsB. der 
Geſellſchaft nicht überſteigen. Wird Han⸗ 
dels⸗, auch Handelseröffnungs B., einer 
Erwerbsgeſellſchaft auf den für ihre 
Steuerveranlagung maßgebenden Stich— 
tag formgerecht geändert, ſolange in dem 
Verfahren wegen dieſer Veranlagung 
noch neue Tatſachen vorgebracht werden 
können, alſo bis zum Abſchluß des Beru⸗ 
fungsverfahrens, ſo ſind die Anſätze in 
der abgeänderten Handels B. grundſätzlich 
auch für die Steuerveranlagung der Ge⸗ 
ſellſchaft maßgebend. In ſolchem Fall 
muß daher von den Anſätzen in der ab⸗ 
geänderten Handels B. ausgegangen wer- 
den. Wann liegt formgerechte Anderung 
der Handels B. einer Erwerbsgeſellſchaft 
vor? 2184 4 

§ 13 KörpStG.; § 13 EinkStG. Hat bud- 
führende Erwerbsgeſellſchaft bei der Auf- 
stellung ihrer HandelsB. gegen zwin⸗ 
gende Vorſchriften des Handelsrechts ver⸗ 
ftohen, jo ift diefe Handels B. nur info- 
weit nichtig, und es kann daher für die 
Zwecke der Steuerveranlagung nur inſo⸗ 
weit von ihr abgewichen werden, als der 
Verſtoß reicht 28061 

8 13 KörpStG.; § 13 (Gren Eine Han- 
dels B. ift nicht deshalb unrichtig, weil 
die Delkredererückſtellung nicht ausreicht, 
um die zu erwartenden Ausfälle zu dek⸗ 
ken 33151 

§ 13 KörpSt®. Iſt das Fin A. bei Erwerbs⸗ 
geſellſchaft in den Steuerbilanzen der 
Vorjahre vom Anſchaffungs⸗ und Her⸗ 


SE 


ſtellungspreis unter Zulaſſung von Mb- 
ſetzungen wegen Abnutzung ausgegangen 
($ 19 II Eink St.), während die Er- 
werbsgeſellſchaft in ihren Handels B. den 
höheren gemeinen Wert eingeſetzt hat, ſo 
ſind die niedrigeren Werte der Steuer⸗ 
bilanzen der Vorjahre nicht nach rück⸗ 
wärts bis zur Fehlerquelle zu berichtigen. 
Vielmehr kann für den ſtreitigen Steuer⸗ 
abſchnitt von den ſteuerlichen Endwerten 
des Vorjahres ausgegangen werden. Die 
Angleichung der niedrigeren Steuer⸗ an 
die höheren Handelsbilanzwerte kann, 
falls die Erwerbsgeſellſchaft bei dem ge⸗ 
meinen Werte bleibt, in der Weiſe vor⸗ 
genommen werden, daß, ſoweit die 
ſteuerlichen Anfangswerte einſchließlich 
Zugängen unter dem Endwert der Han⸗ 
delsbilanzſchlußwerte liegen, Abſchrei⸗ 
bungen bis zur völligen Angleichung un⸗ 
terbleiben 21843 

Penſionsanſprüche, die ſich Geſellſchafter 
als Vorſtandsmitglieder und Geſchäfts⸗ 
führer einer Erwerbsgeſellſchaft für ihre 
bei der Geſellſchaft geleiſtete Tätigkeit 
haben zuſichern laſſen, ſind für die Kör⸗ 
perſchaftſteuer nur inſoweit zu berückſich⸗ 
tigen, als die Geſamtbezüge des einzel⸗ 
nen Vorſtandsmitglieds und Geſchäfts⸗ 
führers ſich als angemeſſene Gegenlei⸗ 
ſtung darſtellen. In dieſem Fall kann die 
Erwerbsgeſellſchaft die jeweiligen Pen⸗ 
ſionszahlungen als Werbungskoſten dar⸗ 
ſtellen. Soweit die jeweiligen Penſions⸗ 
zahlungen das angemeſſene Maß über⸗ 
ſchreiten, ſind ſie als verdeckte Gewinn⸗ 
ausſchüttungen dem jeweiligen B.gewinn 
zuzuſetzen. Ob Erwerbsgeſellſchaft eine 
aufſchiebend bedingte Laſt zu bilanzieren 
hat, richtet ſich nicht nach der Vorſchrift 
des § 149 RAbgOO. a. F., ſondern nach 
den Vorſchriften des Handelsrechts und 
den Grundſätzen ordnungsmäßiger kauf⸗ 
männiſcher Buchführung i. Verb. m. § 13 
EintSt®. und § 13 KörpStG. 21832 


§ 13 KörpSt®. Buchführende Erwerbsge⸗ 
ſellſchaften ſind zwar berechtigt, jedoch 
nicht verpflichtet, die künftig erwachſen⸗ 
den Penſionslaſten durch Einſtellung 
eines Schuldpoſtens in ihre Handels B. zu 
berückſichtigen. Hat Geſellſchaft in ihren 
Handels B. von dieſer Berechtigung tei- 
nen Gebrauch gemacht, ſondern die lau- 
fend anfallenden Penſionen unter den 
Unkoſten verrechnet, ſo iſt ſie an dieſes 
Verfahren auch für ihre Körperſchaft⸗ 
ſteuerveranlagung gebunden. Bei buch⸗ 
führenden Erwerbsgeſellſchaften iſt Ab⸗ 
weichung von dem Grundſatz der Ab⸗ 
hängigkeit der Steuer B. von der Han- 
dels B. auch nicht inſoweit zuläſſig, als 
etwa in der Steuer B. zwiſchen zu hohen 
und zu niedrigen Bewertungen von Ak⸗ 
tivpoſten oder zwiſchen zu niedrig bewer⸗ 
teten Aktiv⸗ und Paſſivpoſten ein Aus⸗ 
gleich geſchaffen werden darf 2730 5 

§ 13 KörpStG.; § 19 EinkStG. Der ge- 
meine Wert (Teilwert) eines Gegenſtan⸗ 
des des Anlage- und Betriebsvermögens 
am B.itihtag liegt in der Regel nicht 
über dem Wiederbeſchaffungswert im 
gleichen Zeitpunkt 2429 8 

$ 13 Körp&tß.; § 13 EintSt®. Auch wenn 
fich die Geſchäftsanteile einer GmbH. in 
einer Hand befinden, kann Anderung der 
Steuer B. nur anerkannt werden, wenn 
entſprechende Anderung der Handels B. 
durch Vorlage des Protokolls einer Ge⸗ 
ſellſchafterverſammlung oder durch eine 
von dem alleinigen Geſellſchafter unter⸗ 
zeichnete HandelsB. oder in ſonſtiger 
Weiſe nachgewieſen wird 27293 
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§ 13 KörpStG.; §§ 13, 20 EinkStc G. Wenn 
auf Aktien im Beſitz einer körperſchaft⸗ 
ſteuerpflichtigen Geſellſchaft eine Liqui⸗ 
dationsrate gezahlt wird, ſo hat die Ge⸗ 
ſellſchaft das Recht, die abgeſtempelten 
alten Aktien in ihrer Schluß B. einzu⸗ 
ſetzen entweder mit dem bisherigen Buch⸗ 
wert, vermindert um die Liquidations⸗ 
rate, oder mit dem höheren Kurswert des 
B. ſtichtages 2729 

Auf Grund der Stumn VO. kann nur Be- 
freiung von Steuern in Frage kommen, 
die auf der Angabe bisher den Steuerbe⸗ 
hörden unbekannter Werte beruhen. Für 
Anwendung der StAnınBO. ift deshalb 
kein Raum, bei Steuern, die ſich daraus 
ergeben, daß bei der Veranlagung die 
Anfangs B. eines Steuerabſchnitts an die 
B. angeſchloſſen wird, die am Schluß des 
vorangegangenen Steuerabſchnitts der 
Veranlagung zugrunde gelegen hat. Wer⸗ 
den bei Buch⸗ und Betriebsprüfung die 
von dem Pflichtigen vorgenommenen Ab⸗ 
ſetzungen für Abnutzung oder Abſchrei⸗ 
bungen für zu hoch gehalten und ergibt 
ſich durch entſprechende Herabſetzungen 
der Abnutzungsabſetzungen höherer Ge⸗ 
winn, ſo kann der Pflichtige — Anzeige 
innerhalb der Amneſtiefriſt vorausgeſetzt 
— nur dann bezüglich der Mehrſteuer 
Amneſtie erlangen, wenn er die Ab⸗ 
ſetzungen für Abnutzung oder die Ab⸗ 
ſchreibungen vorſätzlich oder fahrläſſig zu 
hoch vorgenommen hatte 25103 


Bilderhandel 


8 263 StGB. Vorſpiegelung einer falſchen 
Tatſache durch Bezugnahme auf ein für 
den Verkäufer günſtig lautendes Gut⸗ 
achten, während ein entgegenſtehendes 
Gutachten nicht erwähnt wird. Der ob⸗ 
jektive Wert eines Kunſtwerks wird durch 
deſſen Kunſtwert beeinflußt. Auch die 
perſönliche Einſtellung des Käufers kann 
bei der Wertbemeſſung berückſichtigt wer⸗ 
den, ſoweit nur der Liebhaberwert außer 
Betracht bleibt 2851 1° 

Das Anbringen erdichteter Namen ſtellt im 
B. eine Urkundenfälſchung dar 3204 18 


Binnenſchiffahrt 


8 49 BinnShb. Die Zahlung eines 50pro⸗ 
zentigen Zuſchlags zum Überliegegeld bei 
Überſchreiten der Löſchungszeit iſt kein 
allgemeiner Handelsbrauch 28752 

8 19 BinnSchVollſtrSch. v. 24. März 
1933 mit Berläng®. Der erwähnte § 19 
II erfordert keine Gewährleiſtung des 
Schuldners dafür, daß er den gegen 
Zwangsvollſtreckung geſchützten Betrag 
zur ordnungsgemäßen Fortführung ſei⸗ 
nes Schiffahrtsbetriebs verwenden wird 
2798 1 

8 537 I Nr. 6 RVO. Steuerleute, die ein 
Schiff auf einer beſtimmten kürzeren 
Strecke des Mains auf Grund ihrer be⸗ 
ſonderen Kenntnis der örtlichen Verhält⸗ 
niſſe unter Verantwortung des Schiffs⸗ 
führers ſteuern, ſind in der Regel keine 
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden und des- 
halb nach Së 537 I Nr. 6, 544 RVO. ge- 
gen Betriebsunfälle verſichert 2811 


Blankettgeſetz 


§ 2 II StGB. findet dann keine Anwen- 
dung, wenn zwar die ein B. füllende 
Norm aufgehoben oder geändert wird, 
die Strafſatzung des B. aber unverändert 
bleibt 2709 1 

Dev VO. und Durchf VO. find einheitliches 
Geſetzeswerk, die Grundſätze über den 
Irrtum bei B. daher nicht anwendbar 
3059 10 3286 ?7 

Blutgruppenunterſuchung 

vgl. auch unter ärztlicher Unterſuchung 


Sachregiſter 


Technik und Bedeutung der B. für die ge⸗ 
richtliche Medizin. Schrifttum 3191 
Mit Hilfe der B. läßt ſich kein Nachweis 
dafür ſchaffen, daß ein beſtimmter Mann 
der Erzeuger eines beſtimmten Kindes 
fein müſſe 2925 32 
Bodenſee 
Der Betrieb einer Fähre im B., deren 
Wegſtrecke in allen Punkten dem deut⸗ 
ſchen Ufer näher liegt als dem ausländi⸗ 
ſchen, ift umſatzſteuerpflichtia 2282 6 
Börſentermingeſchäft 
vgl. unter Bank 
Brandentſchädigung 
Einkommenſteuerhinterziehung durch buch⸗ 
mäßige Verſchleierung des Eingangs 
einer B.ſumme 234114 
Brandſchau 
8 537 I Nr. 4 RVO. Die von den Polizei- 
behörden mit der B. beauftragten Perſo⸗ 
nen ſind nicht gegen Unfälle nach den 
Vorſchriften der RVO. verſichert. Die 
mit der B. verbundene Tätigkeit gehört 
nicht zum Betriebe der Feuerwehr i. S. 
des $ 537 I Nr. Aa RVO. Verſicherung 
nach $ 546 käme nur in Frage für Per⸗ 
ſonen, die hauptſächlich in einem der Un⸗ 
fallverſicherung unterliegenden Betriebe 
bei eben derſelben Perſon oder Stelle be⸗ 
ſchäftigt find, die fie mit der B. beauf⸗ 
tragt. Aus ſonſtigen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften läßt ſich Verſicherungsſchutz für 
die mit der B. betrauten Perſonen nicht 
herleiten 28111 
Branntweinmonopol 
88 4, 119 f., 125 f., 144 Branntw Mon. 
Bei dem in $ 120 Ziff. 1 aufgeſtellten 
Tatbeſtand erſtreckt ſich die Vermutung 
nicht auf die Täterſchaft, ſondern nur auf 
den Vorſatz der Hinterziehung. Iſt Täter⸗ 
ſchaft oder Teilnahme nicht nachweisbar, 
ſo iſt gegebenenfalls auf Ordnungsſtrafe 
zu erkennen. Soweit die ſtrafrechtliche 
Verantwortlichkeit vom Betriebsinhaber 
nicht auf den Betriebsleiter übertragen 
werden kann, kann die Rechtspflicht des 
Inhabers zur Verhinderung ſtrafbarer 
Handlungen auch aus § 44 Branntw⸗ 
Mon. entnommen werden. Die fahr- 
läſſige Hinterziehung von Monopolein⸗ 
nahmen iſt nicht mit Strafe bedroht 
2776 15 
Die Zuſchlagsſteuerpflicht nach § 159 h 
BranntwMonch. ift [Hon dann gegeben, 
wenn nur eine der beiden in Abſ. 1 ge- 
nannten Vorausſetzungen vorliegt. Unter 
Branntwein i. S. des § 45 Branntw⸗ 
Mon. ift auch Trinkbranntwein zu ber- 
ſtehen. Wird die Herſtellung von Brannt⸗ 
wein nach § 127 a VerwO. vor Ablauf 
der 14tägigen Friſt für die Abgabe der 
Betriebseröffnungsanzeige aufgenom⸗ 
men, ſo liegt nicht verbotene Herſtellung 
von Branntwein, ſondern verſpätete Ab⸗ 
gabe der Betriebseröffnungsanzeige vor 
2365 4 
In der Unterlaſſung einer beſtimmten ge- 
werblichen Tätigkeit gegen Abfindung iſt 
gewerbliche Leiſtung i. S. von § 1 Nr. 1 
UmſStG. auch dann zu erblicken, wenn 
die Unterlaſſung auf eine geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift zurückzuführen iſt (Aufgabe der 
Spiritusreinigung durch Branntwein⸗ 
reinigungsanſtalt auf Grund des 
Branntw Mons. v. 26. Juli 1918) 2807 ® 
Brockhaus 
Der Große B. 18. Band: Spy — Tot. 
Schrifttum 2904 
Bruchteilsgemeinſchaft 
SS 741 ff. BGB. Der Gläubiger einer in 
B. ſtehenden Hypothek kann nicht für ſei⸗ 
nen Anteil, ſondern nur gemeinſam mit 
den übrigen Bruchteilsberechtigten einer 


anderen Poſt den Vorrang einräumen 
2485 1 


Brückenunterhaltung 


vgl. unter Straße 


Buchauszug (8 91 HGB.) 


Bei Klage auf Rechnungslegung iſt für die 
Bemeſſung des Streitwerts maßgebend 
das Intereſſe, das der Kl. daran hat, daß 
ihm durch die Rechnungslegung die Be⸗ 
gründung ſeines Anſpruchs auf Zahlung 
erleichtert wird. Für den Streitwert in 
der RevInſt. ift, wenn der Bekl. zur 
Rechnungslegung verurteilt worden iſt, 
das Intereſſe maßgebend, das der Bekl. 
an der Nichtlegung der Rechnung hat. 
Für den Streit wegen Erteilung eines 
B. gilt dasſelbe 27714 


Bücherei 


Offentliche Bibliotheken und Leſeſäle find 
keine Betriebe der Schauſtellung i. S. 
des § 537 I Nr. 4d RVO. Auch eine ger 
legentliche Ausſtellung wertvoller Be⸗ 
ſtände einer B. ſtellt zwar Schauſtellung, 
aber nicht ohne weiteres einen Betrieb 
i. S. des § 587 I Nr. 4d RVO. dar und 
iſt deshalb im Regelfall auch unverſichert 
28112 


Buchführung 


dal. auch unter Bilanz 

8 312 HB. Möglich ift zwar, daß auch der 
bloße Beſtand einer unrechtmäßigen 
Buchung oder auch Nichtbuchung eine 
Vermögensſchädigung oder ⸗gefährdung 
bedeutet. Das kann z. B. der Fall ſein, 
wenn aus irgendeinem Grunde die Ge⸗ 
fahr beſteht, daß die Unrichtigkeit der Bu⸗ 
chung oder das Unterlaſſen der Buchung 
wicht alsbald entdeckt und die Grundlage 
diefer Tatſache ſpäter möglicherweiſe 
nicht mehr nachprüfbar iſt oder wenn zu 
beſorgen iſt, daß auf Grund der unrecht⸗ 
mäßigen Buchung Auszahlungen erfol⸗ 
gen 2151 °° 

Einkommenſteuerhinterziehung durch buch⸗ 
mäßige Verſchleierung des Eingangs 
einer Brandentſchädigungsſumme 2341 4 

87 II UmjSt®. Die Befreiung des Zwi⸗ 
ſchenhandels von der Umſatzſteuer iſt 
beim Mangel des vorgeſchriebenen Buch⸗ 
nachweiſes der ſachlichen Vorausſetzun⸗ 
gen zu verſagen, ſelbſt wenn deren tat⸗ 
ſachliches Vorliegen nicht zu bezweifeln 
iſt. Eine den Beſonderheiten des Betrie⸗ 
bes angepaßte Anderung der Richtlinien 
für den Buchnachweis muß der Pflichtige 
vor Vornahme der Umſätze, für die er 
Steuerfreiheit begehrt, beim Fin A. er- 
wirken 3085 12 

Die Steuerbegünſtigung nach 8 39 Durchf⸗ 
Beſt. z. UmjSt®. 1926 hat die Innehal⸗ 
tung von B.vorſchriften nicht zur Bor- 
ausſetzung 3085 1 


Buchhandel 


Die Rechtslage bei Zuſendung unbeſtellter 
Bücher. Schrifttum 2966 


Buchmacher 


Ablegewetten eines B. bei anderem B. ſind 
nicht umſatzſteuerfrei 2184 


Buchprüfung 


vgl. unter RADD. 


BNS DS. 


vgl. auch Aufrufe, Anordnungen, Tagun⸗ 
gen, geſchäftliche Mitteilungen uſw. in 
Abt. I Inhaltsüberſicht unter E. 

ss 3, 13 UnlWG. Das durch Zeitungsan⸗ 
zeige erfolgende Angebot eines Rechtsbei⸗ 
ſtands zur Bearbeitung „aller Zivil⸗ 
und Strafrechtsſachen, insbeſ. Eheſchei⸗ 
dungen“, erfüllt den Tatbeſtand des un⸗ 
lauteren Wettbewerbs. Die örtlichen 
Fachgruppen „Rechtsanwälte“ des BN⸗ 
SDF. eV. find antragsberechtigt i. S. 
des § 13 I Unl WG. 2799 5 


Deutſches Recht. Zentralorgan des BNS- 
DI. 4. Jahrgang Nr. 16. Schriftt. 2325 

Die nationale Wirtſchaft. Organ der Fach⸗ 
gruppe Wirtſchaftsrechtler des BRS D. 
Jahrgang 1934 Heft 8. Schrifttum 2325 

Deutſche Richterzeitung. Zeitſchrift der 
Reichsfachſchaft Richter und StA. des 
BNS. D. Jahrgang 26 Heft 10. Schrift⸗ 
tum 2840 

9 6 des BNSDF. Schrifttum 


Der Taſchenkalender des BN SD. für 
1935. Schrifttum 2961 


Bürgerliches Geſetzbuch 

Staudingers Kommentar zum BGB. und 
dem Einf®. Schrifttum 2228 

Lehrbuch des Beſonderen Schuldrechts. 
Schrifttum 2228 


Bürgſchaft 

SS 765 ff. BGB. Bei der Ausfallsbürgſchaft 
bedarf es der Einrede der Vorausklage 
nicht, aber der Gläubiger hat den Aus⸗ 
fall darzulegen, wenn er den Ausfallbür⸗ 
gen in Anſpruch nehmen will. Wenn der 
Ausfallbürge auch ſeine Haftung für 
einen durch Nachläſſigkeit des Gläubigers 
verſchuldeten Ausfall ablehnen kann, ſo 
hat er in der Regel doch keinen im Klage⸗ 
weg verfolgbaren Anſpruch darauf, daß 
der Gläubiger gegen den Hauptſchuldner 
vorgehe und, wenn er das unterläßt, 
ihm, dem Ausfallbürgen, Schadenserſatz 
leiſte 3056 4 

$ 767 BGB. Der Kreditbürge kann die Er- 
füllung nicht verſchieben, bis ihm der 
Gläubiger über allgemeine Beanſtandun⸗ 
gen in der Berechnung der Hauptſchuld 
Auskunft erteilt 2176 1? 

$ 256 BGB. Oſthilfeentſchuldung. Durch 
Hingabe der Entſchuldungspfandbriefe 
ſeitens der Oſthilfeentſchuldungsſtelle an 
den Gläubiger einer Grundſchuld wird 
der perſönlich haftende Schuldner eines 
Kredits, zu deſſen Sicherung die Grund⸗ 
ſchuld beſtellt iſt, nicht von der perſön⸗ 
lichen Schuld befreit. Die Entſchuldungs⸗ 
pfandbriefe dienen vielmehr als Siche⸗ 
rung an Stelle der Grundſchuld. Umfang 
des B.pertragsintereſſes an „alsbaldiger 
Feſtſtellung“ 23521 

Die Beſtimmungen der Danziger VO. v. 
22. Sept. 1933 und 21. Dez. 1933 zur Ne- 
gelung der landwirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe gelten nicht für B., die von einem 
Danziger für einen im deutſchen Ent⸗ 
ſchuldungsverfahren befindlichen Schuld⸗ 
ner übernommen iſt 24761 

$ 1811 BGB. Die Anlage von Mündelgeld 
bei Raiffeiſengenoſſenſchaft läuft in der 
Regel den Grundſätzen einer wirtſchaft⸗ 
lichen Vermögensverwaltung nicht zu⸗ 
wider, wenn ſie höhere Verzinſung als 
die in Betracht kommende mündelſichere 
Anlage bietet und durch eine, wenn auch 
kündbare, ſelbſtſchuldneriſche B. der deut⸗ 
ſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe geſichert 
ift 2343 1 

§ 181 KO. Übernimmt Dritter bei Zwangs⸗ 
vergleich für die pünktliche Zahlung der 
Vergleichsraten die B. in beſtimmter 
Höhe, ſo gewährt dieſe allen beteiligten 
Konkursgläubigern gleiche Rechte. Dieſe 
müſſen alle anteilmäßig und gleichmäßig 
befriedigt werden 25752 

Hat OHG. gegenüber einem Hypotheken⸗ 
gläubiger die B. oder Ausbietungs⸗ 
garantie übernommen, ſo kann auch jeder 
Geſellſchafter als Meiſtbieter oder Er⸗ 
ſteher auf die Vergünſtigungen des § 14 
GrErwStG. Anſpruch machen 2509 ° 

Wer ſich für eine lediglich perſönliche 
Schuld des Grundſtückseigentümers ver⸗ 


Sachregiſter 


bürgt hat, kann auf die Steuervergünſti⸗ 
gung des § 14 II GrErwStG. auch dann 
keinen Anſpruch machen, wenn er ſich 
ſchon bei Übernahme der B. für die nach 
8 774 BGB. auf ihn übergehende For⸗ 
derung von dem Grundſtückseigentümer 
eine Eigentümergrundſchuld hat ver⸗ 
pfänden laffen 3083 ® 


Bürovorſteher 


Die Nichtabführung von Lohnſteuer oder 
Ortskrankenkaſſenbeiträgen iſt nicht nach 
88 1492, 1494 RVO. ſtrafbar, dagegen 
u. U. nach § 396 RAbgdO. Auch ein B. 
kann Di danach ſtrafbar machen 2692 ° 


„Chronolog“ 


88 1, 4 Ziff. 1 WG. Das Wort „Ch.“ für 
Zeitmeſſer iſt nicht eintragbar. Zur 
Schutzfähigkeit dem Griechiſchen entſtam⸗ 
mender Fremdworte 3320 1 


Clausula rebus sic stantibus 


Der Vorbehalt gleichbleibender Verhältniſſe 
beherrſcht, abgefehen von der Inflations⸗ 
zeit, nicht jeden Unterhaltsvertrag, ſon⸗ 
dern es iſt Auslegungsfrage, ob dieſer 
Vorbehalt im Einzelfalle dem Vertrag 
innewohnt 3195 

Unterhaltsverträge geſchiedener Ehegatten 
und C. r. s. st. Unterhaltsverträgen 
wohnt die c. regelmäßig ſtillſchweigend 
inne. Daraus folgt aber nicht, daß bei 
jeder Veränderung der Verhältniſſe an⸗ 
derweitige Feſtſetzung der vereinbarten 
Rente verlangt werden kann. Es muß ſich 
um weſentliche Veränderungen handeln, 
die die Geſchäftsgrundlage zu erſchüttern 
und den Endzweck beider Parteien zu ver⸗ 
eiteln geeignet iſt, ſo, wenn die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Unterhaltspflichtigen ſich in 
einem Maße vermindert hat, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 1579 BGB. erfüllt find. 
Im übrigen kann, insbeſ. was die Vor⸗ 
ausſetzungen der Unterhaltsbedürftigkeit 
des Berechtigten anlangt, für die Frage 
der Abänderbarkeit vertragsmäßig feſt⸗ 
geſetzter Unterhaltsrenten allein der In⸗ 
halt des Unterhaltsvertrags maßgebend 
fein 2609 1 


Culpa in contrahendo 


Bei Beurkundung eines Kaufvertrags kann 
ſich die eine Vertragspartei darauf ver⸗ 
laſſen, daß die Vertretungsmacht ſeines 
Vertragspartners von dem rechtskundi⸗ 
gen Notar geprüft und in Ordnung be⸗ 
funden ſei. Verſchulden beim Vertrags⸗ 
ſchluß 23941 

Die Vorſchriften der SS 459 ff. BGB. 
ſchließen die Haftung aus c. i. c. wegen 
fahrläſſig falſcher Angaben über die ver⸗ 
kaufte Sache aus, wenn die diesbezüg⸗ 
lichen Angaben gerade Eigenſchaften der 
verkauften Sache betreffen. Denn weil 
das Geſetz eine Haftung nach § 463 BGB. 
nur eintreten läßt, wenn ſolche Eigen⸗ 
ſchaften zugeſichert oder argliſtig ver⸗ 
ſchwiegen ſind, kann die ſonſt anerkannte 
Haftung für fahrläſſig unrichtige An⸗ 
gaben über Umſtände, die für die Er⸗ 
reichung des Vertragszwecks von Wert 
find, nicht Platz greifen 2906 ° 


Dampfkeſſelüberwachungsverein 


Kein Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe 
bei dem preuß. D. 2283? 


Dänemark 


Nur das auf Grund des § 1575 BGB. er⸗ 
laſſene Urteil eines deutſchen Gerichts, 
nicht auch das eines ausländiſchen Ge⸗ 
richts kann Grundlage einer Klage aus 
§ 1576 BGB. bilden. Däniſches Schei⸗ 
dungsrecht 2349 7 

Die Rechtsfolgen der Eingliederung Nord⸗ 
ſchleswigs in den däniſchen Staatsver⸗ 
band. Schrifttum 2535 


429 


ei 


Danzi 


4 
Die Rechtsſtellung des Danziger RA. im 
Reich. Iſt i. S. der Formvorſchriften der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ($ 29 FGG.) 
und des Strafverfahrens ($S 172, 345, 
390 StPO.) die Unterſchrift eines Dan- 
ziger RA. als Unterſchrift eines deutſchen 
RA. anzuerkennen? RGUrt. 2334 5 Muf- 
ſatz 2303 
PE Entſchuldung in D. 
25 
Die Beſtimmungen der Danziger VO. v. 
22. Sept. 1933 und 21. Dez. 1933 zur 
Regelung der landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe gelten nicht für Bürgſchaft, die 
von einem Danziger für einen im deut⸗ 
ſchen Entſchuldungsverfahren befind⸗ 
lichen Schuldner übernommen ift 24761 


Darlehn 


Wenn D.geber das D. in engliſchen Pfun⸗ 
den gegeben hat, weil er der Reichsmark 
nicht traute, wohl aber dem engliſchen 
Pfund, aber Bindung hinſichtlich des 
Kurſes des Pfundes nicht erfolgt iſt, 
kann er nach dem Fallen des Pfundes 
nicht Rückzahlung in Höhe des Wertes 
z. Z. der D.hingabe verlangen, Keine 
Aufwertung des engliſchen Pfundes. 
Beim D. kann, abgeſehen von Vertrags⸗ 
auslegung, nur Aufwertung, nicht Aus⸗ 
gleichung in Betracht kommen 2330 * 

§ 138 BGB. Ein mit Divertrag verbunde⸗ 
ner Bierlieferungsvertrag wird nicht 
zum unſittlichen Knebelungsvertrag 
durch Feſtlegung des ausſchließlichen 
Bierbezugs für zehn Jahre bei Vermei⸗ 
dung einer Vertragsſtrafe von 10 AM 
je hl, durch Vereinbarung der Nachfolge⸗ 
klauſel und der einſeitigen Preisfeſt⸗ 
ſetzung 3012 18 

8 894 BGB. Der nur formale, auf Grund 
eines Treuhandverhältniſſes als Eigen⸗ 
tümer eines Grundftüi.s Eingetragene 
kann nicht die Löſchung einer Hypothek 
verlangen, die der Treugeber auf Grund 
einer Generalvollmacht des Treuhänders 
für ein nicht gegebenes D. einem Drit⸗ 
ten beſtellt hat, da er als dinglicher 
Schuldner mangels eines eigenen ſach⸗ 
lichen Rechts am Grundſtück an deſſen 
Haftung kein Intereſſe hat, als perſön⸗ 
licher Schuldner aber eine Gefährdung 
durch den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs auch nicht nach § 1138 
BGB. zu beſorgen braucht 3054 3 

Die D. aus Mitteln der wertſchaffenden 
Arbeitsloſenfürſorge im Entſchuldungs⸗ 
verfahren 3255 

8 37 RErbhofG. Für die nachträgliche ding⸗ 
liche Sicherung eines vor dem 1. Okt 1933 
ohne dingliche Sicherheit gewährten D. 
beſteht in der Regel kein wichtiger Grund, 
auch wenn die Sicherung von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde der Gläubigerin gefordert 
wird 2261 28 

§ 37 II RErbhof®. Ein wichtiger Grund 
zur Belaſtung eines Erbhofs kommt nur 
in Betracht, wenn die Erhaltung des 
Hofes eine Belaſtung dringend erforder- 
lich macht oder wenn ganz beſondere Um⸗ 
ſtände die Verſagung der Belaſtung für 
den Gläubiger oder einen ſonſt wirtſchaft⸗ 
lich Beteiligten als unerträgliche Härte 
erſcheinen laſſen. Das Verlangen nach 
Sicherung eines ſchon vor dem 1. Okt. 
1933 gegebenen D. rechtfertigt hiernach 
eine Belaſtung nicht, wenn das D. län⸗ 
gere Zeit ungeſichert war, auch wenn, die 
Sicherung bei Hingabe des D. in Aus⸗ 
ſicht genommen war 2983 ? 

§ 222 I Nr. 1 RAbgO. Wenn das Fin A. 
eine in der Vermögenserklärung eines 
Landwirts als Diforderung eines Kindes 


*30 


bezeichnete Schuld zum Abzug zuläßt, 
ſpäter aber durch Vorlegung eines 
Schuldſcheins erfährt, daß es ſich um 
Entſchädigung für die auf dem Hofe ge⸗ 
leiſtete langjährige Arbeit handelt, ſo iſt 
das eine neue Tatſache auch dann, wenn 
das Fin A. von dieſer Tatſache ſchon z. Z. 
der Veranlagung durch Einfordern des 
Schuldſcheins hatte Kenntnis erlangen 
können 2808 10 
Darlehnskaſſenverein 
vgl. unter Genoſſenſchaft 
Datum 
vgl. unter Zuſtellung 
Dawes⸗Anleihe 
Bei unbeſchränkt Steuerpflichtigen ſind die 
Zinſen aus der D. von der Einkommen⸗ 
ſteuer nicht befreit 3081! 
Defektenbeſchluß 
Auch wenn der Armenanwalt den Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß auf ſeinen Namen hat 
umſchreiben laſſen, kann ihm die koſten⸗ 
pflichtige Partei eine Zahlung an die 
arme Partei oder eine auch über den 
Rahmen des § 124 II ZPO. hinaus- 
gehende Aufrechnung, ſoweit ſie vor der 
Umſchreibung erfolgt iſt, entgegenhalten. 
Die Einrede einer ſolchen Aufrechnung, 
3. B. aus D., ift jedoch grundſätzlich nicht 
im Umſchreibungsverfahren, ſondern mit 
der Vollſtreckungsgegenklage geltend zu 
machen 3009 13 
Deflation 
vgl. unter Inflation 
Delirium 
vol. unter Alkoholismus 
Demokratie 
vgl. unter Staatsrecht 
Dentiſt 
Ein bei der Krankenkaſſe zugelaſſener D. 
kann ſich wegen ſeiner Forderungen aus 
Kaſſenhonorar an die Abrechnungsabtei⸗ 
lung des Reichsverbandes Deutſcher D. 
nicht auf die Schutzbeſtimmungen des 
Lohnpfändungsrechts berufen. Begriff⸗ 
liche Grenzziehung zwiſchen abhängigem 
und unabhängigem Dienſtvertrag 2501 ! 
2505 ? 
Dereliktion 
vgl. unter Verzicht 
Deſſertwein 
dal. unter Wein 
Deutſche Arbeitsfront 
pol. unter A. 
Deutſches Recht 
bgl. auch unter Akademie für D. R. 
D. R. Zentralorgan des BNS DJ. 4. Jahr⸗ 
gang Nr. 16. Schrifttum 2325 
Die Partei als Hort des d. R. 2513 
Die Methode des engliſchen Rechts und die 
deutſche Rechtsreform. Schrifttum 2840 
Deviſenbewirtſchaftung 
vgl. auch unter Volksverratsch. 
Deviſengeſetzgebung und Wertpapierver⸗ 
kehr 2098 
§ 18 Nr. 6 Zen 1931, SS 4, 40 DevVO. 
1932. Irrtum über die Deviſenanbie⸗ 
tungspflicht. Bedeutung der Freigrenze 
bei mehreren Teilhandlungen 841412 
Die Bedeutung der Freigrenze im Deviſen⸗ 
ſtrafrecht 2817 
Die Deviſenſtellen haben die Rechte eines 
Nebenklägers nach § 41a Dev VO. auch 
bei Zuwiderhandlungen gegen die Dev⸗ 
BO. v. 1. Aug. 1931, dagegen nicht bei 
Zuwiderhandlungen gegen den 1. Ab⸗ 
ſchnitt der VO. gegen Kapital⸗ und 
Steuerflucht v. 18. Juli 1931 2862 1 
$ 2 DevVO. 1932. Zur Überweiſung eines 
gepfändeten, auf auslandiſche Währung 
lautenden Wechſels iſt der Nachweis der 
Deviſengenehmigung erforderlich. Die 
Überweiſung eines Wechſels, deffen Ver- 


Sachregiſter 


pflichteter ein im Ausland wohnender 
Ausländer ift, iſt unzulaſſig 3077 $ 

88 2 Ziff. 6, 14, 23 ent 1932, $ 7 Pr- 
Staatshaft®. v. 1. Aug. 1909. Eine im 
Inland eingetragene Gmbh. verliert ihre 
Inländereigenſchaft auch nicht dadurch, 
daß ſich ſämtliche Geſchäftsanteile in der 
Hand eines ausländiſchen Geſellſchafters 
befinden und dieſer als alleiniger Ge⸗ 
ſchäftsführer die Verwaltung vom Aus⸗ 
land aus führt. Eine an den Geſchäfts⸗ 
führer als den Vertreter der Geſellſchaft 
zu leiſtende Zahlung iſt nur an dem im 
Inland verbliebenen Sitz der Geſellſchaft 
zu leiſten 2969 1 

Unter „Überbringen“ i. S. von § 12 Dev⸗ 
BO. 1932 iſt auch das Hinüberſchaffen 
über die Grenze zu eigenen Gunſten zu 
verſtehen. Auch Ausländer unterſtehen 
dieſem Verbot 2920 26 3059 ® 

§ 13 eut, 1932. Der Erlaß des ding- 
lichen Arreſts in das inländiſche Vermö⸗ 
gen eines deviſenrechtlichen Ausländers 
zugunſten eines anderen deviſenrechtlichen 
Ausländers iſt ohne Deviſengenehmigung 
unzuläſſig 2503 4 

§ 18 DevVO. Der Verzicht eines Auslän⸗ 
ders auf ſeine Hypothek und die Abtre⸗ 
tung einer Eigentümergrundſchuld des 
lusländiſchen Eigentümers an einen 
Ausländer bedürfen keiner Deviſengeneh⸗ 
migung 30172 

§ 14 I Dev O. v. 23. Mai 1932. Eine Zah⸗ 
lung iſt nicht ſchon dann ſolche „zugun⸗ 
ſten eines Ausländers“, wenn der Emp⸗ 
fänger durch Vertrag mit dieſem ver⸗ 
pflichtet iſt, Bruchteil davon an ihn ab⸗ 
zuführen 2329 1 

Së 14, 18 Dev VO. Treuhandſchaft oder 
mittelbare Stellvertretung im Wertpa⸗ 
pierverkehr. „Forderung zugunſten eines 
Ausländers“. „Aushändigen“ 3129 10 

Die Bedeutung des § 18 I Dev VO. 1932 im 
Deviſenſtrafrecht 3096 

$ 19 DevV O. 1932. Auf Grund einer Lö⸗ 
ſchungsbewilligung oder löſchungsfähigen 
Quittung eines ausländiſchen Gläubi⸗ 
gers kann Hypothek nur gelöſcht oder um⸗ 
geſchrieben werden, wenn die Genehmi⸗ 
gung der Diſtelle beigebracht wird. Dieſe 
Genehmigung kann nicht durch Beſchei⸗ 
nigung der Diſtelle, daß eine Genehmigung 
nicht erforderlich fei, erſetzt werden 3070 1 

§ 32 DevVO. 1932. Auskunftspflichtig ijt 
auch, wer ſich ſelbſt wegen eines nach den 
Deviſenvorſchriften verbotenen Geſchäfts 
ſtrafbar gemacht hat 2921 27 

§ 32 Dev O. 1932. Anwaltliche Schweige⸗ 
pflicht auch in Depiſenſachen 3261 

SS 33, 36 DevVO. 1932, Art. 1 8 1 II, 
§ 2 I Durchf VO. Die Nichtanmeldung 
von ausländiſchen Zahlungsmitteln und 
Auslandsguthaben und die Verfügung 
über Auslandsguthaben während der An⸗ 
bietungsfriſt ohne Genehmigung der De⸗ 
viſenbewirtſchaftungsſtelle können infolge 
der Verſchiedenheit ihres Weſens und 
ihrer Erſcheinungsform nicht in Tatein⸗ 
heit ſtehen. Bei dem Zuſammentreffen 
dieſer beiden Straftaten liegt auch keine 
Geſetzeseinheit vor. Der Irrtum über 
das Vorliegen der Anbietungspflicht nach 
der DurchfVO. zur DevVO. ift unbeacht⸗ 
licher Strafrechtsirrtum. DevVO. und 
DurchfVoO. find einheitliches Geſetzes⸗ 
werk, die Grundfäge über den Irrtum 
bei Blankettgeſetzen daher nicht anwend⸗ 
bar 3059 10 3286 27 


ss 36 Ziff. 3, 7 DevVO. v. 23. Mai 1932. 


Verbrauch der Strafklage. Unerlaubte 
Aushändigung inländiſcher Zahlungs⸗ 
mittel an Ausländer und darauffolgende 
Erſchleichung der Genehmigung einer 


Deviſenſtelle. Verhältnis beider Vergehen 
zueinander 2339 11 

$ 36 Dev O. v. 23. Mai 1932. Strafloſig⸗ 
keit kann regelmäßig nicht dadurch er⸗ 
reicht werden, daß durch Vorſchieben von 
Perſonen oder Geſchäftsformen die Be⸗ 
ſchränkungen oder Bedingungen umgan⸗ 
gen werden, unter denen die Deviſenſtelle 
eine Genehmigung erteilt hat; denn die 
Genehmigung kann immer nur das von 
den Beteiligten zur Genehmigung redlich 
angemeldete Geſchäft decken; das durch 
Vorſchiebung verdeckte Geſchäft bleibt da⸗ 
her ohne Genehmigung 2339 12 

S 36 4a DevVO. Der Strafrechtsirrtum im 
Deviſenſtrafrecht nach dem StAnpaſſch. 
3037 3094 

§ 2 Straffreih®. 1934 findet keine Anwen⸗ 
dung auf Ordnungsſtrafen des RWicger. 
nach § 39 DevVO. 1932 3087 1 

Steuer⸗, Deviſen⸗ und Volksverratsam⸗ 
neſtie 1934 für den Auslandsbeſitz 3092 

8 91 ZPO. Die Gebühr, die der RA. für 
feine Tätigkeit bei der D.ſtelle zwecks Er- 
langung der Genehmigung für genehmi⸗ 
gungspflichtige Leiſtung berechnet, gehört 
nicht zu den erſtattungspflichtigen Pro⸗ 
zeßkoſten 3295 

Die Deviſenvorſchriften in der Advokatur⸗ 
praxis (Jugoflaw. Schrifttum) 2966 


Diebeswerkzeug 


8 245 a StGB. Zum Begriff des D. 2919 3 


Diebſtahl 


vgl. auch unter Rückfall 

§ 243 Ziff. 2 StGB., § 960 BGB. Für die 
Frage, ob das Wild in einer eingezäum⸗ 
ten Geländefläche der natürlichen Frei⸗ 
heit beraubt iſt, kommt es nicht auf die 
Größe der 1 ſondern nur auf die 
Art der Umſchließung an. Die Schadhaf⸗ 
tigkeit des umſchließenden Zaunes ver⸗ 
mag die eingeſchloſſenen Tiere noch nicht 
herrenlos zu machen 3204 1? 

88 243 Nr. 5, 250 Nr. 1 StB. Zum 
äußeren und inneren Tatbeſtand des 
„Mitſichführens von Waffen“ 2237 5 


Dienſtbarkeit 


§§ 1091, 1092 BGB. Vertragsauslegung. 
Kein Recht reicht weiter, als Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrs⸗ 
ſitte es geſtatten; unzuläſſige Rechtsaus⸗ 
übung 3300 ® 

Die Eintragung der Umwandlung eines 
Auszuges (Wohnungsrechts) in einen 
Geldrentenanſpruch iſt nicht inhaltlich 
unzuläſſig, obwohl dadurch aus einer be⸗ 
ſchränkten perſönlichen D. eine Reallaſt 
wird 2997 2 

8 37 RErbhof®. Die dingliche Sicherung 
des Leibgedings bedarf hinſichtlich des 
Wohnungsrechts (beſchränkte perſönliche 
D.) keiner Genehmigung; hinſichtlich der 
Altenteilsreichniſſe (Reallaſt) iſt ſie un⸗ 
bedenklich 3292 3 


Dienſtregiſter 


der Gerichtsvollzieher vgl. unter G. 


Dienſtſtrafrecht 


Die Anderung des D. der Beamten (durch 
PrGeſ. v. 18. Aug. 1934) 2518 

Auch für die nach § 4 BWH. entlaſſenen 
Beamten ift § 12 II PrBDStrO. an- 
wendbar. Der auf Grund des § 4 BW- 
HG. entlaſſene Beamte iſt von der Zu⸗ 
ſtellung der Entlaſſungsverfügung an 
nicht mehr Beamter, darf alſo keine be⸗ 
amtenrechtlichen Funktionen mehr aus⸗ 
üben, ſelbſt wenn der Entlaſſene noch 
drei Monate nach Zuſtellung der Ent⸗ 
laſſungsverfügung volles Gehalt be⸗ 
zogen hat. Der auf Grund des § 4 BW- 
HG. Entlaſſene, der nicht die der Dienſt⸗ 
entlaſſung als Strafe entſprechende Ab⸗ 
erkennung des Ruhegehalts verwirkt hat, 


ift der Verfolgung im Dienſtſtrafverfah⸗ 
ren mindeſtens drei Monate früher ent⸗ 
zogen als der Beamte, der auf Grund des 
$ 6 BWH. in den Ruheſtand verſetzt 
wurde 2813 1 

$ 13 I PrBDStrO. Gemeindebeamter, 
der die Frage 5a in dem Fragebogen 
zur DurchfVO. des BWHS. bewußt 
falſch beantwortet und trotzdem erklärt, 
die Angabe nach beſtem Wiſſen gemacht 
zu haben, hat die Dienſtentlaſſung ver⸗ 
wirkt 2586 3 

SS 60 ff. PrBDStrO. Zu den der Wie- 
deraufnahme fähigen Entſcheidungen ge⸗ 
hören nicht nur die auf Freiſprechung 
oder Dienſtſtrafe, ſondern auch die auf 
Einſtellung des Verfahrens lautenden 
Urteile, wenn die Einſtellung auf einem 
den materiellen Strafanſpruch des 
Staates hinfällig machenden Grunde be⸗ 
ruht. Jeder für die Staatsanwaltſchaft 
ſtatthafte Wiederaufnahmeantrag kann 
auch von den Beamen, gegen den ſich das 
frühere Verfahren richtete, geſtellt wer⸗ 
den 23671 

$ 60 ff. PrBDStrO. Ein rechtskräftig ent- 
ſchiedenes Verfahren zur Feſtſtellung der 
dauernden Dienſtunfähigkeit eines Ge⸗ 
meindebeamten kann nicht wiederaufge⸗ 
nommen werden 25122 

Zur Frage der entgeltlichen Nebenbeſchäf⸗ 

tigung von Gemeindebeamten 3168 5 

Dienſtvertrag 

bal. auch unter Gehaltsherabſetzung 

SG 611 ff., 631 ff. BGB. Der Architekten⸗ 
(Ingenieur⸗) Vertrag unterliegt den Bor- 
ſchriften des D. jedenfalls dann, wenn 
von Anfang an vereinbart wird, daß dem 
entwerfenden Architekten im Falle der 
Ausführung auch die Bauleitung zuſtehen 
ſolle, mag auch der Vertrag ſich als Werk⸗ 
vertrag bezeichnen und auf die Beſtim⸗ 
mungen des Werkvertrags verweiſen. Die 
Aufrechnung von Schadenserſatzanſprü⸗ 
chen wegen mangelhafter Ausführung 
der Arbeit kann im Vertrag wirkſam 
ausgeſchloſſen werden 2762 ? 

88 611f., 1617 BGB. Vorausſetzungen für 
die Annahme eines vertraglichen Arbeits⸗ 
verhältniſſes bei Hausſohn, der im land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb ſeines Vaters 
Dienſte leiſtet 2650 1 

88 612, 826 BGB. Es beſteht keine Ver⸗ 
mutung dafür, daß der im Betrieb ſeiner 
Frau tätige Ehemann Arbeitnehmer ſei 
und einen Lohnanſpruch gegen ſeine Frau 
habe. Grundſätzlich hält die Rechtſpre⸗ 
chung daran feſt, daß ein Schuldner nicht 
verpflichtet iſt, ſeine Arbeitskraft in den 
Dienſt ſeiner Gläubiger zu ſtellen. Offen 
bleibt die Frage, ob Gläubiger von geſetz⸗ 
lichen Unterhaltsanſprüchen eine beſon⸗ 
dere Behandlung unter dem Geſichts⸗ 
punkt des § 826 BGB. verdienen und ob 
die heute ſtärker betonte Rückſicht auf den 
gemeinen Nutzen eine gewiſſe Lockerung 
dieſer Rechtſprechung erfordert 2726 1 

§ 612 BGB. Erlöſchen von Lohnanſprüchen 
infolge von Nichtgeltendmachung (Verwir⸗ 
kung). Ausgleich bei mitwirkendem Ver⸗ 
ſchulden beider Vertragsteile 26511 

§ 617 BGB.; § 63 HGB. Wird vertrags⸗ 
gemäß Wohnung und Koſt als Teil der 
Dienſtvergütung gewährt, ſo iſt der Be⸗ 
ſchäftigte im Zweifel nicht berechtigt, ſich 
Koſt und Wohnung anderweit zu be⸗ 
ſchaffen und ſtatt deſſen Entſchädigung in 
Geld zu fordern. Anwendung dieſes 
SCH auf den Fall der Erkrankung 


§ 618 BGB. Für Unfallrente, die auf D. 
geſtützt wird, gilt als Streitwert der 
fünffache Jahresbetrag 2177 18 


Sachregiſter 


SS 618, 839, 847 BGB. Verletzung nicht 
nur der den dienſtlichen Vorgeſetzten des 
Beamten obliegenden Fürſorgepflicht, 
ſondern auch einer dem Beamten gegen⸗ 
über obliegenden Amtspflicht liegt vor, 
wenn die Dienſträume und der Dienſt⸗ 
betrieb nicht ſo eingerichtet und geregelt 
ſind, daß der Dienſtverpflichtete gegen 
Gefahren für Leben und Geſundheit nach 
Möglichkeit geſchützt iſt. Ausſchaltung des 
§ 847 I BGB. bei ſolchem Sachverhalt 
erſcheint rechtlich verfehlt 3268 4 

Zuläſſigkeit der Reviſion: Für den Gehalts- 
anſpruch von Kommunalbeamten gilt 
nicht $ 547 ZPO., ſondern § 546. § 546 
ZPO. ift auch maßgebend für Schadens⸗ 
erſatzanſprüche wegen Verletzung der dem 
Kommunalverband obliegenden Für⸗ 
ſorgepflicht, ſoweit nicht gleichzeitig darin 
die Behauptung einer Amtspflichtver⸗ 
letzung liegt, bei der die Reviſion ohne 
Rückſicht auf den Streitwert zuläſſig iſt. 
Der Umfang der beamtenrechtlichen Für⸗ 
ſorgepflicht geht über § 618 BGB. hin⸗ 
aus und beſtimmt ſich nach der Eigenart 
des zwiſchen Staat (Gemeinde) und Be⸗ 
amten beſtehenden Verhältniſſes 3278 15 

88 621 ff. BGB. Eine mit zu kurzer Friſt 
ausgeſprochene Kündigung wirkt für den 
nächſten zuläſſigen Termin, wenn nicht 
die Umſtände einen abweichenden Willen 
des Kündigenden ergeben 2358 1 

§ 626 BGB. Behördliche, vom Inhaber 
nicht verſchuldete Schließung eines Ge⸗ 
werbebetriebs kann wichtigen Grund zu 
friſtloſer Entlaſſung des Perſonals bil⸗ 
den, auch wenn das Riſiko der Geſchäfts⸗ 
ſchließung allein den Inhaber trifft. Für 
die Zumutbarkeit der Vertragsfortſetzung 
iſt weſentlich, ob und in welcher Friſt der 
D. ſich unter normalen Verhältniſſen 
löſen ließ 2507 3 

8 626 BGB. Friſtloſe Entlaſſung aus wich⸗ 
tigem Grunde ſetzt nicht notwendig 
ſchuldhaftes Verhalten voraus 2804 2 

§ 626 BGB. Wirtſchaftlicher Zuſammen⸗ 
bruch des Unternehmers als wichtiger 
Grund zu friſtloſer Entlaſſung der Ange⸗ 
ſtellten, insbeſ. bei Entſchuldung und 
Zwangsverwaltung 3229 1 

§ 13 SchwBeſchG.; § 626 BGB. Faſſung 
des Klageantrags bei ungerechtfertigter 
friſtloſer Entlaſſung. Das Rev. kann 
nur nachprüfen, ob beſtimmter Vorgang 
in jedem Fall wichtigen Grund zur friſt⸗ 
loſen Kündigung bilden muß oder ihn in 
keinem Fall bilden kann. Bedeutung der 
heute wieder zur Geltung gelangten 
ſtrengeren Pflichtauffaſſung im öffent- 
lichen Dienſt für die Beurteilung älterer 
Verfehlungen 2276 1 

Entlaſſung auf Grund von § 2a BW- 
HG. oder Ziff. 4a der 2. DurchfVO. 
zum BWG. gilt nicht notwendig zu- 
gleich auf Grund des D. Wird alſo die 
Entlaſſung zurückgenommen, ſo bleibt ſie 
nur dann als vertragsmäßige Kündi⸗ 
gung zum nächſten zuläſſigen Termin 
wirkſam, wenn dahingehender Wille im 
Einzelfall aus dem Inhalt und den be- 
ſonderen Umſtänden der Entlaſſungs⸗ 
erklärung erkennbar ift 3156 ? 

Begriffliche Grenzziehung zwiſchen ab⸗ 
hängigem und unabhängigem D. i. S. 
des LohnbeſchlGG. 25011 2505 2? 

Së 16, 36 EintSt®. Sind in nicht kauf⸗ 
männiſch geführten kleineren gewerb⸗ 
lichen Betrieben Kinder des Steuerpflich⸗ 
tigen tätig, ſo iſt für die ſteuerliche An⸗ 
erkennung eines D. u. a. Vorausſetzung, 
daß regelmäßig eine feſte Vergütung ge⸗ 
zahlt wird und außerdem von den Betei⸗ 
ligten die Folgerungen aus dem Beſtehen 


1 


des Arbeitsverhältniſſes gezogen werden 
3157 1 
Diphtherie 
§ 1 II Ziff. 1 Geſetz zur Verhütung erb⸗ 
kranken Nachwuchſes. Schwachſinn als 
angebliche Folge von D. 26301 
Diſſertationen 
Zur Frage, ob mit der Schreibmaſchine ge⸗ 
ſchriebene D. öffentliche Druckſchriften 
i. S. von § 2 PatG. find 31641 
Dollar 
§ 323 ZPO. Die Unabänderlichkeit eines 
Vertrags auf Unterhaltsrente kann ver⸗ 
einbart werden. — Deklauſel lediglich Si⸗ 
cherung 3198 1 
Doppelbeſteuerungsvertrag, deutſch⸗italien. 
vgl. unter J. 
Druckſchrift 
vgl. auch unter Preſſe, Diſſertation 
Zum Streit über die Rechtsverordnungs⸗ 
natur der SächſVO. v. 8. März 1934 über 
das Verbot kommuniſtiſcher Verſamm⸗ 
lungen und D. 2524 
Dry Shaver 
dgl. unter Raſierapparat 
Duden 
Der Große D. Rechtſchreibung der deutſchen 
Sprache und der Fremdwörter. Schrift⸗ 
tum 2839 
Duldung der Zwangsvollſtreckung 
Wird aus Vermögensübernahme geklagt 
auf D. d. Z., ſo kann das Gericht auch 
m Zahlung erkennen ($ 308 ZRO.) 
1 


ss 739, 750 BPO. Ein urſprünglich fehler- 
hafter Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluß kann durch nachträgliche Beſeiti⸗ 
gung des Mangels geheilt werden 2641 ! 

8 739 ZPO. Die Zuſtimmung des Ehe- 
manns zur Prozeßführung der Frau ge⸗ 
nügt nicht, um bei der Z. gegen die Frau 
hinſichtlich des eingebrachten Gutes den 
D.titel entbehrlich zu machen. Stimmt 
aber der Ehemann der Z. zu, ſo bedarf 
es eines Dititels nicht 2645 ° 

Wenn die Ehefrau im Vorprozeß auf Zah⸗ 
lung einer Summe, in ſpäterem Rechts⸗ 
ſtreit der Ehemann auf D. d. Z. wegen 
der Urteilsſumme und der Koſten des Vor⸗ 
prozeſſes und zur Zahlung dieſer Koſten 
als Geſamtſchuldner neben ſeiner Ehefrau) 
verurteilt wird, ſo ſind für die Streit⸗ 
wertberechnung der Klage auf D. und 
Zahlung die Koſten des Vorprozeſſes nur 
einmal zugrunde zu legen, da der D.an⸗ 
ſpruch wegen der Koſten keinen ſelbſtän⸗ 
digen Streitwert gegenüber dem Bah- 
lungsanſpruch hat 2494 ® 

Der Streitwert des in beſonderer Klage 
geltend gemachten Anſpruchs auf D. d. Z. 
richtet ſich grundſätzlich nach dem vollen 
Werte der Forderung, derentwegen voll⸗ 
ſtreckt werden fof 3005 ? 

Eheanfechtung 

vgl. auch unter Ehenichtigkeit 

Schizophrenie iſt eine perſönliche Eigen⸗ 
ſchaft i. S. des § 1333 BOB. 2844 3 

§ 1333 BGB. Daraus, daß ſich der Ehe⸗ 
mann bei Eingehung der Ehe über die 
mangelnde Jungfräulichkeit und den Ver⸗ 
kehr der Frau mit mehreren Liebhabern 
hinweggeſetzt hat, folgt noch nicht, daß er 
auch eine geſchlechtliche Beſcholtenheit und 
liederlichen Lebenswandel der Frau in 
Kauf genommen hätte 3269 : 

Die Anfechtung der Raſſenmiſchehe nach 
geltendem Recht 2593 

Ehegatte, der die jüdiſche Abſtammung des 
anderen bei Abſchluß der Ehe gekannt 
hat, kann regelmäßig die Ehe nicht des⸗ 
halb anfechten, weil er die Bedeutung der 
Raſſenverſchiedenheit nicht erkannt habe. 
Auch die ſpäter eingetretenen Nachteile 


32 


berechtigen nicht hierzu. Generalklauſel 
und Fortentwicklung des Rechts durch die 
Rechtſprechung im nationalſozialiſtiſchen 
Sinne 2613 4 

Die Anfechtungsfriſt für eine Ehe, weil der 
andere Teil nicht ariſcher Abſtammung 
iſt, iſt erſt durch die Geſetzgebung des 
Jahres 1933 in Lauf geſetzt worden 
2615 5 

Eine Ehe kann wegen Irrtums angefoch⸗ 
ten werden, wenn der Ehegatte Gewohn⸗ 
heitsverbrecher i. S. des Gef. v. 24. Nov. 
1933 iſt. Die Anfechtungsfriſt beginnt 
mit dem Augenblick der Kenntnis von 
dem tatſächlichen Umfange der ſtrafbaren 
Handlungen und der Erkenntnis der ver⸗ 
brecheriſchen Veranlagung für die Ehe 
unter Berückſichtigung der heute herr⸗ 
ſchenden Anſchauungen 3302 1? 

Durch erfolgreiche E. ſteht zwar feſt, daß 
die Ehe von Anfang an nicht beſtanden 
hat. Indeſſen war, bevor die Anfechtung 
erklärt worden war, doch eine Ehe der 
Form nach vorhanden, und hierdurch war 
die Kl. gehindert, den Anſpruch auf Wit⸗ 
wenrente nach ihrem erſten im Krieg ge⸗ 
fallenen Ehemann geltend zu machen. Bei 
dieſer Sachlage muß ihr der Rechtsge⸗ 
danke des § 202 BGB. zugute kommen; 
die Verjährung war alſo gehemmt, ſolange 
die Ehe formell beſtanden hat 21881 

Ehegatte 

vgl. auch unter Erbvertrag, Teſtament 

88 612, 826 BGB. Es beſteht keine Ber- 
mutung dafür, daß der im Betrieb ſeiner 
Frau tätige Ehemann Arbeitnehmer ſei 
und einen Lohnanſpruch gegen feine 
Frau habe, Grundſätzlich hält die Recht⸗ 
ſprechung daran feſt, daß ein Schuldner 
nicht verpflichtet iſt, ſeine Arbeitskraft in 
den Dienſt ſeiner Gläubiger zu ſtellen. 
Offen bleibt die Frage, ob Gläubiger von 
geſetzlichen Unterhaltsanſprüchen eine 
beſondere Behandlung unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt des § 826 BGB. verdienen 
und ob die heute ſtärker betonte Rückſicht 
auf den gemeinen Nutzen eine gewiſſe 
Lockerung dieſer Rechtſprechung erfordert 
2726 1 

Erleiden bei Autofahrt der Ehemann und 
die Tochter tödliche Verletzungen, ſo kann 
die Ehefrau nicht auf Grund des auch zu 
ihren Gunſten geſchloſſenen Beförde⸗ 
rungsvertrags eigene Anſprüche auf Er⸗ 
ſatz von Beerdigungskoſten und von Un⸗ 
terhalt geltend machen; deren Rechts⸗ 
grundlage ergibt fich vielmehr aus § 844 
BGB. 2973 $ 

Erleidet der Ehemann infolge eines ſich vor 
ſeinen Augen abſpielenden todbringen⸗ 
den Unfalls ſeiner Frau einen Nerven⸗ 
zuſammenbruch, ſo iſt ein adäquater ur⸗ 
ſächlicher Zuſammenhang mit dem Un⸗ 
fall gegeben 2973 6 31288 

8 850 BRO. Mitberückſichtigung des Ein- 
kommens der Ehefrau bei Pfändungen 
gegen den Ehemann für Unterhaltsan⸗ 
ſprüche eines unehelichen Kindes 2420 2 

§ 851 ZPO. Bei den Pfändungsbeſchrän⸗ 
kungen des $ 4a Lohnbeſchlcß ift ein un- 
eheliches Kind des E. des Schuldners nicht 
zu berückſichtigen. Der Lohnzuſchlag, den 
der Schuldner erhält, weil er für ein in 
ſeinem Haushalt befindliches uneheliches 
Kind ſeiner Ehefrau ſorgt, kann wegen 
des Unterhaltsanſpruchs ſeines eigenen 
unehel. Kindes gepfändet werden 2576 3 

Iſt der Ehemann der Bauersfrau, die Eigen⸗ 
tümerin des Erbhofes iſt, Bauer? 3116 

88 61 Nr. 3, 63 StPO. n. F. Unter dem 
„E. des Beſchuldigten“ iſt auch der 
frühere E. zu verſtehen. Eine ſachliche 
Anderung ift durch die gegenüber § 58 I 


Sachregiſter 


und II a. F. geänderte Faſſung nicht ein⸗ 
getreten 2158 3t 

S 115 II RAbgoO.; 8 22 EinkStG. In einem 
gegen den Ehemann ſchwebenden Rechts⸗ 
mittelverfahren kann nicht ohne weiteres 
die Parteibezeichnung auf die Ehefrau 
ausgedehnt werden 3162 1? 


Ehegattenerbhof 


vgl. unter Erbhof 


Eheliches Güterrecht 


vgl. auch unter Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, Ehevertrag 

Die Koſtenvorſchußpflicht des Ehemanns 
gegenüber feiner Gattin in den geſetz⸗ 
lichen Güterſtänden des BGB. Schrift⸗ 
tum 2128 

Der Antrag der Berl. auf Erlaß einer 
EinſtwVfg. betr. Zahlung eines Prozeß⸗ 
koſtenvorſchuſſes gemäß § 1387 Ziff. 1 
BGB., § 940 ZPO. ift koſtenpflichtig au- 
rückzuweiſen, wenn die Berufung aus⸗ 
ſichtslos erſcheint 26335 

Die Einſchränkung der Verfügungsbefug⸗ 
nis der Ehefrau hinſichtlich des einge⸗ 
brachten Gutes gemäß § 1395 BGB. iſt 
nicht nur zugunſten des Ehemanns, ſon⸗ 
dern auch zugunſten der Ehefrau zum 
Zwecke der Erhaltung des eingebrachten 
Gutes angeordnet. Auf die Unwirkfam⸗ 
keit einer ohne Zuſtimmung des Ehe⸗ 
manns von der Ehefrau über eingebrach⸗ 
tes Gut getroffenen Verfügung kann ſich 
auch die Ehefrau berufen. Der Wille der 
Ehefrau iſt alſo unbeachtlich, wenn der 
Ehemann weder zugeſtimmt hat, noch 
nachträglich genehmigt (8 1396 BGG B.). 
Wenn der Ehemann die Genehmigung 
verweigert hat, ſo kann die Ehefrau ſich 
ſogar dann auf die Unwirkſamkeit des 
Vertrags berufen, wenn die Verwaltung 
und Nutznießung des Ehemanns aufge⸗ 
hört hat 2973 5 

Dem Bien. ſteht die Auslegung richter⸗ 
licher Verfügungen — hier Grundbuch⸗ 
eintragungen — ſelbſtändig zu. Aus⸗ 
legung einer „Vormerkung zur Siche⸗ 
rung des Anſpruchs auf Eintragung als 
Miteigentümerin zugunſten meiner Ehe⸗ 
frau“ auf Grund des zugrunde liegenden 
Sachverhalts in „Vormerkung zur Siche⸗ 
rung des Anſpruchs auf Auflaſſung als 
Miteigentümerin zur Geſamthand zu⸗ 
gunſten meiner Ehefrau“. 8 48 GVO. 
enthält nur Ordnungsvorſchrift. Verſtoß 
gegen dieſe bewirkt daher nicht die in⸗ 
haltliche Unzuläſſigkeit der Eintragung, 
ſondern nur deren Unrichtigkeit. Da dieſe 
aber für jeden Dritten erkennbar iſt, ſo 
kommt ihr gegenüber Berufung auf den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
nicht in Frage 2612 3 

8 37 II REıbhof®. Sicherung des Eheein⸗ 
bringens eines Ehegatten iſt nicht ohne 
weiteres wichtiger Grund zu dinglicher 
Belaſtung des Hofes, auch wenn das Ehe⸗ 
einbringen für Zwecke des Hofes ver⸗ 
wendet wird 2418 8 

8 1439 BGB.; §§ 37, 17 RErbhofch. Er- 
wirbt trotz beſtehender Gütergemeinſchaft 
ein Ehegatte einen Erbhof, ſo wird er 
nicht Teil des Geſamtgutes der Eheleute, 
ſondern Sondergut des erwerbenden Ehe- 
gatten 3213 

Vereinigen ſich die Anteile an der fortge⸗ 
ſetzten Gütergemeinſchaft in der Hand des 
überlebenden Ehegatten, ſo wird dieſer 
Alleineigentümer des zur fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft gehörenden Erbhofs. 
Ein Anerbenfall nach 8 62 IV der 
1. DurchfVO. z. NErbhofcg. tritt nicht 
ein 2480 5 

88 84, 88 "rn. Wird Erbteilungsver⸗ 
fahren mit dem Ziele eingeleitet, bei fort⸗ 


geſetzter weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft 
einem nichtgemeinſchaftlichen Kinde ſei⸗ 
nen Erbteil auszuantworten, ſo iſt die 
Einleitungsgebühr nach dem Werte des 
ganzen und nicht des halben Geſamt⸗ 
gutes zu berechnen 2479 k 

88 6, 7 ErbſchStG. Die im Anſchluß an die 
Württemberg. Errungenſchaft eintretende 
ſtatutariſche Nutznießung des überleben⸗ 
den Ehegatten ſtellt einen auf Erbgang 
beruhenden Nießbrauch dar 3230? 


Ehelichkeitsanfechtung 


Für die Höhe des Streitwerts bei Klage auf 
E. iſt die wirtſchaftliche Lage der Par⸗ 
teien maßgebend 2500 ?® 

Grundſätzlich iſt der Streitwert bei E. auf 
2000 AM feſtzuſetzen. Nur wenn die Ber- 
mögenslage der Parteien beſonders 
ſchlecht iſt, kann die Feſtſetzung auf ge⸗ 
ringeren Wert gerechtfertigt fein 2500 25 

Fur eine auf Anfechtung der Ehelichkeit eines 
Kindes gerichtete Klage iſt bei armen 
Parteien ein Streitwert von 500 AM 
feſtzuſetzen 3225 


Ehenichtigkeit 


Hat der Vater bei der Eheſchließung die die 
Anfechtung der Ehe begründenden Tat⸗ 
ſachen gekannt und gewußt, daß ſie An⸗ 
fechtungsgrund bilden konnten, ſo iſt er 
i. S. von § 1701 BGB. fo zu behandeln, 
als hätte er die E. gekannt 26232 

§ 328 BPO. Urteile der öſterr. Gerichte, 
die eine von Sſterreichern geſchloſſene 
Dispensehe für ungültig erklären, ſind 
nach deutſchem Recht anzuerkennen 
2855 

Welches iſt das Scheidungsſtatut einer Ehe, 
die nach dem Heimatrecht des Ehemanns 
nichtig, vom Standpunkt des deutſchen 
Rechts aus aber gültig iſt? 2951 

Art. 13 I EGBGB. ift auch anzuwenden, 
wenn die Geltung der abgeſchloſſenen 
Ehe in Frage ſteht. In den Vereinigten 
Staaten von Amerika hat erſt die Cable 
Bill v. 22. Sept. 1922 beſtimmt, daß die 
Heirat mit einem Amerikaner der Frau 
nicht ohne weiteres die amerikaniſche 
Staatsangehörigkeit verſchafft, ſondern 
Naturaliſterung erforderlich bleibt. Nach 
amerikaniſchem Kolliſionsrecht ift für das 
Beſtehen von Ehehinderniſſen das Recht 
des Abſchlußortes maßgebend. Die früher 
in den Vereinigten Staaten geltende 
common law-Ehe verſtößt nicht gegen 
die guten Sitten oder den Zweck eines 
deutſchen Geſetzes. Auch wenn die Gültig⸗ 
keit einer Ehe von derjenigen einer frühe⸗ 
ren Ehe abhängt, iſt für jede der beiden 
Ehen unabhängig voneinander zu prüfen, 
welchem Rechte ſie unterliegen. Bei einem 
Doppelſtaater iſt für den deutſchen Richter 
das deutſche Heimatrecht maßgebend. Eine 
nichtige Ehe wird bis zu ihrer Nichtig⸗ 
keitserklärung oder Auflöſung als gültig 
behandelt ($ 1329 BGB.), hat alfo To- 
lange die Kraft, als gültige Ehe i. S. des 
§ 1326 eine ſpätere Ehe der Parteien 
nichtig erſcheinen zu laffen 2802 1° 


Eheſachen 


vgl. auch unter Scheidung 

Vereinbarungen in E. 3116 

Bedeutet die Parteivernehmung im Ehe⸗ 
prozeß Beweisaufnahme, ſo daß die Be⸗ 
weisgebühr des RA. entſteht? 2351 1 

In E, beſteht neben der Möglichkeit der 
beweismäßigen Parteivernehmung ge⸗ 
mäß $9 445 ff. ZPO. auch die Möglich⸗ 
keit perſönlicher Vernehmung der Par⸗ 
teien nach § 619 ZPO. Im letzteren Fall 
entſteht Beweisgebühr nicht 2637 1? 

Im Fall des § 618 ZPO. entſteht weder 
1 noch Vertagungsgebühr 
2420 3 


Ehevertrag 

$ 25 III Rerbhofcg. Schon bei Eingehung 
der Ehe eines Bauern können Umſtände 
vorliegen, die einen wichtigen Grund für 
die Genehmigung eines Ehe⸗ und Erb⸗ 
vertrags bilden, in welchem u. a. be⸗ 
ſtimmt iſt, daß bei der künftigen Nach⸗ 
folge in den Hof die Anerben der 4. Ord⸗ 
nung (Töchter) vor denen der 2. und 
3. Ordnung berufen find 2991 ° 

Ehrengerichtliches Verfahren 

Nichtanwendbarkeit des Straffteih®. vom 
7. Aug. 1934 auf e. V. 3227 1 3303 1% 

Ehrengerichtliches Verfahren für Anwälte 
$ 153 StPO. ift auf das e. V. anwendbar 
32103 

§ 94 RAD. Zu den von dem Verurteilten 
zu erſtattenden „baren Auslagen“ ge⸗ 


hören nicht die Reiſekoſten der auswär⸗ 
tigen Mitglieder des Ehrengerichts der 
Anwaltskammer 330422 
Ehrenrechtsverluſt 
ogl. unter Zuchthausſtrafe 
Eid 
Dat, unter Parteieid; Zeugeneid vgl. un- 
ter Z. 
Eidesnotſtand 
§ 157 I Nr. 2 StGB. Dem Mangel der 
Belehrung über das Zeugnisverweige⸗ 
rungsrecht ſteht es nicht gleich, daß der 
Zeuge die Belehrung des Richters nicht 
verſteht 23357 b 
Zum Ausſchluß der nach 8 157 I Ziff. 2 
SGB. eintretenden Vergünſtigung be⸗ 
darf es im Falle mehrerer Vernehmun⸗ 
gen der Eidesbelehrung vor jeder einzel⸗ 
nen Vernehmung und jedesmal der Feſt⸗ 
ſtellung der erfolgten Belehrung in der 
d Verhandlungsniederſchrift 2917 19 
Eier 
Bezeichnung „Strahleneier” als Marte 
nicht eintragbar (§ 3 I Ziff. 4 Öfterr- 
Markschſg.) 2288 
Eigentum 
Die funktionelle Bedeutung des Exrechts 
(Span. Schrifttum) 2968 
Së 903, 905, 1004 pm. Der Gemein- 
gebrauch erſtreckt ſich auch auf das Recht, 
Leuchtreklameanlagen an der Straßen⸗ 
front der Häuſer anzubringen. Die. Au⸗ 
liegernutzung darf aber die Benutzung 
anderer Gebäude und den Gemeinge⸗ 
brauch der anderen Wegebenutzer und 
Anlieger nicht beeinträchtigen. Der Streit 
über die dem Gemeingebrauch entſprin⸗ 
genden Rechtsbefugniſſe ift eine bürger⸗ 
lich⸗rechtliche Streitigkeit und gehört da- 
her vor die ordentlichen Gerichte 3008 15 
Die E.Elage ift unzuläſſig, wenn fie fih ge- 
gen die Beſeitigung des Vollſtreckungs⸗ 
aktes richtet, insbeſ. ſolange die Zwangs⸗ 
vollſtrekung andauert. Fit die Zwangs⸗ 
vollſtreckung beendet, der Gerichtsvoll⸗ 
zieher angewieſen, die gepfändeten Sachen 
herauszugeben, ſo braucht dieſer Heraus⸗ 
gabeanſpruch nicht im Wege der Erinne⸗ 
rung nach § 766 ZPO. geltend gemacht 
zu werden, ſondern kann mit der E.flage 
i 99 985 BGB. verfolgt werden 2503 5 
88.989, 476 BGB. Der wandelnde Käufer 
1 alle von ihm verſchuldeten Ver⸗ 
ſchlechterungen des Kaufgegenſtands 
EN? vom Zeitpunkt der Empfangnahme 
ge 18 zur Rückgabe ſchadenserſapflich⸗ 
ig. SN, aber der Käufer noch nicht 
zur andlung entſchloſſen ift, kann ihm 
ſche déi Rahmen des Üblichen und Wirt- 
SN ichen vorgenommener Gebrauch der 
i nicht als Verſchulden angerech⸗ 
ne 1 Erſt von dem Augenblick an, 
in dem der Käufer ſein Wandlungsbe⸗ 
gehren ausgeſprochen hat, hat er grund⸗ 


Sachregiſter 


ſätzlich die Benutzung des Kaufgegenſtan⸗ 
des einzuſtellen, ſofern dieſe gleichzeitig 
eine Verſchlechterung bedeutet 2685 

Das Verbot der Bareinlöſung von Bedarfs⸗ 
deckungsſcheinen und ſeine Rückwirkung 
auf das E. und die Gewährleiſtungsan⸗ 
ſprüche beim Kauf 2958 

§ 98 tbat", Erbpachtverträge ohne zeit- 
liche Begrenzung begründen regelmäßig 
wirtſchaftliches E. des Erbpächters 3230 ° 


Eigentümergrundſchuld 


Hat der Gläubiger eines Grundſtückseigen⸗ 
tümers gegen dieſen einen vollſtreckbaren 
Schuldtitel wegen einer Geldforderung 
erlangt und beantragt er daraufhin die 
Eintragung einer Zwangshypothek, ſo 
bedarf es zum Rangrücktritt eines vor⸗ 
hergehenden Grundſtücksrechtes, und 
zwar auch einer E., nicht der beſonderen 
Zuſtimmung des Eigentümers; dieſe 
wird vielmehr durch den vollſtreckbaren 
Schuldtitel erſetzt 2996 ! 

$ 13 Gent, Der Verzicht eines Auslän⸗ 
ders auf ſeine Hypothek und die Abtre⸗ 
tung einer E. des ausländiſchen Eigen⸗ 
tümers an einen Ausländer bedürfen tet- 
ner Deviſengenehmigung 3017 °, 

88 33, 37 PrGͤKcG. Wird zuſammen mit 
Schuldbekenntnis und der Abtretung 
einer E. unter Umwandlung in Hypo⸗ 
thek mit neuen Zins⸗ und Zahlungsbe⸗ 
dingungen zur Sicherheit für die Forde⸗ 
rung die Unterwerfung unter die ſofor⸗ 
tige Zwangsvollſtreckung gemäß § 800 
BPO. beurkundet, jo kann für die Unter- 
werfungsklauſel ein beſonderer Gegen⸗ 
ſtandswert nicht angenommen werden 
3000 £ 

Wer fih für eine lediglich perföntiche 
Schuld des Grundſtückseigentümers ver⸗ 
bürgt hat, kann auf die Steuervergünſti⸗ 
gung aus § 14 II GrErwStG. auch dann 
keinen Anſpruch machen, wenn er ſich 
ſchon bei Übernahme der Bürgſchaft für 
die nach 8 774 BGB. auf ihn übergehende 
Forderung von dem Grundſtückseigen⸗ 
tümer eine E. hat verpfänden laſſen 
3083 ° 


Eigentumserwerb 


ngl. auch unter Sicherungsübereignung 

Der Rechtserwerb vom Nichtberechtigten an 
beweglichen Sachen und Inhaberpapie⸗ 
ren im deutſchen internationalen Privat⸗ 
recht. Schrifttum 2452 


Eigentumsvorbehalt 


$ 37 II RErbhofch. Die Vermeidung der 
Rückforderung von unter E. geliefertem 
für die Bewirtſchaftung des Hofs not- 
wendigem Vieh kann wichtiger Grund 
für die Belaſtung des Hofes bilden 
2256 46 

Zum Begriff des Zubehörs bei Betrieben 
zur Ausbeutung von Bodenbeſtandteilen. 
Überlaſſung durch Mietverträge, die 
wirtſchaftlich einem Verkauf unter E. 
gleichkommen 27157 

Der Empfangsſpediteur hat wegen inkon⸗ 
nexer Forderungen ſelbſt bei Gutgläubig⸗ 
keit kein geſetzliches, aber auch kein ver⸗ 
tragliches Pfandrecht an dem Empfänger 
wegen E. des Abſenders nicht gehören⸗ 
dem Frachtgut 2723 € 


Die Wegnahme eines unter E. verkauften 


Laſtkraftwagens im Wege der Einſtwfg. 
gilt als Ausübung des Rücktrittsrechts 
i. S. des § 5 AbzGG. Berechnung der Ber- 
gütung an den Verkäufer für Gebrauchs⸗ 
überlaſſung und Wertminderung. Es iſt 
nicht unbillig, wenn der Vorbehalts⸗ 
eigentümer als Werterſatz für Gebrauchs⸗ 
überlaſſung und Wertminderung mehr 
erhalten hat, als den Kaufpreis des zu⸗ 
rückgenommenen Gegenſtands 2716 ® 
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§ 266 SGB. Verpflichtet fih GmbH., bei 
dem Weiterverkauf von unter E. gekauf⸗ 
ter Ware den Erlös als Eigentum des 
Verkäufers anzuerkennen, zu verwahren 
und bei Fälligkeit des dafür gegebenen 
Wechſels an den Verkäufer abzuführen, 
ſo ſind die mit dem Verkauf der Ware 
befaßten Geſchäftsführer der GmbH. 
nicht ohne weiteres als Bevollmächtigte 
des den E. ausſprechenden Verkäufers 
anzuſehen 3063 12 
Einbringen 
von Vermögensgegenſtänden in AktG. vgl. 
unter A. 
Einbruch 
vgl. unter Diebſtahl 
Eingebrachtes Gut 
vgl. unter Eheliches Güterrecht 
Einkommenſteuer 


vgl. auch unter Körperſchaftſteuer, Lohn- 
ſteuer 

Spezielle E fragen der RA. und Notare: 
Werbungskoſten und Sonderleiſtungen 
2316; Steuerfragen bei Nebenbeſchäfti⸗ 
gung 2317 

89 2,61 Nr. 5, 37 I Nr. 1 EintSt®. Bei un- 
beſchränkt Steuerpflichtigen ſind die Zin⸗ 
ſen aus der Dawes⸗Anleihe von der E. 
nicht befreit 3081! 

Ein Gewinn, der durch Veräußerung einer 
wefentlichen Beteiligung (§ 30 III Gint- 
StG.) an einer in Deutſchland anſäſſigen 
GmbH. erzielt wurde, unterlag auch ſchon 
nach $ 3 II Nr. 2 EinkStG. a. F. der be- 
ſchränkten Steuerpflicht. Der Heran⸗ 
ziehung ſteht der deutſch⸗italtien. Doppel- 
beſteuerungsvertrag nicht entgegen 2426 

SS 6, 12, 13 EintSt®. Bei Angehörigen 
freier Berufe ſcheiden regelmäßig frühere 
Einkünfte, ſobald ſie kapitaliſtiſch z. B. im 
Wertpapier angelegt werden, aus dem 
Betriebsvermögen aus 2426 ° 

§ 12 I S. 3 EiniSt®. Steuerpflichtige, bei 
denen nach der Art ihres Betriebes das 
der Berufstätigkeit dienende Vermögen 
am Schluß der einzelnen Steuerabſchnitte 
weſentlichen Schwankungen nicht zu un⸗ 
terliegen pflegt, ſind nicht berechtigt, für 
eine ganz ungewiſſe Verpflichtung einen 
Korrektivpoſten einzuſetzen 2428 3 

88 13, 15, 16 inte, In Aufwendungen 
für die Entfernung eines Geſellſchafters 
konnen Werbungskoſten erblickt werden, 
wenn ein Geſellſchafter den Beſtand der 
Geſellſchaft oder doch das Gedeihen der 
Geſellſchaft ernſthaft gefährdet haben 
würde 29421 

88 13, 19, 30, 32, 58 EinfSt®. Wird das 
Betriebsvermögen einer Einzelfirma ge⸗ 
gen Gewährung von Geſellſchaftsrechten 
in eine vom Einbringer beherrſchte Kapi⸗ 
talgeſellſchaft eingebracht, dann gilt im 
Hinblick auf SS 30 ff. EintSt®. folgen⸗ 
des: a) Übernimmt die Kapitalgeſellſchaft 
die Vermögensteile zu den ſteuer⸗ 
lichen Buchwerten der Firma, dann liegt 
noch kein Veräußerungsgewinn vor. 
Werden die Geſellſchaftsrechte ſpäter mit 
Gewinn oder Verluſt veräußert, Io han- 
delt es ſich um nachträgliche gewerbliche 
Einkünfte oder Verluſte i. S. des 8 30 I 
Nr. 1 EinkStGG. b) Übernimmt die Kapi⸗ 
talgeſellſchaft die Vermögensgegeunſtände 
ausnahmslos zu den gemeinen Werten, 
dann iſt Veräußerungsgewinn unter An⸗ 
wendung der SS 32, 58 EinkStG. ſteuer⸗ 
pflichtig. Werden die Geſellſchaftsrechte 
ſpäter mit Gewinn oder Verluſt ver⸗ 
äußert, jo ift Gewinn nach § 30 III Eink⸗ 
StG. ſteuerpflichtig, Verluſt aber nicht 
abzugsfähig. e) Übernimmt die Kapital⸗ 
geſellſchaft nur einzelne Vermögensge⸗ 
genſtände zum gemeinen Wert, andre zu 

5 


34 


den niedrigeren Buchwerten der Einzel⸗ 
firma, dann liegt teilweiſe Realiſierung 
nach $ 30 I Nr. 1 vor. Werden die Ge- 
ſellſchaftsrechte ſpäter mit Gewinn oder 
Verluſt veräußert, ſo handelt es ſich um 
nachträgliche gewerbliche Einkünfte oder 
Verluſte i. S. des § 30 I Nr. 1. — Der 
Einbringende iſt bei Errechnung des Ver⸗ 
äußerungsgewinns an die von der Kapi- 
talgeſellſchaft eingeſetzten Werte gebun⸗ 
den 2359 1 

88 16 I, 36 EinfSt®. Sind in nicht kauf⸗ 
männiſch geführten kleineren gewerb⸗ 
lichen Betrieben Kinder des Steuerpflich⸗ 
tigen tätig, ſo iſt für die ſteuerliche An⸗ 
erkennung eines Dienſtverhältniſſes u. a. 
Vorausſetzung, daß regelmäßig eine feſte 
Vergütung gezahlt wird und außerdem 
von den Beteiligten die Folgerungen aus 
dem Beſtehen des Arbeitsverhältniſſes 
gezogen werden 31571 

§ 16 III EinkStcd. Wirtſchaftliche Ab⸗ 
nutzung liegt vor, wenn Gebäude abge⸗ 
riſſen werden, weil der gemeine Wert des 
Baugrundſtücks den wirtſchaftlichen Er⸗ 
tragswert des Grundſtücks mit Gebäuden 
überſteigt. Abſetzungen wegen Abnutzung 
können nicht vorgenommen werden, 
wenn am 1. Jan. 1925 (§ 110 Eink StG.) 
der reine Bauplatzwert mindeſtens eben⸗ 
ſo hoch war wie der gemeine Wert des 
Grundſtücks mit den darauf ſtehenden 
Gebäuden 31572 

§ 16 V Ziff. 4 EinkStcz. Koſten der Kraft⸗ 
wagenhaltung für Fahrten von Woh⸗ 
nung zur Arbeitsſtätte ſind bei Angeſtell⸗ 
ten im allgemeinen nicht Werbungskoſten 
2806 2 

§ 115 II RAbgO.; § 22 EintSt®. In einem 


gegen den Ehemann ſchwebenden Rechts⸗ 


mittelverfahren kann nicht ohne weiteres 
die Parteibezeichnung auf die Ehefrau 
ausgedehnt werden 3162 10 

88 26, 27, 40 EinkStG. Bezüge eines Qand- 
wirts aus der Einräumung einer ding⸗ 
lichen Kohlenabbauberechtigung an eine 
Gewerkſchaft (Pachtvertrag) ſind land⸗ 
wirtſchaftliche Einnahmen 2876 1 

Unter „Reineinkünften aus Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft“ i. S. der Së 28 à und 
§ 57a Ein!St®. ift der Gewinn aus 
Land- und Forſtwirtſchaft abzüglich der- 
jenigen Ausgaben zu verſtehen, die nicht 
zu den Betriebausgaben gehören, aber 
mit den Einkünften aus Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft in wirtſchaftlichem Zuſammen⸗ 
hang ſtehen. Altenteilsleiſtungen, die 
einem Landwirt beim unentgeltlichen Er⸗ 
werb des landwirtſchaftlichen Betriebs 
durch Überlaſſungsvertrag oder Verfü⸗ 
gung von Todes wegen auferlegt ſind, 
ſtehen mit den Einkünften aus dem land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb in wirtſchaft⸗ 
lichem Zuſammenhang und ſind daher 
bei Ermittlung der Reineinkünfte aus 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft i. S. der 
SS 28 a und 57 a EintSt®. zu berückſich⸗ 
tigen, alſo nicht vom Geſamtbetrag der 
bei den einzelnen Einkommensarten ge⸗ 
wonnenen Ergebniſſe zum Abzug zu 
bringen 3316 2 

§ 31 Bongen. Der beſchränkten Steuer- 
pflicht unterliegt der Gewinn aus Ver⸗ 
kauf von Anteilen einer inländiſchen 
GmbH. durch einen in Deutſchland be⸗ 
ſchränkt Steuerpflichtigen, der nach § 30 
III EinfSt®. an der GmbH. weſentlich 
beteiligt war 3082 2 

§ 37 EinkStG.; § 10 RAbgO. Die Stener- 
pflicht von Dividendeneinnahmen kann 
nicht dadurch umgangen werden, daß die 
Aktien vor der Generalverſammlung, die 
über die Höhe der Dividende beſchließt, 


Sachregiſter 


verkauft und nach der Generalverſamm⸗ 
lung zu einem vorher vereinbarten Kurs 
zurückgekauft werden 2728 1 

§ 46 EinfSt®. Zeichnet ein RA. die bei ihm 
durchlaufenden Gelder genau auf, ſo darf 
das Fin A. bei der Ermittlung des ſteuer⸗ 
pflichtigen Einkommens ſich an die ge⸗ 
nauen Zahlen halten und kann die Ein⸗ 
ſetzung von Pauſchſätzen ablehnen 3021 2 

§ 49 Eink St. Verbrauchsbeſteuerung kann 
in den Fällen, wo ſich nach den Vor⸗ 
ſchriften der Stumn VO. rechneriſch ein 
Gewinn ergibt, dieſer Gewinn aber nach 
§ 17a V StAmn O. wieder abgeſetzt 
wird, nicht allgemein als unbillig ange⸗ 
ſehen werden 2810 14 

55 86, 83 EintSt&,. Der Steuerabzug vom 
Kapitalertrag kann nicht ſchon dann ge⸗ 
fordert werden, wenn Beteiligung vor⸗ 
liegt, die der handelsrechtlichen ſtillen Ge⸗ 
ſellſchaft lediglich ähnlich ift 2877 2 

Zu Unrecht vorgenommene Steuerabzüge 
vom Kapitalertrag ſind nach § 152 
RAID. n. F. innerhalb der dort borge- 
ſehenen Friſt erſtattungsfähig. Daneben 
gibt es nicht ein weiteres Erſtattungver⸗ 
fahren nach § 102 III EintStG., § 153 
RAbgO. n. F. 3163 21 

Auseinanderſetzung bei Gutsbezirksauf⸗ 
löſung. Wenn der Gutsbeſitzer nicht bis 
zum 1. Jan. 1929 beantragt hatte, ihm 
für die Zeit bis zur Gutsbezirksauflöſung 
die E.⸗ u. Körperſchaftſteueranteile anſtatt 
in Höhe von 50 in voller Höhe zu 
überweiſen, können bei Errechnung ſeiner 
„alten“ Belaſtung auch nur 50% der 
Anteile berückſichtigt werden, ſelbſt beim 
Vorliegen der materiellen Vorausſetzun⸗ 
gen i. S. des § 16 PrAusf®. z. Fin⸗ 
Ausgl cg. für das „Auflöſungs“⸗Jahr 
1928 3324 ? 

E.hinterziehung durch buchmäßige Ver- 
ſchleierung des Eingangs einer Brand⸗ 
entſchädigungsſumme 2341 14 

Ein kriegsbeſchädigter Hauswart, der zur 
Erledigung ſeiner Hauswartsarbeiten 
Familienangehörige mitbeſchäftigen muß, 
iſt berechtigt, bei Regelung ſeiner Rente 
Abſetzung des auf die Angehörigen ent⸗ 
fallenden E.teils zu verlangen 3086 € 


Einſpruch 


vgl. unter Erbhof 


Einſtellung 


der Zwangsverſteigerung vgl. unt. Zwangs⸗ 
verſteigerung, E. der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung vgl. unter Zwangsvollſtreckung 


Einſtellung des Strafverfahrens 


bzgl. Privatklageverfahren vgl. unter P. 

§ 153 StPO. ift auf das ehrengerichtliche 
Verfahren anwendbar 32103 

Wenn in der Hauptverhandlung das Ver⸗ 
fahren unter Bezugnahme auf $ 154 
StPO. hinſichtlich unſelbſtändiger Teile 
einer fortgeſetzten Handlung (oder auch 
Sammelſtraftat) durch Beſchluß einſt⸗ 
weilen eingeſtellt, im übrigen aber bis 
zum Urteil weitergeführt wird, ſo hin⸗ 
dern die Abſ. 3—5 des § 154 StPO. die 
Aburteilung der Tat nicht 2474 14 

Iſt der vom Geſetz vorgeſchriebene Eröff⸗ 
nungsbeſchluß, auf deſſen Erlaß der An⸗ 
gekl. nicht wirkſam verzichten kann, nicht 
ergangen, ſo muß das St. eingeſtellt wer⸗ 
den 2925 31 

§ 429 b StPO. Im Sicherungsverfahren, 

auch im nachträglichen, ift der Eröff⸗ 
nungsbeſchluß Urteilsvorausſetzung; fehlt 
er, ſo muß das Verfahren eingeſtellt wer⸗ 
den. Dieſe Entſcheidung, die keine ſachliche 
Erledigung des Straffalls darſtellt, ſteht 
einem demnächſt zu erlaſſenden Eröff⸗ 
nungsbeſchluß und einem darauf aufzu⸗ 


bauenden neuerlichen Verfahren nicht 
entgegen 2926 33 

Die Zurücknahme der öffentlichen Klage 
durch den StA. und die E. des Verfah⸗ 
rens durch das Gericht bewirkt keinen 
Verbrauch der Strafklage 3142 ı 

Unzuläſſigkeit der ſofortigen Beſchwerde des 
Angekl. über einen ſeinen Antrag auf E 
des Verfahrens auf Grund des Etraf- 
freih®. ablehnenden Beſchluß des erken⸗ 
nenden Gerichts 3303 1 

Der Koſtenentſcheidung in Verfahren, die auf 
Grund des Straffreih®. eingeſtellt wor- 
den ſind, iſt der Sachverhalt zugrunde zu 
legen, der ſich aus dem bis zum 2. Aug. 
1934 erwachſenen Akteninhalt ergibt. 
Weitere Erhebungen zur Schuldfrage 
dürfen nicht mehr vorgenommen werden 
3313 10 

S$ 60 ff. PrBDStrO. Zu den der Wieder- 
aufnahme fähigen Entſcheidungen gehören 
nicht nur die auf Freiſprechung oder 
Dienſtſtrafe, ſondern auch die auf E. des 
Verfahrens lautenden Urteile, wenn die 
E. auf einem den materiellen Strafan⸗ 
ſpruch des Staates hinfällig machenden 
Grunde beruht 23671 

Einſtweilige Verfügung 

§§ 935 ff. ZPO. Selbſtverſtändliche Bor- 
ausſetzung für den Erlaß einer E. V. iſt 
die Möglichkeit ihrer alsbaldigen Boil- 
ziehung. Die Möglichkeit der alsbaldigen 
Vollziehung beſteht nicht hinſichtlich der 
von einent ſchwebenden Entſchuldungs⸗ 
verfahren ergriffenen Gegenſtände und 
Auſprüche. Inſoweit iſt der Erlaß einer 
E. V. unzuläſſig 3151? 

Së 935 ff. BPO. Art. 5 der DurchfVO. z. 
Entſchuldcz. v. 5. Juli 1933 wie über- 
haupt der Lauf eines Entſchuldungsver⸗ 
fahrens macht den Erlaß oder das Be⸗ 
ſtehen einer E. V., die der Sicherung von 
durch das Entſchuldungsverfahren ergrif⸗ 
fenen Auſprüchen dienen ſoll, nicht ungu- 
läſſig 31513 

Ein Geſchäftsführer einer GmbH. kann 
nicht ſeinem Mitgeſchäftsführer durch E. 
V. unterſagen laſſen, ſich als Geſchäfts⸗ 
führer zu betätigen und die Geſchäfts⸗ 
und Arbeitsräume der Geſellſchaft zu be⸗ 
treten 2711“ 

Der Antrag der Bert auf Erlaß einer 
E. V. betr. Zahlung eines Prozeßkoſten⸗ 
vorſchuſſes gemaß § 1387 Ziff. 1 BGB., 
§ 940 ZPO. ift koſtenpflichtig zurückzu⸗ 
weiſen, wenn die Berufung ausſichtslos 
erſcheint 2633 5 

Die Wegnahme eines unter Eigentumsvor⸗ 
behalt verkauften Laſtkraftwagens im 
Wege der E. V. gilt als Ausübung des 
Rücktrittsrechts i. S. des § 5 AbzG. 
27168 

$ 91 II S. 2 RPO. Anwaltswechſel, wenn 
auswärtiger RA. beim LG. E. V. bean⸗ 
tragt, das Gericht aber mündliche Ver⸗ 
handlung anordnet 3002 $ 

Einwilligung des Verletzten 
vgl. unter Verſuch 
Einzelrichter 

Der E. kann das Armenrecht nicht ent, 

ziehen 2351 10 
Einziehung 

Die „Verfallerklärung“ des § 335 Steg B. 
deckt ſich begrifflich nicht vollkommen mit 
der „E.“ nach § 40 StGB. 2558 16 

Einziehung ſtaatsfeindlichen Vermögens 
bal. unter SPD. 
Eiſenbahn 

Zur Frage der erweiterten Sachſchädenhaf⸗ 
tung im deutſchen Gredt 2522 

Zur Einengung des Arbeitsgebiets der An⸗ 
wälte: Vertretung der Reichsbahn vor 
den AG. durch ihre Beamten 2605 


Dokumente zur Reviſion des FUG. und des 
IllP. im Okt. und Nov. 1933. Shrift- 
tum 2232 

Die von der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft herausgegebenen Richtlinien über 
die für gemietete Laſtkraftwagen zu zah⸗ 
lende Vergütung iſt für die Errechnung 
der Anſprüche des Abzahlungsverkäufers 
nicht maßgebend 3007 + 

Bahnarzt übt nicht nur hinſichtlich des ver⸗ 
trauensärztlichen Dienſtes, ſondern auch 
hinſichtlich der behandelnden Tätigkeit 
eine unſelbſtändige Tätigkeit im Orga⸗ 
nismus der Deutſchen Reichsbahngeſell⸗ 
ſchaft aus und unterliegt daher als Bahn- 
arzt der Gewerbeſteuer nicht 2185 ° 

In einem Fall, in dem zur Erlangung der 
Steueramneſtie nach 88 3, 4, 6 der 2. St- 
Amn O. 6300 AM Neichsbahnanleihe 
hätten gezeichnet werden müſſen, ſind nur 
6000 7% gezeichnet worden. — Die 
Amneſtie war zu verſagen 32317 

Ausſchluß des Rechtswegs bei Entlaſſun⸗ 
gen, die von der Reichsbahn nach Maß⸗ 
gabe der im Rahmen der Ermächtigung 
des § 1 IV BWS. erlaſſenen Vorſchrif⸗ 
ten verfügt werden. Dieſe Vorſchriften 
haben Geſetzeskraft 29411 

Die deutſche Reichsbahn gewährt ihren nicht 
krankenverſicherungspflichtigen, aber frei⸗ 
willig verſicherten Beamten einen Zu⸗ 
ſchuß in Höhe des Arbeitgeberanteils, der 
für verſicherungspflichtige Perſonen an 
die Krankenkaſſe zu zahlen iſt. Die An⸗ 
rechnung des Arbeitgeberanteils eines 
ſolchen freiwillig verſicherten Beamten iſt 
als Einkommen des Beamten bei einer 
Ruhensregelung nach § 62 RVerſorgG. 
nicht zuläſſig 2188 6 

Kein Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe 
bei Verwendung in der Oſtdeutſchen E.⸗ 
geſellſchaft in Königsberg 2283 ? 

Elektrizität 

SR 5, 20 WG. Die Bezeichnung „Metra⸗ 
watt“ für elektriſche Meßgeräte ſtimmt 
Ne mit „Matra“ überein 

1 


Gebührenfreiheit i. S. von § 23 Gef. betr. 
Sozialiſierung der ElektrWirtſch. vom 
31. Dez. 1919 genießen nicht nur die im 
Geſetz ſelbſt vorgeſehenen Rechtsakte, fon- 
dern alle Rechtsgeſchäfte, die dem Zweck 
der Sozialiſierung der Reichs. wirtſchaft 
in der vom Geſetzgeber angezeigten Rich⸗ 
tung unmittelbar dienen 2243? 

Zu dem RGurteil über den Münzfernſpre⸗ 
cherbetrug 2826 

Münzfernſprecherbetrug durch Falſchgeld iſt 
ſtrafbare Entziehung elektriſcher Arbeit 
i. S. des Gef. v. 9. April 1900 2870 
28747 

§ 1 Nr. 1 UmiStG. Erhebt E.werk von je- 
dem ſäumigen Zahler eine feſte Verwal⸗ 
tungsgebühr von 0,50 , jo handelt es 
ſich um Schadenserſatz, dem kein Lei⸗ 
SE KR liegt. Die Ber- 
waltungsgebühren ſind umſatzſteuerfrei 
el hren f mſatzſteuerf 

Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe bei Ver⸗ 
wendung im E.werk Mittelbaden AG. 
Lahr in Baden 22832 

Elterliche Gewalt 

$S 181, 1630, 1795 BGB. Der Vater kann 
in Ausnahmefällen ſeinen geſchäftsun⸗ 
fähigen Kindern durch Kontrahieren mit 
fid ſelbſt Geſchenke machen 2179 ° 

§ 1666 BGB. Ein Sorgerechtsmißbrauch 
kann darin liegen, daß ein Vater ſein 
Kind aus einem ihm in langen Jahren 
lieb gewordenen Kreis herausnehmen 
und es in eine ihm fremde Umgebung 
bringen will. Ein Vater, der fein Sorge- 
recht zur Verfolgung eigenſüchtiger In⸗ 


Sachregiſter 


tereſſen gebraucht, ſtatt es im Intereſſe 
des Kindes auszuüben, handelt ſchuldhaft 
d i. S. des § 1666 BGB. 
2562 1 

SS 1635, 1666 BGB. Verfahren bei Eni- 
ziehung des Perſonenſorgerechts 2636 "7 

Das VormGer. kann nicht Anordnungen 
aus $ 1666 I 1 und 2 BGB. nebenein⸗ 
ander treffen 2932 3 

Eine auf Grund des § 1669 BGB. ange- 
ordnete Auseinanderſetzungspflegſchaft 
endet gemäß $ 1918 III BGB. in dem 
Zeitpunkt, in dem die Auseinanderſetzung 
durchgeführt iſt. Der vormundſchaftsge⸗ 
richtlichen Aufhebung bedarf es zur Be⸗ 
endigung der Pflegſchaft in dieſem Falle 
nicht. Ordnet der Vormundſchaftsrichter 
Überwachungsmaßnahmen an, die über 
den Rahmen der Beſtimmungen hinaus⸗ 
gehen, und unterläßt er ſpäter die Über- 
wachung, ſo liegt hierin keine zum Scha⸗ 
deuserſatz verpflichtende Amtspflichtver⸗ 
letzung 3001? 

§ 1918 I BGB. Die Pflegſchaft für eine 
unter e. G. ſtehende Perſon endigt auch 
mit dem Ruhen der e. G. 2624 4 

Das Konkursvorrecht der Kinder aus § 61 
Ziff. 5 KO. bezieht ſich nicht nur auf 
Forderungen der Kinder gegen den Vater 
aus der Führung der Verwaltung, ums 
faßt vielmehr auch die das Vermögen des 
Kindes bildende, der Verwaltung des 
Vaters unterliegende Forderung ſelbſt. 
Dieſes Konkursvorrecht der Kinder des 
Gemeinſchuldners beſteht auch dann, 
wenn der Gemeinſchuldner ſelbſt der 
Schuldner der Forderung war 2140 1 


Emſchergenoſſenſchaft 


Kanalbenutzungsgebühr. Das E. Geng. 
verſagt den Gemeinden nicht die Erhe⸗ 
bung von Gebühren nach § 4 Romm- 
AbgG. Die Gebühren der an der Auf- 
bringung der Beiträge zur E. Beteiligten 
ſind gegenüber denen der anderen Be⸗ 
nutzer zu ermäßigen, und zwar nach 
feſten Normen 2589“ 


England 


vgl. auch unter Pfund 

Die Methode des engliſchen Rechts und die 
deutſche Rechtsreform. Schrifttum 2840 

Der prima-facie-Beweis im deutſchen und 
engliſchen Schiffkolliſionsrecht 2445 

Der prima-facie-Beweis bei Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen im deutſchen und engli- 
ſchen Konoſſementsrecht 2526 

Die Zweigniederlaſſungen einer ausländi⸗ 
ſchen MtG. teilen bzgl. der Rechtsfähig⸗ 
keit das Schickſal der Hauptniederlaſſung. 
Der engliſche Liquidator einer dortigen 
Zweigniederlaſſung übt an ſich ein Recht 
kraft Amts aus, das ihn zur Prozeßfüh⸗ 
rung ermächrigt; diefe Möglichkeit fegt 
aber voraus, daß die Zweigniederlaſſung 
ſelbſt, die die Klage erhoben hat, damals 
rechtsfähig war 2845 


Enteignung 


88 16, 17, 23, 45, 46 Enteign®.; Art. 12 
S 1 Prag BGB. Einigung über die Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigung durch Sach⸗ 
verſtändigen unterliegt der Schriftform 
nur, wenn ſie zugleich Einigung über die 
freiwillige Abtretung von Grundeigen⸗ 
tum ift 2236 * 


Eutführung 


Das Vergehen des § 236 StGB. tft, ſofern 
es mit Gewalt begangen iſt, ein Sonder⸗ 
fall der Freiheitsberaubung. Inſoweit 
beſteht Geſetzeseinheit zwiſchen SS 236 
und 239; es iſt dann nur der § 236 St⸗ 
GB. anzuwenden. Wenn jedoch der 
Strafantrag, der die Vorausſetzung für 
Beſtrafung aus $ 236 StGB. bildet, nicht 


*35 


vorliegt, ift die Möglichkeit einer Be- 
ſtrafung aus $ 239 StGB. gegeben 
231922 


Entlaſtungsverordnung 


§ 7. Die Beſchwerde gegen die Entſcheidung 
des Amtsrichters, „der Antrag des Bekl., 
das ſchriftliche Verfahren anzuordnen, 
wird abgelehnt“, mit dem Antrag „das 
ſchriftliche Verfahren vor dem AG. angu- 
ordnen“, ift unzuläſſig 2940 

88 23, 24. Die Verbeſſerung eines bei der 
Eintragung der Höhe des Aufwertungs⸗ 
betrags unterlaufenen Schreibfehler 
durch den Aktuar iſt keine „Berichtigung“ 
des Grundbuchs und rechtlich ohne jede 
Bedeutung. Die Berichtigung iſt aus⸗ 
ſchließlich dem Grundbuchrichter vorbe⸗ 
halten 3019 8 


Entmannung 


§ 42 k Ziff. 2 StGB. Die Vorausſetzungen 
für die Anordnung der E. 2144 13 

Die Sicherheitsverwahrung und die Ent- 
mannung können nicht nur dann neben⸗ 
einander angeordnet werden, wenn die 
unter § 202 StGB. fallenden früheren 
Taten zum Teil auf einem anderen Ge⸗ 
biet als dem des § 42 K liegen, ſondern 
auch dann, wenn nur Straftaten gegen 
die Sittlichkeit für die Sicherungsmaß⸗ 
regeln maßgebend ſind und keine der bei⸗ 
den Maßregeln für ſich allein ausreicht, 
die Allgemeinheit vor weiteren Sittlich⸗ 
keitsſtraftaten des Verurteilten zu ſchützen 
2145 14 

Vorausſetzung für die Anordnung der E. 
und der Sicherungsverwahrung. Das Ge- 
richt ift befugt, diejenige der beiden Si- 
cherungsmaßnahmen, die nach dem Er⸗ 
gebnis der Hauptverhandlung geboten 
iſt, anzuordnen ohne Rückſicht darauf, ob 
die StA. die eine oder die andere angu- 
ordnen beantragt hatte 2150 21 

Nr. 1 des § 42 k I StGB. ſetzt nicht als 
notwendig voraus, daß die zweite Straf⸗ 
tat erſt nach der erſten Verurteilung be⸗ 
gangen worden ſei, wird aber durch Nr. 2 
inſofern eingeſchränkt, als der Angekl. bei 
nur zufällig getrennter Aburteilung nicht 
ſchlechter geſtellt werden darf, als er im 
Falle möglicher gleichzeitiger Aburteilung 
beider Taten geſtellt wäre 3282 21 

8 42 Kk StGB. Für Anordnung der €. ift 
nicht erforderlich, daß die vom Tatrichter 
vorzunehmende Prüfung mit Sicherheit 
ergibt, daß die E. den Erfolg der Er⸗ 
tötung oder weſentlichen Herabſetzung des 
Geſchlechtstriebes haben werde 2410 10 

§ 42 k StGB. Das Gericht muß unter Ab⸗ 
wägung gegenüber dem Intereſſe an Zi- 
cherung der Allgemeinheit namentlich 
auch prüfen, welche Folgen der Maßregel 
für den betroffenen Verurteilten unter 
Berückſichtigung ſeiner feſtzuſtellenden 
perſönlichen Eigenart zu erwarten ſind 
2620 11 

Die E. iſt bei Beſtrafung Homoſexueller 
nach § 175 SGB. nicht zuläſſig. Eine 
Vorbeſtrafung nach § 175 StGB. reicht 
zur Erfüllung der Vorausſetzungen des 
8 42 k Nr. 1 StGB. nicht aus. Bei einer 
aus homoſexueller Veranlagung begange⸗ 
nen, aber nur aus § 176 Nr. 3 StGB. 
abgeurteilten Straftat und einer aus 
ähnlicher Triebrichtung begangenen Vor⸗ 
tat ſetzt die Anordnung der E. eine be⸗ 
ſonders ſorgfältige Prüfung voraus, ob 
die Allgemeinheit bei der Vornahme des 
Eingriffs vor weiteren Untaten des Ver⸗ 
brechers vorausſichtlich verſchont bleibt 
2918 ?0 

Als Grundlage für die Anordnung der E. 
genügt nicht die Verurteilung aus § 183 
StGB. ſchlechthin. § 42 k I Nr. 1 und 2 


Ei 
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ſetzen vielmehr voraus, daß der Augekl. 
wegen eines zur Erregung oder Befriedi⸗ 
gung des Geſchlechtstriebs begangenen 
Vergehens oder Verbrechens der öffent⸗ 
lichen Vornahme unzüchtiger Handlun⸗ 
gen verurteilt iſt oder wird. Für die An⸗ 
wendung des § 183 StGB. wird aber 
nicht verlangt, daß der Täter in ſolcher 
Abſicht gehandelt habe. Das Motiv der 
Geilheit bedarf daher, wenn die Anord⸗ 
nung der E. auf § 183 geſtützt werden 
foll, der beſonderen Begründung 2850 12 

§ 246 a StPO. Die Vernehmung des Sach⸗ 
verſtändigen ſetzt rechtlich voraus, daß 
dieſer, um zuverläſſige Grundlage für 
ſein Gutachten über den körperlichen Zu⸗ 
ſtand zu gewinnen, den Körper des zu 
Entmannenden ſoweit unterſucht, als er 
es ſeiner wiſſenſchaftlichen Überzeugung 
gemäß und ohne Rückſicht auf perſönliche 
Erklärungen des zu Unterſuchenden für 
nötig hält 2415 13 

§ 246 2 StPO. Die zwingend vorgeſchrie⸗ 
bene Vernehmung des Sachverſtändigen 
über den körperlichen und geiſtigen Zu⸗ 
ſtand des zu Entmannenden ſetzt die Un⸗ 
terſuchung des Täters durch den Sachver⸗ 
ſtändigen unerläßlich voraus. Die Unter⸗ 
ſuchung muß — wenn auch nicht aus⸗ 
ſchließlich — unter dem Geſichtspunkt der 
zu erwartenden E. ausgeführt ſein und 
ſich auf die geiſtige und körperliche Be⸗ 
ſchaffenheit des Unterſuchten gerade im 
Hinblick auf die E. erſtrecken 3064 15 

Die E. kann auch bei verminderter Zurech⸗ 
nungsfähigkeit angeordnet werden 291314 

Liegt ein Fall des § 51 II StGB. vor, jo 
muß zunächſt die Unterbringung des An⸗ 
gekl. in eine Heil⸗ und Pflegeanſtalt an⸗ 
geordnet werden. Die E. kann nur da⸗ 
neben angeordnet werden 2976 13 

Die Möglichkeit, daß der Verurteilte als 
Ausländer auf Grund des Geſ. über 
Reichsverweiſungen v. 23. Marz 1934, 
das in SS 7 Nr. 2, 11 I den § 42 m 
StGB. mit Wirkung vom 1. Juni 1934 
geſtrichen hat, von der zuſtändigen Lan⸗ 
despolizeibehörde ausgewieſen werden 
kann, darf die Entſcheidung des Gerichts 
über die Anordnung der E. nicht beein⸗ 
fluſſen 2410 ° 3302 14 


Entmündigung 


Beim Ehegattenerbhof ſteht die E. des Ehe⸗ 
manns der Erbhofeigenſchaft nicht ent⸗ 
gegen, auch wenn fie [hon vor dem 
1. Okt. 1933 ausgeſprochen wurde 2259 24 

§ 35 GewO. Der wegen Geiſtesſchwäche 
Entmündigte beſitzt nicht die für den Ge⸗ 
werbebetrieb eines Immobilienmaklers 
erforderliche Zuverläſſigkeit 3166 ? 

Entſcheidungsſammlung 

vgl. unter Rechtſprechung 

Entſchuldung, landwirtſchaftliche 

vgl. auch unter Oſthilfe 

Schrifttum zum SchRG. Schrifttum 2229 

Arbeitsgemeinſchaft der in E.ſachen tätigen 
Berliner Richter 2603 

Perſönliche und dingliche Sicherheiten im 
Zwangsvergleichsverfahren auf Grund 
des SHARE. 3104 

§ 1 SANG. Zum Begriff des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebs; gemiſchter Betrieb. 
Die Bedeutung der Eintragung der An⸗ 
erbengutseigenſchaft und der Entſchei⸗ 
dung des Erbhcger. über den Grundſtücks⸗ 
charakter 2275 10 

§ 1 SHRG. Zum Begriff des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebs. Die Vorausſetzun⸗ 
gen für die Eintragung nach dem An⸗ 
erbengutsgeſetz haben mit den Voraus⸗ 
ſetzungen für die Entſchuldung nach dem 
N v. 1. Juni 1933 nichts zu tun 
2646 11 


Sachregiſter 


$ 1 II Schaf. Aus dem Umſtand, daß die 
Schulden ſich im Rahmen der Mündel⸗ 
ſicherheitsgrenze halten, darf Grund zur 
Ablehnung der Eröffnung des l. Ever- 
fahrens nicht hergeleitet werden 2274 8 

SS 3, 11 f., 50 Sch. Die Eröffnung des 
I. E.verfahrens darf nicht wegen zu hoher 
Verſchuldung des Betriebsinhabers ab⸗ 
gelehnt werden 2273 4 

SS 3, 14 Sch. Kann Betriebsinhaber 
durch Vereinbarung mit ſeinen Gläubi⸗ 
gern ſeine ſämtlichen nicht dinglich oder 
nicht durch mündelſichere Hypothek ge⸗ 
ſicherten Schulden den Erforderniſſen des 
§ 14 anpaſſen, ſo kann er ſich i. S. des 
§ 3 I Ziff. 2 Sch R. ſelbſt entſchulden. 
Kann er dies nicht, und vermag er auch 
die den Beſtimmungen des $ 14 nicht ge- 
nügenden Schulden nicht zurückzuzahlen, 
fo muß auf ſeinen Antrag das E.verfah- 
ren eröffnet werden, wenn kein geſetz⸗ 
licher Hinderungsgrund vorliegt. Ein ge⸗ 
ſetzlicher Hinderungsgrund liegt nicht 
darin, daß die Verſchuldung die mündel⸗ 
ſichere Grenze nicht erreicht 32282 

Kann im I. E.verfahren das Vorhandenſein 
von Schulden, die mit dem landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieb nicht zuſammenhängen, 
zur Abweiſung des Eröffnungsantrags 
führen? 2958 

$ 31 Ziff. 5 Scha. Für einen Betrieb, 
der von der Oſthilfe entſchuldet worden 
ift, kann das l. E.verfahren vor dem AG. 
nicht erneut eingeleitet werden 3081 6, 
insbeſ. auch nicht, wenn er ein Erbhof iſt 
2941 € 

SS 3, 98 SANG. Der Antrag auf Eröff⸗ 
nung eines E.verfahrens nach dem Sch⸗ 
RG. ift abzulehnen, wenn die E. des Be- 
triebsinhabers nach den Vorſchriften der 
Oſthilfegeſetzgebung zu erfolgen hat. Die 
Zurücknahme des Oſthilfeantrags nach 
dem 14. Juni 1933 bewirkt nicht die Zu⸗ 
läſſigkeit eines Schuldenregelungsverfah⸗ 
rens 3312 5 

85 98, 3 I Nr. 5 SAHNE. Ein Wiederauf⸗ 
nahmeantrag für im Oſthilfegebiet lie⸗ 
gende Güter erſtreckt ſich nicht auf Be⸗ 
triebe desſelben Eigentümers außerhalb 
des Oſthilfegebiets. 8 50 SHRG. Berück⸗ 
fihtigunp eines anderen als des vom 
AG. erörterten Ablehnungsgrundes durch 
das BeſchwG. 2422? 

§ 14 SORG. Die Zinszahlungspflicht des 
Betriebsinhabers während des l. Eper- 
fahrens 2752 

SS 14, 83, 84, 89 SHNG. Die durch die 
Zinsſenkungs BO. v. 27. Sept. 1932 zum 
Ausgleich für die vorübergehende Zins⸗ 
herabſetzung gewährten Zuſatzforderun⸗ 
gen und ⸗hypotheken werden durch die 
demnächſt auf Grund des EHNG. be- 
wirkte endgültige Zinsherabſetzung nicht 
berührt 2782 1 

Die Beſtätigung des E.plans 3251 

§ 48 I SchRG. Akteneinſicht im I. E.ver- 
fahren 2602 

§ 50 T SORG. Anordnungen des E.gerichts, 
daß der Erlös aus zur Sicherung über⸗ 
eigneten Gegenſtänden zu hinterlegen iſt, 
find zuläſſig. Sofortige Beſchwerde iſt 
gegen ſolche Anordnungen nicht zuläſſig. 
Wirken derartige Anordnungen über das 
E.verfahren hinaus? 2872 3 

§ 57 SORG. Die auf Erſuchen einer Ge- 
nerallandſchaftsdirektion erfolgte Lö⸗ 
ſchung des Zwangsverwaltungsvermerks 
iſt gebührenpflichtig, auch wenn die Auf⸗ 
hebung der Zwangsverwaltung die not⸗ 
wendige Folge der Eröffnung des Ever- 
fahrens ift 22467 


§ 57 Sdt v. 1. Juni 1933 umfaßt nicht 
die Koſten der Eintragung einer Eigen⸗ 
tumsänderung im Grundbuch 2726 1 

§ 64 SchRG. Die Forderungen der öffent⸗ 
lichen Hand im I. E.verfahren 2320 

Die Darlehen aus Mitteln der wertſchaf⸗ 

fenden Arbeitsloſenfürſorge im E.verfah- 
ren 3255 

§ 81 SHRE.; 6. Durchf VO. Die Selbſtent⸗ 
ſchuldung 2439 

SS 3, 50, 106 Sch. Begriff des Sied- 
lungsbetriebes. Zuläſſigkeit der Be⸗ 
ſchwerde gegen Ablehnung der Eröffnung 
des E.verfahrens im Falle des § 106 II 
SHRE. 28017 

$ 106 II SHRG. Zum Begriff des land- 
wirtſchaftlichen Siedlungsbetriebes i. S. 
des SchRG. 33139 

Die Richtlinien zum SchR. find auch 
Auslegungsbehelf für das RErbhofG. 
2418 ° 

Die Richtlinien zur l. Schuldenregelung 
vom 13. Juni 1934 2523 

Art. 5 der Durchf VO. z. SchRG. v. 5. Zult 
1933 wie überhaupt der Lauf eines E.- 
verfahrens macht den Erlaß oder das Be⸗ 
ſtehen einer Einſtwfg., die der Siche⸗ 
rung von durch das E. verfahren ergriffe⸗ 
nen Anſprüchen dienen ſoll, nicht unzu⸗ 
läſſig 3151 

Art. 4 der 3. Durchf VO. z. I. E. ift infolge 
der Aufhebung des Art. 4 der 2. Durchf 
BO. durch Art. 11 der VO. über den 
Vollſtreckungsſchutz im l. E.verfahren ge- 
genſtandslos 2722 5 

Der Erbhof im I. Schuldenregelungsverfah⸗ 
EEN der 6. DurchfVO. z. SONG. 

Art. 1 I der 6. DurchfVO. z. Scha. Bis 
wann kann der Antrag auf Eröffnung 
des E.verfahrens geſtellt werden? 3115 

Art. 2 II der 6. DurchfVO. v. 7. Juli 1934, 
Das Antragsrecht des Kreisbauernfüh⸗ 
terg auf Eröffnung des E.verfahrens be- 
ſteht nur, wenn der Betriebsinhaber 
Bauer iſt. Eine ausdehnende Auslegung 
auf Landwirte iſt nicht möglich 2875 ! 

Vollſtreckungsmaßnahmen während an⸗ 
hängiger E.verfahren 3048 

Art. 2 I Nr. 2 LandweEntſchVollſtrSch VO. 
v. 27. Dez. 1933. Neue Vollſtreckungen 
find während des E.verfahrens ungu- 
läſſig. Das Vollſtreckungsverbot in Ge⸗ 
genſtände des beweglichen Vermögens 
erſtreckt ſich auf betriebsfremde Forderun⸗ 
gen und Vermögensſtücke des Betriebsin⸗ 
habers 2647 12 

Art. 2 Ziff. 2 LandweEntſchVollſtrSchVO. 
v. 27. Dez. 1933. Während der Dauer des 
l. E.verfahrens ift der Schuldner nicht 
zur Leiſtung des Offenbarungseids ge⸗ 
mäß § 807 RPO. verpflichtet 2520 2575 
3302 13 

Art. 2 Ziff. 2 LandweEntſch Vollſtr Sch VO. 
v. 27. Dez. 1933. Auch der im E.verfahren 
befindliche Schuldner iſt zur Offenbarung 
ſeines Vermögens gem. § 807 ZPO. ver- 
pflichtet. Er kann die Eidesleiſtung durch 
Abgabe der einfachen Vermögensverſiche⸗ 
rung gemäß § 19 d VollſtrMaßn VO. v. 
26. Mai 1933 abwenden, es ſei denn, das 
dieſes Recht infolge grundloſen Wider⸗ 
ſpruchs verwirkt ift 2939 1 

Gegen den Beſchluß, in dem die einſtweilige 
Einſtellung des Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahrens in ein Grundſtück wegen Er⸗ 
öffnung des E verfahrens gemäß Art. 21 
der VO. v. 27. Dez. 1933 feſtgeſtellt wird, 
iſt die ſofortige Beſchwerde gegeben. Die 
in Art. 2 1 Ziff. 1 VO. v. 27. Dez. 1933 
gegebene Beſtimmung der einſtweiligen 
Einſtellung des Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahrens in ein im E.verfahren befind- 


liches Grundſtück geht der Vorschrift des 
Fortgangs des Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahrens trotz Eintritts eines neuen 
e (§ 26 ZuvVerſtG.) vor 


Art. 2 II VO. v. 27. Dez. 1933. Selbſtver⸗ 
ſtändliche Vorausſetzung für den Erlaß 
einer EinſtwVfg. ift die Möglichkeit ihrer 
alsbaldigen Vollziehung. Die Möglichkeit 
der alsbaldigen Vollziehung beſteht nicht 
hinſichtlich der von einem ſchwebenden 
E.⸗verfahren ergriffenen Gegenſtände 
und Anſprüche. Inſoweit iſt der Erlaß 
einer EinſtwVfg. unzuläſſig 3151 

Die Beſtimmungen der Danziger VO. v. 
22. Sept. 1933 und 21. Dez. 1933 zur 
Regelung der landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe gelten nicht für Bürgſchaft, die 
von einem Danziger für einen im deut⸗ 
ſchen Entſchuldungsverfahren befind⸗ 
lichen Schuldner übernommen ift 2476 

Die landwirtſchaftliche E. in Danzig 3257 

§ 626 BGB. Wirtſchaftlicher Zuſammen⸗ 
bruch des Unternehmers als wichtiger 
Grund zu friſtloſer Entlaſſung der An⸗ 
geſtellten, insbeſ. bei E. und Zwangs⸗ 
verwaltung 3229 1 

Erbauseinanderſetzung 

vgl. unter Miterben 

Erbhof 

Handkommentar des RErbhofch. Schrift⸗ 
tum 2229 

EE im Dritten Reich. Schrifttum 


62 
Teen des RErbhGer. Schrifttum 
Einen in E.ſachen. Schrifttum 
n in E. ſachen. Schrifttum 


Iſt der Ehemann der Bauersfrau, die 
Eigentümerin des E. iſt, Bauer? 3116 

Die e e des RErbhof®. 
Zweck, Grundgedanken, SS 56—61. — 
Der Anerbe des NErbhof®. und die Er- 
ben nach allgemeinem Recht. Schrift⸗ 
tum 2837 

Fragen des Weinbaus im Errecht 3179 
ie Beſchwerdebefugnis nach dem NErb- 
bot. 2196 

Zwangsvollſtrekungsmöglichkeiten der So⸗ 
zialverſicherungsträger nach dem RErb⸗ 
hof. 2201 

Solange der Beſchluß über eine zum 
ErbhGer. eingelegte Beſchwerde noch 
nicht ausgefertigt und zugeſtellt iſt, kann 
er von dieſem Gericht bei Zurücknahme 
SEN „Beihtverde aufgehoben werden 


Zwei Fragen aus Reichserbhofrecht: 1. Wie 
find die Anrechte der Erbhöfe an den 
jog. landwirtſchaftlichen „Zweckgrund⸗ 
ſtücken“ zu behandeln? 2. Erübrigt ſich 
mit der Genehmigung der Abveräuße⸗ 
rung eines „Zweckgrundſtückes“ durch 
das Anerb®. aus § 37 II RErbhofß. 
die Einholung der Genehmigung aus 
S 4 I Prceſ. betr. die durch ein Aus- 
einanderſetzungsverfahren begründeten 
gemeinſchaftlichen Angelegenheiten vom 
2 April 1887? 2109 

Iſt in vor dem 1. Okt. 1933 eröffneten 
Teſtament die Ehefrau als Vorerbin 
und ſind die 3 Töchter als Nacherben 
eingeſetzt, ſo ſteht der Hof im Allein⸗ 
eigentum gemäß § 1 1 Ziff. 2 RErb⸗ 
bat. Die Beſtimmung, daß der Hof 
nach dem Tode der Vorerbin unter die 
11 in werden ſoll, kann nicht 

zur Durchfü z 
den SCH führung gebracht wer 

8 1 RErbhofcz. Beim Ehegatten. kann 
nur einheitlich über die E.eigenfchaft des 


Sachregiſter 


Geſamtbeſitzes Entſcheidung getroffen 
werden. Vor der Entſcheidung ift beiden 
Ehegatten und dem vorausſichtlichen An- 
erben Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben 2262 $1 2265 26 

§ 1 NErbhof®.; § 62 der 1. DurchfVO. 
Gehört Hof beim Inkrafttreten des R⸗ 
Erbhof. zum Geſamtgut einer fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft, ſo genügt es 
zur Entſtehung der E.eigenihaft, wenn 
der überlebende Ehegatte bauernfähig iſt 
2344 ? 

$ 1 II RErbhof®. Eine nur durch die 
perſönlichen Verhältniſſe des Eigentü⸗ 
mers veranlaßte Verpachtung eines E. 
ſteht der Eeigenſchaft auch dann nicht 
im Wege, wenn ſie für die Lebenszeit 
des Eigentümers gedacht ift 2165 ! 

§ 1 II NErbbofcz. Ständige Verpachtung 
eines Hofs iſt nur gegeben, wenn jede 
blutmäßige Verbindung des Eigentü⸗ 
mers mit ſeinem Beſitz verloren iſt und 
die Verpachtung der kapitaliſtiſchen Nut⸗ 
zung des im Hof verkörperten Vermö⸗ 
gens dient 22518 24161 24173 26961 

Ständig i. S. von § 1 II RErbhof®. ift 
eine Verpachtung jedenfalls dann nicht, 
wenn die Gründe für die Verpachtung 
ihrer Natur nach nur vorübergehende 
und nicht auf eine unabſehbare Zeit 
hinaus wirkſam find 29821 

SS 1, 2 RErbhof®. Die günſtige Lage des 
Grundbeſitzes um die pope ift nicht 
ausſchlaggebend dafür, ob eine kleine 
Beſitzung noch E. ift 2249 3 

88 1, 2 Rérbhofch. Die Wohnung für den 
Beſitzer iſt weſentlich für die Hofſtelle. 
Ihr Fehlen führt zur Verneinung der 
ee 27075 

88 1, 2 RErbhof®. Betreibt Bauer neben 
der Landwirtſchaft noch ein von ihr un⸗ 
abhängiges Gewerbe, ſo kommt es für 
die Eeeigenſchaft nur darauf an, ob der 
Anweſenseigentümer bei Aufgabe des 
gewerblichen Betriebs in der Lage wäre, 
ſich und ſeine Familie von der Land⸗ 
wirtſchaft allein zu ernähren 2249 ? 

$$ 1, 2, 6 RErbhofch. Wird Grundbeſitz 
teilweiſe landwirtſchaftlich, teilweiſe 
gärtneriſch genützt, ſo iſt er nur E., 
wenn er auch bei ausſchließlich land⸗ 
wirtſchaftlicher Nutzung noch Ackernah⸗ 
rung darſtellt 2249 4 

SS 1, 6 RErbhofch. Eine gärtneriſch auf- 
gezogene Baumſchule iſt in der Regel 
kein E., ſondern ein überwiegend ge⸗ 
werbliches und kaufmänniſches Unter⸗ 
nehmen 2251 ° 

$$ 1, 15 RErbhof®. Bei gemiſchten Be- 
trieben ift die E.eigenfchaft zu vernei⸗ 
nen, wenn der Gewerbebetrieb den 
Hauptbetrieb darſtellt. Die Richtlinien 
zum EntſchuldG. find auch Auslegungs⸗ 
behelf für das Erbhof. 2418 5 

88 1, 2 RErbhofch. Bei Entſcheidung über 
die Eeigenſchaft eines gemiſchtwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebes iſt maßgebend, welches 
der Hauptzweck des Betriebs ift 2419 7 

8S 1, 2 RErbhofd. Liegt E. vor, wenn 
neben der Landwirtſchaft ſelbſtändig ein 
Gewerbe betrieben wird, für einen der 
Betriebe aber erft eine eigene Hofſtelle 
geſchaffen werden muß? 2705 1 

$$ 1, 2 RErbhofch. Eine Geflügelfarm ift 
kein E., wenn die Tiere ausſchließlich 
oder in der Hauptſache mit gekauftem 
Futter ernährt werden 2705 ? 

SS 1, 2 NErbhof®. Zur Eceigenſchaft eines 
gemiſchten Betriebes. Beurteilung eines 
Grenzfalls 2788 3 

8$ 1, 10, 22 RErbhofGG. Der als Anerbe 
berufene Sohn des Bauern hat auch 
dann ein rechtliches Intereſſe an der 
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Feſtſtellung der E.eigenjhaft, wenn er 
bereits einen Erbhof hat. Er kann ſich 
einem Verfahren nach § 10 RErbhofb. 
auch durch Einlegung der Beſchwerde 
anſchließen. Ein E. fegt eine Hofſtelle 
voraus. Ein Nutzungsrecht an fremden 
Gebäuden erfüllt dieſe Vorausſetzungen 
nicht 2706 3 

Se 1, 10, 37, 38, 40, 46 RErbhof®. Wenn 
die E.eigenſchaft erft nach Anordnung 
der Zwangsverſteigerung begründet ſein 
ſoll, ſo ſteht dies einem Ausſetzungs⸗ 
beſchluß gemäß § 148 ZPO. durch den 
Verſteigerungsrichter nicht entgegen. 
Mit Rückſicht auf die rechtliche Verände⸗ 
rung, die ein Grundſtück durch die E.⸗ 
eigenſchaft (88 37, 38 RErbhof®.) er- 
fährt, find Bedenken aus § 135 BGB., 
§ 23 AmBerit®. nicht herzuleiten 2267 1 

SS 1, 17 RErbHof®. Beſitzungen, die im 
Wege der Zwangsvollſtreckung beſchlag⸗ 
nahmt ſind und bislang gemäß § 13 
KErbhof®. keinen E. bildeten, werden 
auch durch Veräußerung an eine bauern⸗ 
fähige Perſon ſo lange nicht zum E., 
wie die Beſchlagnahme fortdauert 2983 ! 

88 1, 15 RErbhof®. Beſitzung, die wegen 
fehlender Bauernfähigkeit des Eigen⸗ 
tümers am 1. Okt. 1933 nicht E. ge⸗ 
worden ift, wird durch Veräußerung an 
bauernfähige Perſon nicht zum E., wenn 
ſie vor der Veräußerung unter Zwangs⸗ 
verwaltung ſtand 2252 10 

$$ 1, 15 RErbhofch. Zur Begründung der 
E.eigenihaft eines im Geſamthand⸗ 
eigentum der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft ſtehenden Hofes genügt die 
Bauernfähigkeit der Ehefrau nicht, auch 
wenn der Hof von ihr in die Ehe ein⸗ 
gebracht wurde 2568 * 

$$ 1, 15 RErbhof®. Bei allgemeiner Gü- 
tergemeinſchaft genügt es für die E.⸗ 

. eigenichaft des vorhandenen Hofes, wenn 
ein Ehegatte bauernfähig iſt und am 
1. Okt. 1933 bauernfähig war 2569 5 
$ 1, 17, 57 RErbhofc d. Ein am 1. Okt. 
1933 im Geſamthandeigentum geſchie⸗ 
dener Ehegatten ſtehender Hofbeſitz iſt 
auch dann kein E., wenn die geſchie⸗ 
denen Ehegatten ſich nach dem 1. Okt. 
1933 wieder verheiratet haben 22481 

$ 2 II REıbhof®. Bei Beurteilung der 
Fähigkeit eines Grundbeſitzes zur Erhal⸗ 
tung einer Familie iſt nicht die im ein⸗ 
zelnen Fall vorhandene Familie maß⸗ 
gebend; es iſt vielmehr von einer Fa⸗ 
milie durchſchnittlicher Größe auszu⸗ 
gehen 27882 

§ 2 II RErbhof®. Unheilbar verſchuldete 
Bauernhöfe, beſonders ſolche, bei denen 
die wirtſchaftlich unhaltbare Lage auf 
ſchlechtes Wirtſchaften der Eigentümer 
oder Betriebsführer zurückzuführen iſt, 
müſſen der Wohltaten des RErbhofch. 
entbehren. In ſolchen Fällen ſind die 
Schulden bei der Prüfung, ob eine 
Ackernahrung vorhanden iſt, zu berück⸗ 
ſichtigen 2929“ 

8 2 RErbhof. Bei Entſcheidung der 
Frage, ob ein Grundbeſitz eine Ackernah⸗ 
rung darſtellt, kommt den vorhandenen 
Schulden inſofern Bedeutung zu, als 
aus ihrer Höhe ein Schluß darauf ge⸗ 
zogen werden kann, inwieweit der Be⸗ 
ſitz bisher eine Bauernfamilie unabhän⸗ 
gig vom Markt und der Wirtſchafts⸗ 
lage unter Sicherung des enden 
ablaufs zu ernähren und zu bekleiden 
imſtande war 3070 5 

§ 2 II RExbhof®. Bei Entſcheidung der 
Frage, ob Grundbeſitz eine Ackernah⸗ 
rung darſtellt, ſind alle Veränderungen 
zu berückſichtigen, die ſich bis zur Be⸗ 
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ſchlußfaſſung des entſcheidenden Gerichts 
vollzogen haben; dagegen können Er⸗ 
eigniſſe, die erſt in Zukunft möglicher⸗ 
weiſe eintreten, nur unter beſonderen 
Umſtänden für die Entſcheidung Bedeu⸗ 
tung gewinnen 32871 

$ 2 RErbhofcg. Iſt der Antrag geſtellt, 
über die E.eigenſchaft eines Beſitztums 
zu entſcheiden, fo darf fih das AnerbG. 
nicht darauf beſchränken, nur über ein 
Begriffsmerkmal derſelben, die Acker⸗ 
nahrung, Feſtſtellung zu treffen, ohne 
die ſonſtigen Vorausſetzungen eines E. 
in rechtlicher und perſönlicher Richtung 
zu prüfen, widrigenfalls das Verfahren 
an einem weſentlichen Mangel leidet. — 
88 11, 26 der 1. DurchfVO. z. RErb- 
Dof. Das RErbhcer. kann an das An- 
erb. zurückverweiſen, wenn ſchon bei 
ihm der die Zurückverweiſung verurſa⸗ 
chende Verfahrensverſtoß unterlaufen iſt 
und der Fehler im Verfahren vor dem 
ErbhGer. nicht geheilt wurde. § 26 der 
1. Durchf VO. Debt einer ſolchen Jurid- 
verweiſung nicht entgegen 3065 ! 

$ 3 II RErbhofcg. Bei ſchlechtem baulichen 
Zuſtande der Gebäude ift Hofſtelle erft 
dann nicht mehr gegeben, wenn der Ver⸗ 
fall oder die Zerſtörung die Benutzung 
als Wohn⸗ und Wirtſchaftsgebäude völ⸗ 
lig ausſchließen und mit der Beſeiti⸗ 
gung dieſes Zuſtands in abſehbarer Zeit 
nicht zu rechnen iſt. Das Vorhanden⸗ 
ſein eines dem Grundſtückseigentümer 
gehörigen Inventars iſt nicht Voraus⸗ 
ſetzung für die E.eigenjchaft 32872 

Die Beſchränkungen des § 4 RErbhofb. 
für die Aufteilung eines Grundbeſttzes 
in mehrere Erbhöfe greifen nur Platz, 
wenn die durch die Aufteilung entſtehen⸗ 
den mehreren Höfe nach wie vor den⸗ 
ſelben Eigentümer haben 2624 1 

BS 5, 38 RErbhofc G. Die Möglichkeit der 
Erklärung eines Grundſtücks zum E. 
rechtfertigt noch nicht die Aufhebung des 
Verſteigerungstermins 22715 

Wird Gelände als Bauland erworben in 
der Abſicht, es wieder zu veräußern, und 
wird es nur in der Zwiſchenzeit aus 
Zweckmäßigkeitsgründen oder des guten 
Ausſehens wegen vom Hofe aus be⸗ 
wirtſchaftet, ſo gehört es gemäß § 7 
RErbhofGG. nicht zum E. 2565 1 

87 RErbhofG. Ein Grundſtück gehört auch 
dann zum E., wenn es ſeit dem Erwerb 
durch den Bauern i. J. 1919 wegen Vor⸗ 
liegens beſonderer Umſtände nicht von 
der Hofſtelle aus bewirtſchaftet worden 
iſt und vorübergehend durch Verpach⸗ 
tung genutzt wurde 3293 


§ 8 RErbhofc. Schreibtiſch und Geldſchrank 
find nicht E.zubehör 2269 3 

s 10 ReErbhofc . Eine beſchlußmäßige 
Feſtſtellung der E.eigenihaft eines 
Grundbeſitzes von Amts wegen, ohne 
Antrag des Eigentümers oder Kreis⸗ 
bauernführers, ift unzuläſſig 2250 5 

§ 10 RErbhofc G. Das Einſpruchsverfahren 
führt nur zu ſummariſcher Prüfung der 
Frage der E.eigenfchaft, die ausreicht, 
um die Eintragung in die Erbhöferolle 
und damit die Vermutung des § 1 der 
2. Durchf VO. zu tragen. Eine rechts⸗ 
kräftige Entſcheidung über die E.eigen- 
ſchaft ſelbſt kann nur in dem Verfahren 
nach $ 10 RErbhof®. erreicht werden 
2233 

Iſt Eigentümer im Anlegungsverfahren 
mit ſeinem Einſpruch gegen Aufnahme 
ſeiner Beſitzung in das gerichtliche Ver⸗ 
zeichnis der Erbhöfe unterlegen, ſo iſt er 
nicht gehindert, nachträglich den Antrag 


Sachregiſter 


auf Feſtſtellung der E. eigenſchaft gemäß 
$ 10 RErbhofch. zu Delen 2256 18 


St im Verfahren nach § 10 RErbhofcg. 


die Eteigenſchaft eines Grundbeſitzes feft- 
geſtellt und haben Eigentümer und 
Kreisbauernführer den Beſchluß rechts⸗ 
kräftig werden laſſen, ſo kann ein Hypo⸗ 
thekengläubiger, der zu dem Verfahren 
nicht zugezogen war, gegen den Beſchluß 
Beſchwerde einlegen. Umfang der ſach⸗ 
lichen Rechtskraft der Entſcheidungen 
der Anerbenbehörden 26252 


Slawen ſind den Deutſchen ſtammesgleich 


$ 


i. S. des § 13 RErbhof®. 2480 t 


13 RErbhof®. Die im deutſchen Teil des 


ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtim⸗ 
mungsgebiets wohnenden Angehörigen 
der polniſchen Minderheit können nicht 
für ſich in Anſpruch nehmen, daß das 
NMErbhofcg. auf ihre Beſitzungen keine 
Anwendung findet 3138 1 

14 RErbhof®. Beim Chegatten®. fteht 
die Entmündigung des Ehemanns der 
E.eigenſchaft nicht entgegen, auch wenn 
fie ſchon vor dem 1. Okt. 1933 aug- 
geſprochen wurde 2259 24 


Für das Vorliegen eines Ehegatten. ge- 


nügt es, wenn ein Ehegatte bauern⸗ 
fähig iſt 2261 30 


$ 15 RErbhof®. Zuchthausſtrafe ift, wenn 


$ 


fie nicht ſehr lange zurückliegt und das 
ſpätere Verhalten nicht endgültige Um⸗ 
kehr des Beſtraften zeigt, ſtets mit der 
Bauernehre unvereinbar 2262 32 

15 RErbhof s. Mangelnder Wille zu 
eigener Bewirtſchaftung des Hofs iſt 
nicht gleich der mangelnden Fähigkeit 
hierzu und beeinträchtigt nicht notwen⸗ 
dig die Bauernfähigkeit 24172 

15 RErbhof®. Eine entehrende gericht⸗ 
liche Strafe (Zuchthausſtrafe, Ehrver⸗ 
luſt) ſchließt nicht in jedem Falle die 
Ehrbarkeit aus. Ein weit zurückliegen 
des ehrloſes Verhalten, kann außer acht 
gelaſſen werden, wenn der Täter in der 
Zwiſchenzeit ein völlig einwandfreies 
Leben geführt und ſich dadurch die all⸗ 
gemeine Achtung wiedererworben hat 
2626 3 

15 RErbhofcg. Landwirt, der ſich aktiv 
für die KPD. betätigt hat, ift nicht ehr- 
bar. Er muß, wenn er anderen Sinnes 
geworden iſt, erſt längere Zeit hindurch 
nachhaltig und durch die Tat beweiſen, 
daß er ſeine frühere Auffaſſung grund⸗ 
legend geändert hat 2858 3 

15 RErbhof®. Die Fähigkeit zur Wirt- 
ſchaftsführung und die Bauernfähigkeit 
ſind Dauereigenſchaften, die durch einen 
ſeiner Natur nach vorübergehenden Zu⸗ 
ſtand nicht aufgehoben und beſeikigt 
werden 2982 1 


SS 17, 3 RErbH0f®. Die E.eigenschaft eines 


Grundbeſitzes wird nicht dadurch beein- 
trächtigt, daß die Wohn⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsgebäude im Miteigentum mit drit⸗ 
ten Perſonen ſtehen, wenn tatſächlich die 
Wohngebäude und weſentlichen Wirt⸗ 
ſchaftsgebäude zu getrenntem Beſitz aut- 
geteilt ſind und nur unweſentliche Teile 
der Hofſtelle (Tenne, Einfahrt, Keller) 
gemeinſam benutzt werden müſſen 3291 ? 


$$ 17, 37 RErbhofcG. Der Erwerb von E.⸗ 


8 


grundbeſitz, auch von ganzen Erbhöfen 
durch juriſtiſche Perſonen, insbeſ. durch 
behördlich zugelaſſene Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaften, iſt bei Vorliegen eines wichti⸗ 
gen Grundes zuläſſig 2258 28 

17 RErbhof®. Die rechtliche Natur eines 
Hofes als E. wird nicht dadurch berührt, 
daß an dem zwiſchen den Hofgebäuden 
liegenden Hofraum neben dem Etbauern 


ein Nachbar als Miteigentümer betei⸗ 
ligt ift 2861 7 

Das Anerb®. kann nach § 18 RErbhofch. 
nicht nur über die Bauernfähigkeit des 
Hofbeſitzers, ſondern auch über die 
Bauernfähigkeit anderer Perſonen Feſt⸗ 
ſtellung treffen, vorausgeſetzt, daß der 
Antragſteller ein rechtliches Intereſſe an 
der Feſtſtellung hat. Ein ſolches Inter⸗ 
eſſe iſt vor allem ſeitens des Bauers 
hinſichtlich der Bauernfähigkeit des in 
erſter Linie berufenen Anerben gegeben 
2095 

$S 18, 48 RErbhof®. Einzelne Sätze der 
Begründung eines anerbengerichtlichen 
Beſchluſſes können, ſelbſt wenn ſie un⸗ 
richtig und für die Begründung des Be⸗ 
ſchluſſes überflüſſig find, vom BeſchwG. 
nicht geändert werden. Deshalb ſteht 
dem durch die Unrichtigkeit des Satzes 
Ee kein Beſchwerderecht zu 
139 2 

$$ 19, 38, 59 RErbhofG. Der Anerbe 
eines E. kann eine Beſchränkung ſeiner 
perſönlichen Haftung für die Nachlaß 
verbindlichkeiten ſowohl durch (Grotz. 
kung der Anordnung des Nachlaßkonkur 
ſes oder der Nachlaßverwaltung als auch 
auf Grund der Erſchöpfungseinrede her 
beiführen; allerdings können der Nach⸗ 
laßkonkurs und die Nachlaßverwaltung 
ſowie die Zurverfügungſtellung des 
Nachlaſſes auf Grund der Erſchöpfungs⸗ 
einrede fih nur auf die der Vollſtrek⸗ 
kung unterliegenden Nachlaßgegenſtände 
beziehen 27013 

§ 20 RErbhofG. Vereinigen fih die An- 
teile an der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft in der Hand des überlebenden 
Ehegatten, ſo wird dieſer Alleineigen⸗ 
tümer des zur fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft gehörigen E. Ein Anerben⸗ 
fall nach § 62 IV der 1. DurchfVO. 
z. RErbhofG. tritt nicht ein 2480 5 

In Ausnahmefällen kann beim Vorliegen 
wichtiger Gründe auch bei Vorhanden⸗ 
ſein von nach § 20 RErbhofG. anerben⸗ 
berechtigten Perſonen die Veräußerung 
eines Hofs an Familienfremden geneh⸗ 
migt werden 2990 8 

§ 25 RErbhofch. Mit Genehmigung des 
Anerb®. kann auch der Sohn einer noch 
lebenden, in erſter Linie als Anerbin 
berufenen Tochter des Bauern zum An⸗ 
erben eingeſetzt werden 3139 3 

§ 25 I Ziff. 1 und 2 RErbhofcg. An- 
erbenrecht iſt in einer Gegend Brauch 
geweſen, wenn nach der überwiegenden 
Gewohnheit der bäuerlichen Bevölkerung 
der Hof ungeteilt gegen billige Abfin⸗ 
dung der übrigen Erben einem Erben 
übertragen wurde. Freie Beſtimmung 
des Anerben durch den Bauern i. S. des 
§ 25 I Ziff. 2 iſt nur dort üblich ge⸗ 
pelen, wo kein beſtimmter Brauch bzgl. 
der Perſon des Anerben beſtanden hat 
2860 5 

SS 20, 25 RErbhofc h. Der Sohn einer 

Schweſter des Bauern kann auch dann 
zum Anerben eingeſetzt werden, wenn 
die Schweſter noch lebt 2253 12 

Së 20, 25 RErbhofcG. Jugendliches Alter 
(11 Jahre) iſt kein Grund, den als An⸗ 
erben berufenen Sohn zugunſten einer 
Tochter zu umgehen 32121 

§ 25 RErbhofch. Anerbenrecht ift überall 
da Brauch geweſen, wo überwiegende 
Gepflogenheit der bäuerlichen Bevölke⸗ 
rung, Höfe geſchloſſen zu vererben oder 
zu übertragen, beſtanden hat und wo zu 
der rein tatſächlichen überwiegenden Ge⸗ 
wohnheit noch das Bewußtſein einer 
Bindung an dieſe Übung hinzukam. 


Freie Beſtimmung des Anerben durch 
den Bauern iſt ſo lange üblich geweſen, 
als nicht bei der überwiegenden Mehr⸗ 
zahl der Bauern die Meinung beſtanden 
hat, daß der Hof dem Alteſten oder 
Jüngſten gebühre 2253 18 

§ 21 III R Erbhof. Ob in einer Gegend 
Alteſten⸗ oder Jüngſtenrecht Brauch 
war, richtet ſich danach, ob in der betr. 
Gegend der Hof in der Regel an den 
älteſten bzw. jüngſten Sohn übergeben 
wurde und ob Übergabe an andere Kin⸗ 
der als Ausnahmefall angeſehen wurde. 
Auch in Württemberg hat in dieſer Hin⸗ 
ſicht in einzelnen Gegenden ein be⸗ 
ſtimmter Brauch gegolten 2861 ® 

Zur teſtamentariſchen Anerbeneinſetzung 
einer Tochter unter Übergehung des ein⸗ 
zigen Sohnes kann das AnerbG. feine 
Zuſtimmung nur bei Vorliegen trifti⸗ 
ger, gegen die Berufung des Sohnes als 
Anerben ſprechender Gründe erteilen 
2260 25 

8 25 I Ziff. 3 RErbhofcg. Wiederholte 
Streitigkeiten zwiſchen dem Bauern und 
dem geſetzlich berufenen Anerben kön⸗ 
nen wichtigen Grund bilden, eine Ab⸗ 
weichung von der Anerbenfolge inner⸗ 
un ber erſten Ordnung zu genehmigen 
7 

§ 25 III RErbhof®. Schon bei Eingehung 
der Ehe eines Bauern können Umſtände 
vorliegen, die einen wichtigen Grund 
für die Genehmigung eines Ehe⸗ und 
Erbvertrags bilden, in welchem u. a. be⸗ 
ſtimmt iſt, daß bei der künftigen Nach⸗ 
folge in den Hof die Anerben der 4. Ord⸗ 
nung (Töchter) vor denen der 2. und 
3. Ordnung berufen find 2991 

$8 25, 28 RErbhofch. Die teſtamentariſche 
Beſtimung des Anerben betrifft gebüh⸗ 
renxechtlich nicht ein Recht am E., fon- 
dern den E. ſelbſt. Der Wert des E. ift 
für die Gebührenberechnung in Erman⸗ 
gelung eines Verkehrswerts nach § 22 
II PrGKG. zu ſchätzen 2932 

SS 25, 48 RErbhofGG. Gegen Beſchluß des 
Anerb®., durch den Ausſetzung des Ber- 
fahrens angeordnet wird, findet gemäß 
$ 19 FGG., § 11 der 1. Durchf VO. die 
einfache Beſchwerde ſtatt. Die Frage, ob 
wichtiger Grund vorliegt, daß ein 
Bauer ſtatt ſeines Sohnes ſeine Tochter 
zum Anerben beſtimmt, iſt nicht allein 
nach der Bauernfähigkeit des Sohnes, 
ſondern nach der Geſamtheit der vor⸗ 
handenen Umſtände zu beantworten. 
Ausſetzung des Verfahrens, um dem 
Sohne Gelegenheit zu geben, feine 
Bauernfähigkeit unter Beweis zu ſtellen, 
ift nicht zuläſſig 2255 10 

8 29 II 1 NErbhof®. Das Anerb®. hat eine 
Ausſchlagungserklärung des Anerben in 
eigener Zuständigkeit entgegenzunehmen. 
Solange Zweifel beſtehen, ob ein Hof E. 
ift, und ſolange nicht klargeſtellt ift, 
wer als Anerbe berufen iſt, hat das 
AnerbGG. von Dë aus keine Veranlaſ⸗ 
fung, um die Herbeiführung von Aus⸗ 
ſchlagungserklärungen beſorgt zu ſein. 
Für ein hierauf gerichtetes Rechtshilfe⸗ 
erſuchen des Nachlaßgerichts iſt kein 
Raum. Die Zuſtändigkeiten des OLG. 
und des NG. im Rechtshilfeverfahren 
(S 159 I 1, 3 GVG.) find auch dann 
gegeben, wenn ein Anerb®. ein Rechts⸗ 

hilfeerſuchen abgelehnt hat 3053 1 

Së 30 ff. RErbhofch. Erbanseinanderſet⸗ 
zungsanſprüche auf Grund eines Erb⸗ 
auseinanderſetzungsvertrages unterlie⸗ 
gen nicht der Regelung durch das An⸗ 
erb®. gemäß 88 30 ff. Rerbhofch. Ein 


Sachregiſter 


derartiges Verſahren vor den Auer. 
ift unzuläſſig 2927 

Bedeutung der Verſorgungsanſprüche nach 
SS 30, 31 RErbhofc§. bei der Prüfung, 
ob Grundbeſitz eine Ackernahrung dar⸗ 
ſtellt (S 2 RErbhofch.) 2994 13 

88 30, 37 NErbhof®. Die weiblichen Ab- 
kömmlinge des Bauern haben nach § 30 
ReErbhofcZ. nicht nur Anſpruch auf Aus- 
ſteuer zur Einrichtung des Haushalts, 
ſondern darüber hinaus auch Anſpruch 
auf eine dem Stande des Hofes entjpre- 
chende Ausſtattung 2255 * 

$ 37 II RExrbhof®. Zur Austattung und 
Exiſtenzgründung eines weichenden Er⸗ 
ben kann bei Vereinbarung tragbarer 
Tilgung die Belaſtung eines E. mit 
Hypothek genehmigt werden. Eine Siche⸗ 
rungshyvothek, die dem Kreditnehmer 
ermöglicht, an Stelle des erhaltenen 
Kredits nach Rückzahlung anderweit 
Kredit auf Grund der Sicherung in 
Anſpruch zu nehmen, ijt jedoch als Ze: 
laſtung ungeeignet 2256 17 

Der familienrechtliche gegen die Eltern ge⸗ 
richtete Ausſteueranſpruch nach 8 1620 
BGB. und der erbhofrechtliche gegen den 
Anerben gerichtete Verſorgungsanſpruch 
nach § 30 RErbhofG. find nicht identiſch. 
Nur über den letzteren hat das Anerb. 
gemäß § 32 RErbhof. zu entſcheiden 
2790 5 2900 

§ 37 II RErbhof®. Barausſtattung ver- 
dient vor der Ausftattung mit vom E. 
wegzugebenden Grundſtücken auch dann 
den Vorzug, wenn die erforderlichen Bar⸗ 
mittel nur durch Belaſtung des Hofes be⸗ 
ſchafft werden können 3212 ® 

§ 37 III NErbhofch. Zum Begriff des 
Übergabevertrages 2166 2442 

Der Hofesübergabevertrag nach dem RErb⸗ 
hof g. Schrifttum 3262 

Die von den Anerbenbehörden im Verfah⸗ 

ren über die Genehmigung eines Über- 

gabevertrags auferlegten, den Inhalt des 

Vertrags abändernden Bedingungen be- 

dürfen zu ihrer Wirkſamkeit nachträg⸗ 

licher Feſtlegung in notarieller Urkunde 

2261 2° 

37 RErbhof®. Die in Übergabevertrag 

vereinbarte Zurückbehaltung von Grund- 

ſtücken durch den Übergeber kann nur bei 

Vorliegen eines wichtigen Grundes ge- 

nehmigt werden. Der ſeit längerer Zeit 

geübte Brauch ſolcher Zurückbehaltung iſt 

aber für ſich noch kein wichtiger, die Ge⸗ 

nehmigung rechtfertigender Grund 2780 1 

SS 31, 37, 56 RErbhof. Es widerſpricht 
dem Zweck des RErbhofG., wenn in 
Übergabevertrag dem Übergeber freier 
Wegzug vom Hof eingeräumt iſt und dem 
Übernehmer im Falle eines ſolchen Weg⸗ 
zugs die Pflicht zur Nachbringung der 
Reichniſſe und zur Vergütung der Koſten 
der neuen Wohnung auferlegt ift 2569 ° 

SS 31, 37, 56 RErbhof cd. Die in Übergabe- 
vertrag getroffene Vereinbarung, daß bei 
Wegzug des Übergebers aus Verſchulden 
des Übernehmers die Naturalreichniſſe 
bis auf eine Wegſtunde vom Übernehmer 
nachzuliefern und die Koſten der neuen 
Wohnung von ihm zu tragen find, mider- 
ſpricht dem Sinn des RErbhofG. 2628 

§ 37 II RErbhofG. In Übergabevertrag 
kann vereinbart werden, daß die Alten⸗ 
teilsreichniſſe den Übergebern 5 km im 
Umkreis nachzuliefern ſind, falls dieſe 
aus Verſchulden des Übernehmers oder 
eines ſeiner Familienangehörigen ge⸗ 
zwungen ſind, den Hof zu verlaſſen. Für 
die Lieferung von Milch und Butter wie 
für die Wohnung kann in dieſem Falle 


ur 


23) 


Geldentſchädigung feſtgeſetzt werden 
9 
§ 37 II RErbhofcg. Werden in Übergabe⸗ 
vertrag Leibgedingsleiſtungen vereinbart 
und von den Anerbenbehörden als trag⸗ 
bar zugelaſſen, ſo iſt der Antrag auf Ge⸗ 
nehmigung dinglicher Sicherung durch 
Eintragung einer Reallaſt in das Grund⸗ 
buch grundſätzlich zu genehmigen 3215 ° 
Sg 37, 25 RErbhof®. Soll bei Hofesüber⸗ 
gabe der zunächſt berufene geſetzliche An⸗ 
erbe übergangen werden, ſo haben die 
Anerbenbehörden die Vorausſetzungen 
hierfür in gleicher Weiſe wie bei Verfü⸗ 
gung von Todes wegen zu prüfen 32177 
88 37 III, 31 RErbhofcz. In Hofübergabe⸗ 
vertrag ſind für den Fall des Todes eines 
der Altenteiler die teilbaren Altenteils⸗ 
leiſtungen in der Regel zu kürzen. Für 
Streitigkeiten über die Altenteilsleiſtun⸗ 
gen wird zweckmäßig die Zuſtändigkeit 
des AnerbG. vereinbart 2988 € 
§ 37 II RExbhof®. Werden in Übergabe- 
vertrag für die übergebenden Ehegatten 
Austragsreichniſſe in zuläſſiger Höhe feſt⸗ 
geſetzt, die auch nach dem Tode eines der 
Ehegatten unverandert fortzuentrichten 
find, fo können die Anerb®. nicht zur 
Auflage machen, daß die Reichniſſe nach 
dem Tode des erſtverſterbenden Ehegatten 
nur mehr in halber Höhe zu gewähren 
find 2989 7 
Die Frage, ob die Altenteilsleiſtungen aus 
E. bei Wegfall eines der berechtigten 
Gatten herabzuſetzen ſind, iſt nach dem 
örtlichen Brauchtum zu entſcheiden 3257 
8 37 Reérbhofch. Auch in Übergabeverträ- 
gen muß grundſätzlich die Mündelſicher⸗ 
heitsgrenze als Belaſtungsgrenze inne- 
gehalten werden, In der Übergangszeit 
ſind allerdings beſondere Fälle denkbar, 
in denen zur Vermeidung unbilliger Här⸗ 
ten ein Überſchreiten dieſer Grenze aus⸗ 
nahmsweiſe zugelaſſen werden kann 
28542 
§ 37 II RErbhof®. Bei der Genehmigung 
eines in Gutsübergabevertrag vereinbar⸗ 
ten Gutsabſtandsgeldes und für die Be⸗ 
meſſung der Höhe der Elterngüter der ab⸗ 
gefundenen Geſchwiſter iſt dem Umſtand 
Rechnung zu tragen, daß der Übernehmer 
durch die Übergabe vorzeitig in den Ge⸗ 
nuh der Erträgnifie des Hofs kommt 
299140 
$ 37 II, III RExbhof®. Zuläſſigkeit von 
Kapitalzahlungen an den Hofesabgeber 
neben dem Altenteil. Fehlen in Übergabe- 
vertrag weſentliche Abreden, ſo iſt der 
beurkundete Vertrag wegen Formman⸗ 
gels gemäß § 313 BGB. nichtig und kann 
auch durch Auflaſſung und Eintragung 
nicht wirkſam werden, da die von den 
Vertragſchließenden vorgenommene Ver⸗ 
äußerung vom Anerb®. nicht genehmigt 
ift 3140“ 
37 I und II RErbhofcg. Auch ſchon der 
Entwurf eines genehmigungspflichtigen 
Rechtsgeſchäfts (Übergabevertrag) kann 
vom Anerb&. genehmigt werden. Die 
dingliche Sicherung des Leibgedings be⸗ 
darf hinſichtlich des Wohnungsrechts (be⸗ 
ſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit) keiner 
Genehmigung; hinſichtlich der Altenteils⸗ 
EC (Reallaſt) ift fie unbedenklich 
329 
§ 37 II RErbhofG. Wichtiger Grund fann 
auch die Errichtung einer Stiftung fein 
2345 4 
§ 37 II RErbhofcd. Sicherung des Eheein⸗ 
bringens eines Ehegatten iſt nicht ohne 
weiteres wichtiger Grund zu dinglicher 
Belaſtung des Hofes, auch wenn das Ehe⸗ 


un 


40 


einbringen für Zwecke des Hofs verwen⸗ 
det wird 2418 8 

Die Vorſchrift des § 37 II RErbhofcg. hat 
als wichtige Gründe für die Veräußerung 
nur wirtſchaftliche Notwendigkeiten im 
Auge. Die Stiftung eines „Jahrtages“ 
ift deshalb kein wichtiger Grund 3066 1 

$ 37 RErbhof®. Die Beſtellung einer ſelb⸗ 
ſtändigen Kohlenabbaugerechtigfeit an E. 
bedarf, gleichviel, ob fie für den Grund- 
eigentümer ſelbſt oder für Dritten erfolgt, 
nicht der Genehmigung des AnerbG. 
2241 1 

$ 37 RErbhofch. Zwecks Vermeidung von 
Härten kann in der Übergangszeit die 
Abtrennung einzelner Grundſtücke von 
einem E. zur Abfindung einzelner Kinder 
genehmigt werden, wenn dadurch die E.- 
eigenſchaft des Reſtbeſitzes nicht beein⸗ 
trächtigt wird 2260 26 

§ 37 II RErbhof®. Bei Vorliegen beſon⸗ 
derer Umſtände kann die Genehmigung 
zur Abveräußerung von Teilen eines E. 
auch dann erteilt werden, wenn dadurch 
der Reſtbeſitz keine Ackernahrung mehr 
darſtellt und deshalb die Eleigenſchaft 
verliert 2344 1 

$ 37 II RExbhof®. Die Annahme eines 
wichtigen Grundes für die ausnahms⸗ 
meife Veräußerung von E.grundbeſitzmuß 
an ſtrenge Vorausſetzungen geknüpft 
werden, damit nicht durch Art und Um⸗ 
fang der gewährten Ausnahmen die Ver⸗ 
wirklichung der Grundziele des Geſetzes 
gefährdet wird. Sonderintereſſen des 
Käufers und Verkäufers an einer Ver⸗ 
äußerung oder Belaſtung müſſen hinter 
dem Intereſſe der Allgemeinheit an der 
Erhaltung des E. in ungeſchmälerter 
Größe zurücktreten 2926 2 

Der Genehmigung nach $ 37 RErbhof®. 
unterliegt nur das dingliche Veräuße⸗ 
rungsgeſchäft, nicht das ſchuldrechtliche 
Grundgeſchäft. Gegenſtand der Genehmi⸗ 
gung iſt dabei die Erfüllung eines inhalt⸗ 
lich beſtimmten Verpflichtungsgeſchäfts; 
ſie kann bei Feſtſtehen des letzteren auch 
ſchon vor der Vornahme des dinglichen 
Geſchäfts erteilt werden. Wird die Ge⸗ 
nehmigung zu Veräußerung ſchon vor 
der Auflaſſung erteilt, jo ift damit nicht 
geſagt, daß den Beteiligten auch ein An⸗ 
ſpruch auf Erteilung der Auflaſſung zu⸗ 
ſteht 26972 

§ 37 RErbhofG. Wird die Veräußerung von 
E.grundſtücken ausnahmsweiſe geneh⸗ 
migt, ſo iſt der Kaufpreis zum Nutzen des 
Hofes zu verwenden und dieſe Verwen⸗ 
dung durch geeignete Auflagen im Ge⸗ 
nehmigungsbeſchluß ſicherzuſtellen. Dies 
gilt auch, wenn die Kaufſumme gering- 
fügig iff 2853 1 3135 ® 

§ 37 RErbhof®. Die Veräußerung eines E. 
kann ohne Vorlage eines inhaltlich be⸗ 
ſtimmten Vertrages, aus dem auch die 
Perſönlichkeit des Erwerbers hervorgeht, 
nicht genehmigt werden 2986 

$8 37, 17 RErbhof®. Bei der Entſcheidung 
jüber die Genehmigung von Rechtsgeſchäf⸗ 
ten, die vor dem Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes geſchloſſen find, muß milderer Maf- 
ſtab angewendet werden. Erwirbt trotz 
beſtehender Gütergemeinſchaft ein Ehe⸗ 
gatte einen E., ſo wird er nicht Teil des 
Geſamtgutes der Eheleute, ſondern Son⸗ 
dergut des erwerbenden Ehegatten 3213 « 

$ 37 II RErbhofG. Ein wichtiger Grund 
zur Belaſtung eines E. kommt nur in 
Betracht, wenn die Erhaltung des Hofs 
eine Belaſtung dringend erforderlich 
macht oder wenn ganz beſondere Um⸗ 
ſtände die Verſagung der Belaſtung für 
den Gläubiger oder einen ſonſt wirtſchaft⸗ 


Sachregiſter 


lich Beteiligten als unerträgliche Härte 
erſcheinen laſſen. Das Verlangen nach 
Sicherung eines ſchon vor dem 1. Okt. 
1933 gegebenen Darlehns rechtfertigt 
hiernach eine Belaſtung nicht, wenn das 
Darlehn längere Zeit ungeſichert war, 
auch wenn die Sicherung bei Hingabe des 
Se in Ausfiht genommen war 
2983 2 
$ 37 II RErbhofG. Die Genehmigung, den 
E. mit einer Hypothek zur Sicherung 
einer Abfindungsforderung zu belaſten, 
legt dem Eigentümer nicht die Verpflich⸗ 
tung auf, die Abfindungsforderung zu 
zahlen. Der Eigentümer kann daher nicht 
Beſchwerde gegen den genehmigenden 
Beſchluß einlegen mit der Behauptung, 
dem Gläubiger ſtehe die Forderung nicht 
mehr in voller Höhe zu 2985 2 
§ 37 II RErbhof®. Ein wichtiger Grund 
zur Belaſtung eines E. ift nicht ſchon 
darin gegeben, daß für eine Schuld ding⸗ 
liche Sicherung vor dem 1. Okt. 1933 zu⸗ 
geſagt war. Nur wenn die Belange des 
Hofs ſelbſt die Belaſtung dringend erfor⸗ 
derlich machen oder die Verſagung der 
Sicherung für den Gläubiger eine beſon⸗ 
ders unbillige Harte bedeutet, iſt die Ge⸗ 
nehmigung dinglicher Belaſtung gerecht⸗ 
fertigt 2855 4 
$ 37 II RErbhofch. Ein wichtiger Grund 
für die Belaſtung eines E. iſt bei Um⸗ 
ſchuldung beſonders dann gegeben, wenn 
durch die Belaſtung unter Erzielung 
eines erheblichen Kursgewinns Wäh⸗ 
rungsſchulden abgedeckt werden 2857 1 
SS 37 II, 15 II RErbhofGG. Ein wichtiger 
Grund für die Genehmigung der Be⸗ 
laſtung eines E. iſt nur dann gegeben, 
wenn die Belaſtung im Intereſſe des 
Hofes liegt, oder wenn die Verſagung 
der Genehmigung für den Gläubiger oder 
einen ſonſt wirtſchaftlich Beteiligten aus 
ganz beſonderen Gründen eine unerträg⸗ 
liche Härte bedeuten würde. Wenn die 
Beteiligten in der Zeit vor dem Inkraft⸗ 
treten des RErbhofGG. auf dingliche Si- 
cherung ihrer Anſprüche keinen Wert ge⸗ 
legt haben, ſo wird die Verſagung der 
Genehmigung in der Regel keine über⸗ 
mäßige Härte darſtellen. Die Befürch⸗ 
tung, der Schuldner werde ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen ohne dingliche Sicherung 
nicht nachkommen, erſcheint angeſichts der 
durch § 15 II RErbhofcg. eingeführten 
Standesaufſicht nicht begründet 3288 3 
§ 37 II RExbhof®. Eine Genehmigung des 
Anerb®. ift nicht erforderlich, wenn auf 
Höchſtbetragshypothek durch den Hypo⸗ 
thkengläubiger Zahlungen geleiſtet 
waren, die dadurch entſtandenen Forde⸗ 
rungen aber durch den Eigentümer ſchon 
wieder ganz oder zum Teil getilgt waren 
und jetzt die Hypothek wieder ausgefüllt 
werden ſoll. Dasſelbe gilt von Grund⸗ 
ſchulden, die zur Sicherung von Forde⸗ 
rungen aus einem noch laufenden Kre⸗ 
ditverhältnis dienen 2985 7 
37 II RErbhofGG. Die notwendige Wie- 
derbeſchaffung eingegangenen Viehs kann 
ein wichtiger Grund für die Genehmi⸗ 
gung der Belaſtung eines E. fein 3070 € 
$ 37 II RErbhofGG. Solange der Gläubiger 
ſowie die Zins⸗ und Zahlungsbeſtim⸗ 
mungen einer aufzunehmenden Hypothek 
micht bekannt ſind, kann hypothekariſche 
Belaſtung in der Regel nicht genehmigt 
werden 2482 5 
37 II RErbhof®.; 8 6 der 2. DurchfVO. 
Eine hypothekariſche Belastung ift ohne 
Genehmigung ſtatthaft, wenn die Be⸗ 
laſtung gleichzeitig und im Zuſammen⸗ 
hang mit einer Veräußerung vorgenom- 


um 


Un 


men wird und der belaftete Grundbeſitz 
erft durch die Veräußerung E.eigeniaft 
erlangt 2791 8 

Iſt zu einem Rangrücktritt die Genehmi⸗ 
gung des Anerb®. erforderlih? 2834 
3257 


$ 37 II RErbhofG. Die Eintragung einer 
Vormerkung auf Einräumung einer Gi- 
cherungshypothek für Bierlieferungen ge⸗ 
mäß Art. 14 BHAGBGB. bedarf nicht 
der Genehmigung durch die Anerbenbe⸗ 
hörden 2250 6 

5 37 II RErbhofcd. Die Vermeidung der 
Rückforderung von unter Eigentumsvor⸗ 
behalt gelieferten, für die Bewirtſchaf⸗ 
tung des Hofs notwendigem Vieh kann 
wichtigen Grund für die Belaſtung des 
Hofs darſtellen 2256 16 

$ 7 IL, III RErbhofch. Für die Tragbar⸗ 
keit der Belaſtung eines E. iſt nicht der 
Betriebswert, jondern nur die Mündel⸗ 
ſicherheitsgrenze maßgebend 2261 27 

$ 37 I RéErbhofcg. Für die nachträgliche 
dingliche Sicherung eines vor dem 1. Okt. 
1933 ohne dingliche Sicherheit gewährten 
Darlehns beſteht in der Regel kein wich⸗ 
tiger Grund, auch wenn die Sicherung 
von der Auffichtsbehörde der Gläubigerin 
gefordert wird 2261 28 

Jede Entſcheidung des Anerbcß. über Ge- 
nehmigung einer Veräußerung oder Be⸗ 
laſtung des E. ergeht auf Grund des $ 37 
II RErbhofcz. § 37 III R Erbhof. ver- 
ſieht lediglich für einen beſonders wich⸗ 
tigen Anwendungsfall des § 37 II RErb⸗ 
hof. das Anerb®. mit beſtimmten Wei- 
ſungen für die Ausübung ſeiner Entſchei⸗ 
dungsbefugnis. Das Beſchwerderecht des 
Kreisbauernführers gemäß § 48 II 
NErbhof®. ift daher auch bei Entſchei⸗ 
dungen des Anerb&. über die Genehmi⸗ 
gung von Übergabeverträgen i. S. des 
§ 37 III RErbhofG. gegeben 3135 1 

Die Entſcheidung über die Genehmigung 
nach $ 37 II und III RErbhof®. wird 
von ſelbſt gegenſtandslos, wenn in ſpä⸗ 
terem Verfahren nach $ 10 RErbhof®. 
EE wird, daß der Hof kein E. ift 
3210 


$ 37 RErbhof®. Zur Umſchreibung eines 
Grundſtücks im Wege der Grundbuch⸗ 
berichtigung iſt eine anerbengerichtliche 
Genehmigung nicht erforderlich 3213 3 
88 37, 49, 48, 56 RErbhof®.; SS 11, 12 der 
1. DurchfVO. Der Landesbauernführer 
hat in allen Fällen der Belaſtung und 
Veräußerung von E.grundbeſitz das Recht 
zur weiteren Beſchwerde, auch wenn die 
angefochtene Entſcheidung des Erbhßer. 
keine Sachentſcheidung darſtellt, ſondern 
die Zuläſſigkeit der Beſchwerde aus for⸗ 
mellen Gründen verneint. — Die ſinn⸗ 
gemäße Anwendung des § 20 II FGG. 
im Verfahren vor den Anerbenbehörden 
verlangt, daß man allen für die Ertei⸗ 
SH der Genehmigung aus § 37 RErb⸗ 
hof®. Antragsberechtigten, die im Ber- 
fahren zu hören find und denen der Be 
ſchluß zuzuſtellen iſt, bei Ablehnung des 
Genehmigungsantrags ein Beſchwerde⸗ 
recht gibt 2854 3 


S$ 38, 15, 16 RExbhof®. Überträgt der 


nicht bauernfähige Landwirt feinen e.⸗ 
fähigen Beſitz an ſeinen ſechsjährigen 
Sohn, ſo iſt die Übertragung nach dem 
Anfckeſ. anfechtbar. Obwohl der Hof in 
der Perſon des Sohnes E. geworden iſt, 
ſteht § 38 RErbhofcß. einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dem Anfechtungstitel 
nicht entgegen 3223 5 

§ 38 RErbhofcz. Die Aufhebung eines an- 
hängigen Zwangsverſteigerungsverfah⸗ 
ren von landwirtſchaftlichem Grund- 


beſitz ift unzuläſſig, folange begründete 
Zweifel an der E.eigenjdaft der be- 
ſchlagnahmten Grundſtücke beſtehen. Bis 
zur Beſeitigung der Zweifel iſt die einſt⸗ 
weilige Einſtellung des Verſteigerungs⸗ 
verfahrens auszuſprechen 22747 

38 RErbhofcg. Eine Zwangsverwaltung 
kann auch nach Erwerb des Alleineigen⸗ 
tums und der dadurch eingetretenen 
Entſtehung der Eleigenſchaft fortgeſetzt 
werden 2940 5 

38 RErbhofch. Die Anſprüche eines E.- 
bauern aus Geſchäftsguthaben an einem 
landwirtſchaftlichen Ein- und Verkaufs⸗ 
verein gehpren nicht zum E. und unter- 
liegen deshalb uneingeſchränkt der Pfän⸗ 
dung 25774 


S$ 38, 39, 59 RErbhofG. Auch beim BoM- 


zug eines Arreſts iſt vorherige Mittei⸗ 
lung an den Kreisbauernführer unter 
Einhaltung einer Friſt von einem Mo⸗ 
nat erforderlich, ehe die an ſich zuläſſige 
Vollſtreckung in die landwirtſchaftlichen 
e eines E. beginnen kann 


$$ 38, 39, 59 RErbhofch. Die Hypotheken⸗ 


$$ 


klage ift auch gegen den E.bauern zuläſ⸗ 
ſig 2933 1 

8, 39, 59 RErbhofc z. Das Offen- 
barungseidsverfahren iſt Teil der 
Zwangsvollſtreckung. Seine Einleitung 
gegen einen E.bauern hat die vorherige 
Zuſtellung des Vollſtreckungstitels an 
den Kreisbauernführer und die Erfül⸗ 
lung der ſonſtigen Vorausſetzungen des 
§ 39 II RErxbhof®. jedenfalls dann zur 
Vorausſetzung, wenn der Vollſtreckungs⸗ 
auftrag nicht ausdrücklich mit Beſchrän⸗ 
92 51 auf e.freies Vermögen erteilt wird 
KE 


S$ 40, 56 ReErbhofcß. Das Anerbb. ift 


nicht berechtigt, auch nicht auf Grund 
des § 56 RErbhof®., einen vor dem 
1. Okt. 1933 feſtgeſetzten Nießbrauch in 
ein Altenteilsrecht für den Nießbrau⸗ 
cher umzuwandeln. Die Rechtsbeziehun⸗ 
gen zwiſchen Nießbraucher und Eigen⸗ 
tümer ſind im BGB. erſchöpfend und 
ausreichend geregelt 3066 ? 


Beſtimmt der Präſident des Erbhcger. ae- 


SR 


mäß § 42 II RErbhof®. das zuſtändige 
AnerbG., fo tft diefe Beſtimmung auch 
für die Zuständigkeit der Kreisbauern⸗ 
führer gemäß § 54 RErbhofcß. mak- 
gebend. Die Beſtimmung des zuſtändi⸗ 
gen Anerbcß. gemäß § 42 TI RErbhofG. 
kann von den Anerbenbehörden nicht 
nachgeprüft werden 29875 

46 RErbhofch. Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand iſt nicht nur bei Verſäu⸗ 
mung der Friſt für den Einſpruch gegen 
Vorentſcheidung des Vorſitzenden gemäß 
$ 19 der 1. BDurchfVO. z. RErbhofG., 
ſondern in ſinngemäßer Anwendung des 
§ 22 FGG. bei Verſäumung jeder Ein⸗ 
ſpruchsfriſt gegeben 2257 21 

48, 46 NErbhof®. Gegenüber dem über 
die Zuſtellung erteilten Empfangs⸗ 
bekenntnis iſt der Nachweis zuläſſig, daß 
die Beſcheinigung auf einem Irrtum be⸗ 
ruht und die Zuſtellung tatſächlich zu 
Bn Zeitpunkt bewirkt worden ift 


$ 49 1 RErbhofch. Ein neuer ſelbſtändiger 


Se N ift bei gleichlautenden 
Vorentſchei ungen u. a. dann gegeben, 
wenn die Beſchwerdeentſcheidung auf der 
Verletzung weſentlicher Vorſchriften über 
das Beſchwerdeverfahren beruht 2696 1 


Wenn die Entſcheidung des Anerbch. und 


Ze ErbhGer. in ihrem erkennenden 
Zeile übereinſtimmen, Jo ift ein neuer 
Beſchwerdegrund i. S. des § 49 IV 1 


Sachregiſter 


RErbhofcg. nicht ſchon deshalb gegeben, 
weil ſich die Begründungen der Entſchei⸗ 
dung nicht decken 30662 3136 3 

§ 49 IV Rerbhof®, Liegen zwei gleichlau⸗ 
tende Entſcheidungen der unteren 
Rechtszüge vor, ſo iſt neuer Beſchwerde⸗ 
grund nur dann gegeben, wenn das Ver⸗ 
fahren vor dem ErbhGer. an Mangel 
leidet, auf dem die Sachentſcheidung be⸗ 
ruht 3210 1 

§ 49 IV RErbhofcg. Bei gleichlautenden 
Entſcheidungen der unteren Rechtszüge 
iſt ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerde⸗ 
grund in der Regel dann gegeben, wenn 
einem Beteiligten vor dem Erbhber. 
das Wort verſagt wurde und ſich ergibt, 
daß ſeine Einwendungen die getroffenen 
Feſtſtellungen hätten weſentlich beein⸗ 
fluſſen oder verhindern können 3137 4 

8 49 IV RErbhof®. Die Unrichtigkeit der 
tatfächlichen Feſtſtellungen des ErbhGer. 
ſtellt für ſich noch keinen neuen ſelb⸗ 
ſtändigen Beſchwerdegrund dar, wenn 
dieſe nicht auf Verfahrensverſtoß zurück⸗ 
zuführen ſind 3289 4 

§ 49 IV RErbhofc . Beim Vorliegen über⸗ 
einſtimmender Beſchlüſſe der unteren 
Rechtszüge iſt weiterer Beſchwerdegrund 
dann gegeben, wenn das Verfahren vor 
dem Erbh®er, an einem Verſtoß leidet, 
der auf die Sachentſcheidung von Ein⸗ 
fluß war. Die Vorſchriften der SS 12 II, 
17 I der 1. DurchfVO. z. RErbhofb,, 
die den Gerichten weiteſten Spielraum 
im Verfahren und insbeſ. bei der Vor⸗ 
nahme der tatſächlichen Ermittlungen 
geben, dürfen nicht dazu führen, daß bei 
Prüfung eines Sachverhalts die Würdi⸗ 
gung des Vorbringens der Beteiligten 
unterbleibt und die Entſcheidung ohne 
Eingehen auf die unter Beweis geſtellte 
Beſonderheit des Falls lediglich auf all⸗ 
gemeine Erwägungen geſtützt wird. § 34 
der 1. DurchfVO. ſtellt ſich lediglich als 
Weiſung für das formelle Verfahren zur 
Anlegung der Höferolle dar und greift 
der fachlichen Würdigung der Anerben⸗ 
behörden in keiner Weiſe vor 2476 1 

§ 49 IV RErbhofcg. Iſt die weitere Be- 
ſchwerde an das ErbhGer. unzuläſſig, 
weil die Entſcheidung des ErbhGer. tei- 
nen neuen ſelbſtändigen Beſchwerde⸗ 
grund enthält, ſo kann Nachprüfung der 
Entſcheidung des ErbhGer. auch nicht 
aus dem Grunde vorgenommen werden, 
daß ſeit deren Erlaß weſentliche Ande⸗ 
rungen in den tatſächlichen Verhältniſ⸗ 
ſen eingetreten ſind. Die geänderten tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe können aber ein 
neuerliches bei den AnerbG. einzuleiten- 
des Verfahren rechtfertigen 3289 5 

S 53 II 2 NErbhof. Die Zuſammen⸗ 
ſchreibung und Vereinigung von E.⸗ 
grundſtücken 3255 

SS 11, 12 der 1. DurchfVO. z. RErbhof®. 
Auch im Verfahren vor den Anerben⸗ 
behörden kann ein nur von einer Seite 
angefochtener Beſchluß nicht zuungun⸗ 
Hen des BeſchwF. abgeändert werden 
2263 33 

SS 12, 21 der 1. DurchfVO. z. NErbhof®. 
Die Eutſcheidungen der Anerbenbehörden 
müſſen mit Gründen verſehen ſein. 
Welche Beteiligten zu hören ſind, iſt 
nach pflichtgemäßem Ermeſſen zu ent⸗ 
ſcheiden 2264 % 

§ 11 der 1. DurchfVO. z. REıbhof®. Zur 
Frage der Beſchwerdeberechtigung in E.- 
ſachen 3068 4 

§ 11 der 1. DurchfVO. z. RErbhofcg. Der 
Anerbe iſt nicht beſchwerdeberechtigt, 
wenn das Anerb®. die Belaſtung des E. 
mit einer Hypothek zugunſten eines iwel- 


* 41 


chenden Erben genehmigt, ſelbſt wenn 
dadurch der E. über ſeine Kräfte be⸗ 
laſtet wird. Das Geſetz erfordert die Be⸗ 
einträchtigung eines Rechts und nicht 
ſchon die Beeinträchtigung wirtſchaft⸗ 
licher Belange als Grundlage für die 
Beſchwerdeberechtigung 2565 ? 


§ 11 der 1. DurchfVO. z. RErbhof®. mit 


$ 


8 


Së 11, 12 der 1. DurchfVO.; 


8 


§ 22 FGG. Große dienſtliche Belaſtung 
eines Kreisbauernführers iſt kein Grund, 
bei Verſäumung einer Beſchwerdefriſt in 
E.ſachen Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand auszuſprechen 28582 

11 der 1. DurchfV O. z. RErbhofc. Un- 
kenntnis der Beſchwerdefriſt iſt auch im 
Verfahren vor den Anerbenbehörden 
kein Grund zur Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand 3142 6 

§ 11, 12 der 1. DurchfVO. z. RErbhof®. 
Nicht jeder, der von der Anerbenbehörde 
als Beteiligter gemäß § 12 gehört wor⸗ 
den iſt, iſt deshalb auch zur Beſchwerde 
gegen die ergehende Entſcheidung befugt. 
Eine Beſchwerdebelehrung iſt von den 
Anerbenbehörden nicht zu erteilen; ihr 
Fehlen iſt kein Grund zur Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand 3290 8 

§ 7 der 
3. DurchfVO. z. RErbhofch. Die beſon⸗ 
deren Umſtände eines Falls können die 
Nichtbeachtung einer gerichtlichen Zuſtel⸗ 
lung und die Unkenntnis vom Lauf einer 
Beſchwerdefriſt als unverſchuldete Ver⸗ 
ſäumung der Friſt und damit als 
Grund für die Wiebereinſetzung in den 
vorigen Stand erſcheinen laſſen. Im 
Verfahren über die Eleigenſchaft ift der 
Eigentümer in aller Regel über ein 
vom Kreisbauernführer eingelegtes 
Rechtsmittel zu unterrichten, ehe eine 
der bisherigen Entſcheidung und dem 
Antrag des Eigentümers entgegengeſetzte 
Entſcheidung ergeht 3211 

8 11, 34 der 1. DurchfVO. z. R Erbhof. 
Hat ein Eigentümer gegen die Nicht⸗ 
aufnahme ſeines Hofes in das gericht⸗ 
liche Verzeichnis der Erbhöfe Einſpruch 
eingelegt, ſo ſteht ihm, auch wenn das 
AnerbG. feinem Einſpruch ſtattgibt, das 
Beſchwerderecht gegen den anerbenge⸗ 
richtlichen Beſchluß zu 30673 


Die Vorſchriften in § 12 II, 17 I der 


1. DurchfVO. z. RErbhofG., die den 
Gerichten weiteſten Spielraum im Ver⸗ 
fahren laſſen, dürfen nicht dazu führen, 
daß bei Prüfung des Sachverhalts die 
Würdigung des Parteivorbringens und 
die Entſcheidung ohne Eingehen auf den 
beſonderen zur Entſcheidung kommenden 
Fall lediglich auf allgemeine Erwägun⸗ 
gen geſtützt wird 2780 ° 


Das AnerbG. kann nicht im Wege einer 


8 


einſtweiligen Anordnung nach & 12 III 
der 1. DurchfVO. z. NErbhof®. dem 
Bauern die Verfügung über das Hofes⸗ 
zubehör verbieten 29282 

12 II der 1. Durchf VO. z. RErbhofG. ift 
nicht zwingender Natur; es liegt im Er⸗ 
meſſen des Gerichts, ob es den Betei⸗ 
ligten in jedem Falle zu dem Ergebnis 
einzelner Ermittlungen hören will 30662 


Zum Erlaß einer einſtweiligen Anordnung 


un 


nach § 12 III der 1. DurchfVO. z. RErb- 
hof g. iſt nur das Gericht befugt, bei 
dem das Verfahren anhängig iſt, nicht 
auch die Vorinſtanz. Durch einſtweilige 
Anordnung kann auch die Verwaltung 
des Hofes beſtimmt und ein Verwalter 
eingeſetzt werden 3214 5 

14 der 1. DurchfV O. z. RErbhofc d. Der 
Leiter der landwirtſchaftlichen Bera⸗ 
tungsſtelle der NSDAP. ift vor den An- 
erbenbehörden als Beiſtand oder Prozeß⸗ 


6 


+43 


bevollmächtigter ausgeſchloſſen. Die von 
ihm eingelegte Beſchwerde iſt als unzu⸗ 
läſſig zu verwerfen 2929 3 

§ 14 der 1. DurchfVO. z. R Erbhof. Der 
RA. vor den Anerbenbehörden 2956 

Auf die Zuſtellung der Entſcheidung nach 
§ 21 V ber 1. DurchfVO. z. RErbhof®. 
kann von den Beteiligten rechtswirkſam 
verzichtet werden 3218 8 

Macht das ErbhGer. von der Befugnis, ge- 
mäß § 24 der 1. DurchfVO. z. RErbhofch. 
mündliche Verhandlung anzuordnen, kei⸗ 
nen Gebrauch, ſo liegt hierin in der Re⸗ 
gel kein Verfahrensverſtoß und damit 
auch kein neuer ſelbſtändiger Beſchwerde⸗ 
95255 nach § 49 IV der 1. DurchfVO. 

1 


SS 44, 11, 68, 51 der 1. DurchfVO. Das 
Anerb®. kann die Weiterleitung eines 
Antrags auf Zulaſſung eines 125 ha 
überſteigenden Grundbeſitzes zum E. 
nicht von der Vorlage eines Erbſcheins 
abhängig machen. Auch die Anordnung 
einer Teſtamentsvollſtreckung und einer 
Nacherbfolge ſtehen der Weiterleitung 
des vom Eigentümer geſtellten Antrags 
nicht entgegen. Entſcheidungen der An⸗ 
erbenbehörden aus § 44 der 1. Durchf⸗ 
BD. find gebührenfrei 2697 4 

$ 52 III der 1. DuchfBO. z. RErbhofchz. 
Die Vorſchrift des § 515 BPO. kann auf 
den Fall der Zurücknahme der Beſchwerde 
im E·verfahren auch nicht ſinngemäß 
Anwendung finden. Die Koſten der Zu⸗ 
ziehung eines RA. ſind von einer ande⸗ 
ren am Verfahren beteiligten Perſon nur 
dann zu erſtatten, wenn die Zuziehung 
einer rechtskundigen Perſon zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverfolgung erfor⸗ 
derlich war und wenn die Erſtattung 
außerdem dem billigen Ermeſſen ent- 
ſpricht 32911 

Die Vorſchrift des § 53 1 S. 2 der 1. Durchf⸗ 
BO. z. RErbhofch. gilt nur für diejenigen 
Koſtenentſcheidungen, die an fih zuläſſig 
find. Dagegen ift die Koſtenentſcheidung 
dann ſelbſtändig anfechtbar, wenn das 
AnerbG. Koſten auferlegt, die überhaupt 
nicht auferlegt werden dürfen. Eine 
Strafgebühr gemäß § 52 II kann nur das 
ErbhGer. oder das RErbhber. ver⸗ 
hängen, wenn die Beſchwerde unbegrün⸗ 
det war, dagegen nicht das Anerbcf. im 
Einſpruchsverfahren. Die baren Mus- 
lagen ſind auch in ſolchen Verfahren zu 
erheben, die gebührenfrei find 2859 4 

SS 58, 52 der 1. DurchfVO. z. RErbhofc. 
Für die Zurücknahme der Beſchwerde im 
E.verfahren können Koſten nicht in An- 
ſatz gebracht werden 24813 

Die von einem Anwaltnotar aus 8 59 I der 
1. Durchf VO. z. RErbhofch. liquidierte 
Gebühr für die Vertretung vor dem An- 
erb®. unterliegt nicht dem Feſtſetzungs⸗ 
verfahren des § 25 NotGgebO. 2933 5 

§ 62 der 1. DurchfVO. Die Ereigenſchaft 
eines Ehegatten®, erliſcht mit der Rechts⸗ 
kraft der Eheſcheidung 2566 3 

§ 62 der 1. DurchfVO.; § 5 der 2. Durchf⸗ 
VO. z. RErbhofc g. Die beim Ehegatten. 
gegebene Möglichkeit der gegenſeitigen 
Beſtimmung der Ehegatten zu Anerben 
beſteht neben der Möglichkeit gemein⸗ 
ſamer Beſtimmung des Anerben des 
Überlebenden. Beide Beſtimmungen tön- 
nen nebeneinander in Erbvertrag oder 
gemeinſchaftlichem Teſtament getroffen 
werden 2993 12 

§ 62 der 1. DurchfVO. z. RErbhofcd. Wer- 
den Grundſtücke am 1. Okt. 1933 nicht 
von der Hofſtelle des Eigentümers be⸗ 
wirtſchaftet, weil dieſer ſie in der Abſicht 
letztwilliger Zuwendung ſchon zu Leb- 
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zeiten zu Beſitz und Bewirtſchaftung weg⸗ 
gegeben hat, ſo gehören ſie nicht zum E. 
des Eigentümers. Sind Grundſtücke aber 
nur, wenn auch auf Lebenszeit des Eigen⸗ 
tümers, verpachtet, ſo gehören ſie in der 
Regel zum E. Miteigentumsanteile an 
Grundſtück gehören, wenn nicht die Aus⸗ 
nahmen der 88 62 ff. der 1. Durchf VO. z. 
RErbhofG., § 5 der 2. Durchf VO. vor- 
liegen, nicht zum E. 2258 22 

Miteigentumsanteile gehören nach § 2 der 
2. DurchfVO. z. RErbhofcß. nur dann 
zum E., wenn ſie in dienendem Verhält⸗ 
nis zum Hofe ſtehen und im Verhältnis 
zu ihm Nebenſache darſtellen 24812 

Zur Einſetzung des Ehegatten als Anerben 
gemäß § 62 II der 1. DurchfVO. z. RErb⸗ 
hof®. ift die Zuſtimmung des nerd. 
nicht erforderlich. Die Rechtmäßigkeit der 
Erbeinſetzung unterliegt nicht der Ent⸗ 
ſcheidung der Anerb®., ſondern der der 
ordentlichen Gerichte, insbeſ. des Nach⸗ 
laßgerichts 2257 10 

Ein Hof, der auf Grund eines vor dem In⸗ 
krafttreten des BGB. abgeſchloſſenen 
Ehevertrags zu einer fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft des württemberg. Rechts ge⸗ 
hörte, iſt E., obwohl die württemberg. 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft kein Ge⸗ 
ſamtgut, ſondern nur Bruchteilseigentum 
kennt. Inſoweit ift § 62 IV der 1. Durchf⸗ 
VO. z. RErbhofG. entſprechend anwend⸗ 
bar 2266 37 

Die geſetzliche Errungenſchaftsgeſellſchaft 
des früheren württemberg. Rechts kannte 
im Gegenſatz zur allgemeinen Güterge⸗ 
meinſchaft des früheren württemberg. 
Rechts keine Fortſetzung der en 
ſchaftsgeſellſchaft zwiſchen dem überleben⸗ 
den Ehegatten und den Abkömmlingen. 
Die aus ihr ſich herleitenden Gemein⸗ 
ſchaften fallen nicht unter § 62 IV der 
1. Durchf VO. z. RErbhof®.; der Grund- 
beſitz ſolcher Gemeinſchaften iſt nicht E. 
geworden 2629 6 

Der künftige Anerbe iſt nicht beſchwerde⸗ 
berechtigt, wenn das Anerb®. die Ber- 
pachtung des E. gemäß § 64 II der 
1. DurchfVO. z. RErbhofch. genehmigt 
2417 4 

$ 64 III der 1. DurchfVO. z. RErbhofch. 
Die Eleigenſchaft kann einem hinzuge⸗ 
kauften Grundſtück entzogen werden, 
wenn ein Bauer beim Erwerb nicht die 
Abſicht hatte, das Grundſtück für alle 
Zeit dem Stammhof einzugliedern, ſon⸗ 
dern aus triftigen Gründen die freie 
Selbſtändigkeit des Grundſtücks erhalten 
will 2166? 

$ 64 III der 1. DurchfVO. z. RErbhof®. 
Die Bildung mehrerer Erbhöfe durch 
Teilung eines beſtehenden E. ſetzt das 
Vorliegen eines wichtigen Grundes nicht 
voraus; jedoch iſt unbegründeten Anträ⸗ 
gen die Genehmigung zu verſagen. Die 
Teilung eines E. iſt gerechtfertigt, wenn 
auf dem Grundbeſitz eine Hofesſtelle und 
eine Nebenſtelle errichtet ſind, die ſich, 
falls die Teilung nicht durchgeführt 
würde, angemeſſen nicht verwerten ließen. 
Gegen den Beſchluß des Anerb®., der die 
Teilung eines E. genehmigt, kann der 
nächſtberufene Anerbe Beſchwerde ein⸗ 
legen 2706 4 

Die Koſtenvergünſtigungen des § 67 der 
1. DurchfVO. z. RErbhofG. finden auch 
Anwendung, wenn E. aus dem Geſamt⸗ 
eigentum einer Gütergemeinſchaft oder 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft in das 
Alleineigentum eines Bauern überführt 
wird 22735 

Wird eine den Së 1—4 RErbhofGG. entſpre⸗ 
chende, im Eigentum mehrerer Perſonen 


oder einer juriſtiſchen Perſon ſtehende 
Beſitzung nach dem 30. Sept. 1933 in 
das Alleineigentum einer bauernfähigen 
Perſon überführt und hierdurch, ſoweit 
ſie es nicht ſchon iſt, in E. i. S. des 
RErbhofG. verwandelt, fo find nach $ 67 
I der 1. Durchf VO. z. RErbhofcg. ledig- 
lich für die Eintragung der Eigentums⸗ 
änderung im Grundbuch keine Gebühren 
zu erheben. Dagegen bleiben im Zuſam⸗ 
menhang damit erfolgende weitere Ein⸗ 
tragungen gebührenpflichtig 28562 

Die Gebührenermäßigung nach § 67 I und 
II der 1. Durchf VO. z. RErbhofc. findet 
auch Anwendung auf Ühergabeverträge, 
durch die ein Ehegatten . in das Allein⸗ 
eigentum einer bauernfähigen Einzelper⸗ 
fon übergeführt wird 27047 

Zur Frage der Gebührenermäßigung nach 
§ 67 der 1. DurchfVO. z. RErbhofcg. bei 
bloßen Verpflichtungsverträgen und bei 
mehrfachen Beurkundungen 3016 25 

Die Beſitzungen von Eheleuten werden ge⸗ 
mäß § 5 der 2. Durchf VO. z. RErbhof®. 
auch dann als ein einheitlicher E. zuſam⸗ 
mengefaßt, wenn ſie ſchon beide für ſich 
allein eine Ackernahrung bilden, ſofern 
ſie nur von einer Hofſtelle aus gemein⸗ 
ſchaftlich bewirtſchaftet werden 2788 1 

Gehört der Grundbeſitz dem Ehemann, das 
Hofeszubehör der Ehefrau, ſo liegt kein 
Ehegatten E. i. S. des § 5 der 2. Durchf⸗ 
VO. vor 2928 2 

Die Prüfung der Anerbenbehörden bei Er⸗ 

teilung der Zuſtimmung gemäß § 61 der 

2. Durchf VO. z. NErbHof®. hat ſich ledig- 

lich darauf zu erſtrecken, ob „unter den 

anteilsberechtigten Abkömmlingen“ die 

richtige Auswahl getroffen iſt, nicht da⸗ 

gegen darauf, ob die Abkömmlinge des 

Mannes aus früherer Ehe mit Recht 

übergangen find 2481 4 

7 der 2. DurchfVO. z. RErbhofcg. Wenn 

die Annahme an Kindes Statt aus 

Gründen erfolgt, die außerhalb der Per- 

ſon des Angenommenen liegen, iſt dar⸗ 

getan, daß die nach dem 1. Okt. 1933 

vorgenommene Annahme an Kindes 

Statt nicht die Folge einer ſchon vor die⸗ 

jem Zeitpunkt entſtandenen familienhaf⸗ 

ten Verbundenheit iſt. In dieſem Falle 

iſt die Beſtimmung des Angenommenen 

zum Anerben nach § 7 der 2. DurchfVO. 

unzuläſſig 27813 

Notar, der auf Grund des § 10 der 
2. DurchfVO. z. NErbhof®. einen An- 
trag beim AnerbG. ſtellt, muß, wenn 
Zweifel über den Umfang der Boll- 
macht auftauchen, klarſtellen, für wen 
er den Antrag geſtellt hat. Verſäumt er 
die Klarſtellung, ſo iſt der Antrag auf 
feine Botten zurückzuweiſen 2257 20 

§ 10 der 2. DurchfV O. z. RErbhofch. gibt 
dem Notar nicht die Befugnis, auf 
Rechtsmittel zu verzichten 31415 

§ 12 der 2. DurchfVO. mit § 7 der 3. Durchf⸗ 
BO. z. RErbhofcg. Die pflichtgemäße 
Ausübung des richterlichen Ermeſſens 
wird im Verfahren über die Eintragung 
eines Hofes in die Erbhöferolle ſtets die 
Feſtſtellung und Anhörung des Anerben 
verlangen 2483 6 

$ 15 II der 2. DurchfV O. z. RErbhof th. 
Wird eine vor dem 1. Okt. 1933 erklärte 
und bindend gewordene Auflaſſung an 
mehrere Perſonen in Anpaſſung an die 
Beſtimmungen des RErbhofch. nachträg⸗ 
lich in Auflaſſung an nur eine Perſon ge⸗ 
ändert, ſo ſteht dieſe Anderung der An⸗ 
wendung des § 15 II der 2. DurchfVO. 
nicht entgegen 2344 3 

Im Verfahren über die Genehmigung einer 
Veräußerung iſt der für die Berechnung 


wo 


der Gerichtskoſten maßgebende Wert nicht 
gleich dem Veräußerungspreis, ſondern 
nach dem Intereſſe des Antragſtellers frei 
zu ſchätzen 2264 35 

Staatliche Gebühren des Verfahrens i. S. 
Eu 19 der 2. DurchfVO. z. RErbhof®. 

7 

$ 1 Scha. Zum Begriff des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebs; gemiſchter Betrieb. 
Die Bedeutung der Eintragung der An⸗ 
erbengutseigenſchaft und der Entſchei⸗ 
dung des Erbhber. über den Grundſtücks⸗ 
charakter 2275 10 

Der E. im landwirtſchaftlichen Schulden⸗ 
regelungsverfahren nach der 6. Durchf⸗ 
BO. 3. SHRE. 2831 

Für einen Betrieb, der von der Oſthilfe 
entſchuldet worden iſt, kann das landwirt⸗ 
ſchaftliche Entſchuldungsverfahren vor 
dem AG. nicht erneut eingeleitet werden, 
auch wenn er ein Erbhof ift 2941 ° 

Ein grunderwerbſteuerfreier Übergang des 
E. an den Anerben ($ 55 RErbhofG.) 
liegt auch vor bei Übergabe des E. an 
einen Anerbenberechtigten, der beim Erb⸗ 
fall der Nächſtberechtigte wäre oder vom 
Erblaſſer gemäß § 25 zum Anerben be⸗ 
ſtimmt werden könnte (§ 37 III RErb⸗ 
bot 1 Anerbe i. S. des § 55 ift auch der, 
der nach § 12 der 2. DurchfVO. zum An- 
erben beſtimmt wird 3021! 

Erbkranker Nachwuchs 

$ 1 II Ziff. 1 Geſetz zur Verhütung e. N. 
Schwachſinn als angebliche Folge von 
Diphterie 2630 ! 

$ 1 II Ziff. 2 Geſetz zur Verhütung e. N. 
Die paraphrene Pſychoſe ift ein Fall der 
Schizophrenie. Paranoia und Schizophre⸗ 
nie 27081 

$ II Ziff. 1 Geſetz zur Verhütung e. N. 
Die mediziniſch „Debilen“ ſind nicht ohne 
weiteres ſchwachſinnig. Schwachſinn und 
Förderſchule. Moraliſcher Wille 2995 t 

SI D Ziff. 1 Gef. zur Verhütung e. N. Der 
von der Geburt an beſtehende Schwach⸗ 
ſinn hat die Unfruchtbarmachung dann 
nicht zur Folge, wenn der Schwachſinn 
durch Deformierung des Kopfes bei der 
Geburt entſtanden ift. Dieſe Urſache aber 

„ muß zweifelsfrei feſtſtehen 3294 ! 

II Ziff. 8 Geſetz zur Verhütung e. N. 
Begriff der ſchweren körperlichen Miß⸗ 
bildung 3142 

§ 1 III Geſetz zur Verhütung e. N. Deli- 
rium deutlicher Anſchein für „ſchweren“ 
Alkoholismus. Dieſer ſetzt einen Konſti⸗ 

tutionsmangel voraus 2862 

3 3 Geſetz zur Verhütung e. N. Nicht nur 

er Kranke, ſondern auch der Amtsarzt 
und der Anſtaltsleiter haben das Recht, 
den Antrag auf Unfruchtbarmachung zu⸗ 

rückzunehmen 29961 

§ 21 S. 4 Geſetz zur Verhütung e. N. Der 
unter Pflegſchaft ſtehende Erbkranke be⸗ 
darf zur Einlegung der Beſchwerde nicht 

Je Zuſtimmung des Pflegers 32181 

33 9, 8, 3 Geſetz zur Verhütung e. N. Iſt 
es zweifelhaft, ob der Erbkranke geſchäfts⸗ 
fähig und ob daher nur er ſelbſt oder der 
ihm beſtellte Pfleger beſchwerdeberechtigt 
ift, fo ift im Intereſſe der Beſchleunigung 
des Verfahrens die Beſchwerde des Pfle⸗ 
gers als zuläſſig zu betrachten, wenn das 
ſachliche Ergebnis feſtſteht 2708 2 

§ 9, 8 Geſetz zur Verhütung e. N. Be- 
ſchwerderecht des Anſtaltsleiters zugun⸗ 
iten des Erbkranken, auch wenn gemäß 
feinem Antrage die Unfruchtbarmachung 

beſchloſſen worden ift 2930 1 j 

S 3 Geſetz zur Verhütung e. N. Wird die 
ËCH d Ka eingelegt, fo kann 

eim 0 b i 
DS CrbgefObGer. eingelegt 
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§ 13 Geſetz zur Verhütung e. N. Die 
Staatskaſſe trägt die Koſten des Be⸗ 
ſchwerdeverfahrens, auch wenn die Be⸗ 
ſchwerde zurückgewieſen oder als unzu⸗ 
läſſig verworfen wird 2484 ? 

Art. 1 II Durchf VO. v. 5. Dez. 1933 zum 
Geſetz zur Verhütung e. N. Die Fort⸗ 
pflanzungsunfähigkeit kann das Erbgeſ⸗ 
Ger. auch aus eigener Sachkunde, ohne 
beſondere fachärztliche Unterſuchung feſt⸗ 
ſtellen. Die Fortpflanzungsunfähigkeit 
des Ehegatten berechtigt in keinem Falle 
von der Uufruchtbarmachung abzuſehen. 
Lebensgefahr liegt nicht bei Selbſtmord⸗ 
drohung vor 2791 ! 

Art. 4 II DurchfVO. v. 5. Dez. 1933 zum 
Geſetz zur Verhütung e. N. Im Erbge⸗ 
ſundheitsverfahren kein Armenrecht, wohl 
aber in Ausnahmefällen Beiordnung 
eines Armenanwalts 2483 1 

Zum Begriff der Pflegeanſtalt i. S. des 
Art. 1 II der 2. AusfVO. z. Geſetz zur 
Verhütung e. N. v. 29. Mai 1934 2996 ° 


Erbkunde 


Grundzüge der Erbkunde und Raſſenpflege. 
Schrifttum 2534 


Erbpacht 


§ 98 RAbgO. E.verträge ohne zeitliche Be- 
grenzung begründen regelmäßig wirt⸗ 
PERRE Eigentum des Erbpächters 
3230 5 


Erbrecht 


vgl. auch unter Nachlaßſachen 

Das Verhaltnis der Verträge nach § 331 
BGB. zu den Verfügungen von Todes 
wegen. Schrifttum 2452 

Erbgang im Dritten Reich. Schrifttum 3262 

88 84, 88 PrGKG. Wird Erbteilungsver⸗ 
fahren mit dem Ziele eingeleitet, bei fort⸗ 
geſetzter weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft 
einem nichtgemeinſchaftlichen Kinde ſei⸗ 
nen Erbteil auszuantworten, ſo iſt die 
Einleitungsgebühr nach dem Werte des 
ganzen und nicht des halben Geſamtgutes 
zu berechnen 2479 3 


Erbſchaftsausſchlagung 


Die Ausſchlagung einer Erbſchaft iſt keine 
Rechtshandlung i. S. des Anf®. 30187 


Erbſchaftſteuer 


88 2, 14 ErbſchStG. Verzichtet Pflichtteils⸗ 
berechtigter gegen Abfindung auf den 
entſtandenen Pflichtteilsanſpruch, ſo ent⸗ 
ſteht die Steuerſchuld im Zeitpunkt des 
Verzichts. Der Zeitpunkt der Entrichtung 
der Abfindungsſumme iſt für die Frage 
der Entſtehung der Steuerſchuld auch 
dann ohne Bedeutung, wenn die Entrich⸗ 
tung in Teilzahlungen von vornherein 
ausbedungen iſt 3318 ® 

88 3 I Ziff. 1 und 2, 21 ErbſchStcG. Rück⸗ 
datierungen in Schenkungsverträgen ſind 
für die Wertermittlung regelmäßig nicht 
zu berückſichtigen 2430 13 

Vereinbarungen zwiſchen Erben, Vermächt⸗ 
nisnehmern, ſonſtigen Bedachten und 
Erbſchaftsanwärtern über Inhalt und 
Umfang der Zuwendungen führen regel⸗ 
mäßig nicht zu einer ſteuerrechtlichen Be⸗ 
urteilung nach $ 3 I Nr. 3 ErbihSt®. 
Das Beſtehen eines geſetzlichen Nutzungs⸗ 
rechts hat auf die erbſchaftſteuerliche Be⸗ 
handlung einer Nießbrauchszuwendung 
keinen Einfluß 3230 ! 

88 6, 7, 34 ErbſchStcß. Die im Anſchluß 
an die Württemberg. Errungenſchaft ein⸗ 
tretende ſtatutariſche Nutznießung des 
überlebenden Ehegatten ſtellt einen auf 
Erbgang beruhenden Nießbrauch dar. 
Der Antrag auf Ausſetzung der Verſteue⸗ 
rung nach § 34 ErbStG. kann nach 
Rechtskraft der Steuerfeſtſetzung nicht 


* 43 


mehr geftellt werden. Bei verſpäteter 
Antragſtellung kann keine Nachſicht ge⸗ 
währt werden 3230 ? 

§ 18 ErbſchStG. Die einer verheirateten 
Tochter von ihrem Vater gewährte Un⸗ 
terhaltsrente kann, auch wenn ſie an ſich 
den Vermögensverhältniſſen und der Le⸗ 
bensſtellung der Tochter entſpricht, gleich⸗ 
wohl dann nicht als ſchenkungsſteuerfrei 
angeſehen werden, wenn der Bedachten 
durch ihren Unterhaltsanſpruch gegen⸗ 
über ihrem Ehegatten eine in wohlhaben⸗ 
deren bürgerlichen Kreiſen übliche Le⸗ 
benshaltung geſichert ift 3319 5 

§ 20 ErbſchStG. 1925 ift auch anzuwenden, 
wenn der erſte Erwerb in der Zeit der 
Geldentwertung ſtattgefunden hat und 
die für ihn feſtgeſetzte Steuer in entwer⸗ 
teter Papiermark gezahlt iſt 3159 10 

§ 22 I ErbStG. Wird bei der Aufnahme 
in OHG. dem neuen Geſellſchafter zu La- 
ſten eines der bisherigen Geſellſchafter 
unentgeltlich ein Kapitalkonto einge⸗ 
räumt, ſo iſt die durch die Kapitalbetei⸗ 
ligung eingetretene Bereicherung nicht 
nach der Höhe des eingeräumten Kapital⸗ 
kontos, ſondern in der Weiſe zu ermit⸗ 
teln, daß der Geſamtwert des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens nach den Grundſätzen 
des R BewG. feſtgeſtellt und im Verhält⸗ 
nis der Salden der Kapitalkonten auf die 
Geſellſchafter verteilt wird 2942 ? 

Von dem Betrage, der nach § 24 Erbſch⸗ 
StG. von der Schenkungsſteuer freizu⸗ 
laſſen iſt, kann nach $ 8 Nr. 1 GrErw⸗ 
StG. auch keine Grunderwerbſteuer er⸗ 
hoben werden 2807 ® 


Erbſchein 


Das Anerb®. kann die Weiterleitung eines 
Antrags auf Zulaſſung eines 125 ha 
überſteigenden Grundbeſitzes zum Erbhof 
nicht von der Vorlage eines E. abhängig 
machen 2627 4 

§ 10 Pr®K®. Hat der Koſtenſchuldner bei 
dem Antrag auf Erteilung eines E. die 
Eröffnung eines Erbvertrags beantragt 
und dabei überſehen, daß die Eröffnung 
bereits einmal erfolgt war, ſo kann die 
Niederſchlagung der durch die zweite Er⸗ 
öffnung entſtandenen Koſten nicht erfol⸗ 
gen, weil den Koſtenſchuldner ein über⸗ 
wiegendes Verſchulden trifft 2786 


Erbvertrag 


vgl. auch unter Erbſchein 

88 2260, 2273, 2300 BGB. Ein gemein- 
ſchaftlicher E., der mangels Sonderungs⸗ 
fähigkeit der Verfügungen des Überleben- 
den ſchon beim Tode des erſtverſtorbenen 
Vertragsteils ſeinem ganzen Inhalt nach 
verkündet iſt, muß beim Tode des Letzt⸗ 
verſterbenden hinſichtlich der von dieſem 
getroffenen Verfügungen nochmals eröff: 
net werden, auch wenn ſie durch den Tod 
des Erſtverſtorbenen gegenſtandslos ge⸗ 
worden find 2999 5 

Die Formvorſchrift des § 2282 BGB. gilt 
nur für die Anfechtung des E. durch den 
Erblaſſer ſelbſt. Die Anfechtung anderer 
Perſonen als des Erblaſſers bedarf keiner 
Form. Ebenſo kann der überlebende Ehe⸗ 
gatte die Verfügung des verſtorbenen 
Ehegatten gemäß SS 2080, 2081 BGB. 
formlos anfechten 26359 

§ 25 III RErbhof®. Schon bei Eingehung 
der Ehe eines Bauern können Umſtände 
vorliegen, die einen wichtigen Grund für 
die Genehmigung eines Ehe- und E. bil- 
den, in welchem u. a. beſtimmt iſt, daß 
bei der künftigen Nachfolge in den Hof 
die Anerben der 4. Ordnung (Töchter) vor 
denen der 2. und 3. Ordnung berufen 
find 29919 


6* 
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Die beim Ehegattenerbhof gegebene Mög⸗ 
lichkeit der gegenſeitigen Beſtimmung 
der Ehegatten zu Auerben beſteht neben 
der Möglichkeit gemeinſamer Beſtim⸗ 
mung des Anerben des Überlebenden. 
Beide Beſtimmungen können nebenein⸗ 
ander in E. oder gemeinſchaftlichem Te⸗ 
ſtament getroffen werden 2993 12 

Erfüllungsgehilfe ($ 278 BGB.) 

Für unerlaubte Handlungen des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers haftet der Erbe im 
Rahmen des § 278 BGB. Entfällt ge- 
mäß 88 278, 254 BGB. eine vertragliche 
Haftung, ſo bleibt nur noch die Prüfung 
aus § 826 BGB. übrig 2609 : 


Erfüllungsklage 

bgl. unter Klageänderung 
Erinnerung 

vgl. unter Zwangsvollſtreckung 
Erledigung der Hauptſache 

vgl. unter Koſten 


Eröffnung des Hauptverfahrens 

§§ 201, 204, 210, 309 StPO. In dem Fall, 
daß die Str. die E. d. H. abgelehnt 
hatte, ohne daß der Vorſitzende vorher die 
Anklageſchrift dem Angeſchuldigten mit⸗ 
geteilt hatte, ijt die von der StA. einge- 
legte ſofortige Beſchwerde aus ſachlichen 
Erwägungen für begründet erklärt und 
der angefochtene Beſchluß aufgehoben 
worden. Dem Verfahren iſt zunächſt durch 
Mitteilung der Anklageſchrift durch den 
Vorſitzenden der Str. Fortgang zu 
geben 2272 8 

SS 203, 215 StPO. Der Eibeſchluß bildet, 
abgeſehen von den im Geſetz beſonders 
vorgeſehenen Fällen, die notwendige 
Grundlage der Hauptverhandlung und 
die unerläßliche Vorausſetzung für die 
Erlaſſung eines Sachurteils. Iſt ein ſol⸗ 
cher Beſchluß, auf deſſen Erlaß der An⸗ 
gekl. nicht wirkſam verzichten kann, nicht 
ergangen, ſo muß das Verfahren einge⸗ 
ſtellt werden 2925 51 

Für das Sicherungsverfahren gelten ſinn⸗ 
gemäß die Vorſchriften über das Straf⸗ 
verfahren, ſoweit nichts anderes be⸗ 
ſtimmt iſt. Eine Vorſchrift, daß hier ohne 
E.beſchluß verfahren werden kann, beſteht 
nicht, im Gegenteil ergibt fih die Not- 
wendigkeit des E.beſchluſſes aus § 429 b 
StPO., Art. 14 Musep z. Gewohnh⸗ 
Verbr. Für das nachträgliche Siche⸗ 
rungsverfahren findet § 429 b entſpre⸗ 
chende Anwendung, auch im nachträg⸗ 
lichen Sicherungsverfahren ift der E.be- 
ſchluß Urteilsvorausſetzung; fehlt er, ſo 
muß das Verfahren eingeſtellt werden. 
Dieſe Entſcheidung, die keine ſachliche 
Erledigung des Straffalls darſtellt, fteht 
einem demnächſt zu erlaſſenden E.beſchluß 
und einem darauf aufzubauenden neuer⸗ 
lichen Verfahren nicht entgegen 2926 33 

Art. 14 II AusfG. z. GewohnhVerbrG. In 
dem Verfahren wegen nachträglicher An⸗ 
ordnung der Sicherungsverwahrung ſind 
die Antragsſchrift und der E. beſchluß 
Prozeßvorausſetzungen, deren Vorhan⸗ 
denſein in allen Inſtanzen von Amts 
wegen zu prüfen ift 2150 22 

Art. 14 Ausf. z. GewohnhVerbrG. Das 
Vorliegen eines E. beſchluſſes ift kein we- 
ſentliches Erfordernis für das Verfahren 
zur nachträglichen Anordnung der Siche⸗ 
rungsverwahrung 2631 1 

Erpreſſung 

Betrug kann in Tateinheit mit E. nur dann 
begangen werden, wenn Tatſachen vor⸗ 
geſpiegelt werden, die mit dem in Aus⸗ 
ſicht geſtellten Übel nicht unmittelbar zu⸗ 
ſammenhängen 3285 5 


Sachregiſter 


Erſatzfreiheitsſtrafe 
Auf jede Geld⸗ und E. iſt geſondert zu er⸗ 
kennen 2693 10 
§ 29 I StGB. Bei tateinheitlichem Zuſam⸗ 
mentreffen eines Verbrechens mit Zoll⸗ 
1 8 darf die E. und die nach 
§ 146 Voll G. erkannte Strafſchärfung 
nicht entſprechend der verhängten Zucht⸗ 
haushauptſtrafe ebenfalls in Zuchthaus 
umgewandelt werden 2341 1 
Erſcheinen des Angekl. in der Hauptverhand⸗ 


lung 

Së 305, 233 StPO. Keine Beſchwerde des 
Angekl. gegen den ſeinen Antrag auf 
Entbindung vom E. in der H. ableh⸗ 
nenden Beſchluß 250131 

Erſchöpfungseinrede (8 1990 BGB.) 

Der Anerbe eines Erbhofs kann eine Be⸗ 
ſchränkung ſeiner perſönlichen Haftung 
für die Nachlaßverbindlichkeiten ſowohl 
durch Erwirkung der Anordnung des 
Nachlaßkonkurſes oder der Nachlaßver⸗ 
waltung als auch auf Grund der E. her⸗ 
beiführen; allerdings können der Nach⸗ 
laßkonkurs und die Nachlaßverwaltung 
ſowie die Zurverfügungſtellung des Nach⸗ 
laſſes auf Grund der E. ſich nur auf die 
der Vollſtreckung unterliegenden Nach⸗ 
laßgegenſtände beziehen 2701 3 

Erſitzung 
vgl. unter Verjährung 
Erſuchtes Gericht 

Die Parteien haben in Armenrechtsverfah⸗ 
ren das Recht, an Zeugenvernehmungen 
vor dem e. G. teilzunehmen oder ſich durch 
Anwälte vertreten zu laffen 2171 

Abſchriften der Terminsprotokolle über Be⸗ 
weisaufnahmen vor dem e. Richter 3261 

Së 61, 66 StPO. Hat der e. Richter die 
Vereidigung eines Zeugen der Entſchlie⸗ 
bung des erſuchenden G. vorbehalten, 
dann bedarf es einer Beſchlußfaſſung in 
der Hauptverhandlung nur für den Fall, 
daß die Nichtbeeidigung des Zeugen von 
einer an der Verhandlung beteiligten 
Perſon als unzuläſſig beanſtandet wird 
3286 20 

Fähre 

Der Betrieb einer F. im Bodenſee, deren 
Wegſtrecke in allen Punkten dem deut⸗ 
ſchen Ufer näher liegt als dem ausländi⸗ 
ſchen, ift umſatzſteuerpflichtig 2282 5 

Fahrläſſigkeit 

vgl. auch fahrläſſige Tötung unter T., fahr⸗ 
läſſige Steuerverkürzung unter St., fahr⸗ 
läſſige Amtspflichtverletzung unter A. 

Die Vorſchriften der §8 459 ff. BGB. ſchlie⸗ 
Ben die Haftung aus culpa in contra- 
hendo wegen fahrläſſig falſcher Angaben 
über die verkaufte Sache aus, wenn die 
diesbezüglichen Angaben gerade Eigen⸗ 
ſchaften der verkauften Sache betreffen. 
Denn weil das Geſetz eine Haftung nach 
§ 463 BGB. nur eintreten läßt, wenn 
ſolche Eigenſchaften zugeſichert oder arg⸗ 
liſtig verſchwiegen ſind, kann die ſonſt an⸗ 
erkannte Haftung für fahrläſſig unrich⸗ 
tige Angaben über Umſtände, die für die 
Erreichung des Vertragszwecks von Wert 
ſind, nicht Platz greifen 2906 2 

Der Kraftfahrer handelt fahrläſſig, wenn 
er kurz vor Einmündung einer Seiten⸗ 
ſtraße überholt und zu dieſem Zweck ſeine 
Geſchwindigkeit erhöht. Der auf dem So⸗ 
ziusſitz mitfahrende Halter iſt zur ent⸗ 
ſprechenden Einwirkung auf den Fahrer 
bei Meidung eigener Haftpflicht aus 
§ 823 BGB. verpflichtet, wenn er die 
durch F. des Führers verurſachte Gefahr 
bemerkt, zumal wenn es ſich um eine 
Probefahrt handelt. Maßſtab bei Beur⸗ 
teilung fahrläſſiger Handlungen Jugend⸗ 
licher 29353 3010 15 


§ 282 ZPO, Bleibt bei der Beweisführung 
des Kl. Unklarheit beitel,.n, die an fih zu 
ſeinen Laſten gehen würde, die aber vom 
Bekl. fahrläſſig herbeigeführt iſt, ſo ſteht 
der Berufung des Bekl. auf dieſe man⸗ 
gelnde Beweisführung die Einrede der 
Argliſt entgegen, die auch im Prozeßrecht 
Anwendung findet 3299 7 

Wer ſich vorſätzlicher und fahrläſſiger Bank⸗ 
rotthandlungen ſchuldig gemacht hat, 
kann nur wegen vorſätzlichen Bankrotts 
beſtraft werden 2693 10 

Tateinheitliches Zuſammentreffen von vor⸗ 
ſätzlicher Bilanzverſchleierung i. S. von 
§ 147 Gen. mit fahrläſſigem Bankrott 
i. S. von § 240 Ziff. 3 KO. 2777 16 

Die fahrläſſige Hinterziehung von Einnah⸗ 
men aus dem Branntweinmonopol iſt 
nicht mit Strafe bedroht 2776 15 

Fälligkeit der Hypothek 

vgl. unter Hypothekenmoratorium 
Falſche Selbſtbeſchuldigung 

Geſtändnis — Selbſtanzeige — S. S. 2381 
Fälſchung 

vgl. Urkunden F., bzgl. Wechſel F. vgl. un- 
ter W. 

Familienrecht 

Die Beſtimmungen zur Durchführung der 
VO. zur Vereinheitlichung der Zuſtän⸗ 
digkeit in Familien⸗ und Nachlaßſachen 
2112. Schrifttum 2835 

Faſchismus 
vgl. unter Italien 
Feiertage 

vgl. auch unter Sonntag 

§ 233 J ZPO. Ob eine Partei die durch 
SS 4, 5 Geſetz über die F. v. 27. Febr. 
1934 und 88 2—4 Durchf VO. v. 18. Mai 
1934 getroffene Regelung in dem Sinne 
wie jede andere Geſetzesbeſtimmung ge⸗ 
gen ſich gelten laſſen muß, daß ſie nicht 
berechtigt wäre, einen ihr inſoweit unter⸗ 
laufenen unverſchuldeten Irrtum als un⸗ 
abwendbaren Zufall i. S. des § 233 gel- 
tend zu machen, mag dahingeſtellt blei⸗ 
ben: jedenfalls liegt kein unabwendbarer 
Zufall vor, wenn die Partei Zweifel 
darüber, ob der betreffende, eine Friſt 
beendende Tag (hier der 31. Mai 1934, 
Fronleichnamstag in Köln) geſetzlicher 
F. ſei oder nicht, gehabt und gleichwohl 
eine rechtzeitige Erkundigung unterlaſſen 
hat 3056 5 

Feld⸗Forſt⸗Polizei 

Polizeiliche Beſchlagnahme eines Hirſch⸗ 
geweihs. § 10 PrTier⸗ und Pflanzen- 
ſchutzb O. Der Begriff des Erbeutens 
eines Wildes ſetzt das Erlegen und An⸗ 
eignen voraus 3231 ! 

Ferienſache 

§ 233 ZPO. Verſäumt RA. infolge Nicht⸗ 
beachtung eines ihm perſönlich zugeſtell⸗ 
ten Beſchluſſes, durch den ein Prozeß zur 
F. erklärt wird, die Friſt zur Begrun⸗ 
dung der Berufung, ſo findet Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand nicht ſtatt 
3198 ° 

Fernſprecher 

§ 138 BGB. Telephonmietvertrag ijt noch 
nicht wegen Sittenwidrigkeit nichtig, 
wenn die folgenden Vereinbarungen ge- 
troffen worden ſind: Ausſchluß der Scha⸗ 
denserſatzpflicht zugunſten der Liefer⸗ 
firma für Schäden, die bei der Inſtalla⸗ 
tion der Anlage entſtehen; Erweiterung 
der Haftpflicht des Mieters für Diebſtahk, 
Feuer, Elementargewalt oder ander⸗ 
weitigen Verluſt; Verbot der Aufrech⸗ 
nung, Minderung oder Geltendmachung 
eines Zurückbehaltungsrechts zugunſten 
der Lieferfirma; Vereinbarung einer 
Vertragsſtrafe für den Fall des Konkur⸗ 
ſes des Mieters; Verpflichtung des Mie⸗ 


ters zur Zahlung von Schadenserſatz in 
Hohe von 3/4 der Reſtmiete für den Fall, 
daß der Mieter ſeinen Verpflichtungen 
nicht pünktlich nachkommt; Vertrags⸗ 
dauer von zehn Jahren 2714 © 

Abſchluß⸗ oder Zulaſſungszwang im Fern⸗ 
ſprechverkehr insbeſ. gegenüber dem Kon⸗ 
n des Fernſprechteilnehmers 

Zu dem RGuUrteil über den Münzfernſpre⸗ 
cherbetrug 2826 

Münzfernſprecherbetrug durch Falſchgeld 
ift ſtrafbare Entziehung elektriſcher Mr- 
beit i. S. des Gej. v. 9. April 1900 
28709 2874 7 

Feſtſtellungsklage 

Der Streitwert beſtimmt ſich nicht bloß bei 
Klagen eines Miterben auf Leiſtung, ſon⸗ 
dern auch bei ſolchen auf Feſtſtellung zu⸗ 
gunſten der Erbengemeinſchaft nach 
Maßgabe des Anteilsrechts des klagenden 
Miterben am Nachlaß 26370 

Oſthilfeentſchuldung. Durch Hingabe der 
Entſchuldungspfandbriefe ſeitens der Oſt⸗ 
hilfeentſchuldungsſtelle an den Gläubiger 
einer Grundſchuld wird der perſönlich 
haftende Schuldner eines Kredits, zu 
deſſen Sicherung die Grundſchuld beſtellt 
iſt, nicht von der perſönlichen Schuld be⸗ 
freit. Die Entſchuldungspfandbriefe die⸗ 
nen vielmehr als Sicherung an Stelle 
der Grundſchuld. Umfang des Bürgſchaft⸗ 
vertragsintereſſes an „alsbaldiger Feſt⸗ 
ſtellung“ 2352 1 


Feuerwehr 

ogl. auch unter Brandſchau 

Von der Verpflichtung, die rechte Seite des 
Weges einzuhalten und beim Einbiegen 
in anderen Weg nach links in weitem 
Bogen zu fahren, ſind Kraftfahrzeuge der 
F. nicht befreit. Auch auf der Rückfahrt 
einer Dampfſpritze der F. ins Depot liegt 
Ausübung öffentlicher Gewalt vor. Die 
Haftung einer öffentlich⸗rechtlichen Kör⸗ 
perſchaft aus 8 7 KraftfG. ſteht ſelbſtän⸗ 
dig neben ihrer Haftung aus § 839 BGB. 
und Art. 131 RVerf. 3273 10 

Fideikommiß 

Wenn das Auflöſungsamt den Pfleger eines 
F. gutes beauftragt, für den Verkauf des 
Gutes Sorge zu tragen, ſo liegt darin die 
Ermächtigung, einen Makler zuzuziehen, 
wenn ſolche Zuziehung nach den Umſtän⸗ 
den des Falles als verkehrsüblich und 
nützlich anzuſehen i 3268 5 

$ 18 Verm&t®. Der Inhaber eines F. iſt 
perſönlicher Schuldner der auf das ge⸗ 
SEN Vermögen entfallenden Steuern 
281 

$ 8 Nr. 3 Gr&mSt®. ijt entſprechend an- 
wendbar beim Erwerb auf Grund von 
Verträgen, die nach Auflöſung eines 
Württembergiſchen Kondominats mwi- 
ſchen den Inhabern der freigewordenen 
Kondominaksanteile zum Zwecke der Tei- 
lung der zum Fwermögen gehörenden 
Grundſtücke abgeſchloſſen werden 2279? 

Filiale 

ogl. unter Zweigniederlaſſung 

Film 

Lichtſpielrecht. Schrifttum 2535 

Ein Werbevers iſt ein durch das Urheber⸗ 
recht geſchütztes Schriftwerk i. S. des 9 1 
Lit UrhG. Die beiläufige Verwendung 
ges Werbeverſes — mit geringfügiger 
Anderung — in einem Tonfilm iſt gemäß 
$ 13 Litürhcg. zuläſſig 2796 4 

Das Filmnegativ ift nicht Träger und das 
Recht an ihm nicht Ausfluß des Urheber⸗ 
rechts. Das Filmnegativ iſt eine ſelbſtän⸗ 
diger Rechtsbeziehung fähige Sache, 


Sachregiſter 


deren Beſitz die Möglichkeit zur Herſtel⸗ 
lung von Abzügen gewährleiſtet, aber 
nicht zur Vorführung berechtigt 3196 7 

88 5, 20 WG. Tonfilmaufnahmegeräte 
gleichartig mit optiſchen und photogra⸗ 
phiſchen Apparaten, Inſtrumenten und 
Geräten 33213 


Finanzamt 


vgl. auch unter Firma 

Entzieht die Polizeibehörde auf Betreiben 
des F. einem Steuerpflichtigen den Paß, 
ſo liegt darin keine Anordnung des F. 
gegenüber dem Steuerpflichtigen aus 
$ 202 RADJO. Deshalb ift nach § 305 I 
RADO. die Rechtsbeſchwerde gegen Be- 
ſchwerdeentſcheidung des LFin A. nicht zu⸗ 
läſſig 3320 8 


Finanzausgleich 


Auseinanderſetzung bei Gutsbezirksauf⸗ 
löſung. Wenn der Gutsbeſitzer nicht bis 
zum 1. Jan. 1929 beantragt hatte, ihm 
für die Zeit bis zur Gutsbezirksauflöſung 
die Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer⸗ 
anteile anſtatt in Höhe von 500% in vol- 
ler Höhe zu überweiſen, konnen bei Er⸗ 
rechnung ſeiner „alten“ Belaſtung auch 
nur 50% der Anteile berückſichtigt wer- 
den, ſelbſt beim Vorliegen der materiel⸗ 
len Vorausſetzungen i. S. des § 16 Pr- 
Ausf®. zum Fin use, für das „Auf⸗ 
löſungs“⸗Jahr 1928 3324 ? 


Firma 
8 18 II emm Daß das Wort „Germania“ 


als Firmenbeſtandteil auf die Raſſenzu⸗ 
gehörigfeit der Firmeninhaber, insbeſ. 
der Geſellſchafter einer GmbH., hinweiſe 
und deshalb zur Täuſchung geeignet ſei, 
wenn die Firmeninhaber nichtariſch ſind, 
dr fich mit folder Allgemeinheit feines- 
falls feſtſtellen 2160 

$ 18 II HGB. Steuerberater, dem das 
LFin A. das Auftreten in Steuerſachen 
unterſagt hat, iſt dadurch nicht gehindert, 
ſich als „Steuerberater“ zu bezeichnen, 
und ſogar unter ſeinem Namen eine 
Firma mit dem Zuſatz „Steuer⸗ und 
Wirtſchaftsberatung“ zu führen. Das 
Fin A. ift nicht beſchwerdeberechtigt, wenn 
das Regiſtergericht es ablehnt, das Lö⸗ 
ſchungsverfahren gegen die F. einzuleiten 
30744 

Kennzeichnungskraft von F. und Warenzei⸗ 
chen für den Betrieb. Es kann ſehr wohl 
ein eingeführtes Warenzeichen, mag es 
ſelbſt zu Beginn eine reine Phantaſiebe⸗ 
zeichnung geweſen ſein, als den Gegen⸗ 
ſtand des Unternehmens kennzeichnend 
anerkannt und danach gemäß § 4 I S. 1 
erſter Wahlfall GmbHG. als F. der Gm- 
bH. zugelaſſen werden 2131“ 

$ 31 II HG. Eine GmbH., die jahrelang 
ihren Geſchäftsbetrieb infolge Vermö⸗ 
gensloſigkeit eingeſtellt hatte, iſt nicht er⸗ 
loſchen 27191 

§ 37 HGB. Geſchäftsbezeichnungen, bet 
denen nicht ſchon die Ausdrucksweiſe als 
ſolche eine F. andeutet, werden als F. 
nur dann aufgefaßt, wenn ſie im rechts⸗ 
geſchäftlichen Verkehr zur Unterzeichnung 
verwandt werden; im letzteren Falle iſt 
nicht entſcheidend, ob die Bezeichnung den 
geſetzlichen Anforderungen an eine F. 
entſpricht 3072 

Entgelt, das jemand dafür empfängt, daß 
er einem anderen den Gebrauch ſeines 
Namens zur Bildung einer Geſchäfts⸗ 
E geſtattet, iſt umſatzſteuerpflichtig 
SR 


Sëtlderel 


Se v. 11. Mai 1916. Schrifttum 
223 


* 45 


Fleiſchverkauf 


vgl. unter Schächten 


Fluchtlinie 


$ 11 FluchtlG. dient polizeilichen, in erſter 
Linie verkehrspolizeilichen Intereſſen. Die 
Baupolizei hat deshalb die Vorausſetzun⸗ 
gen der Bauerlaubnis oder »verſagung 
ſelbſtändig zu prüfen und iſt an die Ent⸗ 
ſchließung der Gemeindebehörde nicht ge⸗ 
bunden. Die Anlegung einer Warmwaſ⸗ 
ſerheizung ift Ausbau i. S. des § 11 
Fluchtlc. Will Mieter einen Um- oder 
Ausbau vornehmen, jo kann die Erlaub⸗ 
nis auch verſagt werden, wenn für erfor⸗ 
derlich erachtete Sicherungsmaßnahmen 
des Grundſtückeigentümers nicht getrof⸗ 
fen werden 25111 

Auf Grund von § 15 FluchtlG. erlaſſene 
Ortsgeſetze müſſen, ſoweit es ſich nicht 
um Verbandsſtraßen handelt, auch im 
Verbandsgebiet des Ruhrkohlenſiedlungs⸗ 
verbands von der ordentlichen Genehmi⸗ 
gungsbehörde genehmigt ſein. Für die 
vorweggenommene Tilgung einer Bei⸗ 
tragsſchuld iſt der Nachweis eines zwi⸗ 
ſchen dem Pflichtigen und der Gemeinde 
geſchloſſenen, dem GemBerf®. genügen- 
den Vertrages erforderlich 2189 

§ 15 Fluchtlcö. Ein Gebäude liegt an einer 
Straße, wenn es von ihr Luft und Licht 
empfängt. Erhält zwar das Grundſtück 
Luft und Licht von der ausgebauten 
Straße, das Gebäude jedoch nur mit⸗ 
telbar von ihr aus über das Grundſtück, 
ſo genügt dies auch dann nicht, wenn das 
Grundſtück wirtſchaftliche Einheit bildet 
2587 5 

Sind in dem Heranziehungsbeſcheid gemäß 
S 15 FluchtlG. die Gebäude, auf deren 
Errichtung die Beitragspflicht ruht, nicht 
angegeben, ſo hat dies die Rechtsunwirk⸗ 
ſamkeit der Heranziehung zur Folge, 
wenn ſie wegen dieſes Mangels der er⸗ 
forderlichen Beſtimmtheit entbehrt. Eine 
Unternehmerſtraße liegt nicht vor, wenn 
ein Kreis eine Straße vertragsmäßig für 
eine Gemeinde, zum Teil auf eigene, 
zum Teil auf Koſten der Gemeinde her⸗ 
geſtellt hat. Eine Gemeinde iſt auch dann 
efugt, Beiträge gemäß 8 15 FluchtlG. zu 
fordern, wenn ihr die öffentlich⸗rechtliche 
Pflicht zur Unterhaltung der Straße ganz 
oder teilweiſe nicht obliegt 2879 ? 


Fluchtſteuer 


§ 1 RFlucht StVO.; § 80 I RADO. Der 
Wohnſitzbegriff der RADJO. gilt auch für 
die Reichs. — Eine „Scheinwohnung“, 
d. h. Wohnung, die der Inhaber nicht 
mehr benutzen will, ſondern nur zu dem 
Zweck beibehält, um der Reichs F. zu ent- 
gehen, begründet keinen Wohnſitz 3231 8 

Entſcheidend für die Freigrenzen des § 2 
Ziff. 4 Rflucht StVO. ijt die vorläufige 
oder endgültige oder Berichtigungsveran⸗ 
lagung des Steuerpflichtigen. War ſeine 
Heranziehung mit Rückſicht auf die 1. St- 
Amn BI. v. 23. Aug. und 19. Sept. 1931 
ausgeſchloſſen, ſo behält es für die Reichs⸗ 
F. bei der tatſächlichen Veranlagung ſein 
Bewenden 3160 1 


Formular 


vgl. auch unter Verſicherungsrecht, privates 

Nach Treu und Glauben und unter Berück⸗ 
ſichtigung ſchutzwürdiger Verkehrsſitte 
darf auch bei „formularmäßigen“ Siche⸗ 
rungserklärungen, die eine Bank ſich aus⸗ 
ſtellen läßt, nicht ohne beſondere Gründe 
eine ausdehnende „Auslegung“ zugun⸗ 
ſten der Bank und zu Laſten des Er⸗ 
klärenden dahin Platz greifen, daß ſchließ⸗ 
lich die Haftung des Erklärenden weit 
über den Rahmen ſeiner ſchriftlichen Er⸗ 
klärung hinaus erweitert wird 3054 
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$ 550 BPO. Kein typiſcher Vertrag, wo 
eine Partei einſeitig das F. eines F.⸗ 
buhes benutzt 2761.1 


Forſtwirtſchaft 
vgl. unter Realgemeinde, Landwirtſchaft 


Fortpflanzungsfähigkeit 
vgl. unter Erbkranker Nachwuchs 


Fortſetzungszuſammenhang 

dgl. auch unter Sammelſtraftat 

Annahme eines F. iſt bei fahrläſſiger Tö⸗ 
tung rechtsbegrifflich ausgeſchloſſen, bei 
Betrug aber nicht ſchon durch die Feſt⸗ 
ſtellung eines allgemeinen Planes, bei 
ſich bietender Gelegenheit zu betrügen, 
gerechtfertigt 2145 15 

Zwiſchen Lohnſteuerhinterziehung, Nichtab⸗ 
führung der Arbeitsloſenhilfeabgabe und 
der Vorenthaltung der Krankenkaſſenbei⸗ 
träge kann kein F. beſtehen 2692 ° 

Die zur Anwendung des $ 20a II StGB. 
erforderlichen drei vorſätzlichen Taten 
müſſen rechtlich ſelbſtändige Taten fein. 
Dieſen Exforderniſſen ift bei einer fort- 
geſetzten Handlung ebenſowenig genügt 
wie bei gewerbsmäßiger Straftat 2690 6 

SS 5, 7 Straffreihcz. v. 20. Dez. 1932. Die 
Tatſache, daß der Angekl. die ihm zur 
Laſt gelegte fortgeſetzte Unterſchlagung 
nur begangen hat, um ſeine anders nicht 
zu haltende Stellung als Reiſender auf⸗ 
rechtzuerhalten und ſich dadurch lediglich 
die Mittel zur Befriedigung der drin⸗ 
gendſten Lebensbedürfniſſe für ſich und 
ſeine Familienangehörigen zu ſichern, 
als Befreiungsgrund 22727 

Wenn in der Hauptverhandlung das Ver⸗ 
fahren unter Bezugnahme auf $ 154 St⸗ 
PO. hinſichtlich unſelbſtändiger Teile 
einer fortgeſetzten Handlung (oder auch 
Sammelſtraftat) durch Beſchluß einſtwei⸗ 
len eingeſtellt, im übrigen aber bis zum 
Urteil weitergeführt wird, ſo hindern die 
Abſ. 3—5 des § 154 StPO. die Aburtei⸗ 
lung der Tat nicht 24741 

§ 264 ff. StPO. Wenn von mehreren zur 
Anklage ſtehenden Fälle einer fortgeſetz⸗ 
ten Straftat nur einer zur Verurteilung 
führt, muß auf Freiſprechung in den 
übrigen Fällen ausdrücklich erkannt wer⸗ 
den, da andernfalls der Eröffnungsbe⸗ 
ſchluß nicht erſchöpft wäre 2159 22 

Lautet der Eröffnungsbeſchluß wie das Ur⸗ 
teil auf eine fortgeſetzte Tat, ſcheidet das 
Urteil aber einzelne Teilhandlungen aus, 
ſo iſt kein Raum für Freiſprechung 
2693 10 


Fracht 

vgl. auch unter Umſatzſteuer 

Der F.führer hat das Gut auch dann i. S. 
des § 440 II HGB. im Beſitz, wenn er 
nur mittelbar beſitzt. Zweifelhaft mag 
dies ſein, wenn der mittelbare Beſitz nur 
durch den Schuldner der Forderungen 
vermittelt wird, für die das Pfandrecht 
beſteht. Das gilt auch für das kaufmän⸗ 
niſche Zurückbehaltungsrecht. Die Klage⸗ 
friſt des § 440 III HGB. entfällt, wenn 
der Empfänger den F. führer freiwillig 
wieder in den Beſitz des Gutes ſetzt. 
Pfandrecht und Zurückbehaltungsrecht 
können dem F.⸗führer nebeneinander zu⸗ 
ſtehen 29713 


Fragerecht, richterliches ($ 139 ZPO.) 

Die Erteilung von Rechtsauskünften gehört 
nicht zur Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Gerichte und eine Beratungspflicht über 
8 139 ZPO. hinaus obliegt dem Prozeß⸗ 
richter nicht 2974 ? 


Franzöſiſches Recht 
dgl. unter Rheinland 


Sachregiſter 


Freie Berufe 
SS 6, 12, 13 EinfSt®. Bei Angehörigen der 
f. B. ſcheiden regelmäßig frühere Ein⸗ 
künfte, ſobald ſie kapitaliſtiſch, z. B. in 
Wertpapieren, angelegt werden, aus dem 
Betriebsvermögen aus 2426 2 
Freiheitsberaubung 
Das Vergehen des § 236 StGB. ift, ſofern 
es mit Gewalt begangen iſt, ein Sonder⸗ 
fall der F. Inſoweit beſteht Geſetzesein⸗ 
heit zwiſchen Së 236 und 239; es ift dann 
nur der § 236 StGB. anzuwenden. Wenn 
jedoch der Strafantrag, der die Voraus⸗ 
ſetzung für Beſtrafung aus § 236 StGB. 
bildet, nicht vorliegt, iſt die Möglichkeit 
einer Beſtrafung aus § 239 StGB. ge- 
geben 2919 22 
Freiſprechung 
Së 264 ff. StPO. Wenn von mehreren zur 
Anklage ſtehenden Fälle einer fortgeſetz⸗ 
ten Straftat nur einer zur Verurteilung 
führt, muß auf F. in den übrigen Fällen 
ausdrücklich erkannt werden, da andern⸗ 
falls der Eröffnungsbeſchluß nicht er⸗ 
ſchöpft wäre 2159 82 
Lautet der Eröffnungsbeſchluß wie das Ur- 
teil auf eine fortgeſetzte Tat, ſcheidet das 
Urteil aber einzelne Teilhandlungen aus, 
ſo iſt kein Raum für F. 2693 10 
§ 267 III StPO. Der Antrag „auf F., 
eventuell mildere Strafe“ iſt nicht als 
ein ſolcher auf Zubilligung „mildernder 
Umſtände“ aufzufaſſen 3287 81 
Freiwillige Gerichtsbarkeit 
vgl. auch unter Beſchwerde, Handelsregiſter 
Jahrbuch für Entſcheidungen in Angelegen⸗ 
heiten der f. G. und des Grundbuchrechts. 
Schrifttum 3120 
Freizügigkeitsgeſetz 
§ 4. Bedeutung dieſer Beſtimmung; ihr 
Verhältnis zum Reichsfürſorgerecht. Tat⸗ 
ſächliche Vorausſetzungen zur Abweiſung 
eines Zuziehenden 2286 1 
Friedensvertrag von Verſailles 
dal. unter V. 
Friſt 
vgl. auch Ladungs F., F.verſäumnis vgl. 
unter Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand, Nachſicht 
Auf die Verletzung einer Verwirkungsklau⸗ 
ſel und insbeſ. auf die Verſäumung einer 
Ausſchlußfriſt kann fih der Verficherer 
oder der ſonſtige Vertragsgegner nicht be⸗ 
rufen, wenn die Verſäumung dem Ver⸗ 
ſicherten nicht zum Verſchulden gereicht, 
wenn ſie alſo durch beſondere Umſtände 
entſchuldigt wird. Dieſer Rechtsgrundſatz 
aus dem Gebiet des Verſicherungsrechts 
gilt auch für andere Rechtsgebiete 2383 2 
Anwendung einiger zivilprozeſſualer Vor⸗ 
ſchriften in der Praxis, insbeſ. Setzung 
von Friſten für Einreichung von Schrift⸗ 
ſätzen uſw. 2830 
Fronleichnamstag 
vgl. unter Feiertag 
Führer 
vgl. unter Staatsoberhaupt, Verein 
Führerflucht 
vgl. unter Kraftfahrzeug 
Fuhrunternehmer ` 
§ 829 ZPO. Die zukünftigen Anſprüche 
eines F. gegen feine etwaigen Auftrag⸗ 
geber find nicht pfändbar 3076 ? 
Fürſorgeerziehung 
§ 72a RJugWohlfG. Die Fortführung der 
F. über das vollendete 19. Lebensjahr 
kann nur beſchloſſen werden, wenn der 
Zweck der F. bis zum Zeitpunkt des Ein⸗ 
tritts der Volljährigkeit noch zu erreichen 
iſt und beſondere von der allgemeinen 
2 abweichende Verhältniſſe vorliegen 
477 1 


Fürſorgepflicht 

§ 24 FürſpPflVO. Für Anſprüche einer 
Krankenanſtalt gegen einen Bezirksfür⸗ 
ſorgeverband auf Erſtattung der für einen 
Hilfsbedürftigen aufgewandten Pflege⸗ 
koſten iſt der ordentliche Rechtsweg ge⸗ 
geben. Nimmt Krankenanſtalt einen 
offenbar mittelloſen Hilfsbedürftigen auf, 
ſo kann ſie grundſätzlich Erſatz der Pflege⸗ 
koſten von dem unterſtützungspflichtigen 
Fürſorgeverband nach den Vorſchriften 
über Geſchäftsführung ohne Auftrag ver⸗ 
langen. Daran ändert ſich nichts, wenn 
die Krankenanſtalt irrtumlich angenom⸗ 
men hat, daß eine Berufsgenoſſenſchaft 
für den Kranken aufkäme. Macht die 
Krankenanſtalt erſt ſpäter dem zuſtän⸗ 
digen Fürſorgeverband von der Auf⸗ 
nahme des Bedürftigen Mitteilung, jo 
kann ſie trotz des Grundſatzes, daß der 
Fürſorgeverband erſt von der Kenntnis 
der Bedürftigkeit an zur Hilfe verpflichtet 
iſt, doch Erſatz ihrer ganzen Aufwendun⸗ 
gen von der Aufnahme an verlangen. 
Die Krankenanſtalt iſt aber dem Für⸗ 
ſorgeverband zum Erſatz des Schadens 
verpflichtet, der dieſem aus der Unter⸗ 
laſſung ſofortiger Anzeige entſteht 2724 8 

$ 6 II RGrundſ. zur FürſVoO. Erſatz von 
Beerdigungskoſten. Ablieferung von Lei⸗ 
chen an die Anatomie durch Fürſorgever⸗ 
bände 2191 + 

§ 4 Freizüg®. Bedeutung dieſer Beſtim⸗ 
mung; ihr Verhältnis zum Reichsfür⸗ 
ſorgerecht. Tatſächliche Vorausſetzungen 
zur Abweiſung eines Zuziehenden 2286 


Fuſion 
88 12, 18 KörpStG. Die anläßlich der F. 
zweier Geſellſchaften übernommenen 


Vermögensgegenſtände ſind in der Bilanz 
der aufnehmenden Geſellſchaft regel⸗ 
mäßig nach 8 19 EinkStG. (gemeiner 
Wert oder geringerer Anſchaffungspreis) 
zu bewerten 2362 2 
§ 13 KörpStG. Bei F. wirkt ſich der 
Grundſatz der Abhängigkeit der Steuer⸗ 
bilanz von der Handelsbilanz dahin aus, 
daß die bei der Verteilung des Geſamt⸗ 
anſchaffungspreiſes auf die einzelnen Ge⸗ 
genſtände des übernommenen Betriebs⸗ 
vermögens ſich für dieſe Gegenſtände er⸗ 
gebenden Werte in die ſteuerliche "er, 
öffnungsbilanz der aufnehmenden Geſell⸗ 
ſchaft nur inſoweit eingeſtellt werden 
dürfen, als ſie die Anſätze der einzelnen 
Gegenſtände in der entſprechenden Han⸗ 
delseröffnungsbilanz der Geſellſchaft nicht 
überfteigen 2184 4 
Futter 
vgl. unter Miſchß. 
Garage 
vgl. unter Kraftf. 
Garantie 
Sit Ausbietungs®. in dem Sinne über- 
nommen worden, daß nur der Ausfall 
des dinglichen Rechts verhütet werden 
ſoll, ſo tritt die Verpflichtung zum Bieten 
erſt ein, wenn der Ausfall der Hypothek 
oder Grundſchuld infolge des Zuſchlags 
droht. Darüber hinaus kann der Garant 
aber auch die Verpflichtung übernehmen, 
bei einer Zwangsverſteigerung für alle 
Fälle für ausreichendes Gebot zu ſorgen, 
auch wenn Ausfall nicht zu befürchten 
ift 27611 
Hat OHG. gegenüber einem Hypotheken⸗ 
gläubiger die Bürgſchaft oder Ausbie⸗ 
tungs. übernommen, jo kann auch jeder 
Geſellſchafter als Meiſtbieter oder Er⸗ 
ſteher auf die Vergünſtigungen des § 14 
GrErwStG. Anſpruch machen 2509 
Gärtnereibetrieb 
vgl. unter Erbhof 


Gas 

gl. auch unter Kampfgas 

Der Eigentümer eines mit Gas verſorgten 
Grundſtücks kann von der Polizei zur 
Anbringung eines Gasſperrhahns in dem 
Zuleitungsrohr auf der Straße vor ſei⸗ 
nem Grundſtück angehalten werden 
2586 4 

Saftwirtichaft 

vgl. auch unter Bierlieferung, Shanter- 
laubnisſteuer 

Förmliche und ſachliche Erforderniſſe der 
Auflagen nach § 11 Gaſtſtätt G. 2266 1 

$11 GaſtſtättGG. Hat die Polizei eine Woh- 
nung geſchloſſen, weil nacheinander meh⸗ 
rere Mieter darin unbefugt G. betrieben 
und fortgeſetzt den Tatbeſtand der Kup⸗ 
pelei verwirklicht haben, ſo kann ſie auf 
Grund von $ 20 PolVerwG. auch dem 
Eigentümer gegenüber die Freigabe der 
Wohnung ſo lange verweigern, bis er den 
Nachweis einwandfreier Verwendung er⸗ 
bringt 3325 ® 

Abſchn. III der PrVO. v. 18. Juni 1930 z. 
Durchf. des Gaftftätt®. ſtellt eine beſon⸗ 
dere Rechtsverordnung dar, deren Vor⸗ 
ſchriften Zulaſſung, Verhalten und Ent⸗ 
lohnung weiblicher Arbeitnehmer in 
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften mit geſetz⸗ 
licher Wirkung regeln. Unterſchied zwi⸗ 
ſchen Ziff. 2 und 5: Ausſchluß jeder Be⸗ 
ſchäftigung ſolcher Arbeitnehmer gegen⸗ 

über dem Verbot, einen beſtimmten ſol⸗ 
chen Arbeitnehmer zu beſchäftigen 2814? 

§ 9 BapVollzO. z. Gaftitätt®. v. 12. Sept. 
1931. Der Arbeitslohn der weiblichen 
Arbeitnehmer im Haſtſtättengewerbe 
muß zu angemeſſenem Teil aus einem 
bar auszuzahlenden Geldbetrag beſtehen. 
Wohnung, Verpflegung und Übernahme 
der Arbeitnehmeranteile an den Sozial⸗ 
laſten können auf die geſamte Vergütung 
angerechnet, aber nicht gegen den ange⸗ 
d Barlohn aufgerechnet werden 
7 

Polizeilicher Schutz gegen Störungen der 
Nachtruhe durch Muſikdarbietungen in 
öffentlichen Gaſtwirtſchaften 2188 

Gefangenenzuſammenrottung 

Së 49, 122 II StB. Zum Begriffe der Zu- 
ſammenrottung. Die Beihilfehandlung 
kann erſt mit der Verübung der Haupt⸗ 
tat als begangen angeſehen werden 
3281 10 

Geflügelfarm 

Eine G. iſt kein Erbhof, wenn die Tiere 
ausſchließlich oder in der Hauptſache mit 
gekauftem Futter ernährt werden 2705 

Gefrieranlage 

§ 41 Hot Sg. Ein inländiſches Unterneh- 
men hat die Herſtellung einer Anlage zur 
Einführung künſtlicher Kälte in einem 
Kalibergwerk des Auslands übernommen 
und ſich verpflichtet, dabei verwendete, 
im Inland erworbene Gefrierrohre nach 
Abſchluß der Arbeiten der auftraggeben⸗ 
den Bergwerksgeſellſchaft auf Verlangen 
gegen beſonderes Entgelt zu überlaſſen. 
Hiernach liegt Lieferung im Inland er⸗ 
worbener Gegenſtände ins Ausland auf 
Grund eines aufſchiebend bedingten 
Kaufvertrags vor. Im Fall der Über⸗ 
laſſung der Rohre ift der Anſpruch auf 
r begründet 


Gehaltsherabſetzung 

Eine mehrfache Herabſetzung der Dienſtbe⸗ 
züge auf Grund der NotVO. v. 6. Okt. 
1931 entſpricht weder dem Wortlaut noch 
dem Zweck der VO. 3275 1 

Geheimmittel i 

vgl. unter Arzneimittel 


Sachregiſter 


Gehör, rechtliches 


vgl. unter R. G. 


Geiſtesſchwäche 


vgl. unter Schwachſinn, Entmündigung 


Geldentwertung 


vgl. unter Inflation, Aufwertung, Mark 


Geldſchrank 


Schreibtiſch und G. ſind nicht Erbhofzu⸗ 
behör 2269 3 


Geldſtrafe 


Auf jede G.⸗ und Erſatzfreiheitsſtrafe iſt ge⸗ 
ſondert zu erkennen 2693 10 

Auch nur mit G. geahndete Taten können 
zur Beurteilung, ob der Täter ein gefähr⸗ 
licher Gewohnheitsverbrecher ſei, heran⸗ 
gezogen werden 26917 

§ I Straffreih®. v. 7. Aug. 1934. Bei meh- 
reren G. bis zu 1000 (500) AM ift nicht 
die Summe der erkannten G. maßgebend 
2575 7 

Für die Auslegung des § 1 Ziff. 1 Straf⸗ 
freih®. v. 7. Aug. 1934 ijt die Vorſchrift 
des § 2 Ziff. 1 heranzuziehen. Straffrei⸗ 
heit tritt nicht ein, wenn neben einer Ge⸗ 
fängnisſtrafe bis zu ſechs Monaten eine 
G. von mehr als 1000 AM verhängt ift 
2797 6 

8 263 StGB. Die Abſicht, eine G. zu ber- 
meiden und den Fiskus zu verhindern, 
den ihm erwachſenen Anſpruch auf Bei⸗ 
treibung zu realiſieren, iſt auf Abwen⸗ 
dung eines drohenden Vermögensnach⸗ 
teils gerichtet und ſoweit als Abſicht, ſich 
einen Vermögensvorteil zu verſchaffen, 
i. S. des § 263 StGB. anzuſehen 2977 16 


Geliermittel 


SS 1 und 4 Ziff. 1 WIG. „Opekta“. Zur 
Frage der Schutzfähigkeit ſchlagwortarti⸗ 
ger Wendungen, die die beſondere Eigen⸗ 
art einer Ware anpreiſen. „In 10 Minu⸗ 
ten mit ...“ für G. nicht ſchutzfähig. 
Mißlungener Durchſetzungsnachweis 
2782 1 


Gemeindebeamte 


vgl. auch unter Dienſtſtrafrecht 

Beamtenrecht für Reichsbeamte und preuß. 
Landes- und Kommunalbeamte. Shrift- 
tum 2839 

Bei Anſtellung eines Kommunalbeamten 
auf „Probe“ iſt im Zweifel § 10 Komm⸗ 
BeamtG. und die demgemäß ergangene 
Ortsſatzung für die Dauer der Probe⸗ 
dienſtzeit maßgebend. Enthält Anſtel⸗ 
lungsurkunde nur eine Anſtellung auf 
Probe, ſo muß bei der endgültigen ſpä⸗ 
teren Anſtellung eine Aushändigung 
einer neuen Berufungsurkunde erfolgen 
3295 1 

Nach § 12 PrftommBeamt®, können ſtäd⸗ 
tiſche Beamte nur „bei eintretender 
Dienſtunfähigkeit“ penſioniert werden. 
Der öffentlich⸗rechtliche Charakter Deler 
Vorſchrift verbietet ihre ausdehnende 
Auslegung. Beamter, der nicht dienſtun⸗ 
fähig iſt, kann nicht nur dann auf ſeinen 
Antrag aus dem Dienſt entlaſſen wer⸗ 
den, wenn er auf ſein Ruhegehalt wirk⸗ 
ſam verzichtet; vielmehr iſt anerkannt, 
daß einem freiwillig aus dem Dienſt aus⸗ 
ſcheidenden, nicht dienſtunfähigen Beam⸗ 
ten durch Vereinbarung auch einmalige 
oder dauernde geldliche Vorteile einge- 
räumt werden können. Dem ſteht § 12 
PrͤommBeamtc. nicht entgegen 2537 

Zuläſſigkeit der Reviſton: Für den Gehalts⸗ 
anſpruch von G. gilt nicht § 547 ZPO., 
ſondern § 546. § 546 ZPO. iſt auch maß⸗ 
gebend für Schadenserſatzanſprüche we⸗ 
gen Verletzung der dem Kommunalver⸗ 
band obliegenden Fürſorgepflicht, ſoweit 
nicht gleichzeitig darin die Behauptung 
einer Amtspflichtverletzung liegt, bei der 
die Reviſion ohne Rückſicht auf den 


*47 


Streitwert zuläffig tft. Der Umfang der 
beamtenrechtlichen Fürſorgepflicht geht 
über § 618 BGB. hinaus und beſtimmt 
ſich nach der Eigenart des zwiſchen Staat 
(Gemeinde) und Beamten beſtehenden 
Verhältniſſes 3278 15 
Gemeinderecht 
vgl. auch unter Stadt., Gutsbezirk, Amts- 
bezirk 
Jahrbuch für 
Schrifttum 2326 
Die Haftpflicht der Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände im Lichte der neueren 
Rechtſprechung. Schrifttum 2532 
Das PrdemFin®. v. 15. Dez. 1933. Shrift- 
tum 2888 
Gemeindeſteuern 
vgl. unter KommAbgG., Grundſteuer, 
Schankerlaubnisſteuer 
Gemeingebrauch 
vgl. unter Straße 
Gemeinſchaft 
vgl. unter BruchteilsG. 
Gemeinſchaftliches Teſtament 
vgl. unter T. 
Genoſſenſchaft 
vgl. auch unter Emſcher G., Realgemeinde 
Die Berufung des eingetragenen Genoſſen 
auf fehlende Beitrittserklärung oder auf 
rechtzeitig erklärten Austritt 2106 
§ 7 Gen®. Die Einzahlungsanſprüche auf 
den Geſchäftsanteil, die der G. gegen den 
Genoſſen zuſtehen, ſind auch dann un⸗ 
pfändbar, wenn ſich die G. in Liquidation 
befindet 3077 3 
88 9, 40 Gen, Die Mitglieder des Vor- 
ſtands und Aufſichtsrats einer G. müſſen 
Genoſſen ſein. Ein Nichtgenoſſe erlangt 
trotz Wahl, Anſtellung, Tätigkeitsaus⸗ 
übung und Gehaltszahlung nicht die Or⸗ 
ganſtellung. Seine Wahl iſt aber nicht 
unwirkſam. Zum Widerruf ſeiner Beſtel⸗ 
lung ift daher nur die Generalverſamm⸗ 
lung zuſtändig, nicht der Vorſtand oder 
Aufſichtsrat. Ein Nichtgenoſſe, der zum 
Vorſtandsmitglied einer G. gewählt iſt, 
iſt verpflichtet, nachträglich Genoſſe zu 
werden. Durch die Wahl erlangt der Ge⸗ 
wählte eine rechtliche Anwartſchaft auf 
die Erlangung der Organſtellung und 
daher auch Anſpruch auf Aufnahme als 
Mitglied der G. 2132.5 
88 22, 66 Gen®. Die Anſprüche eines Erb- 
hofbauern aus Geſchäftsguthaben an 
einem landwirtſchaftlichen Ein⸗ und Ver⸗ 
kaufsverein gehören nicht zum Erbhof 
und unterliegen deshalb uneingeſchränkt 
der Pfändung 2577 1 
88 24ff. Gen. Rechtliche Stellung und Pflich⸗ 
ten des Rechners einer G. Für den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb aller dem Generalverband 
ländlicher G. angehörigen Spar⸗ u. Dar⸗ 
lehnskaſſenvereine gelten als Aufgabe des 
Rechners die Ausführungen in der Klei- 
nen Anleitung zur Geſchäftsführung der 
Raiffeiſenvereine. Demnach iſt der Rech⸗ 
ner einer G. gebunden an deren Satzung, 
Dienſtanweiſung, Geſchäftsordnung, und 
verpflichtet, den Vorſtand auf etwaige 
Verſtöße gegen die Satzung hinzuweiſen; 
er iſt weder verpflichtet noch berechtigt, 
ſatzungswidrige Beſchlüſſe auszuführen, 
wird alſo durch ſolche Befolgung auch 
nicht entlaſtet 2554 19 
8 42 Genc. Ein Bankverein, MtG., der auf 
die Vorlage einer von dem Vorſtand einer 
G. dem Rendanten derſelben erteilten no⸗ 
tariellen Vollmacht, „die G. in allen per⸗ 
ſönlichen und vermögensrechtlichen Ange⸗ 
legenheiten, ſoweit dies geſetzlich zuläſſig 
iſt, gerichtlich und außergerichtlich zu ver⸗ 
treten“, hin ein großes und bedeutungs⸗ 
volles, außerhalb der üblichen Geſchäfte 


Kommunalwiſſenſchaft. 


*48 


einer G. liegendes Geſchäft abgeſchloſſen 
hat, kann nicht damit gehört werden, daß 
er den aus § 42 H Gen. fih ergebenden 
Mangel der Vertretungsmacht nicht habe 
kennen müſſen 3267 3 

$ 65 Gen. Die telegraphiſche Kündigung 
der Mitgliedſchaft einer G. kann die vor⸗ 
EEN Schriftform nicht erſetzen 
294 5 

Së 69, 70 Geng. Eine G. hat nicht für das 
Verhalten ihrer Vorſtandsmitglieder ein⸗ 
zuſtehen, die die Weiterleitung eines Auf⸗ 
kündigungsſchreibens eines Genoſſen 
zwecks Löſchung in der Liſte der Genoſſen 
unterlaſſen 2178 5 2869 € 

SS 69, 70 Gen. Auch wenn der Vorſtand 
der G. die Anmeldung des Austritts beim 
G.regiſter ſchuldhaft unterlaſſen hat, kann 
der Genoſſe gegenüber dem Anſpruch auf 
Bezahlung des reſtlichen Geſchäftsanteils 
ſich nicht mit der Einrede der Argliſt ver⸗ 
teidigen 2178 6 

$$ 133 a, 134, 16 (Gent Eine Zerlegung 
des Geſchäftsanteils und der Haftſumme 
in gleiche Teile gemäß § 133 à erhöht 
zwar die Anteile des einzelnen Genoſſen 
um das Vielfache der Zahl, in die der 
Geſchäftsanteil zerlegt wird, ſie bewirkt 
aber nicht gleichzeitig, daß bei Überſchrei⸗ 
ten der in der Satzung gemäß § 134 
Genc. feſtgelegten Höchſtzahl von Antei⸗ 
len ſich dieſe Höchſtzahl automatiſch ohne 
ausdrücklichen, darauf gerichteten Be⸗ 
Ku der Generalverſammlung erhöht 
2873 5 

§ 146 Gen. Ein abſichtliches Handeln zum 
Nachteil iſt regelmäßig nicht anzuneh⸗ 
men, wenn eine, eine wirtſchaftliche Ein⸗ 
heit bildende Verwaltung eines Bevoll⸗ 
mächtigten für den Treugeber zum Teil 
nützlich, zum Teil ſchädlich iſt, der wirt⸗ 
ſchaftlich höher ſtehende Vorteil aber 
nicht anders als auf dem Wege über 
einen — wirtſchaftlich geringeren — 
Nachteil zu erreichen ift 2923 25 

Zu den Begriffen der „Benachteiligung“ 
und des „abſichtlichen Handelns“ i. S. 
von § 146 Genc. Tateinheitliches Bu- 
ſammentreffen von vorſätzlicher Bilanz⸗ 
verſchleierung i. S. von § 147 Gen. mit 
fahrläſſigem Bankrott i. S. von § 240 
Ziff. 3 KO. 2777 16 

§ 1811 BEV. Die Anlage von Mündelgeld 
bei RaiffeifenG. läuft in der Regel den 
Grundſätzen einer wirtſchaftlichen Ver⸗ 
mögensverwaltung nicht zuwider, wenn 
ſie höhere Verzinſung als die in Betracht 
kommende mündelſichere Anlage bietet 
und durch eine, wenn auch kündbare, 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft der deut⸗ 
ſchen ZentralGekaſſe geſichert ift 2343 1 

Die den G. durch § 4 II b KörpStG. ein- 
geräumte Steuervergünſtigung wird 
nicht ſchon dadurch verwirkt, daß eine G. 
in ihrer Satzung Geſchäfte mit Nichtmit⸗ 
gliedern nicht verboten hat; es kommt 
vielmehr darauf an, ob die G. ihren Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb tatſächlich auf den Kreis 
der Mitglieder beſchränkt 2806 3 

SS 4 II b, 11 I Nr. 4 KörpSt®. Bei ſteuer⸗ 
begünſtigten Einfanfs®. find Zinsein⸗ 
30822 aus Hypotheken ſteuerpflichtig 


G. verliert die Vergünſtigung des § 4 II b 
KörpStGG. für einen Steuerabſchnitt 
dann nicht, wenn ſie in dieſem Steuerab⸗ 
ſchnitt lediglich ſolche Geſchäftsbeziehun⸗ 
gen zu Nichtmitgliedern abwickelt, die 
ſich als Folge eines in früheren Steuer⸗ 
abſchnitten erfolgten Hinausgehens über 
den Kreis der Mitglieder darſtellen 
SES 


Sachregiſter 


§ 11 Nr. 6 Hornung, Wenn ſich eingetra⸗ 
gene Genoſſenſchaft ib. von ihren Mit⸗ 
gliedern höhere Preiſe, auch z. B. höhere 
Verſicherungsprämien, gewähren läßt als 
im üblichen Geſchäftsverkehr die Regel 
iſt, können ſteuerfreie verdeckte Einlagen 
oder Beiträge vorliegen 2807 $ 

§ 13 GewStRahmen®.; § 53 II 2a 
RBewöG. Die Geſchäftsguthaben der Ge- 
noſſen einer eingetragenen G. ſind keine 
„Schulden“ der G., die bei der Ermitt⸗ 
lung des Werts ihres Gewerbekapitals 
dem Einheitswert des gewerblichen Be⸗ 
triebs hinzuzuſetzen wären 3161 13 


Gerichtliche Medizin 


vgl. unter Blutgruppenunterſuchung 


Gerichtskoſten 


vgl. auch unter Streitwert 

Tabellen zur R.⸗ u. PreGebO. f. RA., zur 
PrNotGebO., zum GEG., zum PrStemp⸗ 
StTar., zum AufwG. und UmfSt®. nebſt 
Erläuterungen und ergänzenden Beſtim⸗ 
mungen. Schrifttum 2835 

S 519 ZPO. Betreffen mehrere Berufun⸗ 
gen ein und denſelben Streitgegenſtand, 
ſo kann die rechtzeitige Zahlung der Pro⸗ 
zeßgebühr durch einen Streitgenoſſen 
auch für den anderen wirken, u. U. ſogar 
auch für den Prozeßgegner. Identität des 
Streitgegenſtands i. S. von § 13 GKG. 
liegt vor, wenn die beiderſeitigen An- 
ſprüche ſich einander dergeſtalt ausſchlie⸗ 
ßen, daß die Zuerkennung des einen An⸗ 
ſpruchs notwendig die Aberkennung des 
andern bedingt 2974 7 

SS 519 VI, 233 3PO. Auch die Betrauung 
einer zuverläſſigen Perſon mit der Ein- 
zahlung von Prozeßgebühren befreit die 
Partei nicht von einer Kontrollpflicht 
innerhalb des Friſtenlaufs, ob der Auf⸗ 
trag ausgeführt iſt. § 233 ZPO. wegen 
Verſäumung der Friſt findet inſoweit 
nur Anwendung, wenn zwingende Um⸗ 
ſtände die Partei an der Prüfung verhin⸗ 
dert haben 3129 ° 

8 519 ZPO. Wird während des Laufs der 
Vorſchußfriſt dem Ber Kl. das Armenrecht 
zu Bruchteil der Koſten bewilligt, dann 
muß ihm von Amts wegen ſo rechtzeitig 
mitgeteilt werden, was er nunmehr zu 
zahlen hat, daß er den Nachweis der Zah⸗ 
lung noch innerhalb der Friſt führen 
kann. Wenn dies nicht geſchieht, muß 
neue Friſt geſetzt werden 2494 u 

§ 232 ZPO. Zur Wahrung aller nach den 
Umſtänden anzuwendenden Sorgfalt 
zwecks Vermeidung von Friſtverſäum⸗ 
niſſen reicht es nicht aus, wenn ein RA. 
ohne eigene genaue Prüfung einem neu 
eingeſtellten, wenn auch von anderer 
Seite gut beurteilten, im Vorbereitungs⸗ 
dienſt befindlichen Referendar in Fällen, 
in denen Friſtberechnung nach dem 
Schlußſatz des § 519 ZPO. erforderlich 
wird, die Berechnung der Nachweisfriſt 
überläßt 2848 ë 

§ 519 ZPO. Die Verfügung des Gerichts⸗ 
vorſitzenden, die die Friſt zum Nachweis 
der Zahlung der Prozeßgebühr oder die 
Friſt für die Berufungs⸗ oder Reviſions⸗ 
begründung verlängert, bedarf nur inſo⸗ 
weit der Zuſtellung, als ſie die neue Friſt 
in Lauf ſetzt. Soweit ſie zugleich von der 
bisherigen Friſt entbindet, wird ſie durch 
formloſe, aktenmäßig feſtſtehende Mittei⸗ 
lung wirkſam 3314! 

Bewilligung des Armenrechts durch Ge⸗ 
währung von Ratenzahlungen. Erforder⸗ 
Sch der G.rechnungen in ſolchem Falle 
2346 


§ 6 I GRO. Ein mitwirkendes Verſchulden 
der Partei oder ihrer Vertreter ſchließt 


die Niederſchlagungspflicht im Gegenſatz 
zum früheren Recht nicht aus 3076 4 

Së 14, 23 GKG. Wenn der Rechtsſtreit in- 
folge Teilurteil ſowohl in der unteren 
als auch in der höheren Inſtanz an⸗ 
hängig iſt und durch einen in der höheren 
Inſtanz abgeſchloſſenen oder mitgeteilten 
Vergleich in vollem Umfang erledigt 
wird, ſo fällt die Beweisgebühr auch fuͤr 
die untere Inſtanz inſoweit fort, als 
nicht in dieſer Inſtanz über den Anſpruch 
bereits entſchieden war. Zu erfordern iſt 
die Gebühr in voller Höhe nach dem Teil- 
wert, der für die untere Inſtanz durch 
Teilurteil erledigt war 3296 4 

§ 20 Ziff. 2 GEG. Erft die Anordnung der 
Vernehmung von nach § 272 b ZPO. ge- 
ladenen Zeugen ſtellt Beginn der Ve- 
weisaufnahme dar, nicht ſchon eine Be⸗ 
lehrung der Zeugen 3147 4 

§ 20 Ziff. 2 GKG. Verwertung von Ur- 
kunden, die im Armenrechtsverfahren zu 
den Akten gelangt ſind, im ordentlichen 
Prozeß 32212 

$$ 20, 24 GKG. Keine Beweisgebühr bei 
Verwertung von Akten in der BerInſt., 
wenn dieſe Verwertung ſchon in der 
erſten Inſtanz ſtattfand 2936 

Keine Klagerücknahme, falls Hauptſache 
für erledigt erklärt und wegen der Ko⸗ 
ſten verhandelt wird. Das iſt Sachantrag 
i. S. des § 29 GRG. 2499 25 

§ 33 Ziff. 5 GRG. Wann liegt gebühren⸗ 
pflichtige ſchriftliche Auskunft aus dem 
Schuldnerverzeichnis vor? 2320 2832 

Së 34, 35 GKG. Gegenvorſtellungen und 
Anträge auf Aufhebung einer vorläufi⸗ 
gen Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
ſind gebührenfrei, Antrag auf Aufhebung 
wegen veränderter Umſtände dagegen ge⸗ 
bührenpflichtig 3005 8 

§ 36 GRG. Berechnung der gerichtlichen 
Vergleichsgebühr 2500 29 

§ 74 GͤKG.; § 233 BPO. Der verfpätete 
Eingang der Deckung eines zur Einzah⸗ 
lung der Prozeßgebühr beſtimmten Ver⸗ 
rechnungsſchecks geht zu Laſten der zah⸗ 
lungspflichtigen Partei und begründet 
keine Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand, wenn die Unkenntnis der Vor⸗ 
ſchriften über den Zahlungsverkehr mit 
den Gerichtsbehörden auf mangelnder 
Belehrung durch den RA. der Partei be- 
ruht 29105 

5 84 GKG. Haftung für Sachverſtändigen⸗ 
gebühren 3297 5 ` 

§ 90 III GRG. Die NSVolkswohlfahrt ge- 
nießt vor dem RG. keine Gebührenfrei⸗ 
heit, auch nicht auf Grund der VO. über 
die Gebührenfreiheit der NSDAP. v. 
3. Juli 1934 2423! 

Gebührenfreiheit i. S. von § 23 Gef. betr. 
Sozialiſierung der Elektrizitätswirtſchaft 
v. 31. Dez. 1919 genießen nicht nur die 
im Geſetz ſelbſt vorgeſehenen Rechtsakte, 
ſondern alle Rechtsgeſchäfte, die dem 
Zweck der Sozialiſierung der Reichselek 
trizitätswirtſchaft in der vom Geſetzgeber 
9 Richtung unmittelbar dienen 
2243 

Entſcheidungen der Anerbenbehörden aus 
§ 44 der 1. Durchf VO. z. RErbhof®. find 
gebührenfrei 2627 4 

Die Koſtenvergünſtigungen des § 67 der 
1. Durchf VO. z. RErbhofch. finden auch 
Anwendung, wenn Erbhof aus dem Ge- 
ſamteigentum einer Gütergemeinſchaft 
oder fortgeſetzten Gütergemeinſchaft in 
das Alleineigentum eines Bauern über⸗ 
führt wird 2273 5 

Wird eine den §§ 1—4 RErbhofG. entſpre⸗ 
chende im Eigentum mehrerer Perſonen 
oder einer juriſtiſchen Perſon ſtehende 


Beſitzung nach dem 30. Sept. 1933 in das 
Alleineigentum einer bauernfähigen Per⸗ 
ſon überführt und hierdurch, ſoweit ſie es 
nicht ſchon ift, in Erbhof i. S. des RErb⸗ 
bof®. verwandelt, fo find nach § 67 I der 
1. DurhfBO. z. RErbhoi®. lediglich für 
die Eintragung der Eigentumsänderung 
im Grundbuch keine Gebühren zu er- 
heben. Dagegen bleiben im Zuſammen⸗ 
hang damit erfolgende weitere Eintra⸗ 
gungen gebührenpflichtig 2856 

Im Verfahren über die Genehmigung des 
Anerb cg. zu einer Veräußerung ift der 
für die Berechnung der G. maßgebende 
Wert nicht gleich dem Veräußerungs⸗ 
preis, ſondern nach dem Intereſſe des 
Antragſtellers frei zu ſchätzen 2264 35 

Staatliche Gebühren des Verfahrens i. S. 
SH 8 19 der 2. DucHfBD. z. NErbhofb. 

721 


83 I PıGRG. Die Anteilsberechtigten 
haften auch für die Koſten der Durchfüh⸗ 
rung einer vertraglichen Auseinander⸗ 
ſetzung über eine Vermögensmaſſe als 
Geſamtſchuldner 3219 ? 

8 10 rn. Hat der Koſtenſchuldner bei 
dem Antrag auf Erteilung eines Erb- 
ſcheins die Eröffnung eines Erbvertrags 
beantragt und dabei überſehen, daß die 
Eröffnung bereits einmal erfolgt war, 
ſo kann die Niederſchlagung der durch die 
zweite Eröffnung entſtandenen Koſten 
nicht erfolgen, weil den Koſtenſchuldner 
ein überwiegendes Verſchulden trifft 
2786 3 

§ 20 PrͤKG. Vertrag, durch den der Pa- 
tentinhaber eine ausſchließliche Lizenz ge⸗ 
gen Zahlung eines Barpreiſes und jähr⸗ 
licher Lizenzgebühren ohne zeitliche Be⸗ 
grenzung dem Lizenznehmer überträgt, 
ift gebührenrechtlich nicht als Pachtver⸗ 
trag, ſondern als Kaufvertrag zu bewer⸗ 
ten 27034 

BS 33, 37 PrGͤKcG. Wird zuſammen mit 
Schuldbekenntnis und der Abtretung 
einer Eigentümergrundſchuld unter Um⸗ 
wandlung in Hypothek mit neuen Zins⸗ 
und Zahlungsbedingungen zur Sicherheit 
für die Forderung die Unterwerfung un⸗ 
ter die ſofortige Zwangsvollſtreckung ge⸗ 
mäß § 800 ZPO. beurkundet, jo kann für 
die Unterwerfungsklauſel ein beſonderer 
Gegenſtandswert nicht angenommen 
werden 3000 € 

$S 38, 41 PrGKG. Wird die Unterſchrift 
einzelner Miterben unter Erbausein⸗ 
anderſetzungsvertrag öffentlich beglau⸗ 
bigt, ſo iſt als Gegenſtandswert der Be⸗ 
glaubigungsgebühr nicht der Nachlaß, 
ſondern der Erbteil des unterſchreibenden 
Miterben anzunehmen 24782 

$ 57 Präg. Gebührenberechnung bei 
Eintragung der Abtretung eines Teil⸗ 
betrags einer Grundſchuld unter gleich⸗ 
zeitiger Eintragung eines Rangvermerks 
21798 27874 

Unter „ein und dieſelbe Anmeldung“ iſt in 
§ 71 PrOKG. die „gleichzeitige“ Anmel⸗ 
dung zu verſtehen 2703 6 

88 84, 88 Pr&KG. Wird Erbteilungsver⸗ 
fahren mit dem Ziele eingeleitet, bei 
fortgeſetzter weſtfäliſcher Gütergemein⸗ 
ſchaft einem nichtgemeinſchaftlichen Kinde 
ſeinen Erbteil auszuantworten, ſo iſt die 
Einleitungsgebühr nach dem Werte des 
ganzen und nicht des halben Geſamtgutes 
zu berechnen 2479 3 

5 90 fran, Die einem Pflegling zu⸗ 
ſtehende zur Deckung des laufenden Un⸗ 
terhalts für ihn und ſeine Familie ſo⸗ 
wie zur Beſtreitung der Heilungskoſten 
dienende Unfallrente gehörk nicht zu ſei⸗ 


Sachregiſter 
nem „Vermögen“ i. S. obiger Vorſchrift 
2787 5 

Wenn das Gericht Bilanzprüfer gemäß 
8 262 b IV HGB. beſtellt, ift nach § 102 
PröͤKG. das Zweifache der vollen Ge- 
bühr zu erheben. Der Wert der Beſtel⸗ 
lung der Bilanzprüfer ift nach § 22 II 
Pr. zu bemeſſen 3220 3 

Das Zwangsverwaltungsverfahren erreicht 
fein Ende i. S. des § 127 PrͤKG. mit 
der Zuſtellung des Aufhebungsbeſchluſſes, 
nicht erſt mit dem Aufhören der gericht⸗ 
lichen Tätigkeit 2246 6 

8 128 Pre. Die auf Erſuchen einer Ge- 
nerallandſchaftsdirektion erfolgte Lö⸗ 
ſchung des Zwangsverwaltungsvermerks 
iſt gebührenpflichtig, auch wenn die Auf⸗ 
hebung der Zwangsverwaltung die not⸗ 
wendige Folge der Eröffnung des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens ift 2246 ? 

8 57 SARO. v. 1. Juni 1933 umfaßt nicht 
die Koſten der Eintragung einer Eigen⸗ 
tungsänderung im Grundbuch 2726 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz 

ZPO. mit GVG. jowie Nebengeſetzen und 
ergänzenden Verordnungen nach dem 
Stande vom 1. Jan. 1934. Schrifttum 
2230 

Gerichtsvollzieher 

vgl. auch unter Pfändung 

§ 839 BGB.; § 77 GerVollzGGeſch Anw. Der 
G. muß den Vollſtreckungsgläubiger auch 
von der Verlegung des Verſteigerungs⸗ 
termins benachrichtigen. Unterlaſſung 
der Benachrichtigung ſtellt Amtspflicht⸗ 
verletzung dar 2493“ 

Die Erinnerung gemäß § 766 II BPO. ge- 
gen einen Koſtenanſatz des G. in Armen- 
ſachen 3186 

Das nach der PrGVollzO. v. 23. März 1914 
zu führende Dienſtregiſter iſt nicht als 
öffentliches Regiſter oder Buch anzuſehen. 
Dagegen kommt es als Urkunde i. S. von 
§ 348 II StGB. in Betracht 2338 10 

Germanenrechte 

Die Geſetze des Karolingerreichs. Schrift⸗ 

tum 3190 
„Germania“ 

§ 18 II HGB. Daß das Wort „Germania“ 
als Firmenbeſtandteil auf die Raſſenzu⸗ 
gehörigkeit der Firmeninhaber, insbeſ. 
der Geſellſchafter einer Gmb., hinweiſe 
und deshalb zur Täuſchung geeignet ſei, 
wenn die Firmeninhaber nichtariſch ſind, 
läßt ſich mit ſolcher Allgemeinheit keines⸗ 
falls feſtſtellen 2160 ı 

Geſamthandeigentum 
dgl. unter Erbhof, Miterbe 
Geſamthypothek 

Die Entpfändungserklärung des Gläubi⸗ 
gers einer G. in bezug auf ein Grund⸗ 
ſtück (oder des Gläubigers einer Hypo⸗ 
thek in bezug auf abzutrennenden Grund⸗ 
ſtücksteil) iſt — mindeſtens im Zweifel — 
als Verzichtserklärung i. S. des § 1175 
1 S. 2 BGB. und nicht als Aufhebungs⸗ 
erklärung i. S. des § 1183 BGB. aufzu⸗ 
faſſen; De bedarf daher nicht der Zuſtim⸗ 
mung des Eigentümers 2243 3 

Geſamtſchuldner 

§ 426 BOB. Der Steuer®., der wegen von 
ihm verlangter Steuerſchuld nach ſeinem 
Bertragsverhältnis zum anderen Steuer- 
G. gegen dieſen Rückgriffsrecht hat, ihn 
aber wegen deſſen inzwiſchen eingetrete⸗ 
ner Zahlungsunfähigkeit nicht zu ver⸗ 
wirklichen vermag, hat Schadenserſatz⸗ 
anſpruch gegen den Staat bzw. die Ge⸗ 
meinde wegen Amtspflichtverletzung des 
mit der Steuereinziehung gegen den an⸗ 
deren Steuerſchulduer betrauten Beam- 
ten, der ſich hierbei einer Fahrläſſigkeit 
ſchuldig gemacht hat, z. B. dadurch, daß 


* 49 


er eine von jenem für die Steuerſchuld 
beſtellte gute Sicherheit ohne Erfüllung 
der dafür geſetzlich vorgeſehenen Voraus⸗ 
jegu, und Beſchränkungen gegen eine 
andere ſchlechte eintauſcht. Der geſchä⸗ 
digte Steuer. ift Dritter i. S. des 
Art. 131 RVerf., § 839 BGB. 2767 5 

§ 3 II PrGͤKG. Die Anteilsberechtigten 
haften auch für die Koſten der Durchfüh⸗ 
rung einer vertraglichen Auseinander- 
ſetzung über eine Vermögensmaſſe als 
G. 3219 2 

Auch nebengeordnete Perſonengeſellſchaften 

können der gewerblichen Selbſtändigkeit 
i. S. des § 1 UmſStG. entbehren, wenn 
die Willensbildung für alle einheitlich 
durch die gleichbeteiligten Geſellſchafter 
erfolgt. Dieſe ſind die Unternehmer des 
Geſamtunternehmens und haften für die 
Steuerſchulden als G. 2429 5 

Iſt es bei einer durch mehrere Beteiligte 
bewirkten Zollhinterziehung unmöglich, 
den Wert des Schmuggelguts in jedem 
einzelnen Fall feſtzuſtellen, ſo braucht das 
Gericht nicht jeden Angekl. für jeden Ein⸗ 
zelakt nur als G. zum Werterſatz zu ver⸗ 
urteilen 2341 13 


Geſamtſtrafe 


Unerheblich iſt, in welcher Reihenfolge die 
vom § 20a III StGB. vorausgeſetzten 
drei Straftaten begangen ſind. Die frühe⸗ 
ren Straftaten können auch mit G. ge⸗ 
ahndet worden fein 2468 8 

Die nachträgliche Anordnung der Sider- 
heitsverwahrung auf Grund des Art. 5 II 
GewohnhVerbrGl. ift nicht zuläſſig, wenn 
gegen den Verurteilten zwar drei Ver⸗ 
urteilungen vorliegen, die durch ſie auf⸗ 
erlegten Freiheitsſtrafen aber nachträg⸗ 
lich zu einer G. vereinigt worden ſind 
2938 ° 

Eine der drei zur Anwendung des Art. 5 
Ziff. 2 GewohnhVerbrG. erforderlichen 
Verurteilungen kann auch G. ſein, in der 
auf Zuchthaus oder Gefängnis von min⸗ 
deſtens ſechs Monaten erkannt iſt. Wenig⸗ 
ſtens eine der in der G. enthaltenen Ein⸗ 
zelſtrafen muß aber wegen eines Ver⸗ 
brechens oder vorſätzlichen Vergehens er⸗ 
kannt worden fein 3130 1 

Straffreihcz. v. 7. Aug. 1934. ft der Ber- 
urteilte zu mehreren Freiheitsſtrafen ver⸗ 
urteilt, ſo iſt auch dann, wenn ihre 
Summe ſechs Monate überſteigt, die 
Amneſtie nur ausgeſchloſſen, wenn die 
Strafen auf eine ſechs Monate überſtei⸗ 
gende G. zurückgeführt find 2803 1° 


Geſchäftsfähigkeit 


Der Geſellſchafter einer wegen Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit eines anderen Geſellſchafters 
unwirkſamen OHG. kann fih Drit- 
ten gegenüber nicht auf die Nichtigkeit des 
Geſellſchaftsvertrags berufen. Schließt 
aber der geſchäftsunfähige Geſellſchafter 
Verträge mit Dritten ab, ſo haftet der 
andere Geſellſchafter nicht, es ſei denn, 
daß auch er dew Vertrag unterſchrieben 
hat und auch allein vertretungsberechtigt 
iſt. 8 139 BGB. findet inſoweit keine 
Anwendung 31243 

§ 104 BGB.; 88 9, 8, 2 Geſetz zur Verhü⸗ 
tung erbkranken Nachwuchſes. Iſt es 
zweifelhaft, ob der Erbkranke geſchäfts⸗ 
fähig und ob daher nur er ſelbſt oder der 
ihm beſtellte Pfleger beſchwerdeberechtigt 
iſt, ſo iſt im Intereſſe der Beſchleuni⸗ 
gung des Verfahrens die Beſchwerde als 
zuläſſig zu betrachten, wenn das ſachliche 
Ergebnis feſtſteht 2708 2 


Geſchäftsführung ohne Auftrag 


Nimmt Krankenanſtalt einen offenbar mit⸗ 
telloſen Hilfsbedürftigen auf, ſo kann ſie 
grundſätzlich Erſatz der Pflegekoſten von 


Fi 


0 


dem unterſtützungspflichtigen Fürſorge⸗ 
verband nach den Vorſchriften über G. o. 
A. verlangen. Daran ändert ſich nichts, 
wenn die Krankenanſtalt irrtümlich an⸗ 
genommen hat, daß eine Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft für den Kranken aufkäme (§ 686 
BGB.) 2724 8 
Geſchäftsgrundlage 
Erſchütterung und Wegfall der G. vgl. un⸗ 
ter Rücktritt vom Vertrag 
Geſchäſtsordnung 
der preuß. AG. vgl. unter A. 
Geſchäftsſchließung 
8 626 BGB. Behördliche, vom Inhaber 
nicht verſchuldete Schließung eines Ge⸗ 
werbebetriebs kann wichtigen Grund zu 
friſtloſer Entlaſſung des Perſonals bil⸗ 
den, auch wenn das Riſiko der G. allein 
den Inhaber trifft. Für die Zumutbar⸗ 
keit der Vertragsfortſetzung iſt weſentlich, 
ob und in welcher Friſt der Dienſtvertrag 
ſich unter normalen Verhältniſſen löſen 
ließ 2507 1 
Geſchäftsſtempel 
8 347 HGB. Sorgfaltspflicht eines ordent⸗ 
lichen Kaufmanns. Gegenüber dem ſtän⸗ 
digen Geſchäftsvermittler, der oftmals in 
unverdächtiger Weiſe ſeinen Zutritt zu 
den Geſchäftsräumen nehmen und dort 
verweilen kann, während die Arbeit vor 
ſich geht, ſind durchgreifende Maßnahmen 
zur Verhinderung eines einmaligen miß⸗ 
bräuchlichen Gebrauchs eines G. weder 
denkbar noch erforderlich 3196 5 
Geſchäftsübernahme 
Bei Erwerb eines Unternehmens, deſſen 
Betrieb, weil in ihm ſteuerbare Gegen- 
ſtände gewonnen, hergeſtellt oder umge⸗ 
ſetzt werden, der Anmeldungspflicht un⸗ 
terliegt (§ 191 RAbgO.) ift die Haftung 
nach § 116 RAbgbO. nicht [hon dadurch 
ausgeſchloſſen, daß der Betrieb vor dem 
Übergang auf den Erwerber abgemeldet 
worden iſt. Auch bei Nichtweiterführung 
eines Betriebs kann die Haftung nach 
§ 116 jedenfalls dann gegeben ſein, wenn 
der Erwerber den Betrieb zu dem Zweck 
ſtillegt, um ſich eines mit ihm im Wett⸗ 
bewerb ſtehenden Unternehmens zu ent⸗ 
ledigen 3162 20 
Gehörte die Hypothek des Erſtehers früher 
zum Vermögen einer OHG., an der er 
ſelbſt beteiligt war, ſo ſteht ihm die 
Steuervergünſtigung des § 14 GrErw⸗ 
StG. nicht zu, wenn er die Hypothek erft 
ne J der im § 14 I Nr. 2 vorgeſehe⸗ 
nen Jahresfriſt dadurch erworben hat, 
daß er gegenüber den Erben des anderen 
Geſellſchafters von ſeinem Recht, das Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen mit Aktiven und Paf- 
ſiven zu übernehmen, Gebrauch machte 
3083 8 
Geſellſchaft 
Bei Beendigung der ſogenannten Innenc. 
findet § 730 II 2 BGB. regelmäßig keine 
Anwendung. Auch nach Auflöſung der 
G. hat der geſchäftsführende, nach außen 
hervortretende Geſellſchafter bis zur Be⸗ 
endigung der Auseinanderſetzung die Ge⸗ 
ſchäfte allein zu führen. Bei der Ausein⸗ 
anderſetzung der Innen. find aber die 
Grundſätze des § 733 III BGB., d. h. der 
beſtmöglichen Vornahme der Verwertung 
der Gegenſtände der G. zu angemeſſener 
Zeit, zu angemeſſenem Preis und auf 
üblichem Wege zum mindeſten entſpre⸗ 
chend anzuwenden 3268 ® 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
vgl. auch unter Kapitalgeſellſchaft 
e betr. die GmbH. Schrifttum 
232 
- nach neuem Recht. Schrifttum 
232 


Sachregiſter 


Kennzeichnungskraft von Firma und Wa⸗ 
renzeichen für den Betrieb. Es kann ſehr 
wohl ein eingeführtes Warenzeichen, mag 
es ſelbſt zu Beginn eine reine Phantaſie⸗ 
bezeichnung geweſen ſein, als den Gegen⸗ 
ſtand des Unternehmens kennzeichnend 
anerkannt und danach gemäß § 4 I S. 1 
erſter Wahlfall GmbH. als Firma der 
Gmbh. zugelaſſen werden 2131 

§ 18 II HGB. Daß das Wort „Germania“ 
als Firmenbeſtandteil auf die Raſſezuge⸗ 
hörigkeit der Firmeninhaber, insbeſ. der 
Geſellſchafter einer GmbH. hinweiſe, und 
deshalb zur Täuſchung geeignet ſei, wenn 
die Firmeninhaber nichtariſch ſind, läßt 
ſich mit ſolcher Allgemeinheit keinesfalls 
feſtſtellen 2160 3 

8 31 II HGB. Eine Gmbß., die jahrelang 
ihren Geſchäftsbetrieb infolge Vermö⸗ 
gensloſigkeit eingeſtellt hatte, iſt nicht er⸗ 
loſchen 2719 + 

§ 5 GmbHG. Anſpruch der GmbH. auf 
Bareinzahlung der Stammeinlage für 
den Fall fehlerhafter oder verzögerter 
Sacheinlage beſteht nicht. Die Sachein⸗ 
lageverpflichtung kann ſich nur nach 
Maßgabe der SS 323 ff. BGB. in Sha- 
denserſatzverpflichtung umwandeln 31965 

8$ 16, 47, 48, 53, 65 f. GmbHG. Zur 
Stimmrechtsausübung bei Sicherungs⸗ 
abtretung eines GmbH.-Anteilg iſt allein 
der Zeſſionar berechtigt, der Zedent nur 
infolge der Vermutung des § 16 GmbHG. 
oder — ebenſo wie ein Dritter — auf 
Grund einer Bevollmächtigung durch den 
Zeſſionar. Die unter Mitwirkung eines 
Vertreters ohne Vertretungsmacht eines 
Geſellſchafters von den übrigen Geſell⸗ 
ſchaftern gefaßten Beſchlüſſe werden durch 
Genehmigung des Berechtigten wirkſam. 
Der den Beſchluß gerade wegen der feh⸗ 
lenden Mitwirkung eines Geſellſchafters 
anfechtende Geſellſchafter kann gegen eine 
ſpätere Genehmigung nichts einwenden, 
wenn er kein beſonderes Intereſſe hatte, 
daß dieſe bis zu beſtimmtem Zeitpunkt 
erteilt werde. Die urſprüngliche Zuſtim⸗ 
mung des anfechtenden Geſellſchafters zu 
dieſem Beſchluß hindert die Anfechtung 
nicht, wenn es ſich gerade darum handelt, 
ob überhaupt wirkſamer Beſchluß zu⸗ 
ſtande gekommen iſt. Ein Beſchluß, der 
eine für unbeſtimmte Zeit eingegangene 
GmbH. mit Befriſtung, deren Eintritt 
noch in das laufende Geſchäftsjahr fällt, 
auflöſt, ſtellt keine Satzungsänderung 
nach $ 53 GmbHG. dar, wenn die Friſt, 
bis zu der die Auflöſung in Vollzug geſetzt 
werden ſoll, mäßige iſt und nur der Ver⸗ 
wirklichung der Auflofung dient. Die An⸗ 
meldung des Auflöſungsbeſchluſſes ge⸗ 
mäß § 65 GmbHG. braucht nicht unmit⸗ 
telbar der Faſſung des Beſchluſſes zu 
folgen, vielmehr kann es zur beſtmög⸗ 
lichen Verwertung des Vermögens ge⸗ 
boten ſein, die Anmeldung zu verſchieben. 
Das Recht zur Ernennung der Liquida⸗ 
toren kann nicht dritten Perſonen über⸗ 
tragen werden. Das Abberufungsrecht 
nach § 66 III S. 2 GmbHG. gilt in allen 
Fällen, in denen nicht dem Gericht durch 
das Geſetz das Ernennungs⸗ und Abbe⸗ 
rufungsrecht übertragen ift 2906 3 

88 38, 46, 45 GmbHG. Ein Geſchäftsführer 
einer GmbH. kann nicht feinem Mitge⸗ 
ſchäftsführer durch EinſtwVfg. unter- 
ſagen laſſen, ſich als Geſchäftsführer zu 
betätigen und die Geſchäfts⸗ und Arbeits⸗ 
räume der Geſellſchaft zu betreten 2711“ 

§ 45 GmbHG. Die Vertreter einer Stadt- 
gemeinde in ihrer Eigenſchaft als ſtimm⸗ 
bevollmächtigte Vertreter in Geſellſchaf⸗ 
terverſammlungen ſind verpflichtet, an 


die Stadtgemeinde alles das herauszu⸗ 
geben, was ſie aus der Ausführung des 
Auftrags erlangt haben, und dazu ge⸗ 
hören auch die Tantiemenbezüge, die ſie 
von der Geſellſchaft erhalten haben 2617 7 

89 45, 46, 52 GmbHG. Keine entſprechende 
Anwendung des § 268 HGB. auf die 
Gmbh. 3073 3 

88 64, 84 GmbHG.; § 240 Ziff. 1 KO. Die 
Überſchuldung braucht ſich jetzt nicht mehr 
aus der Bilanz zu ergeben, ſondern ſich 
nur bei Aufſtellung der Bilanz zu zeigen. 
Bei dem Geſchäftsführer einer Gmbh. ift 
ein übermäßiger Aufwand ſchon dann ge⸗ 
geben, wenn die von ihm aus der Kaſſe 
der Geſellſchaft entnommenen Beträge in 
keinem Verhältnis zu deren Vermögens⸗ 
lage ſtehen 3134 18 

§ 73 GmbHG. Der Liquidator einer Gmbh. 
iſt auch zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eids verpflichtet, wenn die Geſellſchaft 
gelöſcht ift 21772 

Die §§ 547 Nr. 2 RPO., § 272 II HGB. 
finden keine Anwendung bei einer Mn- 
fechtungsklage gegen Geſellſchafterbe⸗ 
ſchlüſſe bei einer GmbH. Bei Anfeh- 
tungsklagen gegen Beſchlüſſe von GmbH.- 
Geſellſchafterverſammlungen bildet der 
Wert der Geſchäftsanteile des Klageteils 
die obere Grenze des Streitwerts 3129 8 

Pfändung des Anſpruchs der GmbH. auf 
Einzahlung der Stammeinlage. Der An⸗ 
ſpruch des Gläubigers iſt gegenüber dem 
Einzahlungsanſpruch der Geſellſchaft 
vollwertig, wenn die Geſellſchaft für ihre 
Schuld an den Gläubiger Waren erwor⸗ 
ben und ſomit den Wert der Stammein⸗ 
lage in Höhe des Anſpruchs des Gläu⸗ 
bigers voll erhalten hat, ſelbſt wenn die 
Ware ſofort an andere Gläubiger wei⸗ 
tergeliefert ijt 21771 

Zur Frage der Pfändbarkeit des Gehalts 
des Geſchäftsführers einer GmbH. 2180 ? 

§ 7 PrStaatshaft®. v. 1. Aug. 1909. Eine 
im Inland eingetragene Gmbh. verliert 
ihre Inländereigenſchaft auch nicht da⸗ 
durch, daß ſich ſämtliche Geſchäftsanteile 
in der Hand eines ausländiſchen Geſell⸗ 
ſchafters befinden und dieſer als alleini⸗ 
ger Geſchäftsführer die Verwaltung vont 
Ausland aus führt. Eine an den Ge⸗ 
ſchäftsführer als den Vertreter der Ge- 
ſellſchaft zu leiſtende Zahlung iſt nur an 
dem im Inland verbliebenen Sitz der Ge⸗ 
ſellſchaft zu leiſten 2969 3 

§ 266 Stig B. Verpflichtet ſich GmbH., bei 
dem Weiterverkauf von unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt gekaufter Ware den Exlös 
als Eigentum des Verkäufers anzuerken⸗ 
nen, zu verwahren und bei Fälligkeit des 
dafür gegebenen Wechſels an den Ver⸗ 
käufer abzuführen, ſo ſind die mit dem 
Verkauf der Ware befaßten Geſchäfts⸗ 
führer der Gmbh. nicht ohne weiteres als 
Bevollmächtigte des den Eigentumsvor⸗ 
behalt ausſprechenden Verkäufers anzu⸗ 
ſehen 3063 12 

Heranziehung eines Unternehmens zu Han⸗ 
delskammerbeiträgen. Zum Begriff des 
Handwerks. Über die Vorausſetzungen 
eines Handwerksbetriebs bei einem in 
in einer juriſtiſchen Perſon (GmbH.) 

etriebenen Unternehmen. Wie kann bei 

derartigen Unternehmen dem Erforder⸗ 
nis der Mitarbeit des Betriebsinhabers 
genügt werden? 2655 ! 

§ 3 I KörpStc. Der beſchränkten Steuer- 
pflicht unterliegt der Gewinn aus Ver⸗ 
kauf von Anteilen einer inländiſchen Gm⸗ 
69. durch einen in Deutſchland beſchränkt 
Steuerpflichtigen, der nach $ 30 III Eink⸗ 
StG. an der GmbH. weſentlich beteiligt 
war 3082 2? 


Ein Gewinn, der durch Veräußerung einer 
weſentlichen Beteiligung (§ 30 III Gint- 
StG.) an einer in Deutſchland anſäſſigen 
GmbH. erzielt wurde, unterlag auch ſchon 
nach § 3 II Nr. 2 EintStG. a. F. der be- 
ſchränkten Steuerpflicht. Der Heran⸗ 
ziehung ſteht der deutſch⸗italieniſche 
Doppelbeſteuerungsvertrag nicht entge⸗ 
gen 2426 } 

8 13 Rörpõt®.; § 13 EinkStG. Auch wenn 
ſich die Geſchäftsanteile einer GmbH. in 
einer Hand befinden, kann Anderung der 
Steuerbilanz nur anerkannt werden, 
wenn entſprechende Anderung der Han⸗ 
delsbilanz durch Vorlage des Protokolls 
einer Geſellſchafterverſammlung oder 
durch eine von dem alleinigen Geſellſchaf⸗ 
ter unterzeichnete Handelsbilanz oder in 
ſonſtiger Weiſe nachgewieſen wird 2729 

Geſetzesänderung 

Wegfall der Geſchäftsgrundlage bildet für 
ſich allein keinen Grund zur Aufhebung 
eines Vertrags. Das RG. hat aus der 
Erſchütterung oder dem Wegfall der Ge⸗ 
ſchäftsgrundlage einen Ausgleichsan⸗ 
ſpruch hergeleitet, aber in Fällen, in 
denen die Geſchäftsgrundlage von einer 
Anderung der Geſetzgebung betroffen 
worden war; in beſonders geartetem Fall 
iſt auch die Anderung einer feſten Recht⸗ 
ſprechung für ausreichend erachtet wor⸗ 
den 2685 3 

Geſetzeseinheit 

Das Vergehen des § 236 StGB. ift, ſofern 
es mit Gewalt begangen iſt, ein Sonder⸗ 
fall der Freiheitsberaubung. Inſoweit 
beſteht G. zwiſchen 88 236 und 239, es 
ijt dann nur der § 236 StGB. anzuwen⸗ 
den. Wenn jedoch der Strafantrag, der 
die Vorausſetzung für eine Beſtrafung 
aus § 236 StGB. bildet, nicht vorliegt, 
iſt die Möglichkeit einer Beſtrafung aus 
§ 239 StGB. gegeben. Der Gedanke der 
G. konn nicht dazu führen, daß eine ſtraf⸗ 
würdige Tat ganz unbeſtraft gelaſſen 
werden muß 291922 

ss 33, 36 Dev VO. 1932; Art. 1 § 1 II, 
§ 21 DurchfVO. Die Nichtanmeldung 
von ausländiſchen Zahlungsmitteln und 
Auslandsguthaben und die Verfügung 
über Auslandsguthaben während der 
Anbietungsfriſt ohne Genehmigung der 
Deviſenbewirtſchaftungsſtelle können in⸗ 
folge der Verſchiedenheit ihres Weſens 
und ihrer Erſcheinungsform nicht in Tat⸗ 
einheit ſtehen. Bei dem Zuſammentreffen 
dieſer beiden Straftaten liegt auch keine 
G. vor 3059 10 3286 ?7 

Geſetzesſammlung 

SC SH deutſche Reichsrecht. Schrifttum 


Die Geſetzgebung des Kabinetts Hitler. 
Schrifttum 3262 

Geſetzlicher Vertreter 

vgl. auch unter Elterliche Gewalt 

Der Grundſatz des § 166 II BGB. muß ent- 
ſprechend auch auf den Fall der geſetz⸗ 
lichen Vertretung angewandt werden, 
wenn der g. V. nur zur Vornahme einer 
beſtimmten Rechtshandlung beſtellt wird 
und der Vertretene die Mangelhaftigkeit 
des Rechtsgeſchäfts kennt 2799 4 

Wird der g. B. einer nicht prozeßfähigen 
Partei im Verwaltungsſtreitverfahren 
nicht hinzugezogen, ſo iſt das Verfahren 
unwirkſam; doch kann die Unwirkſamkeit 
jederzeit, auch noch in der RevInſt. durch 
Genehmigung des Verfahrens durch den 
beſtellten g. V. geheilt werden 3166 2 


Geſtändnis 


G. — Selbſtangeige — Falſche Selbſtbe⸗ 
ſchuldigung 2381 n 


Sachregiſter 


Getreidewirtſchaft 


Die Neuordnung der deutſchen G. 2205 

Wenn der Inhaber eines reinen Gerreide⸗ 
tranſitlagers o. a. M. nach Abſchluß eines 
Sicherungsübereignungsvertrags hin⸗ 
ſichtlich des übereigneten Getreides Zoll⸗ 
hinterziehung begeht, ſo kann der Siche⸗ 
rungsnehmer als Haftender aus § 111 I 
RAbgO. nicht in Anſpruch genommen 
werden 2809 12 


Gewerbeordnung 


8 35 GewO. Der wegen Geiſtesſchwäche 
Entmündigte beſitzt nicht die für den Ge⸗ 
werbebetrieb eines Immobilienmaklers 
erforderliche Zuverläſſigkeit 3166 

Zu den Begriffen der Ausübung der Heil⸗ 
kunde i. S. des § 56 a Nr. 1 (Gent, des 
Aufſuchens von Warenbeſtellungen i. S. 
des 8 55 J Nr. 2 GewO. und der Geheim⸗ 
mittel i. S. des Art. 72 a BayPol StGB. 
31421 

Zu den Gegenſtänden des Wochenmarktver⸗ 
kehrs i. S. der Vorſchrift des § 66 I Ziff. 2 
GewO. gehören ohne Rückſicht darauf, 
von wem ſie feilgeboten werden, nicht 
nur die aus dem Betrieb einer Landwirt- 
ſchaft uſw. unmittelbar hervorgegange⸗ 
nen Fabrikate, ſondern auch ſolche, bei 
denen dies nicht der Fall iſt, deren Fa⸗ 
brikation aber urſprünglich und not⸗ 
wendig dem Betrieb der Landwirtſchaft 
uſw. angegliedert geweſen iſt. Saure 
Gurken und Salzheringe ſind daher Wo⸗ 
chenmarktartikel 2584 1 

Der Betrieb eines Schauſpielunternehmens 
i. S. der §§ 147 Nr. 1, 32 GewO. be- 
ginnt nicht erſt mit den Aufführungen, 
ſondern ſchon mit gewiſſen Vorberei⸗ 
tungshandlungen, insbeſ. ſolchen, die mit 
geldlichen Verpflichtungen verbunden 
find. Die Beſtimmung des § 147 Nr. 1 
i. Verb. m. § 32 GewO. iſt Schutzgeſetz 
i. S. des § 823 II BGB. Die Stadtge⸗ 
meinde haftet für den Schaden des Thea⸗ 
terperſonals, wenn der Oberbürgermei⸗ 
Be das ſtädtiſche Theater verpachtet und 

em Pächter, bevor die Spielerlaubnis 
ſeitens der höheren Verwaltungsbehörde 
erteilt iſt, durch Überlaffung des Theaters 
den Beginn des Schauſpielunternehmens 
ermöglicht 25072 


Gewerbeſteuer 


Zur Frage der G.pflicht von Filialgroßhan⸗ 
delsſtellen 2828 

§ 3 I Nr. 2 GewStRahmench. Bahnarzt übt 
nicht nur hinſichtlich des vertrauensärzt⸗ 
lichen Dienſtes, ſondern auch hinſichtlich 
der behandelnden Tätigkeit eine unſelb⸗ 
ſtändige Tätigkeit im Organismus der 
Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft aus und 
unterliegt daher als Bahnarzt der G 
nicht. Wenn Arzt als beſoldeter Ge- 
ſchäftsführer von dem Vorſtand eines 
Vereins für Kaſſenärzte, deſſen Weiſun⸗ 
gen er Folge zu leiſten hat, beſtellt iſt, 
ſo unterliegen ſeine Bezüge aus der Ge⸗ 
ſchäftsführertätigkeit nicht der G. 2185 ° 

§ 3 I Nr. 2 GewStRahmenG. Sit der Tei- 
tende Arzt einer Abteilung eines Kran⸗ 
kenhauſes durch ſeinen Anſtellungsver⸗ 
trag zur Behandlung aller Patienten ſei⸗ 
ner Abteilung verpflichtet, ſo gehört auch 
ſeine Tätigkeit bei der Behandlung der 
Patienten, hinſichtlich deren ihm ein Li⸗ 
quidationsrecht eingeräumt iſt, zu ſeinen 
Dienſtobliegenheiren; auch inſoweit iſt 
ſeine Tätigkeit unſelbſtändig und deshalb 
nicht g.pflichtig 2808 


8 13 GewStRahmencd.; § 53 II 2a 


RBewc. Die Geſchäftsguthaben der Ge- 
noſſen einer eingetragenen Genoſſenſchaft 
ſind keine „Schulden“ der Genoſſenſchaft, 
die bei der Ermittlung des Werts ihres 


a 


Gewerbekapitals dem Einheitswert des 
gewerblichen Betriebs hinzuzuſetzen 

wären 31611 

Über die Frage, ob bei der Feſtſtellung der 
Steuerſätze der Gemeinde®. im Hinblick 
auf die Umſtellung auf das GewStqgtah⸗ 
men. die reichsrechtlichen Vorſchriften 
der RealſtenerſperrVO. 1932 § 5 I S. 1 
und 2, II S. 1 und 2 beobachtet ſind, ent⸗ 
ſcheidet das pflichtgemäßige Ermeſſen der 
Landesregierung oder der von ihr beauf⸗ 
tragten Behörde unter Ausſchluß der 
ſteuerrichterlichen Nachprüfung 2808 11 

Zur Frage der Abwälzung der G. 3261 

§ 5 I PrGewStVO. Muß bei der G.veran⸗ 
lagung eines RA., der zugleich Notar iſt, 
der auf die Rechtsanwaltstätigkeit entfal⸗ 
lende Unkoſtenanteil geſchätzt werden, ſo 
beſtehen keine rechtlichen Bedenken, einen 
Schlüſſel anzuwenden, der die Verteilung 
nach Maßgabe der Roheinnahmen vor⸗ 
nimmt, dabei aber die Roheinnahmen 
aus dem Notariat nur mit der Hälfte an⸗ 
ſetzt 3232 2 

Ein Warenhandelsunternehmen i. S. des 
§ 43 1 Nr. 1 PrGew StVO. liegt nicht vor, 
wenn es ſich zwar um Lieferung an den 
Verbraucher handelt, die Gegenſtände 
aber vom Lieferer auf Grund Werkver⸗ 
trags als Anlage (Heizungsanlage uſw.) 
in Gebäude eingebaut werden 3327 6 

§ 52 PrGewStVOO. Zu den Laſten, von 
denen der Gutsbeſitzer durch die Guts⸗ 

bezirksauflöſung befreit worden iſt, ge⸗ 
hört auch der an die (Arbeiter-) Wohn- 
gemeinde gezahlte Beitrag 3324 


Gewerbetreibender 


vgl. unter Klein. 


Gewerbsmäßigkeit 


Die zur Anwendung des § 20a II StGB. 
erforderlichen drei vorſätzlichen Taten 
müſſen rechtlich ſelbſtändige Taten fein, 
Dieſen Erforderniſſen iſt bei einer fort⸗ 
geſetzten Handlung ebenſowenig genügt 
wie bei gewerbsmäßiger Straftat 2690 © 


Gewerkſchaft 


EintSt®. Bezüge eines Landwirts aus der 
Einräumung einer dinglichen Kohlenab⸗ 
bauberechtigung an eine G. (Pachtver⸗ 
a find landwirtſchaftliche Einnahmen 
28761 

§ 235a PrAllgBergG. Bei Umwandlung 
einer G. alten Rechts in ſolche neuen 
Rechts unterliegt der Übergang des Berg- 
werkeigentums der Grunderwerbſteuer 
2943 4 

Zur Frage der Vergütungsanſprüche bon 
G.angeſtellten, die nach der Beſetzung der 
G.häuſer am 2. Mai 1933 bis zur Neu⸗ 
bildung der Arbeiterverbände innerhalb 
der Deutſchen Arbeitsfront weiterbeſchäf⸗ 
tigt worden jind 2355 1 24231; bzgl. An⸗ 
geſtellter chriſtlicher G. 2425 


Gewinnbeteiligung 


Verjährung des Anſpruchs eines Angeſtell⸗ 
ten auf G.; Beginn der Verjährung. 
Recht des gewinnbeteiligten Angeſtellten 
auf Gewinnberechnung. Einſicht in Han⸗ 
delsbücher und Papiere nach $ 810 BGB. 
kann er nur verlangen, ſoweit es zur 
Nachprüfung der Bilanzangaben erfor⸗ 
derlich iſt und ſoweit nicht berechtigtes 
Geheimhaltungsintereſſe des Geſchäfts⸗ 
herrn entgegenſteht 21811 

$ 45 GmbHG. Die Vertreter einer Stadt- 
gemeinde in ihrer Eigenſchaft als ſtimm⸗ 
bevollmächtigte Vertreter in Geſellſchaf⸗ 
terverſammlungen ſind verpflichtet, an 
die Stadtgemeinde alles das herauszuge⸗ 
ben, was ſie aus der Ausführung des 
Auftrags erlangt haben, und dazu ge⸗ 
hören auch die Tantiemenbezüge, die ſie 
von der Geſellſchaft erhalten haben 26177 


1 5 


253 


Ein Gewinn, der durch Veräußerung einer 
weſentlichen Beteiligung ($ 30 III Eink⸗ 
StG.) an einer in Deutſchland anſäſſigen 
GmbH. erzielt wurde, unterlag auch ihon 
nach § 3 II Nr. 2 EinkStG. a. F. der be- 
ſchränkten Steuerpflicht. Der Heran⸗ 
ziehung ſteht der deutſch-italieniſche Dop- 
i nicht entgegen 
2426 1 


§ 3 I Borne, Der beſchränkten Steuer- 
pflicht unterliegt der Gewinn aus Ver⸗ 
kauf von Anteilen einer inländiſchen Gm⸗ 
bH. durch einen in Deutſchland beſchränkt 
Steuerpflichtigen, der nach § 30 III Gint- 
StG. an der GmbH. weſentlich beteiligt 
war 3082 2 

SS 86, 83 EintSt®. Der Steuerabzug vom 
Kapitalertrag kann nicht ſchon dann ge- 
fordert werden, wenn eine Beteiligung 
vorliegt, die der handelsrechtlichen ſtillen 
Geſellſchaft lediglich ähnlich ift 28772 


Gewohnheitsverbrechergeſetz 

vgl. auch unter Entmannung, Zurech⸗ 
nungsfähigkeit 
Jede der mindeſtens drei Taten, auf die 
das Gericht die Anordnung der Siche⸗ 

den e gründen will, muß zum 

mindeſten ein Anzeichen für den den 
Täter zum Gewohnheitsverbrecher ftem- 
pelnden inneren Hang zum Verbrechen 
und für feine Gefährlichkeit ſein 2150 2 

Unerheblich iſt, in welcher Reihenfolge die 
vom § 20a III StGB. vorausgeſetzten 
drei Straftaten begangen find. Die frü⸗ 
heren Straftaten können auch mit Ge⸗ 
ſamtſtrafe geahndet worden fein 2468 8 

Die zur Anwendung des $ 20 a II StGB. 
erforderlichen drei vorſätzlichen Taten 
müſſen rechtlich ſelbſtändige Taten fein. 
Dieſen Erforderniſſen iſt bei einer fort⸗ 
geſetzten Handlung ebeuſowenig genügt 
wie bei gewerbsmäßiger Straftat 2690 ® 

Die drei vorſätzlichen Taten des § 20 a II 
SGB. brauchen nicht gleichzeitig zur 
Aburteilung zu ſtehen. Auch nur mit 
Geldſtrafe geahndete Taten können zur 
Beurteilung, ob der Täter ein gefährli⸗ 
cher Gewohnheitsverbrecher ſei, heran— 
gezogen werden 2691? 

§ 20 a StGB. Zum Nachweis, daß jemand 
als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher 
anzuſehen ſei, iſt die Nachprüfung der 
vom Geſetz verlangten drei Straftaten 
dahin erforderlich, daß nicht nur die 
Möglichkeit, ſondern eine beſtimmte 
Wahrſcheinlichkeit beſteht, daß der Angekl. 
wieder ſtraffällig werden und dabei ent- 
weder erhebliche Rechtsgüter verletzen 
oder beſonders gefährliche Mittel anwen⸗ 
den wird. Auch muß ſich jede dieſer 
Straftaten als Ausfluß des dem Täter 
innewohnenden verbrecheriſchen Hangs 
darſtellen 2913 12 

Verurteilung aus § 20a StGB. liegt 
immer vor, wenn der Täter als ein „ge⸗ 
fährlicher Gewohnheitsverbrecher“ ver⸗ 
urteilt iſt, gleichviel, ob die Strafe aus 
§ 20 a StGB. oder aus dem für das be- 
gangene Delikt geltenden ordentlichen 
Strafrahmen i. Verb. m. § 20 a II ent- 
nommen iſt. Für die Anwendung des 
§ 20 a II iſt es unerheblich, ob die bei- 
den Taten, die außer der abzuurteilenden 
Tat vorliegen müſſen, abgeurteilt ſind 
oder nicht. Auch wenn der Täter bereits 
zweimal verurteilt ift, kann § 20a II 
angewandt werden, ſofern nur diefe Ber- 
urteilungen nicht die Vorausſetzungen 
des § 20 a I erfüllen 3201 15 

Der Begriff „nach § 20 u als gefährlicher 
Gewohnheitsverbrecher verurteilt“ kann 
— jedenfalls ſoweit die zwingende Vor⸗ 


Sachregiſter 


ſchrift des § 20 a I anzuwenden ift — 
nicht im wörtlichen Sinne verſtanden 
werden. Vielmehr kommt es nur darauf 
an, ob gegenüber dem verurteilten An⸗ 
gekl. die förmlichen und ſachlichen Vor⸗ 
ausſetzungen für die Strafſchärfung, vor 
allem auch die Eigenſchaft des Angekl. 
als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher 
rechtsirrtumsfrei feſtgeſtellt ſind. Hat das 
Gericht die Strafſchärfung nicht ange⸗ 
nommen, weil es von unrichtigem Straf⸗ 
rahmen ausgegangen iſt, ſo iſt trotzdem 
die Anordnung der Sicherungsverwah— 
rung ſtatthaft 3202 16 


Als Gewohnheitsverbrecher wird ein Täter 


nicht ſchon allein durch die Tatſache wie⸗ 
derholter, ſelbſt empfindlicher Vorſtrafen 
gekennzeichnet, ſondern erſt durch die 
Feſtſtellung eines ihm innewohnenden 
Hanges zu Rechtsbrüchen, der ihn ſchließ⸗ 
lich faſt zwangsläufig immer wieder er⸗ 
neut ſtraffällig werden läßt 29129 


Ein Gewohnheitsverbrecher ijt gefährlich, 


wenn im Hinblick auf die bisherige Häu⸗ 
fung der Straftaten und die bisher ge⸗ 
zeigte Hartnäckigkeit und Stärke des ver⸗ 
brecheriſchen Willens mit einer beſtimm⸗ 
ten Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt, 
daß der Verbrecher auch in Zukunft den 
Rechtsfrieden in Fortwirkung ſeines ver⸗ 
brecheriſchen Hanges erheblich ftören 
wird. Sicherungsverwahrung darf nicht 
angeordnet werden, wenn Ausſicht für 
die Beſſerung des Angekl. beſteht 3062 1 


Zum Begriff „gefährlicher Gewohnheits⸗ 


C 


verbrecher“. Wiederholungsmöglichkeit u. 
Wiederholungsgefahr 3281 20 

20 a StGB. begründet keinen ſelbſtändi⸗ 
gen Strafbeſtand, ſondern ſetzt einen ſol⸗ 
chen, aljo eine bereits beſtehende Straf- 
drohung voraus und erweitert dieſe 
bloß. Hiernach ſcheidet von vornherein 
aus, daß etwa ein Fall des § 73 StGB. 
angenommen werden könnte; denn mat 
gels eines ſelbſtändigen Straftatbeſtandes 
kann § 20a StGB. nicht als ſelbſtändi⸗ 
ges Strafgeſetz i. S. des § 73 StGB., 
das neben anderen durch ein und dieſelbe 
Handlung verletzt ſein könnte, aufgefaßt 
werden. Andererſeits enthält aber § 20 a 
SGB. auch keine ſelbſtändige abgeſchloſ⸗ 
ſene Strafdrohung, die die Strafdrohung 
des zunächſt verletzten Strafgeſetzes nach 
jeder Richtung beſeitigen und erſetzen 
folte 3131 4 


88 42 a ff. StGB. Wenn für den Angekl. 


fajt in allen Fällen der früheren Be- 
ſtrafungen die Not, ſei es allein, ſei es 
weſentlich mitbeſtimmend der Anlaß ſei⸗ 
nes Handelns geweſen iſt, ſo kann nicht, 
mindeſtens nicht ohne nähere Darlegung 
feſtgeſtellt werden, daß er aus eingewur⸗ 
zeltem Hang zum Verbrechen gehandelt 
hat und deshalb als Gewohnheitsver⸗ 
brecher anzuſehen ijt 2850 1 2912 8 


Straftat kann nicht lediglich deshalb, weil 


8 


ſie im Rückfall begangen worden iſt, als 
Anzeichen für die Eigenſchaft des Täters 
als eines Gewohnheitsverbrechers ver- 
wertet werden 2912 8 

42 e StGB. ſetzt beſonderen Grad von 
Gefährlichkeit voraus. Dieſe kann in der 
Erheblichkeit des verletzten Rechtsgutes, 
in der Anwendung des Mittels oder in 
der Hartnäckigkeit und Stärke des ver⸗ 
Pora pipen Willens begründet fein 
2 


8S 42 a, § 265 II StPO. Das Gericht muß 


den Angekl. auf erſt in der Verhandlung 
hervortretende Umſtände, die die Anord⸗ 
nung einer ſichernden Maßnahme recht⸗ 
fertigen, auch dann hinweiſen, wenn der 


StA. von ſich aus den Antrag auf An⸗ 
ordnung der betreffenden Sicherungsmaß⸗ 
nahme geſtellt hat 2780 20 


Auf ſachlich⸗rechtliche Reviſion hin muß die 


Anordnung einer Sicherungsverwahrung 
auch dann nachgeprüft werden, wenn 
dieſe Anordnung nicht ausdrücklich an⸗ 
gefochten wird. Die Urteilsgründe müſ⸗ 
ſen ſtets ergeben, warum ſichernde Maß⸗ 
nahme angeordnet worden ift 2338 ° 


Die Anordnung der Sicherungsverwah⸗ 


rung iſt ſelbſtändig anfechtbar. Iſt Re⸗ 
viſion auf dieſe Anordnung beſchränkt, 
ergibt aber die Nachprüfung des ange⸗ 
fochtenen Urteils, daß der Vorderrichter 
$ 51 StGB. irrig aufgefaßt hat, fo ift 
die Beſchränkung der Reviſion nicht 
wirkſam, ſo daß das Rechtsmittel als 
unbeſchränkt eingelegt zu gelten hat 
2913 13 


Die Möglichkeit, daß der Verurteilte als 


Ausländer auf Grund des Geſ. über 
Reichsverweiſungen v. 23. März 1934, 
das in SS 7 Nr. 3, 11 I den § 42 m 
SGB. mit Wirkung v. 1. Juni 1934 
geſtrichen hat, von der zuſtändigen Lan⸗ 
despolizeibehörde ausgewieſen werden 
kann, darf die Entſcheidung des Gerichts 
über die Anordnung der Sicherungsver⸗ 
wahrung nicht beeinfluſſen 328422 


Übergangsrecht 
Art. 5. Die Bedeutung des Geſetzes liegt 


darin, das Sicherungs- und Beſſerungs⸗ 
ziel durch die in ihm vorgeſehenen Mit⸗ 
tel zu erreichen, fei es auch, wie § 42 n 
StGB. ausdrücklich zuläßt, durch die AMn- 
wendung verſchiedener Maßregeln 
nebeneinander, wenn nur ihre Voraus⸗ 
ſetzungen im einzelnen erfüllt ſind 
3280 17 


Art. 5. Zur Anordnung der Sicherungs⸗ 


verwahrung iſt nicht erforderlich, daß 
die Straftaten, die zur Beurteilung des 
Täters als eines gefährlichen Gewohn⸗ 
heitsverbrechers herangezogen werden, 
untereinander gleichartig ſind. Vielmehr 
kann auch bei Straftaten von inhaltlich 
ganz verſchiedener Art die Annahme ge⸗ 
rechtfertigt ſein, daß le auf einen in 
der Perſönlichkeit des Täters begründe⸗ 
ten Hang zum Verbrechen zurückzufüh⸗ 
ren ſind. In ſolchem Fall bedarf es aber 
beſonderer ſorgfältiger Prüfung, ob ſie 
als Anzeichen für die dem Täter eigen⸗ 
tümliche Art und Richtung des verbre⸗ 
cheriſchen Hanges angeſehen werden kön⸗ 
nen oder ob ſie anderen Urſachen als die⸗ 
jem Hang entſpringen 3130 u 


Eine der drei zur Anwendung des Art. 5 


Ziff. 2 Gewohnh Verbr. erforderlichen 
Verurteilungen kann auch Geſamtſtrafe 
ſein, in der auf Zuchthaus oder Gefäng⸗ 
nis von mindeſten ſechs Monaten er⸗ 
kannt iſt. Wenigſtens eine der in der 
Geſamtſtrafe enthaltenen Einzelſtrafen 
muß aber wegen eines Verbrechens oder 
vorſätzlichen Vergehens erkannt worden 
ſein 3130 12 


Die nachträgliche Anordnung der Sicher⸗ 


heitsverwahrung auf Grund des Art. 5 
Nr. 2 GewohnhVerbrG. ift nicht zuläſ⸗ 
ſig, wenn gegen den Verurteilten zwar 
drei Verurteilungen vorliegen, die durch 
ſie auferlegten Freiheitsſtrafen aber 
nachträglich zu einer Geſamtſtrafe ver⸗ 
einigt worden ſind 2938 


Die Zeitbeſtimmung „nach dem 1. Jan. 


1934“ in Art. 5 Nr. 2 und 3 Gewohnh⸗ 
Berbr®. bedeutet: „nach dem Inkraft⸗ 
treten des G.“ 2411 !° 


§ 20a III StGB. Der Lauf der fünfjäh⸗ 


rigen Rückfallverjährungsfriſt wird nur 


durch Verurteilungen der in Art. 5 Nr. 2 
GewohnhVerbrG. genannten Art unter- 
brochen 2620 10 
Nach Art. 5 Nr. 2 GewohnhVerbrö. ift 
nachträgliche Anordnung der Sicherungs⸗ 
verwahrung davon abhängig, daß nach 
dem 1. Jan. 1934 die Strafe auf Grund 
des „weiteren“, d. h. des zeitlich dritten 
Urteils, nicht etwa, daß eine der drei 
notwendigen Strafen, verbüßt wird 
2849 010 
Art. 5 Ziff. 2. Die Taten, die der drit- 
ten Verurteilung zugrunde liegen, müf- 
fen nach dem Eintritt der Rechtskraft der 
beiden früheren Urteile begangen ſein 
2912 10 
Art. 5 Nr. 2 geht im Gegenſatz zu § 20 2 
II StGB. nicht von der Begehung dreier 
Taten, ſondern von zwei rechtskräftigen 
Verurteilungen aus 3280 18 
20 a SGB. Art. 5 Gewohnh Verbr. 
Berufungseinlegung durch die St. 
gegen ein Strafurteil und gleichzeitig 
Beantragung, nunmehr auch noch gegen 
den Angekl. die Sicherungsverwahrung 
anzuordnen. Zuſtändigkeit 3131 13 
Art. 5 Ziff. 4. Auch nach dem 1. Jan. 
1934 ift Überweiſung an die Landes⸗ 
polizeibehörde aufrechterhaltbar, ſofern 
nur vom Tatrichter auf diefe Maßregel 
vor dem genannten Zeitpunkt erkannt 
war 2641 20 
Art. 5 Ziff. 2 Gewohnh Verbr. Im Ver- 
fahren wegen nachträglicher Anordnung 
der Sicherungswahrung kann das Ge⸗ 
richt den Antrag des Angekl. nicht als 
unerheblich ablehnen, daß die Strafan⸗ 
ſtaltsbeamten ihm die gute Führung und 
ihren Eindruck bezeugen ſollten, wonach 
die Strafverbüßung beſſernd gewirkt 
habe, ſo daß nach der Entlaſſung ein 
Rückfall nicht zu erwarten fei 3200 14 
Für das Sicherungsverfahren gelten ſinn⸗ 
gemäß die Vorſchriſten über das Straf⸗ 
verfahren, ſoweit nichts anderes be⸗ 
ſtimmt iſt. Eine Vorſchrift, daß hier 
ohne Eröffnungsbeſchluß verfahren wer⸗ 
den kann, beſteht nicht, im Gegenteil 
ergibt ſich die Notwendigkeit des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes aus § 429 b StPO. 
— Art. 14 Ausf. z. GewohnhVerbrG. 
Für das Eh Sicherungsverfah⸗ 
ren findet 429 b entſprechende An⸗ 
wendung, auch im nachträglichen Siche⸗ 
rungsverfahren iſt der Eröffnungs⸗ 
beſchluß Urteilsvorausſetzung 2926 33 
Art. 14 II gust, z. Gewohnh Verbr. 
In dem Verfahren wegen nachträglicher 
Anordnung der Sicherungsverwahrung 
ſind die Antragsſchrift und der Eröff⸗ 
nungsbeſchluß Prozeßvorausſetzung, de⸗ 
ren Vorhandenſein in allen A 
von Amts wegen zu prüfen ift 215022 
Art. 14 Ausf®. z. GewohnhVerbrG. Das 
Vorliegen eines Eröffnungsbeſchluſſes ut 
kein weſentliches Erfordernis für das 
Verfahren zur nachträglichen Anordnung 
der Sicherungsverwahrung 2631 1 
Art. 14 Ausf®. z. GewohnhVerbrG. Ein 
Antrag der StA. auf nachträgliche An⸗ 
ordnung der Sicherungsverwahrung, 
der erſt nach Verbüßung der fraglichen 
Strafe bei dem Gericht eingeht, muß ab⸗ 
gelehnt werden, auch wenn zu dieſer 
Zeit die perſönliche Freiheit des An⸗ 
gekl. durch Schutzhaft oder Unterſu⸗ 
chungshaft beſchränkt iſt 2912 11 
Art. 14 II Ausf. z. GewohnhVerbrG. 
Für das „nachträgliche Sicherungsver⸗ 
fahren“ iſt an ſich das Gericht ſachlich 
zuſtändig, das nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften zur Aburteilung der in Be⸗ 
tracht kommenden Straftat zuſtändig 


Sachregiſter 


ſein würde, d. h. der Tat, für die der 
Verurteilte eine vor dem 1. Jan. 1934 
erkannte Strafe — wenigſtens zum Teil 
— nach dieſem Zeitpunkt verbüßt. Ge⸗ 
hört die Sache hiernach zur Zuſtändig⸗ 
keit des Schöffl, jo kann die StA. die 
Zuſtändigkeit der Großen Str, dadurch 
begründen, daß ſie bei Einreichung der 
Antragsſchrift die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens vor dieſem Gericht beantragt 
EES 
Eine Ehe kann wegen Irrtums angefoch⸗ 
ten werden, wenn der Ehegatte Gewohn⸗ 
heitsverbrecher i. S. des Geſ. v. 24. Nov. 
1933 iſt. Die Anfechtungsfriſt beginnt 
mit dem Augenblick der Kenntnis von 
dem tatſächlichen Umfange der ſtrafbaren 
Handlungen und der Erkenntnis der 
verbrecheriſchen Veranlagung für die 
Ehe unter Berückſichtigung der heute 
herrſchenden Anſchauungen 330212 
Girozentrale 
Die Deutſche G. (Deutſche Kommunalbank) 
iſt Körperſchaft des öffentlichen Rechts, 
daher Ruhen der Verſorgungsgebühr⸗ 
niſſe neben Bezügen von dieſer Stelle 
2655 
Goldmark 
vgl. unter M. 
Grauwacke 
vgl. unter Sandſtein 
Griechenland 0 
Welches iſt das Scheidungsſtatut einer Ehe, 
die nach dem Heimatrecht des Ehemanns 
(Grieche) nichtig, vom Standpunkt des 
deutſchen Rechts aus aber gültig iſt? 
2951 
Großgrundbeſitz 
vgl. unter 
Großhandel 
Zur Frage der Gewerbeſteuerpflicht von 
Filialgroßhandelsſtellen 2828 
Grund des Anſpruchs, Urteil über den (§ 304 


PO.) 

& 287, 304 ZPO. Iſt Teilbetrag eines 
Geſamtſchadens eingellagt, der fih aus 
verſchiedenen ſelbſtändigen Gruppen von 
Anſprüchen, nicht etwa bloß aus ver⸗ 
ſchiedenen unſelbſtändigen Rechnungs⸗ 
poſten desſelben Anſpruchs zuſammen⸗ 
ſetzt, ſo muß das Urteil nach § 304 
BPO. erkennen laffen, ob alle diefe An- 
ſprüche oder welche von ihnen dem 
Grunde nach zuerkannt werden, und 
daß mit dem gebotenen Maße von 
Wahrſcheinlichkeit das Vorliegen eines 
erſtattungsfähigen Schadens hinſichtlich 
des einzelnen Anſpruchs anzunehmen iſt 
2974 8 

Grundbuch 

Muſterbuch zum deutſchen Girecht. Schrift⸗ 
tum 2965 

Jahrbuch für Entſcheidungen in Angele⸗ 
genheiten der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit und des G.rechts. Schrifttum 3120 

§ 894 BGB. Der nur formale, auf Grund 
eines Treuhandverhältniſſes als Eigen⸗ 
tümer eines Grundſtücks Eingetragene 
kann nicht die Löſchung einer Hypothek 
verlangen, die der Treugeber auf Grund 
einer Generalvollmacht des Treuhänders 
für ein nicht gegebenes Darlehn einem 
Dritten beſtellt hat, da er als dinglicher 
Schuldner mangels eines eigenen ſach⸗ 
lichen Rechts am Grundſtück an deſſen 
Haftung kein Intereſſe hat, als perſön⸗ 
liche Schuldner aber eine Gefährdung 
durch den öffentlichen Glauben des G. 
auch nicht nach § 1138 BGB. zu befor- 
gen braucht 3054 3 

8 839 BGB. Der mit der Beſcheinigung 
über den G.ſtand beauftragte Notar hat 
keine Amtspflicht, ſich zugleich rechtsbe⸗ 


arzellierung 
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lehrend darüber zu äußern, welche Fol- 
gen die zutreffend beſcheinigte G.⸗ und 
Rechtslage wegen der begrenzten relati⸗ 
ven Wirkung der Eigentümerbefugnis 
aus $ 7 AufwG. und der ſich daraus im 
Fall der Zwangsverſteigerung möglicher⸗ 
weiſe ergebenden verwickelten Rangver⸗ 
hältniſſe zeitigen könnte 23973 


8 839 BGB. Wenn der Notar von der ihm 


durch 8 15 GBO. erteilten, amtlichen 
Berechtigung zur Einreichung der Ur⸗ 
kunden bei Gericht Gebrauch macht, hat 
er die Amtspflicht zur ſorgfältigen, ins⸗ 
bej. auch rechtzeitigen Ausführung 2402 © 


Umwandlung, Zuſammenfaſſung mehrerer, 


unmittelbar aufeinanderfolgender Hypo⸗ 
theken zu Einheitshypothek iſt zuläſſig. 
Dafür beſteht im G.verkehr wegen der 
beſſeren Überſichtlichkeit ein Bedürfnis. 
Auch die Beſtimmungen des formalen 
Glrechts ſtehen nicht entgegen 22352 


WohnſiedlG. v. 22. Sept. 1933. Die Er- 


füllung der anläßlich der Genehmigung 
gemachten Auflagen hat der Girichter 
nicht nachzuprüfen 2272 3 


$8 29, 30 GBO. Das GBA. braucht fih 


nicht mit früheren, bei ſeinen Akten be⸗ 
findlichen Vollmachtsabſchriften zu be⸗ 
gnügen 22736 


829 GBO. Keine Prüfungspflicht des G.⸗ 


richters, ob eine für eine Lebensvexſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft eingetragene Briefhypo⸗ 
thek zum Deckungsſtock dieſer Geſellſchaft 
gehört 3153 5 


§ 36 GBO. Teſtamentsabſchriften mit Er- 


öffnungsprotokollen genügen normaler⸗ 
weiſe im G.everkehr 2646 10 


88 36, 52 GO. Wenn der G.richter auf 


Grund einer Teſtamentsauslegung gem. 
§ 36 I 2 GBO. jemanden im G. als 
Berechtigten ohne Hinzufügung eines 
Nacherbenvermerks eingetragen hat, ſo 
darf er nicht nachträglich lediglich auf 
Grund einer abweichenden Teſtaments⸗ 
auslegung den Eingetragenen als bloßen 
Vorerben behandeln, es ſei denn, daß be⸗ 
ſondere Umſtände, insbeſ. neue Tatſachen 
eine andere Auslegung rechtfertigen 
29311 


8 48 GBO. Zur Gültigkeit einer Vormer⸗ 


kung bedarf es nicht der Angabe des 
Schuldgrunds, wenn die Gefahr einer 
Verwechſlung nicht beſteht. Dem Rev®. 
ſteht die Auslegung richterlicher Verfü⸗ 
gungen — hier G.eintragungen — ſelb⸗ 
ſtändig zu. Auslegung einer „Vormer⸗ 
kung zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Eintragung als Miteigentümerin zugun⸗ 
ſten meiner Ehefrau“ auf Grund des zu⸗ 
grunde liegenden Sachverhalts in „Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Auflaſſung als Miteigentümerin 
zur Geſamthand zugunſten meiner Ehe⸗ 
frau.“ § 48 GBO. enthält nur Ord- 
nungsvorſchrift. Verſtoß gegen dieſe be⸗ 
wirkt daher nicht die inhaltliche Unzu⸗ 
läſſigkeit der Eintragung, ſondern nur 
deren Unrichtigkeit. Da dieſe aber für 
jeden Dritten erkennbar iſt, ſo kommt 
ihr gegenüber Berufung auf den öffent- 
lichen Glauben des G. nicht in Frage 
2612 8 


88 50, 54 GBO. Die Eintragung der Um- 


wandlung eines Auszugs (Wohnungs⸗ 
rechts) in Geldrentenanſpruch iſt nicht 
inhaltlich unzuläſſig, obwohl dadurch aus 
einer beſchränkten perſönlichen Dienſt⸗ 
barkeit eine Reallaſt wird 29972 


8 54 GBO. Der Girichter hat bei der Gin- 


tragung einer gelöſcht geweſenen Hypo⸗ 
thek mit dem Aufwertungsbetrage keine 
geſetzlichen Vorſchriften verletzt, wenn er 
ohne Anſtellung von Ermittlungen da⸗ 


54 


von ausgegangen iſt, daß eine inzwi⸗ 
ſchen, aber vor dem 1. Juli 1925 (Stich⸗ 
tag des § 22 II gtt) eingetragene 
Höchſtbetragshypothek in vollem Umfang 
den Vorrang vor der Aufwertungshypo⸗ 
thek erlangt habe. Der Gläubiger der 
Höchſtbetragshypothek hat dieſe mit der 
Einigung und Eintragung „erworben“ 
(i. S. des § 22 II AufwG.), ohne Rückſicht 
darauf, wie hoch die Höchſtbetragshypo⸗ 
thek am 1. Juli 1925 valutiert war, ſo⸗ 
fern nur das Kreditverhältnis, das durch 
die Höchſtbetragshypothek ſichergeſtellt 
werden ſollte, damals noch nicht abge⸗ 
ſchloſſen war 2784 2 

§ 57 GBO. Die bei einer vorgehenden 
Hypothek eingetragene Löſchungsvormer⸗ 
kung ift in dem Hypothekenbriefauszug 
auch dann nicht zu erwähnen, wenn die 
Vormerkung zugunſten des Gläubigers 
der Hypothek eingetragen iſt, über die der 
Brief erteilt wird 2998 3 

$ 57 II Ziff. 4 GO. Bei Eintragung 
einer Hauszinsſteuerablöſungshypothek 
bedarf es keines Vermerkes über die 
Rangänderung bei den nachgehenden 
Rechten. Die Eintragung eines derarti⸗ 
gen Vermerks im G. iſt unzuläſſig; da⸗ 
gegen kann auf Antrag der Vermerk 
über das Vorgehen der Ablöſungshypo⸗ 
thek auf den Hypothekenbrief geſetzt wer⸗ 
den 31475 

Bei Eintragung einer Zwangshypothek hat 
der G.richter nicht zu prüfen, ob die Bor- 
ausſetzungen für die Erteilung der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel gegeben waren 2940 

Zwangshypothek kann auch auf Grund 
einer den Grundſtückseigentümer zur Hin⸗ 
terlegung einer beſtimmten Geldſumme 
berurteilenden vollſtreckbaren Entſchei⸗ 
dung eingetragen werden; dies gilt ſelbſt 
dann, wenn der Gläubiger nach den Be- 
dingungen, unter denen die Hinterlegung 
zu erfolgen hat, aus dieſer unter keinen 
Umſtänden einen Anſpruch auf Auszah⸗ 
lung an fich ſelbſt erlangt 32181 

Art. 187 EGBGB. Keine Verjährung des 
Auſpruchs auf Eintragung einer alt- 
rechtlichen Grunddienſtbarkeit im G. 
2354 5 

Eine bei einem Schwarzverkauf eines 
Grundſtücks vor Inkrafttreten des Pr⸗ 
SrBerid. erfolgte Auflaſſung ohne 
Eintragung ins G. bedarf der behörd⸗ 
lichen Genehmigung, da vor Gültigkeit 
des Geſ. v. 10. Febr. 1923 das Rechts⸗ 
geſchäft nicht rechtsgültig abgeſchloſſen 
war und daher die Rückwirkung des § 15 
S. 2 PrGr Verk. durchgreift 2910 4 


§ 57 PIGKG. Die Gebührenberechnung bei 
Eintragung der Abtretung eines Teil⸗ 
betrags einer Grundſchuld unter gleich⸗ 
zeitiger Eintragung eines Rangvermerks 
21798 2787 4 : 

§ 128 raum, Die auf Erſuchen einer 
Generallandſchaftsdirektion erfolgte Lö⸗ 
ſchung des Zwangsverwaltungsvermerks 
iſt gebührenpflichtig, auch wenn die Auf⸗ 
hebung der Zwangsverwaltung die not⸗ 
wendige Folge der Eröffnung des land⸗ 
wirtſchaftlichen Entſchuldungsverfahrens 
ift 22467 

§ 57 SHNRG. v. 1. Juni 1933 umfaßt nicht 
die Koſten der Eintragung einer Eigen⸗ 
tumsänderung im G. 2726 1 

Wird eine den 88 1—4 RExrbhß. entſpre⸗ 
chende, im Eigentum mehrerer Perſonen 
oder einer juriſtiſchen Perſon ſtehende Be⸗ 
ſitzung nach dem 30. Sept. 1933 in das 
Alleineigentum einer bauernfähigen Per⸗ 
ſon überführt und hierdurch, ſoweit ſie 
es nicht ſchon iſt, in Erbhof i. S. des 


Sachregiſter 


RErbhofc. verwandelt, fo find nach § 67 
I der 1. Durchf VO. z. R Erbhof. Ledig- 
lich für die Eintragung der Eigentums⸗ 
änderung im G. keine Gebühren zu er⸗ 
heben. Dagegen bleiben im Zuſammen⸗ 
hang damit erfolgende weitere Eintra⸗ 
gungen gebührenpflichtig 2856 2 É 
Sit bei Errichtung von Heimſtätten, für 
die Umſatzſteuerfreiheit nach § 36 II R- 
Heimft®&. in Anſpruch genommen wird, 
die in 88 4, 7 des Geſetzes vorgeſchrie⸗ 
bene Eintragung ins G. unterblieben, 
ſo kann daraus u. U. geſchloſſen werden, 
daß es ſich von vornherein nicht um 
Heimſtättenverfahren im Sinne des 
NHeimftG. gehandelt hat 3230 3 


Grundbuchbereinigung 


§ 24 GBBereind. Nach der HambV O. v. 
3. Febr. 1932 iſt weitere Beſchwerde im 
Rangbereinigungsverfahren unzuläſſig 
28675 


Grundbuchberichtigung 


Zuläſſigkeit der G. von Amts wegen 3172 

§ 54 GBO. Die Verbeſſerung eines bei 
der Eintragung der Höhe des Aufwer⸗ 
tungsbetrages unterlaufenen Schreibfeh⸗ 
lers durch den Aktuar iſt keine „Berichti⸗ 
gung“ des Grundbuchs und rechtlich ohne 
jede Bedeutung. Die Berichtigung iſt 
ausſchließlich dem Grundbuchrichter vor⸗ 
behalten 3019 8 

§ 37 RErbhofcg. Zur Umſchreibung eines 
Grundſtücks im Wege der G. iſt eine an⸗ 
erbengerichtliche Genehmigung nicht er⸗ 
forderlich 3213 3 


Grundbuchverzicht ($ 928 BGB.) 


pol, unter V. 


Grunddienſtbarkeit 


$$ 1021, 1026 BOB. Wird Grundſtück, das 
mit Wegegerechtigkeit belaftet ift, geteilt, 
fo erliſcht die G. auf denjenigen Teilen, 
über die der Weg nicht führt, und zwar 
ſelbſt dann, wenn der Eigentümer des 
bisher einheitlich belaſteten Grundſtücks 
zur Unterhaltung des Weges verpflichtet 
war 31421 

Art. 187 EGBGB. Keine Verjährung des 
Anſpruchs auf Eintragung einer altrecht⸗ 
lichen G. im Grundbuch 2354 5 


Grunderwerbſteuer 


Die Umwandlung einer ſog. „Hauswirt⸗ 
ſtelle“ mecklenburgiſchen Rechts in freies 
Eigentum des bisherigen Hauswirts be⸗ 
deutet einen nach § 1 GrErwStch. 
ſteuerpflichtigen Eigentumsübergang 
29433 

88 1, 2, 4 GrErwStG. Bei Umwandlung 
einer Gewerkſchaft alten Rechts in ſolche 
neuen Rechts unterliegt der Übergang 
des Bergwerkeigentums der G. 2943 4 

Iſt bei Grundſtücksübereignung von A. 
auf C. der Abſchluß ſchuldrechtlicher Ge⸗ 
ſchäfte A.—B. und B.—C. auf Grund 
des § 10 RAbgO. für die Beſteuerung 
des B. zu unterſtellen, ſo folgt daraus 
noch nicht, daß auf Grund einer ſolchen 
Unterſtellung auch A. als ſchuldrechtlicher 
Veräußerer nach SS 3 III, 20 GrErw⸗ 
StG. in Anſpruch genommen werden 
kann 3022 3 

§ 5 III, IV Grënn Bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung einer Reichsheimſtätte iſt 
die Abgabe des Meiſtgebots ſteuerfrei, 
wenn der Ausgeber der Heimſtätte das 
ihm nach § 11 NHeimftG. zuſtehende 
Vorkaufsrecht ausübt und daraufhin den 
Zuſchlag erhalten hat 2653 3 

Von dem Betrage, der nach § 24 Erbſch⸗ 
StG. von der Schenkungsſteuer freizu⸗ 
laſſen ift, kann nach § 8 Nr. 1 Gr- 
ErwStcg. auch keine G. erhoben werden 
2807 8 


§ 8 Nr. 3 GrErwStG. ift entſprechend an- 
wendbar beim Erwerb auf Grund von 
Verträgen, die nach Auflöſung eines 
Württ. Kondominats zwiſchen den Inha⸗ 
bern der freigewordenen Kondominats⸗ 
anteile zum Zwecke der Teilung der zum 
Fideikommißvermögen gehörenden Grund⸗ 
ſtücke abgeſchloſſen werden 2279 2 

Steuerfreiheit nach SS 8 Nr. 3, 14 GrErw⸗ 
StG. ift nicht ausgeſchloſſen, wenn bei 
Zwangsverſteigerung, die von Erben⸗ 
gemeinſchaft wegen einer zum Nachlaß 
gehörenden Hypothek hinſichtlich des be⸗ 
laſteten Grundſtücks betrieben wird, ein 
Miterbe als Meiſtbieter den Zuſchlag 
erhält, nachdem er auf Grund einer zwi⸗ 
ſchen ihm und den andern Miterben zur 
Erzielung eines möglichſt hohen Kauf⸗ 
preiſes und damit zur Rettung der Hy⸗ 
pothek getroffenen Vereinbarung im eige⸗ 
nen Namen auf das Grundſtück geboten 
hatte 2278 1 

Durch den Eintritt eines fremden Erb⸗ 
teilserwerbers in die Geſamthandgemein⸗ 
ſchaft der Miterben wird die Anwend⸗ 
barkeit des 8 8 Nr. 3 GrErwStG. 
weder ausgeſchloſſen noch eingeſchränkt, 
ſoweit bei der Erbteilung den ein⸗ 
zelnen Miterben Nachlaßgrundſtücke 
oder Grundſtücksbruchteile zugewieſen 
werden 2280 3 

Veräußert Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts ein Grundſtück, ſo genügt es, um 
Steuerfreiheit nach § 8 Nr. 9 GrErw⸗ 
St®. herbeizuführen, nicht, wenn nur 
der Erwerber des Grundſtücks die Ab⸗ 
ſicht hat, darauf Kleinwohnungen zu 
ſchaffen; es muß auch die veräußernde 
Körperſchaft die Abſicht haben, daß 
Kleinwohnungen durch den Erwerber 
geſchaffen werden 2943 5 

§ 14 GrErwStG. Die G.freiheit für Ret- 
Du in der Zwangsverſteigerung 
3099 

Hat OHG. gegenüber einem Hypotheken⸗ 
gläubiger die Bürgſchaft oder Ausbie⸗ 
tungsgarantie übernommen, ſo kann 
auch jeder Geſellſchafter als Meiſtbieter 
oder Erſteher auf die Vergünſtigungen 
des § 14 GrErwStcg. Anſpruch machen 
2509 2 

Gehörte die Hypothek des Erſtehers früher 
zum Vermögen einer OHG., an der er 
ſelbſt beteiligt war, ſo ſteht ihm die 
Steuervergünſtigung des § 14 GrErw⸗ 
StG. nicht zu, wenn er die Hypothek 
erft innerhalb der im § 14 I Nr. 2 vor- 
geſehenen Jahresfriſt dadurch erworben 
hat, daß er, gegenüber den Erben des 
anderen Geſellſchafters von ſeinem Recht, 
das Geſellſchaftsvermögen mit Aktiven 
und Paſſiven zu übernehmen, Gebrauch 
macht 3083 8 

Wer fih für eine lediglich perſönliche 
Schuld des Grundſtückseigentümers ver⸗ 
bürgt hat, kann auf die Steuervergünſti⸗ 
gung des § 14 II GrErwStG. auch 
dann keinen Anſpruch machen, wenn er 
fih ſchon bei Übernahme der Bürgſchaft 
für die nach $ 774 BGB. auf ihn über⸗ 
gehende Forderung von dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer eine Eigentümergrund⸗ 
ſchuld hat verpfänden laſſen 3083 ® 

§ 20 GrErw StG. Der Steuergeſamtſchuld⸗ 
ner, der wegen von ihm verlangter 
Steuerſchuld nach ſeinem Vertragsver⸗ 
hältnis zum andern Steuergeſamtſchuld⸗ 
ner gegen dieſen Rückgriffsanſpruch hat, 
ihn aber wegen deſſen inzwiſchen eingetre⸗ 
tener Zahlungsunfähigkeit nicht zu ver⸗ 
wirklichen vermag, hat Schadenserſatzan⸗ 
ſpruch gegen den Staat bzw. die Gemeinde 
wegen Antspflichtverletzung des mit der 


Steuereinziehung gegen den anderen 
Steuerſchuldner betrauten Beamten, der 
ſich hierbei einer Fahrläſſigkeit ſchuldig 
gemacht hat, z. B. dadurch, daß er eine 
von jenem für die Steuerſchuld beſtellte 
gute Sicherheit ohne Erfüllung der dafür 
geſetzlich vorgeſehenen Vorausſetzungen 
und Beſchränkungen gegen eine andere 
ſchlechte eintauſcht. Der geſchädigte 
Steuergeſamtſchuldner iſt Dritter i. S. 
des Art. 131 Verf., § 839 BGB. 
2767 5 

Über die Anwendung des zu § 21 I Gr- 
ErwStG. ergangenen Erlaſſes des 
RF M. v. 17. Febr. 1932 ift nicht im 
Berufungsverfahren, ſondern im Be⸗ 
ſchwerdeverfahren von den Finanzver⸗ 
waltungsbehörden zu entſcheiden 31602 
Ein g.freier Übergang des Erbhofs an den 
Anerben (8 55 RErbhof®.) liegt auch 
vor bei Übergabe des Erbhofs an einen 
Anerbenberechtigten, der beim Erbfall 
der Nächſtberechtigte wäre oder vom 
Erblaſſer gemäß § 25 zum Anerben be- 
ſtimmt werden könnte (§ 87 III RErb⸗ 
hofG.). Anerbe i. S. des § 55 ift auch 
der, der nach § 12 der 2. Durchf VO. 
zum Anerben beſtimmt wird 3021! 


Grundſchuld 


bzgl. Fälligkeit von G. vgl. unter Hypo⸗ 
thekenmoratorium; vgl. auch Eigentü⸗ 
mer., Höchſtbetragshypothek 

Die Beſtellung einer G. bildet mit dem 
ihr zugrunde liegenden Kreditabkommen 
kein einheitliches Rechtsgeſchäft i. S. des 
$ 139 BGB. und wird daher von der 
Nichtigkeit des letzteren nicht ergriffen. 
Iſt die Forderung, die den Rechtsgrund 
für die Beſtellung der G. abgeben ſollte, 
nicht zur Entſtehung gelangt, ſo beſteht 
ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Beſei⸗ 
tigung der G. aus dem Grundgeſchäft 
oder gemäß Së 812 ff. BGB. 31243 
Oſthilfeentſchuldung. Durch Hingabe der 
Entſchuldungspfandbriefe ſeitens der Oſt⸗ 
hilfeentſchuldungsſtelle an den Gläubiger 
einer G. wird der perſönlich haftende 
Schuldner eines Kredits, zu deſſen Siche⸗ 
rung die G. beſtellt iſt, nicht von der 
perſönlichen Schuld befreit. Die Ent⸗ 
ſchuldungspfandbriefe dienen vielmehr 
als Sicherung an Stelle der G. 2352 1 
Haftung von Behörden aus Verwahrungs⸗ 
vertrag. Schuldtitel, von denen im Falle 
des Verluſtes eine weitere Ausfertigung 
unſchwer zu erlangen iſt, ſind nicht zu 
den „ähnlichen Urkunden“ i. S. des § 61 
Nr. 1 GeſchO. der preuß. AG. zu zäh⸗ 
len. Dagegen iſt beſondere Aufbewah⸗ 
rung gemäß § 61 Nr. 2 für G.briefe 
und für die die ſachliche Anſpruchsberech⸗ 
tigung ergebenden Abtretungsurkunden 
geboten 2842? 

$ 57 Pr6RG. Gebührenberechnung bei 
Eintragung der Abtretung eines Teil⸗ 
betrags einer G. unter gleichzeitiger Ein⸗ 
Ge eines Rangvermerks 2179° 
H 4 


Grundſteuer 


Fragen zur G.beitreibung 2121 

Zuſchläge zur Grundvermögensſteuer. VO. 
des REM. v. 18. Mai 1934 über den 
Begriff des Bezugfertigwerdens für die 
Steuerbefreiung von Wohnungsneubau⸗ 
teu. Zum Begriff der „Zumutbarkeit“ 
i. S. dieſer VO. 30871 

Auch gegenüber der in dem verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Verfahren aus Art. 13 11 
WeimBerf. zwiſchen dem RMdJ. und 
dem MecklStrel Fin Min. ergangenen 
Entſcheidung des RG. v. 13. Juli 1931 
war die Erhebung von Gemeinde⸗ 


Sachregiſter 


G. von den der evang.⸗luth. Landes⸗ 
kirche gehörigen, im Landesteil Stargard 
belegenen Grundſtücken und Gebäuden 
bis zum 1. April 1934 grundſätzlich zu- 
läſſig. Juwieweit Befreiung dieſer 
Grundſtücke und Gebäude von der Ge- 
meinde&. beſtand, richtete fih nach dem 
§ 2 If und II MecklStrel GrStG. i. d. 
Faſſ. der Bek. v. 16. April 1930. — Der 
§ 3 I Nr. 8 CGrStRahmen®. findet auf 
die Gemeindech. für den Landesteil 
Meckl.⸗Strelitz keine Anwendung. — Es 
iſt für den Landesteil Meckl.⸗Strelitz 
nicht zuläſſig, eine geſetzliche Regelung 
zu treffen, wonach Grundſtücke der 
evang.⸗luth. Landeskirche, die zur Staats⸗ 
G. deshalb nicht herangezogen werden, 
weil ihre Heranziehung gegen § 3 I 
Nr. 8 GrStRahmenG. verſtoßen würde, 
den reichsgeſetzlichen Vorſchriften über 
Geltentwertungsausgleich bei bebauten 
Grundſtücken unterliegen follen 2579 1 
Grundſtücksbewertung 
vgl. unter Bewertung, Einkommenſteuer 


Grundſtücksmaller 
vgl. unter M. 


Grundſtücksteilung 

vgl. auch unter Erbhof 

Wird Grundſtück, das mit Wegegerechtig⸗ 
keit belaſtet iſt, geteilt, ſo erliſcht die 
Grundddienſtbarkeit auf denjenigen Tei⸗ 
len, über die der Weg nicht führt, und 
zwar ſelbſt dann, wenn der Eigentümer 
des bisher einheitlich belaſteten Grund⸗ 
ſtückes zur Unterhaltung des Weges ber- 
pflichtet war 3142 ! 

Grundſtücksveräußerung 

vgl. auch unter Enteignung 

Auf Grund von § 2 VO. über Auflaſſun⸗ 
gen uſw. v. 11. Mai 1934 iſt die Ent⸗ 
gegennahme einer Auflaſſung wegen 
Fehlens der nach § 313 BGB. erforder- 
lichen Urkunde auch dann abzulehnen, 
wenn Bedenken gegen die wirtſchaftliche 
Ordnungsmäßigkeit des Grundgeſchäfts, 
z. B. wegen der beteiligten Perſonen, 
nicht beſtehen 2856 ! 

8 313 BGB. Nur bei dem dinglichen Bor- 
kaufsrecht, nicht bei dem perſönlichen 
Vorkaufsrecht kann der Mangel der 
Form des Grundgeſchäfts durch Eini⸗ 
gung über die Beſtellung des Vorkaufs⸗ 
rechts und deſſen Eintragung kraft des 
eutſprechend anwendbaren § 313 S. 2 
BGB. geheilt werden. Beim perſönlichen 
Vorkaufsrecht wird der Mangel der Form 
nicht durch Eintragung einer Vormer⸗ 
kung zur Sicherung des durch Ausübung 
des Vorkaufsrechts entſtehenden An⸗ 
ſpruchs auf Eigentumsübertragung be⸗ 
hoben. Entivrechen Einigung und Gin- 
tragung nicht dem Grundgeſchäft, ſo fehlt 
es ihnen am rechtlichen Grunde und des⸗ 
halb an der Fähigkeit, einem Formman⸗ 
gel des Grundgeſchäfts abzuhelfen 2545 è 

§ 37 RErbhof®. Fehlen im Übergabever⸗ 
trag weſentliche Abreden, ſo iſt der be⸗ 
urkundete Vertrag wegen Formmangels 
gemäß $ 313 BGB. nichtig und kann 
auch durch Auflaſſung und Eintragung 
nicht wirkſam werden, da die von den 
Vertragſchließenden vorgenommene Ver⸗ 
äußerung vom Anerb®. nicht genehmigt 
ijt 3140 ® 

8 138 BGB. Wenn ſich Ehefrau als Gegen- 
leiſtung dafür, daß ſie die Scheidung 
durchführt, das Eigentum an einem 
Grundſtück übertragen läßt, ſo ergreift 
die Nichtigkeit dieſes Geſchäfts aus⸗ 
nahmsweiſe auch das Erfüllungsgeſchäft, 
weil gerade durch dieſes der unſittliche 
Zweck verfolgt worden ift 2969 ? 
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8 139 BGB. Wenn die Leiſtungen oder 


Gegenleiſtungen aus einem — hier be⸗ 
reits abgeſchloſſenen — Mobiliarvertrag 
ganz oder z. T. mit zu den Leiſtungen 
oder Gegenleiſtungen aus einem andern 
— hier in Ausſicht genommenen — 
Grundſtückskaufvertrag gehören, ſo liegt 
rechtliche Einheitlichkeit beider Verträge 
rechtsnotwendig derart vor, daß das Zu⸗ 
ſtandekommen des in Ausſicht genomme⸗ 
nen Grundſtückskaufvertrags Geſchäfts⸗ 
bedingung für die Wirkſamkeit des äußer⸗ 


lich bereits abgeſchloſſenen Mobiliarver⸗ 


trags ift 3265 1 


88 415, 416 BOB. Schuldübernahme für 


Hypotheken, wenn der Übernehmer auf 
Grund des Kaufvertrags, der die Schuld⸗ 
übernahme vorſieht, aus irgendeinem 
Grunde überhaupt nicht Eigentümer des 
gekauften Grundſtücks geworden iſt. 
$ 416 BGB. ift dann nicht gegeben, die 
Anwendbarkeit des 8 415 BGB. deswegen 
jedoch nicht ausgeſchloſſen. Jedoch ſtehen 
Schuldübernahme und Grundſtückskauf 
in ſo engem wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hang, daß die Übernahme der perſönli⸗ 
chen Schuld im allgemeinen von der 
Eintragung des Grundſtückserwerbers 
als Eigentümer auf Grund ſtillſchwei⸗ 
gender Vereinbarung als abhängig zu 
gelten hat 27119 


Kann die Errichtung eines G.vertrags in 


der Form des § 313 BGB. erzwungen 
werden? 2449 


Bei Beurkundung eines Kaufvertrags kann 


ſich die eine Vertragspartei darauf ver⸗ 
laſſen, daß die Vertretungsmacht ſeines 
Vertragspartners von dem rechtskundi⸗ 
gen Notar geprüft und in Ordnung be⸗ 
funden ſei 2394 1 


> 839 BGB. Für den Notar beſteht die 


Amtspflicht, bei der Beurkundung eines 
Vertrags den Verkäufer eines Grund⸗ 
ſtücks über die wirtſchaftliche Tragweite 
einer Auflaſſung ohne Sicherung des an 
Stelle eines Kaufpreiſes vereinbarten 
Nießbrauches uſw. zu belehren und ihn 
auf die Möglichkeit der dinglichen Siche⸗ 
rung des Anſpruchs hinzuweiſen 2864 ! 


Erbhofrecht 
Beſitzung, die wegen fehlender Bauern- 


fähigkeit des Eigentümers am 1. Okt. 
1933 nicht Erbhof geworden ift, wird 
durch Veräußerung an bauernfähige 
Perſon nicht zum Erbhof, wenn ſie vor 
der Veräußerung unter Zwangsverwal⸗ 
tung ſtand 2252 10 


Beſitzungen, die im Wege der Zwangsvoll⸗ 


ſtreckung beſchlagnahmt ſind und bislang 
gemäß § 13 NErbhof®. keinen Erbhof 
bildeten, werden auch durch Veräußerung 
an eine bauernfähige Perſon ſo lange 
nicht zum Erbhof, wie die Beſchlagnahme 
fortdauert 29831. Gegenanſicht 22671 


In Ausnahmefällen kann beim Vorliegen 


wichtiger Gründe auch bei Vorhanden⸗ 
ſein von nach § 20 RErbhof®. anerben⸗ 
berechtigten Perſonen die Veräußerung 
eines Hofs an Familienfremden geneh⸗ 
migt werden 2990 ® 


§ 37 II RErbhofch. Die Annahme eines 


wichtigen Grundes für die ausnahms⸗ 
weiſe Veräußerung von Erbhofgrund⸗ 
beſitz muß an ſtrenge Vorausſetzungen 
geknüpft werden, damit nicht durch Art 
und Umfang der gewährten Ausnah⸗ 
men die Verwirklichung der Grundziele 
des Geſetzes gefährdet wird. Sonderin⸗ 
tereſſen des Käufers und Verkäufers an 
einer Veräußerung oder Belaſtung miij- 
ſen hinter dem Intereſſe der Allgemein⸗ 
heit an der Erhaltung des Erbhofes in 
ungeſchmälerter Größe zurücktreten 29262 


*56 


Die Vorſchrift des § 37 IL RErbhof®. Hat 
als wichtige Gründe für die Veräuße⸗ 
rung nur wirtſchaftliche Notwendigkeiten 
im Auge. Die Stiftung eines „Jahr⸗ 
tages“ iſt deshalb kein wichtiger Grund 
3066 1 

Der Genehmigung nach § 37 RErbhofch. 
unterliegt nur das dingliche Veräuße⸗ 
rungsgeſchäft, nicht das ſchuldrechtliche 
Grundgeſchäft. Gegenſtand der Genehmi⸗ 
gung iſt dabei die Erfüllung eines in⸗ 
haltlich beſtimmten Verpflichtungsgeſchäf⸗ 
tes; ſie kann bei Feſtſtehen des letzteren 
auch ſchon vor der Vornahme des ding⸗ 
lichen Geſchäfts erteilt werden. Wird 
die Genehmigung zu Veräußerung ſchon 
vor der Auflaſſung erteilt, ſo iſt damit 
nicht geſagt, daß den Beteiligten auch 
ein Anſpruch auf Erteilung der Auf- 
laſſung zuſteht 2697 

§ 37 RErbhofc g. Wird die Veräußerung 
von Erbhofgrundſtücken ausnahmsweiſe 
genehmigt, jo ift der Kaufpreis zun 
Nutzen des Hofes zu verwenden und dieſe 
Verwendung durch geeignete Auflagen 
im Genehmigungsbeſchluß ſicherzuſtellen. 
Dies gilt auch, wenn die Kaufſumme 
geringfügig ift 285313135 2 

$ 37 II RErbhofGG. Bei Vorliegen beſonde⸗ 
rer Umſtände kann die Genehmigung zur 
Abveräußerung von Teilen eines Erbhofs 
auch dann erteilt werden, wenn dadurch 
der Reſtbeſitz keine Ackernahrung mehr 
darſtellt und deshalb die Erbhofeigen⸗ 
ſchaft verliert 2344 1 

§ 37 II NErbhof®.; § 6 der 2. Durchf VO. 
Eine hypothekariſche Belaſtung iſt ohne 
Genehmigung ſtatthaft, wenn die Bela⸗ 
ſtung gleichzeitig und im Zuſammenhang 
mit einer Veräußerung vorgenommen 
wird und der belaſtete Grundbeſitz erſt 
durch die Veräußerung Erbhofeigenſchaft 
erlangt 27916 

§ 37 RErbhofch. Die Veräußerung eines 
Erbhofs kann ohne Vorlage eines inhalt- 
lich beſtimmten Vertrages, aus dem auch 
die Perſönlichkeit des Erwerbers hervor⸗ 
geht, nicht genehmigt werden 29864 

Im Verfahren über die Genehmigung des 
Anerb®. zu einer Veräußerung iſt der 
für die Berechnung der Gerichtskoſten 
maßgebende Wert nicht gleich dem Ver⸗ 
äußerungspreis, ſondern nach dem Inter⸗ 
sie des Antragſtellers frei zu ſchätzen 
22 435 


§ 2 Nr. 8 UmſStG. Wenn Großgrundbe⸗ 
ſitzer eine größere Anzahl von Parzellen 
zur Sanierung ſeines Betriebs verkauft, 
ſo iſt hierin noch nicht ohne weiteres ein 
auf Veräußerung von Grundſtücken ge- 
richtetes Unternehmen zu erblicken 3084 11 

Grundſtücksvereinigung 

Die Zuſammenſchreibung und Vereinigung 

von Erbhofgrundſtücken 3255 
Grundſtücksverkehrsgeſetz, preuß. 

Eine bei einem Schwarzverkauf eines 
Grundſtücks vor Inkrafttreten des Pr⸗ 
Gr Verk. erfolgte Auflaſſung ohne 
Eintragung ins Grundbuch bedarf der be⸗ 
hördlichen Genehmigung, da vor Gültig⸗ 
keit des Geſ. v. 10. Febr. 1923 das Rechts⸗ 
geſchäft nicht rechtsgültig abgeſchloſſen 
war und daher die Rückwirkung des § 15 
S. 2 PrGr Verk. durchgreift 2910 

Grundſtücksvertiefung 

Së 909, 823 II BGB. Begriff und Voraus⸗ 
ſetzungen der ſchuldhaften, zum Schadens⸗ 
erſatz verpflichtenden G. 2234 2 

Gutachten 

vgl. auch unter Sachverſtändiger 

G. über urheberrechtliche, verlagsrechtliche 
und verlegeriſche Fragen. Schriftt. 2679 


Sachregiſter 


Eine einfache Bezugnahme auf „ein einzu⸗ 
reichendes weiteres G. eines Sachverſtän⸗ 
digen“ an ſich iſt ohne Bezeichnung der zu 
erweiſenden Tatſachen untauglich, den 
Anfechtungsgrund i. S. des § 519 ZPO. 
beſtimmt zu bezeichnen 3199 12 

8 91 ZPO. Die Koſten eines die Klage bor- 
bereitenden G. können erſtattungsfähig 
fein 3014 17 

§ 263 StGB, Vorſpiegelung einer falſchen 
Tatſache durch Bezugnahme auf ein für 
den Verkäufer günſtig lautendes G., 
während ein entgegenſtehendes G. nicht 
erwähnt wird. Der objektive Wert eines 
Kunſtwerks wird durch deſſen Kunſtwert 
beeinflußt. Auch die perſönliche Einſtel⸗ 
lung des Käufers kann bei der Wertbe⸗ 
meſſung berückſichtigt werden, ſoweit nur 
der Liebhaberwert außer Betracht bleibt 
285110 

8 337 StPO. Urteilsaufhebung wegen irri- 
ger, mit wiſſenſchaftlichen Forſchungser⸗ 
gebniſſen nicht im Einklang ſtehender 
Auslegung von G. 2925 52 


Güteverfahren 


58 495, 496 ZPO. Das G. kann durch ein- 
ſeitigen Antrag des Antragſtellers zum 
Ruhen gebracht werden. § 251 ZPO. fin- 
det auf das G. inſoweit keine Anwen⸗ 
dung, als hiernach der Antrag beider 
Parteien Vorausſetzung für die Anord⸗ 
nung der Verfahrensruhe ift 28746 

696 ZPO. Wird der gegen einen Bah- 
lungsbefehl erhobene Widerſpruch vom 
Schuldner im Gütetermin zurückgenom⸗ 
men, ſo tritt der Zahlungsbefehl wieder 
in Kraft und iſt für vollſtreckbar zu er⸗ 
klären 3018 5 


un 


Gutsbezirk 


Anfechtungsklage in Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahren bei Auflöſung von G. Zu 
den Laſten, von denen der Guts⸗ 
beſitzer durch die Glauflöſung befreit 
worden iſt, gehört auch der an die 
(Arbeiter-) Wohngemeinde gezahlte Bei- 
trag. Wenn der Gutsbeſitzer nicht 
bis zum 1. Jan. 1929 beantragt hatte, 
ihm für die Zeit bis zur (ant, 
löſung die Einkommen- und Körperſchaft⸗ 
ſteueranteile anſtatt in Höhe von 50% 
in voller Höhe zu überweiſen, können bei 
Errechnung ſeiner „alten“ Belaſtung 
auch nur 50% der Anteile berückſichtigt 
werden, ſelbſt beim Vorliegen der mate⸗ 
riellen Vorausſetzungen i. S. des § 16 
PrAusfG. z. Fin Ausgl. für das Auf- 
loſungs“⸗Jahr 1928. Wird zwiſchen den 
Beteiligten einmalige Verrechnung da⸗ 
durch nötig, daß von ihnen Rechte oder 
Pflichten abweichend vom Termin der 
G.⸗auflöſung wahrgenommen oder er⸗ 
füllt worden ſind, ſo entſcheidet die Be⸗ 
ſchlußbehörde inſoweit lediglich auf An⸗ 
trag. Nach Feſtſtellung der Mehr⸗ oder 
Minderbelaſtung des Gutsbeſitzers hat 
die Beſchlußbehörde auf Grund ihres 
freien Ermeſſens über den Umfang des 
zu gewährenden Ausgleichs zu beſtim⸗ 
men 33242 

§ 1 II VolksSchG. Ein G. bildet, ſoweit er 
Träger der Schullaſt iſt und nicht einem 
Geſamtſchulverband angehört, einen eige⸗ 
nen Schulverband, ohne daß es eines be⸗ 
ſonderen Errichtungsaktes ſeitens der 
Schulaufſichtsbehörde bedarf 2880 3 

§ 4 VolksSchGG. Auseinauderſetzung zwi- 
ſchen Schulverbänden. Ein aus mehreren 
Gemeinden und einem G. beſtehender Ge⸗ 
ſameſchulverband wird in ſeinen Rechten 
und Pflichten nicht dadurch berührt, daß 
der zu ihm gehörige G. aufgelöſt und 
einer der zum Geſamtſchulverband ge- 
hörigen Gemeinden zugeſchlagen wird. 


Dieſe Gemeinde wird Rechtsnachfolger 
des G., während der Geſamtſchulverband 
in ſeinem bisherigen räumlichen Bereich 
unverändert bleibt. In ſolchem Fall iſt 
durch die Auflöſung des G. ein Anlaß 
zur Vermögensauseinanderſetzung gemäß 
§ 4 VolksSchGG. nicht gegeben 3165 


Gutsüberlaſſung 


Der Hofesübergabevertrag nach dem RErb⸗ 
hof G. Schrifttum 3262 

§ 37 III RErbhof. Zum Begriff des 
Übergabevertrags 2166 3 2442 

Es widerſpricht dem Zweck des RErbhofch., 
wenn im Übergabevertrag dem Übergeber 
freier Wegzug vom Hof eingeräumt iſt 
und dem Übernehmer im Falle eines ſol⸗ 
chen Wegzugs die Pflicht zur Nachbrin⸗ 
gung der Reichniſſe und zur Vergütung 
der Koſten der neuen Wohnung auferlegt 
ift 2569 ° 

Die in Übergabevertrag getroffene Ber- 
einbarung, daß bei Wegzug des Über- 
geberg aus Verſchulden des Übernehmers 
die Naturalreichniſſe bis auf eine Weg- 
ſtunde vom Übernehmer nachzuliefern 
und die Koſten der neuen Wohnung von 
ihm zu tragen find, widerſpricht dent 
Sinn des RErbhofG. 2628 5 

$ 37 II RErbhof Z. In Übergabevertrag 
kann vereinbart werden, daß die Alten⸗ 
teilsreichniſſe den Übergebern 5 km im 
Umkreis nachzuliefern ſind, falls dieſe 
aus Verſchulden des Übernehmers oder 
eines feiner Familienangehörigen ge- 
zwungen ſind, den Hof zu verlaſſen. Für 
die Lieferung von Milch und Butter wie 
für die Wohnung kann in dieſem Falle 
REIS. feftgefjegt werden 

1 


§ 37 II RErbhofcg. Werden im Übergabe- 
vertrag Leibgedingsleiſtungen vereinbart 
und von den Anerbenbehörden als trag⸗ 
bar zugelaſſen, ſo iſt der Antrag auf Ge⸗ 
nehmigung dinglicher Sicherung durch 
Eintragung einer Reallaſt in das Grund⸗ 
buch grundſätzlich zu genehmigen 3215 ® 

88 37, 31 RErbhofG. Im Hofübergabever⸗ 
trag find für den Fall des Todes eines 
der Altenteiler die teilbaren Altenteils⸗ 
leiſtungen in der Regel zu kürzen. Für 
Streitigkeiten über die Altenteilsleiſtun⸗ 
gen wird zweckmäßig die Zuſtändigkeit 
des Anerb®. vereinbart 2988 6 

§ 37 II RErbHof®. Werden im Übergabe- 
vertrag für die übergebenden Ehegatten 
Austragsxeichniſſe in zuläſſiger Höhe feft- 
geſetzt, die auch nach dem Tode eines der 
Ehegatten unverändert fortzuentrichten 
find, fo können die Anerdb®. nicht zur 
Auflage machen, daß die Reichniſſe nach 
dem Tode des erſtverſterbenden Ehegatten 
nur mehr in halber Höhe zu gewähren 
jind 2989 

Die Frage, ob die Altenteilsleiſtungen aus 
Erbhof bei Wegfall eines der berechtigten 
Gatten herabzuſetzen ſind, iſt nach dem 
örtlichen Brauchtum zu entſcheiden 3257 

Die von den Anerbenbehörden im Verfah⸗ 
ren über die Genehmigung eines Über⸗ 
gabevertrags auferlegten, den Inhalt des 
Vertrags abändernden Bedingungen be⸗ 
dürfen zu ihrer Wirkſamkeit nachträg⸗ 
2 01 Feſtlegung in notarieller Urkunde 
2 29 


§ 37 RErbhof®. Die im Übergabevertrag 
vereinbarte Zurückbehaltung von Grund⸗ 
ſtücken durch den Übergeber kann nur bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes ge⸗ 
nehmigt werden. Der ſeit längerer Zeit 
geübte Brauch ſolcher Zurückbehaltung 
iſt aber für ſich noch kein wichtiger, die 
Genehmigung rechtfertigender Grund 


2780 


8 37 RErbho®. Auch in Übergabeverträ- 
gen muß grundſätzlich die Mündelſicher⸗ 
heitsgrenze als Belaſtungsgrenze innege⸗ 
halten werden. In der Übergangszeit ſind 
allerdings beſondere Fälle denkbar, in 
denen zur Vermeidung unbilliger Härten 
ein Überſchreiten dieſer Grenze aus⸗ 
nahmsweiſe zugelaſſen werden kann 
28542 

8 37 II RExbhof®. Bei der Genehmigung 
eines im G.vertrag vereinbarten Gutsab⸗ 
ſtandsgeldes und für die Bemeſſung der 
Höhe der Elterngüter der abgefundenen 
Geſchwiſter iſt dem Umſtand Rechnung 
zu tragen, daß der Übernehmer durch die 
Übergabe vorzeitig in den Genuß der Er⸗ 
trägniſſe des Hofs kommt 2991 1° 

8 37 II, III RErbhof®. Zuläſſigkeit von 
Kapitalzahlungen an den Hofesabgeber 
neben dem Altenteil. Fehlen im Übergabe- 
vertrag weſentliche Abreden, ſo iſt der be⸗ 
urkundete Vertrag wegen Formmangels 
gemäß § 313 BGB. nichtig und kann 
auch durch Auflaſſung und Eintragung 
nicht wirkſam werden, da die von den 
Vertragſchließenden vorgenommene Ver⸗ 
äußerung vom Anerb®. nicht genehmigt 
iſt 3140 4 

8 37 I und II RExbhofG. Auch ſchon der 
Entwurf eines genehmigungspflichtigen 
Rechtsgeſchäfts (Übergabevertrag) kann 
vom Anerb®. genehmigt werden. Die 
dingliche Sicherung des Leibgedings be⸗ 
darf hinſichtlich des Wohnungsrechts (be⸗ 
ſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit) keiner 
Genehmigung; hinſichtlich der Altenteils⸗ 
antie (Reallaſt) ift fie unbedenklich 


88 37, 25 RExbhof®. Soll bei Hofesüber⸗ 
gabe der zunächſt berufene geſetzliche M- 
erbe übergangen werden, ſo haben die 
Anerbenbehörden die Vorausſetzungen 
hierfür in gleicher Weiſe wie bei Verfü⸗ 
gung von Todes wegen zu prüfen 32177 

Jede Entſcheidung des Anerb&. über Ge- 
nehmigung einer Veräußerung oder Be⸗ 
laſtung des Erbhofs ergeht auf Grund 
des § 37 II NErbhof®. § 37 III RErb⸗ 
Hof®. verſieht lediglich für einen beſon⸗ 
ders wichtigen Anwendungsfall des § 37 
II RErbhoj®. das Anerb®. mit beſtimm⸗ 
ten Weiſungen für die Ausübung ſeiner 
Entſcheidungsbefugnis. Das Beſchwerde⸗ 
recht des Kreisbauernführers gemäß § 48 
II RErbhof®. ift daher auch bei Entſchei⸗ 
dungen des Anerb®. über die Genehmi⸗ 
gung von Übergabeverträgen i. S. des 
§ 37 III RErbhofG. gegeben 3135 1 

Die Gebührenermäßigung nach § 67 I und 
II der 1. DurchfVO. z. RErbhofG. findet 
auch Anwendung auf Übergabeverträge, 
durch die ein Ehegattenerbhof in das 
Alleineigentum einer bauernfähigen Ein⸗ 
zelperſon übergeführt wird 27047 

Unter „Reineinkünften aus Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft“ i. S. der SS 28 a und 
§ 57 a EintSt®. iſt der Gewinn aus 
Land- und Forſtwirtſchaft abzüglich der- 
jenigen Ausgaben zu verſtehen, die nicht 
zu den Betriebsausgaben gehören, aber 
mit den Einkünften aus Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft in wirtſchaftlichem Zuſammen⸗ 
hang ſtehen. Altenteilsleiſtungen, die 
einem Landwirt beim unentgeltlichen Er- 
werb des landwirtſchaftlichen Betriebs 
durch Überlaſſungsvertrag oder Berfit- 
gung von Todes wegen auferlegt ſind, 
ſtehen mit den Einkünften aus dem land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb in wirtſchaft⸗ 
lichem Zuſammenhang und ſind daher 
bei Ermittlung der Reineinkünfte aus 
Land und Forſtwirtſchaft i. S. der 
SS 28 a und 57 a Eink StG. zu berückſich⸗ 


Sachregiſter 


tigen, alſo nicht vom Geſamtbetrag der 
bei den einzelnen Einkommensarten ge⸗ 
wonnenen Ergebniſſe zum Abzug zu brin⸗ 
gen 33162 
Haager Eheſcheidungsabkommen 
vgl. unter Scheidung 
Haftpflichtverſicherung 
vgl. unter Verſicherungsrecht, privates 
Halter des Kraftfahrzeugs 
vgl. unter K 
Hamburg 

Für die Frage, ob in dem Teſtament Er⸗ 
ſuchen an das Nachlaßgericht, einen 
Teſtamentsvollſtrecker zu beſtellen, ent⸗ 
halten iſt, ſind die örtlichen Gepflogen⸗ 
heiten und Anſchauungen zu beachten. 
In H. war früher die Feſtlegung von 
Vermögensmaſſen durch Anordnung 
einer Teſtamentsvollſtreckung allgemein 
üblich 22479 

824 GBBereind. Nach der Hamb VO. 
v. 3. Febr. 1932 iſt weitere Beſchwerde im 
Rangbereinigungsverfahren unzuläſſig 
28675 

Handelsagent 
vgl. unter Agent 
Handelsbrauch 

849 tung, Die Zahlung eines 50- 
prozentigen Zuſchlags zum UÜberliege⸗ 
geld bei überſchreiten der Löſchzeit ift 
kein allgemeiner H. 28752 

Handels geſellſchaft 

vgl. unter MtG, Genoſſenſchaft, GmbH., 
Körperſchaftſteuer, Umſatzſteuer, Rapi- 
talgeſellſchaft, Einkommenſteuer 

Handelsgeſetzbuch 
Schaeffers Grundriß. Schrifttum 2837 
Handelskammer 

Heranziehung eines Unternehmens zu H.⸗ 
beiträgen für 1926 und 1927. Zum 
Begriff des Handwerks. über die Vor⸗ 
ausſetzungen eines Handwerksbetriebs 
bei einem in Form einer juriſtiſchen 
Perſon (EmbH.) betriebenen Unter- 
nehmen; wie kann bei derartigem Un⸗ 
ternehmen dem Erfordernis der Mit⸗ 
arbeit des Betriebsinhabers genügt 
werden? 26551 

Handelsregiſter 

ET auch bzgl. GenoſſenſchaftsReg. un⸗ 
er G. 

Kaufmann, Kleingewerbetreibender, Hand⸗ 
werker nach H.recht. Zugleich ein Bei⸗ 
trag zum Geſetz über die Umwandlung 
A Kapitalgeſellſchaften v. 5. Juli 1934 
3030 


Die Auflöſung und Löſchung von Ge- 
ſellſchaften nach dem Geſetz v. 9. Okt. 
1934 2657 

H. und Reichskulturkammer 2665 

$ 31 II HGB. Eine GmbH., die jahrelang 
ihren Geſchäftsbetrieb infolge Ver⸗ 
mögensloſigkeit eingeſtellt hatte, iſt 
nicht erloſchen 27191 

8142 FGG. Der Liquidator einer Gmbc. 
iſt auch zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eids verpflichtet, wenn die GmbH. im 
H. gelöſcht iſt 21772 

§ 143 FGG. Steuerberater, dem das 
Fin A. das Auftreten in Steuerſachen 
unterſagt hat, iſt dadurch nicht gehin⸗ 
dert, ſich als „Steuerberater“ zu be⸗ 
zeichnen und ſogar unter ſeinem Namen 
eine Firma mit dem Zuſatz „Steuer- 
und Wirtſchaftsberatung“ zu führen. 
Das Fin A. ijt nicht beſchwerdeberech⸗ 
tigt, wenn das Regiſtergericht es ab⸗ 
lehnt, das Löſchungsverfahren gegen 
die Firma einzuleiten 3074 + 

Unter „ein und dieſelbe Anmeldung“ iſt 
in 871 Prob. die „gleichzeitige“ 
Anmeldung zu verſtehen 27036 


Handlungsgehilfe 
vgl. auch unter Dienſtverkrag 
Für die Kaufmannseigenſchaft (Kommiſ⸗ 
ſionär) entſcheidet, ob der Inhaber 
im „eigenen“ Namen auftritt. Uner⸗ 
heblich iſt es, ob der Kommiſſionär in⸗ 
tern im Verhältnis eines H. zum 
Kommittenten ſteht 30783 
88 65, 91 HOB. Verjährung des An⸗ 
ſpruchs eines Angeſtellten auf Ge⸗ 
winnanteil; Beginn der Verjährung. 
Recht des gewinnbeteiligten Angeſtell⸗ 
ten auf Gewinnberechnung. Einſicht in 
Handelsbücher und Papiere nach 8 810 
BGB. kann er nur verlangen, ſoweit 
es zur Nachprüfung der Bilanzangaben 
erforderlich iſt und ſoweit nicht be⸗ 
rechtigtes Geheimhaltungsintereſſe des 
Geſchäftsherrn entgegenſteht 2181! 
Handwerk 
Der Innungsobermeiſter 2312 
Die neue Ehrengerichtsbarkeit der Wirt⸗ 
ſchaft und des H. Schrifttum 2327 
Die neue Innungsordnung. Schrifttum 
2327 
H.novelle v. 11. Febr. 1929. Heranziehung 
eines Unternehmens zu Handelskam⸗ 
merbeiträgen. Zum Begriff des H. 
über die Vorausſetzungen eines 9. 
betriebs bei einem in Form einer 
juriſtiſchen Perſon (Gmbh.) betriebenen 
Unternehmen; wie kann bei derartigen 
Unternehmen dem Erfordernis der Mit⸗ 
arbeit des Betriebsinhabers genügt 
werden? 26551 
Kaufmann, Kleingewerbetreibender, Hand- 
werker nach Handelsregiſterrecht. Zu⸗ 
gleich ein Beitrag zum Geſetz über die 
Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften 
v. 3. Juli 1934 3030 
Hannover 
Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe bei 
Verwendung in der Hannoverſchen 
Landeskreditanſtalt in H. 22832 


Hauptverhandlung 

vgl. auch unter Erſcheinen des Angel. 
in der H. 

88 226, 338 Nr. 5 StPO. Verfahrens- 
mangel liegt vor, wenn während der 
Vernehmung des Angekl. ein Beteilig⸗ 
ter, ſei es auch nur vorübergehend, 
abweſend iſt. Die Dauer der Abweſen⸗ 
heit iſt nicht entſcheidend. Der Mangel 
kann dadurch geheilt werden, daß der 
in Abweſenheitk eines Beteiligten ge- 
ſchehene Verfahrensvorgang in Anweſen⸗ 
heit aller Beteiligten wiederholt wird 
2240 8 

Hauseigentümer 

Haftung des H. für polizeimäßigen Zu⸗ 
ſtand ſeines Hauſes. Schließung einer 
Wohnung wegen unbefugten Gaſtwirt⸗ 
ſchaftsbetriebes 33253 

Hausſtandskinder (8 1617 BGB.) 

Vorausſetzungen für die Annahme eines 
vertraglichen Arbeitsverhältniſſes bei 
Hausſohn, der im landwirtſchaftlichen 
Betrieb ſeines Vaters Dienſte leiſtet 
2650 1 

Dienſtleiſtung erwachſener Kinder begrün⸗ 
det in der Regel keine Anſprüche aus 
8812 BGB., auch nicht, wenn die 
Dienſte in der Abſicht und Erwartung 
ſpäterer Landzuteilung geleiſtet werden 
299413 

8 67 RBewG.; § 222 aber, Bei Land- 
wirten ift angeblicher Arbeitslohn von 
Kindern für landwirtſchaftliche Dienſte 
regelmäßig uicht am Vermögen ab⸗ 
zugsfähig. Wenn das Fin A. eine in 
der Vermögenserklärung eines Qand- 
wirts als Darlehnsforderung eines 


8 


58 


Kindes bezeichnete Schuld zum Abzug 
zuläßt, ſpäter aber durch Vorlegung 
eines Schuldſcheins erfährt, daß es ſich 
um eine Entſchädigung für die auf 
dem Hof geleiſtete langjährige Arbeit 
handelt, ſo iſt das eine neue Tatſache 
auch dann, wenn das Fin A. von dieſer 
Tatſache ſchon zur Zeit der Veran⸗ 
lagung durch Einfordern des Schuld⸗ 
ſcheines hätte Kenntnis erlangen kön⸗ 
nen 2808 10 

8816, 36 EinkStG. Sind in nicht kauf⸗ 
männiſch geführten kleineren gewerb⸗ 
lichen Betrieben Kinder des Steuer⸗ 
pflichtigen tätig, ſo iſt für die ſteuer⸗ 
liche Anerkennung eines Dienſtverhält⸗ 
niſſes u. a. Vorausſetzung, daß regel⸗ 
mäßig eine feſte Vergütung gezahlt 
wird und außerdem von den Beteilig⸗ 
ten die Folgerungen aus dem Be⸗ 
ſtehen des Arbeitsverhältniſſes gezogen 
werden 31571 

Hauswart 

Ein kriegsbeſchädigter H., der zur Er- 
ledigung feiner H.arbeiten Familien⸗ 
angehörige mitbeſchäftigen muß, iſt be⸗ 
rechtigt, bei Regelung ſeiner Rente Ab⸗ 
ſetzung des auf die Angehörigen ent⸗ 
fallenden Einkommenſteuerteils zu ver⸗ 
langen 30862 


„Haus wirtſtelle“ 
vgl. unter Mecklenburg 
Hauszinsſteuer 

Bei Eintragung einer Haablöſungshypo⸗ 
thek bedarf es keines Vermerks über 
die Rangänderung bei den nachgehen⸗ 
den Rechten. Die Eintragung eines 
derartigen Vermerks im Grundbuch iſt 
unzuläſſig; dagegen kann auf Antrag 
der Vermerk über das Vorgehen der 
Ablöſungs hypothek auf den Hypotheken⸗ 
brief geſetzt werden 31475 

Für den Landesteil Mecklenburg⸗Strelitz 
iſt es unzuläſſig, eine geſetzliche Rege⸗ 
lung zu treffen, wonach Grundſtücke 
der evangeliſch⸗lutheriſchen Landes⸗ 
kirche, die zur Staatsgrundſteuer des⸗ 
halb nicht herangezogen werden, weil 
ihre Heranziehung gegen die Vorſchrift 
des § 31 Nr. 8 GrStRahmenc. ver- 
ſtoßen würde, den reichsgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen über die H. unterliegen 
follen 25791 

Hebammen 

Zur Frage der Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
pflicht der H. 25101 

Kein Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe 
bei den ſächſiſchen H. 2283 2 

Hebegebühr (8 87 Räich) 

Entſtehung und Erſtattungsfähigkeit der 
H., wenn der Hinterleger im Ausland 
wohnt 2499 22 

Erſtattungsfähigkeit der H. bei Zug⸗um⸗ 
Zug⸗Leiſtungen 2499 23 

Heilanſtalt 

§ 42 b StGB. Vorausſetzungen der Un- 
terbringung des Angekl. in einer Heil⸗ 
und Pflegeanſtalt, „wenn die öffent⸗ 
liche Sicherheit es erfordert“ 29311 

Liegt ein Fall des 8 51 JI StGB. vor, fo 
muß zunächſt die Unterbringung des 
Angel. in eine Heil- und Pflegeanſtalt 
angeordnet werden. Die Entmannung 
kann nur daneben angeordnet werden 
2976 13 

83 Gef. z. Verhüt. erbkr. Nachw. Nicht 
nur der Kranke, ſondern auch der 
Amtsarzt und der Anſtaltsleiter haben 
das Recht, den Antrag auf Unfrucht⸗ 
barmachung zurückzunehmen 2996 1 

88.9, 8 Gef. 3. Verhüt. erbkr. Nachw. Ve- 
ſchwerderecht des Anſtaltsleiters zu⸗ 


Sachregiſter 


gunſten des Erbkranken, auch wenn 
gemäß feinem Antrage die Unfrucht⸗ 
barmachung beſchloſſen worden iſt 29301 

Zum Begriff der Pflegeanſtalt i. S. des 
Art. 1 JI der 2. AusfVO. z. Gef. z. 
Verhüt. erbkr. Nachw. v. 29. Mai 1934 
2996 2 

Heilkunde 

Zu den Begriffen der Ausübung der H. 
i. S. des § 56a Nr. 1 Gem., des Auf- 
ſuchens von Warenbeſtellungen i. S. 
des 8 55 JI Nr. 2 GewO. und der Ge- 
heimmittel i. S. des Art. 72a Baypol⸗ 
StGB. 31421 

Heilmittel 

Die Darbietung von Kurkonzerten und 
die Bereitſtellung von Kuranlagen und 
Leſezimmern ſind weder ärztliche und 
ähnliche Hilfeleiſtungen noch Lieferun⸗ 
gen von Heil⸗ und Hilfsmitteln i. S. 
des 82 Nr. 9 UmſStG. 1926 316115 

Heimarbeit 

Schrifttum 2679 

Heimſtätte 

Iſt bei Errichtung von H., für die Um⸗ 
ſatzſteuerfreiheit nach § 36 II NHeimft®. 
in Anſpruch genommen wird, die in 
88 4, 7 des Gef. vorgeſchriebene Gin- 
tragung ins Grundbuch unterblieben, 
jo kann daraus unter Umſtänden ge- 
ſchloſſen werden, daß es ſich von vorn⸗ 
herein nicht um H.verfahren i. S. des 
RHeimſtG. gehandelt hat 32303 

811 Heimit®.; $5 GrͤErwStch. Bei der 
Zwangsverſteigerung einer Reichs. ift 
die Abgabe des Meiſtgebots ſteuerfrei, 
wenn der Ausgeber der H. das ihm 
nach § 11 RHeimft®. zuſtehende Vor- 
kaufsrecht ausübt und daraufhin den 
Zuſchlag erhalten hat 26533 

Heizung 

bgl. auch unter Warmmalferg. 

Ein Warenhandelsunternehmen i. S. des 
§ 43 1 Nr. 1 PrGewSte O. liegt nicht 
vor, wenn es ſich zwar um Lieferung 
an den Verbraucher handelt, die Gegen⸗ 
ſtände aber vom Lieferer auf Grund 
Werkvertrags als Anlage (H.anlage 
Se? in Gebäude eingebaut werden 
KM 6 


Herausgabeanſpruch 
vgl. unter Eigentum, Sicherungsübereig⸗ 
nung, Stufenklage 
Herrenloſe Tiere 
vgl. unter Wild 
Hilfsantrag 
§ 13 SRG. Der Wert eines (im Streit⸗ 
wert der Widerklage enthaltenen) H. 
muß dem Streitwert der Klage hinzu⸗ 
gerechnet werden, wenn der H. einen 
andern Streitgegenſtand hat als der 
Klageantrag 2171? 
Hinterlegung 
86 Pröinterlego. Der Anſpruch auf 
Rückzahlung des hinterlegten Betrags 
ſteht nur dem Hinterleger zu. Hinter⸗ 
leger ift, wer im H.antrag als Hinter- 
leger bezeichnet iſt, nicht aber der⸗ 
jenige, welcher für dieſen die H. be⸗ 
wirkt oder dem die hinterlegte Geld⸗ 
ſumme zur Zeit der H. gehört hat 
2975 11 
Amtspflichtverletzung des mit Verteilung 
nach § 872 BPO. befaßten Richters, 
der dabei die Verteilung an die Pfän⸗ 
dungsgläubiger vornimmt, dagegen die 
Rechte des Zeſſionars, für den eben⸗ 
falls die H. erfolgt war, unberückſich⸗ 
ligt läßt. Bei H. nach § 372 BGB. ift 
das in 88 872 ff. ZPO. geregelte Ver- 
teilungsverfahren unzuläſſig. Iſt For⸗ 
derung teilweiſe abgetreten, teilweiſe 


gepfändet, kommt H. nach § 853 ZPO. 
nicht in Frage, ſondern nur nach 8 372 
BGB. 23333 

§ 501 LandweEntſch. Anordnungen des 
Entſchuldungsgerichts, daß der Erlös 
aus zur Sicherung übereigneten Gegen- 
ſtanden zu hinterlegen ift, find gu- 
läſſig. Sofortige Beſchwerde iſt gegen 
ſolche Anordnungen nicht zuläſſig. Wir⸗ 
ken derartige Anordnungen über das 
Entſchuldungsverfahren hinaus? 28723 

Pfändung einer Hypothek. Die Heraus⸗ 
gabe des Hypothekenbriefs an den Ge⸗ 
richtsvollzieher lediglich zum Zwecke 
der Ablieferung an die H.ftelle erſetzt 
nicht die gemäß § 830 ZPD. erforder- 
liche übergabe des Briefes 24211 

Zwangshypothek kann auch auf Grund 
einer den Grundſtückseigentümer zur 
H. einer beſtimmten Geldſumme ver⸗ 
urteilenden vollſtreckbaren Entſcheidung 
eingetragen werden; dies gilt ſelbſt 
dann, wenn der Gläubiger nach den 
Bedingungen, unter denen die H. zu 
erfolgen hat, aus dieſer unter keinen 
Umſtänden einen Anſpruch auf Aus⸗ 
zahlung an ſich ſelbſt erlangt 32181 

Hinterziehung 

vgl. unter Steuer., Branntweinmono⸗ 

pol, Zoll 


Hinweis auf Veränderung des rechtlichen 

Geſichtspunktes (8265 StPO.) 

§ 265I StPO. Das Gericht muß den 
Angekl. auf erſt in der Verhandlung 
hervortretende Umſtände, die die An- 
ordnung einer ſichernden Maßnahme 
rechtfertigen, auch dann hinweiſen, 
wenn der StA. von ſich aus den An⸗ 
trag auf Anordnung der betr. Siche⸗ 
rungsmaßnahme geſtellt hat 2780 20 

Hirſchgeweih 
vgl. unter Wild 
Hochſchulen 

Das Studium der Juriſten an den deut- 
ſchen H. 2954 

Schröders Allgemeiner Deutſcher H.führer 
1934/35. Schrifttum 3191 

Höchſtbetragshypothek 

88 891 f., 1163 BGB. Der Grundbuchrich⸗ 
ter hat bei der Eintragung einer ge 
löſcht geweſenen Hypothek mit dem 
Aufwertungsbetrage keine geſetzlichen 
Vorſchriften verletzt, wenn er ohne Mn- 
ſtellung von Ermittlungen davon aus- 
gegangen iſt, daß eine inzwiſchen, aber 
vor dem 1. Juli 1925 (Stichtag des 
8 22 II auto) eingetragene H. in 
vollem Umfang den Vorrang vor der 
Aufwertungs hypothek erlangt habe. Der 
Gläubiger der H. hat dieſe mit der 
Einigung und Eintragung „erworben“ 
i. S. des § 22 JI Aufwcd., ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, wie hoch die H. am 1. Juli 
1925 valutiert war, ſofern nur das 
Kreditverhältnis, das durch die H. 
ſichergeſtellt werden ſollte, damals noch 
nicht abgeſchloſſen war; die Rangſtel⸗ 
lung dieſer Poſt wird auch nicht da⸗ 
durch beeinträchtigt, daß ſich bei dem 
ſpäteren Abſchluß des Kreditverhält⸗ 
niſſes eine hinter der H. zurückbleibende 
Forderung für den Gläubiger ergibt 
27843 

§ 37 II RErbhofcG. Eine Genehmigung des 
Anerb®. ift nicht erforderlich, wenn 
auf H. durch den Hypothekengläubiger 
Zahlungen geleiſtet waren, die dadurch 
entſtandenen Forderungen aber durch 
den Eigentümer ſchon wieder ganz oder 
zum Teil getilgt waren und jetzt die 
Hypothel wieder ausgefüllt werden foll. 
Dasſelbe gilt von Grundſchulden, die 


zur Sicherung von Forderungen aus 
einem noch laufenden Kreditverhältnis 
dienen 29853 
Hofesübergabe 
vgl. unter Gutsüberlaſſung 
Homoſexualität 
vgl. unter Entmannung 


Hornſtein 
vgl. unter Sandſtein 
Hypothek 

vgl. auch unter GefamtY., Sicherungs., 
Erbhof, Zwangs, Höchſtbetragsĩ. 

$8 1113 ff. BGB. Umwandlung, Zuſam⸗ 
menfaſſung mehrerer unmittelbar auf⸗ 
einander folgender H. zu Einheits. 
ift zuläſſig. Im H.verkehr beſteht dafür 
wegen der Vereinfachung der Verwal⸗ 
tung und Verwertung, im Grundbuch⸗ 
verkehr wegen der beſſeren überſicht⸗ 
lichkeit ein Bedürfnis. Die Umwand⸗ 
lung überſchreitet nicht die Grenzen, 
die auf dem Gebiet des Sachenrechts 
der freien Verfügungsmacht geſetzt ſind, 
es wird auch keine Rangſtelle in un⸗ 
zuläſſiger Weiſe beſeitigt 2235) 

Erſetzung der Reichsmarkü. durch Gold⸗ 
mort, mit Reichsmarkklauſel ift gu- 
läſſig 29322 

88 1113, 1115 BGB. Eingetragene Gold⸗ 
mark. darf nachträglich in reine 
Reichsmark. mit dem gleichen Neni- 
betrag umgewandelt werden, wenn die 
gleich⸗ und nachſtehenden Berechtigten 
zuſtimmen 3294 ! 

Sp 894, 1138 BGB. Der nur formale, 
auf Grund eines Treuhandverhältniſſes 
als Eigentümer eines Grundſtücks Ein⸗ 
getragene kann nicht die Löſchung einer 
H. verlangen, die der Treugeber auf 
Grund einer Generalvollmacht des 
Treuhänders für ein nicht gegebenes 
Darlehn einem Dritten beſtellt hat, 
da er als dinglicher Schuldner man⸗ 
gels eines eigenen ſachlichen Rechts am 
Grundſtück an deſſen Haftung kein 
Intereſſe hat, als perſönlicher Schuld⸗ 
ner aber eine Gefährdung durch den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
auch nicht nach 8 1138 BGB. zu be- 
ſorgen braucht 30543 

Unter den ablöſungsberechtigten Gläu⸗ 
bigern i. S. des 8 1150 BGB. find nur 
diejenigen Realgläubiger und ſonſtige 
dinglich Berechtigte zu verſtehen, deren 
Anſprüche außerhalb des geringſten 
Gebots zu ſtehen kommen. Die Frage, 
ob und inwieweit der Erſteher als be⸗ 
friedigt i. S. des 83 ZwVollſtrMaßnu⸗ 
VO. v. 26. Mai 1933 anzuſehen und 
wegen feines dinglichen Auſpruchs durch 
das Meiſtgebot gedeckt iſt, unterliegt 
als Frage des materiellen Rechts nicht 
der Nachprüfung durch den Verſteige⸗ 
rungsrichter zur Zeit der Verteilung. 
Die in 8 3 aufgeſtellte Fiktion betrifft 
lediglich das Verhältnis zwiſchen dem 
Erſteher als dinglichem Gläubiger und 
dem Eigentümer als perſönlichem 
Schuldner 27931 

Der Verzichtsanſpruch aus 8 1169 BGB. 
im Konkurſe des Grundeigentümers, 
insbeſondere bei Freigabe des Grund⸗ 
ſtücks durch den Konkursverwalter 2444 

31179 BGB. Die bei einer vorgehenden 
H. eingetragene Löſchungsvormerkung 
iſt in dem Hlbriefauszug auch dann 
nicht zu erwähnen, wenn die Vor⸗ 
merkung zugunſten des Gläubigers der 
H. eingetragen iſt, über die der Brief 

paar wird 29985 
ei Eintragung einer Hauszinsſteuerab⸗ 
löſungs g. bedarf es keines E 


Sachregiſter 


über die Rangänderung bei den nach⸗ 
gehenden Rechten. Die Eintragung 
eines derartigen Vermerks im Grund⸗ 
buch iſt unzuläſſig; dagegen kann auf 
Antrag der Vermerk über das Vor⸗ 
gehen der AblöſungsH. auf den H.brief 
geſetzt werden 31475 


Der Gläubiger einer in Bruchteilsgemein⸗ 


ſchaft ſtehenden H. kann nicht für ſei⸗ 
nen Auteil, ſondern nur gemeinjam. 
mit den übrigen Bruchteilsberechtigten 
einer andern Poſt den Vorrang ein⸗ 
räumen 2485} 


88 415, 416 BGB. Schuldübernahme für 


H., wenn der übernehmer auf Grund 
des Kaufvertrags, der die Schuldüber⸗ 
nahme vorſieht, aus irgendeinem 
Grunde überhaupt nicht Eigentümer 
des gekauften Grundſtücks geworden 
ift. 8 416 BGB. ift dann nicht ge- 
geben, die Anwendbarkeit des § 415 
BGB. deswegen jedoch nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. Jedoch ſtehen Schuldüber⸗ 
nahme und Grundſtückskauf in ſo en⸗ 
gem wirtſchaftlichen Zuſammenhang, 
daß die übernahme der perſönlichen 
Schuld im allgemeinen von der Gin- 
tragung des Grundſtückserwerbers als 
Eigentümer auf Grund ſtillſchweigen⸗ 
der Vereinbarung als abhängig zu gel⸗ 
ten hat 27113 


Keine Prüfungspflicht des Grundbuch⸗ 


richters, ob eine für eine Lebensver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft eingetr. Brief. 
zum Deckungsſtock dieſer Geſellſchaft 
gehört 3153 5 


Die Zinsſenkungs VO. v. 27. Sept. 1932 


gilt nicht für Forderungen, zu deren 
Sicherheit lediglich bereits für andere 
Forderungen beſtellte H. abgetreten 
werden 2476 1 


Ka dE, nach 87 Zinsſenkungs⸗ 


v. 27. Sept. 1932 2604 2949 


Die durch die ZinsſenkungsVO. vom 


27. Sept. 1932 zum Ausgleich für die vor⸗ 
übergehende Zinsherabſetzung gewähr⸗ 
ten Zuſatzforderungen und ⸗H. werden 
durch die demnächſt auf Grund des 
LandwentſchuldG. bewirkte endgültige 
Zinsherabſetzung nicht berührt 27821 


Zur wirkſamen Pfändung einer H. muß 


der Gläubiger den unmittelbaren Be⸗ 
ſitz des Hebriefes ſelbſt oder durch den 
Gerichtsvollzieher als ſeinen Vertreter 
erlangt und behalten haben. Die Her⸗ 
ausgabe des Briefs an den Gerichts⸗ 
vollzieher lediglich zum Zwecke der Ab⸗ 
lieferung an die Hinterlegungsſtelle er⸗ 
ſetzt nicht die gemäß § 830 JPD. er- 
forderliche übergabe des Briefes 2421 * 


Grundſätzlich ermöglicht ein Arreſtbefehl 


nur die Pfändung von Vermögens⸗ 
werten. In beſonderen Fällen aber 
kann auf Grund des Arreſtbefehls auch 
eine überweiſung von Rechten erfolgen, 
3. B. wenn die Überweiſung dazu dient, 
das Arreſtpfandrecht zur Entſtehung 
zu bringen, wie bei der Pfändung 
einer H., deren Brief ſich im Beſitze 
eines Dritten befindet 27633 


Iſt Ausbietungsgarantie in dem Sinne 


übernommen worden, daß nur der 
Ausfall des dinglichen Rechts verhütet 
werden ſoll, ſo tritt die Verpflichtung 
zum Bieten erſt ein, wenn der Aus⸗ 
fall der H. oder Grundſchuld infolge 
des Zuſchlags droht. Darüber hinaus 
kann der Garant aber auch die Ver⸗ 
pflichtung übernehmen, bei einer 
Zwangsverſteigerung für alle Fälle 
für ausreichendes Gebot zu ſorgen, 
auch wenn Ausfall nicht zu befürchten 
iſt 27611 


* 59 


813 Dego. Der Verzicht eines Aus⸗ 


länders auf ſeine H. und die Abtre⸗ 
tung einer Eigentümergrundſchuld des 
ausländiſchen Eigentümers an einen 
Ausländer bedürfen keiner Deviſenge⸗ 
nehmigung 30172 

19 ent, 1932. Auf Grund einer 
Löſchungsbewilligung oder löſchungs⸗ 
fähigen Quittung eines ausländiſchen 
Gläubigers kann H. nur gelöſcht oder 
umgeſchrieben werden, wenn die Ge⸗ 
nehmigung der Deviſenbewirtſchaftungs⸗ 
ſtelle beigebracht wird. Dieſe Genehmi⸗ 
gung kann nicht durch Beſcheinigung 
der Deviſenbewirtſchaftungsſtelle, daß 
eine Genehmigung nicht erforderlich 
ſei, erſetzt werden 30701 


88 33, 37 PrökG. Wird zuſammen mit 


Schuldbekenntnis und der Abtretung 
einer Eigentümergrundſchuld unter Um⸗ 
wandlung in H. mit neuen Zins⸗ und 
Zahlungsbedingungen zur Sicherheit 
für die Forderung die Unterwerfung 
unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung 
gemäß $ 800 ZPO. beurkundet, fo 
kann für die Unkerwerfungsklauſel ein 
beſonderer Gegenſtandswert nicht an- 
genommen werden 3000 8 


Steuerfreiheit nach 88 8 Nr. 3, 14 Gr- 


ErwStG. ift nicht ausgeſchloſſen, wenn 
bei Zwangsverſteigerung, die von einer 
Erbengemeinſchaft wegen einer zum 
Nachlaß gehörenden H. hinſichtlich des 
belaſteten Grundſtücks betrieben wird, 
ein Miterbe als Meiſtbieter den Zu⸗ 
ſchlag erhält, nachdem er auf Grund 
einer zwiſchen ihm und den andern 
Miterben zur Erzielung eines möglichſt 
hohen Kaufpreiſes und damit zur Ret- 
tung der H. getroffenen Vereinbarung 
im eigenen Namen auf das Grundſtück 
geboten hatte 22781 


814 Gr&rw&td. Die Grunderwerbſteuer⸗ 


freiheit für Rettungskäufe in der 


Zwangsverſteigerung 3099 


Hat OHG. gegenüber einem H.gläubiger 


die Bürgſchaft oder Ausbietungsgaran 
tie übernommen, ſo lann auch jeder 
Geſellſchafter als Meiſtbieter oder Er⸗ 
ſteher auf die Vergünſtigungen des 814 
GreErwStc. Auſpruch machen 25092 


Gehörte die H. des Erſtehers früher 


zum Vermögen einer OHG., an der er 
ſelbſt beteiligt war, ſo ſteht ihm die 
Steuervergünſtigung des 8 14 GrErw⸗ 
StG. nicht zu, wenn er die H. erſt 
innerhalb der im § 141 Nr. 2 vorge⸗ 
ſehenen Jahresfriſt dadurch erworben 
hat, daß er gegenüber den Erben des 
anderen Geſellſchafters von ſeinem 
Recht, das Geſellſchaftsvermögen mit 
Aktiven und Paſſiven zu übernehmen, 
Gebrauch machte 30838 


88 4 IIb, 111 Nr. 4 Körp&tb. Bei ſteuer⸗ 


8 


begünſtigten Einkaufsgenoſſenſchaften 
ſind Zinseinnahmen aus H. ſteuer⸗ 
pflichtig 30823 

11 I Nr. 2 KörpStG. Die Frage, ob 
Grundſtücksbeleihungen außerhalb des 
Bezirks des Gewährsverbandes als 
ſparkaſſeneigene Geſchäfte angeſehen 
werden können, iſt nach den Satzungen 
1 Sparkaſſe zu entſcheiden 


Hypothekenbank 


vgl. unter B. 


Hypothekenmoratorium 


Unterſchied zwiſchen Tilgungs⸗ und Ab⸗ 


zahlungsbeträgen nach Art. 7 Abſ. 1 
Ziff. a und b der Garde, v. 16. Dez. 
1952 zur VO. v. 11. Nov. 1932 über die 


gr 


*60 


Fälligkeit von Hypotheken und Grund- 
ſchulden 24903 

Iſt nach dem Inhalt einer vollſtreckbaren 
Urkunde die Fälligkeit einer Grund⸗ 
ſchuld eingetreten, ſo ſteht das H. nach 
der VO. des RPräſ. über die Fällig⸗ 
keit von Hypotheken und Grundſchul⸗ 
den v. 11. Nov. 1932 der Erteilung der 
Vollſtreckungsklauſel nicht entgegen 
2245 


Jagd 
Das NIagdb. v. 3. Juli 1934 2209. 
Schrifttum 2904 
Die Mitwirkung der $.behörden bei Ber- 
folgung und Aburteilung von "per, 
gehen 2225 
PrJagdch. v. 18. Jan. 1934. Shrift- 
tum 2533 
SS 16, 22—24 PrJagdo. Wenn beim 
Vorliegen eines J.pachtvertrags über 
gemeinſchaftlichen $.bezirk ein weiterer 
Vertrag geſchloſſen wird, durch den 
neue Mitpächter, ohne Abtretungsgläu⸗ 
biger zu ſein, ſelbſtändige Rechte und 
Pflichten gegen die J.genoſſenſchaft er⸗ 
werben ſollen, ſo liegt der Abſchluß 
eines neuen Pachtvertrags vor, der zu 
feiner Gültigkeit des öffentlichen Aus- 
legens bedarf 24645 
Bay VO. über die Feier der Sonn- und 
Feſttage v. 21. Mai 1897. Zum Be⸗ 
griff der „Treibjagd“ 2709 1 
Immobilienmakler 
vgl. unter M. 
Inflation 
§ 242 BGB. Eine Itklauſel bezieht ſich 
nicht auch auf eine Steigerung des 
Geldwerts (Deflation) 2176 11 
Inflationswertzuwachsſteuer, Thür. 
vgl. unter Wertzuwachsſteuer 
Ingenieur 
vgl. unter Architekt 
Inhaberpapiere 
Der Rechtserwerb vom Nichtberechtigten 
an beweglichen Sachen und J. im 
deutſchen internationalen Privatrecht. 
Schrifttum 2452 
Zum Begriff des „Weiterbegebens“ i. S. 
der 88 2, 3 Geſetz betreffend die ES 
mit Prämien v. 8. Juni 1871 247318 


Innung 
vgl. unter Handwerk 
Internationaler Gerichtshof 
Der internationale Richter. Schriftt. 2536 
Internationales Privatrecht 
Der Rechtserwerb vom Nichtberechtigten 
an beweglichen Sachen und Inhaber⸗ 
papieren im deutſchen i. P. Schrift⸗ 
tum 2452 
Art. 131 EGG Bc B. ift auch anzuwenden, 
wenn die Geltung der abgeſchloſſenen 
Ehe in Frage ſteht. In den Vereinigten 
Staaten von Amerika hat erſt die 
Cable Bill v. 22. Sept. 1922 be⸗ 
ſtimmt, daß die Heirat mit einem 
Amerikaner der Frau nicht ohne wei⸗ 
teres die amerikaniſche Staatsangehö⸗ 
rigkeit verſchafft, ſondern Naturaliſie⸗ 
rung erforderlich bleibt. Nach amerika⸗ 
niſchem Kolliſionsrecht iſt für das Be⸗ 
ſtehen von Ehehinderniſſen das Recht 
des Abſchlußortes maßgebend. Die 
früher in den Vereinigten Staaten gel⸗ 
tende common-law-Ehe verſtößt nicht 
gegen die guten Sitten oder den Zweck 
eines deutſchen Gefeges. Auch wenn die 
Gültigkeit einer Ehe von derjenigen 
einer früheren Ehe abhängt, iſt für 
jede der beiden Ehen unabhängig von⸗ 
einander zu prüfen, welchem Rechte 
ſie unterliegen. Bei einem Doppel⸗ 


Sachregiſter 


ſtaater iſt für den deutſchen Richter 
das deutſche Heimatrecht maßgebend 
2802 10 

Art. 17 EGBGB. Nur das auf Grund 
des $ 1575 BGB. erlaſſene Urteil eines 
deutſchen Gerichts, nicht auch das eines 
ausländiſchen Gerichts kann Grund⸗ 
lage einer Klage aus 8 1576 BGB. bil⸗ 
den. Däniſches Scheidungsrecht 23497 

Art. 3 HaagEheſcheid Abk.; Art. 17 EG- 
BGB.; Art. 3, 17 poln. Gef. über i. P. 
Scheidung einer evangeliſch⸗römiſch⸗ka⸗ 
tholiſchen Miſchehe nach polniſchem 
Recht. Gehört der Bekl. der römiſch⸗ 
katholiſchen Konfeſſion an, ſo kann die 
Ehe nicht geſchieden werden. Die Wi⸗ 
derklage jedoch gegen den evangeliſchen 
Ehepartner auf Scheidung iſt zuläſſig 
2353 


Art. 17 EGBGB. Welches ift das Schei⸗ 
dungsſtatut einer Ehe, die nach dem 
Heimatrecht des Ehemanns nichtig, 
vom Standpunkt des deutſchen Rechts 
aus aber gültig iſt? 2951 

Art. 30 EGBGB. Ein ausländiſches Ge- 
ſetz, das dem unehelichen Kind jeden 
Unterhaltsanſpruch gegen feinen Er- 
zeuger verſagt, kann in Deutſchland 
nicht angewendet werden 26448 31524 

Dokumente zur Reviſion des JuG. und 
des SUP. im Okt. und Nov. 1933. 
Schrifttum 2232 

Die von den Feindmächten während des 
Krieges eingeſetzten Sequeſter, die die 
Aufgabe hatten, das ihrem Zugriff 
unterliegende deutſche Vermögen zu 
verwalten, waren nicht befugt, Bah- 
lungen von Banken, bei denen ſich 
Vermögen der in Feindesland ſeßhaf⸗ 
ten deutſchen Firmen befand, einzu⸗ 
ziehen. Dem Auſpruch gegen die Bank 
ſteht der Verſailler Vertrag nicht ent⸗ 
gegen 25372 

Internationales Wechſelrecht. Die Ver⸗ 
pflichtungen des Ausſtellers, Akzeptau⸗ 
ten oder Indoſſanten aus dem gleichen 
Wechſel richten ſich im Zweifel nach 
dem Recht des für jeden geltenden 
Erfüllungsortes, können alſo materiell⸗ 
rechtlich verſchiedenen Rechten unter⸗ 
liegen. Es iſt jedoch auch im Wechſel⸗ 
recht anerkannt, daß ſich der Schuldner 
einem beſtimmten ausländiſchen Recht 
ausdrücklich oder durch ſchlüſſige Hand⸗ 
lungen unterwerfen kann. Dieſe Unter⸗ 
werfung braucht nicht aus dem Wechſel 
ſelbſt hervorzugehen, es iſt vielmehr 
auch bei ſogenannten Skripturobliga⸗ 
tionen nach i. P. nicht nur eine aus⸗ 
drückliche, ſondern auch eine ſtillſchwei⸗ 
gende Vereinbarung über das maßgeb⸗ 
liche Recht zuläſſig. Richtet ſich die 
Verjährung nach ausländiſchem Recht, 
ſo wird nicht dadurch die Anwendung 
deutſchen Rechts herbeigeführt, daß die 
Verjährung dem ausländiſchen Prozeß⸗ 
recht angehört und dieſes auf die lex 
fori verweiſt, es fei denn, daß die An- 
wendung des ausländiſchen Rechts dem 
Zweck des deutſchen Geſetzes wider⸗ 
ſpricht. Auch diejenigen ausländiſchen 
Vorſchriften, die die Verjährung als 
Prozeßvorſchriften behandeln u. deren 
Gerichte fie deshalb ſtets anwenden, 
haben einen materiellrechtlichen Ju- 
halt, der in ſeinen Wirkungen dem 
ſachlich⸗rechtlichen Inſtitut der Verjäh⸗ 
rung nach deutſchem Recht i. S. des 
Zwiſcheurechts gleichkommt. Dann find 
auch die ausländiſchen Verjährungs⸗ 
vorſchriften und Verjährungsfriſten 
anzuwenden 31211 


Internationales Zivilprozeßrecht 

§ 328 ZPO. Urteile der öſterr. Gerichte, 
die eine von Oſterreichern geſchloſſene 
Dispensehe für ungültig erklären, ſind 
nach deutſchem Recht anzuerkennen 
2555 11 

Die Vorausſetzung des 8 606 IV BRD. 
iſt nur gegeben, wenn deutſche Schei⸗ 
dungsurteile im ausländiſchen Staat 
allgemein, nicht nur von den dortigen 
Gerichten, ſondern auch von den Ver⸗ 
waltungsbehörden anerkannt werden 
2143 12 

Vorausſetzung für die Zuſtändigkeit des 
deutſchen Gerichts gemäß 8606 IV 
SPD. ift nur, daß das deutſche Gericht 
auch nach den Geſetzen des ausländi⸗ 
ſchen Staates zuſtändig iſt. Unbeacht⸗ 
lich ift es, wenn die Verwaltungsbe⸗ 
hörden des ausländiſchen Staates die 
Scheidungsurteile des deutſchen Ge⸗ 
richts nicht anerkennen. Für Schei⸗ 
dungsklagen tſchechoſlowakiſcher Staats- 
bürger ſind die deutſchen Gerichte zu⸗ 
ſtändig 27953 

Irrtum 

vgl. auch unter Eheanfechtung 

859 StGB. Ein über bürgerlich⸗ 
rechtliche Grundſätze befreit nur dann 
nicht vor Strafe, wenn der Täter über 
das beſtehende Rechtsverhältnis tat- 
ſächlich Zweifel hatte und es dennoch 
unterließ, ſich über die wahre Rechts⸗ 
lage zu unterrichten 2239 7 

§ 193 StGB. J. darüber, ob das an- 
gewendete Mittel zur Intereſſenwah⸗ 
rung geeignet iſt, kaun dann nicht zur 
Strafloſigkeit führen, wenn der Täler 
das Mittel nicht für geeignet halten 
konnte 24191 

8153 StGB. Ein J. über den Umfang 
der Angabepflicht bei Leiſtung des Of⸗ 
feubarungseids fällt unter § 59 StGB. 
26928 

3 267 StGB. Wer an Stelle eines zur 
Ablegung der Referendarprüfung zuge⸗ 
laſſenen Prüflings mit deſſen Einwil⸗ 
ligung eine Klauſurarbeit anfertigt und 
mit dem Namen des Prüflings verſieht, 
und dieſe Arbeit unter Erweckung des 
Scheins, daß er der Träger jenes 
Namens ſei, an den Aufſichtsbeamten 
abliefert, erfüllt hierdurch den äußern 
Tatbeſtand der Privaturkundenfäl⸗ 
ſchung, Der innere Tatbeſtand wird 
durch die irrige Annahme, daß durch 
die Zuſtimmung des Namensträgers 
das Merkmal der fälſchlichen Anferti⸗ 
gung oder ihrer Rechtswidrigkeit be⸗ 
ſeitigt werde, nicht berührt, da es ſich 
hierbei um StrafrechtsJ. handelt 
2148 18 

Die Verpflichtung der in 88 1, 2 Baw 
ford®. genannten Perſonen zur Ver⸗ 
wendung von Baugeld und zur Füh⸗ 
rung eines Baubuchs beſteht auch jetzt 
noch. Der J. darüber, ob jemand als 
Baugeldempfänger anzuſehen ſei oder 
zu den zur Führung eines Baubuchs 
verpflichteten Perſonen gehöre, iſt un⸗ 
beachtlich 2923 30 

J. über die Deviſenanbietungspflicht 
Bedeutung der Freigrenze bei mehre⸗ 
ren Teilhandlungen 241412 

Der J. über das Vorliegen der Anbie⸗ 
tungspflicht nach der Durchf VO. zur 
Dev. ift unbeachtlicher Strafrechts g. 
Dev VO. und Durchf. find einheit⸗ 
liches Geſetzeswerk, die Grundſätze über 
den J. bei Blankettgeſetzen daher nicht 
anwendbar 305910 3286.27 

5395 RAbg O. erfordert den beſtimmten 
Nachweis, daß ein unverſchuldeter 


Rechts J. den Täter zu der Annahme 
geführt habe, ſeine Tat ſei erlaubt 
2155 29 
Der Strafrechts J. im Steueranpaſſungs⸗ 
geſetz 3037, insbeſ. für das Deviſen⸗ 
ſtrafrecht 3094 
Italien 
Zeitſchrift für Strafvollzugsrecht. Ita⸗ 
lieniſches Schrifttum 2967 
Theorie und Praxis des faſchiſtiſchen 
Strafvollzugs. Schrifttum 3052 
Ein Gewinn, der durch Veräußerung 
einer weſentlichen Beteiligung (8 30 III 
EinkStG.) an einer in Deutſchland an- 
ſäſſigen GmbH. erzielt wurde, unter- 
lag auch ſchon nach § 3 II Nr. 2 Cint- 
StG. a. F. der beſchränkten Steuer- 
pflicht. Der Heranziehung ſteht der 
deutſch⸗italieniſche Doppelbeſteuerungs⸗ 
vertrag nicht entgegen 24261 
Das italieniſche Staatsrecht des Faſchis⸗ 
mus. Schrifttum 2536 
Jude 
vgl. auch unter Schächtverbot 
891 BPO. Anwaltswechſel infolge der 
Rücknahme der Zulaſſung des nicht⸗ 
ariſchen RA. zur Anwaltſchaft. Ge⸗ 
bührenanſpruch des nichtariſchen frü⸗ 
heren RA. Erſtattungsanſpruch gegen 
die unterlegene Partei 33107 
§ 18 I HGB. Daß das Wort „Germa⸗ 
nia“ als Firmenbeſtandteil auf die 
Raſſenzugehörigkeit der Firmeninhaber, 
insbeſ. der Geſellſchafter einer GmbH. 
hinweiſe und deshalb zur Täuſchung 
geeignet ſei, wenn die Firmeninhaber 
nichtariſch ſind, läßt ſich mit ſolcher 
Allgemeinheit keinesfalls feſtſtellen 
21601 
Die Anfechtung der Raſſenmiſchehe nach 
geltendem Recht 2593 
Ehegatte, der die jüdiſche Abſtammung 
des andern bei Abſchluß der Ehe ge⸗ 
kannt hat, kann regelmäßig die Ehe 
nicht deshalb anfechten, weil er die 
Bedeutung der Raſſenverſchiedenheit 
nicht erkannt habe. Auch die ſpäter ein⸗ 
getretenen Nachteile berechtigen nicht 
hierzu. Generalklauſel und Fortentwick⸗ 
lung des Rechts durch die Rechtſpre⸗ 
chung im nationalſozialiſtiſchen Sinne 
2613 4 
Die Anfechtungsfriſt für eine Ehe, weil 
der andere Teil nichtariſcher Abſtam⸗ 
mung iſt, iſt erſt durch die Geſetz⸗ 
gebung des Jahres 1933 in Lauf ge⸗ 
ſetzt worden 2615 5 
Jugendliche 
Mitverſchulden eines jugendlichen Rad⸗ 
fahrers bei Verkehrsunfall. Maßſtab 
bei Verurteilung fahrläſſiger Jugend- 
licher 29352 301015 
Jugendwohlfahrt 
vgl. unter Fürſorgeerziehung 
Jugoſlawien 
Die Deviſenvorſchriften in der Advokatur⸗ 
praxis (Jugoſlaw. Schrifttum) 2966 
Inriſtiſche Perſon 
Theorie der Vertretung (Orgauſchaft und 
j. P.). Schrifttum 2838 
Der Erwerb von Erbhofgrundbeſitz, auch 
von ganzen Erbhöfen durch j. P., ins⸗ 
beſondere durch behördlich zugelaſſene 
Siedlungsgeſellſchaften, iſt bei Vorlie⸗ 
gen eines wichtigen Grundes zuläſſig 
2258 25 
Die Stellung j. P. als Alleingeſellſchafter 
einer umzuwandelnden Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft 3045 
§ 2 KörpStG. Hat j. P. zwar nach ihrem 
Statut ihren Sitz im Ausland, befindet 
ſich aber der Ort der Leitung im In⸗ 


Sachregiſter 


land, ſo hat die Perſon, die die j. P. 
vom Inland aus leitet, die ſteuerlichen 
Pflichten eines Vertreters der j. P. 
Sie iſt insbeſ. zur Büchervorlegung 
verpflichtet 23633 
Juſtizausbildung 
Das Studium der Juriſten an den deut⸗ 
ſchen Hochſchulen 2954 
Die J.ordnung v. 22. Juli 1934 2292 
Schrifttum 3191 
Leben in der Juſtiz. Vorträge und Er⸗ 
lebniſſe aus der erſten Schulungswoche 
preußiſcher Gemeinſchaftsleiter. Schrift⸗ 
tum 2759 
Kalibergwerk 
vgl. unter Gefrieranlage 
Kammer 
vgl. unter Straf., Zivilprozeß 
Kammergericht 
Die Koſtenrechtſprechung des KG. in Bi- 
vilſachen. Schrifttum 2903 
Kampfgas 
Unter Kriegsverwundung iſt jede im 
Krieg durch unmittelbare oder mittel⸗ 
bare Wirkung der Kampfmittel Her- 
vorgerufene Schädigung zu berftehen; 
darunter fällt auch K.ſchädigung, und 
zwar jedenfalls dann, wenn es ſich um 
K. handelt, das ſich nicht auf reine 
Reizwirkung beſchränkt, wenn alſo Gaſe 
der Grünkreuz⸗ oder Gelbkreuzgruppe 
verwendet worden ſind 21883 
Kanalbenutzungsgebühr 
vgl. unter Komm Abg. 
Kapital⸗ und Steuerflucht 
vgl. unter St 
Kapitalertragſteuer 
88 86, 83 Siten. Der Steuerabzug 
vom Kapitalertrag kann nicht ſchon 
dann gefordert werden, wenn eine Be⸗ 
teiligung vorliegt, die der handels⸗ 
rechtlichen ſtillen Geſellſchaft lediglich 
ähnlich iſt 28772 
Zu Unrecht vorgenommene Steuerabzüge 
vom Kapitalertrag ſind nach 8 152 
RAbg O. n. F. innerhalb der dort bor- 
geſehenen Friſt erſtattungsfähig. Da⸗ 
neben gibt es nicht ein weiteres Er⸗ 
ſtattungsverfahren nach § 102 III Gint- 
GtG., § 153 RAbg O. n. F. 3163 21 
Kapitalgeſellſchaften 
Die Auflöſung und Löſchung von Gefell- 
ſchaften nach dem Geſetz v. 9. Okt. 
1934 2657 
Umwandlung und Auflöſung von AktG. 
und GmbH., insbeſondere von Grund- 
ſtücks⸗, Familien⸗ und Schachtelgeſell⸗ 
ſchaften. Schrifttum 2678 
Zweifelsfragen zum Geſetz über die Um⸗ 
wandlung von K. v. 5. Juli 1934 2661 
Die Stellung juriſtiſcher Perſonen als 
Alleingeſellſchafter einer umzuwandeln⸗ 
den K. 3045 
Kaufmann, Kleingewerbetreibender, Hand- 
werker nach Handelsregiſterrecht. Zu⸗ 
gleich ein Beitrag zum Geſetz über die 
Umwandlung von K. v. 5. Juli 1934 
3030 
88 Gejeß über die Umwandlung von K. 
Eine AktG. kann in der Regel nicht in 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien um⸗ 
gewandelt werden 27002 
Kapitalverkehrſteuer 
86a KapVerkStcg. Werden die Unkoſten, 
die durch die Abſatztätigkeit eines Lie⸗ 
ferungsſyndikats entſtehen, auf die Ge⸗ 
ſellſchafter umgelegt, jo unterliegen 
dieſe Umlagen nicht der Geſellſchafts⸗ 
ſteuer 30837 
Die Kompenſationsſteuer des § 59 1 1 
KapVerkStG. ift auch dann zu ent- 
richten, wenn der Ankauf und der 


*61 


Verkauf zu verſchiedenen Kurſen ab- 
geſchloſſen wurden. Zwangsregulie⸗ 
rungsgeſchäfte ſind keine Kommiſſions⸗ 
geſchäfte und erfordern nicht auch die 
in 8581 Kap VerkStG. vorgeſchriebene 
Steuer für ein Abwicklungsgeſchäft 
31589 
Kartell 
Wandlungen des R.rechts3 2369 
Das neue K.⸗, Zwangs ͤK.⸗ und Preig- 
überwachungsrecht. Schrifttum 2966 
Die Rechtſprechung des K.gerichts. Shrift- 
tum 3050 
Schälerbſen . Begriff, Vorausſetzung und 
Weſen eines K., ſeine Abgrenzung ge- 
genüber Preisbindungen. Sittenwidrig⸗ 
keit bei vertragsmäßiger Beſchränkung 
im Umfange des Produktionsrechts. 
Zuſagen über Preisgeſtaltungen oder 
die Aufrechterhaltung des bei Vertrags⸗ 
ſchluß beſtehenden Preisſtandes. Kün⸗ 
digung nichtkartellrechtlicher Dauerver⸗ 
träge aus wichtigem Grunde; insbeſ. 
wenn infolge außerordentlicher Ande⸗ 
rung der tatſächlichen Verhältniſſe die 
vereinbarte Leiſtung im Gegenſatz zu 
der Zeit ihrer Begründung zu einer 
beſonders drückenden Laſt für den 
Schuldner wird. Begriff des wichtigen 
Grundes nach SH KartVO. 2403? 
Kaskoverſicherung 
vgl. unter Verſicherungsrecht, privates 
Kaſſenweſen 
vgl. unter Betrug 
Katholiſche Kirche 
vgl. unter Kirche 
Kauf 
vgl. auch GrundſtücksK. unter Grundſtücks⸗ 
veräußerung; vgl. ferner Vorkaufsrecht, 
Wiederkaufsrecht 
88 433 ff., 459 ff., 477 BGB. Schadens⸗ 
erſatzanſprüche wegen ſchuldhaft man⸗ 
gelhafter Erfüllung der Nebenver- 
pflichtungen eines .vertrags, befte- 
hend hier in dem vom Verkäufer vor« 
genommenen Einbau des gekauften, an 
ſich mangelfreien Motors und den ſpä⸗ 
teren Inſtandſetzungsarbeiten. Allge- 
meine Lieferungsbedingungen, die die 
geſetzlichen Gewährleiſtungsanſprüche 
des Käufers beſeitigen oder weſentlich 
beſchränken, ſind eng auszulegen. Die 
dort enthaltenen Beſchränkungen der 
Gewährleiſtungsanſprüche erſtrecken ſich 
daher nicht auf Verletzung von Neben- 
pflichten des K.vertrags. Die kurze Ver⸗ 
jährungsfriſt des § 477 BOB. kommt 
nicht bei Verletzung von Nebenpflichten 
des K.vertrags in Frage, wenn dieſe 
mit der Mangelhaftigkeit der K.ſache 
ſelbſt nicht in unmittelbarem, nicht 
von ihr zu trennendem Zuſammenhang 
ſtehen. Es gilt dann die 30jährige Ver⸗ 
jährungsfriſt des 8 195 BGB. 23952 
Eigenſchaften i. ©. der 88 459, 463 BGB. 
find alle Beziehungen der Kaufſache 
zur Umwelt, die für den Käufer von 
Intereſſe ſein können. Die Vorſchriften 
der §8 459 ff. BGB. ſchließen die Haf- 
tung aus culpa in contrahendo wegen 
fahrläſſig falſcher Angaben über die 
verkaufte Sache aus, wenn die dies⸗ 
bezüglichen Angaben gerade Eigenjchaf- 
ten der verkauften Sache betreffen. 
Denn weil das Geſetz eine Haftung 
nach § 463 BGB. nur eintreten läßt, 
wenn ſolche Eigenſchaften zugeſichert 
oder argliſtig verſchwiegen ſind, kann 
die ſonſt anerkannte Haftung für fahr⸗ 
läſſig unrichtige Angaben über Um⸗ 
ſtände, die für die Erreichung des 
Vertragszwecks von Wert ſind, nicht 
Platz greifen 2906 2 


§ 476 BGB. Der wandelnde Käufer ift für 
alle von ihm verſchuldeten Verſchlechte⸗ 
rungen des K.gegenſtandes ſchon vom 
Zeitpunkt der Empfangnahme an bis 
zur Rückgabe ſchadenserſatzpflichtig. So⸗ 
lange aber der Käufer noch nicht zur 
Wandlung eutſchloſſen iſt, kann ihm 
ein im Rahmen des üblichen und 
Wirtſchaftlichen vorgenommener Ge⸗ 
brauch der K.ſache nicht als Verſchul⸗ 
den angerechnet werden. Erſt von dem 
Augenblick an, in dem der Käufer ſein 
Wandlungsbegehren ausgeſprochen hat, 
hat er grundſätzlich die Benutzung des 
K.gegenſtandes einzuſtellen, ſofern diefe 
gleichzeitig eine Verſchlechterung be⸗ 
deutet 2685 & 

Das Verbot der Bareinlöſung von Be⸗ 
darfsdeckungsſcheinen und feine Rück⸗ 
wirkung auf das Eigentum und die 
Gewährleiſtungsanſprüche beim K. 2958 
Kein Rückforderungsrecht desjenigen, der 
in Unkenntnis einer ihm gebotenen 
Aufrechnungsmöglichkeit bezahlt hat. 
Das ergibt fih ſowohl aus 8 813 BGB. 


Sachregiſter 


tragliche Haſtung, fo bleibt nur noch 
die Prüfung aus 8 826 BGB. übrig. 
Unterbrechung des K. durch rechtzeitige 
Aufdeckung des Sachverhalts gegen⸗ 
über dem Nachlaßrichter 26092 


Erleidet der Ehemann infolge eines ſich 


vor ſeinen Augen abſpielenden tod⸗ 
bringenden Unfalls ſeiner Frau einen 
Nervenzuſammenbruch, ſo iſt ein ad⸗ 
äquater K. mit dem Unfall gegeben 
29736 3128 6 


§ 839 BGB. Erteilt Notar Vollſtreckungs⸗ 


klauſel zu einer von ihm aufgenom⸗ 
menen Urkunde des 8 794 Ziff. 5 BPD,, 
nachdem er den Vollſtreckungsauftrag 
angenommen hat, ſo verletzt er fahr⸗ 
läſſig feine Amtspflicht als Notar. Be- 
geht der Verſteigerungsrichter darauf⸗ 
hin ebenfalls eine fahrläſſige Amts⸗ 
pflichtverletzung, ſo wird dadurch nicht 
der K. zwiſchen der Handlung des No⸗ 
tars und dem Schaden des Gläubigers 
unterbrochen, vielmehr iſt das Zuſam⸗ 
menwirken beider Verſehen als Ur⸗ 
fache des Schadens anzuſehen 3277 14 


Ausſtattung der Lehrerſtelle und da- 
mit zu einer ſchulrechtlichen werden 
2190 5 


Scheidung einer evangeliſch⸗römiſch⸗ka⸗ 


tholiſchen Miſchehe nach polniſchem 

Recht. Gehört der Bekl. der römiſch⸗ 

katholiſchen Konfeſſion an, fo kann die 

Ehe nicht geſchieden werden. Die Wider⸗ 

klage jedoch gegen den evangeliſchen 

EE auf Scheidung ift zuläſſig 
4 


Auch gegenüber der in dem verfaſſungs⸗ 


rechtlichen Verf. aus Art. 13 11 Weim- 
Verf. zwiſchen dem RMd J. und dem 
MecklStrelFinMin. ergangenen Ent⸗ 
ſcheidung des RG. v. 13. Juli 1931 
war die Erhebung von Gemeinde⸗ 
grundſteuer von den der evangeliſch⸗ 
lutherifchen Landes K. gehörigen, im 
Landesteil Stargard belegenen Grund⸗ 
ſtücken und Gebäuden bis zum 1. April 
1934 grundſätzlich zuläſſig. Inwieweit 
Befreiung dieſer Grundſtücke und Ge⸗ 
bäude von der Gemeindegrundſteuer 
beſtand, richtete ſich nach dem Säit 


und II MecklStrel GrStch. i. d. Gott. 
der Bek. v. 16. April 1930. — Der 
831 Nr. 8 GrStRahmch. findet auf 
die Gemeindegrundſteuer für den Lan⸗ 
desteil Mecklenburg⸗Strelitz keine An⸗ 
wendung. — Es iſt für den Landesteil 
Mecklenburg⸗Strelitz nicht zuläſſig, eine 


allgemein, als auch im Zuſammenhang Kellnerin 

mit dem dort bezogenen § 222 II SGB, vgl. unter Gaſtwirtſchaft 
namentlich aber für den Käufer, der Kindſchaftsrecht 
Se 11 1 . Dein i vgl. auch unter Elterliche Gewalt, Un- 
EE E Roun eheliches Kind, Hausſtandskinder 

eine Einrede gegen den K.preisanſpruch SE Vater bei A en ließ 
gebenden Beſtimmung der 88 478, 479 de i der Eheſchließung 


BGB. 2129 2 

Welche Partei iſt beweispflichtig, wenn 
der Bekl. gegenüber einer Klage auf 
Zahlung des Kipreiſes einwendet, er 
habe im fremden Namen gekauft 7 2447 
§ 20 rg. Vertrag, durch den der 
Patentinhaber eine ausſchließliche Li⸗ 
zenz gegen Zahlung eines Barpreiſes 
und jährlicher Lizenzgebühren ohne 
zeitliche Begrenzung dem Lizenznehmer 
überträgt, iſt gebührenrechtlich nicht 
als Pachtvertrag, ſondern als ner, 
trag zu bewerten 2703 4 


Kaufmann 


K., Kleingewerbetreibender, Handwerker 
nach Handelsregiſterrecht. Zugleich ein 
Beitrag zum Geſetz über die Umwand⸗ 
lung von Kapitalgeſellſchaften v. 5. Juli 
1934 3030 

88 1 Ziff. 6, 383 ff. HGB. Für die K.⸗ 
eigenſchaft (Kommiſſionär) entſcheidet, 
ob der Inhaber im „eigenen“ Namen 
auftritt. Unerheblich iſt es, ob der 
Kommiſſionär intern im Verhältnis 
eines Handlungsgehilfen zum Kommit⸗ 
tenten ſteht 3078 3 

§ 347 HGB. Sorgfaltspflicht eines or- 
dentlichen K. Gegenüber dem ſtändigen 
Geſchaftsvermittler, der oftmals in un⸗ 
verdächtiger Weiſe ſeinen Zutritt zu 
den Geſchäftsräumen nehmen und dort 
verweilen kann, während die Arbeit 
vor ſich geht, ſind durchgreifende Maß⸗ 
nahmen zur Verhinderung eines ein⸗ 
maligen mißbräuchlichen Gebrauchs 
eines Geſchäftsſtempels weder denkbar 
noch erforderlich 3196 5 

Eine Perſonenvereinigung, die grundſätz⸗ 
lich zu den Körperſchaften des 85 
KörpSt®. gehört, gilt nach SAT nicht 
ſchon deshalb als Erwerbsgeſellſchaft, 
weil ſie wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
unterhält und durch Eintragung in 
das Handelsregiſter die Eigenſchaft 
eines Voll K. hat 3082 4 


Kauſalzuſammenhang 


Für unerlaubte Handlungen des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers haftet der Erbe im 
Rahmen des § 278 BGB. Entfällt 
gemäß 88 278, 254 BGB. eine bere 


die die Anfechtung der Ehe begründen⸗ 
den Tatſachen gekannt und gewußt, 
daß ſie Anfechtungsgrund bilden konn⸗ 
ten, fo iſt er i. S. von § 1701 BGB. 
ſo zu behandeln, als hätte er die 
Nichtigkeit der Ehe gekannt 2623 2 


§ 1612 II BGB. Die Beſtimmung der El- 


tern über die Art der Unterhaltsge⸗ 
währung erfordert eine empfangsbe⸗ 
dürftige Willenserklärung, die dem 
Kinde gegenüber abzugeben iſt; ein 
Urteilsausſpruch kann die freiwillige 
Erklärung nicht erſetzen. Die Beſtim⸗ 
mung, die den geſamten Lebensbedarf 
umfaſſen muß, kann nur dahin gehen, 
daß der Unterhalt ganz oder teilweiſe 
im Hauſe gewährt werden ſoll, aber 
nicht dahin, daß ſtatt der geſetzlich zu⸗ 
nächſt vorgeſehenen Geldleiſtungen ein⸗ 
zelne gewiſſe Naturalleiſtungen erfolgen 
ſollen 2999 4 


Kirche 
Reichskirchenrecht und neues bayeriſches 


K.recht. Schrifttum 2533 


SS 789, 790, 720, 740, 574 II 11 ALR. Der 


baulaſtpflichtige patron ift für den 
Neubau eines zweiten und weiteren 
Pfarrgebäudes beitragspflichtig, ſofern 
deſſen Bau durch Anwachſen der 
Seelenzahl der K.gemeinde notwendig 
wird. Der vorſtehende Grundſatz gilt 
auch für das durch Verjährung (Er⸗ 
ſitzung) erlangte Patronat, falls nicht 
der Patron in der Erſitzungszeit aus⸗ 
drücklich oder durch ſchlüſſige Hand⸗ 
lungen den Willen erkennbar gemacht 
hat, den Umfang der Patronatspflich⸗ 
ten auf die während der Erſitzungs⸗ 
zeit vorhandenen Gebäude zu beſchrän⸗ 
ken 28153 


5530, 32 PrVolksSchGG. Heranziehung 


zu Naturalleiſtungen für vereinigte 
Lehrer⸗ und Organiſtenſtelle. Auch 
nach Einführung des ALR. konnte ſich 
in Schleſien Obſervanz bilden über 
den von dem kirchlich verpflichteten 
Patron zu leiſtenden Beitrag zum ver⸗ 
einigten K.ſchullehreramt. Eine derar⸗ 
tige Leiſtung kann, ſelbſt wenn ſie ur⸗ 
ſprünglich auf kirchlicher Grundlage 
beruhte, durch Herkommen zum Teil der 


geſetzliche Regelung zu treffen, wo⸗ 
nach Grundſtücke der evangeliſch⸗luthe⸗ 
riſchen Landes K., die zur Staatsgrund⸗ 
ſteuer deshalb nicht herangezogen wer⸗ 
den, weil ihre Heranziehung gegen 831 
Nr. 8 GrStRahmG. verſtoßen würde, 
den reichsgeſetzlichen Vorſchriften über 
Geldentwertungsausgleich bei bebauten 
Grundſtücken unterliegen follen 25791 


Klagänderung 
88 264, 268 BPD. Mag an der Recht⸗ 


ſprechung dahin, daß auf die Zuziehung 
eines neuen Kl. oder Bekl. die Regeln 
der K. anzuwenden ſeien, feſtzuhalten 
ſein oder nicht: jedenfalls iſt es dann 
zuläſſig, nachträglich einen 2. Bekl. in 
ordnungsmäßiger Weiſe zu verklagen 
und im anhängigen Prozeß zuzuziehen, 
wenn die Vorausſetzungen des 8 59 
EBD. gegeben find und die Regeln der 
K. beobachtet find 2615 6 


§§ 268, 527 ZPO. Keine K. im Übergang 


von Bereicherungs⸗ und Erfüllungs⸗ 
Tope bei gleichbleibendem Klagmaterial 
572 4 


§ 268 Nr. 2 ZPO. Nach feſter Rechtſpre⸗ 


chung enthält es keine K., wenn der 
Kl. vom Leiſtungsanſpruch zum Rech⸗ 
nungslegungsanſpruch übergeht. Dann 
iſt aber auch die Geltendmachung des 
Rechnungslegungsanſpruchs neben dem 
Leiſtungsanſpruch als bloße Geltend⸗ 
machung einer Nebenforderung anzu⸗ 
ſehen 29106 


Die Zweigniederlaſſungen einer auslän⸗ 


diſchen Aktch. teilen bzgl. der Rechts⸗ 
fähigkeit das Schickſal der Hauptnieder⸗ 
laſſung. Der engliſche Liquidator einer 
dortigen Zweigniederlaſſung übt an ſich 
ein Recht kraft Amtes aus, das ihn zur 
Prozeßführung ermächtigt; dieſe Mög⸗ 
lichkeit ſetzt aber voraus, daß die Zweig⸗ 
niederlaſſung ſelbſt, die die Klage er⸗ 
hoben hat, damals rechtsfähig war. 
Tritt der Liquidator als weiterer Kl. 
ſelbſt auf, ſo liegt K. vor, deren Zu⸗ 
läſſigkeit nicht nach 8 239 ZPO. zu be- 
urteilen iſt 28454 


Klagantrag 
Faſſung des K. bei ungerechtfertigter 


friſtloſer Entlaſſung ($ 626 BER.) 22761 


Klagerhebung 
3253 ZPO. Bedingte K. ift unzuläſſig, 
wenn der Rechtsſtreit von Anfang an 
nach dem Willen des Kl. dergeſtalt 
unter einer Bedingung ſteht, daß die 
geſamten Rechtswirkungen der Klage 
und der Entſcheidung je nach dem Ein⸗ 
tritt oder Ausfall der Bedingung bei 
Beſtand bleiben oder hinfällig wer⸗ 
den. Dagegen iſt „Eventualklage“ zu⸗ 
läſſig, wenn der Richter allein über 
den Eintritt oder Ausfall der „Bedin⸗ 
gung“ befindet, ſein Spruch alſo, ein⸗ 
mal gefallen, nicht mehr nachträglich 
oder von außen her durch einen ver⸗ 
fahrensfremden Umſtand beeinträchtigt 
SEI gemacht werden kann 


Zur Frage der Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung rechtskräftig feſtgeſtellter Un⸗ 
terhaltsanſprüche durch erneute K. 2449 

Klagerweiterung 

Das Beſtehen eines ausſchließlichen Ge- 

e ift auch bei K. zu beachten 


Klagrücknahme 
enn in Erfüllung eines außergericht- 
lichen Vergleichs die Klage zurückge⸗ 
nommen wird, ift nach 8 271 III ZPO. 
zu entſcheiden 23475 
8271 ZPO. Keine K., falls Hauptſache 
für erledigt erklärt und wegen der 
Koſten verhandelt wird. Das iſt Sach⸗ 
antrag i. S. des § 29 GRG. 249925 
§ 14 RAcgeb O. Der erft nach Einreichung 
der Klage beſtellte Armenanwalt hat 
Anſpruch auf nur Sin Gebühr aus der 
Staatskaſſe, wenn er die Klage zurück⸗ 
nimmt 3226 8 
814 RAGeboO. Der zum Armenauwalt 
beſtellte RA., der ohne Vollmacht ſeiner 
Partei die Klage einreicht, hat keinen 
Anſpruch auf Gebühren, wenn die 
Klage vor Vollmachtserteilung und vor 
Verhandlungsbeginn zurückgenommen 
wird 3226 9 
514 RAGO. Zum Gebührenanſpruch 
des Armenanwalts bei Einreichung der 
SE zuſammen mit Armenrechtsgeſuch 
Klaſſenwanderung 
Dol, unter Lehrer 
Klauſurarbeit 
e. unter Referendar 
leingewerbetreibender 
Kaufmann, K., Handwerker nach Handels- 
regiſterrecht. Zugleich ein Beitrag zum 
ejeg über die Umwandlung von Ka- 
pitalgeſellſchaften v. 3. Juli 1934 3030 
88 16, 30 EintSt®. Sind in nicht kauf⸗ 
männiſch geführten kleineren gewerb⸗ 
lichen Betrieben Kinder des Steuer⸗ 
pflichtigen tätig, ſo iſt für die ſteuer⸗ 
liche Anerkennung eines Dienſtverhält⸗ 
niſſes u. a. Vorausſetzung, daß regel⸗ 
mäßig eine feſte Vergütung gezahlt 
wird und außerdem von den Beteilig⸗ 
ten die Folgerungen aus dem Beſtehen 
des Arbeitsverhältniſſes gezogen wer⸗ 
den 31571 
Meinrentner 
Das Geſetz über K.hilfe v. 5. Juli 1934. 
Schrifttum 2837 Ae o 
Kleinwohnungen 
Veräußert Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts ein Grundſtück, ſo genügt es, 
um Steuerfreiheit nach 88 Nr. 9 Gr- 
rosa, herbeizuführen, nicht, wenn 
nur der Erwerber des Grundſtücks die 
Abſicht hat, darauf K. zu Schaffen; es 
muß auch die veräußernde Körper⸗ 
ſchaft die Abſicht haben, daß K. durch 
den Erwerber geſchaffen worden 2943 5 


Sachregiſter 


„Knäückerli“ 
„Knäckerli“ für Backwaren und diäteti⸗ 
ſche Nahrungsmittel nicht eintragbar 
(8 31 Ziff. 2 OſterrMarkSchch.) 22883 
Knebelungsvertrag 
vgl. unter Sittenwidrigkeit 


Kohlenabbaugerechtigkeit 
Die Beſtellung einer ſelbſtändigen K. an 
Erbhof bedarf, gleichviel, ob ſie für 
den Grundeigentümer ſelbſt oder für 
Dritten erfolgt, nicht der Genehmigung 
des Anerbengerichts 2241 1 
EinfSt®. Bezüge eines Landwirts aus 
der Einräumung einer dinglichen K. 
an eine Gewerkſchaft (Pachtvertrag) 
find landwirtſchaftl. Einnahmen 28761 
Kokerei 
vgl. unter Bergwerk 
Kommanditgeſellſchaft 
vgl. auch unter Kapitalgeſellſchaft 
88 172, 173 HGB. Die Einlage eines 
ausſcheidenden Kommanditiſten kann 
nicht in der Weiſe auf einen neu ein⸗ 
tretenden Kommanditiſten übertragen 
werden, daß beide für denſelben Ein⸗ 
lagebetrag nur einmal haften 26991 
Kommiſſion 
88 1 Ziff. 6, 383 ff. HGB. Für die Gout, 
mannseigenſchaft (Kommiſſionär) ent⸗ 
ſcheidet, ob der Inhaber im „eigenen“ 
Namen auftritt. Unerheblich iſt es, ob 
der Kommiſſionär intern im Verhältnis 
eines Handlungsgehilfen zum Kommit⸗ 
tenten ſteht 30783 
Zwangsregulierungsgeſchäfte find keine 
K. geſchäfte und erfordern nicht auch die 
in § 581 KapVerkStG. vorgeſchriebene 
Steuer für ein Abwicklungsgeſchäft 
31589 
Kommunalabgabengeſetz 
Kanalbenutzungsgebühr. Das Emſcher⸗ 
Genc. verſagt den Gemeinden nicht die 
Erhebung von Gebühren nach 8 4 
Komm Abg. Die Gebühren der an 
der Aufbringung der Beiträge zur 
Emſchergenoſſenſchaft Beteiligten ſind 
gegenüber denen der andern Benutzer 
zu ermäßigen, und zwar nach feſten 
Normen 2589 6 
$ 6 PrͤKommAbgG. unterſcheidet zwei 
Arten von Baupolizeigebühren. Abſ. 1 
behandelt Gebühren für die — tatſäch⸗ 
lich ausgeſprochene — Genehmigung 
und die — tatſächlich durchgeführte — 
Beaufſichtigung von Bauten, Abſ. 2 
Gebühren für alle ſonſtigen Tätig⸗ 
keiten der Baupolizei, wie z. B. Ma⸗ 
terialprüfung, Prüfung von Vorent⸗ 
würfen und Tätigkeit im Genehmi⸗ 
gungsverfahren, falls es — wegen 
Rücknahme des Antrags oder Ver⸗ 
ſagung — nicht zur Genehmigung 
kommt. Geb O. find, ſoweit fie nur Ge- 
bühren aus 861 vorſehen, nicht ge- 
nehmigungspflichtig, wohl aber ſoweit 
fie ſolche aus SG anordnen (8 8 III 
K.). Genehmigt werden kann nur be⸗ 
reits beſchloſſene Geb O. Eine vorherige 
Zuſtimmung genügt nicht; ſtillſchwei⸗ 
gende Genehmigung kennt § 77 K. nicht 
2285 3 
Kommunalbeamte 
vgl. unter Gemeindebeamte 
Kommunismus 
vgl. auch unter Druckſchriften, Beamte 
§ 15 RErbhofch. Landwirt, der ſich aktiv 
für die KPD. betätigt Hat, ift nicht 
ehrbar. Er muß, wenn er andern 
Sinnes geworden iſt, erſt längere Zeit 
hindurch nachhaltig und durch die Tat 
beweiſen, daß er ſeine frühere Auf⸗ 
faſſung grundlegend geändert hat 2858 3 
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Kompenſationsſteuer 
bgl. unter Kapitalverkehrsſteuer 
Kondominat 
vgl. unter Fideikommiß 
Konkurs 
= pgl. auch unter Nachlaßkonkurs 
Das Weſen des Vergleichs zur Abwen⸗ 
dung des K. unter Berückſichtigung des 
Zwangsvergleichs im K. Schriftt. 2126 
Abſchluß⸗ oder Zulaſſungszwang im 
Fernſprechverkehr, insbeſondere gegen⸗ 
über dem K.verwalter des Fernſprech⸗ 
teilnehmers 2449 
Die Auflöſung und Löſchung von Geſell⸗ 
ſchaften nach dem Geſetz v. 9. Okt. 
1934 2657 
Der Verzichtsanſpruch aus 81169 BGB. 
im K. des Grundeigentümers, insbeſ. 
bei Freigabe des Grundſtücks durch 
den K.verwalter 2444 
Vereinbarung einer Vertragsſtrafe für 
den Fall des K. des Mieters im Tele⸗ 
phonmietvertrag macht dieſen nicht 
wegen Sittenwidrigkeit nichtig 2714 6 
881, 117 ff. KO. Zieht der K.verwalter 
einen Gegenſtand nicht zur Maſſe, ſo 
kann unter Umſtänden darin eine Frei⸗ 
gabeerklärung erblickt werden. Heilung 
mangelhafter Zuſtellung iſt nicht mehr 
möglich, wenn über das Vermögen 
des Schuldners der K. eröffnet wird 
3146 3 
§ 17 KO. Die Einwirkung der K.eröffnung 
auf Krediteröffnungs- und Konkokor⸗ 
rentverträge 2745 
§ 17 KO. Keine Entſchädigungspflicht des 
Beſtellers eines Werkvertrags, wenn er 
den Werkvertrag wegen Verſchlechte⸗ 
rung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
des Unternehmers kündigt; auch dann 
nicht, wenn er dieſen Grund bei der 
Kündigung nicht angegeben hat, ſon⸗ 
dern ſich erſt ſpäter darauf beruft, 
weil er ihm zur Zeit der Kündigung, 
die auf andere nicht ſtichhaltige Gründe 
geſtützt war, noch unbekannt war 2934 * 
822 KO. Die Kündigungsbeſchränkungen 
des 8 13 SchwBeſchcg. gelten auch im 
Falle des K. des Unternehmers 28051 
822 KO. Der Lehrling im K. und 
gerichtlichen Vergleichsverfahren des Lehr⸗ 
herrn 2894 
98 23, 61 KO. Die Rechtsſtellung des 
Handelsagenten im K. der vertretenen 
Firma 2666 
884 Vergl. ſchließt im Falle des An- 
ſchlußk. nicht die Anwendung des 8 37 
KO. aus. Es kann nicht allgemein da⸗ 
von ausgegangen werden, daß bei 
Zwangsverſteigerungen der Wert der 
verſteigerten Sachen i. S. des § 37 KO. 
erzielt werde 33052 
§ 61 Ziff. 2 KO. Zinſen und Verzugs⸗ 
zuſchläge auf Steuern im K.⸗ und 
Zwangsverſteigerungsverfahren 2828 
Zur Auslegung des § 127 KO.: Behand⸗ 
lung der Sicherungsübereignung im 
K. des Treugebers 2742 
§ 181 KO. Übernimmt Dritter bei Zwangs⸗ 
vergleich für die pünktliche Zahlung 
der Vergleichsraten die Bürgſchaft in 
beſtimmter Höhe, ſo gewährt dieſe allen 
beteiligten K.gläubigern gleiche Rechte. 
Dieſe müſſen alle anteilmäßig und 
gleichmäßig befriedigt werden 25752 
Së 145 II, 61 Ziff. 5 KO. Die an die 
Eintragung in die K.tabelle hinſichtlich 
der feſtgeſtellten Forderungen geknüpfte 
Wirkung eines rechtskräftigen Urteils 
beſteht auch dem K.verwalter gegen⸗ 
über. Gegenüber dieſer Wirkung der 
Rechtskraft kann der K.verwalter mit 
der Einwendung, die Forderung fei 
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wegen Verſtoßes gegen die guten Sit⸗ 
ten oder aus andern Gründen über⸗ 
haupt nicht entſtanden, nicht gehört 
werden. Das K.porrecht der Kinder aus 
§ 61 Ziff. 5 KO. bezieht ſich nicht nur 
auf Forderungen der Kinder gegen den 
Vater aus der Führung der Verwal- 
tung, umfaßt vielmehr auch die das 
Vermögen des Kindes bildende, der 
Verwaltung des Vaters unterliegende 
Forderung ſelbſt. Dieſes K.vorrecht der 
Kinder des Gemeinſchuldners beſteht 
auch dann, wenn der Gemeinſchuldner 
ſelbſt der Schuldner der Forderung 
war. Im Rahmen der Prüfung, ob 
der Forderung das Vorrecht aus 8 61 
Ziff. 5 KO. zukommt, kann die Frage 
des Werts der Forderung überhaupt 
nicht unterſucht werden 2140 10 


8239 Ziff. 1 KO. Die Verſchweigung von 


Vollmachten des Gemeinſchuldners zur 
Vertretung dritter Perſouen erfüllt den 
Tatbeſtand des betrüglichen Bankrotts 
nicht. Anders kann der Fall liegen, 
wenn eine ganze Geſchäftsverbindung 
und der bei der K.eröffnung borhan- 
dene Stand der Geſchäftsabwicklung 
verſchwiegen wird 2559 17 


8240 Ziff. 1 KO. Auch Ausgaben für 


geſchäftliche Zwecke können dieſer Vor⸗ 
ſchrift unterfallen. Ausgaben für Le⸗ 
bensverſicherungen ſind nicht ohne wei⸗ 
9152 als ſtrafbarer Aufwand anzufehen 
4 1 


8864, 84 GmbHG, §240 Ziff. 1 MD. 


Die überſchuldung braucht ſich jetzt 
nicht mehr aus der Bilanz zu ergeben, 
ſondern fih nur bei Aufſtellung der 
Bilanz zu zeigen. Bei dem Geſchäfts⸗ 
führer einer GmbH. ift ein übermäßi⸗ 
ger Aufwand ſchon dann gegeben, wenn 
die von ihm aus der Kaſſe der Geſell⸗ 
ſchaft entnommenen Beträge in keinem 
Verhältnis zu deren Vermögenslage 
ſtehen 313418 


Aufſtellung einer unrichtigen Bilanz be⸗ 


deutet eine unordentliche Buchführung 
i. S. von 8240 Ziff. 3 KO. Sie kann 
in der Eintragung erdichteter Vorgänge 
beſtehen. Der Mangel der Überſichtlich⸗ 
keit der Bücher zur Zeit der Zahlungs⸗ 
einſtellung oder K.eröffnung kann auch 
auf Vorgängen beruhen, die, wie Bu⸗ 
chungen zu vorübergehenden Zwecken, 
vor jenem Zeitpunkt ſchon abgeſchloſſen 
waren. Die Verpflichtung zur Auf⸗ 
nahme der in 8 261 b HGB. bezeich⸗ 
neten Verbindlichkeiten in die Bilanz 
beſtand ſchon vor Inkrafttreten dieſer 
Vorſchrift. Die ſtrafrechtliche Verant⸗ 
wortlichkeit für die ordnungsgemäße 
Buchführung und Bilanzziehung laſtet 
auf jeder mit den Rechten und Pflich⸗ 
ten des Vorſtands einer AktG. ausge⸗ 
ſtatteten Perſon. Bilanzverſchleierung 
kann ſchon für ſich allein den Tat⸗ 
beſtand des § 240 Ziff. 3 KO. erfüllen. 
Wer ſich vorſätzlicher und fahrläſſiger 
Bankrotthandlungen ſchuldig gemacht 
hat, kann nur wegen vorſätzlichen 
Bankrotts beſtraft werden 2693 10 


Tateinheitliches Zuſammentreffen von 


Ei 


vorſätzlicher Bilanzverſchleierung i. S. 
von 8 147 Genc. mit fahrläſſigem 
Bankrott i. S. von 8 240 Ziff. 3 KO. 
2777 16 

n Gläubiger iſt ſtrafbar, der feinen 
Schuldner zu Vergehen nach § 241 KO. 
anſtiftet 255712 


Die Feſtſtellung der Begünſtigungsabſicht 


i. S. von § 241 KO. bedarf einer be- 
ſonders eingehenden Begründung, wenn 
die Möglichkeit beſteht, daß der vom 


Sachregiſter 


Schuldner erſtrebte Erfolg mit dem 
Ergebnis zuſammenfallen könnte, das 
im geſetzmäßigen Wege zu erzielen war 
2923 30 


Kontokorrent 
865 AufwG. 


iſt auf Anſprüche aus 
wirklichen K. oder anderen laufenden 
Rechnungen zu beſchränken, kaun aber 
nicht auf Konten ausgedehnt werden, 
denen die rechtliche Eigenſchaft des K. 
oder der laufenden Rechnung nur kraft 
Vereinbarung durch Fiktion beigelegt 
wird 27697 


§ 355 HGB. Geſchäftsbedingungen der 


Banken müſſen beſonders deutlich ſein, 
weun durch ſie die Aufrechnung der 
Bank mit unklagbaren Börſentermin⸗ 
geſchäften innerhalb des Keverkehrs 
ermöglicht werden ſoll 21303 


Die Einwirkung der Konkurseröffnung 


auf Krediteröffnungs⸗ und Keverträge 
2745 


Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
Veräußert eine K. d. ö. R. ein Grund⸗ 


ſtück, ſo genügt es, um Steuerfreiheit 
nach 88 Nr. 9 Gro herbei- 
zuführen, nicht, wenn nur der Erwer⸗ 
ber des Grundſtücks die Abſicht hat, 
darauf Kleinwohnungen zu ſchaffen; 
es muß auch die veräußernde K. die 
Abſicht haben, daß Kleinwohnungen 
durch den Erwerber geſchaffen werden 
2943 5 


Körperſchaftſteuer 
Der 4. Sen. des NFH. tritt der Aus- 


legung des 1. Sen. über den Begriff 
des „Orts der Leitung“ in 8 2 
KörpStch. bei. Hat juriſtiſche Perſon 
zwar nach ihrem Statut ihren Sitz 
im Ausland, befindet ſich aber der 
Ort der Leitung im Inland, ſo hat 
die Perſon, die die juriſtiſche Perſon 
vom Inland aus leitet, die ſteuer⸗ 
lichen Pflichten eines Vertreters der 
juriſtiſchen Perſon. Sie ift insbeſ. zur 
Büchervorlegung verpflichtet 23633 


82 KörpStG. Sind zur Ausübung der 


geſchäftlichen Oberleitung eines Unter⸗ 
nehmens Büroräume nicht erforderlich 
und nicht vorhanden, ſo kann der 
Wohnſitz des leitenden Geſchaftsfüh⸗ 
rers als Ort der Leitung des Unter⸗ 
nehmens angeſehen werden 2429 


88 2, 4 I KörpSt. An dem in der 


Entſcheidung des RFH. 11, 250 für 
das alte Krrecht aufgeſtellten Grund- 
ſatze, wonach die rechtsfähigen Geſell⸗ 
ſchaften des Handelsrechts im Grün⸗ 
dungsſtadium zwar vor ihrer Eintra⸗ 
gung, aber erſt von der Errichtung 
(dem Abſchluß des Geſellſchafterver⸗ 
trags) ab als ſteuerpflichtige Subjekte 
anzuſehen ſind, wird auch unter der 
Herrſchaft des KörpStG. 1925 feſtge⸗ 
halten 2429 5 


88 2 Nr. 3b, 7 Körp StG. Saldozinſen 


eines Verſorgungsbetriebs aus einem 
Baukguthaben find ftenerfrei, wenn 
nicht der Saldo verſorgungsfremden 
Zwecken dient oder zu dienen beſtimmt 
ift 31578 


§§ 2 Nr. 3b, 7 So, Die Steuer⸗ 


behörden haben kein Recht, die Ver⸗ 
brauchertarife öffentlicher Verſorgungs⸗ 
betriebe auf ihre Angemeſſenheit 
nachzuprüfen und die Steuerfreiheit 
der Verſorgungsbetriebe nur inſoweit 
anzuerkennen, als die Verbraucher⸗ 
tarife eine beſtimmte Höhe nicht über⸗ 
ſchreiten 3158 


88 2, 10, 13 KörpStch. Für die Ermitt⸗ 


lung des ſteuerpflichtigen Einkommens 


einer Erwerbsgeſellſchaft, die den Sitz 
im Ausland hat, den Ort der Leitung 
aber im Juland hat, iſt nicht das 
ausländiſche Recht, insbeſ. nicht das 
ausländiſche Steuerrecht maßgebend, 
ſondern ausſchließlich das deutſche Han⸗ 
dels⸗ und Steuerrecht 2429 6 

8 31 KörpStcf. Der beſchränkten Steuer⸗ 
pflicht unterliegt der Gewinn aus Ver⸗ 
kauf von Anteilen einer inländiſchen 
GmbH. durch einen in Deutſchland be⸗ 
ſchränkt Steuerpflichtigen, der nach 8 30 
III EinfStG. an der GmbH. weſent⸗ 
lich beteiligt war 3082? 

§ 3 II KörpStch. Die gelegentliche Cnt- 
ſendung von Reiſenden durch auslän⸗ 
diſche Firma ins Juland begründet 
keine ſtändige inländiſche Vertretung 
der ausländiſchen Firma, ſelbſt wenn 
die Reiſeuden während ihres Aufent⸗ 
halts im Inland die allgemeinen gn- 
tereſſen ihrer Firma vertreten 27292 

Eine Perſonenvereinigung, die grund⸗ 
ſätzlich zu den Körperſchaften des $ 5 
KörpStG. gehört, gilt nach § 4 U uicht 
ſchon deshalb als Erwerbsgeſellſchaft, 
weil ſie wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
unterhält und durch Eintragung in 
das Handelsregiſter die Eigenſchaften 
eines Vollkaufmanns hat 3082 

Die den Genoſſenſchaften durch 8 4 Hb 
KörpStG. eingeräumte Steuervergün⸗ 
ſtigung wird nicht ſchon dadurch ver⸗ 
wirkt, daß eine Genoſſenſchaft in ihrer 
Satzung Geſchäfte mit Nichtmitgliedern 
nicht verboten hat; es kommt viel⸗ 
mehr darauf an, ob die Genoſſenſchaft 
ihren Geſchäftsbetrieb tatſächlich auf 
den Kreis der Mitglieder beſchränkt 
2806 3 

88 4 IIb, 11 I Nr. 4 Rörpõtö. Bei 
ſteuerbegünſtigten Einkaufsgenoſſen⸗ 
ſchaften ſind Zinseinnahmen aus Hy⸗ 
potheken ſteuerpflichtig 3082 3 

Genoſſenſchaft verliert die Vergünſtigung 
des § 4 IIb KörpStd. für einen 
Steuerabſchnitt dann nicht, wenn ſie 
in dieſem Steuerabſchnitt lediglich 
ſolche Geſchäftsbeziehungen zu Nicht⸗ 
mitgliedern abwickelt, die ſich als Folge 
eines in früheren Steuerabſchnitten er- 
folgten Hinausgehens über den Kreis 
der Mitglieder darſtellen 3158 5 

88 9 I Ziff. 8, 2, 4, 5, 21 KörpStG. 
Die üblichen Rabattſparvereine ge⸗ 
hören nicht zu den ſteuerfreien Be- 
rufsverbänden. Sie unterhalten einen 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb, ſind 
darum den Erwerbsgeſellſchaften gleich⸗ 
geſtellt und unterliegen dem Steuerſatz 
von 20%. Bei Ermittlung des ſteuer⸗ 
pflichtigen Gewinns kann der Schuld⸗ 
poſten für einzulöſende Rabattmarken 
um einen Betrag gekürzt werden, der 
den erfahrungsgemäß nicht zur Ein⸗ 
löſung gelangenden Rabattmarken ent⸗ 
ſpricht 2806. 

Eine zur Nutzung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Beſitzes berechtigte nichtrechts⸗ 
fähige Perſonengemeinſchaft kann je⸗ 
denfalls dann nicht mehr als ſteuer⸗ 
freie Realgemeinde i. S. des 8 9 Nr. 6 
Körp StG. angeſehen werden, wenn jie 
den Beſitz durch beſondere Maßnah⸗ 
men ſo umſtellt, daß ſeine Nutzungen 
nicht mehr als, land⸗ oder forſtwirt⸗ 
ſchaftliche angeſehen werden können 
2652 1 

§ 9 I Nr. 7 Körp&t®. Ein Verein, def- 
ſen ſatzungsmäßiger Zweck darauf ge⸗ 
richtet iſt, das Volk zur völligen Ent⸗ 
haltung vom Alkoholgenuß zu er- 
ziehen, kaun auch im heutigen Staate 


uicht als eine ausſchließlich gemein⸗ 
nützigen Zwecken dienende Körperſchaft 
anerkannt werden 30825 

$ 10 KörpStcz. Bei Prüfung der Ange- 
meſſenheit der einem Geſellſchafter⸗ 
geſchäftsführer gezahlten Bezüge iſt 
auch der Wert einer ihm überlaſſenen 
Wohnung zu berückſichtigen. Handelt 
es ſich dabei um Villa, die auf 
Wunſch des Geſellſchaftergeſchaftsfüh⸗ 
rers errichtet und mit einem über das 
Normale hinausgehenden Kojtenanj- 
wand beſonders vornehm und gut 
ausgeſtattet worden iſt, dann ſind für 
die Feſtſetzung des Mietwerts die 
Grundſätze anzuwenden, die für Er⸗ 
mittlung des Nutzungswerts eigenbe⸗ 
wohnter Villen vom RFH. aufgeſtellt 
worden find 24297 2509 1 

$ 10 I Körp&to. Ein dringendes Be- 
dürfnis der Geſellſchafter, Dividenden 
zu beziehen, genügt nicht, um die Min⸗ 
deſtbeſteuerung der ausgeſchütteten Di⸗ 
videnden bei der Geſellſchaft als un⸗ 
billig erſcheinen zu laſſen 3083 6 

§ 11 I Gi KörpStc. Die Frage, ob 
Grundſtücksbeleihungen außerhalb des 
Bezirks des Gewährsverbandes als 
ſparkaſſeneigene Geſchäfte angeſehen 
werden können, iſt nach den Satzungen 
GER Sparkaſſe zu entſcheiden 

6 


$ 11 Nr. 6 KörpStcz. Wenn fih einge- 
tragene er mbH. von ihren 
Mitgliedern höhere Preiſe, auch z. B. 
höhere Verſicherungsprämien, gewähren 
läßt, als im üblichen Geſchäftsverkehr die 
Regel iſt, können ſteuerfreie verdeckte Ein⸗ 
lagen oder Beiträge vorliegen 28075 

88 12, 18 KörpStch. Die anläßlich der 
Fuſion zweier Geſellſchaften übernom⸗ 
menen Vermögensgegenſtände ſind in 
der Bilanz der aufnehmenden Geſell⸗ 
ſchaft regelmäßig nach § 19 EinkStG. 
(gemeiner Wert oder geringerer An⸗ 
ſchaffungspreis) zu bewerten 2362 2 

§ 13 KörpStG.; § 13 Guten Aus⸗ 
landsforderungen ſind regelmäßig mit 
dem Kurswert am Stichtage zu bewer⸗ 
ten. Eine Rückſtellung auf Auslands- 
forderungen kann in der Regel nicht 
mit der Begründung begehrt werden, 
am Stichtag ſei bereits zu erkennen 
geweſen, daß der Kurs der entſprechen⸗ 
den ausländiſchen Währungen am 
Stichtag nicht mehr dem wirklichen 
Wert entſprochen habe, ſo daß deshalb 
mit Kursſturz habe gerechnet werden 
müſſen 31587 

§ 13 KörpStG.; 813 Gute, Hat 
buchführende Erwerbsgeſellſchaft bei 
der Aufſtellung ihrer Handelsbilanz 
gegen zwingende Vorſchriften des Han⸗ 
delsrechts verſtoßen, ſo iſt dieſe Han⸗ 
delsbilanz nur inſoweit nichtig, und es 
kann daher für die Zwecke der Steuer⸗ 
veranlagung nur inſoweit von ihr ab⸗ 
gewichen werden, als der Verſtoß reicht 
2806 1 

8 13 KörpStG.; 813 Guten, Eine 
Handelsbilanz ift nicht deshalb un⸗ 
richtig, weil die Delkredererückſtellung 
nicht ausreicht, um die zu erwartenden 
Ausfälle zu decken 33151 

$ 13 KörpStG.; § 13 EintSt®. Auch 
wenn ſich die Geſchaftsanteile einer 
GmbH. in einer Hand befinden, kann 
Anderung der Steuerbilanz nur an⸗ 
erkannt werden, wenn entſprechende 
Anderung der Handelsbilanz durch 
Vorlage des Protokolls einer Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung oder durch eine 
von dem alleinigen Geſellſchafter un⸗ 


Sachregiſter 


terzeichnete Handelsbilanz oder in fon- 
ſtiger Weiſe nachgewieſen wird 27293 
13 KörpStG.; 58 13, 20 EinkSrch. 
Wenn auf Aktien im Beſitz einer k.⸗ 
pflichtigen Geſellſchaft eine Liquida⸗ 
tionsrate gezahlt wird, fo hat die Ge- 
ſellſchaft das Recht, die abgeſtempel⸗ 
ten alten Aktien in ihrer Schluß⸗ 
bilanz einzuſetzen entweder mit dem 
bisherigen Buchwert, vermindert um 
die Liquidationsrate, oder mit dem 
höheren Kurswert des Bilanzſtichtages 
2729 4 


§ 13 KörpStch. Iſt das Fin A. bei Er- 


werbsgeſellſchaft in den Steuerbilan⸗ 
zen der Vorjahre vom Anſchaffungs⸗ 
und Herſtellungspreis unter Zulaſſung 
von Abſetzungen wegen Abnutzung 
ausgegangen (§ 19 II EinkStG.), wäh⸗ 
rend die Erwerbsgeſellſchaft in ihren 
Handelsbilanzen den höheren gemeinen 
Wert eingeſetzt hat, ſo ſind die nied⸗ 
rigeren Werte der Steuerbilanzen der 
Vorjahre nicht nach rückwärts bis zur 
Fehlerquelle zu berichtigen. Vielmehr 
kann für den ſtreitigen Steuerabſchnitt 
von den ſteuerlichen Endwerten des 
Vorjahres ausgegangen werden. Die 
Angleichung der niedrigeren Steuer⸗ 
an die höheren Handelsbilanzwerte 
kann, falls die Erwerbsgeſellſchaft bei 
dem gemeinen Werte bleibt, in der 
Weiſe vorgenommen werden, daß, ſo⸗ 
weit die ſteuerlichen Anfangswerte ein⸗ 
ſchließlich Zugängen unter dem Eud⸗ 
wert der Handelsbilanzſchlußwerte lie⸗ 
gen, Abſchreibungen bis zur völligen 
Angleichung unterbleiben 21843 


8 13 KörpStG.; 8 19 Gute, Der ge- 


meine Wert (Teilwert) eines Gegen⸗ 
ſtands des Anlage- und Betriebsver⸗ 
mögens am Bilanzſtichtag liegt in der 
Regel nicht über dem Wiederbeſchaf⸗ 
fungswert im gleichen Zeitpunkt 24298 
13 KörpStG. Penſionsanſprüche, die 
ſich Geſellſchafter als Vorſtandsmit⸗ 
glieder und Geſchäftsführer einer Er⸗ 
werbsgeſellſchaft für ihre bei der Ge⸗ 
ſellſchaft geleiſtete Tätigkeit haben zu⸗ 
ſichern laſſen, ſind für die K. nur in⸗ 
ſoweit zu berückſichtigen, als die Ge⸗ 
ſamtbezüge des einzelnen Vorſtands⸗ 
mitglieds und Geſchäftsführers ſich als 
angemeſſene Gegenleiſtung darſtellen. 
Soweit die jeweiligen Penſionszah⸗ 
lungen das angemeſſene Maß über⸗ 
ſchreiten, ſind ſie als verdeckte Ge⸗ 
winnausſchüttungen dem jeweiligen 
Bilanzgewinn zuzuſetzen. Ob Er⸗ 
werbsgeſellſchaft eine aufſchiebend be⸗ 
dingte Laſt zu bilanzieren hat, richtet 
jiġ nicht nach § 419 RAbgO., ſondern 
nach den Vorſchriften des Handels- 
rechts und den Grundſätzen ordnungs⸗ 
gemäßer kaufmänniſcher Buchführung 
i. Verb. m. § 13 EinkStGG. und 8 13 
Körp&tG. Penſtonsanſprüche, die ſich 
Geſellſchafter als Vorſtandsmitglieder 
und Geſchäftsführer einer Erwerbs⸗ 
geſellſchaft für ihre frühere Tätigkeit 
als Inhaber der von der Geſellſchaft 
übernommenen Unternehmen haben zu⸗ 
ſichern laſſen, können mit Wirkung für 
die K. nicht anerkannt werden 2183 ? 


8 13 Körp StG. Buchführende Erwerbs⸗ 


geſellſchaften ſind zwar berechtigt, je⸗ 
doch nicht verpflichtet, die künftig er⸗ 
wachſenden Penſionslaſten durch Ein⸗ 
ſtellung eines Schuldpoſtens in ihre 
Handelsbilanzen zu berückſichtigen. Hat 
Geſellſchaft in ihren Handelsbilanzen 
von dieſer Berechtigung keinen Ge⸗ 
brauch gemacht, ſondern die laufend 


0 
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anfallenden Penſionen unter den Un⸗ 
koſten verrechnet, ſo iſt ſie an dieſes 
Verfahren auch für ihre Keeranla⸗ 
gung gebunden. Bei buchführenden Er⸗ 
werbsgeſellſchaften ijt Abweichung von 
dem Grundſatz der Abhängigkeit der 
Steuerbilanz von der Handelsbilanz 
auch nicht inſoweit zuläſſig, als etwa 
in der Steuerbilanz zwiſchen zu hohen 
und zu niedrigen Bewertungen von 
Aktivpoſten oder zwiſchen zu niedrig 
bewerteten Aktiv- und Paſſivpoſten ein 
Ausgleich geſchaffen werden darf 27305 
13 gor, Bei Fuſionen wirkt ſich 
der Grundſatz der Abhängigkeit der 
Steuerbilanz von der Handelsbilanz 
dahin aus, daß die bei der Verteilung 
des Geſamtanſchaffungspreiſes auf die 
einzelnen Gegenſtände des übernom⸗ 
menen Betriebsvermögens ſich für 
dieſe Gegenſtände ergebenden Werte 
in die ſteuerliche Fuſionseröffnungs⸗ 
bilanz der aufnehmenden Geſellſchaft 
nur inſoweit eingeſtellt werden dürfen, 
als ſie die Anſatze der einzelnen Ge⸗ 
genſtäude in der entſprechenden Han- 
delseröffnungsbilanz der Geſellſchaft 
nicht überſteigen. Wird Handels-, auch 
Handelseröffnungsbilanz einer Er⸗ 
werbsgeſellſchaft auf den für ihre 
Steuerveranlagung maßgebenden Stich⸗ 
tag formgerecht geändert, ſolange in 
dem Verfahren wegen dieſer Veranla⸗ 
gung noch neue Tatſachen vorgebracht 
werden können, alſo bis zum Abſchluß 
des Berufungsverfahrens, ſo ſind die 
Auſätze in der abgeänderten Handels- 
bilanz grundſätzlich auch für die 
Steuerveranlagung der Geſellſchaft 
maßgebend. In ſolchem Fall muß da⸗ 
her von den Anſätzen in der abgeän— 
derten Handelsbilanz ausgegangen 
werden. Wann liegt formgerechte An⸗ 
derung der Handelsbilanz einer Er⸗ 
werbsgeſellſchaft vor? 2184“ 


88 13, 15, 17 KörpStch. Bei Ermittlung 


des ſteuerfrei abzudeckenden Verluſt⸗ 
vortrags darf weder ein im Jahre der 
Entſtehung des Verluſtes angefallener 
Aufwertungsgewinn noch eine im glei⸗ 
chen Jahr zugefloſſene Perſonalſteuer⸗ 
erſtattung — letztere unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Entrichtung der 
erſtatteten Perſonalſteuern zu Steuer- 
mehrleiſtung geführt hat — durch 
entſprechende Kürzung des Verluſtes 
berückſichtigt werden 33173 


Die Steuerbegünſtigungsvorſchrift dez 


8 


8 14 Nr. 1 KörpStG. verlangt nicht, 
daß ſatzungsmäßig eine beſtimmte 
Summe oder beſtimmter Teilbetrag 
des Reingewinns ode dgl. zur Verwen- 
dung für ausſchließlich gemeinnützige 
oder mildtätige Zwecke genannt wird 
3158 8 

17 Nr. 3 Körp StG. Der Grundſatz, daß 
Einnahmen aus der Erſtattung von 
Perſonalſteuern fret find, gilt auch 
dann, wenn die Erſtattung aus Bil⸗ 
ligkeitsgründen erfolgt 21845 


Auseinanderſetzung bei Gutsbezirksauf⸗ 


löſung. Wenn der Gutsbeſitzer nicht 
bis zum 1. Jan. 1929 beantragt hatte, 
ihm für die Zeit bis zur Gutsbezirks⸗ 
auflöfung die Einkommen⸗ und K.⸗ 
anteile anſtatt in Höhe von 500% in 
voller Höhe zu überweiſen, können bei 
Errechnung ſeiner „alten“ Belaſtung 
auch nur 50% der Anteile berückſich⸗ 
tigt werden, ſelbſt beim Vorliegen der 
materiellen Vorausſetzung i. S. des 
8 16 PrAusfGeſ. z. Fin AusglG. für 
das „Auflöſungs“jahr 1928 3324 2 


9 
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Hat buchführende Erwerbsgeſellſchaft bei 
der K.veranlagung für einen nach dem 
31. Dez. 1927, aber vor dem 1. Jan. 
1930 endenden Steuerabſchnitt akti⸗ 
vierungspflichtige Zugänge verſchwie⸗ 
gen, ſo erlangt ſie Steueramneſtie 
hierfür nur, wenn ſie in der friſt⸗ 
gerechten Amneſtieanzeige dieſe Zu⸗ 
gänge und ihre Anſchaffungspreiſe ge⸗ 
nau angibt. Schätzungsweiſe Angabe 
genügt hierfür nicht 2450 15 


Körperverletzung 

$ 228 StGB. (mildernde Umſtände bei 
K.) bezieht ſich auf den — darin nicht 
erwähnten — 8 223 b 21661 

Koſten 

Nebengeſetze zu den K.geſetzen der ſtrei⸗ 
tigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Schrifttum 2758 

Die K.rechtſprechung des KG. in Zivil⸗ 
ſachen. Schrifttum 2903 

Die K.vorſchußpflicht des Ehemanns ge- 
genüber ſeiner Gattin in den geſetz⸗ 
lichen Güterſtänden des BGB. Schrift⸗ 
tum 2128 

Der Antrag der Bergi. auf Erlaß einer 
EinſtwVerf. betr. Zahlung eines Pro- 
zeßk.vorſchuſſes gemäß § 1387 Ziff. 1 
BGB., § 940 ZPO. ift k. pflichtig zu⸗ 
rückzuweiſen, wenn die Berufung aus⸗ 
ſichtslos erſcheint 2633 5 

Wenn in Erfüllung eines außergericht⸗ 
lichen Vergleichs die Klage zurück⸗ 
genommen wird, ift nach 8 271 II 
BPO. zu entſcheiden 23475 

Keine Klagerücknahme, falls Hauptſache 
für erledigt erklärt und wegen der K. 
verhandelt wird. Das iſt Sachantrag 
i. S. des § 29 GKG. 2499 25 

Der Anſpruch der im Rechtsſtreit ob- 
ſiegenden Partei auf Kerſtattung eunt- 
ſteht bereits mit dem Eintritt der 
Rechtshängigkeit, aufſchiebend bedingt 
durch den Erlaß eines die Gegenfeite 
in die K. verurteilenden Urteils, ver⸗ 
wandelt ſich mit dem Erlaß eines 
ſolchen Urteils in auflöſend bedingten 
Anſpruch und wird mit der Rechts⸗ 
kraft zu einem unbedingten. Bereits 
vor Erlaß des Kurteils ſtellt der be- 
dingte Anſpruch ein Vermögensſtück 
des K.gläubigers dar; er kann abge- 
treten und gepfändet werden. Einwen⸗ 
dungen der im 8 767 II 3PO. ge- 
dachten Art müſſen bereits in der 
Verhandlung vor dem grundlegenden 
Urteil vorgebracht werden 24677 

§ 10 mäer. Die K. einer voran- 
gegangenen Mobiliarvollſtreckung kön⸗ 
nen von einem Gläubiger der Kl. 5 
mit dieſem Rang im Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren geltend gemacht wer⸗ 
den 2643 5 

Der Schadeuserſatzanſpruch des 8 945 
ZPO. umfaßt auch die dem Schuldner 
entſtandenen VerfahrensK. 2957 


§ 91 ZRD. Schreibgebühren, d. h. Ver- 
gütung für die eigene Zeitverſäumnis 
wegen Schreibarbeiten für den Prozeß 
ſtehen einer Partei nicht zu. K. der 
Kreditaufnahme nicht erſtattungsfähig 
3075 1 

§ 91 II S. 2 BPO. Anwaltswechſel in- 
folge Aufgabe der Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft. Keine Erſtattungs⸗ 
fähigkeit der doppelten K., wenn Zu⸗ 
laſſung aus freier Entſchließung des 
Anwalts aufgegeben wird 21701 

§ 91 II 3PO. Anwaltsgebühren beim 
Anwaltswechſel; Eintritt und Hus- 
ſcheiden eines Anwalts bei gemein⸗ 


Sochregiſter 


ſchaftlich betriebener Praxis; Erſtat⸗ 
tungsfähigkeit der K. für mehrere Ait- 
wälte 21737 

§ 91 JI S. 2 ZPO. Auwaltswechſel, wenn 
auswärtiger RA. beim LG. Einſtw⸗ 
Verf. beantragt, das Gericht aber 
mündliche Verhandlung anordnet 30023 

§ 91 BPO. Anwaltswechſel infolge der 
Rücknahme der Zulaſſung des nicht⸗ 
ariſchen RA. zur Anwaltſchaft. Gebüh⸗ 
renanſpruch des nichtariſchen früheren 
RA. Erſtattungsanſpruch gegen die 
unterlegene Partei 33107 

8 91 BPO. Die K. eines die Klage vor- 
bereitenden Gutachtens können erſtat⸗ 
tungsfähig ſein. Ob eine dem Ver⸗ 
kehrsanwalt im Verhältnis zu ſeiner 
Partei zuſtehende Vergleichsgebühr er⸗ 
ſtattungsfähig iſt, hängt davon ab, 
ob die Zuziehung zweier Anwälte ob⸗ 
jektiv erforderlich war 301117 

891 II S. 2 BPO. Ein notwendiger Mr- 
waltswechſel liegt nicht vor, wenn der 
RA., der die Berufung einlegt und 
begründet und das Armenrecht be- 
antragt, nach der Bewilligung des Ar⸗ 
menrechts nicht beigeordnet wird 
3014 21 

§ 91 3PO. Selbſtmord eines RA. ift in 
ſeiner Auswirkung auf den Prozeß 
wie Ausſcheiden des RA. durch natür⸗ 
lichen Tod zu beurteilen und ſtellt not⸗ 
wendigen Anwaltswechſel dar 31451 

8 91 BPO. Die Gebühren eines Rechts⸗ 
konſulenten können mit Rückſicht auf 
deſſen beſondere Eigenſchaften (gute 
Rechtskenntniſſe, gutes Verhandlungs⸗ 
geſchick, früherer A Sekretär) auf 3/4 
der Rechtsanwaltsgebühren feſtgeſetzt 
werden 2506 3 

§ 91 3PO. Die K. eines Rechtsberaters, 
deſſen eine Partei ſich zur Fertigung 
des Armenrechtsgeſuchs bedient hat, 
können nur ausnahmsweiſe zu den er- 
ſtattungsfähigen RechtsſtreitK. gered- 
net werden 2865 2 

§ 91 3PO. Die Gebühr, die der RA. für 
ſeine Tätigkeit bei der Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftungsſtelle zwecks Erlangung der 
Genehmigung für genehmigungspflich⸗ 
tige Leiſtung berechnet, gehört nicht 
zu den erſtattungspflichtigen Prozeß. 
3295 2 

Die K. der Wahrnehmung des Verſteige⸗ 
rungstermins durch den Gläubiger ſind 
notwendige K. i. S. der 88 788, 91 
BPD. 2493 6 

§ 93, 271 ZPO. Iſt Anerkenntnisteilurteil 
ergangen und im Schlußurteil über 
die K. des Anerkenntniſſes und die K. 
des im übrigen ohne Sachentſcheidung 
erledigten Prozeſſes zuungunſten der⸗ 
ſelben Partei entſchieden worden, ſo iſt 
hiergegen nur die Berufung gegeben, 
in der die Beſchwerde untergeht 301116 

8 99 I APD. Auch in Beſchlußſachen ift 
eine Entſcheidung nicht wegen der K. 
anfechtbar, wenn nicht in der Haupt- 
ſache ein Rechtsmittel eingelegt iſt 
3223 4 

Im Rahmen des § 102 ZPO. haftet der 
RA. für das Verſchulden eines amt⸗ 
lich beſtellten Vertreters 330110 

Die Erinnerung gemäß § 766 II ZPO. 
gegen einen Klaanſatz des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers in Armenſachen 3186 


Die K.beſtimmung des 821 Vollſtr⸗ 
Maßn VO. v. 26. Mai 1933 bezieht 
ſich entſprechend den in Abſ. 1 auf⸗ 
geführten §§ 5, 7, 9a und 9b nur 
auf das Zwangsverſteigerungsverfah⸗ 
ren. Wenn daher in Abſ. 2 des § 21 


geſagt iſt, daß Erſtattung der durch 
das Verfahren entſtandenen außer⸗ 
gerichtlichen K. nicht ſtattfindet, ſo gilt 
dieſe Ausnahmebeſtimmung entſprechend 
Abf. 1 nur für das Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren, aber nicht für das 
ſonſtige Vollſtreckungsſchutzverfahren. 
2504 1 


88 3ff. BBO. Der Streitwert im Mr- 


menrechtsverfahren beſteht nur in der 
Summe der Gerichts⸗ und Anwalts K. 
die der Antragſteller ohne Armenrecht 
zahlen müßte, bis es zur mündlichen 
Verhandlung über die Klage kommen 
müßte 3298 6 


88 4, 5 BPO. Wenn die Ehefrau in 


Vorprozeß auf Zahlung einer Summe, 
in ſpäterem Rechtsſtreit der Ehemann 
auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
wegen der Urteilsſumme und der K. 
des Vorprozeſſes und zur Zahlung 
dieſer K. (als Geſamtſchuldner neben 
ſeiner Ehefrau) verurteilt wird, ſo ſind 
für die Streitwertbevechnung ber Klage 
auf Duldung und Zahlung die K. des 
Vorprozeſſes nur einmal zugrunde zu 
legen, da der Duldungsanſpruch we⸗ 
gen der K. keinen ſelbſtändigen Streit⸗ 
wert gegenüber dem Zahlungsanſpruch 
hat 24948 


8 4 BBO. Wenn ſich der Streit über die 


Hauptforderung erledigt hat und nur 
eine Zinſenforderung noch ſtreitig 
bleibt, jo werden die ProzeßK., die 
durch den Streit über die urſprüng⸗ 
liche Hauptforderung entſtanden ſind, 
nicht neben dem Zinsanſpruch zur 
Hauptforderung i. S. des § 4 3PO. 
3276 13 

52 I S. 1 der 1. DurchfVO. z. RErb⸗ 
hof. Notar, der auf Grund des § 10 
der 2. Durchf VO. z. RErbhofch. einen 
Antrag beim AnerbG. ſtellt, muß, 
wenn Zweifel über den Umfaug der 
Vollmacht auftauchen, klarſtellen, für 
wen er den Antrag geſtellt hat. Ver⸗ 
ſäumt er die Klarſtellung, ſo iſt der 
Antrag auf feine K. zurückzuweiſen 
2257 20 


8 38 GG.; 88 58, 52 der 1. Durchf VO. 


4. RErbhofc. Für die Zurücknahme 
der Beſchwerde im Erbhofverfahren 
können K. nicht in Anſatz gebracht 
werden 24813 


§ 52 III der 1. DurchfVO. z. RErbhofch. 


Die Vorſchrift des § 515 ZPO. kann 
auf den Fall der Zurücknahme der 
Beſchwerde im Erbhofverfahren auch 
nicht ſinngemäß Auwendung finden. 
Die Koſten der Zuziehung eines RA. 
ſind von einer anderen am Verfahren 
beteiligten Perſon nur dann zu er⸗ 
ſtatten, wenn die Zuziehung einer 
rechtskundigen Perſon zur zweckent⸗ 
ſprechenden Rechtsverfolgung erforder- 
lich war, und wenn die Erſtattung 
außerdem dem billigen Ermeſſen cent- 
ſpricht 32911 


Die Vorſchrift des § 53 I S. 2 der 


1. DurchfVO. z. RErbhofcg. gilt nur 
für diejenigen Kentſcheidungen, die an 
Ho zuläſſig find. Dagegen ift die K.⸗ 
entſcheidung dann ſelbſtändig aufechk⸗ 
bar, wenn das Anerb®. K. auferlegt, 
die überhaupt nicht auferlegt werden 
dürfen. Eine Strafgebühr gemäß 8 52 
II kann nur das ErbhGer. oder das 
RErbhGker. verhängen, wenn die Be- 
ſchwerde unbegründet war, dagegen 
nicht das Anerb&. im Einſpruchsver⸗ 
fahren. Die baren Auslagen find auch 
in ſolchen Verfahren zu erheben, die 
gebührenfrei find 2859 


Keine Kentjcheidung im Beſchwerdever⸗ 
fahren gemäß § 16 PatG. 28111 

$ 25 II PatG. ift eng auszulegen. Nur 
die durch die Anhörung ſelbſt ver⸗ 
urſachten K., nicht ſonſtige durch die 
Anberaumung der mündlichen Ver⸗ 
handlung notwendig gewordene Auf⸗ 
wendungen jind erſtattungsfähig 25101 
8 150 II 1 VVG. Wenn in Haftpflicht- 
verſicherungsvertrag beſtimmt ift, daß, 
wenn die Haftpflichtanſprüche die Ver⸗ 
ſicherungsſumme überſteigen, der Ver⸗ 
ſicherer die Prozeßk. nur im Verhält⸗ 
nis der Verſicherungsſumme zur Ge⸗ 
ſamthöhe der Anſprüche zu tragen 
habe und daß er in ſolchen Fällen be⸗ 
rechtigt ſei, durch Zahlung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme und des entſprechen⸗ 
den Anteils an den bis dahin ent⸗ 
ſtandenen K. ſich von weiteren Lei⸗ 
ſtungen zu befreien, ſo umfaßt der 
Verſicherungsſchutz die geſamten K. 
eines Rechtsſtreits, durch den ein un⸗ 
begründeter Anſpruch mit einem die 
Verſicherungsſumme überſteigenden 
Streitwert geltend gemacht war, je⸗ 
denfalls bis zur Höhe der Verſiche⸗ 
GE und der anteiligen K. 


Së 464 ff. emt Bedeutung des Mus- 
ſpruchs, daß ſämtliche Angekl. in die 
des Verfahrens verurteilt feien 
2777 16 
88 464 ff. StPO. Die auf Reviſion aus- 
geſprochene Aufhel ung eines verurtei⸗ 
lenden Exkenntniſſes bringt dem An- 
gekl. noch keinen Erfolg. Ein Erfolg 
des Angekl. ift erft dann gegeben, 
wenn die Aufhebung zu einer Ande⸗ 
rung der Entſcheidung im Endergeb⸗ 
nis des Verfahrens führt 2853 19 
8 467 II StPO. Zu den notwendigen 
Auslagen gehören auch die K. der Ver⸗ 
teidigung im Vorverfahren und unter 
eſonderen Umſtänden die ReiſeK. eines 
auswärtigen RA., wenn deſſen Beauf⸗ 
tragung nach Lage der Sache geboten 
war 2803 11 
Die Auslagenverteilungsvorſchrift des 
5.10 II S. 2 Straffreihch. v. 7. Aug. 
1934 iſt ausnahmsweiſe auf den Ne⸗ 
benkl. anwendbar, wenn das Verfah⸗ 
ren auf Privatklage eingeleitet und 
Ipäter die Verfolgung von der Staats- 
29885 Walt übernommen worden iſt 


Bei der Einſtellung des Privatklagever⸗ 
lahrens auf Grund des Siraffreih®. 
fallen regelmäßig die dem Beſchuldig⸗ 
len erwachſenen notwendigen Ausla⸗ 
gen dem Privͤl. zur Laſt 3303 18 

er Klentſcheidung in Verfahren, die auf 
Grund des GStraffreih®. eingeſtellt 
worden ſind, iſt der Sachverhalt zu⸗ 
grunde zu legen, der ſich aus dem 
bis zum 2. Aug. 1934 erwachſenen Ak⸗ 
zeniuhalt ergibt. Weitere Erhebungen 
zur Schuldfrage dürfen nicht mehr 
vorgenommen werden 331310 

5 94 RAD. Zu den von dem Verurteil⸗ 
ten zu erſtattenden „baren Auslagen“ 
gehören nicht die Reiſecd. der auswär⸗ 
ugen Mitglieder des Ehrengerichts der 
Anwaltskammer 330422 

8 316 RADJO. Die Gebühren des RA. 
gin e prozeß und ihre Erſtattung 


$ 13 Geſetz zur Verhü kr 
5 hütung erbkranken 
Rachtouchjes. Die Staatskaſſe trägt die 
des Beſchwerdeverfahrens, auch wenn 
die Beſchwerde zurückgewieſen oder als 
unzuläſſig verworfen wird 24842 


Sachregiſter 


Koſtenfeſtſetzung 

Së 103, 104 ZPO. Die K. folgt unmit⸗ 
telbar dem Schickſal der Koſtenentſchei⸗ 
dung, auf der jie beruht 3146 2 

§ 103 ZPO. Schuldtitel, aus dem die 
Vollſtreckung ohne Sicherheitsleiſtung 
ſchlechthin eingeſtellt worden iſt, bil⸗ 
det für die Dauer der Einſtellung 
keinen zur K. geeigneten Titel 2866 3 

88 103, 794 ZPO. Das Verfahren betr. 
Armenrecht endigt nicht ſchon immer 
mit dem das Armenrecht bewilligenden 
Beſchluß, ſondern, falls ſich die Streit⸗ 
teile einigen, erſt mit Protokollierung 
des Vergleichs durch den beauftragten 
Richter. Dieſer Vergleich iſt ein zur 
Zwangsvollſtreckung geeigneter Titel, 
alſo iſt dem Antrag auf K. ſtattzu⸗ 
geben 3222 8 

§ 794 I Ziff. 1 ZPO. Kann aus einem 
vor dem VollſtrGer. abgeſchloſſenen 
Vergleich K. ſtattfinden? 2448 

Die dem Abgeltungsverfahren unterwor⸗ 
fenen Anſprüche haben ihre Natur 
als Rechtsanſprüche verloren. Auch für 
Anſprüche wegen Verzugs der Zahlung 
der im Verwaltungswege zuerkannten 
Eutſchädigungsſumme ſteht der Rechts⸗ 
weg nicht offen. Daran wird durch den 
Hinweis der Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen auf § 103 BPO. nichts geändert 
3275 12 

Gefährdung des Rechts des Armenan⸗ 
walts aus § 124 38PO. durch fein 
eigenes paſſives Verhalten 249715 

8 124 ZPO. Wird die Feſtſetzung der 
Koſten der armen Partei nicht auf 
den Namen des Armenanwalts be⸗ 
antragt, ſo ſind ſie auf den Namen 
der Partei feſtzuſetzen. Berichtigung iſt 
nicht möglich. Umſchreibung kann nur 
ſtattfinden, wenn ſie nicht zu Unzuträg⸗ 
lichkeiten führt 2498 18 

§ 124 II BPO. Der Armenanwalt muß 
eine Zahlung der unterlegenen Partei 
an die arme Partei ebenſo wie eine 
Aufrechnung derſelben, die nach Er⸗ 
wirkung eines vollſtreckbaren Kebe⸗ 
ſchluſſes durch die arme Partei und 
vor Umſchreibung des Beſchluſſes auf 
den Armenanwalt erfolgt iſt, gegen 
fih gelten laſſen 27135 30753. Ziele 
Geltendmachung geſchieht durch Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage 3009 13 

Der vom Rechtshilferichter beigeordnete 
Armenanwalt hat Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung der Beweisgebühr aus der 
Staatskaſſe, wenn er vor dem Rechts⸗ 
hilfegericht die Parteirechte bei der Be⸗ 
weisaufnahme wahrgenommen hat. Zur 
Feſtſetzung der Gebühren auch dieſes 
Armenanwalts iſt der Urkundsbeamte 
des Prozeßgerichts zuſtändig. 3009 14 

Kraftfahrzeug 

vgl. auch unter Motor, Beförderungs- 
vertrag, Tankſtelle 

Neuere Rechtſprechung zum Kraftf®. und 
zu den einſchlägigen Geſetzen 2385 

§ 4 KraftfG.; 8 36 KraftfVerkVo. Wer 
auch nur einmal in angetrunkenem 
Zuſtande ein K. ſteuert, muß grund⸗ 
ſätzlich als ungeeignet zum Führen 
von K. angeſehen werden. Ausnahmen 
von dieſem Grundſatz konnen nur beim 
Vorliegen außergewöhnlicher Umſtände 
in Frage kommen 25852 

87 rat, Wenn jemand auf An- 
hängewagen auffährt, den der Führer 
losgekoppelt hatte, um mit dem Laſt⸗ 
kraftwagen zu tanken, ſo ereignet ſich 
der Unfall „bei dem Betrieb eines 
K.“ Anders, wenn der Anhängewagen 
nicht wieder angekoppelt werden ſollte, ſo 


un 


8 


67 


z. B. wenn er nur noch mit Menſchen⸗ 
kraft in die Garage geſchoben werden 
ſollte. In dieſem Fall wäre er endgültig 
aus dem K.betrieb gezogen geweſen und 
wie irgendein anderes ſtehengebliebenes 
Fahrzeug anzuſehen 23345 2769 8 

7 Kraftf®. üben der Eigentümer eines 
Kraftwagens und ein Dritter, dem der 
Wagen leihweiſe mitüberlaſſen iſt, ab⸗ 
wechſelnd die Verfügungsgewalt über 
den Wagen aus und ziehen ſie beide 
Nutzungen aus deſſen Gebrauch, ſo 
ſind ſie beide als Halter anzuſehen. 
Erleidet der Ehemann infolge eines 
ſich vor ſeinen Augen abſpielenden 
todbringenden Unfalls ſeiner Frau 
einen Nervenzuſammenbruch, fo ift ein 
adäquater urſächlicher Zuſammenhang 
mit dem Unfall gegeben 2973 6 3128 8 
7 Rraftf&.; 88 10, 12, 17, 18, 23, 41 
KraftfVerfBO. Der Kraftfahrer han- 
delt fahrläſſig, wenn er kurz vor Ein⸗ 
mündung einer Seitenſtraße überholt 
und zu dieſem Zweck ſeine Geſchwin⸗ 
digkeit erhöht. Der auf dem Sozius⸗ 
ſitz mitfahrende Halter iſt zur ent⸗ 
ſprechenden Einwirkung auf den Fah⸗ 
rer bei Meidung eigener Haftpflicht 
aus 8823 BGB. verpflichtet, wenn 
er die durch Fahrläſſigkeit des Füh⸗ 
rers verurſachte Gefahr bemerkt, zu⸗ 
mal, wenn es ſich um eine Probefahrt 
handelt. Auch der Miteigentümer eines 
Kraftrads iſt Halter, beſonders wenn 
er während der Fahrt die Verfü⸗ 
gungsgewalt ausübt. Konkurrierendes 
Verſchulden eines Radfahrers, wenn 
er beim Fahren ins Pendeln und da⸗ 
durch auf die linke Seite der Fahr⸗ 
bahn gerät. Maßſtab bei Beurteilung 
fahrläſſiger Handlungen Jugendlicher 
29353 301015 


88 7, 18 Kraftf®.; 88 21, 44 KraftfVerk⸗ 


VO. Von der Verpflichtung, die rechte 
Seite des Weges einzuhalten und beim 
Einbiegen in anderen Weg nach links 
in weitem Bogen zu fahren, ſind K. 
der Feuerwehr nicht befreit. Auch auf 
der Rückfahrt einer Dampfſpritze der 
Feuerwehr ins Depot liegt Ausübung 
öffentlicher Gewalt vor. Die Haftung 
einer öffentlich-rechtlichen Körperſchaft 
aus 8 7 Kraftf®. Debt ſelbſtändig ne- 
ben ihrer Haftung aus § 839 BGB. 
und Art. 131 RVerf. 327310 


Die Anſprüche der mittelbar Geſchädig⸗ 


8 


ten aus $ 10 II Kraftf®. find nicht 
nur von den Vorausſetzungen der 
98 7—9, ſondern auch des 8 17 Kraftf⸗ 
Gej. abhängig. Dabei ift Verurſachung 
und Verſchulden zu würdigen. Die An⸗ 
derung der Fahrtrichtung braucht nur 
ſo lange angezeigt zu werden, bis für 
jeden Verkehrsbeteiligten erkennbar iſt, 
daß der Fahrer einbiegen will 31275 
23 IV KraftfVerkVoO.; 8 21 KraftfG. 
Zum Begriff der Wegkreuzung und 
des Überholens 24202 


88 32 V, 32a KraftfVerf®O. Das Mit- 


88 812, 826 BGB. Der 


fahren eines Bremſers auf einem zwei⸗ 
ten Anhänger iſt, abgeſehen von den 
in § 32 V aufgeführten Ausnahmen, 
erforderlich, gleichviel, ob an der Spitze 
Kraftwagen oder Zugmaſchine fährt. 
Obliegenheiten des Bremſers, u. a. 
auch Pflicht, Unbefugte vom Aufſteigen 
auf die Deichſel abzuhalten 24603 

Eigentümer 
eines Laſtkraftwagens iſt nicht unge⸗ 
rechtfertigt bereichert durch Repara⸗ 
tur, die im Auftrag eines Dritten an 
dem Laſtkraftwagen vorgenommen iſt. 
In einer Vorausverfügung über die 


9* 


* 68 


M 


im Verſicherungsfalle zur Auszahlung 
kommenden Beträge aus einer Kasko⸗ 
verſicherung zugunſten des Keeigen⸗ 
tümers kann Verſtoß gegen die guten 
Sitten nicht geſehen werden 28712 
3307 4 

otordreirad iſt für den Schuldner als 
Inhaber eines Seifen⸗Engrosgeſchäfts 
nach § 811 Ziff. 5 RPO. unentbehr- 
lich und deshalb unpfändbar 21802 
771 ZPO. Fit K. aus Einzelteilen er- 
baut worden, die verſchiedenen Eigen⸗ 
tümern gehörten, ſo ſteht, ſolange die 
Verbindung dauert, jedem Eigentümer 
eines Einzelteils ein die Veräußerung 
des K. hinderndes Recht zu, auch wenn 
der Einzelteil etwa nicht zum weſent⸗ 
lichen Beſtandteil des K. geworden 
fein follte 25403 


88 BeugdebD. Bei Reiſen mit eigenem 


Kraftwagen darf über die für Dieuft- 
reiſen der Beamten vorgeſehenen 
Höchſtbeträge nicht hinausgegangen 
werden. Der Höchſtbetrag iſt ſeit dem 
1. April 1934 bei Reiſen mit eigenem, 
nicht auf behördliche Veranlaſſung ange⸗ 
EN Kraftwagen 13 Rpf. für 1 km 


88 1, 2 A638. Bei Laſtkraftwagen emp⸗ 


8 


fiehlt es ſich, die Entſchädigung für 
Wertminderung und Gebrauchsüber⸗ 
laſſung getrennt feſtzuſtellen. Die Wert⸗ 
minderung errechnet ſich bei ſofortiger 
Weiterveräußerung des K. aus dem 
Unterſchied zwiſchen dem dabei erziel⸗ 
ten Nettoerlöſe und dem Barverkaufs⸗ 
preis eines neuen Wagens. Die Eut⸗ 
ſchädigung für Gebrauchsüberlaſſung 
iſt nach den Umſtänden des Einzel⸗ 
falls feſtzuſtellen. Ein üblicher Mier⸗ 
zins für Laſtkraftwagen beſteht nicht. 
Für Laſtkraftwagen, die ſich für Fern⸗ 
transporte eignen, iſt Benutzungsmög⸗ 
lichkeit auch für Sonn⸗ und Feiertage 
zugrunde zu legen 3006 10 

1 AbzG. Die von der Deutſchen Reihs- 
bahngeſellſchaft herausgegebenen Richt⸗ 
linien über die für gemietete Laſt⸗ 
kraftwagen zu zahlende Vergütung iſt 
für die Errechnung der Anſprüche des 
Verkäufers nicht maßgebend. Der Wie⸗ 
derverkaufspreis des zurückgenomme⸗ 
nen Kaufgegenſtandes ſtellt nicht ohne 
weiteres den Rücknahmewert dar 3007 11 


Die Wegnahme eines unter Eigentums⸗ 


8 


8 


vorbehalt verkauften Laſtkraftwagens 
im Wege der EinſtwVerf. gilt als Aus- 
übung des Rücktrittsrechts i. S. des 
85 AbzG. Die dem Verkäufer zu ge- 
währende Vergütung für Gebrauchs⸗ 
überlaſſung und Wertminderung kann 
für fabrikneuen Laſtkraftwagen nicht 
auf Grund des verkehrsüblichen Miet⸗ 
zinſes berechnet werden, da deren Ver⸗ 
mietung nicht üblich ift 2716 8 

1 VD. gegen unbefugten Gebrauch von 
K. v. 20. Okt. 1932; § 22 I KraftfG.; 
§ 222 StGB. Verhältnis dieſer Straf- 
taten zueinander, wenn ſich während 
des unbefugten Gebrauchs eines frem⸗ 
den K. der Führer der fahrläſſigen 
Tötung und der Führerflucht ſchuldig 
macht 215427 

16 V Ziff. 4 EinkStch. Koſten der K.⸗ 
haltung für Fahrten von Wohnung 
zur Arbeitsſtätte ſind bei Angeſtellten 
im allgemeinen nicht Werbungskoſten 
2806 2 


Krankenanſtalt 

vgl. unter Fürſorgepflicht, Heilanſtalt 
Krankenhaus 

Iſt der leitende Arzt einer Abteilung 


eines K. durch feinen Anftellungsver- 


Sachregiſter 


trag zur Behandlung aller Patienten 
ſeiner Abteilung verpflichtet, ſo gehört 
auch ſeine Tätigkeit bei der Behand⸗ 
lung der Patienten, hinſichtlich deren 
ihm ein Liquidationsrecht eingeräumt 
iſt, zu ſeinen Dienſtobliegenheiten; auch 
infomweit ift feine Tätigkeit unſelbſtän⸗ 
dig und deshalb nicht gewerbeſteuer⸗ 
pflichtig 28089 

547 RVO. Bei Infektionskrankheiten, 
die durch berufliche Beſchäftigung in 
K. uſw. i. S. der Nr. 22 der Anlage 
zur 2. BerufskrVO. v. 11. Febr. 1929 
verurſacht ſind, genügt für die Be⸗ 
gründung des Entſchädigungsauſpruchs, 
daß die verſicherte Perſon ſich bei 
einer verſicherten Tätigkeit die Jufek⸗ 
tion zugezogen hat; es iſt nicht erfor⸗ 
derlich, daß ein im K. behandelter 
Patient die Urſache zur Anſteckung ge⸗ 
geben hat. Auch wenn z. B. eine Wär⸗ 
terin ſich bei anderer Wärterin in⸗ 
fiziert, ſind die Vorausſetzungen für 
die Entſchädigung gegeben 26551 


Krankenkaſſe 
vgl. auch unter Verſicherungsrecht, öffent⸗ 


liches 


Ein bei der K. zugelaſſener Dentiſt kann 


ſich wegen ſeiner Forderungen aus 
Kaſſenhonorar gegenüber dem Reichs⸗ 
verband Deutſcher Dentiſten Abrech⸗ 
nungsſtelle nicht auf die Schutzbeſtim⸗ 
mungen des Lohnpfändungsrechts be⸗ 
rufen. Begriffliche Grenzziehung zwi- 
ſchen abhängigem und unabhängigem 
Dienſtvertrag 25011 2505 2 


Kredit 
vgl. auch unter Bauforderungen, Höchſt⸗ 


betragshypotheken, BankK. vgl. un⸗ 


ter B. 


Zur Ausſtattung und Exiſtenzgründung 


eines weichenden Erben kann bei Ver⸗ 
einbarung tragbarer Tilgung die Be⸗ 
laſtung eines Erbhofs mit Hypothek 
genehmigt werden. Eine Sicherungs⸗ 
hypothek, die dem Kanehmer ermög⸗ 
licht, an Stelle des erhaltenen K. nach 
Rückzahlung anderweit K. auf Grund 
der Sicherung in Anſpruch zu nehmen, 
iſt jedoch als Belaſtung ungeeignet 
2256 17 


Unter das Vorrecht des 5 10 Ziff. 1 


HwXerfiß. fallen nicht nur Auſprüche 
auf Erſatz barer Auslagen, ſondern 
auch ſolche auf Erſatz von K. nebſt 
deren Zinſen, die der die Zwangsver⸗ 
waltung betreibende Gläubiger für die 
Zwecke der Zwangsverwaltung aufge⸗ 
nommen hat 297612 


Die Beſtellung einer Grundſchuld bildet 


mit dem ihr zugrunde liegenden K. 
abkommen kein einheitliches Rechts⸗ 
geſchäft i. S. des § 139 BGB. und 
wird daher von der Nichtigkeit des 
letzteren nicht ergriffen 31243 


Oſthilfeentſchuldung. Durch Hingabe der 


Entſchuldungspfandbriefe ſeitens der 
Oſthilfeentſchuldungsſtelle an den Gläu⸗ 
biger einer Grundſchuld wird der per⸗ 
ſönlich haftende Schuldner eines K., 
zu deſſen Sicherung die Grundſchuld 
beſtellt iſt, nicht von der perſönlichen 
Schuld befreit. Die Entſchuldungs⸗ 
pfandbriefe dienen vielmehr als Siche⸗ 
rung an Stelle der Grundſchuld 23521 


Die Einwirkung der Konkurseröffnung 


auf K.eröffnungs⸗ und Kontokorrent⸗ 
verträge 2745 


§ 91 BPI. Koſten der Kaufnahme nicht 


erſtattungsfahig 3075 1 


Kreditbürge 
vgl. unter B. 
Kreisbauernführer 
vgl. unter Entſchuldung, landwirtſchaft⸗ 
liche; Erbhof 
Krieg 
vgl. unter Sequeſter 
Kriegsperſonenſchäden 
vgl. unter Tumultſchäden 


Kriegsſchuld 
vgl. unter Verſailler Vertrag 
Kriſenunterſtützung 
vgl. unter Arbeitsloſenunterſtützung 
Kündigung 
vgl. unter Angeſtellte, ArbOG., Dienſt⸗ 
vertrag, Kartell, Verſicherungsrecht, 


privates; K. nach Geſ. z. Wiederher⸗ 
ſtellung des Berufsbeamtentums dgl. 
unter Beamte 
Künftige Anſprüche 
8 829 ZPO. Die k. A. eines Fuhrunter⸗ 
nehmers gegen ſeine etwaigen Auf⸗ 
traggeber ſind nicht pfändbar 3076? 
Kunſthandel 
vgl. unter Bilderhandel 
Kunſtſchutz 
vgl. auch unter Film 
88 1, 2, 15 Kunſtſchcz. Abſicht des Her⸗ 
ſtellers, etwas Künſtleriſches hervorzu⸗ 
bringen, iſt nicht Vorausſetzung des 
K. Benutzung gebräuchlicher Darſtel⸗ 
lungsmittel ſchließt Kunſtwerkseigen⸗ 
ſchaft nicht aus. Der Geſamteindruck 
einer Darſtellung entſcheidet, ob Nach⸗ 
ahmung vorliegt. Auch für urheber⸗ 
rechtlich nicht geſchützte Gegenſtände 
Schutz gegen Nachahmung nach dem 
Unl WG., wenn 1. eine individuelle Qü- 
ſung als Ergebnis wertvoller Gedanken⸗ 
arbeit erſcheint, 2. durch eigens hierfür 
geſchulte und hochbezahlte Kräfte her⸗ 
vorgebracht ift 24872 
Kuppelei 
Hat die Polizei eine Wohnung geſchloſ⸗ 
ſen, weil nacheinander mehrere Mieter 
darin unbefugt Gaſtwirtſchaft betrie⸗ 
ben und fortgeſetzt den Tatbeſtand der 
K. verwirklicht haben, ſo kann ſie auf 
Grund von $ 20 Pol Verw. auch dem 
Eigentümer gegenüber die Freigabe 
der Wohnung ſo lange verweigern, 
bis er den Nachweis einwandfreier 
Verwendung erbringt 33253 
Kurort 
Die Darbietung von Kurkonzerten und 
die Bereitſtellung von Kuranlagen und 
Leſezimmern ſind weder ärztliche und 
ähnliche Hilfeleiſtungen noch Lieferun⸗ 
gen von Heil⸗ und Hilfsmitteln i. S. 
des § 2 Nr. 9 Um StG. 316115 
Laden 
vgl. unter Miete 
Ladung 
Së 900 ff. ZPO. Im Offenbarungseids⸗ 
verfahren iſt hinſichtlich des Antrags 
auf Erlaß des Haftbefehls auch noch 
in der Beſchwerdeinſtanz die Beachtung 
der Ladungsfriſt von Amts wegen 
nachzuprüfen 27982 
8245 StPO. Der Unterſchied zwiſchen 
„geladenen“ und „in die Sitzung ger 
ſtellten“ Zeugen gilt auch für die St A., 
obwohl für die von ihr bewirkten 
Ladungen eine beſtimmte Form nicht 
vorgeſchrieben iſt. Dieſer letztere Um⸗ 
ſtand kann nicht dazu führen, der StA. 
— im Hinblick auf § 245 StPO. — eine 
gegenüber der des Angekl. ungünſtigere 
Stellung zu geben. Es muß ihr die 
Entſcheidung freigeſtellt bleiben, durch 
Namhaftmachung eines Zeugen als 


Kreditbetrug 
vgl. unter B. 


„geladen“ ſeine Vernehmung der Vor⸗ 
ſchrift des § 245 zu unterſtellen, durch 


feine Bezeichnung als „geſtellt“ ba- 
gegen bezüglich ſeiner ſich und dem Ge⸗ 
richt die volle Freiheit des Handelns 
zu wahren 3286 30 
Laienrichter 
Sachverſtändige L.? Schrifttum 3191 
Landesarbeitsgericht 
vgl. unter Arbeitsgericht 
Landesbauernführer 
vgl. unter Erbhof 
Landesrecht 
Bei überhebung von Tumultſchädenren⸗ 
ten iſt, wenn der Einwand der nicht 
mehr vorhandenen Bereicherung er⸗ 
hoben wird, nicht L., insbeſondere nicht 
die Vorſchrift des § 39 III PrBejold®. 
anzuwenden, ſondern es gelten auch 
in dieſem Fall lediglich die reichsrecht⸗ 
lichen Vorſchriften. Hieran ändert auch 
die Tatſache nichts, daß ſeit dem 
1. April 1924 an Stelle des Reichs 
ie Länder und Gemeinden für die 
Laſten aus der Verſorgung nach § 18 
KrperſSchG. aufzukommen haben 25831 
Landmeſſer 
L Nr. 1 UmjSt6. Die in Preußen 
öffentlich vereidigten L. ſind, ſoweit ſie 
nicht ausdrücklich in Beamten⸗ oder An⸗ 
geſtelltenverhältnis übernommen wor⸗ 
den ſind, als ſelbſtändige Gewerbetrei⸗ 
ende anzuſehen und unterliegen grund⸗ 
ſätzlich der Umſatzſteuer. Aus den all⸗ 
gemeinen öffentlich⸗rechtlichen Vorſchrif⸗ 
ten über die Rechtsſtellung und Tätig⸗ 
keit der vereidigten L. läßt ſich ein 
die umſatzſteuerrechtliche Selbſtändig⸗ 
gi ausſchließendes Abhängigleitsver⸗ 
yalin i i 
2732 65 zum Staat nicht herleiten 
Landſchaft 
te auf Erſuchen einer Generalland⸗ 
ſchaftsdirektion erfolgte Löſchung des 


SS 611f, 1617 BGB. Vorausſetzungen 
für die Annahme eines vertraglichen 
Arbeitsverhältniſſes bei Hausſohn, der 
im landwirtſchaftlichen Betrieb feines 

e Dienſte leiſtet 26501 

lenſtleiſtungen erwachſener Kinder De- 
gründen in der Regel keine Anſprüche 
aus $ 812 BGB., auch nicht, wenn 
won. Dienfte in der Abſicht und Er⸗ 
wartung ſpäterer Landzuteilung ge⸗ 

Tele werden 2994 13 
6, 32 BVG. Bei Verſicherung eines 
Juchttiers gegen den Schaden, der da- 
SR entſteht, daß es verendet oder 

egen tödlicher Krankheit oder Unfalls 
getötet werden muß oder zu Zucht⸗ 
a... dauernd unbrauchbar wird, 
dann die vertragliche Verpflichtung des 
licheſicherungsnehmers, jede „erheb⸗ 
liche“ Erkrankung des Tiers anzu⸗ 
Veo fen nur den Zweck haben, dem 
Steer Gelegenheit zu geben, 
ſchritte zur Verhütung einer Er⸗ 
e ede 1 zu kun, daß das 
rendet oder zu Zu P 
unbrauchbar wird. Deshalb 1 
Ta Verſicherer auf Vereinbarung da⸗ 
dh daß er bei Verletzung dieſer Ob⸗ 
EE zum Rücktritt berechtigt oder 
on der Leiſtungspflicht frei ſein ſoll, 


Sachregiſter 


auch im Fall ſchuldhafter Verletzung 
nicht berufen, wenn die Verletzung kei⸗ 
nen Einfluß auf den Eintritt des Ver⸗ 
ſicherungsfalls und auf den Umfang 
der Leiſtung des Verſicherers gehabt 
hat. Hat der Tierarzt eine Erkrankung 
des Tiers als „abſolut unerheblich“ 
angeſehen und dies auch dem Verſiche⸗ 
rungsnehmer gegenüber geäußert, ſo 
bedeutet es überſpannung der Sorg- 
faltspflicht, wenn das Gericht lediglich 
die Kenntnis des Verſicherungsnehmers 
als Landwirt und Bullenhalter für 
die Auffaſſung verwertet, daß er die 
Erkrankung als weſentlich hatte an- 
ſehen und anzeigen müſſen 23344 

Zu den Gegenſtänden des Wochenmarft- 
verkehrs im Sinne der Vorſchrift des 
8661 Ziff. 2 GewO. gehören ohne 
Rückſicht darauf, von wem ſie feilge⸗ 
boten werden, nicht nur die aus dem 
Betrieb einer L. uſw. unmittelbar her⸗ 
vorgegangenen Fabrikate, ſondern auch 
ſolche, bei denen dies nicht der Fall 
iſt, deren Fabrikation aber urſprüng⸗ 
lich und notwendig dem Betrieb der 
L. uſw. angegliedert geweſen iſt. Saure 
Gurken und Salzheringe ſind daher 
Wochenmarktartikel 25841 

8867, 31, 28 RVBewG. Ob Betriebs⸗ 
mittel ſtehend oder umlaufend iſt, iſt 
lediglich nach ſeiner Zweckbeſtimmung 
zu entſcheiden. Stehende Betriebsmittel 
ſind ſolche, die dauernd dem Betrieb 
dienen und bei der Hervorbringung 
der landwirtſchaftlichen Erzeugnuiſſe 
mitwirken ſollen. Umlaufend ſind ſolche, 
die zum Verbrauch in der Wirtſchaft 
oder zur Veräußerung beſtimmt ſind, 
regelmäßig alſo u.a. die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe, das Maſtvieh, 
der Dünger, das Saatgut, das Kraft⸗ 
futter 218510 

867 R Bew.; § 222 RADJO. Bei Qand- 
wirten iſt angeblicher Arbeitslohn von 
Kindern für landwirtſchaftliche Dienſte 
regelmäßig nicht am Vermögen ab- 
zugsfähig. Wenn das Fin A. eine in 
der Vermögenserklärung eines Qand- 
wirts als Darlehnsforderung eines 
Kindes bezeichnete Schuld zum Abzug 
zuläßt, ſpäter aber durch Vorlegung 
eines Schuldſcheins erfährt, daß es 
ſich um eine Eutſchädigung für die auf 
dem Hof geleiſtete langjährige Arbeit 
handelt, ſo iſt das eine neue Tatſache 
auch dann, wenn das Fin A. von dieſer 
Tatſache ſchon zur Zeit der Veran⸗ 
lagung durch Einfordern des Schuld» 
ſcheines hätte Kenntnis erlangen kön⸗ 
nen 2808 10 

EinkStch. Bezüge eines Landwirts aus 
der Einräumung einer dinglichen Roh- 
lenabbauberechtigung an eine Gemert- 
ſchaft (Pachtvertrag) ſind landwirt⸗ 
ſchaftliche Einnahmen 28761 

§ 916 RVO. Teichentlandungsarbeiten 
können trotz überwiegender Beſchäfti⸗ 
gung betriebsfremder Notſtandsarbei⸗ 
ter unter Umſtänden landwirtſchaftlich 
verſichert fein 28127 

88 922, 339b RVO. Unfall eines Qand- 
wirts auf dem Weg zur Regelung von 
Steuerangelegenheiten nicht entſchädi⸗ 
gungspflichtig 23661 

88 922, 539 b, 544 RVO. Unfall eines 
Landwirts auf dem Wege zur Wahr⸗ 
nehmung eines Termins vor dem 
Arb., wobei es ſich um Rechtsſtreit 
über Entlaſſung eines landwirtſchaft⸗ 
lichen Angeſtellten handelte, als land⸗ 
wirtſchaftlicher Betriebsunfall aner⸗ 
kannt 27335 
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Laſtkraftwagen 
vgl. unter Kraftf. 
Laufende Rechnung 
vgl. unter Kontokorrent 
Lauſitz 
Brückenunterhaltung. In der Niederlauſitz 
beruht die Unterhaltung der Land⸗ 
und Heerſtraßen auf Obſervanz; ihre 
Abänderung durch beſondere Rechts⸗ 
titel iſt zuläſſig. Wenn der beſondere 
Rechtstitel für die Unterhaltung einer 
Brücke fortgefallen iſt, lebt nicht die 
frühere Unterhaltspflicht wieder auf, 
vielmehr tritt dann der nach jetzigem 
Recht allgemein Unterhaltungspflich⸗ 
tige ein 3322 1 
Lebensmittelgeſetz 
vgl. auch Nitritgeſetz 
Vorſchriften für die einheitliche Durch⸗ 
führung des L. Schrifttum 2758 
Die Behauptung, daß einem Lebensmittel 
(Malzextrakt) Heilkraft gegen alle mög⸗ 
lichen Arten von Krankheiten inne⸗ 
wohne, bezieht ſich auf die Beſchaffen⸗ 
heit des Lebensmittels und iſt daher 
eine Angabe i. S. des 8 4 Nr. 3 Leb- 
Mitt. 2153 26 


Lehrer 
vgl. auch unter Schule 
8 839 BGB. Beaufſichtigungspflicht eines 
L. während Klaſſenwanderung umfaßt 
ſowohl die Sorge, daß die Schüler vor 
Gefahren beſchützt bleiben, als auch, 
daß ſie dritten Perſonen keinen Scha⸗ 
den zufügen. Ihre Grenzen findet dieſe 
Amtspflicht in den ſonſtigen Amts⸗ 
pflichten des L.; er muß auch auf 
Schulwanderung das Unterrichtsziel 
im Auge behalten, auf die zweckmäßige 
körperliche Bewegung der Schüler ach⸗ 
ten und im perjünlichen Geſpräch 
charakterlich auf ſie einwirken; dabei 
ſoll die Wanderung der Entſpannung 
dienen. Der L. darf deshalb gerade 
bei ihr das Maß der Aufſicht nicht 
überſpannen, vielmehr muß er ſeinen 
Schülern je nach ihrem Alter, Charat- 
ter und Verſtändnis gewiſſe Selbſtän⸗ 
digkeit zutrauen 26188 
Lehrling 
Der L. im Konkurs und gerichtlichen 
Vergleichsverfahren des Lehrherrn 2894 
Auch derjenige, deſſen ſich der Lehrherr 
als ſeines Vertreters bei Erfüllung 
der ihm nach 8 76 HGB., § 127 Gew. 
dem L. gegenüber obliegenden Pflich⸗ 
ten zur Unterweiſung bedient — ſei es 
allein, ſei es neben ihm —, kann 
Lehrer i. S. des § 174 Ziff. 1 StGB. 
fein 2772 13 
§ 74 II ArbVermG. Beſteht an einem 
Ort für ein Gewerbe die Übung, daß 
die Lehre fon zu Oſtern beendet 
wird, auch wenn ſie nach dem Lehr⸗ 
vertrag einige Tage länger dauern 
ſollte, und wird der L. entſprechend 
dieſer übung im gegenſeitigen Einver⸗ 
ſtandnis zu Oſtern entlaſſen, fo er- 
liſcht die Verſicherungsfreiheit gemäß 
8 74 III 12 Monate vor der Entlaf- 
ſung 22822 
Leibesfrucht 
81714 BGB. Vertrag, durch den ſich der 
Erzeuger gegenüber der unehelichen 
Mutter unter gewiſſen Bedingungen 
zur Zahlung von Unterhalt für das 
noch nicht geborene Kind verpflichtet, 
unterliegt nicht der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung 26233 
Leibgedinge 
und Leibzucht vgl. unter Altenteil 
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Leihe 

87 KraftfG. üben der Eigentümer eines 
Kraftwagens und ein Dritter, dem der 
Wagen leihweiſe mitüberlaſſen ift, ab- 
wechſelnd die Verfügungsgewalt über 
den Wagen aus und ziehen ſie beide 
Nutzungen aus deſſen Gebrauch, ſo 
ſind ſie beide als Halter anzuſehen 
2973 5 

Leiſtungsbeſtimmung ($ 319 BGB.) 

Liegt echte Verwirkungsabrede vor, dann 
kommt bei deren Eintritt eine Beſtim⸗ 
mung der Leiſtung durch Urteil nach 
831012 BOB. nicht in Betracht 26832 

Leiſtungsklage 
vgl. unter Feſtſtellungsklage, Rechnungs⸗ 
legung 
Leſeſgal 
vgl. unter Bücherei 
Leuchtreklame 

88 903, 905, 1004 BOB. Der Gemein- 
gebrauch erſtreckt ſich auch auf das 
Recht, S.anlagen an der Straßenfront 
der Häuſer anzubringen. Die Anlieger⸗ 
nutzung darf aber die Benutzung an⸗ 
derer Gebäude und den Gemeinge⸗ 
brauch der andern Wegebenutzer und 
Anlieger nicht beeinträchtigen 3008 12 

Leumunds zeugnis 

8256 StPO. Die Außerung einer Straf- 
anſtaltsdirektion, die — neben der Auf- 
zählung der vom Angekl. begangenen 
Straftaten und der hierfür ausge⸗ 
ſprochenen Strafen — folgende „Ge⸗ 
ſamtwürdigung“ enthält: „Leicht er⸗ 
regbarer, geiſtig und moraliſch hoch⸗ 
gradig minderwertiger, abgeſtumpfter, 
ganz aſozialer, unverbeſſerlicher, ge⸗ 
meingefährlicher Dieb“, iſt hinſichtlich 
dieſer Geſamtwürdigung als L. zu er⸗ 
achten. Ihre Verleſung iſt inſoweit un⸗ 
zuläſſig 277919 

Lexikon 

vgl. unter Wörterbuch 
Lichtbild 

vgl. unter Photographie 
Lichtſpiel 

vgl. unter Film 
Lieferungsſyndikat 

vgl. unter S. 
Liquidation 

vgl. unter Akt., GmbH., Genoſſenſchaft 
Literariſches Urheberrecht 

Ein Werbevers iſt ein durch das U. ge⸗ 
ſchütztes Schriftwerk i. S. des § 1 Lit- 
UrhG. Die beiläufige Verwendung des 
Werbeverſes — mit geringfügiger An⸗ 
derung — in einem Tonfilm iſt gemäß 
813 chu, zuläſſig 2796 

Der Schutz des muſikaliſchen Kunſtwerks 
gegen Verſchandelung nach Ablauf der 
urheberrechtlichen Schutzfriſt. Schrift⸗ 
tum 3050 

Nach Verjährung der Anſprüche aus 8 36 
Litürhch. kommen immer noch An⸗ 
ſprüche aus 8812 BGB. wegen un- 
befugten Abdrucks und Verbreitung in 
Betracht, die erſt nach 30 Jahren ver⸗ 
jähren 2642 £ 

Lizenz 
vgl. unter Patent 
Lohnpfändung 

Anderungen des Rechts der Lohn⸗ und 
Gehaltspfändung durch das Geſetz zur 
Anderung von Vorſchriften über die 
Zwangsvollſtreckung v. 24. Okt. 1934 
2821 

Zur L. aus vollſtreckbaren Urkunden für 
Unterhaltsforderungen 2527 

8850 BPO. Mitberückſichtigung des Gin- 
kommens der Ehefrau bei Pf. gegen 
den Ehemann für Unterhaltsanſprüche 
eines unehelichen Kindes 24202 


Sachregiſter 


8850 ZEO.; § 1 Lohnpfd. Auch einem 
unehelichen Kind gegenüber iſt der Lohn 
eines Arbeiters mit Frau und zwei 
Kindern in Höhe von ¼ des wöchent⸗ 
lich 38 AM überſteigenden Bruttobe⸗ 
trags pfändbar 29403 

$ 851 BPO. Bei den Pfändungsbeſchräu⸗ 
kungen des § 4a Lohnbeſchlcö. ift ein 
uneheliches Kind des Ehegatten des 
Schuldners nicht zu berückſichtigen. Der 
Lohnzuſchlag, den der Schuldner er⸗ 
hält, weil er für ein in ſeinem Haus⸗ 
halt befindliches uneheliches Kind ſei⸗ 
ner Ehefrau ſorgt, kann wegen des 
Unterhaltsanſpruchs ſeines eigenen un⸗ 
ehelichen Kindes gepfändet werden 25763 

S 1 Lohnbeſchlc. Zur Frage der Pfänd⸗ 
barkeit des Gehalts des Geſchäftsfüh⸗ 
rers einer GmbH. 21803 

g 1 Lohnbeſchlcßg.; Lohnpfs D. Ein bei 
der Krankenkaſſe zugelaſſener Dentiſt 
kann ſich wegen ſeiner Forderungen 
aus Kaſſenhonorar an den Reichsver⸗ 
band Deutſcher Dentiſten, Abrechnungs⸗ 
abteilung, nicht auf die Schutzbeſtim⸗ 
mungen des Lrechts berufen. Begriff- 
liche Grenzziehung zwiſchen abhängigem 
und unabhängigem Dienſtvertrag 25011 
2505 2 

88 1, 4 Nr. 1 Lohnbeſchlcß. Die Schutz⸗ 
vorſchrift des § 8501 Nr. 8 und II 
3PO. gilt auch für den Poſtagenten; 
die Pfändbarkeit ſeines Dienſteinkom⸗ 
mens iſt ohne Rückſicht auf anderen 
Verdienſt zu prüfen 80161 

8 4 Lohnbeſchlch. Die unbeſchränkte Pfün⸗ 
dung gemäß 8 850 IV ZPD. entſpricht 
nicht mehr dem heutigen Rechts⸗ und 
Volksempfinden. Entgegen der Veſtim⸗ 
mung des 8 850 IV 3PO. ift dem 
Schuldner als Ernährer einer Familie 
ein gewiſſer Betrag zu belaſſen 30201 

Lohnſteuer 

§8 69, 77 EinfStG. Die Nichtabführung 
von L. oder Ortskrankenkaſſenbeiträgen 
ift nicht nach 881492, 1494 RVO. 
ſtrafbar, dagegen unter Umſtänden 
nach 8396 RAbgO. Auch Bürovor⸗ 
ſteher kann ſich danach ſtrafbar machen. 
Zwiſchen der Hinterziehung der L., der 
Nichtabführung der Arbeitsloſenhilfe⸗ 
abgabe und der Vorenthaltung der 
Krankenkaſſenbeiträge kann kein Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhang beſtehen 26929 

Löſchung 
vgl. unter Grundbuch 
Löſchungsvormerkung 
vgl. unter Vormerkung 


Lotterie 

8286 StB. Mit dem Begriffe der L. 
iſt es vereinbar, daß der Veranſtalter 
ſich vorbehält, die Zahl der Gewinne 
erſt nachträglich nach dem Umfang des 
Abſatzes der Loſe zu beſtimmen. Die 
beim Vertrieb der Loſe den Abnehmern 
erwachſende Inſerenten⸗ und Liefer⸗ 
gebühr kann als verſteckter Einſatz an⸗ 
geſehen werden. Ob der Veranſtalter 
Gewinn aus der L. erſtrebt und er⸗ 
langt, ift unerheblich 3204 19 

$ 266 11 StGB. Untreue durch rechtswid⸗ 
rige entgeltliche Entnahme von Loſen 
aus einer veranſtalteten und vom 
Täter geleiteten L. Zu den Begriffen 
„Schädigung des Volkswohls“ und 
„beſonders argliſtiges Handeln“ 255117 

Der den Lieinnehmern von der General- 
direktion der preußiſch⸗ſüddeutſchen 
KlaſſenèL. gewährte Kriſenzuſchuß iſt 
Einkommen im Sinne der Ruhensvor⸗ 
ſchrift des 824 OffPenſch. und daher 
nicht abzugsfähig 21882 


Luftrecht 
Der Begriff „Militärluftfahrzeuge“ im L. 
Schrifttum 3264 
Magdeburg 
Ruhen wegen Fließens aus öffentlichen 
Mitteln. Stadtgeſchäft M. für Gas, 
Waſſer⸗, Elektrizitäts⸗ und Heizungs⸗ 
anlagen GmbH. (aber nur für die 
Zeit bis zum 30. April 1932, ab 
1. Mai 1932 nicht mehr) 25832 
Mahnung 
§ 284 II BGB. Wenn ſich die Leiſtungs⸗ 
zeit nach dem Kalender derart ergibt, 
daß für den Schuldner gar kein Zwei⸗ 
fel darüber beſteht, wann er leiſten 
muß, iſt nach Treu und Glauben M. 
nicht mehr erforderlich, um den Schuld⸗ 
ner in Verzug zu jegen 2639 17 
Mahnverfahren 
§ 696 BPO. Wird der gegen einen Zah- 
lungsbefehl erhobene Widerſpruch vom 
Schuldner im Gütetermin zurück⸗ 
genommen, ſo tritt der Zahlungs⸗ 
befehl wieder in Kraft und iſt für 
vollſtreckbar zu erklären 3018 5 
Main 
vgl. unter Binnenſchiffahrt 
Makler 
Wenn das Auflöſungsamt den Pfleger 
eines Fideikommißgutes beauftragt, für 
den Vertauf des Gutes Sorge zu tra⸗ 
gen, ſo liegt darin die Ermächtigung, 
einen Makler zuzuziehen, wenn ſolche 
Zuziehung nach den Umſtänden des 
Falles als verkehrsüblich und nützlich 
anzuſehen iſt 32685 
8 35 GewO. Der wegen Geiſtesſchwäche 
Entmündigte beſitzt nicht die für den 
Gewerbebetrieb eines Immobilien M. 
erforderliche Zuverläſſigkeit 31662 
Malzextrakt 
Die Behauptung, daß einem Lebens- 
mittel (M.) Heilkraft gegen alle mög⸗ 
lichen Arten von Krankheiten inne⸗ 
wohne, bezieht ſich auf die Beſchafſen⸗ 
heit des Lebensmittels und iſt daher 
eine Angabe i. S. des § 4 Nr. 3 Leb- 
Mitt. 2153 28 
Mart 
Erſetzung der ReichsM.ehypothek durch 
Gold ehypothek mit Reichs M.klauſel 
ift zuläſſig 29322 
Eingetragene Gold Mehypothek darf nad- 
träglich in reine Reichs M.hypothek mit 
dem gleichen Nennbetrag umgewandelt 
werden, wenn die gleich⸗ und nah- 
ſtehenden Berechtigten zuſtimmen 32941 
Ein Urteil v. 11. Jan. 1924, das auf 
Zahlung von wöchentlich 6 AM Unter- 
halt, vervielfältigt mit der am Tage 
der Zahlung der rückſtändigen und 
laufenden Beträge gültigen Reiche 
richtzahl für die geſamten Lebenshal⸗ 
tungskoſten lautet, kann vollſtreckt wer⸗ 
den 3018 
8 20 ErbſchStcG. 1925 ift auch anzuwen⸗ 
den, wenn der erſte Erwerb in der 
Zeit der Geldentwertung ſtattgefunden 
hat und die für ihn feſtgeſetzte Steuer 
in entwerteter Papier M. gezahlt ijt 
315910 
Bedarf es zur Berechnung des ſteuer⸗ 
baren Wertzuwachſes in Ermangelung 
eines vereinbarten und feſtſtellbaren 
Preiſes der Ermittlung des gemeinen 
Werts eines Grundſtücks, ſo iſt, auch 
wenn es fih um die Zeit der Geld- 
entwertung handelt, nicht deſſen ſog. 
innerer Wert unmittelbar aus dem 
Vorkriegswert, ſondern der Verkaufs⸗ 
wert des Grundſtücks an dem maß⸗ 
gebenden Stichtage, wenn möglich, au⸗ 


damals gezahlten Vergleichspreiſen für 

ähnliche Grundſtücke, in Papier M. zu 

ermitteln und alsdann in Gold M. um- 

zurechnen 3088 2 

Markenſchutz 

8 3 1 Ziff. 4 oſtMarkSchch. „Strahlen“ 
für landwirtſchaftliche Produkte, ins⸗ 
beſondere Eier, nicht als Marke ein⸗ 
tragbar 2288 2 

53 1 Ziff. 2 OſtMarkSchch. „Knäckerli“ 
für Backwaren und diätetiſche Nah⸗ 
rungsmittel, „Panperfetto“ für Back⸗ 
i ee nicht eintragbar 


8 3 1 Ziff. 2 OſtMarkSchc. Für elet 
triſche Raſierayparate ift die Bezeich⸗ 
nung „Dry Shaver“ als Marke nicht 
ſchutzfähig. Mangelnder Nachweis der 
Verkehrsgeltung 30881 

$ 11a SſtMarkschch. Um Marke von der 
Regiſtrierung auszuſchließen, genügt 
die Ahnlichkeit eines für den Geſamt⸗ 
eindruck maßgebenden Beſtandteils die⸗ 
ſer Marke mit dem im Gedächtnis 
haftenden charatteriſtiſchen Teile einer 
älteren Marke. Zur Beurteilung der 
Ahnlichkeit von Marken iſt Sachver⸗ 
ſtändigenbeweis nicht erforderlich 21921 

88 21 II, 11 a HtMartsh6. „Nur nicht 
aufregen!“ verwechſelbar ähnlich mit 
„Menſch, ärgere dich nicht!“ und „Nur 
nicht ärgern“ 33281 

Schweizer 


Mecklenburg 

die Umwandlung einer fog. „Hauswirt⸗ 
itelle” mecklenburgiſchen Rechts in 
(reies Eigentum des bisherigen Haus- 
wirts bedeutet einen nach 8 1 GrErw⸗ 
StG. ſteuerpflichtigen Eigentumsüber⸗ 
gang 29433 

Auch gegenüber der in dem verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Verfahren aus Art. 13 II 
Weim Verf. zwiſchen dem RMd J. und 
dem MecklStrel Fin Min. ergangenen 
Entſch. des RG. v. 13. Juli 1931 war 
die Erhebung von Gemeindegrund⸗ 
teuer von den der ev. luth. Landes⸗ 
ürche gehörigen, im Landesteil Star⸗ 
gard belegenen Grundſtücken und Ge⸗ 
bäuden bis zum 1. April 1934 grund- 
lätzlich zuläſſig. Inwieweit Befreiung 
dieſer Grundſtücke und Gebäude von 
der Gemeindegrundſteuer beſtand, rich⸗ 
tete ſich nach dem § 21k und II Meckl⸗ 
Strelchrund StG. i. d. Faſſ. der Bek. 
v. 16. April 1930. — Der 831 Nr. 8 
GrstRahmcz. findet auf die Ge- 
meindegrundſteuer für den Landesteil 
Mecklenburg⸗Strelitz keine Anwendung. 
Es ift für den Landesteil Medlen- 
burg ⸗Strelitz nicht zuläſſig, eine geſetz⸗ 
uche Regelung zu treffen, wonach 
Grundſtücke der ev. Auth. Landeskirche, 
te zur Staatsgrundſteuer deshalb 
nicht herangezogen werden, weil ihre 
Heranziehung gegen § 3 I Nr. 8 Gr⸗ 
StKahm®. verſtoßen würde, den reichs⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften über Geldent⸗ 
wertungsausgleich bei bebauten Grund⸗ 
ſtücken unterliegen follen 25791 

REN 

andbuch der geſamten Unfallhei 
Schrifttum 2330 r. 

Medizinalbeamte 

Geſetze über die Gebühren von M. ſind 


Taxvorſchri i 
a 8 i. S. des § 16 Beug- 


Sachregiſter 


Meineid 


vgl. auch unter Eidesnotſtand 

§ 153 StGB. Zur Sicherung übereignete 
Sachen brauchen bei Leiſtung des 
Offenbarungseids nicht in das Ver⸗ 
mögensverzeichnis aufgenommen zu 
werden, wohl aber der bedingte An⸗ 
ſpruch auf ihre Rückübertragung. Ein 
Irrtum über den Umfang der Angabe⸗ 
pflicht fällt unter 8 59 StGB. 26928 

§ 155 Nr. 2 StGB. Unter allen Umſtän⸗ 
den iſt eine eigene Erklärung des Zeu⸗ 
gen erforderlich, die unzweideutig ſei⸗ 
nen Willen erkennen läßt, ſeine Aus⸗ 
ſage unter dem früher geſchworenen 
Eid zu machen 285015 

Die Frage, ob bei der Straftat nach 
$ 159 StGB. die Vorſchriften in 8 46 
zur Anwendung kommen können, wird 
erneut verneint 24689 

8 159 StB. Wer Zeugen zur eiblichen 
Bekundung einer Tatſache zu beſtim⸗ 
men verſucht, iſt des Unternehmens 
der Verleitung zum M. ſchuldig, wenn 
er zwar die Tatſache für wahr hält, 
aber weiß, daß der Zeuge von ihr 
kein eigenes Wiſſen oder keine Erinne⸗ 
rung mehr beſitzt, und wenn er gleich- 
wohl will, daß der Zeuge durch die 
Art ſeiner Bekundung bewußt den An⸗ 
ſchein erweckt, als bekunde er die Tat⸗ 
ſache auf Grund eigener Wahrneh 
mung und eigener Erinnerung 23368 


„Menſch, ärgere dich nicht“ 


88 21 II, 11 a OſtMarkSchch. „Nur nicht 
aufregen!“ verwechſelbar ähnlich mit 
„Menſch, ärgere dich nicht!“ und „Nur 
nicht ärgern!“ 33281 


Metallbearbeitung 


§ 547 RVO. Nach Nr. 18 der Anlage zur 
2. BerufskrankhVO. v. 11. Febr. 1929 
iſt eine durch Lärm verurſachte Taub⸗ 
heit oder an Taubheit grenzende Schwer⸗ 
hörigkeit dann als Berufskrankheit an⸗ 
zuſehen, wenn ſie durch Tätigkeit in 
einem Betrieb der M. und verarbeitung 
verurſacht iſt. Nach der Begründung ſind 
darunter nur ſolche Betriebe gemeint, bei 
denen die Verſicherten durch den Lärm 
des Nietens und Klopfens auf hartes 
Metall, insbeſ. auch durch Nieten in⸗ 
nerhalb von Keſſeln, dem das Ohr 
ſchädigenden Lärm in beſonderem Maße 
ausgeſetzt find 2812 6 


Miete 


vgl. auch unter Warmwaſſerheizung, 
Fernſprecher, Räumung 

Stillhaltung des Vermieters. — Wann 
iſt die M. zu zahlen? — Der Gemein⸗ 
ſchaftsgedanke im Mirecht 2318 

Së 535 ff., 95, 97 BGB. Zum Begriff 
des Zubehörs bei Betrieben zur Aus- 
beutung von Bodenbeſtandteilen. über- 
laſſung durch M.verträge, die mirt- 
ſchaftlich einem Verkauf unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt gleichkommen 27157 

8 537 BGB. Das Schächtverbot gibt 
dem Mieter, der Laden zum Verkauf 
koſcheren Fleiſches gemietet hat, kei⸗ 
nen Minderungsanſpruch 2269 2 

8 549 BGB. Der Mieter hat nach M.- 
recht — auch im Falle der Zwangs⸗ 
M. — nicht für Schäden aufzukom⸗ 
men, die die von ihm eingeſetzten Unter⸗ 
mieter außerhalb der ihnen zugewie⸗ 
ſenen Räume auf dem Anweſen des 
Vermieters anrichten. Ausgenommen 
ſind naturgemäß Schäden an ſolchen 
außerhalb der eigentlichen M.ſache lie- 
genden Gegenſtänden, deren Benutzung 
durch den Untermieter nach verſtändi⸗ 
ger Würdigung der Umſtände zum 


WÉI 


Gebrauch der Mieträume mitzurechnen 
ift 2129 1 

§ 549 I 1 BGB. Dieſe Geſetzesſtelle und 
damit die Kündigung als einziger 
Rechtsbehelf gegen unbegründete Ver⸗ 
weigerung der Untervermietung trifft 
nicht den Fall, wo der Vermieker zur 
Erteilung der Erlaubnis vertraglich 
verpflichtet war, hier kann der Mieter 
auch Schadenserſatz verlangen 3193 1 

Zum Begriff des „Vorenthaltens der 
Mietſache“ i. S. der 88 557 und 568 
BGB. 3259 

87T PrMietzBildVO. Keine Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Mieters wegen nicht 
ausgeführter Schönheitsreparaturen, 
wenn vorbehaltlos an Stelle der bis⸗ 
herigen geſetzlichen M. eine Feſtmiete 
vereinbart worden ift 31511 

Ein Verein kann auch nach dem Führer⸗ 
prinzip gegründet und eingerichtet wer⸗ 
den. Iſt dies geſchehen, ſo haftet er 
aus einem von ſeinem bevollmächtig⸗ 
ten Geſchäftsführer geſchloſſenen M.⸗ 
vertrag 3000 1 

Die „Verfügung“ in dem Gef. über die 
Pfändung von M.⸗ und Pachtzins⸗ 
forderungen vom 9. März 1934 2321 

Die Berechnung der Anſprüche des Ab⸗ 
zahlungsverkäufers für Gebrauchsüber⸗ 
laſſung und Wertminderung kann bei 
Laſtkraftwagen nicht unter Zugrunde⸗ 
legung des verkehrsüblichen Mietzinſes 
erfolgen 27168 3006 10 

Die von der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft herausgegebenen Richtlinien über 
die für gemietete Laſtkraftwagen zu 
zahlende Vergütung iſt für die Errech⸗ 
nung der Anſprüche des Abzahlungs⸗ 
verkäufers nicht maßgebend 3007 11 

88 267, 270 StGB. ſchlagen nicht ein, 
wenn eine Frau ſich in M.vertrag dem 
Vermieter gegenüber nur deshalb einen 
falſchen Namen beilegt, um die Tat⸗ 
ſache zu verdecken, daß ſie als Ledige 
mit dem Mieter zuſammenlebt 3064 13 

Hat Steuerpflichtiger einem Lichtbildner 
für beſtimmte Plätze die ausſchließliche 
Erlaubnis erteilt, Lichtbildaufnahmen 
zu machen und die Bilder feilzuhalten, 
ſo liegt gemiſchtes Vertragsverhältnis 
vor, das Vermietung oder Verpachtung 
nicht zum weſentlichen Vertragsinhalt 
hat, und das daher Verpachtungen und 
Vermietungen i. S. des § 2 Nr. 4 Umſ⸗ 
StG. 1926 nicht gleichſteht 316115 

„übernahme einer beſtehenden Wirtſchaft“ 
i. S. von § 3 BerlSchankerlStO. liegt 
vor, wenn der Inhaber einer Wirt- 
ſchaft ausſcheidet und an ſeine Stelle 
ein neuer Inhaber, dem die Schank⸗ 
erlaubnis erteilt worden iſt, tritt. Ob 
die Inhaber Eigentümer oder Mieter 
der dem Schankbetrieb dienenden 
Räume find, ift ohne Belang 2590 


Mietſenkung 


Teil 2 Kap. II 8 2 der 4. NotPD.; 88 5ff. 
PrMietz VO. Die Entſcheidung des Ge- 
meindevorſtands (bei Beſchwerde des 
Regierungs⸗ oder — für Berlin — 
Oberpräſidenten) bei Neubauräumen 
über die geſetzliche M. nach der 4. Not⸗ 
VO. bindet das ordentliche Gericht nur, 
wenn ſie Miet-, nicht Geſellſchaftsver⸗ 
hältniſſe betrifft. Betrifft ſie Mietver⸗ 
hältnis, ſo entſcheidet die Stelle auch 
ausſchließlich darüber, ob die M. bei 
gleitendem Mietzins eintritt und ob 
im Jahre 1931 eingetretene Miet⸗ 
ermäßigung anzurechnen iſt. Der Be⸗ 
trag der M. kann nur unveränderlich, 
nicht gleitend ſein 26311 


22 


Mietwucher 

8 49a MietSchch. Maßſtab für Feſtſetzung 
der Angemeſſenheit der Miete iſt allein 
der objektive Nutzungswert der Räume; 
Geſtehungskoſten, perſönliche Verhält⸗ 
niſſe u. Vermögensverhältniſſe der Ver⸗ 
tragsteile oder andere Momente ſind 
außer Betracht zu laſſen. Jede Miet⸗ 
zinsrate iſt für ſich nach den geſamten 
zur Zeit ihrer Fälligkeit obwaltenden 
Verhältniſſen zu beurteilen. Der Rück⸗ 
forderungsanſpruch des Mieters wegen 
zuviel gezahlter Miete wird nicht durch 
die Einwendungen der 88 814 und 
817 I BGB. ausgeſchloſſen 2269 4 

8 49a MietShHb. Nachträglicher M. wird 
nicht ſchon durch Veränderung der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe begründet, 
ſondern iſt nur unter ganz beſonderen 
Umſtänden als gegeben anzunehmen. 
Der Mieter, der den vereinbarten Miet⸗ 
zins längere Zeit hindurch zahlt, ver⸗ 
ſtößt gegen Treu und Glauben, wenn 
er den Mietzins nachträglich für wuche⸗ 
riſch erklärt und die angeblich zuviel 
gezahlten Beträge zurückfordert 2867 © 

Milderes Geſetz (8 2 II StGB.) 

§ 2 II StGB. findet dann keine Anwen⸗ 
dung, wenn zwar die ein Blankett⸗ 
geſetz ſüllende Norm aufgehoben oder 
geändert wird, die Strafſatzung des 
Blankettgeſetzes aber unverändert bleibt 
2709 1 

Mildernde Umſtände 

8 51 II StGB. Eine nicht erheblich ber- 
minderte Zurechnungsfähigkeit kann 
nur im Rahmen der Strafzumeſſung 
bei Prüfung der Frage, ob m. U. zu⸗ 
zubilligen find, berüdjichtigt werden 
2238 6 

§ 228 StGB. (m. U. bei Körperverletzung 
bezieht ſich auf den — darin nicht er⸗ 
wähnten — § 223 b 21661 

$ 267 III StPO. Der Antrag „auf Frei- 
ſprechung, evtl. mildere Strafe“ iſt 
nicht als ein ſolcher auf Zubilligung 
von „m. U.“ aufzufaſſen 3287 31 

Militärluftfahrzeuge 

Der Begriff „M.“ im Luftrecht. Schrift⸗ 

tum 3264 
Miſchfutter 

M. genießt die Steuerermäßigung des 
813 II UmſStG. 1932 nur, wenn es 
ausſchließlich aus Beſtandteilen der in 
dieſer Vorſchrift genannten Arten zu⸗ 
ſammengeſetzt ift 3319 6 

Mißbrauch von Formen uſw. des bürger⸗ 
lichen Rechts (8 10 N Abg.) 

vgl. unter Steuerumgehung 

Miteigentum 

Der Räumungsanſpruch des Erſtehers 
gegen einen Miteigentümer bei der 
Verſteigerung zum Zwecke der Auf⸗ 
hebung der Gemeinſchaft 2960 

Die rechtliche Natur eines Hofes als 
Erbhof wird nicht dadurch berührt, daß 
an dem zwiſchen den Hofgebäuden lie⸗ 
genden, Hofraum neben dem Erbhof⸗ 
bauern ein Nachbar als Miteigen⸗ 
tümer beteiligt ift 2861? 

Die Erbhofeigenſchaft eines Grundbeſitzes 
wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß 
die Wohn⸗ und Wirtſchaftsgebäude im 
M. mit dritten Perſonen ſtehen, wenn 
tatſächlich die Wohngebäude und twe- 
ſentlichen Wirtſchaftsgebäude zu ge⸗ 
trenntem Beſitz aufgeteilt ſind und nur 
unweſentliche Teile der Hofſtelle (Tenne, 
Einfahrt, Keller) gemeinſam benutzt 
werden müſſen 3291 2 

M.anteile an Grundſtück gehören, wenn 
nicht die Ausnahme der §8 62 ff. der 
1. DurchfVO. z. RErbhofc., § 5 der 


Sachregiſter 


2. Durchf VO. vorliegen, nicht zum Erb- 
hof 2258 22 2265 86 
M.anteile gehören nach 8 2 der 2. Durchf⸗ 
BD. z. RErbhofch. nur dann zum 
Erbhof, wenn ſie in dienendem Ver⸗ 
hältnis zum Hofe ſtehen und im Ver⸗ 
hältnis zu ihm Nebenſache darſtellen 
24812 
88 747, 947 BGB. Iſt Kraftwagen aus 
Einzelteilen erbaut worden, die ver⸗ 
ſchiedenen Eigentümern gehörten, ſo 
ſteht, ſolange die Verbindung dauert, 
jedem Eigentümer eines Einzelteils ein 
die Veräußerung des Kraftwagens hin⸗ 
derndes Recht zu, auch wenn der Ein⸗ 
zelteil etwa nicht zum weſentlichen Be- 
ſtandteil des Kraftwagens geworden 
ſein ſollte 25403 
7 Kraftf. Auch der Miteigentümer 
eines Kraftrads iſt Halter, beſonders 
wenn er während der Fahrt die Ver⸗ 
fügungsgewalt ausübt 29355 301015 
Miterbe 
SS 2033, 2040 BGB. Auslegung und 
Wirkſamkeit eines Vertrags, durch den 
der M. über ſeinen Anteil an einzelnen 
Nachlaßgegenſtänden zu verfügen ſich 
„verpflichtet“ 2572 4 
88 30 ff. RErbhofG. Erbauseinander⸗ 
ſetzungsanſprüche auf Grund eines Erb⸗ 
auseinanderſetzungsvertrages unterlie⸗ 
gen nicht der Regelung durch das 
erh, gemäß SS 30 ff. NErbhof. 
Ein derartiges Verfahren vor den An⸗ 
erb. ift unzuläſſig 29271 
Bei Klagen eines M. auf Leiſtung an 
die Erbengemeinſchaft gemäß § 2039 
BGB. ift der Streitwert nicht auf den 
Betrag der Klageforderung, ſondern 
nur nach Maßgabe des Verhältniſſes 
des Anteilrechts des klagenden M. am 
Nachlaß zu beſtimmen 22749 
§ 2039 BGB. Der Streitwert beſtimmt 
ſich nicht bloß bei Klagen eines M. 
auf Leiſtung, ſondern auch bei ſolchen 
auf Feſtſtellung zugunſten der Erben⸗ 
gemeinſchaft nach Maßgabe des Au⸗ 
teilsrechts des klagenden M. am Nach⸗ 
laß 2637 13 
ss 38, 41 Pr. Wird die Unterſchrift 
einzelner M. unter Erbauseinander⸗ 
ſetzungsvertrag öffentlich beglaubigt, ſo 
iſt als Gegenſtandswert der Beglau⸗ 
bigungsgebühr nicht der Nachlaß, ſon⸗ 
dern der Erbteil des unterſchreibenden 
M. anzunehmen 24782 
Steuerfreiheit nach 88 8 Nr. 3, 14 Gr- 
ErwStG. ift nicht ausgeſchloſſen, wenn. 
bei Zwangsverſteigerung, die von Er⸗ 
bengemeinſchaft wegen einer zum 
Nachlaß gehörenden Hypothek hinſicht⸗ 
lich des belaſteten Grundſtücks betrie⸗ 
ben wird, ein M. als Meiſtbieter den 
Zuſchlag erhält, nachdem er auf Grund 
einer zwiſchen ihm und den andern 
M. zur Erzielung eines möglichſt hohen 
Kauſpreiſes und damit zur Rettung 
den Hypothek getroffenen Vereinbarung 
im eigenen Namen auf das Grundſtück 
geboten hatte 22781 
Durch den Eintritt eines fremden Erb- 
teilserwerbers in die Geſamthand⸗ 
gemeinſchaft der M. wird die Anwend⸗ 
barkeit des 88 Nr. 3 GrErwStG. 
weder ausgeſchloſſen noch eingeſchränkt, 
ſoweit bei der Erbteilung den einzel⸗ 
nen M. Nachlaßgrundſtücke oder Grund⸗ 
ſtücksbruchteile zugewieſen werden 22803 
Mitſchuldantrag (8 1574 BGB.) 
vgl. unter Scheidung 
Mitverſchulden (8 254 BGB.) 
Erlöſchen von Lohnauſprüchen infolge 
von Nichtgeltendmachung (Verwirkung). 


AN 


Ausgleich bei M. beider Vertragsteile 
26511 
Für unerlaubte Handlungen des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers haftet der Erbe im 
Rahmen des § 278 BGV. Entfällt ge- 
mäß Së 278, 254 BOB. eine vertrag- 
liche Haftung, ſo bleibt nur noch die 
Prüfung aus § 826 BGB. übrig 26092? 
Der Staat, der von anderer Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts gemäß 8 839 
BGB., Art. 131 Weim Verf. in An⸗ 
ſpruch genommen wird, kann dem 
Schadeuserſatzanſpruch nicht unter Be- 
rufung auf § 839 I 2 BGB. entgegen- 
halten, die Körperſchaft müſſe zunächſt 
von ihrem eigenen Beamten wegen 
deſſen M. nach § 89 II 10 ALR. Er- 
ſatz fordern. Denn auch die Haftung 
nach 8 89 II 10 ſetzt gemäß 8 91 II 
10 ALR. voraus, daß die geſchädigte 
Körperſchaft auf andere Weiſe Erſatz 
nicht erlangen kann. Dieſe Beſtim⸗ 
mung genießt Vorrang vor 8 839 I 
2 BGB. Das M. ift vielmehr nach 
8 254 BGB. zu berückſichtigen 25445 
Fahrläſſiges Verhalten des Kraftfahrers, 
der kurz vor Einmündung einer Sei⸗ 
teuftraße überholt und zu dieſem Zweck 
ſeine Geſchwindigkeit erhöht. M. eines 
Radfahrers, wenn er beim Fahren 
ins Pendeln und dadurch auf die linke 
Seite der Fahrbahn gerät 29353 
301015 
Wird Tierhalter durch das Zuſammen⸗ 
wirken ſeines und eines anderen Tieres 
verletzt, ſo kann er den gegen ſeinen 
Schadenserſatzanſpruch erhobenen Ein⸗ 
wand des M. (§ 254 BGB.) durch 
Führung des Entlaſtungsbeweiſes nach 
8 833 S. 2 BGB. dree 27942 
§ 254 BGB. ift gegenüber § 68 ZPT. 
nicht anwendbar 23291 
Mobiliarvertrag 
vgl. unter Grundſtücksveräußerung 
Monopol 
vgl. unter Branntwein M., Zündwaren⸗ 
M., Fernſprecher 
Moratorium 
vgl. unter Stundung, Hypotheken M. 
Mord 
Im Sinne des $ 211 StGB. handelt 
mit überlegung, wer bei der Ausfüh⸗ 
rung der Tat in genügend klarer Er⸗ 
wägung über den zur Erreichung ſeines 
Zwecks gewollten Erfolg der Tötung, 
über die zum Handeln drängenden und 
von dieſem abhaltenden Beweggründe 
ſowie über die zur Herbeiführung des 
gewollten Erfolgs erforderliche Tätig⸗ 
keit handelt 26211? 
Motor 
Schadenserſatzanſprüche wegen ſchuldhaft 
mangelhafter Erfüllung der Nebenver⸗ 
pflichtungen eines Kaufvertrags, be⸗ 
ſtehend hier in dem vom Verkäufer 
vorgenommenen Einbau des gekauften, 
an ſich mangelfreien M. und den ſpä⸗ 
teren Inſtandſetzungsarbeiten 2395 
Motordreirad 
vgl. unter Kraftf. 
Mündelſicherheit 
Für die Tragbarkeit der Belaſtung eines 
Erbhofs iſt nicht der Betriebswert, 
ſondern nur die M.grenze maßgebend 
2261 27 
8 37 RErbhofcG. Auch in Übergabever⸗ 
trägen muß grundſätzlich die M.grenze 
als Velaſtungsgrenze innegehalten wer⸗ 
den. In der Übergangszeit find aller- 
dings beſondere Fälle denkbar, in 
denen zur Vermeidung unbilliger Här⸗ 
ten ein Uberſchreiten dieſer Grenze aus⸗ 


nahmsweiſe zugelaſſen werden kann 
28542 


Aus dem Umſtand, daß die Schulden 
ſich im Rahmen der M.grenze halten, 
darf Grund zur Ablehnung der Er- 
öffnung des landwirtſchaftlichen Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens nicht hergeleitet 

werden 22748 3228 2 

Münzfernſprecher 
„vgl. unter F 
Münzverbrechen 

§ 147 StGB. ſtellt das Erfordernis der 
Weitergabe eines Falſchſtücks als echten 
Geldes nicht auf, es kann alſo Inver⸗ 
kehrbringen von Falſchgeld auch dann 
vorliegen, wenn Geber und Nehmer 
über die Falſchheit des Stückes einig 
ſind. „Inverkehrbringen“ bedeutet, daß 
ſich der Inhaber eines Falſchſtückes 
des Gewahrſams völlig entſchlägt un⸗ 
ter Umſtänden, bei denen ein anderer 
tatſächlich den Gewahrſam erlangen 
und nunmehr rein tatſächlich mit dem 
Falſchſtück nach Belieben verfahren, ins⸗ 
beſondere es weiterleiten kann 285013 

Abgrenzung des Verſuchs des M. von 
Vorbereitungshandlungen. 8 151 StGB. 
iſt auch anwendbar, wenn der Täter 
die Form zum Zweck eines von ihm 
ſelbſt alsbald auszuführenden M. fer- 
tigt. Die Anwendbarkeit des 8 151 
entfällt erſt, wenn der Täter zum 
Verſuch, d. h. zum Beginn der Aus⸗ 
führung des M. übergeht 2850 14 

Nacherbe 

dal. auch unter Vorerbe 

Die Anordnung einer Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckung und einer Nacherbfolge ſtehen 
der Weiterleitung des Antrags des Eigen⸗ 
tümers auf Zulaſſung eines 125 ha über⸗ 
ſteigenden Grundbeſitzes zum Erbhof nicht 

m. entgegen 26274 

Nachlaßkonfurs 
er Anerbe eines Erbhofs kann eine Be- 
ſchränkung ſeiner perſönlichen Haftung 
für die Nachlaßverbindlichkeiten ſowohl 
durch Erwirkung der Anordnung des 
N. oder der Nachlaßverwaltung als 
auch auf Grund der Erſchöpfungsein⸗ 
rede herbeiführen; allerdings können 
der N. und die Nachlaßverwaltung 
ſowie die Zurverfügungſtellung des 
Nachlaſſes auf Grund der Erſchöp⸗ 
fungseinrede ſich nur auf die der Voll⸗ 
ſtreckung unterliegenden Nachlaßgegen⸗ 

o ſtände beziehen 27013 

achlaßzſachen 

te Beſtimmungen zur Durchführung der 

DD. zur Vereinheitlichung der Zuſtän⸗ 

z digkeit in Familien- und N. 2112 

Vollſtreckungsabkommen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und der Schweiz v. 2. Nov. 1929. 
Art. 5: Überprüfung der Zuſtändigkeit 
des Urteilsſtaates. Art. 1: Ausſchließ⸗ 
iher Gerichtsſtand. Für 36 B. Art. 
538 II: Letzter Wohnſitz des Erblaſſers 
für Herausgabe oder Teilung der Erb⸗ 

a ſchaft verneint 27352 

ok un ‚Tiötertige 

: unter Richter 
Nechſiht `" 


Der Antrag auf Ausſetzung der Ver⸗ 
ſteuerung nach 8 34 Erbih&t®. kann 
nach Rechtskraft der Steuerfeſtſetzung 
nicht mehr geſtellt werden. Bei ver⸗ 
ſpäteter Antragſtellung kann keine N. 

„gewährt werden 3230? 

88 er 90 Water a. F. Ficht der Fin A. 
orſteher die Einſpruchsentſcheidung 
mit der Begründung an, daß der 
Steuerausſchuß zu Unrecht N. wegen 
rung der Einſpruchsfriſt ac- 

hrt habe, fo hat das Fincher. nach- 


Sachregiſter 


zuprüfen, ob die N. zu Recht erteilt 
ift, ohne an die Schranken des § 96 
R Abg. gebunden zu fein 316213 
Nachtruhe 
Polizeilicher Schutz gegen Störungen der 
N. durch Muſikdarbietungen in öffent⸗ 
lichen Gaſtwirtſchaften 2188 1 
Nachwuchs, juriſtiſcher 
„Erhaltet die ſchöpferiſche Kraft unſeres 
N.! Aufruf des Reichsjuriſtenführers 
3169 
Notgemeinſchaft zwiſchen der Berufsgruppe 
Rechtsanwälte und dem j. N. 3171 


Namensrecht 
vgl. auch unter Firma 
Wann können Vornamen eines deutſchen 
Kindes in polniſcher Form in das 
Standesregiſter eingetragen werden? 
24161 
Der Familienname und die Standesbe⸗ 
zeichnung des Kindes ergibt ſich bei 
Eintragung der Geburt lediglich aus 
den betr. Angaben bezüglich der El⸗ 
tern. Nur wenn nach der zur Zeit der 
Geburt gegebenen Sach- und Rechts- 
lage eine Unrichtigkeit bzw. Unvoll⸗ 
ſtändigkeit hinſichtlich der Angabe des 
Familiennamens der Eltern vorlag, 
kommt Berichtigung der Geburtsur⸗ 
kunde in Frage. Wenn in einem Na⸗ 
men das Wort „von“ („de“) ehedem 
Prädikat des polniſchen Adels geweſen 
iſt und die Zugehörigkeit zum pol⸗ 
niſchen Adel bedeutet hat, ſo kommt 
es für die Frage der Führung dieſes 
Prädikats darauf an, ob nach den 
adelsrechtlichen Beſtimmungen die Bor- 
fahren berechtigt waren, das Prädikat 
in Preußen zu führen. Waren ſie hierzu 
nicht berechtigt, ſo waren ſie auch nicht 
befugt, die urſprüngliche Bezeichnung 
der Zugehörigkeit zum polniſchen Adel 
als Teil ihres bürgerlichen Namens 
zu führen. Über die Befugnis der Füh⸗ 
rung des Adelsprädikats hat mangels 
einer Entſcheidung des Heroldsamts 
das Teo, zu befinden 28573 
NSDAP. 
vgl. auch unter Volkswohlfahrt, BN SDI. 
Rechtsbetreuung 
e als Hort des deutſchen Rechts 
5 
Der Leiter der landwirtſchaftlichen Be⸗ 
ratungsſtelle der NSDAP. ift vor den 
Anerbenbehörden als Beiſtand oder 
Prozeßbevollmächtigter ausgeſchloſſen. 
Die von ihm eingelegte Beſchwerde iſt 
als unzuläſſig zu verwerfen 29293 
Bemerkungen zum Wandel des politiſchen 
Delikts und der Strafgeſetze zum 
Schutz von Volk, Bewegung und Staat 
in Recht und Rechtspolitik 2213 
Vom Parteienſtaat zum Staat der Par⸗ 
tei 2291 
Das Geſetz zur Sicherung der Einheit 
von Partei und Staat. Schriftt. 2839 
e ges Reichsjuſtizamt“ 


Nationalſozialismus 

Die Einwirkungen des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Ideengutes auf das deutſche 
Rechtsleben, Rede des Reichsjusiſten⸗ 
führers Dr. Frank auf dem Partei⸗ 
kongreß 1934 2289. Rede des Gau⸗ 
leiters Wagner auf der Gautagung 
in Hagen 2901 

Nationalſozialiſtiſche Rechtspolitik, Rede 
von Prof. Dr. Noack auf der Gau⸗ 
tagung in Dresden am 4. und 5. Nov. 
1934 3182 

Die Wandlung im nationalſozialiſtiſchen 
Denken. Schrifttum 3050 
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Die Wirtſchaft im nationalſozialiſtiſchen 
Weltbild. Schrifttum 3050 
Weſen und Geſtalt des N. Schriftt. 3190 
Einführung in die nationalſozialiſtiſche 
Weltanſchauung und ihre Forderungen. 
Schrifttum 3190 
Zur Frage der Rechtsnachfolge der im 
Zuge der nationalſozialiſtiſchen Er⸗ 
hebung aufgelöſten Verbände; insbe⸗ 
ſondere zur Frage der Vermögensüber⸗ 
nahme i. S. des § 419 BGB. 28761 
Nebenintervenient 
vgl. auch unter Streitverkündung 
866 BED. Der Rechtskonſulent, der dem 
Kl. für deſſen Unfallprozeß ein Gut⸗ 
achten erſtattet hat, kann nicht aus 
dieſem Grunde ſeine Zulaſſung als 
N. beanſpruchen 25022 
§ 254 BGB. ift gegenüber $ 68 ZPO. 
nicht anwendbar 23291 
Nebenkläger 
vgl. auch unter Privatklage 
Die Deviſenſtellen haben die Rechte eines 
N. nach 8 41a Dev VO. auch bei Bu- 
widerhandlungen gegen die Dev. 
v. 1. Aug. 1931, dagegen nicht bei Zu⸗ 
widerhandlungen gegen den 1. Abſchn. 
der VO. gegen Kapital- und Steuer- 
flucht v. 18. Juli 1931 28621 
Ne bis in idem 
vgl. unter Verbrauch der Strafklage 
Neubauten 
Teil 2 Kap. II 82 der 4. Not®D.; 88 öff. 
PrMietſenkVO. Die Entſch. des Ge- 
meindevorſtands (bei Beſchwerde des 
Regierungs- oder für Berlin des Ober- 
präſidenten) bei N.räumen über die 
geſetzliche Miete nach der 4. Not VO. 
bindet das ordentliche Gericht nur, 
wenn fie Miet-, nicht Geſellſchaftsver⸗ 
hältnis betrifft. Betrifft ſie Mietver⸗ 
hältnis, ſo entſcheidet die Stelle auch 
ausſchließlich darüber, ob die Miet⸗ 
ſenkung bei gleitendem Mietzins ein⸗ 
tritt und ob im Jahre 1931 eingetre⸗ 
tene Mietermäßigung anzurechnen iſt 
2631 1 
Zuſchläge zur Grundvermögenſteuer. VO. 
des RF M. v. 18. Mai 1934 über den 
Begriff des Bezugfertigwerdens für 
die Steuerbefreiung von Wohnungs N. 
Zum Begriff der „Zumutbarkeit“ i. ©. 
dieſer VO. 30871 
Nichtarier 
vgl. unter Juden 
Nichtigkeit 
Bzgl. § 138 BGB. vgl. unter Sitten⸗ 
widrigkeit. N. wegen Formmangels nach 
8313 BGB. vgl. unter Grundſtücks⸗ 
veräußerung 
Die Beſtellung einer Grundſchuld bildet 
mit dem ihr zugrunde liegenden Kre⸗ 
ditabkommen kein einheitliches Rechts⸗ 
geſchäft i. S. des 8 139 BGB. und 
wird daher von der N. des letzteren 
nicht ergriffen. Der im Bereich der 
Kapitalgeſellſchaften ausdrücklich Tee: 
legte Rechtsgedanke, daß der Rechts⸗ 
ſchein überall da, wo er im Geſchäfts⸗ 
verkehr nach außen in einer Weiſe und 
mit dem Anſpruch, daß Dritte darauf 
vertrauen ſollen, hervortritt, rechtlich 
dieſelben Wirkungen auslöſt wie die 
Rechtswirklichkeit, muß auch für Per⸗ 
ſonalgeſellſchaften Geltung haben. Der 
Geſellſchafter einer wegen Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit eines andern Geſellſchaf⸗ 
ters unwirkſamen DHG. kann fih ba- 
her Dritten gegenüber nicht auf die 
N. des Geſellſchaftsvertrags berufen. 
Schließt aber der geſchäftsunfähige Ge⸗ 
ſellſchafter Verträge mit Dritten ab, 
ſo haftet der andere Geſellſchafter nicht, 
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74 


es ſei denn, daß auch er den Vertrag 
unterſchrieben hat und allein vertre⸗ 
tungsberechtigt iſt. § 139 BGB. findet 
inſoweit keine Anwendung 31243 

8 139 BGB. Wenn die Leiſtungen oder 
Gegenleiſtungen aus einem — hier be⸗ 
reits abgeſchloſſenen — Mobiliarver⸗ 
trag ganz oder zum Teil mit zu den 
Leiſtungen oder Gegenleiſtungen aus 
einem anderen — hier in Ausſicht ge⸗ 
nommenen — Grundſtückskaufvertrag 
gehören, ſo liegt rechtliche Einheitlich⸗ 
keit beider Verträge rechtsnotwendig 
derart vor, daß das Zuſtandekommen 
des in Ausſicht genommenen Grund⸗ 
ſtückskaufvertrags Geſchäftsbedingung 
für die Wirkſamkeit des äußerlich be⸗ 
reits abgeſchloſſenen Mobiliarvertrags 
ift 3265 1 

Niederlauſitz 

vgl. unter Lauſitz 

Niederſchlagung 

vgl. unter Gerichtskoſten 

Nießbrauch 

8839 BGB. Für den Notar beſteht die 
Amtspflicht, bei der Beurkundung eines 
Vertrags den Verkäufer eines Grund⸗ 
ſtücks über die wirtſchaftliche Tragweite 
einer Auflaſſung ohne Sicherung des 
an Stelle eines Kaufpreiſes vereinbar⸗ 
ten N. uſw. zu belehren und ihn auf 
die Möglichkeit der dinglichen Siche⸗ 
rung des Anſpruchs hinzuweiſen 2864 ! 

Das AnerbG. ift nicht berechtigt, auch 
nicht auf Grund des 8 56 RErbhofG., 
einen vor dem 1. Okt. 1933 feſtgeſetzten 
N. in ein Altenteilsrecht für den Nieß⸗ 
braucher umzuwandeln. Die Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen Nießbraucher und 
Eigentümer ſind im BGB. erſchöpfend 
und ausreichend geregelt 3066 ? 

Das Beſtehen eines geſetzlichen Nutzungs⸗ 
rechts hat auf die erbſchaftſteuerliche 
Behandlung einer N.zuwendung keinen 
Einfluß 32301 

Die im Anſchluß an die württembergiſche 
Errungenſchaft eintretende ſtatutariſche 
Nutznießung des überlebenden Ehegat⸗ 
ten ſtellt einen auf Erbgang beruhen⸗ 
den N. dar 32302 

Nitritgeſetz 

Geſetz über die Verwendung ſalpetrig⸗ 
ſaurer Salze im Lebensmittelverkehr. 
Schrifttum 2758 


Notar 


vgl. auch unter Beglaubigung 

Deutſche N.⸗Zeitſchrift. Steuerſonderheft. 
Schrifttum 2680 

Anwalts N. oder Nur⸗N.? 2110 2945 

§ 839 BGB. Bei Beurkundung eines 
Kaufvertrags kann ſich die eine Ver⸗ 
tragspartei darauf verlaſſen, daß die 
Vertretungsmacht ſeines Vertragspart⸗ 
ners von dem rechtskundigen N. ge⸗ 
prüft und in Ordnung befunden ſei 
2394 1 

Der mit der Beſcheinigung über den 

Grundbuchſtand beauftragte N. hat keine 
Amtspflicht, ſich zugleich rechtsbelehrend 
darüber zu äußern, welche Folgen die 
zutreffend beſcheinigte Grundbuch⸗ und 
Rechtslage wegen der begrenzten re⸗ 
lativen Wirkung der Eigentümerbefug⸗ 
nis aus 8 7 Aufw®. und ber fih dar- 
aus im Falle der Zwangsverſteigerung 
möglicherweiſe ergebenden verwickelten 
Rangverhältniſſe zeitigen könnte 23973 

8839 BGB. Haftung des N. für Rang- 
verſchlechterungen 2529 

8839 BGB. Werden dem mit der Pe- 
urkundung eines Sicherungsühereig⸗ 
nungsvertrags beauftragten N. die in 
Betracht zu ziehenden tatſächlichen Ver⸗ 


Sachregiſter 


hältniſſe nicht ſo dargeſtellt, daß er bei 
pflichtgemäßer Prüfung an der Rechts⸗ 
gültigkeit der Sicherungsübereignung 
zweifeln oder daß er mit der Möglich⸗ 
keit der Annahme einer Vermögens⸗ 
übernahme rechnen muß, ſo iſt er nicht 
verpflichtet, die Vertragſchließenden dar⸗ 
über zu belehren, daß derartige Siche⸗ 
rungen, je nach den Umſtänden des 
Falls, in der Ripr. verſchiedenartig be- 
urteilt werden. Die gegen den Siche⸗ 
rungsnehmer in Rechtsſtreit, in dem 
er dem N. den Streit verkündet hatte, 
erfolgte Feſtſtellung, er ſei durch den 
Vertrag nicht Eigentümer geworden 
oder er ſei anderen Gläubigern als 
Vermögensübernehmer haftbar, zwingt 
nicht zu einer Entſcheidung dahin, daß 


der N. durch die Beurkundung des 
Vertrags ſeine Amtspflicht verletzt 
habe 28411 


8839 BGB. Für den N. beſteht die 
Amtspflicht, bei der Beurkundung eines 
Vertrags den Verkäufer eines Grund⸗ 
ſtücks über die wirtſchaftliche Trag⸗ 
weite einer Auflaſſung ohne Sicherung 
des an Stelle eines Kaufpreiſes ver⸗ 
einbarten Nießbrauchs uſw. zu be⸗ 
lehren und ihn auf die Möglichkeit der 
dinglichen Sicherung des Anſpruchs 
hinzuweiſen 28641 

Bei der Anwaltshaftung kommt für die 
Zuläſſigkeit der Reviſion § 546 BPO., 
bei der N.haftung § 547 Ziff. 2 ZPO. 
zur Anwendung. Erteilt N. eine Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel zu einer von ihm auf⸗ 
genommenen Urkunde des 8 794 Ziff. 5 
BPO., nachdem er den Vollſtreckungs⸗ 
auftrag angenommen hat, ſo verletzt 
er fahrläſſig ſeine Amtspflicht als N. 
Begeht der Verſteigerungsrichter dar⸗ 
aufhin ebenfalls eine fahrläſſige Amts⸗ 
pflichtverletzung, ſo wird dadurch nicht 
der Kauſalzuſammenhang zwiſchen der 
Handlung des N. und dem Schaden 
des Gläubigers unterbrochen, vielmehr 
iſt das Zuſammenwirken beider Ver⸗ 
ſehen als Schadensurſache anzuſehen 
3277 14 

8 839 BGB.; 88 23, 26 PrNotarGebd. 
Wenn N. von der ihm durch 8 15 
GVO. erteilten amtlichen Berechtigung 
zur Einreichung der Urkunden bei Ge⸗ 
richt Gebrauch macht, hat er die Amts⸗ 
pflicht zur ſorgfältigen, insbeſondere 
auch rechtzeitigen Ausführung. Berech⸗ 
tigung des Notars, unter beſonderen 
Umſtänden auf Erhebung von Gebüh⸗ 
ren und auf Ausübung ſeines Zurück⸗ 
behaltungsrechts an von ihm aufge⸗ 
nommenen Urkunden zu verzichten. 
Honorarvereinbarung über die geſetz⸗ 
lichen Gebühren hinaus iſt zwar für 
die Vermittlung, nicht aber für die 
Durchführung einer Auseinanderſetzung 
zuläſſig. Kein Zurückbehaltungsrecht 
des N. au Urkunden wegen der Ge- 
bühren aus anderen Geſchäften 24028 

Tabellen zur Reichs⸗ und preußiſchen 
LandesGebO. für RA., zur preußiſchen 
Gebo. für N., zum GKG., zum preu- 
ßiſchen Stempelſteuertarif, zum Aufw.⸗ 
und UmiSt®. nebſt Erläuterungen und 
ergänzenden Beſtimmungen. Schrifttum 
2835 

Der Schadenserſatzanſpruch, der auf Ver⸗ 
letzung der „N.⸗Rechtskundigen“⸗Tätig⸗ 
keit geſtützt wird, verjährt rechtsähnlich 
8 32a RA O., $ 198 BGB. in fünf 
Jahren 2490“ 

Die von einem Anwalt. aus 8 591 der 
1. DurchfVoO. zum RErbhofcg liquidierte 
Gebühr für die Vertretung vor dem 


Anerb®. unterliegt nicht dem Feſt⸗ 
ſetzungsverfahren des § 25 NotardebdD. 
29335 
Art. 22 III BayNotarcebo. Die Gebüh⸗ 
renermäßigung nach 8 67 J und II der 
1. DurchfVO. zum Rerbhofch. findet 
auch Anwendung auf Übergabeverträge, 
durch die ein Ehegattenerbhof in das 
Alleineigentum einer bauernfähigen 
Einzelperſon überführt wird 27041 
Zur Frage der Gebührenermäßigung nach 
8 67 der 1. Durchf VO. zum RErbhofch. 
bei bloßen Verpflichtungsverträgen und 
bei mehrfachen Beurkundungen 3016 2° 
N., der auf Grund des 8 10 der 2. Durchf⸗ 
BD. zum ReErbhofGG. einen Antrag 
beim AnerbG. ſtellt, muß, wenn Zwei⸗ 
fel über den Umfang der Vollmacht 
auftauchen, klarſtellen, für wen er den 
Antrag geſtellt hat. Verſäumt er die 
Klarſtellung, ſo iſt der Antrag auf 
ſeine Koſten zurückzuweiſen 2257 20 
810 der 2. DurchfV O. zum RErbhofcg. 
gibt dem N. nicht die Befugnis, auf 
Rechtsmittel zu verzichten 3141 
Spezielle Einkommenſteuerfragen der RA. 
und N.: Werbungskoſten und Son⸗ 
derleiſtungen 2316; Steuerfragen bei 
Nebenbeſchäftigung 2317 
Zur Umſatzſteuerpflicht der RA. und N. 
Vorſchläge zu Geſetzesänderungen 2388 
Die Anderfonten der RA. und N. 3245 
851 PrGewStVoO. Muß bei der Gewerbe⸗ 
ſteuerveranlagung eines RA., der zu⸗ 
gleich N. iſt, der auf die Rechts⸗ 
anwaltstätigkeit entfallende Unkoſten⸗ 
anteil geſchätzt werden, ſo beſtehen 
keine rechtlichen Bedenken, einen Schlüj- 
ſel anzuwenden, der die Verteilung 
nach Maßgabe der Roheinnahmen vor⸗ 
nimmt, dabei aber die Roheinnahmen 
aus dem Notariat nur mit der Hälfte 
anſetzt 3232 2 
Haftung des beurkundenden N. für die 
Entrichtung der Stempelſteuer 2390 
Notdelikte 
vgl. unter Gewohnh Verbr., Straffreiheit 
Notſtandsarbeiter 
8 916 RVO. Teichentlandungsarbeiten 
können trotz überwiegender Beſchäfti⸗ 
gung betriebsfremder N. unter Um⸗ 
ſtänden landwirtſchaftlich verſichert ſein 
28127 
Notverordnung vom 6. Okt. 1931 
vgl. unter Gehaltsherabſetzung 
Notzucht 
vgl. unter Sittlichkeitsdelikte 
Oberlandesgericht 
Die Zuſtändigkeiten des OLG. und des 
RG. im Rechtshilfeverfahren (81591 
1, 3 GVG.) find auch dann gegeben, 
wenn ein Anerbengericht ein Rechts⸗ 
hilfeerſuchen abgelehnt hat 30532 
Oberſchleſien 
vgl. unter Polen 
Offenbarungseid 
vgl. auch unter Schuldnerverzeichnis 
Vorausſetzung für den O. nach 8 807 
ZPO. ift Pfändung ſowohl in der 
Wohnung als auch in den Geſchäfts⸗ 
räumen des Schuldners 21783 
Der als Teſtamentsvollſtrecker verurteilte 
Schuldner muß den O. trotz Kündigung 
ſeines Amtes leiſten. Unanwendbarkeit 
der Vorſchriften der 88 239 ff. ZPO. 
auf das O. verfahren 28701 
Der Liquidator einer Gmbh. ijt auch 
zur Leiſtung des O. verpflichtet, wenn 
die Geſellſchaft gelöſcht iſt 21772 
88 900 ff. BPO. Der Antrag auf Lei- 
ſtung des O. kann wirkſam auf Teil- 
betrag des der Zwangsvollſtreckung zu⸗ 
grunde liegenden Urteils beſchränkt 


Sachregiſter ETS 
werden. Das wegen dieſes Teilbetrags von irrigen Vorſtellungen beherrſcht Ordnungsſtrafen 
ſchwebende Verfahren wird durch Zah⸗ fein kann 2412 11 § 2 StraffreidG. 1934 findet keine An- 
lung dieſes Teilbetrags beendet. Nach Offeue Handelsgeſellſchaft wendung auf O. des R Wick. nach 8 39 
dieſer Zahlung iſt Fortſetzung des bis⸗ 88 125 ff. HGB. Der im Bereich der Dev VO. 1932 30871 


herigen Verfahrens durch Erhöhung 
nicht zuläſſig 2503 6 £ 
38.900 ff. BRO. Im D.derfahren ift hin- 
ſichtlich des Antrags auf Erlaß des 
Haftbefehls auch noch in der Beſchw⸗ 
Inſt. die Beachtung der Ladungsfriſt 
von Amts wegen nachzuprüfen 27982 
Die Glaubhaftmachung des Vermögens- 
erwerbes i. S. des § 903 ZPO. muß 
ſofort unter Einreichung der Beweis⸗ 
mittel unmittelbar dem Gericht gegen⸗ 
über erfolgen. Eine Berufung auf Aus⸗ 
kunftsperſonen genügt nicht 30752 
ann der Schuldner nach Abgabe einer 
Verſicherung gemäß § 19d Vollſtr⸗ 
Maßn VO. v. 26. Mai 1933 Wider- 
ſpruch gegen die Verpflichtung zur Lei⸗ 
itung des O. erheben? 27983 3187 
§ 903 ZPD. Leiſtung des O. nach voran- 
gegangener Abgabe der Verſicherung 
gemäß § 19d IV VO. v. 26. Mai 1983 
kann nur angeordnet werden, wenn 
der Gläubiger einen ausdrücklichen da⸗ 
hingehenden Antrag ſtellt. Verhältnis 
des § 903 BRO. zu 8 19 d II 2, IV 2 
VO. v. 26. Mai 1933 3003 5 
Das D.derfahren ift Teil der Zwangs⸗ 
vollſtreckung. Seine Einleitung gegen 
Erbhoſbauern hat die vorherige Bu- 
ſtellung des Vollſtreckungstitels an den 
Kreisbauernſührer und die Erfüllung 
der ſonſtigen Vorausſetzungen des 
8 39I RErbhofG. jedenfalls dann zur 
Vorausſetzung, wenn der Vollſtreckungs⸗ 
auftrag nicht ausdrücklich mit Beſchrän⸗ 
kung auf erbhoffreies Vermögen er⸗ 
„teilt wird 3224 8 
Während der Dauer des landwirtſchaft⸗ 
lichen Entſchuldungsverfahrens ift der 
Schuldner nicht zur Leiſtung des O. 
gemäß 8 807 ZPO. verpflichtet 2520 
25751 3302 18 
Auch der im landwirtſchaftlichen Ent- 
ſchuldungsverfahren befindliche Schuld⸗ 
ner iſt zur Offenbarung ſeines Ver⸗ 
mögens gemäß § 807 BRD. verpflich⸗ 
tet. Er kann die Eidesleiſtung durch 
Abgabe der einfachen Vermögensver⸗ 
ſicherung gemäß 8 19 d VollſtrMaßu⸗ 
BO. v. 26. Mai 1933 abwenden, es 
fei denn, das dieſes Recht infolge 
alen Widerſpruchs verwirkt iſt 


Das Verwaltungszwangsverfahren kennt 

keinen Titel i. S. der ZPO. Bei Be⸗ 

antragung eines O.verfahreus im Wege 

des Verwaltungszwangsverfahrens be⸗ 

darf es nicht der Beifügung eines den 

SE ſeſtſtellenden Leiſtungsgebots 
E 


3153 SGB. Zur Sicherung übereignete 
Sachen brauchen bei Leitung des O. 
nicht in das Vermögensverzeichnis auf- 
genommen zu werden, wohl aber der 
bedingte Anfpruc auf ihre Rücküber⸗ 
Ze E De über den Um- 
er Angabepflicht fällt unter § 59 
StGB. 2692 8 ST, ; 


Kapitalgeſellſchaften ausdrücklich feſtge⸗ 
legte Rechtsgedanke, daß der Rechts⸗ 
ſchein überall da, wo er im Geſchäfts⸗ 
verkehr nach außen in einer Weiſe 
und mit dem Anſpruch, daß Dritte 
darauf vertrauen ſollen, hervortritt, 
rechtlich dieſelben Wirkungen auslöſt 
wie die Rechtswirklichkeit, muß auch 
für Perſonalgeſellſchaften Geltung ha⸗ 
ben. Der Geſellſchafter einer wegen 
Geſchäftsunfähigkeit eines andern Ge⸗ 
ſellſchafters unwirkſamen DHG. kann 
ſich daher Dritten gegenüber nicht auf 
die Nichtigkeit des Geſellſchaftsvertrags 
berufen. Schließt aber der geſchäfts⸗ 
unfähige Geſellſchafter Verträge mit 
Dritten ab, ſo haftet der andere Ge⸗ 
ſellſchafter nicht, es ſei denn, daß auch 
er den Vertrag unterſchrieben hat und 
auch allein vertretungsberechtigt iſt. 
8139 BGB. findet inſoweit keine An⸗ 
wendung 31243 


Hat DHG. gegenüber einem Hypotheken⸗ 


gläubiger die Bürgſchaft oder Ausbie⸗ 
tungsgarantte übernommen, fo kann 
auch jeder Geſellſchafter als Meiſtbieter 
oder Erſteher auf die Vergünſtigung 
959 GrErwStG. Anſpruch machen 
5 


Gehörte die Hypothek des Erſtehers frü⸗ 


her zum Vermögen einer DHG., an 
der er ſelbſt beteiligt war, ſo ſteht ihm 
die Steuervergünſtigung des § 14 Gr- 
ErwStG. nicht zu, wenn er die Hypo- 
thek erft innerhalb der im § 141 Nr. 2 
vorgeſehenen Jahresfriſt dadurch er⸗ 
worben hat, daß er gegenüber den Er⸗ 
ben des andern Geſellſchafters von ſei⸗ 
nem Recht, das Geſellſchaftsvermögen 
mit Aktiven und Paſſiven zu überneh⸗ 
men, Gebrauch macht 30838 


§ 221 ErbſchStG. Wird bei der Aufnahme 


in OHG. dem neuen Geſellſchafter zu 
Laſten eines der bisherigen Gefell- 
ſchafter unentgeltlich ein Kapitalkonto 
eingeräumt, ſo iſt die durch die Ka⸗ 
pitalbeteiligung eingetretene Bereiche⸗ 
rung nicht nach der Höhe des einge- 
räumten Kapitalkontos, ſondern in der 
Weiſe zu ermitteln, daß der Geſamt⸗ 
wert des Geſellſchaftsvermögens nach 
den Grundſätzen des RBewG. feſtge⸗ 
ſtellt und im Verhältnis der Salden 
der Kapitalkonten auf die Geſellſchafter 
verteilt wird 29422 


Offizierspenſion 
Der den Lotterieeinnehmern von der 


Generaldirektion der preußiſch⸗ſüddeut⸗ 
ſchen Klaſſenlotterie gewährte Kriſen⸗ 
zuſchuß ift Einkommen i. S. der Ru- 
heusvorſchrift des § 24 OffPenſch. und 
daher nicht abzugsfähig 21882 


Das Recht, eine Umpenſionierung vom 


O Erg. nach dem OffPenſG. zu bean- 
tragen, hat nur der Offizier, nicht aber 
haben es ſeine Hinterbliebenen; dieſe 
bindet vielmehr § 2 MilpinterblG. an 
die von dem verſtorbenen Offizier be⸗ 
zogene Penſion 2188 5 


Zur Entſcheidung über die Frage, ob 
eine gemäß 8 51 StPO. über einen 
Zeugen verhängte O. unter das Straf⸗ 
treih®. v. 7. Aug. 1934 falle, ift nicht 
das Gericht, ſondern die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft zuſtändig 3303 16 

Organſchaft 

Theorie der Vertretung (O. und juriſti⸗ 

ſche Perſon). Schrifttum 2838 
Oſterreich 

§ 328 ZPO. Urteile der öſterr. Gerichte, 
die eine von Oſterreichern geſchloſſene 
Dispensehe für ungültig erklären, ſind 
nach deutſchem Recht anzuerkennen 
2555 11 

8 9 SHfterrPat®. Vorbenutzungsrecht be- 
ſteht nicht, wenn eine einen Maſſen⸗ 
artikel betr. Erfindung ein einziges 
Mal viele Jahre vor der Anmeldung 
des Patents ausgeübt worden iſt, ohne 
daß es zu einer wirklichen Ausnutzung 
der Erfindung gekommen iſt 25921 

8 58 (2) Oſterrpatch. Die behauptete 
offenkundige Vorbenutzung muß durch 
beſtimmte Tatſachen begründet werden. 
Die bloße Möglichkeit der erfindungs⸗ 
gemäßen Verwendung einer im Ge⸗ 
brauch befindlichen Maſchine genügt 
nicht zur Verſagung des Patents 22881 

§ 31 Ziff. 2 OſterrMarkSchGG. „Knäckerli“ 
für Backwaren und diätetiſche Nah⸗ 
rungsmittel. „Panperfetto“ für Back⸗ 
und Konditorwaren nicht eintragbar 
2288 3 

831 Ziff. 2 OſterrMarkSchc. Für elet- 
triſche Raſierapparate iſt die Bezeich⸗ 
nung „Dry Shaver“ als Marke nicht 
ſchutzfähig. Mangelnder Nachweis der 
Verkehrsgeltung 30881 

5 31 Ziff. 4 OſterrMarkSchGg. „Strahlen“ 
für landwirtſchaftliche Produkte, ins⸗ 
beſondere Eier, nicht als Marke ein⸗ 
tragbar 22882 

§ ila OſterrMarkSchch. Um Marke von 
der Regiſtrierung auszuſchließen, ge⸗ 
nügt die Ahnlichkeit eines für den 
Geſamteindruck maßgebenden Beſtand⸗ 
teils dieſer Marke mit dem im Ge⸗ 
dächtnis haftenden charakteriſtiſchen 
Zeile einer älteren Marke. Zur Beur⸗ 
teilung der Ahnlichkeit von Marken iſt 
Sachverſtändigenbeweis nicht erforder- 
lich 2192 1 

88 21 II, 112 HſterrMarkSchcd. „Nur nicht 
aufregen!“ verwechſelbar ähnlich mit 
„Menſch, ärgere dich nicht!“ und „Nur 
nicht ärgern!“ 33281 

Oſthilfe 

Die Vollſtreckungsſperre auf Grund der 
Sicherungs VO. v. 17. Nov. 1931 gilt 
nur für die vom Sicherungsverfahren 
betroffenen Gläubiger, d. h. für die, 
denen zur Zeit der Eröffnung des 
Sicherungsverfahrens ein vermögens⸗ 
rechtlicher Anſpruch gegen den Betriebs⸗ 
inhaber zuſteht, nicht alſo für Neugläu⸗ 
biger. Das Sicherungsverfahren be⸗ 
wirkt Vermögensbeſchlagnahme weder 


8 160 StGB. Bei Leiſtung des O. gemäß hinſichtlich des beweglichen noch hin⸗ 


3 61 UII VerglO. brauchen zwar völlig Opekta ſichtlich des unbeweglichen Vermögens. 
wertloſe Forderungen nicht angegeben vgl. unter Geliermittel Es begründet für den Betriebsinhaber 
zu werden, wohl aber zweifelhafte. Da- Opiumgeſetz nur die perſönliche Verpflichtung, die 


bei ſind alle zur Zeit der Beeidigun 
obwaltenden Umſtände zu berüctich, 
ugen. Belehrt RA. hierüber den 
Schwurpflichtigen und handelt es ſich 
dabei um verwickelte und ſchwierige 
Fragen, jo ift unter Umftänden damit 
zu rechnen, daß auch erfahrener RA. 


Zuſtimmung des Treuhänders einzu⸗ 
holen 24211 

9 8a Sicherung BO. Der während des 
ZwVerſt Verf. eingetretene Eigentums⸗ 
wechſel ijt bedeutungslos 227611 

821 Sicherungs VO. v. 17. Nov. 1931; 
82 Durchf. z. Oſthilfech. v. 30. Mai 


10* 


vgl. auch unter Rauſchgift 

Durch die ſog. Subſidiaritätsklauſel wird 
die Annahnie von Tateinheit zwiſchen 
Vergehen nach § 10 Op®. und Betrug 
(oder einer andern ſtrafbaren Hand⸗ 
ans des StGB.) nicht ausgeſchloſſen 
2152 25 


*76 


1932. Durch Hingabe der Entſchul⸗ 
dungspfandbriefe ſeitens der ` Eent: 
ſchuldungsſtelle an den Gläubiger einer 
Grundſchuld wird der perſönlich haf⸗ 
tende Schuldner eines Kredits, zu 
deſſen Sicherung die Grundſchuld be⸗ 
ſtellt iſt, nicht von der perſönlichen 
Schuld befreit. Die Entſchuldungs⸗ 
pfandbriefe dienen vielmehr als Siche⸗ 
rung an Stelle der Grundſchuld 2352 1 

Für einen Betrieb, der von der O. ent⸗ 
ſchuldet worden iſt, kann das land⸗ 
wirtſchaftliche Entſchuldungsverfahren 
vor dem AG. nicht erneut eingeleitet 
werden 30816, insbeſondere auch nicht, 
wenn er ein Erbhof ift 2941 ° 

Der Antrag auf Eröffnung eines Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens nach dem Landw⸗ 
Entſchcz. ift abzulehnen, wenn die Ent- 
ſchuldung des Betriebsinhabers nach 
den Vorſchriften der O.geſetzgebung zu 
erfolgen hat. Die Zurücknahme des D.- 
antrags nach dem 14. Juni 1933 be⸗ 
wirkt nicht die Zuläſſigkeit eines Schul⸗ 
denregelungsverfahrens 33128 

898 LandweEntſchc. Ein Wiederauf⸗ 
nahmeantrag für im O.gebiet liegende 
Güter erſtreckt ſich nicht auf Betriebe 
desſelben Eigentümers außerhalb des 
O.gebiets 24222 

Pacht 

vgl. auch bzgl. Jagdp. unter J., vgl. 
ferner Erbp., Theater 

Die „Verfügung“ in dem Gef. über die 
Pfändung von Miet- und P. zinsforde⸗ 
rungen v. 9. März 1934 2321 

Das Pachtſchutzrecht im Reich und in 
Preußen. Schrifttum 3263 

88 36, 45 PrpachtſchO. Eines Nachweiſes 
der Vollmacht für die Rechtsbeſchwerde 
oder Berufung bedarf es nicht, wenn 
der Bevollmächtigte ſeine Vollmacht für 
das Verfahren vor dem PEN. bereits 
zu den Akten nachgewieſen hat, es ſei 
denn, daß ſeine Befugnis zur Einle⸗ 
gung eines Rechtsmittels ausdrücklich 
ausgeſchloſſen ift 2248 1 

8 111 Rerbhofch. Eine nur durch die 
perſönlichen Verhältniſſe des Eigen⸗ 
tümers veranlaßte Verpachtung eines 
Erbhofs ſteht der Erbhofeigenſchaft 
auch dann nicht im Wege, wenn ſie für 
die Lebenszeit des Eigentümers gedacht 
ift 21651 2258 22 

§ 1 II RErbhofch. Ständige Verpachtung 
eines Hofs iſt nur gegeben, wenn jede 
blutmäßige Verbindung des Eigentü⸗ 
mers mit ſeinem Beſitz verloren iſt 
und die Verpachtung der kapitaliſtiſchen 
Nutzung des im Hof verkörperten Ver⸗ 
mögens dient 22518 24161 24173 
2696 1 

Ständig i. S. von SIM RErbhofc. ift 
eine Verpachtung jedenfalls dann nicht, 
wenn die Gründe für die Verpachtung 
ihrer Natur nach nur vorübergehende 
und nicht auf eine unabſehbare Zeit 
hinaus wirkſam ſind 29821 

87 Rerbhofch. Ein Grundſtück gehört 
auch dann zum Erbhof, wenn es ſeit 
dem Erwerb durch den Bauern i. J. 
1919 wegen Vorliegens beſonderer Um⸗ 
ſtände nicht von der Hofſtelle aus 
bewirtſchaftet worden iſt und vorüber⸗ 
gehend durch Verpachtung genutzt 
wurde 3293 + 

Der künftige Anerbe ift nicht beſchwerde⸗ 
berechtigt, wenn das AnerbGer. die 
Verpachtung des Erbhofs gem. § 64 II 
der 1. Durchf VO. zum RErbhof®. ge- 
nehmigt 2417“ 

820 "Bros. Vertrag, durch den der 
Patentinhaber eine ausſchließliche Li⸗ 


Sachregiſter 


zenz gegen Zahlung eines Barpreiſes 
und jährlicher Lizenzgebühren ohne 
zeitliche Begrenzung dem Lizenznehmer 
überträgt, iſt gebührenrechtlich nicht 
als P.vertrag, ſondern als Kaufvertrag 
zu bewerten 2703“ 

EinkStG. Bezüge eines Landwirts aus 
der Einräumung einer dinglichen Koh⸗ 
lenabbauberechtigung an eine Gewerk⸗ 
ſchaft (P.vertrag) find landwirtſchaft⸗ 
liche Einnahmen 28761 

Hat der Steuerpflichtige einem Licht⸗ 
bildner für beſtimmte Plätze die aus⸗ 
ſchließliche Erlaubnis erteilt, Lichtbild⸗ 
aufnahmen zu machen und die Bilder 
feilzubieten, ſo liegt gemiſchtes Ver⸗ 
tragsverhältnis vor, das Verpachtung 
oder Vermietung eines Grundſtücks 
nicht zum weſentlichen Vertragsinhalt 
hat; es ſteht daher Verpachtungen und 
Vermietungen i. S. des 8 2 Nr. 4 
Umj&t®. 1926 nicht gleich 316115 

Paranoia 
vgl. unter Erbkranker Nachwuchs 
Parteibezeichnung 

8 518 II BPO. Aus der Berufungsſchrift 
muß, evtl. im Wege der Auslegung, 
für das Berker. die Perſon des Kl. 
erkennbar ſein. Dieſe Erkennbarkeit 
wird durch Verwechſlung der Partei- 
rollen in der Berufungsſchrift nicht 
ſchlechthin ausgeſchloſſen, ſofern aus 
dem ſonſtigen Inhalt der Berufungs⸗ 
ſchrift und der mit ihr eingereichten 
Ausfertigung des angefochlenen Urteils 
der Fehlgriff in der P. ohne weiteres 
erſichtlich iſt. Können aber bei nur 
teilweiſer Zuerkennung des Streitan⸗ 
ſpruchs beide Streitteile Berufung ein⸗ 
legen und wird dann die Parteirolle 
in der Berufungsſchrift verwechſelt, ſo 
muß dieſer Fehler zur Verwerfung der 
Berufung führen. Es genügt nicht, daß 
für den Gegner der die Berufung ein⸗ 
legenden Partei die Verwechſlung er- 
ſichtlich war 2466 5 

8 115 JI RAbgO. In einem gegen den 
Ehemann ſchwebenden Rechtsmittelver⸗ 
fahren kann nicht ohne weiteres die 
P. auf die Ehefrau ausgedehnt werden 
316212 

Parteieid 

Art. 9 III Ziff. 1 Geſ. v. 27. Okt. 1933. 
Das BG. kann nicht an Stelle eines 
P. die Vernehmung der Partei an⸗ 
ordnen 2272 6 

Art. 9 III Geſ. v. 27. Okt. 1933. Das Ge⸗ 
richt darf nach Inkrafttreten des Gef. 
v. 27. Okt. 1933 (am 1. Jan. 1934) 
nicht die Leiſtung eines zugeſchobenen 
Eides durch bedingtes Endurteil an⸗ 
ordnen 29759 


Parteivernehmung 
§ 448 BPO. n. F. Der Richter muß fich 
ſeiner Befugnis, auch ohne Antrag 


einer Partei und ohne Rückſicht auf die 
Beweislaſt zur P. zu ſchreiten, bewußt 
ſein. Hat er ſich in einem Fall, in 
dem die Schlußverhandlung unmittel⸗ 
bar nach dem Inkrafttreten der neuen 
Beſtimmungen ſtattgefunden hatte und in 
dem P. nach der Sachlage in Frage 
gekommen wäre, über dieſe Befugnis 
in den Gründen nicht ausgeſprochen, ſo 
liegt die Beſorgnis nahe, daß er an 
dieſe Vorſchrift nicht gedacht hat 26199 
88 445, 452 BPO. n. F. Auch nach 8 617 
ZPO. n. F. kaun eine Partei die eid- 
liche Vernehmung der andern Partei 
über einen Scheidungsgrund nicht ver⸗ 
langen. Dasſelbe gilt für den Schei⸗ 
dungswiderkläger und im Falle der 


Stellung des Mitſchuldantrags aus 
§ 1574 BGB. 3003 * 

P. gilt als Beweisaufnahme nur, wenn 
Beweisbeſchluß nach § 450 3PO. er⸗ 
gangen oder auf die Vorſchriften der 
3014 20k BPO. Bezug genommen ijt 
3014 20 


Bedeutet die P. im Eheprozeß Beweis⸗ 
aufnahme, ſo daß die Beweisgebühr 
des RA. entſteht? 235111 

In Eheſachen beſteht neben der Möglich⸗ 
keit der beweismäßigen P. gemäß 
88 445 ff. ZPO. auch die Möglichkeit 
perſönlicher Vernehmung der Parteien 
nach 8 619 BPO. Im letzteren Fall 
entſteht Beweisgebühr nicht 263712 


Parzellierung 

S 2 Nr. 8 UmjSt®. 1932. Wenn Grof- 
grundbeſitzer eine größere Anzahl von 
Parzellen zur Sanierung ſeines Be⸗ 
triebs verkauft, ſo iſt hierin noch nicht 
ohne weiteres ein auf Veräußerung 
von Grundſtücken gerichtetes Unterneh⸗ 
men zu erblicken 3084 11 


Paß 

8363 StGB. findet bei Päſſen, die auf 
Grund falſcher Angaben gegenüber 
einer ausländiſchen Behörde erſchlichen 
worden find, keine Anwendung 2920 26 
3059? 

Entzieht die Polizeibehörde auf Betrei⸗ 
ben des Fin A. einem Steuerpflichtigen 
den Paß, ſo liegt darin keine Anord⸗ 
nung des Fin A. gegenüber dem Steuer- 
pflichtigen aus 8 202 RAbgO. Deshalb 
iſt nach 8 3051 RAbg OO. die Rechts⸗ 
beſchwerde gegen Beſchwerdeentſchei⸗ 
dung des LFin A. nicht zuläſſig 33208 

Patent 

Erfinder und P. im neuen Staat. Schrift⸗ 
tum 2455 

Das Vorbenutzungsrecht im deutſchen P. 
recht. Schrifttum 2534 

Der Ausübungszwang in der Pggeſetz⸗ 
gebung aller Länder (europ. Staaten). 
Schrifttum 2837 

Zur Frage, ob mit der Schreibmaſchine 
geſchriebene Diſſertationen öffentliche 
Druckſchriften i. S. von § 2 Pat. find 
31641 

SS III Pat®.; § 2 Bund RO. v. 10. Sept. 
1914. Zur Frage der Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen die Ver⸗ 
ſäumung der Stundungsfriſt 2186 1 

Zur Stellung eines Antrags nach 8 8 III 
PatG. ift nur der eingetragene P. in⸗ 
haber befugt; der ausſchließliche Li⸗ 
zenznehmer hat kein ſelbſtändiges An- 
tragsrecht 24311 

$ 8 III Patch. Unzuläſſigkeit der Be- 
ſchwerde des wegen "E verletzung Be- 
langten gegen die Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand wegen Verſäumung 
der Jahresgebührfriſt 29441 

88 15, 16, 19, 27 PatG. Eine Beſchwerde 
gegen die Ablehnung eines Antrags 
auf Verzögerung der Drucklegung der 
P.ſchrift ift unzuläſſig 3086? 

88 16, 10 Pat. Widerlegung des Cin- 
wands eines Bekl. im Pi nichtigkeits⸗ 
ſtreit, die Klage ſei unzuläſſig, weil der 
Kl. nur „Strohmann“ ſei und ſeinem, 
des Kl., Auftraggeber durchgreifende 
Einreden gegen die Zuläſſigkeit der 
Klage entgegengehalten werden könnten. 
Daß jemand einen Rechtsſtreit nicht 
im eigenen Namen führt, ſondern auf 
den Namen eines andern führen läßt, 
braucht nicht immer ſittenwidrig zu 
ſein 21862 

Keine Koſtenentſcheidung im Beſchwerde⸗ 
verfahren gemäß § 16 PatG. 28111 


8 24 JI PatG. Ein auf bloßes Leugnen 
der Erfindungshöhe hinauslaufender 
Einſpruch gegen eine B.anmeldung ift 
unzuläſſig 32311 

9 25 JI Patch ift eng auszulegen. Nur 
die durch die Anhörung ſelbſt verur⸗ 
ſachten Koſten, nicht ſonſtige durch die 
Anberaumung der mündlichen Ver⸗ 
handlung notwendig gewordene Auf- 
wendungen find erſtattungsfähig 25101 

§8 35, 19 PatG. Klagt der materiell be- 
rechtigte P.inhaber als Verletzter gegen 
den formellen P.inhaber als den Ver- 
letzer, ſo darf die Eintragung des Ver⸗ 
letzten in die P.rolle nicht als Voraus⸗ 
ſetzung für die Geltendmachung von Ver⸗ 
letzungsanſprüchen angeſehen werden. 
Iſt in Sondergeſetzen eine erſchöpfende, 
ausdrücklich und abſichtlich einen weiter⸗ 
gehenden Schutz ausſchließende Nege- 
lung für einen Tatbeſtand geſchaffen 
worden, ſo iſt für die Anwendung des 
8 826 BGB. auf dieſen Tatbeſtand kein 
Raum 21367 

8 20 Pr. Vertrag, durch den der B.- 
inhaber eine ausſchließliche Lizenz 
gegen Zahlung eines Barpreiſes und 
jährlicher Lizenzgebühren ohne zeitliche 
Begrenzung dem Lizenznehmer über⸗ 
trägt, iſt gebührenrechtlich nicht als 
Pachtvertrag, ſondern als Kaufvertrag 
zu bewerten 2703 4 

89 HſterrPatch. Vorbenutzungsrecht be- 
ſteht nicht, wenn eine einen Maſſen⸗ 
artikel betreffende Erfindung ein ein⸗ 
ziges Mal viele Jahre vor der An⸗ 
meldung des P. ausgeübt worden iſt, 
ohne daß es zu einer wirklichen Aus⸗ 
1 der Erfindung gekommen iſt 
5 


8 58 (2) ÖfterrPat®. Die behauptete offen- 
kundige Vorbenutzung muß durch be⸗ 
ſtimmte Tatſachen begründet werden. 
Die bloße Möglichkeit der erfindungs⸗ 
gemäßen Verwendung einer im Ge- 
brauch befindlichen Maſchine genügt 
nicht zur Verſagung des P. 2288 1 

Pauſchſätze 
vgl. unter Einkommenſteuer 

lan 

dgl. unter Ruhegehalt 

Perſonenſorge = 

ogl unter Elterliche Gewalt, Uneheliches 


r n 

Perſonenſtand 

512 PerſStch. Wann können Vornamen 
eines deutſchen Kindes in polniſcher 
Form in das Standesregiſter einge⸗ 
tragen werden? 2416 1 

565, 66 PerſStcö. Der Familienname 
und die Standesbezeichnung des Kin⸗ 
des ergibt ſich bei Eintragung der Ge⸗ 
burt lediglich aus den betreffenden An⸗ 
gaben bezüglich der Eltern. Nur wenn 
nach der zur Zeit der Geburt gegebenen 
Sah- und Rechtslage eine Unrichtigkeit 
bzw. Unvollſtändigkeit hinſichtlich der 
Angabe des Familiennamens der El⸗ 
tern vorlag, kommt Berichtigung der 
Geburtsurkunde in Frage. Wenn in 
einem Namen das Wort „von“ („de“) 
ehedem Prädikat des polniſchen Adels 
geweſen iſt und die Zugehörigkeit zum 
polnischen Adel bedeutet hat, jo kommt 
es für die Frage der Führung dieſes 
Prädikats darauf an, ob nach den 
adelsrechtlichen Beſtimmungen die Vor⸗ 
fahren berechtigt waren, das Prädikat 
in Preußen zu führen. Waren ſie hier⸗ 
zu nicht berechtigt, ſo waren ſie auch 
nicht befugt, die urſprüngliche Bezeich⸗ 
nung der Zugehörigkeit zum polni⸗ 
ſchen Ader als Teil ihres bürgerlichen 


Sachregiſter 


Namens zu führen. Über die Befugnis 
der Führung des Adelsprädikats hat 
mangels einer Entſch. des Herolds⸗ 
amts das RegG. zu befinden 28573 


Perſönlichkeitsbewertung 


Die Bewertung der Perſönlichkeit als Ur⸗ 
teilsgrundlage im Zivilprozeß 2737 


Pfandbrief 


vgl. unter Oſthilfe 


Pfandrecht 


88 1207, 931, 934 BGB. Der Empfangs⸗ 
ſpediteur hat wegen inkonnexer For⸗ 
derungen ſelbſt bei Gutgläubigkeit kein 
geſetzliches, aber auch kein vertrag⸗ 
liches Pf. an dem Empfänger wegen 
Eigentumsvorbehalt des Abſenders 
nicht gehörendem Frachtgut 2723 6 

Der Frachtführer hat das Gut auch dann 
i. S. des 8 440 1 HGB. im Beſitz, 
wenn er nur mittelbar beſitzt. Zweifel⸗ 
haft mag dies ſein, wenn der mittel⸗ 
bare Beſitz nur durch den Schuldner 
der Forderungen vermittelt wird, für 
die das Pf. beſteht. Das gilt auch für 
das kaufmänniſche Zurückbehaltungs⸗ 
recht. Die Klagefriſt des 8 440 III HGB. 
entfällt, wenn der Empfänger den 
Frachtführer freiwillig wieder in den 
Beſitz des Gutes ſetzt. Pf. und Zurück⸗ 
behaltungsrecht (letzteres ſowohl aus 
8273 BGB. wie auch aus $ 369 HGB.) 
können dem Frachtführer nebeneinan⸗ 
der zuſtehen. Wenn ein Spediteur beim 
Zollamt Ware einlagert, muß das Amt 
damit rechnen, daß dem Einlagernden 
ein geſetzliches Pf. zuſtehen könne und 
muß darauf Rückſicht nehmen 29713 

Wer ſich für eine lediglich perſönliche 
Schuld des Grundſtückseigentümers 
verbürgt hat, kann auf die Steuer⸗ 
vergünſtigung aus 8 14 TI GrErw Sts. 
auch dann keinen Anſpruch machen, 
wenn er fih ſchon bei übernahme der 
Bürgſchaft für die nach 8 774 BGB. 
auf ihn übergehende Forderung von 
dem Grundſtückseigentümer eine Eigen⸗ 
e hat verpfänden laſſen 


Pfändung 


vgl. auch unter 
Arreſt 

Bereits vor Erlaß des Koſtenurteils 
ſtellt der bedingte Anſpruch der im 
Rechtsſtreit obſiegenden Partei auf Ko⸗ 
ſtenerſtattung ein Vermögensſtück des 
Koſtengläubigers dar; er kann abge⸗ 
treten und gepfändet werden 2467 ' 

Die „Verfügung“ in dem Geſetz über die 
Pf. von Miet- und Pachtzinsforderun⸗ 
gen v. 9. März 1934 2321 

Pf. des Anſpruchs der GmbH. auf Ein⸗ 
zahlung der Stammeinlage. Der An- 
ſpruch des Gläubigers iſt gegenüber 
dem Einzahlungsauſpruch der GmbH. 
vollwertig, wenn die GmbH. für ihre 
Schuld an den Gläubiger Waren er⸗ 
worben und ſomit den Wert der 
Stammeinlage in Höhe des Anſpruchs 
des Gläubigers voll erhalten hat, ſelbſt 
wenn die Ware ſofort an andere 
Geſellſchaft weitergeliefert ut 21771 

Die Einzahlungsanſprüche auf den Ge⸗ 
ſchäftsanteil, die der Genoſſenſchaft 
gegen den Genoſſen zuſtehen, ſind auch 
dann unpfändbar, wenn ſich die Ge⸗ 
noſſenſchaft in Liquidation befindet 
30771 

Bei der Vollſtreckung in der übergangs⸗ 
zeit iſt deutlich zu unterſcheiden zwi⸗ 
ſchen den Beſtimmungen des 8 811 
BBO. alter und neuer Faſſung 33051 

Der Mobiliarvollſtreckungsſchutz der VO. 
v. 26. Mai 1933 und die Anderung 


Lohnbeſchlagnahme, 


977 


des § 811 3PO. durch das Geſetz vom 
24. Okt. 1933 2822 

§ 811 Ziff. 1 ZPO. Rundfunkgerät ift un- 
pfändbar 2573 5 

§ 811 Ziff. 1 BPO. Pfändbarkeit einer 
Waſchtoilette. Der gegenüber der Pf. 
eines beſonders wertvollen Gegenſtands 
erhobene Einwand der Unpfändbarkeit 
kann durch Hingabe eines ausreichen⸗ 
den Erſatzgegenſtandes ausgeräumt 
werden 21797 

8 811 Ziff. 1 BPO. Die Annahme von 
Erſatzgegenſtänden für gepfändete Sa⸗ 
chen zwecks Ermöglichung der Pf. kann 
dem Schuldner nur dann zugemutet 
werden, wenn es ſich um beſonders 
wertvolle Pfandobjekte (3. B. goldene 
Uhr) handelt und dadurch offenſicht⸗ 
liches Mißverhältnis zwiſchen der Lage 
des Gläubigers und dem dem Schuld- 
ner verbleibenden Wert gegeben iſt 
3296 3 

8811 BPO. Zwangsvollſtreckung in uns 
pfändbare Sachen (Radiogerät) gegen 
Erſatzgewährung 33075 

Die Sicherungsübereignung unentbehr⸗ 
licher Gegenſtände verſtößt nur unter 
beſonderen Umſtänden gegen die guten 
Sitten. Auch der Klage auf Heraus⸗ 
gabe ſolcher Gegenſtände ſteht nicht der 
Einwand der Sittenwidrigkeit oder des 
§ 811 BPO. entgegen 27214 

8 811 Ziff. 5 ZPO. Pf. einer Schnell⸗ 
waage bei Lebensmittelhändler iſt zu⸗ 
läſſig, wenn der Gläubiger dem Schuld⸗ 
ner brauchbare Tafelwaage mit Gewich⸗ 
ten transportkoſtenfrei zur Verfügung 
ſtellt 21801 

Motordreirad iſt für den Schuldner als 
Inhaber eines Seifenengrosgeſchäfts 
nach 8 811 Ziff. 5 ZPO. unentbehrlich 
und deshalb unpfändbar 21802 

8 811 Ziff. 5 ZPO. ſchützt nach der Recht⸗ 
ſprechung des KG. nur Kleinbetriebe 
jeder Art, wenn und inſoweit ſie nur 
durch das perſönliche Tätigſein des 
Inhabers im Betrieb in Gang gehal- 
ten werden können 2643 5 

§ 816 II BPO. Verſteigerung der Pfand- 
ſachen kann in der Pfaudkammer an⸗ 
ſtatt an Ort und Stelle bei dem 
Schuldner vorgenommen werden, wenn 
der Gläubiger die Mehrkoſten trägt 
und vorſchießt und ferner bei der 
Pfandkammerverſteigerung in dem ge» 
gebenen Einzelfall nach Lage der ört⸗ 
lichen Verhältniſſe ein mindeſtens eben⸗ 
ſo günſtiges Bietungsergebnis zu er⸗ 
warten ſteht, wie bei Verſteigerung 
beim Schuldner, in beffen Gewahrſam 
die Gegenſtände vom Gerichtsvollzieher 
belaſſen waren 26423 

88 829 ff. ZPO. Die Pf. von Forderun⸗ 
gen an mehrere Drittſchuldner iſt 
grundſätzlich gegenüber jedem Dritte 
ſchuldner in voller Höhe der beizu⸗ 
treibenden Forderung ſtatthaft 23533 

§ 829 BPO. Die zukünftigen Anſprüche 
eines Fuhrunternehmers gegen ſeine 
etwaigen Auftraggeber ſind nicht pfänd⸗ 
bar 80767 i 

§ 830 ZPO. Bur wirkſamen Pf. einer Hh- 
pothet muß der Gläubiger den un- 
mittelbaren Delt des Hypotheken- 
briefes ſelbſt oder durch den Gerichts⸗ 
vollzieher als ſeinen Vertreter erlangt 
und behalten haben. Die Herausgabe 
des Briefes an den Gerichtsvollzieher 
lediglich zum Zwecke der Ablieferung 
an die Hinterlegungsſtelle erſetzt nicht 
die gemäß § 830 JPO. erforderliche 
übergabe des Briefes 24211 


*78 


Die Pf. einer Wechſelforderung erfolgt 
nur gemäß § 831 ZPO. Die ſtatt deſſen 
beantragte Pf. des dem Schuldner 
gegen den Gläubiger zuſtehenden An⸗ 
ſpruchs auf Herausgabe des Wechſels 
iſt unzuläſſig. Zur Überweiſung eines 
gepfünbeten, auf ausländiſche Wäh⸗ 
rung lautenden Wechſels iſt der Nach⸗ 
weis der Deviſengenehmigung erforder- 
lich. Die überweiſung eines Wechſels, 
deſſen Verpflichteter ein im Ausland 
wohnender Ausländer iſt, iſt unzuläſſig 
30772 

Die Vorſchrift der Unſtatthaftigkeit der 
Vollziehung des Arreſtbefehls nach Ab⸗ 
lauf der Monatsfriſt gemäß § 929 ZPO. 
bildet gegenüber dem § 845 eine Son- 
dervorſchrift, die unberührt bleibt. Die 
Monatsfriſt des § 929 JI ZPY. kann 
alſo nicht durch die Dreiwochenfriſt 
des 8 845 JI BPO. verlängert werden 
2638 16 

88501 Ziff. 2 ZPO. Rückſtändige Unter- 
haltsgelder verlieren ihren Charakter 
als Unterhaltsanſpruch nicht; ſie wer⸗ 
den keine Kapitalforderung und ſind 
der Pf. nicht unterworfen 3079 * 

8850 Ziff. 5 ZPO. Sit die Friſt des 
§ 78 RVerſorgG. zur beſtimmungsge⸗ 
mäßen Verwendung der Kapitalabfin⸗ 
dung abgelaufen, ſo iſt die Kapitalab⸗ 
91 8 zur Hälfte der Pf. unterworfen 


§ 850 BED. Eine noch nicht beſtimmungs⸗ 
gemäß verwandte Kapitalabfindung 
unterliegt der Verfügung des Haupt⸗ 
verſorgungsamts und iſt daher un⸗ 
pfändbar 3156 ? 

§ 850 III, IV ZPO. Beſchränkte Unter- 
haltsvollſtreckung und bürgerliches 
Recht 3253 

Sit die Berichtigung des Bi.befichlufjes 
auf Betreiben der Partei oder von 
Amts wegen zuzuſtellen? 3259 

SS 739, 750 BPO. Ein urſprünglich 
fehlerhafter Pf.⸗ und Überweiſungsbe⸗ 
ſchluß kann durch nachträgliche Beſeiti⸗ 
gung des Mangels geheilt werden 
2641 1 

810 BmXerftß. Die Koſten einer boran- 
gegangenen Mobiliarvollſtreckung kön⸗ 
nen von einem Gläubiger der Kl. 5 
mit dieſem Rang im Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren geltend gemacht werden 
2643 5 

Amtspflichtverletzung des mit Verteilung 
nach 8872 3PO. befaßten Richters, 
der dabei die Verteilung an die Pf.⸗ 
gläubiger vornimmt, dagegen die Rechte 
des Zeſſionars, für den ebenfalls die 
Hinterlegung erfolgt war, unberückſich⸗ 
tigt läßt. Iſt Forderung teils abgetre⸗ 
ten, teils gepfändet, kommt Hinter⸗ 
legung nach 8 853 3 PO. nicht in Frage, 
ſondern nur nach 8 372 BGB. 23333 

8 38 RErbhofc g. Die Anſprüche eines Erb- 


Sachregiſter 


tatſächlich geſchaffene Nachbildung des 
natürlichen Eltern⸗ und Kindesverhält⸗ 
niſſes und ein ihm entſprechendes Ab⸗ 
hängigkeits⸗ und Schutzverhältnis be⸗ 
gründen den Strafſchutz des § 174 
StGB. Wann ſolches Verhältnis vor- 
liegt, iſt im Einzelfall nach Auffaſſung 
der Sitte und des Lebens zu entſchei⸗ 
den. Der Stiefvater, der das Stiefkind 
in ſein Haus aufnimmt, wird dadurch 
noch nicht ohne weiteres zum Pflege⸗ 
vater; ebenſowenig iſt von entſcheiden⸗ 
der Bedeutung, daß der Angekl. dem 
Kinde ſeinen Namen gegeben hat 297715 
Das Vorliegen eines Pflegeelternverhält⸗ 
niſſes i. S. von 8174 Ziff. 1 StGB. ift 
nicht ſchon dann zu verneinen, wenn 
nach bürgerlich⸗rechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen davon auszugehen iſt, daß für das 
bürgerliche Recht ein Eltern⸗ und Kin⸗ 
desverhältnis vorliegt. Ein Stiefvater, 
der unzüchtige Handlungen mit ſeiner 
Stieftochter vornimmt, ift aus 8 174 
Ziff. 1 StGB. zu beſtrafen, wenn er 
zugleich der Pflegevater ift 3285 2s 


Pflegſchaft 


vgl. auch unter Fideikommiß 

$ 19181 BGB. Die Pf. für eine unter 
elterlicher Gewalt ſtehende Perſon en⸗ 
digt auch mit dem Ruhen der elter⸗ 
lichen Gewalt 2624 

Eine auf Grund des § 1669 BGB. an- 
geordnete AuseinanderſetzungsPf. endet 
gemäß 5 1918 III BGB. in dem Zeit⸗ 
punkt, in dem die Auseinanderſetzung 
durchgeführt iſt. Der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Aufhebung bedarf es zur 
Beendigung der Pf. in dieſem Falle 
nicht 3001? 

Einem Pfleger, deſſen Wirkungskreis nur 
die Prüfung und rechtliche Durchfüh⸗ 
rung einer einzelnen beſtimmten An⸗ 
gelegenheit umfaßt, kann keine Ver⸗ 
gütung bewilligt werden, weil hierfür 
Vermögensverwaltung Vorausſetzung 
ift 2245 4 

§ 90 Grp. Die einem Pflegling gu- 
ſtehende, zur Deckung des laufenden 
Unterhalts für ihn und ſeine Familie 
ſowie zur Beſtreitung der Heilungs⸗ 
koſten dienende Unfallrente gehört nicht 
zu ſeinem „Vermögen“ i. S. obiger 
Vorſchrift 27875 

88 9, 8, 3 Geſetz zur Verhütung erb⸗ 
kranken Nachwuchſes. Iſt es zweifel⸗ 
haft, ob der Erbkranke geſchäftsfähig 
und ob daher nur er ſelbſt oder der 
ihm beſtellte Pfleger beſchwerdeberech⸗ 
tigt iſt, ſo iſt im Jutereſſe der Be⸗ 
ſchleunigung des Verfahrens die Be⸗ 
ſchwerde des Pflegers als zuläſſig zu 
betrachten, wenn das ſachliche Ergeb⸗ 
nis feſtſteht 27082 

Der unter Pf. ſtehende Erbkranke bedarf 
zur Einlegung der Beſchwerde nicht der 
Zuſtimmung des Pflegers 32181 


kauft worden ſind, fallen nicht unter 
das Zugabeverbot. Ob die Ankündi⸗ 
gung und Bewilligung derartiger Son⸗ 
derpreiſe gegen das Rabattgeſetz ver⸗ 
ſtößt, bleibt dahingeſtellt 2937 6 

Hat der Steuerpflichtige einem Lichtbild⸗ 
ner für beſtimmte Plätze die ausſchließ⸗ 
liche Erlaubnis erteilt, Lichtbildauf⸗ 
nahmen zu machen und die Bilder feil⸗ 
zubieten, ſo liegt gemiſchtes Vertrags⸗ 
verhältnis vor, das Verpachtung oder 
Vermietung eines Grundſtücks nicht 
zum weſentlichen Vertragsinhalt hat; 
es ſteht daher Verpachtungen und Ver⸗ 
mietungen i. S. des § 2 Nr. 4 Um, 
1926 nicht gleich 3161 15 


Plakat 


§8IVumſctch. Die Begünſtigung der Una 
zeigenvermittler (Annoncenexpedition) be- 
zieht ſich nicht auf die Vermittlung von 
P.anſchlägen 3161 !% 


Bolen 


813 RErbhofch. Die im deutſchen Teil 
des ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtim⸗ 
mungsgebiets wohnenden Angehörigen 
der polniſchen Minderheit können nicht 
für ſich in Anſpruch nehmen, daß das 
RErbhofch. auf ihre Beſitzungen keine 
Anwendung findet 31381 

Wann können Vornamen eines deutſchen 
Kindes in polniſcher Form in das 
Standesregiſter eingetragen werden? 
2416 1 

Wenn in einem Namen das Wort „von“ 
(„de“) ehedem Prädikat des polniſchen 
Adels geweſen iſt und die Zugehörig⸗ 
feit zum polniſchen Adel bedeutet hat, 
ſo kommt es für die Frage der Füh⸗ 
rung dieſes Prädikats nur darauf an, 
ob nach den adelsrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen die Vorfahren berechtigt waren, 
das Prädikat in Preußen zu führen. 
Waren ſie hierzu nicht berechtigt, ſo 
waren ſie auch nicht befugt, die ur⸗ 
ſprüngliche Bezeichnung der Zugehörig⸗ 
keit zum polniſchen Adel als Teil ihres 
bürgerlichen Namens zu führen. über 
die Befugnis der Führung des Adels⸗ 
prädikats hat mangels einer Entſchei⸗ 
dung des Heroldsamts das Regiſter⸗ 
gericht zu befinden 28573 

Scheidung einer evangeliſch⸗römiſch⸗katho⸗ 
liſchen Miſchehe nach polniſchem Recht. 
Gehört der Bekl. der römiſch⸗katholi⸗ 
ſchen Konfeſſion an, ſo kann die Ehe 
nicht geſchieden werden. Die Wider⸗ 
klage jedoch gegen den evangeliſchen 
Ehepartner auf Scheidung iſt zuläſſig 
2353 4 

8 750 3PO.; Art. 12 deutſch⸗polniſcher 
Vertrag über den Rechtsverkehr vom 
5. März 1924. Das deutſche Gericht hat 
nicht zu prüfen, ob die im Ausland 
bewirkte Zuſtellung den dortigen Vor⸗ 
ſchriften entſprach 3018 8 


Politik 


hofbauern aus Geſchäftsguthaben an 
einem landwirtſchaftlichen Ein⸗ und 
Verkaufsverein gehören nicht zum Erb⸗ 


Pflichtteil Kriſis und Neubau Europas. Schrifttum 
vgl. unter Erbſchaftſteuer 2328 
Pfund, engliſches Politiſches Delikt 


hof und unterliegen deshalb uneinge⸗ 

ſchränkt der Pf. 2577“ 

Pflegeanſtalt 

vgl. unter Heilanſtalt 

Pflegekind 

Nach herrſchender Rechtſprechung iſt 
Pflegkindſchaft i. S. von § 174 1 Nr. 1 
StGB. ein Verhältnis, das demjenigen 
zwiſchen natürlichen oder angenomme⸗ 
nen Kindern und Eltern ähnlich, d. h. 
tatſächlich ſo geſtaltet iſt, daß es wie 
dieſes ein dauerndes, ſittlich gleich⸗ 
artiges Band zwiſchen den Verbun⸗ 
denen herſtellt. Die auf ſolche Weiſe 


Wenn Darlehnsgeber das Darlehn in 
engliſchen Pfunden gegeben hat, weil 
er der Reichsmark nicht traute, wohl 
aber dem e. Pf., aber Bindung hin⸗ 
ſichtlich des Kurſes des Pf. nicht er⸗ 
folgt iſt, kann er nach dem Fallen des 
Pf. nicht Rückzahlung in Höhe des 
Wertes zur Zeit der Darlehnshingabe 
D Ei Keine Aufwertung des e. Pf. 


Photographie 


Die Ankündigung und Bewilligung von 
Sonderpreiſen für photographiſche Roll⸗ 
filme, die bei den Ankündigenden ge⸗ 


Bemerkungen zum Wandel des p. D. und 
der Strafgeſetze zum Schutz von Volk, 
Bewegung und Staat in Recht und 
Rechtspolitik 2213 


Polizei 


vgl. auch unter Baup., Wege p., Feld⸗, 
ForſtpP., Ausweiſung. 

PrpPol Verw. v. 1. Juni 1931. Nachtrag. 
Schrifttum 2532 

Die richterliche Nachprüfung polizeilicher 
Maßnahmen 2832 

814 Pol Verw. Werberat und P. 2674 

814 PrPolVerwGf. Zum Verhältnis von 
Anordnung und Androhung in der B.- 


verfügung: Die Maßnahmen, die die 
P. dem Pflichtigen in Ausſicht ſtellt, 
um p.widrigen Zuſtand im Wege un- 
mittelbaren Zwangs zu beſeitigen, 
brauchen ſich ihrem Inhalt nach nicht 
mit den Handlungen zu decken, deren 
Vornahme ſie zu dem gleichen Zweck 
von dem Pflichtigen fordert. Wieder⸗ 
holung der in der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung des OVG. aufgeſtellten 
Grundſätze über polizeilichen 
gegen Störungen der Nachtruhe durch 
Muſikdarbietungen in öffentlichen Wirt- 
ſchaften 21881 

8814, 20, 40, 55 Pol Verw. Haftung 
des Hauseigentümers für polizeimäßi⸗ 
gen Zuſtand ſeines Hauſes. Hat die P. 
eine Wohnung geſchloſſen, weil nach⸗ 
einander mehrere Mieter darin un⸗ 
befugt Gaſtwirtſchaft betrieben und 
fortgeſetzt den Tatbeſtand der Kuppelei 
verwirklicht haben, ſo kann ſie auf 
Grund von 820 PolVerwG. auch dem 
Eigentümer gegenüber die Freigabe 
der Wohnung ſo lange verweigern, 
bis er den Nachweis einwandfreier 
Verwendung erbringt 33253 

88 14, 42 PolVerwch. Die P.behörde iſt 
nicht verpflichtet, in ihren Verfügun⸗ 
gen die zur Begründung dienenden ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften anzuführen. Die 
tatſächliche Zugehörigkeit eines Bau⸗ 
platzes zu einem durch VerunſtaltG. 
geſchützten Gebiet iſt ein ſolcher Um⸗ 
ſtand, der die P.behörde zur Zurück⸗ 
nahme der Bauerlaubnis auf Grund 
des 8 42 Id PolVerwG. ermächtigt 
2944 1 

$17 Schußtv®. regelt das Verbot des 
Beſitzes von Waffen und Munition 
nicht erſchöpfend. Beim Vorliegen einer 
konkreten polizeilichen Gefahr kann 
vielmehr insbeſondere denjenigen Per⸗ 
fonen, denen gemäß 8 161 Schußtv®. 
wegen Bedenkens gegen ihre Zuver⸗ 
läſſigkeit Waffen⸗ (Munitions⸗) Er⸗ 
werbsſcheine und Waffenſcheine nicht 
hätten ausgeſtellt werden dürfen, auch 
der Beſitz von Waffen und Munition 

Aa Polizeilich unterſagt werden 30241 

Polizeibeamte 

Handelt es ſich um Regelung von Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſen, die einmal als 

B.-Nente und zum andern auf Grund 

der VO. v. 4. Okt. 1907 betr. die 
Rechtsverhältniſſe der Landespolizei in 
Deutſch⸗Südweſtafrika bezogen worden, 
fo ift 88 IV ARG. deshalb nicht an- 
wendbar, weil dieſer Abſatz nur die in 
§ 8 I—III erwähnten verſchiedenen Her- 
ſorgungsarten im Auge hat. Verſor⸗ 
gung eines früheren Landes-P. in 
Deukſch⸗Südweſtafrika auf Grund der 
erwähnten VO. von 1907 iſt Beamten⸗ 
verſorgung, die den Landes. die 
gleiche Verſorgung gewährt, wie wenn 
ſie Militärperſonen, und zwar Schutz⸗ 
truppenangehörige, geweſen wären. 
Daraus folgt Anwendung aller für 
die Militärverſorgung geltenden Bor- 
ſchriften auf dieſe Art der Beamten⸗ 
verſorgung und daher iſt die Vorſchrift 
des 863 Nr. 2 RVerſorgch. über das 
Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe an⸗ 

; zuwenden 2284 5 

Polizeiverordnung 

8 33 PrPol Verw. Iſt einheitliche zwangs⸗ 
geldfeſtſetzung wegen mehrerer Verſtöße 
gegen eine Pol VO. erlaſſen und erweiſt 
ſich einer derſelben als zu Unrecht an- 
Achter die gun SE der Verwaltungs- 

te ganze Zwangsge 

aufheben. Nach 'ſolcher u eng dann 


Schutz 


Sachregiſter 


die Polizei wegen der andern nachge⸗ 
wieſenen Verſtöße erneut Zwangsgeld 
feſtſetzen. Verjährungsvorſchriften ſtehen 
dem nicht entgegen, jedoch ſind die Be⸗ 
ſtimmungen des 8 33 III Pol Verw. zu 
beachten, die verlangen, daß Verletzung 
oder Bedrohung eines ſchutzwürdigen 
polizeilichen Intereſſes noch vorliegt 
2431! 

Während des Beſtehens des Abſ. 2 des 
876 Pol Verw. in der bis zum In⸗ 
krafttreten der VO. v. 3. Sept. 1932 
zur Vereinfachung und Verbilligung 
der Verwaltung gültigen Faſſung durfte 
Zwangsgeld oder Zwangshaft wegen 
der Übertretung einer PolVO., die 
gleichzeitig in einem Geſetz mit Strafe 
bedroht war, nicht angedroht oder feſt⸗ 
geſetzt werden 28781 

Poſtagent 

88 1, 4 Nr. 1 Lohnbeſchlcß. Die Schutz⸗ 
vorſchrift des 8 8501 Nr. 8 und II 
ZPO. gilt auch für den P.; die Pfänd⸗ 
barkeit ſeines Dienſteinkommens iſt 
ohne Rückſicht auf anderen Verdienſt 
zu prüfen 30161 

Preistreiberei 
Bekämpfung der P. (AV. d. R.⸗ u. Pr- 
IN. v. 7. Nov. 1934) 2960 
Preisüberwachung 
vgl. unter Kartell 
Preſſe 

vgl. auch unter Zeitſchrift 

Vervielfältigung i. S. des 8 2 PreßG. 
verliert nicht deshalb den Charakter 
einer Druckſchrift, weil dem gedruckten 
Text hand⸗ oder maſchinenſchriftlich 
eine Anſchrift und Anrede vorangeſetzt 
und ein Zuſatz von geringem Umfang 
angefügt wird 2152 24 

867 Preßc . Das Impreſſum hat auch 
Bedeutung für den privaten Rechtsver⸗ 
kehr 2642 4 


Preugo 
vgl. unter Arzt 
Preußen 


8 7 PrStaatshaftGG. v. 1. Aug. 1909. Eine 
im Inland eingetragene GmbH. ver⸗ 
liert ihre Inländereigenſchaft auch nicht 
dadurch, daß fich ſämtliche Geſchäfts⸗ 
anteile in der Hand eines ausländi⸗ 
ſchen Geſellſchafters befinden und dieſer 
als alleiniger Geſchäftsführer die Ver⸗ 
waltung vom Ausland aus führt. Eine 
an den Geſchäftsführer als den Ver⸗ 
treter der Geſellſchaft zu leiſtende Jah- 
lung iſt nur an dem im Inland ver⸗ 
bliebenen Sitz der Geſellſchaft zu 
leiſten 2969 1 

Prima-facie-Beweis 

Der p.-k.⸗Beweis im deutſchen und eng- 
liſchen Schiffskolliſionsrecht 2445 

Der p.-f.⸗Beweis bei Schadenserſatzan⸗ 
ſprüchen im deutſchen und engliſchen 
Konoſſementsrecht 2526 

$ 823 II BGB. Die Herſtellung eines ob- 
jektiv widerrechtlichen, den Tatbeſtand 
der Verletzung eines Schutzgeſetzes be⸗ 
gründenden Zuſtandes ſchafft ein Be⸗ 
weisanzeichen dafür, daß dieſe objek⸗ 
tive Verletzung auch ſchuldhaft erfolgt 
ſei 2764 4 

Privatklage 

Teil 9 85 NotVO. v. 1. Dez. 1930 gilt 
nur für den Zivilprozeß, nicht auch für 
den Strafprozeß, insbeſondere nicht 
für Privat- und Nebenklage 2792 3 

Die Auslagenverteilungsvorſchrift des 
§ 10 JI Satz 2 Straffreihch. v. 7. Aug. 
1934 iſt ausnahmsweiſe auf den Neben⸗ 
kläger anwendbar, wenn das Verfah⸗ 
ren auf P. eingeleitet und ſpäter die 
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Verfolgung von der StA. übernommen 
worden ijt 2938 8 

Bei der Einſtellung des P. verfahrens auf 
Grund des StraffreihcG. fallen regel- 
mäßig die dem Beſchuldigten erwach⸗ 
ſenen notwendigen Auslagen dem Pri⸗ 
vatkläger zur Laſt 3303 18 


Probeanſtellung 


vgl. unter Gemeindebeamter 


Probefahrt 


vgl. unter Kraftfahrzeug 


Protokoll 


vgl. auch unter SitzungsP., Urkunden⸗ 
beweis, Zeuge 

Abſchriften der Terminsp. über Beweis⸗ 
aufnahmen vor dem erſuchten Richter 
3261 

Der Gerichtsbeſchluß, durch den die Ver⸗ 
leſung der Niederſchrift über eine 
frühere richterliche Zeugenvernehmung 
angeordnet wird, muß eingehend be⸗ 
gründet ſein, damit das RevG. nach⸗ 
prüfen kann, ob die Annahme des Tat⸗ 
richters, daß die Vorausſetzungen des 
§ 223 JI StPO. zur Zeit der Haupt- 
verhandlung vorlagen, nicht von 
Rechtsirrtum beeinflußt war 2982 22 


Prozeßfähigkeit 


856 BPO. Die Beweislaſt für die Pro- 
zeßunfähigkeit trägt im Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren der Schuldner 
24949 

Die Zweigniederlaſſungen einer auslän⸗ 
diſchen Aktiengeſellſchaft teilen bezüglich 
der Rechtsfähigkeit das Schickſal der 
Hauptniederlaſſung. Der engliſche Liqui⸗ 
bator einer dortigen Zweigniederlaſ⸗ 
ſung übt an ſich ein Recht kraft Amts 
aus, das ihn zur Prozeßführung er⸗ 
mächtigt; dieſe Möglichkeit ſetzt aber 
voraus, daß die Zweigniederlaſſung 
ſelbſt, die die Klage erhoben hat, da⸗ 
mals rechtsfähig war. Tritt der Liqui⸗ 
dator als weiterer Kl. ſelbſt auf, ſo 
liegt Klageänderung vor, deren Bu- 
läſſigkeit nicht nach § 239 ZPO. zu 
beurteilen ift 28454 

Wird der geſetzliche Vertreter einer nicht 
prozeßfähigen Partei im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren nicht hinzugezogen, ſo 
iſt das Verfahren unwirkſam; doch 
kann die Unwirkſamkeit jederzeit, auch 
noch in der RevInſt., durch Genehmi⸗ 
gung des Verfahrens durch den be⸗ 
ſtellten geſetzlichen Vertreter geheilt 
werden 31662 


Prozeßgebühr (8 13 Ziff. 1 RAGeb O.) 


Keine Erhöhung der P. bei Ausdehnung 
des Armenrechts auf vergleichsweiſe zu 
erledigende, nicht rechtshängige An⸗ 
ſprüche 2633 5 


Prozeßvollmacht 


887 BPO. Die Anzeige des Widerrufs 
der Beſtellung eines Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten bedarf keiner Form. In der Be⸗ 
ſtellung eines andern Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten iſt in der Regel ſolche An⸗ 
zeige zu ſehen 25875 

88 36, 45 PrPachtſchO. Eines Nachweiſes 
der Vollmacht für die Rechtsbeſchwerde 
oder Berufung bedarf es nicht, wenn 
der Bevollmächtigte ſeine Vollmacht 
für das Verfahren vor dem PGA. be- 
reits zu den Akten nachgewieſen hat, 
es ſei denn, daß ſeine Befugnis zur 
Einlegung eines Rechtsmittels aus⸗ 
drücklich ausgeſchloſſen ift 2248 1 


Prüfung 


Referendar pP. vgl. unter R. 


Rabatt 


Die Ankündigung und Bewilligung von 
Sonderpreiſen für photographiſche NoN- 
filme, die bei den Ankündigenden gekauft 
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worden find, fallen nicht unter das Zu⸗ 
gabeverbot. Ob die Ankündigung und 
Bewilligung derartiger Sonderpreiſe ge⸗ 
gen das Rabatt. verſtößt, bleibt dahin⸗ 
geſtellt 2937 ° 
ss 9 I Ziff. 8, 2, 4, 5, 21 KörpStG. Die 
üblichen R.ſparvereine gehören nicht zu 
den ſteuerfreien Berufsverbänden. Sie 
unterhalten einen wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb, find darum den Erwerbs- 
geſellſchaften gleichgeſtellt und unterlie⸗ 
gen dem Steuerſatz von 20 %%. Bei Er- 
mittlung des ſteuerpflichtigen Gewinns 
kann der Schuldpoſten für einzulöſende 
R. marken um einen Betrag gekürzt mer- 
den, der den erfahrungsgemäß nicht zur 
Einlöſung gelangenden R.marken ent- 
ſpricht 2806 £ 
Radfahrer 
Fahrläſſiges Verhalten des Kraftfahrers, 
der kurz vor der Einmündung einer Sei⸗ 
tenſtraße überholt und zu dieſem Zweck 
ſeine Geſchwindigkeit erhöht. Konkurrie⸗ 
rendes Verſchulden eines R., wenn er 
beim Fahren ins Pendeln und dadurch 
auf die linke Seite der Fahrbahn gerät 
29353 3010 15 
Radio 
vgl. unter Rundfunk 
Raiffeiſengenoſſenſchaft 
vgl. unter G. 
Rang von Grundſtücksrechten 
vgl. auch unter Grundbuchbereinigung 
85 877, 880 BGB. Umwandlung, Zuſam⸗ 
menfaſſung mehrerer unmittelbar aufein⸗ 
anderfolgender Hypotheken zur Einheits⸗ 
hypothek iſt zuläſſig. Dadurch wird keine 
ln in unzuläſſiger Weiſe beſeitigt 
2 3 


Der Gläubiger einer in Bruchteilsgemein⸗ 
ſchaft ſtehenden Hypothek kann nicht für 
ſeinen Anteil, ſondern nur gemeinſam 
mit den übrigen Bruchteilsberechtigten 
einer anderen Poſt den Vorrang ein⸗ 
räumen 2485 ! 

Iſt zu einem Rangrücktritt die Genehmi⸗ 
gung des Anerbb. erforderlich? 2834 
3257 

§ 880 II BGB. Hat der Gläubiger eines 
Grundſtückeigentümers gegen dieſen 
einen vollſtreckbaren Schuldtitel wegen 
einer Geldforderung erlangt und bean⸗ 
tragt er daraufhin die Eintragung einer 
Zwangshypothek, jo bedarf es zum Rang⸗ 
rücktritt eines vorhergehenden Grund⸗ 
ſtücksrechtes, und zwar auch einer Eigen⸗ 
tümergrundſchuld, nicht der beſonderen 
Zuſtimmung des Eigentümers; dieſe 
wird vielmehr durch den vollſtreckbaren 
Schuldtitel erſetzt. Dies gilt auch dann, 
wenn der Antrag auf Rangänderung 
erſt nach Eintragung der Sicherungs⸗ 
hypothek geſtellt wird oder wenn dieſe 
kraft Geſetzes gemäß § 848 BPO. ent- 

ſtanden iſt 29961 

Der § 880 BGB. ift durch § 7 AufwG. nicht 
eingeſchränkt 2272 ? 

§ 839 BGB. Der mit der Beſcheinigung 
über den Grundbuchſtand beauftragte 
Notar hat keine Amtspflicht, fih zugleich 
rechtsbelehrend darüber zu äußern, welche 
Folgen die zutreffend beſcheinigte Grund⸗ 
buch⸗ und Rechtslage wegen der begrenz⸗ 
ten relativen Wirkung der Eigentümer⸗ 
befugnis aus § 7 AufwG. und der fih 
daraus im Fall der Zwangsverſteigerung 
möglicherweiſe ergebenden verwickelten 
Rangverhältniſſe zeitigen könnte 23973 

§ 839 BGB. Haftung des Notars für Rang- 
verſchlechterungen 2529 

Der Grundbuchrichter hat bei der Eintra⸗ 
gung einer gelöſcht geweſenen Hypothek 
mit dem Aufwertungsbetrag keine geſetz⸗ 
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lichen Vorſchriften verletzt, wenn er ohne 
Anſtellung von Ermittlungen davon aus⸗ 
gegangen iſt, daß eine inzwiſchen, aber 
vor dem 1. Juli 1925 (Stichtag des § 22 
II Aufw®.) eingetragene Höchſtbetrags⸗ 
hypothek in vollem Umfang den Vorrang 
vor der Aufwertungshypothek erlangt 
habe. Der Gläubiger der Höchſtbetrags⸗ 
hypothek hat dieſe mit der Einigung und 
Eintragung „erworben“ i. S. des § 22 II 
AufmG., ohne Rückſichb darauf, wie hoch 
die Höchſtbetragshypothek ant 1. Juli 
1925 valutiert war, ſofern nur das Kre⸗ 
ditverhältnis, das durch die Höchſtbe⸗ 
tragshypothek ſichergeſtellt werden ſollte, 
damals noch nicht abgeſchloſſen war; die 
Rangſtellung dieſer Poſt wird auch nicht 
dadurch beeinträchtigt, daß ſich bei dent 
ſpäteren Abſchluß des Kreditverhältniſſes 
eine hinter der Höchſtbetragshypothek zu⸗ 
rückbleibende Forderung für den Glau⸗ 
Biger ergibt 2784? 

Bei Eintragung einer Hauszinsſteuerablö⸗ 
ſungshypothek bedarf es keines Vermerks 
über die Rangänderung bei den nach⸗ 
gehenden Rechten. Die Eintragung eines 
derartigen Vermerks im Grundbuch iſt 
unzuläſſig; dagegen kann auf Antrag der 
Vermerk über das Vorgehen der Ab⸗ 
löſungshypothek auf den Hypothekenbrief 
geſetzt werden 31475 

857 rm, Die Gebührenberechnung bei 
Eintragung der Abtretung eines Teilbe⸗ 
trags einer Grundſchuld unter gleichzei⸗ 
tiger Eintragung eines Rangvermerks 
ae e 

Raſierapparate 

831 Ziff. 2 SſterrMarkSchc. Für elel- 
triſche R. iſt die Bezeichnung „Dry 
Shaver“ als Marke nicht ſchutzfähig. 
Mangelnder Nachweis der Verkehrsgel⸗ 
tung 8088 1 

Raſſe 

vgl. auch unter Jude 

R.kunde und Rigeſchichte der Meuſchheit. 
Schrifttum 2328 

Grundzüge der Erbkunde und Ripflege. 
Schrifttum 2534 

Die Anfechtung der R.miſchehe nach gelten- 
dem Recht 2593 

Raten 

Bewilligung des Armenrechts durch Ge⸗ 
währung von R.zahlungen. Erforderniſſe 
der Gerichtskoſtenrechnungen in ſolchem 
Falle 2346 1 

Berückſichtigung der AbzahlungsR. zins- 
loſer Baudarlehn von Bauſparkaſſen in 
der Zwangsverwaltung nach dem Geſetz 
vom 24. Okt. 1984 2825 

ErbſchStGG. Verzichtet Pflichtteilsberechtig⸗ 
ter gegen Abfindung auf den entſtande⸗ 
nen Pflichtteilsanſpruch, ſo entſteht die 
Steuerſchuld im Zeitpunkt des Verzichts. 
Der Zeitpunkt der Entrichtung der Ab⸗ 
findungsſumme iſt für die Frage der Ent⸗ 
ſtehung der Steuerſchuld auch dann ohne 
Bedeutung, wenn die Entrichtung in R.⸗ 
Zahlungen von vornherein ausbedungen 
Ast 33185 

Raub 

SS 243 Nr. 5, 250 Nr. 1 StGB. Zum äuße⸗ 
ren und inneren Tatbeſtand des „Mitſich⸗ 
führens von Waffen“ 2237 > 

Räumung 

Der Ranſpruch des Erſtehers gegen einen 
Miteigentümer bei der Verſteigerung 
zum Zwecke der Aufhebung der Gemein⸗ 
ſchaft 2960 

Rauſchgiftbekämpfung 
Die rechtspolitiſche Bedeutung der R. 2753 
Nealgemeinde 

Eine zur Nutzung eines gemeinſchaftlichen 

Beſitzes berechtigte nicht rechtsfähige Per⸗ 


ſonengemeinſchaft kann jedenfalls dann 
nicht mehr als ſteuerfreie R. i. S. des 
$ 9 Nr. 6 KörpStG. angeſehen werden, 
wenn ſie den Beſitz durch beſondere Maß⸗ 
nahmen ſo umſtellt, daß ſeine Nutzungen 
nicht mehr als land⸗ oder forſtwirtſchaft⸗ 
liche angeſehen werden können 2652 ! 
Reallaſt 
Die Eintragung der Umwandlung eines 
Auszuges (Wohnungsrechts) in einen 
Geldrentenanſpruch iſt nicht inhaltlich 
unzuläſſig, obwohl dadurch aus einer be⸗ 
ſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit eine 
R. wird 29972 
§ 37 II RErbhofcß. Werden in Übergabe⸗ 
vertrag Leibgedingsleiſtungen vereinbart 
und von den Anerbenbehörden als trag⸗ 
bar zugelaſſen, ſo iſt der Antrag auf Ge⸗ 
nehmigung dinglicher Sicherung durch 
Eintragung einer R. in das Grundbuch 
grundſätzlich zu genehmigen 3215 ° 
§ 37 RErbhof®. Die dingliche Sicherung 
des Leibgedings bedarf hinſichtlich des 
Wohnungsrechts (beſchränkte perſönliche 
Dienſtbarkeit) keiner Genehmigung; hin⸗ 
ſichtlich der Altenteilsreichniſſe (R.) iſt ſie 
unbedenklich 3292 3 
Realſteuerſperre 
vgl. unter Gewerbeſteuer 
Rechner 
von Genoſſenſchaft vgl. unter G. 
Rechnungslegung 
bzgl. § 254 BPO. vgl. unter Stufenklage 
§ 268 Nr. 2 ZPO. Nach feſter Rechtſpre⸗ 
chung enthält es keine Klageänderung, 
wenn der Kl. vom Leiſtungsanſpruch zum 
Ranſpruch übergeht. Dann ift aber auch 
die Geltendmachung des R.anjprudes 
neben dem Leiſtungsanſpruch als bloße 
Geltendmachung einer Nebenforderung 
anzuſehen 2910 
Bei Klage auf R. iſt für die Bemeſſung des 
Streitwerts maßgebend das Intereſſe, 
das der Kl. daran hat, daß ihm durch die 
R. die Begründung ſeines Anſpruchs auf 
Zahlung erleichtert wird. Für den Streit⸗ 
wert in der Rev Inſt. ift, wenn der Bekl. 
zur R. verurteilt worden iſt, das Inter⸗ 
eſſe maßgebend, daß der Bekl. an der 
Nichtlegung der Rechnung hat. Dasſelbe 
gilt für den Streit wegen Erteilung eines 
Buchauszugs (§ 91 HGB.) 2771 1e 
Rechtliches Gehör 
§ 49 IV NErbhof®. Bei gleichlautenden 
Entſcheidungen der unteren Rechtszüge 
iſt ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerde⸗ 
grund in der Regel dann gegeben, wenn 
einem Beteiligten vor dem Erbhber. das 
Wort verſagt wurde und ſich ergibt, daß 
ſeine Einwendungen die getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen hätten weſentlich beeinfluſſen 
oder verhindern können 3137 4 
Rechtsauskunft 
vgl. unter Auskunft 
Rechtsberater 
8 91 BPO. Die Koſten eines R., deſſen eine 
Partei ſich zur Fertigung des Armen⸗ 
rechtsgeſuchs bedient hat, können nur 
ausnahmsweiſe zu den erſtattungsfähigen 
Rechtsſtreitkoſten gerechnet werden 2865 ® 
Rechtsbetreuung 
Der Sachverſtändige in der NS.⸗R. 2530 
Entwicklung der NS.⸗N. 2756 
Vereinbarung zwiſchen dem Amt der Rechts⸗ 
abteilung⸗Reichsleitung für N. des Dent- 
ſchen Volkes und der Reichsfachſchaft für 
das Sachverſtändigenweſen in der Deut⸗ 
ſchen Rechtsfront 2324 
Rechtsfähigkeit 8 
Die Zweigniederlaſſungen einer ausländi⸗ 
ſchen AktG. teilen bzgl. der R. das Schick⸗ 
fal der Hauptniederlaſſung. Der engliſche 
Liquidator einer dortigen Zweignieder⸗ 


laſſung übt an ſich ein Recht kraft 

Amtes aus, das ihn zur Prozeßführung 
ermächtigt; dieſe Möglichkeit ſetzt aber 
voraus, daß die Zweigniederlaſſung ſelbſt, 
die die Klage erhoben hat, damals rechts- 
fähig war 2845 

Rechtsgeſchichte 

Die Geſetze des Karolingerreichs. Schrift- 
tum 3190 

Das Mühlhäuſer Reichsrechtbuch. Schrift⸗ 
tum 3192 

Rechtshilfe 

Solange Zweifel beſtehen, ob ein Hof Erb⸗ 
hof iſt, und ſolange nicht klargeſtellt iſt, 
wer als Anerbe berufen iſt, hat das An⸗ 
erb. von ſich aus keine Veranlaſſung, 
um die Herbeiführung von Ausſchla⸗ 
gungserklärungen beſorgt zu ſein. Für 
ein hierauf gerichtetes Rlerſuchen des 
Nachlaßgerichts iſt kein Raum. Die Zu⸗ 
ſtändigkeiten des OLG. und des RG. im 
R.verfahren ($ 159 11, 3 GVG.) find 
auch dann gegeben, wenn ein Anerb®. 
ein R.erfuchen abgelehnt hat 3053 1 

Der vom Ririchter beigeordnete Armenan⸗ 
walt hat Anſpruch auf Erſtattung der 
Beweisgebühr aus der Staatskaſſe, wenn 
er vor dem R.gericht die Parteirechte bei 
der Beweisaufnahme wahrgenommen 
hat. Zur Feitfeßung der Gebühren auch 
dieſes Armenanwalts ijt der Urkunds⸗ 
beamte des Prozeßgerichts zuſtändig 
3009 14 

Verzeichnis der Verträge und Vereinbarun⸗ 
gen des Deutſchen Reichs über die Aus⸗ 
lieferung und die ſonſtige R. in Straf⸗ 

ſachen. Schrifttum 3051 

Rechtskonſulent 

$ 157 BPO. Keine Beſchwerdefähigkeit der 
gerichtlichen Ausſchließung der R. 2226 

3 66 ZPO. Der R., der dem Kl. für deffen 
Unfallprozeß ein Gutachten erſtattet hat, 
kann nicht aus dieſem Grunde feine Zus 
laſſung als Nebenintervenient beanſpru⸗ 
chen 2502 2 

8 91 3 PO. Die Gebühren eines R. können 
mit Rückſicht auf deſſen beſondere Eigen⸗ 
ſchaften (gute Rechtskenntniſſe, gutes 
Verhandlungsgeſchick, früherer Amtsge⸗ 
richtsſekretär) auf / der Rechtsanwalts⸗ 

„gebühren feſtgeſetzt werden 2506 3 

33 3,13 UnI®®. Das durch Zeitungsanzeige 
erfolgende Angebot eines Rechtsbeiſtands 
zur Bearbeitung „aller Zivil⸗ und Straf⸗ 
rechtsſachen, insbeſ. Eheſcheidungen“, er⸗ 
füllt den Tatbeſtand des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs. Die örtlichen Fachgruppen 
„Rechtsanwälte“ des BNSDY. e. V. find 
00. 2790 8 gk i. S. des § 13 1 Unl⸗ 

5 


Rechtskraft 

88 322, 324 ff. BPO. Der Wuchereinwand 
iſt nicht geeignet, eine Zwangsvollſtrek⸗ 
kungsgegenklage gegen einen rechtskräftig 
feftgeftellten Zinsanſpruch von 30 zu 
ſtuͤtzen 3015 24 
in Dritter braucht eine zwiſchen anderen 
Parteien ergangene Entſcheidung nur in 
den Grenzen der 88 68, 74, 322 RPO. 
gegen ſich gelten laſſen. Grundſätzlich 
kann es dem Bekl. nicht verwehrt ſein, 
mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Be⸗ 
. 1155 1 er Auffaſſung 
gegebene wirkliche Recht { de 
ur: ) htslage aufzudecken 

Zur Frage der Unterbrechung der Verjäh⸗ 
rung rechtskräftig feſtgeſtellter Unter⸗ 
haltsanſprüche durch erneute Klagerhe⸗ 
bung 2449 

$ 766 ZPO. Beſchlüſſe des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts erlangen materielle R. 2502 9 

Die an die Eintragung in die Konkurs⸗ 
tabelle hinſichtlich der feſtgeſtellten For⸗ 


Sachregiſter 


derungen geknüpfte Wirkung eines rechts⸗ 
kräftigen Urteils beſteht auch dem Kon⸗ 
kursverwalter gegenüber. Gegenüber die⸗ 
ſer Wirkung der R. kann der Konkurs⸗ 
verwalter mit der Einwendung, die For⸗ 
derung ſei wegen Verſtoßes gegen die 
guten Sitten oder aus anderen Gründen 
überhaupt nicht entſtanden, nicht gehört 
werden 2140 10 

Iſt im Verfahren nach § 10 RExrbHof®. die 
Erbhofeigenſchaft eines Grundbeſitzes 
feſtgeſtellt und haben Eigentümer und 
Kreisbauernführer den Beſchluß rechts— 
kräftig werden laſſen, ſo kann ein Hypo⸗ 
thekengläubiger, der zu dem Verfahren 
nicht zugezogen war, gegen den Beſchluß 
Beſchwerde einlegen. Umfang der ſach⸗ 
lichen R. der Entſcheidungen der Anerben⸗ 
behörden 2625 2 

Der Antrag auf Ausſetzung der Verſteue⸗ 
rung nach § 34 ErbſchStG. kann nach R. 
der Steuerfeſtſetzung nicht mehr geſtellt 
werden 32302 


Rechtsmittel 


§ 10 der 2. DurchfVO. z. NRErbhofch. gibt 
dem Notar nicht die Befugnis, auf R. zu 
verzichten 31417 

SS 36, 45 PrPachtſchO. Eines Nachweiſes 
der Vollmacht für die Rechtsbeſchwerde 
oder Berufung bedarf es nicht, wenn der 
Bevollmächtigte ſeine Vollmacht für das 
Verfahren vor dem PEN. bereits zu den 
Akten nachgewieſen hat, es ſei denn, daß 
ſeine Befugnis zur Einlegung eines R. 
ausdrücklich ausgeſchloſſen ift 2248 1 

Die Ausnahmebeſtimmungen des § 83 
TſchechoſlowExekO. betr. außerordent⸗ 
licher R. gelten nur, ſoweit es um ſolche 
beſonderen Fragen geht, welche daraus 
entſtehen, daß die Exekution auf Grund 
eines ausländiſchen Exekutionstitels ge- 
führt wird 2736 ! 


f § 115 II RAbgO. In einem gegen den Ehe- 


mann ſchwebenden Riverfahren kann 
nicht ohne weiteres die Parteibezeichnung 
auf die Ehefrau ausgedehnt werden 
3162 19 

Wird Veranlagungsbeſcheid durch einen neu 
ergangenen oder geänderten Beſcheid nach 
§ 218 RAbgO. geändert, fo kann der 
Steuerpflichtige im Rahmen des § 234 
RAbgO. den neuen Beſcheid ſelbſtändig 
anfechten, ſoweit die Anderung reicht, 
auch wenn die urſprüngliche Veranla⸗ 
gung bereits rechtskräftig war 3085 14 

§ 103 Pre VG. Die im Urteil erfolgte Feſt⸗ 
ſetzung des Streitwerts iſt nur mit dem 
gegen das Urteil zuläſſigen R. und in 
Verbindung mit der Hauptſache anfecht⸗ 
bar 2191 4 

Gegen eine nach Teil 5 Kap. II Abſchn. 1 
§ 11 II der 4. Not BO. v. 8. Dez. 1931 er- 
gangene Mitteilung über den Wegfall 
einer Unfallrente iſt kein R. gegeben, 
auch wenn dieſer Wegfall erſt von einem 
nach dem 31. Dez. 1931 liegenden Zeit⸗ 
punkt erfolgte 2733 1 


Rechtsnachfolge 


Zur Frage der R. der im Zuge der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Erhebung aufgelöſten 
Verbände; insbe]. zur Frage der Vermö⸗ 
gensübernahme i. S. des § 419 BGB. 
2876 1; insbeſ. in bezug auf Angeſtellte 

der früheren chriſtlichen Gewerkſchaften 

2425 3 


Rechtspfleger 


vgl. unter EntlaſtungsVO. 


Rechtsphiloſophie 


Die Wertform der Gerechtigkeit. Schrifttum 
2531 


Rechtſchreibung 


vgl. unter Duden 


81 


Rechtspolitik 


Nationalſozialiſtiſche R., Rede von Prof. 
Dr. Noack auf der Gautagung in Dres⸗ 
den am 4. und 5. Nov. 1934 3182 


Rechtsſicherheit 


Geſchriebene Verfaſſung und R. in den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika. Schrift⸗ 
tum 2760 


Rechtſprechung 


Das Recht. Zeitſchrift von Soergel. Schrift⸗ 
tum 2456 

Deutſche Rechtskartei. Schrifttum 2535 

Neuere R. zum Rraftf&. und zu den ein- 
ſchlägigen Geſetzen 2385 

Die KoſtenR. des KG. in Zivilſachen. 
Schrifttum 2903 

Die R. des Kartellgerichts. Schrifttum 3050 

EHE ECH des RErbhGer. Schrifttum 
Ja 


R. in Erbhofſachen. Schrifttum 3120 

Jahrbuch für Entſcheidungen in Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und des Grundbuchrechts. Schriftt. 3120 

Die Haftpflicht der Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände im Lichte der neueren R. 
Schrifttum 2532 

Die R. des RG. auf dem Gebiete des StGB. 
und der ſeit Jan. 1933 erlaſſenen ſtraf⸗ 
rechtlichen Geſetze und Verordnungen in 
Band 68 Heft 1, 2 und 3 der amtlichen 
Sammlung der Entſcheidungen des RG. 
in Strafſachen 3239 

Fundſtellenverzeichnis der Entſcheidungen 
des RG. in Strafſachen 3245 

Wegfall der Geſchäftsgrundlage bildet für 
ſich allein keinen Grund zur Aufhebung 
eines Vertrags. Das RG. hat aus der 
Erſchütterung oder dem Wegfall der Ge⸗ 
ſchäftsgrundlage einen Ausgleichsan⸗ 
ſpruch hergeleitet, aber in Fällen, in 
denen die Geſchäftsgrundlage von einer 
Anderung der Geſetzgebung betroffen 
worden war; in beſonders geartetem Fall 
iſt auch die Anderung einer feſten R. für 
ausreichend erachtet worden 2685 3 

Das bewußte Abweichen einer ſteuerrechts⸗ 
kundigen Perſon von der R. des RS. 
ſchließt die Annahme eines bedingten 
Vorſatzes auf Steuerhinterziehung nicht 
aus. Bei Zweifeln zu dieſem Punkte 
muß mit der Möglichkeit einer fahrläſſi⸗ 
gen Steuerverkürzung gerechnet werden 
2341 14 

Die Bindung des Strafrichters in Steuer⸗ 
ſachen an Entſcheidungen der Finanzbe⸗ 
hörden im Lichte der R. 2748 


Rechtsverkehr, deutſch⸗poln. 


vol. unter Polen 


Rechtsweg 


Anbringung von Leuchtreklameſchildern an 
den Straßenfronten der Häuſer. Der 
Streit über die dem Gemeingebrauch ent⸗ 
ſpringenden Rechtsbefugniſſe iſt eine bür⸗ 
gerlich⸗rechtliche Streitigkeit und gehört 
daher vor die ordentlichen Gerichte 
3008 12 

§ 1 AbgeltErw VO. Die dem Abgeltungsver⸗ 
fahren unterworfenen Anſprüche haben 
ihre Natur als Rechtsanſprüche verloren. 
Auch für Anſprüche wegen Verzugs bei 
Zahlung der im Verwaltungsweg zuer⸗ 
kannten Entſchädigungsſumme ſteht der 
R. nicht offen. Daran wird durch den 
Hinweis der AusfBeſt. auf § 103 ZPO. 
nichts geändert 3275 12 

89 2, 3 AbgeltErwVO. Das ordentliche 
Gericht hat zu prüfen, ob ſich der An⸗ 
ſpruch gegen eine für Rechnung des 
Reichs handelnde Stelle richtet, hiervon 
iſt die Anwendbarkeit der VO. überhaupt 
abhängig 25713 


11 


82 


Eine Nachprüfung der auf Grund der SS 4, 
9, 11 BEWHG. getroffenen Maßnahmen 
im ordentlichen R. iſt ausgeſchloſſen. Die 
Zuläſſigkeit des R. wird auch nicht durch 
die Erhebung einer Schadenserſatzklage 
wegen Amtspflichtverletzung aus § 839 
BGB. begründet 2569 1 

Der Ausſchluß des R. bei Entlaſſungen und 
Kündigungen nach dem BWG. vom 
7. April 1933 bezieht ſich nicht auf An⸗ 
ſprüche aus dem durch die Entlaſſung zu 
Ende gebrachten Arbeitsverhältniſſe 
22562 

Der Ausſchluß des R. bei Entlaffungen und 
Kündigungen nach dem BWG. vom 
7. April 1933 erſtreckt ſich auch auf die 
Frage, für welchen Zeitpunkt die Ent⸗ 
laſſung gültig ausgeſprochen ift; er gilt 
auch für die vor Inkrafttreten des Ge- 
ſetzes ausgeſprochenen Entlaſſungen und 
Kündigungen, die nach § 5 VII der 
2. DurchfV O. z. BWHG. v. 4. Mai 1933 
wirkſam bleiben 23573 

Ausſchluß des R. bei Entlaſſungen, die von 
der Reichsbahn nach Maßgabe der im 
Rahmen der Ermächtigung des § 1 IV 
BWHB. erlaſſenen Vorſchriften verfügt 
werden. Dieſe Vorſchriften haben Ge⸗ 
ſetzeskraft 29411 

§ 24 FürſpflV O. Für Anſprüche einer 
Krankenanſtalt gegen einen Bezirksfür⸗ 
ſorgeverband auf Erſtattung der für 
einen Hilfsbedürftigen aufgewandten 
Pflegekoſten iſt der ordentliche R. gegeben 
2724 8 


Referendar 


§ 232 I ABO. Zur Wahrung aller nach 
den Umſtänden anzuwendenden Sorgfalt 
zwecks Vermeidung von Friſtverſäumniſ⸗ 
ſen reicht es nicht aus, wenn ein RA. 
ohne eigene genaue Prüfung einem neu 
eingeſtellten, wenn auch von anderer 
Seite gut beurteilten, im Vorbereitungs- 
dienſt befindlichen R. in Fällen, in denen 
Friſtberechnung nach Schlußſatz des § 519 
RPO. erforderlich wird, die Berechnung 
der Nachweisfriſt überläßt 2848 € 

Die Bedeutung der Anwaltsſtation für den 
R. 2297 

Zahlung von Vergütungen an die Sta⸗ 
tions R. 3261 

Die einem RA. nach der RAGebO. gu- 
ſtehenden Gebühren in einem nicht dem 
Anwaltszwang unterliegenden Rechts⸗ 
ſtreit ſind auch dann voll erſtattungs⸗ 
fähig, wenn ſich der RA. durch einen bei 
ihm beſchäftigten R., der nicht beſtellter 
Vertreter gemäß § 25 NAD. ift, als 
Nachbevollmächtigten hat vertreten laſſen, 
vorausgeſetzt' daß die Erteilung der Nad- 
vollmacht nicht ausgeſchloſſen war 2355 ® 

8 267 StGB. Wer an Stelle eines zur Ab- 
legung der R.prüfung zugelaſſenen Prüf⸗ 
lings mit deſſen Einwilligung eine Klau⸗ 
ſurarbeit anfertigt und mit dem Namen 
des Prüflings verſieht und dieſe Arbeit 
unter Erweckung des Scheins, daß er der 
Träger jenes Namens fei, an den Auf- 
ſichtsbeamten abliefert, erfüllt hierdurch 
den äußeren Tatbeſtand der Privatur⸗ 
kundenfälſchung. Der innere Tatbeſtand 
wird durch die irrige Annahme, daß durch 
die Zuſtimmung des Namensträgers das 
Merkmal der fälſchlichen Anfertigung 
oder ihrer Rechtswidrigkeit beſeitigt 
werde, nicht berührt, da es ſich hierbei um 
Strafrechtsirrtum handelt 2148 18 


Reformntio in pejus 


vgl. unter Berufung 


Regierungspräſident 


Für die nach § 2 VerſAufſch. v. 6. Juni 
1931 zu treffenden Entſcheidungen iſt in 
Preußen der R. zuſtändig 2733 1 


Sachregiſter 


Zum Erlaß einer Polizeiverfügung auf 
Grund einer nach dem VerunſtaltGG. er- 
gangenen PolVO. ift nur der R. als 
Landespolizeibehörde zuſtändig 3326 1 


Reichsabgabenordnung 


§ 9 RAbgO.; 8 8 IV UmſStG. Der Satz, 
Ausnahmevorſchriften ſeien eng auszu⸗ 
legen, hat keine rechtliche Geltung 3161 +° 

88 80, 81 RAbgO . Iſt die inländiſche Woh- 
nung endgültig aufgegeben, ſo genügt die 
bloße Abſicht, jpäter wieder eine Woh- 
nung im Inland zu nehmen, nicht, um 
den inländiſchen Wohnſitz aufrechtzuer⸗ 
halten. Durch vorübergehende Unterbre⸗ 
chung der Innehabung einer inländiſchen 
Wohnung wird jedoch der inländiſche 
Wohnſitz nicht beendet, falls die Um⸗ 
ſtände, die auf die Abſicht der Beibehal⸗ 
tung einer ſolchen Wohnung ſchließen 
laſſen, beſtehen bleiben. Durch vorüber⸗ 
gehende Abweſenheit wird der gewöhn⸗ 
liche Aufenthalt im allgemeinen nicht be⸗ 
endet 3162 17 

§ 80 I RAbgO. Der Wohnſitzbegriff der 
RAbgO. gilt auch für die Reichsflucht⸗ 
ſteuer. — Eine „Scheinwohnung“, d. h. 
Wohnung, die der Inhaber nicht mehr 
benutzen will, ſondern nur zu dem Zweck 
beibehält, um der Reichsfluchtſteuer zu 
entgehen, begründet keinen Wohnſitz 
32318 

88 86, 96 RAbgO. a. F. Ficht der Fin A.⸗ 
Vorſteher die Einſpruchsentſcheidung mit 
der Begründung an, daß der Steueraus⸗ 
ſchuß zu Unrecht Nachſicht wegen Verſäu⸗ 
mung der Einſpruchsfriſt gewährt habe, 
fo hat das Finger. nachzuprüfen, ob die 
Nachſicht zu Recht erteilt iſt, ohne an die 
Schranken des § 96 RAbgO. gebunden 
zu fein 3162 18 

88 103, 162 IX. Hat juriſtiſche Perſon zwar 
nach ihrem Statut ihren Sitz im Aus⸗ 
land, befindet ſich aber der Ort der Lei⸗ 


tung im Inland, jo hat die Perſon, die- 


die juriſtiſche Perſon vom Inland aus 
leitet, die ſteuerlichen Pflichten eines 
Vertreters der juriſtiſchen Perſon. Sie iſt 
insbeſ. zur Büchervorlegung verpflichtet 
2363 3 

§ 115 II RAbgO.; § 22 Eink StG. In einem 
gegen den Ehemann ſchwebenden Rechts⸗ 
mittelverfahren kann nicht ohne weiteres 
die Parteibezeichnung auf die Ehefrau 
ausgedehnt werden 3162 1 

Zu Unrecht vorgenommene Steuerabzüge 
vom Kapitalertrag ſind nach § 152 
RAbgO. n. F., innerhalb der dort vorge⸗ 
ſehenen Friſt, erſtattungsfähig. Daneben 
gibt es nicht ein weiteres Erſtattungs⸗ 
verfahren nach $ 102 III Eink St., § 153 
RAbg O. n. F. 3163 2 

§ 155. Verzinſung von Erſtattungsbeträgen. 
Zuläſſigkeit der Zuſammenrechnung von 
Einzelbeträgen unter 100 AM 2287 1 

88 162, 193 RAbgO. n. F. Die Buchprü⸗ 
fung eines Großbetriebs ſtellt keine 
Handlung dar, durch die eine Verjährung 
des Steueranſpruchs gegen ein Aufſichts⸗ 
ratsmitglied dieſes Unternehmens unter⸗ 
brochen wird 3163 25 

Das Fin A. kann bei Buch⸗ und Betriebs- 
prüfung von einem Aufſichtsratsmitglied 
einer AktG. auf Grund des § 195 S. 2 
RAbgdO. nicht die Vorlage des Berichts 
einer Treuhandgeſellſchaft verlangen und 
erzwingen, den das Aufſichtsratsmitglied 
nicht für Zwecke der Geſellſchaft, ſondern 
lediglich für eigene Zwecke eingefordert 
und erhalten hat 3163 29 

88 202, 236, 375. Die in 88 57—59 Durchf⸗ 
Beſt. z. UmjSt®. vorgeſehene Sicherheit, 
die durch Umſatzſteueranzahlung und in 
Verbindung hiermit durch Löſen eines 


Straßenſteuerheftes zu leiſten iſt, kann 
nicht im Wege des § 202 NAD. er- 
zwungen werden 2366 ® 

Das Verböſerungsverbot in § 243 III 2 
RAbgOO. bezieht ſich auch dann nur auf 
das Geſamtergebnis der Vorentſcheidung, 
wenn dieſe mehrere Steuerabſchnitte be⸗ 
trifft. Ein dem FinGer. zuungunſten des 
Steuerpflichtigen unterlaufener Rechen⸗ 
fehler kann jedoch ſtets in vollem Umfang 
berichtigt werden 3161 1° 

Die dem Steuerpflichtigen bekanntgegebene 
Ausſetzung der Vollziehung ( 251 
RAD.) unterbricht die Verjährung 
2366 5 

8 299 RADJO. Iſt im Anfechtungsverfah⸗ 
ren auf eingelegte Rechtsbeſchwerde hin 
die Anfechtungsentſcheidung durch Urteil 
des NFH. aufgehoben und die Sache zur 
erneuten Entſcheidung an die Vorinſtanz 
zurückverwieſen, fo ift die Zurücknahme 
oder Anderung des angefochtenen Steuer⸗ 
beſcheids nur inſoweit zuläffig, als da- 
durch dem Rechtsmittelantrag der Sache 
nach entſprochen wird; andernfalls hat 
das Lind. über die Anfechtung gemäß 
8 290 IV RAbgO. zu entſcheiden 2182 

§ 395 NAD. erfordert den beſtimmten 
Nachweis, daß ein unverſchuldeter Rechts⸗ 
irrtum den Täter zu der Annahme ge⸗ 
führt habe, feine Tat fei erlaubt 215522 

§ 401. Sit es bei einer durch mehrere Ve- 
teiligte bewirkten Zollhinterziehung un⸗ 
möglich, den Wert des Schmuggelguts in 
jedem einzelnen Fall feſtzuſtellen, ſo 
braucht das Gericht nicht jeden Angell. 
für jeden Einzelakt nur als Geſamt⸗ 
ſchuldner zum Werterſatz zu verurteilen 
2341 13 

$ 410. Die Mitteilung einer Zollfahndungs⸗ 
ſtelle an das Hauptzollamt mit dem 
Ermittlungsbericht und der „Bitte“, auf 
Grund des Ergebniſſes der Ermittlungen 
die Nachſteuer zu erheben und das Straf⸗ 
verfahren durchzuführen, erfüllt den Be⸗ 
griff der „Anzeige“ 2158 3° 

8 468. Steuerhinterziehung. Bei Entſchei⸗ 
dung der Frage, ob überhaupt Verkür⸗ 
zung der Steuern vorliegt, war die 
Str., da Entſcheidung des RFH. über 
diefe Frage nicht vorliegt, nach § 468 
RADD. zwar nicht an die rechtskräftigen 
Entſcheidungen der Finanzbehörden und 
Rinder. gebunden, mußte aber, falls es 
von ihnen abweichen wollte, die Entſchei⸗ 
dung des RFO. einholen. — Bzgl. der 
Höhe der bewirkten Steuerverkürzungen 
iſt die StrK. überhaupt nicht an die Ent⸗ 
ſcheidung der Finanzbehörden gebunden, 
da jene nach der neuen Faſſung des $ 396 
RAbgO. lediglich als ein dem freien rich⸗ 
terlichen Ermeſſen auheimgegebener 
E in Betracht kommt 
2342 15 


Reichsbahn 


vgl. unter Eiſenbahn 


Reichsfachgruppe Rechtsanwälte 


vgl. in Abt. 1 Inhaltsüberſicht unter E. 


Reichsfinanzhof 


Wenn die Vorausſetzungen für eine niedri⸗ 
gere Veranlagung nach § 222 I Nr. 2 
RAbgO. gegeben find, hindert bei der 
Wiederaufrollung des Steuerfalls Abſ. 2 
a. a. O. nicht, auch bei gleichem Sachver⸗ 
halt eine geänderte Rechtsauffaſſung des 
Ri H. zugunſten des Steuerpflichtigen 
anzuwenden 2810 1? 

Das bewußte Abweichen einer ſteuerrechts⸗ 
kundigen Perſon von der Rechtſprechung 
des R. ſchließt die Annahme eines be⸗ 
dingten Vorſatzes auf Steuerhinter⸗ 
ziehung nicht aus. Bei Zweifeln zu die⸗ 
ſem Punkte muß mit der Möglichkeit 


einer fahrläſſigen Steuerverkürzung ge- 
rechnet werden 2341 14 
Reichsfluchtſteuer 
vgl. unter Fl. 
Reichsgericht 
Gebührenfreiheit vor dem R. vgl. unter 
Gerichtskoſten 
Fundſtellenverzeichnis der Entſcheidungen 
des R. in Zivilſachen 2899 
Fundſtellenverzeichnis der Entſcheidungen 
des R. in Strafſachen 3245 
Die Rechtſprechung des R. auf dem Ge⸗ 
biete des StGB. und der feit Jan. 1933 
erlaſſenen ſtrafrechtlichen Geſetze und 
Verordnungen in Band 68 Heft 1, 2 und 
3 der amtlichen Sammlung der Entſchei⸗ 
dungen des R. in Strafſachen 3239 
Die Zuſtändigkeiten des OLG. und des R. im 
Rechtshilfeverfahren (8 159 11,3 GVG.) 
ſind auch dann gegeben, wenn ein An- 
erb&. ein Rechtshilfeerſuchen abgelehnt 
hat 3053 1 
Reichshaushalt 
RHaushaltO. v. 31. Dez. 1922, 8. März 
1930, 13. Dez. 1933. Schrifttum 2759 
Reichskulturkammer 
Handelsregiſter und R. 2665 
eichsmark 
vgl, unter Mark 
Reichsrichtzahl 
bal, unter Mark 
Reichsſtraßenverkehrsordnung 
„dal, unter Verkehrsrecht 
Reichsverweiſung 
r dgl. unter Ausweiſung 
Reichswirtſchaftsgericht 
ogl. unter Ordnungsſtrafe 
Reiſekoſten des Rechtsanwalts 
dal. auch unter Abweſenheitsgeld 
Dem nicht am Sitze des Prozeßgerichts 
wohnenden Armenanwalt ſind R. zu den 
vor dem Prozeßgericht anſtehenden Ter⸗ 
minen zu erſtatten 2497 17 
UÜberläßt der Armenanwalt die Wahrneh⸗ 
mung eines auswärtigen Beweistermins 
einem ortsanſäſſigen RA., ſo können deſ⸗ 
ſen Koſten regelmäßig nicht aus der 
Staatskaſſe erſetzt verlangt werden, auch 
nicht in Höhe der R. des beauftragenden 
RA. 26377 
Hält der Armenanwalt nach pflichtmäßigem 
Ermeſſen die Wahrnehmung eines aus⸗ 
wärtigen Beweistermins für geboten, fo 
kann er R.erfag aus der Staatskaſſe be- 
anſpruchen 3076 5 
467 II EBD. Zu den notwendigen Aus⸗ 
lagen gehören auch die Koſten der Ver⸗ 
teidigung im Vorverfahren und unter be⸗ 
ſonderen Umſtänden die R. eines aus- 
wärtigen RA., wenn deſſen Beauftra⸗ 
1 pag Lage der Sache geboten war 
Reiſender 
885 7 Straffreihch. v. 20. Dez. 1932. Die 
Tatſache, daß der Angekl. die ihm zur Laft 
"ail fortgeſetzte Unterſchlagung nur 
egangen hat, um ſeine anders nicht zu 
haltende Stellung als R. aufrechtzuerhal⸗ 
ren und ſich dadurch lediglich die Mittel 
zur Befriedigung der dringendſten Le⸗ 
bensbedürfniſſe für ſich und ſeine Fami⸗ 
nienangehörigen zu ſichern, als Be- 
Jretungsgrund 2272 7 
$81 KörpStG. Die gelegentliche Entſen⸗ 
a R. durch ausländifche Firma 
mS Inland begründet keine ſtändige in- 
ländiſche Vertretung der ausländiſchen 
Firma, ſelbſt wenn die R. während ihres 
mA im Inland die allgemeinen 
a Jnlereſſen ihrer Firma vertreten 2729 2 
eklame 


ogl. auch Werbe : zE 
Zugabe erbevers, LeuchtR., Zeitſchrift, 


Sachregiſter 


$ 8 IV UmſcStG. Ein R.beratungsanter⸗ 
nehmen fällt inſoweit, als es die Ver⸗ 
mittlung von Anzeigen übernimmt, unter 
die für den Anzeigenvermittler (Annon⸗ 
cenexpedition) geltende Begünſtigungs⸗ 
vorſchrift 2430 10 
Rennwetten 
vgl. unter Buchmacher 
Rente 
vgl. auch unter Unterhalt 
Die Eintragung der Umwandlung eines 
Auszugs (Wohnungsrecht) in Geldrenten⸗ 
anſpruch iſt nicht inhaltlich unzuläſſig, 
obwohl dadurch aus einer beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeit eine Reallaſt 
wird 29972 ` 
Für UnfallR., die auf Dienſtvertrag ge- 
ſtützt wird, gilt als Streitwert der fünf⸗ 
fache Jahresbetrag 2177 13 
§ 90 PrGKG. Die einem Pflegling gu- 
ſtehende, zur Deckung des laufenden Un⸗ 
terhalts für ihn und ſeine Familie ſowie 
zur Beſtreitung der Heilungskoſten die⸗ 
nende UnfallR. gehört nicht zu ſeinem 
„Vermögen“ i. S. obiger Vorſchrift 
2787 5 
Reviſion 
Zivilſachen 
Andere Klagegründe als die gerade nach 
den Vorſchriften der 88 511 a IV, 547 
Ziff. 1, 2 ZPO. bevorrechtigten unterlie 
gen beim Fehlen der Rechtsmittelſumme 
der Nachprüfung der BerJnſt. ebenſo⸗ 
wenig wie der der RevInſt. 2141 
29713 
546 ZPO. Bei Klage auf Rechnungs⸗ 
legung iſt für die Bemeſſung des Streit⸗ 
werts maßgebend das Intereſſe, das der 
Kl. daran hat, daß ihm durch die Rech⸗ 
nungslegung die Begründung feines An⸗ 
ſpruchs auf Zahlung erleichtert wird. Für 
den Streitwert in der RevInſt. ift, wenn 
der Bekl. zur Rechnungslegung verurteilt 
worden iſt, das Intereſſe maßgebend, das 
der Bekl. an der Nichtlegung der Nech- 
nung hat 2771 10 
8 546 BPO. Auch Schadenserſatzanſprüche, 
die in Form von Zinsanſprüchen geltend 
gemacht find, werden i. S. des § 4 ABO. 
als Nebenforderungen behandelt, wenn 
und ſoweit ſie neben dem Hauptanſpruch 
erhoben und in ihrem fachlichen Beſtande 
von ihm abhängig find. Durch Zurech⸗ 
nung eines Teils der Zinsforderung zu 
der Hauptforderung, die die R.ſumme 
nicht erreicht, kann ein Urteil nicht künſt⸗ 
lich reviſionsfähig gemacht werden 277111 
Zuläſſigkeit der R.: Für den Gehaltsan⸗ 
ſpruch von Kommunalbeamten gilt nicht 
8 547 ZPO., ſondern § 546. § 546 ZPO. 
iſt auch maßgebend für Schadenserſatz⸗ 
anſprüche wegen Verletzung der dem 
Kommunalverband obliegenden Fürſorge⸗ 
pflicht, ſoweit nicht gleichzeitig darin die 
Behauptung einer Amtspflichtverletzung 
liegt, bei der die R. ohne Rückſicht auf 
den Streitwert zuläſſig iſt 3278 15 
Die Së 547 Nr. 2 ZPO., § 272 II HGB. 
finden keine Anwendung bei einer An⸗ 
fechtungsklage gegen Geſellſchafterbe⸗ 
ſchlüſſe bei einer GmbH. 3129 8 
Bei der Anwaltshaftung kommt für die 
Zuläſſigkeit der R. § 546 ZPO., bei der 
Notarhaftung § 547 Ziff. 2 ZPO. zur 
Anwendung 3277 14 
8 548 ZPO. Gegen die Entſcheidung des 
BG. über Wiedereinſetzungsantrag durch 
Beſchluß ift Anfechtung in dem R.verfah- 
ren nicht ſtatthaft. Dagegen unterliegt 
die Frage der Wiedereinſetzung dann der 
Nachprüfung durch das RevG., wenn 
über ſie in dem mit der R. angefochtenen 
Sachurteil ſelbſt entſchieden ift 26177 


83 


SS 549, 561 ZPO. Dem "en ſteht die 
Auslegung richterlicher Verfügungen — 
hier Grundbucheintragungen — ſelbſtän⸗ 
dig zu. Auslegung einer „Vormerkung 
zur Sicherung des Anſpruches auf Ein- 
tragung als Miteigentümerin zugunſten 
meiner Ehefrau“ auf Grund des zu⸗ 
grunde liegenden Sachverhalts in „Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Auflaſſung als Miteigentümerin zur 
Geſamthand zugunſten meiner Ehefrau“ 
2612 3 

Die Entſcheidung des BG. über die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsmittels der Berufung 
nach § 519 ZPO. unterliegt der Nach⸗ 
prüfung des Rev. 3058 7 


§ 626 BGB. Faſſung des Klageantrags bei 


ungerechtfertigter friſtloſer Entlaſſung. 
Das Rev. kann nur nachprüfen, ob be- 
ſtimmter Vorgang in jedem Fall wich⸗ 
tigen Grund zur friſtloſen Kündigung 
bilden muß oder ihn in keinem Fall bil⸗ 
den kann; im übrigen liegt die Frage des 
wichtigen Grundes auf tatſächlichem Ge- 
biet 22761 

§ 550 ZPO. Die Frage, ob im Rechtsver⸗ 
kehr Verſtoß gegen Treu und Glauben 
ftattgefunden hat, und ob in feſtgeſtellten 
Vorgängen Verſchulden i. S. des § 276 
BOB. zu finden ift, ſtellt keine reine Tat- 
frage, ſondern zugleich eine der Nachprü⸗ 
fung durch das Rev. unterliegende 
Rechtsfrage dar 2683 2 

§ 550 BPO. Kein typiſcher Vertrag, wo 
eine Partei einſeitig das Formular eines 
Formularbuches benutzt 27611 

Werden die Zeugenausſagen nicht durch 
Aufnahme in das Protokoll feſtgeſtellt, ſo 
muß ihr weſentlicher Inhalt im Urteil 
wiedergegeben werden. Fehlt es hieran, 
ſo liegt Tatbeſtandsmangel vor, der 
auch ohne Prozeßrüge vom Rev. zu be⸗ 
achten ijt 2804 ® 

Die Prozeßrüge aus § 551 Ziff. 7 BPO. 
verſagt, wenn ein ſelbſtändiger Rechtsbe⸗ 
helf zwar vom BG. nicht ausdrücklich be⸗ 
ſchieden, ſeine Verneinung aber den 
Gründen des BU. zu entnehmen iſt 
2140 10 

88 519, 554 BPO. Die Verfügung des Ge- 
richtsvorſitzenden, die die Friſt zum Nach⸗ 
weis der Zahlung der Prozeßgebühr oder 
die Friſt für die Berufungs- oder R.be⸗ 
gründung verlängert, bedarf nur inſoweit 
der Zuſtellung, als ſie die neue Friſt in 
Lauf ſetzt. Soweit ſie zugleich von der 
bisherigen Friſt entbindet, wird ſie durch 
formloſe, aktenmäßig feſtſtehende Mittei⸗ 
lung wirkſam 3314 3 

8 554 III 2b ZPO. Wenn die Urteilsfor⸗ 
mel eine Widerklage „abweiſt“, während 
die Gründe ergeben, daß die Abweiſung 
lediglich auf Grund des § 529 IV a. F. 
BPO. erfolgt ift, fo ift die Widerklage 
materiell nicht beſchieden, der Widerkl. 
alſo in dieſer Hinſicht nicht beſchwert, und 
iſt ſomit eine R. in dieſer Hinſicht unzu⸗ 
läſſig. Soll ſolche Abweiſung zugleich mit 
ſonſtigem Inhalt des Urteils angefochten 
werden, ſo bedarf es einer beſonderen, in 
die ſchriftliche R. begründung aufzuneh⸗ 
menden Verfahrensrüge 2848 8 

Zur Frage der Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in der Rev Inſt. 2837 

88 69, 72 ArbGG. Die Streitwertfeſtſetzung 
des QArbG. ift für die R.fähigkeit des 
Urteils ſchlechthin maßgebend, auch wenn 
den Klageanträgen nicht voll entſprochen 
und der Bekl. demnach nicht in Höhe der 
R.ſumme beſchwert ift. Die Zuläſſigkeit 
der Berufung ijt in der Rev Inſt. von 
Amts wegen nachzuprüfen. Unterlaſſene 


11* 


WH 


Streitwertfeſtſetzung kann durch Berich⸗ 

tigungsbeſcheid nachgeholt werden 2358 4 

Strafſachen 

Begriff der „Schädigung des Wohls des 
Volkes“ i. S. des § 263 IV StGB. n. F. 
In der RevInſt. kann nachgeprüft wer- 
den, ob im Einzelfall die von dem Tat⸗ 
richter feſtgeſtellten Tatſachen einen der 
beſonders im Geſetz hervorgehobenen 
Umſtände ausmachen ($ 337 StPO.) 
SO 

Lehnt das Gericht neue Begutachtung ab, 
obwohl es das völlige Verſtändnis für 
die von dem erſten Sachverſtändigen er- 
örterte Frage noch nicht erlangt hatte, 
ſo unterliegt das Urteil der Aufhebung 
auf die Sachbeſchwerde hin 2469 1° 

8 337 StPO. Urteilsaufhebung wegen irri⸗ 
ger, mit wiſſenſchaftlichen Forſchungs⸗ 
ergebniſſen nicht im Einklang ſtehender 
Auslegung von Gutachten 2925 52 

SS 226, 338 Nr. 5 StPO. Verfahrensman⸗ 
gel liegt vor, wenn während der Verneh⸗ 
mung des Angekl. ein Beteiligter, ſei es 
auch nur vorübergehend, abweſend iſt. 
Die Dauer der Abweſenheit iſt nicht ent⸗ 
ſcheidend. Der Mangel kann dadurch ge⸗ 
heilt werden, daß der in Abweſenheit 
eines Beteiligten geſchehene Verfahrens⸗ 
vorgang in Anweſenheit aller Beteiligten 
wiederholt wird 2240 8 

88 342, 341 StPO. Der Antrag auf Wie- 
dereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
Verſäumung der R.begründungsfriſt ift 
gerechtfertigt, wenn Angekl. unverſchul⸗ 
det zu Protokoll eines zur Entgegen⸗ 
nahme einer R.begründung zuſtändigen 
Beamten mangels Belehrung über das 
gegebene Rechtsmittel „Berufung“ ſtatt 
R. einlegt, die Vorſchriften über die allein 
zuläſſige R. infolge Unkenntnis des Be⸗ 
amten nicht beachtet werden und eine 
weitere Belehrung des Angekl. über die 
Notwendigkeit einer R.begründung un- 
terblieben ift 2561 19 

88 344, II, 273, 22, 31 StPO. Zur Rirüge, 
daß der als Protokollführer in der Haupt⸗ 
verhandlung verwendete Beamte als 
durch die in Betracht kommende ſtrafbare 
Handlung verletzt von der Mitwirkung in 
der Hauptverhandlung ausgeſchloſſen ge⸗ 
weſen fei 2777 16 

8 219 StPO. Die Nichtbeſcheidung eines 
der Hauptverhandlung zur Entſchließung 
vorbehaltenen Beweisantrags begründet 
nicht unter allen Umſtänden die R. 
ee E 

$ 267 StPO. Schutzbehauptungen und fon- 
ſtige Erklärungen des Angekl. und des 
Verteidigers, die das Gericht für uner⸗ 
heblich erachtet, braucht es nicht in den 
Urteilsgründen zu erörtern. Ein mit der 
R. verfolgbarer Verfahrensmangel iſt in 
der Nichterörterung unerheblicher Tat⸗ 
ſachen nicht zu finden 2780 21 

Der Gerichtsbeſchluß, durch den die Ver⸗ 
leſung der Niederſchrift über eine frühere 
richterliche Zeugenvernehmung angeord⸗ 
net wird, muß eingehend begründet ſein, 
damit das NevG. nachprüfen kann, ob 
die Annahme des Tatrichters, daß die 
Vorausſetzungen des § 223 II StPO. 
z. Z. der Hauptverhandlung vorlagen, 
nicht von Rechtsirrtum beeinflußt war 
2982 

§ 52 II StPO. Es kommt nicht auf die Be- 
lehrung des Zeugen, ſondern darauf an, 
ob der Zeuge Kenntnis von ſeinem Recht 
zur Zeugnisverweigerung hat. Nur im 
Falle der Unkenntnis kann die R. wirt- 
ſam auf die unterlaſſene Belehrung ge⸗ 
ſtützt werden 2914 18 


Sachregiſter 


§ 352 PO. Auf ſachlich⸗rechtliche R. hin 
muß die Anordnung einer Sicherungs⸗ 
verwahrung auch dann nachgeprüft wer⸗ 
den, wenn dieſe Anordnung nicht aus⸗ 
drücklich angefochten wird. Die Urteils⸗ 
gründe müſſen ſtets ergeben, warum 
ſichernde Maßnahme angeordnet worden 
ijt 2338 5 

8 352 StPO. Die Anordnung der Siche⸗ 
rungsverwahrung iſt ſelbſtändig anfecht⸗ 
bar. Iſt R. auf dieſe Anordnung be⸗ 
ſchränkt, ergibt aber die Nachprüfung des 
angefochtenen Urteils, daß der Vorder⸗ 
richter § 51 StGB. irrig aufgefaßt hat, 
ſo iſt die Beſchränkung der R. nicht wirk⸗ 
ſam, ſo daß das Rechtsmittel als unbe⸗ 
ſchränkt eingelegt zu gelten hat 2913 13 

Hat das Gericht die volle Verantwortlichkeit 
des Täters i. S. von § 51 I StGB. De- 
jaht, die Vorausſetzungen des § 51 I wie 
auch Abſ. 2 aber nur nach einer Richtung 
geprüft, ſo iſt trotz der Beſchränkung der 
R. auf das Strafmaß das angefochtene 
Urteil doch auch hinſichtlich der Schuld⸗ 
frage nachzuprüfen 2913 14 

Hat das Inſtanzgericht die Verantwortlich⸗ 

keit des Täters i. S. von § 51 1 St⸗ 

GB. bejaht, aber nicht geprüft, ob die 

Vorausſetzungen des § 51 Il vorliegen, fo 

hat das Rev. auf Sachrüge hin das an- 

gefochtene Urteil nur im Strafausſpruch 

aufzuheben und inſoweit die Sache zur 

erneuten Verhandlung zurückzuverweiſen 

2914 35 

353 StPO. Eine Teilung des Urteils 

nach Straftat und Rückfall iſt möglich 

3134 17 

SS 354, 358 StPO. Zurückverweiſung der 
Sache — ohne auch nur teilweiſe Auf- 
hebung des angefochtenen Urteils — an 
die Vorinſtanz zur Prüfung und Entſchei⸗ 
dung, ob Unterſuchungshaft auf die 
Strafe anzurechnen ſei 2914 17 

§ 358 StPO. Iſt Urteil mitſamt den tat- 
ſächlichen Feſtſtellungen aufgehoben, 
dann ſteht das nunmehr erkennende Ge⸗ 
richt hinſichtlich der Entſcheidung der 
Frage, inwieweit es die Beweisaufnahme 
erneuern will, völlig frei. Das Gericht iſt 
nicht verpflichtet, ohne einen ausdrück⸗ 
lich in der neuen Hauptverhandlung ge⸗ 
ſtellten Antrag, die Ausſagen früher 
kommiſſariſch vernommener Zeugen zu 
verleſen 2561 20 

Die von dem Protokollführer als Beweis⸗ 
antrag gefaßte Beurkundung im Sitzungs⸗ 
protokoll, die der Vorſitzende ſelbſtändig 
durch Streichung des Antrags auf Zeu⸗ 
genvernehmung geändert hat, hat keine 
Beweiskraft i. S. des § 274 StPO., wenn 
der Protokollführer die Neufaſſung der 
Niederſchrift erſt nach Eingang der R.⸗ 
begründung genehmigt 2853 18 

89 464 ff. StPO. Die auf R. ausgeſpro⸗ 
chene Aufhebung eines verurteilenden 
Erkenntniſſes bringt dem Angekl. noch 
keinen Erfolg. Ein Erfolg des Angekl. iſt 
erſt dann gegeben, wenn die Aufhebung 
zu einer Anderung der Entſcheidung im 
Endergebnis des Verfahrens führt 28539 


un 


Wird der geſetzliche Vertreter einer nicht 
prozeßfähigen Perſon im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren nicht hinzugezogen, fo iit 
das Verfahren unwirkſam; doch kann die 
Unwirkfamkeit jederzeit, auch noch in der 
Rev Inſt. durch Genehmigung des Ver- 
fahrens durch den beſtellten geſetzlichen 
Vertreter geheilt werden 31662 


Reviſoren 


vgl. auch unter AktG. 
Bilanzprüfung und 


Prüfungsergebnis. 
Schrifttum 2835 


Zu den von der Umſatzbeſteuerung ausge⸗ 
nommenen Leiſtungen der Reviſionsver⸗ 
bände gehört auch die Tätigkeit einer 
Rechtsabteilung 21857 

Revolution 
Das Weſen der R. 3178 
Rheinland 

Im Gebiet des PrALR. und in dem des 
xheiniſch⸗franzöſiſchen Rechts hat der An- 
lieger einer Straße (öffentlichen ſtädti⸗ 
ſchen oder Dorfſtraße, einerlei ob Ge⸗ 
meinde⸗ oder Kreisſtraße, nicht Land⸗ 
ſtraße) ein Recht darauf, daß der Zugang 
von und zu der Straße zu Fuß und zu 
Wagen (auch Kraftwagen) und die Mög⸗ 
lichkeit des Zutritts von Luft und Licht 
zu den Gebäuden erhalten bleibe, aber 
nicht auch darauf, daß die freie Entwick⸗ 
lung des Straßenverkehrs nicht gehemmt 
werde 2764 4 

Richter 
vol. unter Amtspflichtverletzung, Ausſchluß 
des R., Fragerecht, richterliches, Laien R. 
Richterliche Nachprüfung 
Die r. N. polizeilicher Maßnahmen 2832 
Richterliche Vernehmung 
von Zeugen vgl. unter Z. 
Richterzeitung 

Deutſche R. Zeitſchrift der Reichsfachgruppe 
Richter und StA. des BNEDF. Jahr⸗ 
gang 26 Heft 10. Schrifttum 2840 

Rollfilm 
pol. unter Photographie 
Rückfall 

Der Hinweis auf eine vor kurzem in einem 
anderen Strafverfahren erfolgte Verur⸗ 
teilung des Angekl. aus § 244 StGB. 
genügt nicht zur Feſtſtellung, daß ſich der 
Angekl. wieder eines R.diebſtahls ſchuldig 
gemacht habe. Eine Teilung des Urteils 
nach Straftat und R. iſt möglich (§ 353 
StPO.) 3134 17 

Eine Straftat kann nicht lediglich deshalb, 
weil ſie im R. begangen worden iſt, als 
Anzeichen für die Eigenſchaft des Täters 
als Gewohnheitsverbrecher verwertet 
werden 29128 

§ 20 a III StGB. Der Lauf der fünfjaähri⸗ 
gen R.verjährungsfriſt wird nur durch 
Verurteilungen der in Art. 5 Nr. 2 Ge⸗ 
wohnhVerbrß. genannten Art unter- 
brochen 2620 19 

Der Straferlaß nach Straffreih®. vom 
20. Dez. 1932 läßt die Eigenſchaft des 
Strafurteils, wegen abermals begange⸗ 
nen Betrugs den R.tatbeitand zu erfül⸗ 
len, unberührt 3303 1° 

§ 5 Gef. über beſchränkte Auskunft aus dem 
Strafregiſter und die Tilgung von Straf⸗ 
vermerken legt nur der Tilgung eines 
Vermerks — nicht auch der Löſchung — 
ſachlich⸗rechtliche Wirkung bei, und zwar 
inſofern, als ſchwere Strafen oder andere 
Rechtsnachteile, die in beſonderen Vor⸗ 
ſchriften, z. B. im § 244 StGB., an die 
dem getilgten Vermerk zugrunde liegende 
Verurteilung geknüpft ſind, nicht mehr 
eintreten dürfen 2474 23 

Rücktritt vom Verſuch 

§ 46 Nr. 1 StGB. Auch eine lediglich innere 
Hemmung kann die Freiwilligkeit des 
Täters bei dem R. von einem nicht be⸗ 
endigten V. ausſchließen 2237 

§ 46 Nr. 2 StGB. will Anreiz zur Abkehr 
von dem ſtrafbaren Vorhaben bieten und 
räumt daher dem Willen des Täters und 
feinen Beweggründen für den R. entſchei⸗ 
dende Bedeutung ein 3284 25 

Rücktritt vom Vertrag l 

bzgl. Verſicherungs V. vgl. unter Verſiche⸗ 
GER privates, bzgl. Kauf vgl. un» 
ter K. 


Wegfall der Geſchäftsgrundlage für ſich 
allein bildet keinen Grund zur Aufhebung 
eines V.; es kommt darauf an, ob das 
Feſthalten des Vertragsgegners an einem 
unter anderen wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen geſchloſſenen V. als Verſtoß gegen 
Treu und Glauben zu gelten hat. So hat 
das RG. aus Wegfall oder Erſchütterung 
der Geſchäftsgrundlage Ausgleichsan⸗ 
ſpruch hergeleitet, insbeſ. bei Fällen, 'n 
denen die Geſchäftsgrundlage von Ande⸗ 
rung der Geſetzgebung betroffen war, in 
Einzelfall iſt auch die Anderung einer 
feſten Rechtſprechung für ausreichend er⸗ 
achtet worden. In ſolchen Fällen iſt aber 
der V. nicht ohne weiteres für hinfällig 
erachtet oder dem Betroffenen Rirecht ge- 
währt, vielmehr iſt billiger Ausgleich ge⸗ 
ſucht und nur bei deſſen Verweigerung 
Vorgehen nach § 326 BGB. für gerecht⸗ 
fertigt erklärt worden 26853 

Die Wegnahme eines unter Eigentumsvor⸗ 
behalt verkauften Laſtkraftwagens im 
Wege der EinſtwVfg. gilt als Ausübung 
des R.rechts i. S. des § 5 AbzG. 2716 8 

Ruhegehalt 

R.anſprüche, die fih Geſellſchafter als Vor: 
ſtandsmitglieder und Geſchäftsführer 
einer Erwerbsgeſellſchaft für ihre bei der 
Geſellſchaft geleiſtete Tätigkeit haben zu⸗ 
ſichern laſſen, ſind für die Körperſchaft⸗ 
ſteuer nur inſoweit zu berückſichtigen, als 
die Geſamtbezüge des einzelnen Vor⸗ 
ſtandsmitglieds und Geſchäftsführers ſich 
als angemeſſene Gegenleiſtung darſtellen. 
Soweit die jeweiligen R.zahlungen das 
angemeſſene Maß überſchreiten, ſind ſie 
als verdeckte Gewinnausſchüttungen dem 
jeweiligen Bilanzgewinn zuzuſetzen. R.“ 
anſprüche, die ſich Geſellſchafter als Vor⸗ 
ſtandsmitglieder und Geſchäftsführer 
einer Erwerbsgeſellſchaft für ihre frühere 
Tätigkeit als Inhaber der von der Ge⸗ 
ſellſchaft übernommenen Unternehmun⸗ 
gen haben zuſichern laſſen, können mit 
Wirkung für die Körperſchaftſteuer nicht 

anerkannt werden 2183 2 

S 13 KörpSt®. Buchführende Erwerbsge⸗ 
ſellſchaften ſind zwar berechtigt, jedoch 
nicht verpflichtet, die künftig erwachſen⸗ 
den Penſtonslaſten durch Einſtellung 
eines Schuldpoſtens in ihre Handels- 
bilauzen zu berückſichtigen. Hat Geſell⸗ 
ſchaft in ihren Handelsbilanzen von dieſer 

erechtigung keinen Gebrauch gemacht, 
ſondern die laufend anfallenden Penſio⸗ 
nen unter den Unkoſten verrechnet, fo ift 
lle an dieſes Verfahren auch für ihre 
Han erſchaftſteuerveranlagung gebunden 


Ruhen des Verfaherns 

Das Güteverfahren kann durch einſeitigen 
Antrag des Antragſtellers zum R. ge⸗ 
bracht werden. § 251 ZPO. findet auf 
das Güteverfahren inſoweit keine Anwen⸗ 
dung, als hiernach der Antrag beider 
Parteien Vorausſetzung für die Anord⸗ 

= nung der Verfahrensruhe ift 2874 ° 
uhrkohlenſiedlungsverband 

Auf Grund von § 15 FluchtlG. erlaſſene 
Ortsgeſetze müſſen, ſoweit es ſich nicht 
um Verbandsſtraßen handelt, auch im 
ae des R. von der ordent- 

en Genehmigungabeho i 

ar gungsbehörde genehmigt 

Rundfunk 

R.gerät ift unpfändbar 2573 5 

Iwangspollſtradung in unpfändbare Sa⸗ 
n gegen Erſatzgewährung 


VBerwachſlung von Warenzeichen i 

vech i eichen infolge ber 

arifflicher Verwandtſchaft. „All. Siber. 
verwechſelbar mit „Weltſuper“ 2187 3 


Sachregiſter 


Rußland 


vgl. unter SowjetR. 


Saar 


Die Saar als Rechtsproblem, Denkſchrift 
der Akademie für Deutſches Recht 2903 


Sachſen 


Zum Streit über die Rechtsverordnungs⸗ 
natur der SächſBO. v. 8. März 1933 
über das Verbot kommuniſtiſcher Ver⸗ 
ſammlungen und Druckſchriften 2524 

Die Zahlungsaufforderung wegen Erſatz 
der Schutzhaftkoſten an den Schutzhäft⸗ 
ling auf Grund der VO. des RPräſ. 
v. 28. Febr. 1933 i. Verb. m. Sächſ VO. 
v. 5. April 1933 iſt der ſachlichen Nach⸗ 
prüfung im Wege der Anfechtungsklage 
vor dem OVG. auf Grund des in S. 
geltenden Geſ. über die Verwaltungs⸗ 
rechtspflege entzogen 3327 + 

Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe bei 
Verwendung in der öffentlichen Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt der ſächſiſchen Spar⸗ 
kaſſen, dagegen nicht bei ſächſiſchen Heb⸗ 
ammen 22832 


Sachſenſpiegel 


Schrifttum 2326 


Sachverſtändiger 


Der S. in der NS.⸗Rechtsbetreuung 2530 

Vereinbarung zwiſchen dem Amt der 
Rechtsabteilung⸗Reichsleitung für Rechts⸗ 
betreuung des Deutſchen Volkes und 
der Reichsfachſchaft für das Sach⸗ 
verſtändigenweſen in der Deutſchen 
Rechtsfront 2324 

§8 16, 17, 23, 45, 46 Enteig®.; Art. 12 
S 1 Prag Boh. Einigung über die 
Feſtſtellung der Entſchädigung durch S. 
unterliegt der Schriftform nur, wenn 
ſie zugleich Einigung über die freiwil⸗ 
lige Abtretung von Grundeigentum iſt 
2236 4 

OſterrMarkSchch. Zur Beurteilung der 
Ahnlichkeit von Marken ift S.beweis 
nicht erforderlich 2192 1 

Lehnt das Gericht neue Begutachtung ab, 
obwohl es das völlige Verſtändnis für 
die von dem 1. S. erörterte Frage noch 
nicht erlangt hatte, fo unterliegt das 
Urteil der Aufhebung auf die Sach⸗ 
beſchwerde hin (StR.) 2469 10 

§ 246 a StPO. Die Vernehmung des S. 
ſetzt rechtlich voraus, daß dieſer, um 
zuverläſſige Grundlage für ſein Gut⸗ 
achten über den körperlichen Zuſtand zu 
gewinnen, den Körper des zu Ent⸗ 
mannenden ſoweit unterſucht, als er es 
ſeiner wiſſenſchaftlichen Überzeugung ge⸗ 
mäß und ohne Rückſicht auf perſönliche 
Erklärungen des zu Unterſuchenden für 
nötig hält 2415 13 

§ 246 a StPO. Tie Se vorgeſchrie⸗ 
bene Vernehmung des S. über den kör⸗ 
perlichen und geiſtigen Zuſtand des zu 
Entmannenden ſetzt die Unterſuchung 
des Täters durch den S. unerläßlich vor⸗ 
aus. Die Unterſuchung muß — wenn 
auch nicht ausſchließlich — unter dem 
Geſichtspunkt der zu erwartenden Ent⸗ 
mannung ausgeführt ſein und ſich auf 
die geiſtige und körperliche Beſchaffen⸗ 
heit des Unterſuchten gerade im Hin⸗ 
blick auf die Entmannung erſtrecken 
3064 15 

§ 3 ZeugGehDd. Ein mit der Gerichtspra⸗ 
xis vertrauter S. muß ſeine Tätigkeit 
ſo einrichten, daß er mit einer der Be⸗ 
deutung der Sache entſprechenden Ent⸗ 
lohnung auskommt 2351 12 


88 3, 4, 16, 20 ZeugGebO. Geſetze über 


die Gebühren von Medizinalbeamten ſind 
Taxvorſchriften i. S. des 8 16 Zeug⸗ 
Debt" 27975 
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Die Gebühren für S., der von der StA. 
in ſtaatsanwaltſchaftlichem Ermittlungs⸗ 
verfahren ohne Inanſpruchnahme des 
Gerichts zugezogen worden iſt, werden 
nicht nach § 20 ZeugGebD., ſondern im 
Juſtizverwaltungswege feſtgeſetzt 3295 

Die Zuläſſigkeit der Beſchwerde des S 
wegen ſeines Gebührenanſpruchs iſt von 
der Beſchwerdeſumme von 50 AM ab- 
hängig 28018 

§ 84 GKG. Haftung für S.gebühren 32975 

Sammelſtraftat 

Liegen die einzelnen ſtrafbaren Handlun⸗ 
gen der S. des § 218 IV SGB. teils 
vor, teils nach dem Stichtag des Straf- 
freih®. v. 29. Dez. 1932, jo können die 
vor dem Stichtag liegenden Einzelhand⸗ 
lungen nicht ſtraffrei fein 2918 21 

Sandſtein 

§ 547 RVO. Betriebe, in denen Horn⸗ 
ſtein oder Grauwacke gewonnen werden, 
gehören nicht zu den Betrieben der ©.- 
gewinnung i. S. der Nr. 16 d der Anl. 
zur 2. BerufskrankhVO. v. 11. Febr. 
1929 2812 4 

Sanierung 

ss 7, 8 AufwFällcß. S.unfühigleit des 
Grundſtücks rechtfertigt die Ablehnung 
des Zahlungsfriſtantrages 2637 11 

§ 2 Nr. 8 UmſStG. 1932. Wenn Grof- 
grundbeſitzer eine größere Anzahl von 
Parzellen zur ©. ſeines Betriebs ver⸗ 
kauft, ſo iſt hierin noch nicht ohne wei⸗ 
teres ein auf Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken gerichtetes Unternehmen zu er⸗ 
blicken 3084 11 

Schächtverbot 

§ 537 BGB. Das Sch. gibt dem Mieter, 
der Laden zum Verkauf koſcheren Flei⸗ 
ſches gemietet hat, keinen Minderungs⸗ 
anſpruch 2269 2 

Schadenserſatz 

vgl. auch unter Zinſen 

Wenn der Treuhänder das Vertrauensver⸗ 
hältnis zerſtört hat, der Treugeber aber 
das Treuhandverhältnis nicht ohne ver⸗ 
hältnismäßig hohe Koſten beendigen 
kann, dann ließe ſich aus § 249 BGB. 
vielleicht die Pflicht des Treuhänders 
herleiten, daß er ſich auch ohne Beendi⸗ 
gung des Vertrags aller Verfügungen 
über das Treugut zu enthalten und durch 
Ausſtellung einer Vollmacht dem Treu⸗ 
geber die Möglichkeit zu geben hat, ſelbſt 
Verfügungen zu treffen, doch iſt er nicht 
zur Ausſtellung einer Vollmacht ver⸗ 
pflichtet, die dem Treugeber das Recht 
gibt, alle mit der Verwaltung des Treu⸗ 
guts zuſammenhängenden Verpflichtun⸗ 
gen in feinem Namen einzugehen 24571 

Nicht nur Anſprüche aus unerlaubter 

Handlung und nicht einmal nur Sch. 
anſprüche gegen einen Dritten laffen die 
Haftung aus § 839 I 2 BGB. zuruͤck⸗ 
treten; auch die Möglichkeit, auf ſonſtige 
Weiſe (z. B. durch Bereicherungsan⸗ 
ſprüche) die Vermögensminderung aus⸗ 
zugleichen, muß erſchöpft ſein, bevor 
gegen den Beamten ein Sch.anſpruch er- 
hoben werden kann 2545 

Iſt der zum Sch. Verpflichtete gehalten, 
den Geſchädigten von Anſprüchen Drit- 
ter zu befreien, wenn dieſe wegen der 
Verhältniſſe des Geſchädigten völlig un⸗ 
einbringlich find? 2394 1 3258 

Der Sch.anſpruch des § 945 ZPO, um- 
faßt auch die dem Schuldner entſtande⸗ 
nen Verfahrenskoſten 2957 3260 

Schadensſtreit (3 287 ZPO.) 

Iſt Teilbetrag eines Geſamtſchadens ein⸗ 
geklagt, der ſich aus verſchiedenen ſelb⸗ 
ſtändigen Gruppen von Anſprüchen, nicht 
etwa bloß aus verſchiedenen unſelbſtän⸗ 
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digen Rechnungspoſten desſelben An⸗ 
ſpruchs zuſammenſetzt, ſo muß das Ur⸗ 
teil nach 8 304 BPO. erkennen laſſen, 
ob alle dieſe Anſprüche oder welche von 
ihnen dem Grunde nach zuerkannt wer⸗ 
den, und daß mit dem gebotenen Maße 
von Wahrſcheinlichkeit das Vorliegen 
eines erſtattungsfähigen Schadens hin⸗ 
ſichtlich des einzelnen Anſpruchs anzu⸗ 
nehmen ift 2974 8 
Schälerbſen 
vgl. unter Kartell 
Schankerlaubnisſteuer 
„Übernahme einer beſtehenden Wirtſchaft“ 
i. S. von § 3 BerlinSchankerlaubSt O. 
liegt vor, wenn der Inhaber einer Wirt⸗ 
ſchaft ausſcheidet und an ſeine Stelle ein 


neuer Inhaber, dem die Schankerlaub⸗ 


nis erteilt worden iſt, tritt. Ob die In⸗ 
haber Eigentümer oder Mieter der dem 
Schankbetrieb dienenden Räume ſind, iſt 
ohne Belang 25907 
Schauſpielunternehmen 
vgl. unter Theater 
Scheck 
Scheckcz. v. 14. Aug. 1933. Schrifttum 
2392 
Wechſel⸗ und Sch.recht. Schrifttum 2757 
8 233 ZPO. Der verſpätete Eingang der 
Deckung eines zur Einzahlung der Pro⸗ 
zeßgebühr beſtimmten Verrechnungs⸗ 
Sch. geht zu Laſten der zahlungspfläch⸗ 
tigen Partei und begründet keine Wie⸗ 


Sachregiſter 


138 BGB. Wenn fich Ehefrau als Ge- 
genleiſtung dafür, daß ſie die Sch. durch⸗ 
führt, das Eigentum an einem Grundſtück 
übertragen läßt, ſo ergreift die Nichtig⸗ 
keit dieſes Geſchäfts ausnahmsweiſe 
auch das Erfüllungsgeſchäft, weil gerade 
durch dieſes der unſittliche Zweck verfolgt 
worden ift 2969 ? 


Nur das auf Grund des $ 1575 BOB. er⸗ 


laſſene Urteil eines deutſchen Gerichts, 
nicht auch das eines ausländiſchen Ge⸗ 
richts, kann Grundlage einer Klage aus 
§ 1576 BGB. bilden. Däniſches Sch.⸗ 
recht 2349 7 


Art. 3 HaagChefheidAbt. Sch. einer evan- 


geliſch⸗römiſch⸗kathol. Miſchehe nach poln. 
Recht. Gehört der Bekl. der römiſch⸗ka⸗ 
thol. Konfeſſion an, fo kann die Ehe nicht 
geſchieden werden. Die Widerklage jedoch 
gegen den evangeliſchen Eheparkner auf 
Sch. ift zuläſſig 2353 4 


Welches ift das Sch. ſtatut einer Ehe, die 


nach dem Heimatrecht des Ehemanns 
(Grieche) nichtig, vom Standpunkt des 
deutſchen Rechts aus aber gültig iſt? 
2951 


Ein am 1. Okt. 1933 im Geſamthand⸗ 


eigentum geſchiedener Ehegatten ſtehen⸗ 
der Hofbeſitz ift auch dann kein Erbhof, 
wenn die geſchiedenen Ehegatten ſich 
nach dem 1. Okt. 1933 wieder verheira⸗ 
tet haben 2248 1 


dereinſetzung in den vorigen Stand, 
wenn die Unkenntnis der Vorſchriften 
über den Zahlungsverkehr mit den Ge⸗ 
richtsbehörden auf mangelnder Beleh⸗ 


Die Erbhofeigenſchaft eines Ehegattenerb⸗ 
hofs erliſcht mit der Rechtskraft der Sch. 
2566 3 

88 276, 606 ff. ZPO. Haben zwei Ehe- 


rung durch den RA. der Partei beruht 
29005 
8 266 StGB. Vertragswidrige Verfügung 
über einen als Treugut übergebenen 
Inhabersch. 3220 1 
Scheidung 
8 1568 BGB. Trotz ſchwerer Verletzung 
der ehelichen Pflichten durch einen Ehe⸗ 
gatten kann dem anderen Teil die Fort⸗ 
ſetzung der Ehe zugemutet werden, wenn 


feine eigene Verfehlung ſchwerer iſt 
2420 4 

88 1578, 1611 BGB. Unterhaltspflicht 
gegenüber dem geſchiedenen Ehegatten. 
Nachträgliche Verunglimpfungen ſchaf⸗ 
fen keinen Rechtsgrund, die Zahlung des 
geſetzlichen Unterhalts einzuſtellen. Bei 
Bemeſſung der Unterhaltsrente dürfen 
außerordentliche Einnahmen einzelner 
Jahre nicht ohne Einſchränkung zu La⸗ 
ſten des Unterhaltspflichtigen berückſich⸗ 
tigt werden, ſondern es iſt auch die zu⸗ 
künftige Entwicklung nach Möglichkeit 
zu beachten 3271 8 

Unterhaltsverträge geſchiedener Ehegatten 
und clausula rebus sie stantibus. Un- 
terhaltsverträgen wohnt die clausula 
rebus sie stantibus regelmäßig ſtill⸗ 
ſchweigend inne. Daraus folgt aber nicht, 
daß bei jeder Veränderung der Verhält⸗ 
niſſe anderweitige Feſtſetzung der ver⸗ 
einbarten Rente verlangt werden kann. 
Es muß ſich um weſentliche Verände⸗ 
rung handeln, die die Geſchäftsgrundlage 
zu erſchüttern und den Endzweck beider 
Parteien zu vereiteln geeignet iſt, ſo, 
wenn die Leiſtungsfähigkeit des Unter⸗ 
haltspflichtigen ſich in Maß vermindert 
hat, daß die Vorausſetzungen des § 1579 
BGB. erfüllt find. Im übrigen kann, 
insbeſ. was die Vorausſetzungen der Un- 
terhaltsbedürftigkeit des Berechtigten an⸗ 
langt, für die Frage der Abänderbarkeit 
vertragsmäßig feſtgeſetzter Unterhalts⸗ 
renten allein der Inhalt des Unterhalts- 
vertrags maßgebend fein 2609 ! 


leute gegeneinander bei verſchiedenen 
LG. auf Sch. geklagt, und verweiſt das 
eine LG. den Rechtsſtreit an das andere 
LG., jo ift damit infolge des Grundſat⸗ 
zes der Einheitlichkeit im Eheverfahren 
die Zuſtändigkeit des anderen LG. auch 
hinſichtlich der bei ihm angeſtrengten 
Klage begründet, ſelbſt wenn dieſe ört⸗ 
liche Zuſtändigkeit urſprünglich fehlte 
3014 22 


Die Vorausſetzung des § 606 IV BPO. 


ift nur gegeben, wenn deutſche Sch. 
urteile im ausländiſchen Staat allge⸗ 
mein, nicht nur von den dortigen Ge⸗ 
richten, ſondern auch von den Verwal⸗ 
tungsbehörden, anerkannt werden 2143 


Vorausſetzung für die Zuſtändigkeit des 


deutſchen Gerichts gemäß § 606 IV 
BPO. ift nur, daß das deutſche Gericht 
auch nach den Geſetzen des ausländi⸗ 
ſchen Staates zuftändig tft. Unbeachtlich 
iſt es, wenn die Verwaltungsbehörden 
des ausländiſchen Staates die Sch.urteile 
des deutſchen Gerichts nicht anerkennen. 
Für Schlagen tſchechoſlowakiſcher 
Staatsbürger find die deutſchen Gerichte 
zuſtändig 2795 3 


Nur hinſichtlich der Sch. zweier Auslän⸗ 


der macht § 606 IV ZPO. die deutſche 
Gerichtsbarkeit von der Anerkennung 
des Heimatsrechts des Ehemanns abhän⸗ 
gig 2802 10 


Auch nach § 617 BPO. n. F kann eine 


Partei die eidliche Vernehmung der an⸗ 
deren Partei über einen Sch. grund nicht 
verlangen. Dasſelbe gilt für den Sch.⸗ 
widerkläger und im Falle der Stellung 
900 Mitſchuldantrags aus § 1574 BGB. 
3003 4 


Den beiden Parteien im Sch. prozeß bei- 


geordneten Armenanwälten ſteht für 
einen Vergleich, in dem ohne erkenn⸗ 
baren Grund von der geſetzlichen Folge 
zu Laſten der Staatskaſſe abweichende 
Koſten vereinbarung getroffen ift, keine 
Vergleichsgebühr zu 3148 8 


Së 61, 63 StPO. n. F. Unter dem „Ehe: 


gatten des Beſchuldigten“ iſt auch der 
frühere Ehegatte zu verſtehen. Eine ſach⸗ 
liche Anderung iſt durch die gegenüber 
§ 58 I und II a. F. geänderte Faſſung 
nicht eingetreten 2158 51 


88 3, 13 Unl WG. Das durch Zeitungsan⸗ 


zeige erfolgende Angebot eines Rechts⸗ 
beiſtands zur Bearbeitung „aller Zivil⸗ 
und Strafrechtsſachen, insbeſ. EheSch.“ 
erfüllt den Tatbeſtand des unlauteren 
Wettbewerbs. Die örtlichen Fachgruppen 
„Rechtsanwälte“ des BNS DI. e. V. find 
antragsberechtigt i. S. des § 13 I Unl⸗ 
W. 2799 5 


Wird eine Ehe geſchieden, fo wird dadurch 


für den Hauptveranlagungszeitraum die 
Vermögensſteuerpflicht der gemäß § 10 
VermStG. zuſammen veranlagten Ehe- 
gatten nicht berührt 3084 10 


Schenkung 
vgl. auch unter Erbſchaftſteuer > 
Der Vater kann in Ausnahmefällen ſeinen 


geſchäftsunfähigen Kindern durch Kon⸗ 
trahieren mit ſich ſelbſt Geſchenke machen 
A 


Schiebung 
Treuhand und Sch. Schrifttum 2756 
Das Gef. v. 24. Okt. 1934 und die Gc- 


halts Sch. 2824 


Schiedsrichterliches Verfahren 
88 1039, 1041 ff. ZPO. Wenn die Ableh⸗ 


nung während des ſch. V. unterblieben 
iſt, kann der Schiedsſpruch nicht deshalb 
mittels Aufhebungsklage angefochten 
werden, weil ein Schiedsrichter hätte ab⸗ 
gelehnt werden können. Die Gründe 
des Schiedsſpruchs brauchen nicht von 
dem Schiedsrichter ſelbſt verfaßt zu wer⸗ 
den, ſofern ſie nur von ihm genehmigt 
und unterſchrieben find 3279 16 

1041 3PO.; § 138 BGB. Die Schieds⸗ 
vertragsklauſel „Streitigkeiten ſind nach 
Verkäufers Wahl durch das Schieds⸗ 
gericht oder durch die ordentlichen Ge⸗ 
richte zu entſcheiden“ ift gültig 2172 5 


Schiffahrt 
vgl. unter Seerecht, BinnenSch. 
Schizophrenie 
Sch. iſt eine perſönliche Eigenſchaft i. S. 
des § 1333 BGB. 2844 3 
§ 1 II Ziff. 2 Gef. zur Verhütung erbkran⸗ 
ken Nachwuchſes. Die paraphrene Pih- 
choſe ift ein Fall der Sch. Paranoia und 
Sch. 2708 1 
Schleſien 
Die Unterhaltungspflicht an einem Waf- 
ſerlauf 2. oder 3. Ordnung iſt öffentlich⸗ 
rechtliche, jedoch durch § 118 I PrWaſſch. 
an das privatrechtliche Eigentum am 
Waſſerlauf geknüpfte Verbindlichkeit. Ab⸗ 
lehnung der Rechtsauffaſſung, daß nach 
Schleſiſchem Auenrecht mit Rückſicht auf 
die Zugehörigkeit der Aue zur Grund⸗ 
herrſchaft die Unterhaltungspflicht auf 
dem ganzen Gute hafte. Mit Dereliktion 
der Aue vor Inkrafttreten des Mom, 
v. 7. April 1913 durch Grundbuchver⸗ 
zicht ſind ſowohl die privat⸗ wie öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Verpflichtungen des bis- 
herigen Auenberechtigten verſchwunden 
2284 1 
$ 30, 32 PrVolt3shU®. Heranziehung zu 
Naturalleiſtungen für vereinigte Lehrer- 
und Organiſtenſtelle. Auch nach Einfüh⸗ 
rung des ALR. konnte fich in Sch. Ob⸗ 
ſervanz bilden über den von dem kirch⸗ 
lich verpflichteten Patron zu leiſtenden 
Beitrag zum vereinigten Kirchen⸗Schul⸗ 
lehreramt. Eine derartige Leiſtung kann, 
ſelbſt wenn ſie urſprünglich auf kirch⸗ 
licher Grundlage beruhte, durch Herkom⸗ 


men zu Teil der Ausſtattung der Lehrer- 
ſtelle und damit zu einer ſchulrechtlichen 
werden 2190 s 

Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe bei 
Verwendung in Kommunalbank für Nie⸗ 
der Schl. 2283 2 

Schleswig 
vgl. unter Dänemark 
Schmerzensgeld ($ 847 BGB.) 

Das Sch. ſoll nicht nur den Verletzten in 
die Lage bringen, ſich für ſeine Leiden, 
die ihm durch die unerlaubte Handlung 
verurſacht ſind, gewiſſe Erleichterungen 
und Annehmlichkeiten zu verſchaffen, 
ſondern es fol ihm unter Berückſichti⸗ 
gung der Heftigkeit ſeiner Schmerzen, 
der Schwere ſeiner Verletzung, der Be⸗ 
deutung ſeiner körperlichen Entſtellung, 
der Beeinträchtigung ſeiner Lebens⸗ 
freude, ſeiner ſeeliſchen Bedrückung und 
Sorgen nach Möglichkeit einen Ausgleich 
bieten 2769 6 

88 618, 839, 847 BGB. Verletzung nicht nur 
der den dienſtlichen Vorgeſetzten des Be⸗ 
amten obliegenden Fürſorgepflicht, ſon⸗ 
dern auch einer dem Beamten gegenüber 
obliegenden Amtspflicht liegt vor, wenn 
die Dienſträume und der Dienſtbetrieb 
nicht ſo eingerichtet und geregelt ſind, 
daß der Dienſtverpflichtete gegen Gefah⸗ 
ren für Leben und Geſundheit nach Mög⸗ 
lichkeit geſchützt iſt. Ausſchaltung des 
§ 847 I BGB. bei ſolchem Sachverhalt 
erſcheint rechtlich verfehlt 3268 * 

$ 847 BGB. Dem Bekl., der ſich gegen die 
Höhe des verlangten Sch. wehrt, kann 
das Armenrecht nicht deshalb verſagt 
werden, weil das Gericht darüber nach 
billigem Ermeſſen zu entſcheiden hat 
2499 21 

Schmuggel 
dal. unter Zoll 
chnellwaage 
gl. unter W. 
Schöffengericht 
-Vgl unter Strafkammer 
önheitsreparaturen 
vgl. unter Miete 
echreibgebühren 

5 91 ZPO. Sch., d. h. Vergütung für die 
eigene Zeitverſäumnis wegen Schreib⸗ 
arbeiten für den Prozeß ſtehen einer 
Partei nicht zu 3075 1 

Schreibmaſchine 

Zur Frage, ob mit der Sch. geſchriebene 
Differtationen öffentliche Druckſchriften 
LE, von § 2 PatG. find 3164 1 

Schreibliſch 

Sch. und Geldſchrank ſind nicht Erbhof⸗ 

zubehör 2269 3 
Schriftform 

SS 10, 17, 23, 45, 46 Enteig®.; Art. 12 
3 1 Prach BGB. Einigung über die 
Feſtſtellung der Entſchädigung durch 
Sachverſtändige unterliegt der Sch. nur, 
wenn ſie augleich Einigung über die 
freiwillige Abtretung von Grundeigen⸗ 

„tum ift 2236 4 

3 65 Geng, Die telegraphiſche Kündigung 
der Mitgliedſchaft einer Genoſſenſchaft 
tann die vorgeſchriebene Sch. nicht er- 
jeben 3294 2 

Abe eine Cerſahren 
: unter Entlaſtun 

Anwendung einiger zivilprozeſſualer Bor- 

Sa 15 i insbeſ. Setzung 

L Friſten für Einrei ch. 

5 uo. Zeo chung von Sch 
ZPO. Müſſen Sachanträge im An⸗ 

8 waltsprozeß verleſen ene 2676 

3 297 I und V ZBO. Wird über einen 
rechtshängig gewordenen Anſpruch erſt 


Sachregiſter 


nach Schluß der letzten mündlichen Ver⸗ 
handlung ein Antrag geſtellt, fo tann 
dieſer nicht mehr berückſichtigt werden 
2848 7 
§ 519 III Nr. 2 ZPO.; Sch., die inhalt⸗ 
lich als Berufungsbegründung genügt 
haben würden, aber nicht zur Begrün⸗ 
dung der Berufung, ſondern aus einem 
anderen Anlaß, z. B. zur Begründung 
des Antrags auf Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung zu den Akten ge⸗ 
bracht ſind, konnen nicht als Berufungs⸗ 
begründung berückſichtigt werden 3058 8 
Schuldnerverzeichnis 
Wann liegt gebührenpflichtige ſchriftliche 
Auskunft aus dem Sch. vor? 2320 2832 
Schuldrecht } 
Lehrbuch des Sch. Schrifttum 2228 
Schuldſchein 
§ 222 J Nr. 1 RAbgO. Wenn das Fin A. 
eine in der Vermögenserklärung eines 
Landwirts als Darlehnsforderung eines 
Kindes bezeichnete Schuld zum Abzug 
zuläßt, ſpäter aber durch Vorlegung 
eines Sch. erfährt, daß es ſich um Ent⸗ 
ſchädigung für die auf dem Hofe gelei⸗ 
ſtete langjährige Arbeit handelt, ſo iſt 
das eine neue Tatſache auch dann, wenn 
das Fin A. von dieſer Tatſache ſchon zur 
Zeit der Veranlagung durch Einfordern 
des Sch. hätte Kenntnis erlangen kön⸗ 
nen 2808 10 
Schuldtitel 
vgl. auch unter Koſtenfeſtſetzung 
Kann der Gläubiger einer Zwangshypo⸗ 
thek auf Grund feines perſönlichen Sch. 
im Range der Hypothek die Zwangs⸗ 
verſteigerung betreiben? 2322 
Hat der Gläubiger eines Grundſtückseigen⸗ 
tümers gegen dieſen einen vollſtreckbaren 
Sch. wegen Geldforderung erlangt und 
beantragt er daraufhin die Eintragung 
einer Zwangshypothek, ſo bedarf es zum 
Rangrücktritt eines vorgehenden Grund⸗ 
ſtücksrechts, und zwar auch einer Eigen⸗ 
tümergrundſchuld, nicht der beſonderen 
Zuſtimmung des Eigentümers; dieſe 
wird vielmehr durch den vollſtreckbaren 
Sch. erſetzt 2996 1 
Haftung von Behörden aus Verwahrungs⸗ 
vertrag. Sch., von denen im Falle des 
Verluſtes eine weitere Ausfertigung un⸗ 
ſchwer zu erlangen iſt, ſind nicht zu den 
„ähnlichen Urkunden“ i. S. des § 61 
Nr. 1 GeſchO. der preuß. AG. zu zäh- 
len. Dagegen iſt beſondere Aufbewah⸗ 
rung gemäß § 61 Nr. 2 für Grund⸗ 
ſchuldbriefe und für die die ſachliche An⸗ 
ſpruchsberechtigung ergebenden Abtre⸗ 
tungsurkunden geboten 2842 2 
Schuldübernahme 
88 415, 416 BGB. Sch. für Hypotheken, 
wenn der Übernehmer auf Grund des 
Kaufvertrags, der die Sch. vorſieht, aus 
irgendeinem Grunde überhaupt nicht 
Eigentümer des gekauften Grundſtücks 
geworden iſt. $ 416 BGB. ift dann nicht 
gegeben, die Anwendbarkeit des § 415 
BGB. deswegen jedoch nicht ausgeſchloſ⸗ 
ſen. Jedoch ſtehen Sch. und Grundſtücks⸗ 
kauf in ſo engem wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhang, daß die Übernahme der 
perſönlichen Schuld im allgemeinen von 
der Eintragung des Grundſtückserwer⸗ 
bers als Eigentümer auf Grund ſtill⸗ 
ſchweigender Vereinbarung als abhän⸗ 
gig zu gelten hat 2711 
Schuldverſchreibung 
Die Stempelſteuerbefreiung der Höchſt⸗ 
betragsSch. nach TarNr. 14 J Abf. 1 
S. 2 PırStempSt®. gilt auch für die 
kaufmänniſchen Verpflichtungsſcheine der 
TarNr. 14 II 2185 1 
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Schule 

vgl. auch BerufsSch.; Schulwanderung 
vgl. unter Lehrer 

$ 1 II Volks Schu. Ein Gutsbezirk bildet, 
ſoweit er Träger der Schullaſt ift und 
nicht einem Geſamtſchulverband ange⸗ 
hört, einen eigenen Schulverband, ohne 
daß es eines beſonderen Errichtungs⸗ 
aktes ſeitens der Schulaufſichtsbehörde 
bedarf 2880 3 

§ 4 BollSShHUG®. Auseinanderſetzung zwi- 
ſchen Sch.verbänden. Ein aus mehreren 
Gemeinden und einem Gutsbezirk be⸗ 
ſtehender Geſamtſchulverband wird in 
ſeinen Rechten und Pflichten nicht da⸗ 
durch berührt, daß der zu ihm gehörige 
Gutsbezirk aufgelöſt und einer der zum 
Geſamtſchulverband gehörigen Gemein⸗ 
den zugeſchlagen wird. Dieſe Gemeinde 
wird Rechtsnachfolger des Gutsbezirks, 
während der Geſamtſchulverband in ſei⸗ 
nem bisherigen räumlichen Bereich unver⸗ 
ändert bleibt. In ſolchem Fall iſt durch 
die Auflöſung des Gutsbezirks ein Anlaß 
zur Vermögensauseinanderſetzung gem. 
§ 4 VolksSchuck. nicht gegeben 3165 1 

SS 30, 32 PrVolks Schu. Heranziehung zu 
Naturalleiſtungen für vereinigte Lehrer⸗ 
und Organiſtenſtelle. Auch nach Einfüh⸗ 
rung des Allg LR. konnte fih in Schle⸗ 
ſien Obſervanz bilden über den von dem 
kirchlich verpflichteten Patron zu leiſten⸗ 
den Beitrag zum vereinigten Kirchen⸗ 
Schullehreramt. Eine derartige Leiſtung 
kann, ſelbſt wenn ſie urſprünglich auf 
kirchlicher Grundlage beruhte, durch Her- 
kommen zu einem Teil der Ausſtattung 
der Lehrerſtelle und damit zu einer ſchul⸗ 
rechtlichen werden 2190 ? 

Schulungsbrief 

1. Sch. des BNSDY. Schrifttum 2325 
Schußwaffe 

dgl. unter Waffe 
Schutzgeſetz (§ 823 II BGB.) 

SS 909, 823 II BGB. Begriff und Vor- 
ausſetzungen der ſchuldhaften, zum Scha⸗ 
denserſatz verpflichtenden Grundſtücks⸗ 
vertiefung 2234 ? 

Die Beſtimmungen des § 147 Nr. 1 i. 
Verb. m. § 32 GewO. ift Sch. 2507 2 
Die Herſtellung eines objektiv widerrecht⸗ 
lichen, den Tatbeſtand der Verletzung 

eines Sch. begründenden Zuſtandes 
ſchafft ein Beweisanzeichen dafür, daß 
dieſe objektive Verletzung auch ſchuld⸗ 
haft erfolgt fei 2764 

Schutzhaft 

Die Zahlungsaufforderung wegen Erſatz 
der Sch.foften an den Schutzhäftling auf 
Grund der VO. des RPräſ. v. 28. Febr. 
1933 i. Verb. m. SächſB O. v. 5. April 
1933 iſt der ſachlichen Nachprüfung im 
Wege der Anfechtungsklage vor dem 
OVG. auf Grund des in Sachſen gel⸗ 
tenden Gel. über die Verwaltungsrechts⸗ 
pflege entzogen 3327 1 

Eine erlittene Sch. kann nicht gem. § 60 
StGB. angerechnet werden 2167 2 

Art. 14 Ausf. z. GewohnhVerbrG. Ein 
Antrag der StA. auf nachträgliche An⸗ 
ordnung der Sicherungsverwahrung, der 
erſt nach Verbüßung der fraglichen 
Strafe bei dem Gericht eingeht, muß ab⸗ 
gelehnt werden, auch wenn zu dieſer 
Zeit die perſönliche Freiheit des Angekl. 
durch Sch. oder Unterſuchungshaft be⸗ 
ſchränkt ift 291211 

§ 1280 RVO. Das Ruhen der Invaliden⸗ 
rente tritt wegen Unterbringung in Sch. 
nicht ein 2812 8 

Schwachſinn 

Eine geiſtesſchwache Frau ſteht einer gei⸗ 

ſteskranken i. S. des § 176 I Nr. 2 St⸗ 
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GB. nur dann gleich, wenn der Sch. 
derart iſt, daß die Frau keine genaue 
Vorſtellung von dem Weſen und der Be⸗ 
deutung des Geſchlechtsverkehrs hat, 
d. h., daß ſie außerſtande iſt, zwiſchen 
einer dem Sittengeſetz entſprechenden 
und einer ihm widerſtreitenden Befrie⸗ 
digung des Geſchlechtstriebes zu unter⸗ 
ſcheiden und dent an De geſtellten Ver⸗ 
langen eines außerehelichen Beiſchlafs 
mit freier Entſchließung zu begegnen 
n 

§ 1 II Ziff. 1 Gef. zur Verhütung erb- 
kranken Nachwuchſes. Sch. als angeb⸗ 
liche Folge von Diphterie 2630 1 

§ 1 II Ziff. 1 Gef. zur Verhütung erb- 
kranken Nachwuchſes. Die mediziniſch 
„Debilen“ ſind nicht ohne weiteres 
ſchwachſinnig. Sch. und Förderſchule. 
Moraliſcher Wille 2995 1 

$ 1 II Ziff. 1 Gef. zur Verhütung erb- 
kranken Nachwuchſes. Der von der Ge- 
burt an beſtehende Sch. hat die Un⸗ 
fruchtbarmachung dann nicht zur Folge, 
wenn der Schwachſinn durch Deformie⸗ 
rung des Kopfes bei der Geburt ent⸗ 
ſtanden iſt. Dieſe Urſache aber muß 
zweifelsfrei feſtſtehen 3294 ! 

Schwarzkauf 
vgl. unter GrVerkcg., preuß. 
Schweiz 

Zur Reviſion des ſchweizeriſchen Aktien⸗ 
rechts. Schrifttum 3264 

Tradition, Dogma, Entwicklung als auf⸗ 
bauende Kräfte der ſchweizeriſchen De⸗ 
mokratie. Schrifttum 2966 

Art. 2 VollſtrAbk. zwiſchen Deutſchland 
und der Sch. v. 2. Nov. 1929. Vor⸗ 
behaltloſe Einlaſſung auf den Rechts⸗ 
ſtreit. Form des Vorbehalts 24321 

VollſtrAbk. zwiſchen Deutſchland und Sch. 
v. 2. Nov. 1929. Art. 5: Überprüfung 
der Zuſtändigkeit des Urteilsſtaates. 
Art. 1: Ausſchließlicher Gerichtsſtand. 
Für ZGB. Art. 538 II: Letzter Wohnſitz 
des Erblaſſers für Herausgabe oder Tei⸗ 
lung der Erbſchaft verneint 2735 ? 

Der Auslieferungsvertrag zwiſchen zwei 
Staaten geht dem innerſtaatlichen Aus⸗ 
lieferungsgeſetz der beteiligten Vertrags⸗ 
ſtaaten vor. Bei Schweizern macht daher 
das deutſche Straffreih&. die Ausliefe⸗ 
rung nicht unzuläſſig 3303 20 

Schwerbeſchädigte 

$$ 3, 13 SchwBeſchcß. Der Schutz des 
SchwBeſchch. beginnt erft mit dem Beit- 
punkt, in dem für den Sch. eine Rente 
feſtgeſetzt ift 3229 2 

§ 13 SchwBeſchc.; § 626 BGB. Faſſung 
des Klageantrags bei ungerechtfertigter 
friſtloſer Entlaſſung. Das "ent, kann 
nur nachprüfen, ob beſtimmter Vorgang 
in jedem Fall wichtigen Grund zur friſt⸗ 
loſen Kündigung bilden muß oder ihn 
in keinem Fall bilden kann 22761 

Die Kündigungsbeſchränkungen des § 13 
SchwBeſchcg. gelten auch im Falle des 
Konkurſes des Unternehmers 2805 1 

Schwerhörigkeit 
vgl. unter Taubheit 
Seerecht 

Der prima-facie-Beweis im deutſchen und 
engliſchen Schiffskolliſtonsrecht 2445 

Der prima-facie⸗Beweis bei Schadenser⸗ 
ſatzanſprüchen im deutſchen und engli⸗ 
ſchen Konoſſementsrecht 2526 

Zu den Beförderungskoſten i. S. von $ 9 
I Umit. und § 8 I AusglStoO. ge- 
hören bei der Beförderung der Ware auf 
Seeſchiff auch die Koſten, die durch die 
Entladung aus dem Schiff entſtehen, ſie 
find dem Erwerbspreis hinzuzurechnen, 


Sachregiſter 


wenn die Entladung vor der Abfertigung 
in den freien Verkehr erfolgt und die 
Löſchungskoſten nicht in dem Erwerbs⸗ 
preis enthalten find 2430 1 
Selbſtanzeige 
vgl. unter Strafanzeige 
Selbſtentſchuldung 
vgl. unter Entſchuldung, landwirtſchaftliche 
Selbſtmord 
§ 91 BPO. S. eines NA. ift in feiner 
Auswirkung auf den Prozeß wie Aus⸗ 
ſcheiden des RA. durch natürlichen Tod 
zu beurteilen und ſtellt notwendigen An⸗ 
waltswechſel dar 3145 1 
Erklären die Allg VerſBed. den, der den 
Tod vorſätzlich verurſacht hat, ſeiner An⸗ 
ſprüche für verluſtig, ſo ſteht die Ver⸗ 
ſicherungsſumme nicht etwa dem näch⸗ 
ſten nach den Bedingungen Anſpruchs⸗ 
berechtigten ſondern den Erben des Ver⸗ 
ſicherten zu 2721 
Friſtloſe Kündigung eines Riſikolebensver⸗ 
ſicherungsvertrags mit S.klauſel durch 
die Verſicherungsgeſellſchaft aus wichti⸗ 
gem Grunde 3080 5 
Art. 1 II Durchf VO. v. 5. Dez. 1933 zum 
Geſ. zur Verhütung erbkranken Nach⸗ 
wuchſes. Die Fortpflanzungsunfähigkeit 
kann das Erbgeſcher. auch aus eigener 
Sachkunde, ohne beſondere facharztliche 
Unterſuchung feſtſtellen. Lebensgefahr 
liegt nicht bei S.drohung vor 2791 
Sequeſter 
Die von den Feindmächten während des 
Kriegs eingeſetzten S., die die Aufgabe 
hatten, das ihrem Zugriff unterliegende 
deutſche Vermögen zu verwalten, waren 
nicht befugt, Zahlungen von Banken des 
neutralen Auslands einzuziehen, bei 
denen ſich Vermögen der in Feindesland 
ſeßhaften deutſchen Firmen befand. Dent 
Anſpruch gegen die Bank ſteht der Ver⸗ 
failler Vertrag nicht entgegen 25372 
Sicherheitsleiſtung 
Der Steuergeſamtſchuldner, der wegen von 
ihm verlangter Steuerſchuld nach ſeinem 
Vertragsverhältnis zum anderen Steuer⸗ 
geſamtſchuldner gegen dieſen Rückgriffs⸗ 
anſpruch hat, ihn aber wegen deſſen in⸗ 
zwiſchen eingetretener Zahlungsunfähig⸗ 
keit nicht zu verwirklichen vermag, hat 
einen Schadenserſatzanſpruch gegen den 
Staat bzw. die Gemeinde wegen Amts⸗ 
pflichtverletzung des mit der Steuerein⸗ 
ziehung gegen den anderen Steuerſchuld⸗ 
ner betrauten Beamten, der ſich hierbei 
einer Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht hat, 
3. B. dadurch, daß er eine von jenem für 
die Steuerſchuld beſtellte gute Sicherheit 
ohne Erfüllung der dafür geſetzlich vor⸗ 
geſehenen Vorausſetzungen und Be⸗ 
ſchränkungen gegen eine andere ſchlechte 
eintauſcht 2767 3 
Die in § 57—59 DurchfBeſt. z. Uwe. 
vorgeſehene Sicherheit, die durch Um- 
ſatzſteueranzahlung und in Verbindung 
hiermit durch Löſen eines Straßenſteuer⸗ 
heftes zu leiſten iſt, kann nicht im Wege 
des § 202 RAbgO. erzwungen werden 
2366 0 
Sicherheitsverwahrung 
vgl. unter Gewohnh Verbr., Entmannung 
Sicherungsabtretung 
Zur Stimmrechtsausübung bei S. eines 
Gmbß.⸗Anteils ift allein der Zeſſionar 
berechtigt, der Zedent nur infolge der 
Vermutung des § 16 GmbHG. oder — 
ebenſo wie ein Dritter — auf Grund 
einer Bevollmächtigung durch den Zeilto- 
nar 29083 
Sicherungshypothek 
vgl. unter Erbhof, Zwangshypothek 


Sicherungsübereignung 
$ 138 BGB. Die S. unentbehrlicher Gc- 
genſtände verſtößt nur unter beſonderen 
Umſtänden gegen die guten Sitten. 
Auch der Klage auf Herausgabe ſolcher 
Gegenſtände ſteht nicht der Einwand der 
Sittenwidrigkeit oder des § 811 ZPO. 
entgegen 27214 
839 BGB. Werden dem mit der Be- 
urkundung eines S.vertrags beauftrag⸗ 
ten Notar die in Betracht zu ziehenden 
tatſächlichen Verhältniſſe nicht ſo darge⸗ 
ſtellt, daß er bei pflichtgemäßer Prüfung 
an der Rechtsgültigkeit der S. zweifeln, 
oder daß er mit der Möglichkeit der An⸗ 
nahme einer Vermögensübernahme rech⸗ 
nen muß, ſo iſt er nicht verpflichtet, die 
Vertragſchließenden darüber zu belehren, 
daß derartige Sicherungen, je nach den 
Umſtänden des Falles, in der Rechtſpre⸗ 
chung verſchiedenartig beurteilt werden. 
Die gegen den Sicherungsnehmer in 
einem Rechtsſtreit, in dem er dem No⸗ 
tar den Streit verkündet hatte, erfolgte 
Feſtſtellung, er ſei durch den Vertrag 
nicht Eigentümer geworden, oder, er ſei 
anderen Gläubigern als Vermögens⸗ 
übernehmer haftbar, zwingt nicht zu 
einer Entſcheidung dahin, daß der No⸗ 
tar durch die Beurkundung des Vertrags 
feine Amtspflicht verletzt habe 28411 
S. von verſicherten Holzvorräten. Ob Ber- 
äußerung des verſicherten Gegenſtands 
i. S. von § 69 VV. vorliegt, hängt 
davon ab, ob das Eigentum an ihm 
übergegangen iſt; unerheblich iſt, ob die 
Gefahr des Untergangs übergegangen iſt 
Zune 
Zur Auslegung des § 127 KO.: Behand- 
lung der S. im Konkurſe des Treu⸗ 
gebers 2742 
Die Einwirkung von $ 11 Steueranpaſ⸗ 
fungs®. v. 16. Okt. 1934 auf die Cnt- 
ſcheidung der Frage, ob dem Sicherungs⸗ 
eigentümer gegenüber dem pfändenden 
Steuerfiskus ein die Veräußerung hin⸗ 
derndes Recht zuſteht 3237 
§ 50 I LandweEntſchcz. Anordnungen des 
Entſchuldungsgerichts, daß der Erlös 
aus zur Sicherung übereigneten Gegen⸗ 
ftanden zu hinterlegen ift, find zuläſſig. 
Sofortige Beſchwerde iſt gegen ſolche 
Anordnungen nicht zuläfjig. Wirken der- 
artige Anordnungen über das Entſchul⸗ 
dungsverfahren hinaus? 2872 3 
$ 153 StGB. Zur Sicherung übereignete 
Sachen brauchen bei Leiſtung des Of⸗ 
fenbarungseids nicht in das Vermögens⸗ 
verzeichnis aufgenommen zu werden, 
wohl aber der bedingte Anſpruch auf 
ihre Rückübertragung. Ein Irrtum über 
den Umfang der Angabepflicht fällt un⸗ 
ter $ 59 StGB. 2692 8 
Wenn der Inhaber eines reinen Getreide⸗ 
tranſitlagers o. a. M. nach Abſchluß eines 
S.vertrags hinſichtlich des übereigneten 
Getreides eine Zollhinterziehung begeht, 
ſo kann der Sicherungsnehmer als Haf⸗ 
tender aus $ 111 I RAbgO. nicht in 
Anſpruch genommen werden 2809 12 
Sicherungsverfahren 
vgl. unter Oſthilfe 
Siedlung 
Begriff des S.betriebs i. S. des § 106 II 
LandwEntſch3. Zuläſſigkeit der Pe- 
ſchwerde gegen Ablehnung der Eröffnung 
des Entſchuldungsverfahrens im Falle 
des § 106 II 28017 
$ 106 II LandweEntſchG. Zum Begriff des 
landwirtſchaftlichen S.betriebes i. S. des 
LandweEntſchG. 33136 
Der Erwerb von Erbhofgrundbeſitz, auch 
von ganzen Erbhöfen durch juriſtiſche 


CO 


c 


Perſonen, insbef. durch behördlich zuge- 
laſſene S.geſellſchaften, iſt bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes zuläſſig 2258 22 

WohnſiedlG. v. 22. Sept. 1933. Die Erfül⸗ 
lung der anläßlich der Genehmigung ge⸗ 
machten Auflagen hat der Grundbuch⸗ 
richter nicht nachzuprüfen 2272 2 

Wirkung der mit Genehmigungserklärun⸗ 
gen nach dem WohnſiedlG. verbundenen 
Auflagen 3117 

Zur Frage, inwieweit eine nach § 29 II 
NSiedl®. abgegebene Verſicherung der 
Nachprüfung durch die Finanzbehörden 
unterliegt 2281 4 

Hat Verſicherter feine Arbeitsſtelle auf- 
gegeben, um ſeiner vertraglichen Ver⸗ 
pflichtung als Siedler zur unentgelt⸗ 
lichen Mitarbeit bei der Errichtung einer 
vorſtädtiſchen Klein S. i. S. der VO. 
zur vorſtädtiſchen Kleins. und Be- 
reitſtellung von Kleingärten für Er⸗ 
werbsloſe v. 23. Dez. 1931 nachzukom⸗ 
men, ſo kann darin berechtigter Grund 
zur Aufgabe der Arbeitsſtelle i. S. von 
S 93 i. Verb. m. § 90 II Nr. 2 Arb- 
Berm®. liegen 22833 


Sittenwidrigkeit 


bzgl. § 826 BGB. vgl. unter Unerlaubte 
Handlung 

$ 138 BGB. Wenn fi) Ehefrau als Ge- 
genleiſtung dafür, daß ſie die Scheidung 
durchführt, das Eigentum an einem 
Grundſtück übertragen läßt, ſo ergreift 
die Nichtigkeit dieſes Geſchäfts ausnahms⸗ 
weiſe auch das Erfüllungsgeſchäft, weil 
gerade durch dieſes der unſittliche Zweck 

verfolgt worden ift 2969 : 

Š 138 BGB. Die Schiedsvertragsklauſel 
Streitigkeiten ſind nach Verkäufers 
Wahl durch das Schiedsgericht oder durch 
die ordentlichen Gerichte zu entſcheiden“ 

iſt gültig 2172 5 

Gegenüber der Rechtskraftwirkung der Ein⸗ 

tragung in die Konkurstabelle kann der 

Konkursverwalter mit der Einwendung, 

die Forderung ſei wegen Verſtoßes gegen 

die guten Sitten oder aus anderen Grün⸗ 
den überhaupt nicht entſtanden, nicht 

gehört werden 2141 10 

138 BGB. Der Wuchereinwand iſt nicht 

geeignet, eine Zwangsvollſtreckungs⸗ 

ee gegen einen rechtskräftig feſt⸗ 
gestellten Zinsanſpruch von 30 % zu 
ſtützen 3015 21 

$ 138 BOB, Ein mit Darlehnsvertrag 
berbundener Bierlieferungsvertrag wird 
nicht zum unſittlichen Knebelungsvertrag 
durch Feſtlegung des ausſchließlichen 
Bierbezugs für 10 Jahre bei Vermei⸗ 
dung einer Vertragsſtrafe von 10 AM 
ie Hektoliter, durch Vereinbarung der 
Nachfolgeklauſel und der einſeitigen 

Iibretsfeſtſetzung 3012 18 

Die Sicherungsübereignung unentbehrli⸗ 
cher Gegenſtände verſtößt nur unter be⸗ 
tonderen Umftänden gegen die guten 
Sitten. Auch der Klage auf Herausgabe 
ſolcher Gegenſtände ſteht nicht der Ein⸗ 
wand der S. oder des § 811 ZPO. ent- 

hegen 2721 

> 135 POR, Telephonmietvertrag iſt noch 
nicht wegen S. nichtig, wenn die folgen- 
den Vereinbarungen getroffen worden 
ud: Ausſchluß der Schadenserſatzpflicht 
zugunſten der Lieferfirma für Schäden, 
die bei der Inſtallation ber Anlage ent⸗ 
lichen, Erweiterung der Haftpflicht des 

seters für Diebſtahl, Feuer, Elemen⸗ 
targewalt oder anderweitigen Verluſt; 
Verbot der Aufrechnung, Minderung 
oder Geltendmachung eines Zurückbehal⸗ 
tungsrechts zugunſten der Lieferfirmaß 


Sachregiſter 


Vereinbarung einer Vertragsſtrafe für 
den Fall des Konkurſes des Mieters; 
Verpflichtung des Mieters zur Zahlung 
von Schadenserſatz in Hohe von 3/4 der 
Reſtmiete für den Fall, daß der Mieter 
ſeinen Verpflichtungen nicht pünktlich 
nachkommt, Vertragsdauer von 10 Jah⸗ 
ren 2714 


Abgrenzung von Kartell- und Preisbin⸗ 


dungen. S. bei vertragsmäßiger Be⸗ 
ſchränkung im Umfange des Produktions⸗ 
rechtes 2403 7 


Einwand im Patentnichtigkeitsſtreit, der 


Kl. ſei nur „Strohmann“. Daß jemand 
einen Rechtsſtreit nicht im eigenen Na⸗ 
men führt, ſondern auf den Namen eines 
andern führen laßt, braucht nicht immer 
ſittenwidrig zu fein 21862 


Sittlichkeitsdelikte 
pol. auch unter Entmannung, Kuppelei 
Nach herrſchender Rechtſprechung ift Pfleg 


kindſchaft i. S. von § 174 I Nr. 1 St- 
GB. ein Verhältnis, das demjenigen 
zwiſchen natürlichen oder angenomme⸗ 
nen Kindern und Eltern ähnlich, d. h. 
tatſächlich jo geſtaltet ift, daß es wie 
dieſes ein dauerndes, ſittlich gleicharti⸗ 
ges Band zwiſchen den Verbundenen 
herſtellt. Die auf ſolche Weiſe tatſächlich 
geſchaffene Nachbildung des natürlichen 
Eltern- und Kindesverhältniſſes und ein 
ihm entſprechendes Abhängigkeits⸗ und 
Schutzverhältnis begründen den Straf 
ſchutz des § 174 StB. Wann ſolches 
Verhältnis vorliegt, iſt im Einzelfall 
nach Auffaſſung der Sitte und des Le⸗ 
bens zu entſcheiden. Der Stiefvater, der 
das Stiefkind in ſein Haus aufnimmt, 
wird dadurch noch nicht ohne weiteres 
zum Pflegevater; ebenſowenig iſt von 
entſcheidender Bedeutung, daß der An⸗ 
gekl. dem Kinde feinen Namen gegeben 
hat 2977 15 


Das Vorliegen eines Pflegeelternverhält⸗ 


niſſes i. S. von § 174 Ziff. 1 StGB. ift 
nicht ſchon dann zu verneinen, wenn 
nach bürgerlich-rechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen davon auszugehen iſt, daß für das 
bürgerliche Recht ein Eltern- und Kin⸗ 
desverhältnis vorliegt. Ein Stiefvater, 
der unzüchtige Handlungen mit ſeiner 
Stieftochter vornimmt, iſt aus § 174 
Ziff. 1 StGB. zu beſtrafen, wenn er zu⸗ 
gleich der Pflegevater iſt 3285 20 


Auch derjenige, deſſen ſich der Lehrherr 


als ſeines Vertreters bei Erfüllung der 
ihm nach § 76 HGB., § 127 GewO. 
dem Lehrling gegenüber obliegenden 
Pflicht zur Unterweiſung bedient — ſei 
es allein, ſei es neben ihm —, kann 
Lehrer i. S. des § 174 Ziff. 1 StGB. 
fein 2772 13 

174 Ziff. 2 StGB. Angeſtellte des Ar⸗ 
beitsamts, die mit der Wahrnehmung 
eines ſelbſtändigen Pflichtenkreiſes be⸗ 
traut find, üben offentlich-rechtliche Funk⸗ 
tionen aus und ſind daher Beamte i. S. 
des § 359 StGB. 2980 20 


Eine geiſtesſchwache Frau ſteht einer aei 


ſteskranken i. S. des § 176 I Nr. 2 Et- 
GB. nur dann gleich, wenn der Schwach⸗ 
ſinn derart iſt, daß die Fran keine ge⸗ 
naue Vorſtellung von dem Weſen und 
der Bedeutung des Geſchlechtsverkehrs 
hat, d. h. daß ſie außerſtande iſt, zwi⸗ 
ſchen einer dem Sittengeſetz eutſprechen⸗ 
den und einer ihm widerſtreitenden Be⸗ 
friedigung des Geſchlechtstriebes zu un⸗ 
terſcheiden und dem an ſie geſtellten Ver⸗ 
langen eines außerehelichen Beiſchlafs 
mit freier Entſchließung zu begegnen 
3131 16 


289 


Zwiſchen § 176 Nr. 3 und § 185 StGB. 
liegt in der Regel Geſetzeskonkurrenz 
vor, bei der die Sondervorſchrift des 
§ 176 Nr. 3 vorgeht 2146 16 

§ 176 J Ziff. 3 GB. Zur Erfüllung des 
Tatbeſtands einer unzüchtigen Handlung 
„mit“ einer anderen Perſon tft nicht er- 
forderlich, daß der Körper der anderen 
Perſon berührt wird 3201 % 

8 256 1 StPO. Im Falle des § 176 Ziff. 3 
StGB. ift die Verleſung des Arztſchei⸗ 
nes über den Befund des verletzten Kin⸗ 
des auch dann unzuläſſig, wenn ſie 
„zum Zwecke des Vorhandenſeins und 
zur Feſtſtellung des Inhalts“ erfolgt 
3209 28 


88 43, 177 StGB. Enthält Vorgang die 
Merkmale des Verſuchs eines Verbre⸗ 
chens, ſo hat die einſetzende Einwilligung 
des Verletzten nicht die Wirkung, dem 
Verſuche nachträglich die Strafbarkeit zu 
nehmen 23357 4 

Sitzungsprotokoll 

§ 161 ZPO. Werden die Zeugenausſagen 
nicht durch Aufnahme in das Protokoll 
feſtgeſtellt, ſo muß ihr weſentlicher In⸗ 
halt im Urteil wiedergegeben werden. 
Fehlt es hieran, ſo liegt Tatbeſtands⸗ 
mangel vor, der auch ohne Prozeßrüge 
vom Rev®. zu beachten ift 2804 ° 

§ 273 StPO. Zur Reviſionsrüge, daß der 
als Protokollführer in der Hauptver⸗ 
handlung verwendete Beamte als durch 
die in Betracht kommende ſtrafbare 
Handlung verletzt von der Mitwirkung 
in der Hauptverhandlung ausgeſchloſſen 
geweſen fei 277716 

Die von dem Protokollführer als Beweis⸗ 
antrag gefaßte Beurkundung im S., die 
der Vorſitzende ſelbſtändig durch trei⸗ 
chung des Antrags auf Zeugenvrneh⸗ 
mung geändert hat, hat keine Beweis⸗ 
kraft i. S. des § 274 StPO., wenn der 
Protokollführer die Neufaſſung der Nie⸗ 
derſchrift erſt nach Eingang der Nevis 
ſionsbegründung genehmigt 2853 18 

Zum Ausſchluß der nach § 157 I Ziff, 2 
SGB. eintretenden Vergünſtigung be- 
darf es im Falle mehrerer Vernehmun⸗ 
gen der Eidesbelehrung vor jeder einzel⸗ 
nen Vernehmung und jedesmal der 
Feſtſtellung der erfolgten Belehrung in 
der Verhandlungsniederſchrift 2917 19 

Slawen m 

©. find den Deutſchen ſtammesgleich i. S. 

des § 13 RErbhofG. 2480 t 
Sondergericht 
Gegen Entſcheidungen des S. iſt die Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig 2938 10 
Sonderhonorar 
vgl. unter Arm Anio®eb. 
Sonntag 

BayBO. über die Feier der Gonn- und 
Feſttage v. 21. Mai 1897. Zum Begriff 
der „Treibjagd“ 2709 1 

Berechnung der Anſprüche des Abzahlungs⸗ 
verkäufers bei Rücknahme von Laſtkraft⸗ 
wagen. Für Laſtkraftwagen, die ſich für 

Ferntransporte eignen, ift eine Be- 
nutzungsmöglichkeit auch für Sonn⸗ und 
Feiertage zugrunde zu legen 3006 10 

Sorgfaltspflicht 

§ 347 HGB. ©. eines ordentlichen Kauf- 
manns. Gegenüber dem ſtändigen Ge⸗ 
ſchäftsvermittler, der oftmals in unver⸗ 
dächtiger Weiſe ſeinen Zutritt zu den Ge⸗ 
ſchäftsräumen nehmen und dort verwei⸗ 
len kann, während die Arbeit vor ſich 
geht, ſind durchgreifende Maßnahmen zur 
Verhinderung eines einmaligen miß⸗ 
bräuchlichen Gebrauchs eines Geſchäfts⸗ 
0 weder denkbar noch erforderlich 


10 


90 


Sowjietrußland 

Die völkerrechtliche Anerkennung Sowjet⸗ 

rußlands. Schrifttum 2393 
Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 

§ 5 I VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933. 
Das Unvermögen des Schuldners zur 
Abdeckung ſeiner Forderung beruht nicht 
auf der wirtſchaftlichen Geſamtentwick⸗ 
lung, wenn er vor der Beſchlagnahme des 
Vermögens der SPD. diefer feine Kapi- 
talien zur Verfügung geſtellt hat 2802 ° 

Sozialiſierung der Elektrizitätswirtſchaft 

vgl. unter E. 

Soziusſitz 
vgl. unter Kraftfahrzeug 
Sparkaſſe 

vgl. auch unter Bau Sp. 

Wer bei einer Sp. Einzahlungen auf Spar⸗ 
buch macht, das er auf den Namen eines 
anderen ſtellen ließ, ift zwar ſelbſt Glau⸗ 
biger des dadurch geſchaffenen Guthabens, 
wenn nicht aus beſonderen Sachzuſam⸗ 
menhängen der Tatbeſtand eines Ver⸗ 
trags zugunſten eines Dritten oder der 
einer Abtretung zu entnehmen iſt. Daß 
er auch als Gläubiger behandelt werde, 
kann er jedoch von der Sp. erſt verlangen, 
nachdem er ihr das Einverſtändnis des 
anderen nachgewieſen oder ein es erſetzen⸗ 
des Urteil gegen jenen vorgelegt hat 
27189 

§ 266 Nr. 2 StGB. Der Bürgermeiſter und 
der Sp.direktor einer Stadt köunen durch 
Verfügung über Mittel der Stadt und 
der Sp. auch dann Untreue begehen, 
wenn ſie auf Grund von Beſchlüſſen der 
Stadtverordnetenverſammlung und des 
Sp. vorſtands handeln, diefe Beſchlüſſe 
aber einer pflichtmäßigen Geſchäftsgeba⸗ 
rung überhaupt zuwiderlaufen oder auch 
nur die dem pflichtmätzigen Ermeſſen ge⸗ 
zogenen Grenzen überſchreiten 2773 1 

§ 288 StGB. Der Vorſtand einer ſtädtiſchen 
Sp. hat ſelbſtändiges Recht, einen Straf⸗ 
antrag zu ſtellen, wenn die Forderung, 
gegen deren Befriedigung das Vorgehen 
des Angekl. ſich richtete, in dem Geſchäfts⸗ 
betriebe der Sp. für dieſe entſtanden war 
3205 20 

$ 11 I Nr. 2 Bonn, Die Frage, ob 
Grundſtücksbeleihungen außerhalb des 
Bezirks des Gewährsverbandes als ſp.⸗ 
eigene Geſchäfte angeſehen werden kön⸗ 
nen, iſt nach den Satzungen der einzelnen 
Sp. zu entſcheiden 3158 

Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe bei Ver⸗ 
wendung in der öffentlichen Verſiche⸗ 
rungsanſtalt der ſächſ. Sp. — Oeva 
228 

Sparkaſſenverein 

vgl. unter Genoſſenſchaft 
Sparverſicherung 

dal. unter Verſicherungsſteuer 
Spediteur 

Der EmpfangsSp. hat wegen inkonnexer 
Forderungen ſelbſt bei Gutgläubigkeit 
kein geſetzliches, aber auch kein vertrag⸗ 
liches Pfandrecht an dem Empfänger we⸗ 
gen Eigentumsvorbehalt des Abſenders 
nicht gehörendem Frachtgut 2723 6 

Wenn ein Sp. beim Zollamt Ware ein⸗ 
lagert, muß das Amt damit rechnen, daß 
dem Einlagernden ein geſetzliches Pfand⸗ 
recht zuſtehen könne und muß darauf 
Rückſicht nehmen 2971 ? 

Staatsaugehörigkeit 

Das Recht der St. der europäiſchen Länder. 
Schrifttum 3051 

Bei der Anordnung der Entmanuung ge- 
fährlicher Sittlichkeitsverbrecher iſt die 
St. des Beſtraften ohne Bedeutung. Die 
Anordnung und Zuläſſigkeit der Ausfüh⸗ 
rung der Entmannung iſt von der Frage 


Sachregiſter 


der St. unabhängig. Es iſt nur dem Er⸗ 
meſſen der Vollſtreckungsbehörde auheim⸗ 
geſtellt, ob von der Entmannung abge⸗ 
ſehen werden foll, wenn der Verurteilte 
gusgewieſen wird 3302 1 


Staatsanwaltſchaft 


8 20 4 Steg B.; Art. 5 Gewohnh Verbr. 
Berufungseinlegung durch die St. gegen 
ein Strafurteil und gleichzeitige Bean⸗ 
tragung, nunmehr auch noch gegen den 
Augekl. die Sicherungsverwahrung anzu⸗ 
ordnen. Zuſtändigkeit 813113 

Art. 14 II Ausf. z. Gewohnh Verbr. Für 
das nachträgliche Sicherungsverfahren iſt 
an fih das Gericht ſachlich zuſtändig, das 
nach den beſtehenden Vorſchriften zur Ab⸗ 
urteilung der in Betracht kommenden 
Straftat zuſtändig ſein würde, d. h. der 
Tat, für die der Verurteilte eine vor dem 
1. Jan. 1934 erkannte Strafe — wenig⸗ 
ſtens zum Teil — nach dieſem Zeitpunkt 
verbüßt. Gehört die Sache hiernach zur 
Zuſtändigkeit der Shote., jo kann die 
St. die Zuſtändigkeit der Gr. Str. da- 
durch begründen, daß ſie bei Einreichung 
der Antragsſchrift die Eröffnung des 
Hauptverfahrens vor dieſem Gericht be⸗ 
antragt 2621 12 

Zur Entſcheidung über die Frage, ob eine 
gemäß § 51 StPO. über einen Zeugen 
verhängte Ordnungsſtrafe unter das 
Straffreihcg. falle, ift nicht das Gericht, 
ſondern die St. zuſtändig 3303 15 

§ 245 StPO. Der Unterſchied zwiſchen „ge⸗ 
ladenen“ und „in die Sitzung geſtellten“ 
Zeugen gilt auch für die St., obwohl für 
die von ihr bewirkten Ladungen eine be⸗ 
ſtimmte Form nicht vorgeſchrieben iſt. 
Dieſer letztere Umſtand kann nicht dazu 
führen, der St. — im Hinblick auf § 245 
StPO. — eine gegenüber der des Angekl. 
ungünſtigere Stellung zu geben. Es muß 
ihr die Entſcheidung freigeſtellt bleiben, 
durch Namhaftmachung eines Zeugen als 
„geladen“ ſeine Vernehmung der Vor⸗ 
ſchrift des § 245 zu unterſtellen, durch 
ſeine Bezeichnung als „geſtellt“ dagegen 
bzgl. ſeiner ſich und dem Gericht die volle 
Freiheit des Handelns zu wahren 3286 3° 

Die Gebühren für Sachverſtändigen, der 
von der St. in ſtaatsanwaltſchaftlichem 
Ermittlungsverfahren ohne Inanſpruch⸗ 
nahme des Gerichts zugezogen worden iſt, 
werden nicht nach § 20 ZeugGebO., fon- 
dern im Juſtizverwaltungswege feſtgeſetzt 
3295 1 


Staatsoberhaupt 


Der Führer und Reichskanzler, des Deut⸗ 
ſchen Reiches St. 2193 


Staatsrecht 


e eee zum Staat der Partei 

Staatslehre als Wirklichkeitswiſſenſchaft 
2514 

Die Rechtfertigung des Staates in der nor⸗ 
mativen Staatstheorie und der Integra⸗ 
tionslehre. Schrifttum 2531 

Volk und Staat — Nation und Reich. 
Schrifttum 2961 

Werdendes St. Schrifttum 2962 

Die Wandlung im ſtaatsrechtlichen Denken. 
Schrifttum 3050 

Das italien. St. des Faſchismus. Schrift⸗ 
tum 2536 

Tradition, Dogma, Entwicklung als auf⸗ 
bauende Kräfte der ſchweizer. Demokratie. 
Schrifttum 2966 


Stadtgemeinde 


Die St. haftet für den Schaden des Thea⸗ 
terperſonals, wenn der Oberbürgerniei⸗ 
ſter das ſtädtiſche Theater verpachtet und 
dem Pächter, bevor die Spielerlaubnis 
ſeitens der höheren Verwaltungsbehörde 


erteilt tft, durch Überlaſſung des Theaters 
den Beginn des Schauſpielunternehmens 
ermöglicht 2507 2 

§ 45 GmbHG. Die Vertreter einer St. in 
ihrer Eigenſchaft als ſtimmbevollmäch⸗ 
tigte Vertreter in Geſellſchafterverſamm⸗ 
lungen ſind verpflichtet, an die St. alles 
das herauszugeben, was ſie aus der Aus⸗ 
führung des Auftrags erlangt haben und 
dazu gehören auch die Tantiemenbezuge, 
die ſie von der Geſellſchaft erhalten haben 
26177 

§ 266 Nr. 2 StGB. Der Bürgermeiſter und 
der Sparkaſſendirektor einer Stadt kön⸗ 
nen durch Verfügung über Mittel der 
Stadt und der Sparkaſſe auch dann Un⸗ 
treue begehen, wenn ſie auf Grund von 
Beſchlüſſen der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung und des Sparkaſſenvorſtands 
handeln, dieſe Beſchlüſſe aber einer pflicht⸗ 
mäßigen Geſchäftsgebarung überhaupt 
zuwiderlaufen oder auch nur die dem 
pflichtmäßigen Ermeſſen gezogenen Gren⸗ 
zen überſchreiten 2773 44 

Beiträge von ſtädtiſchen Geſellſchaften mit 
eigener Rechtsperſönlichkeit an einen im 
Eigentum der Stadt ſtehenden Selbſtver⸗ 
ſicherungsſtock unterliegen der Verſiche⸗ 
rungsſteuer 2943 € 


Stadtgrundſtück 


Auch ſtädtiſche Grundſtücke können Gegen⸗ 
ſtand eines Altenteils, Leibgedinges u. ä. 
fein 3004 © 


Standesregiſter 


vgl. unter Perſonenſtand 


Stempel 


vgl. unter Geſchäftsſtempel 


Stempelmarkenvergehn (§ 276 StGB.) 


§ 276 II StGB. geht als beſonderes Straf- 
geſetz dem § 263 StGB. vor 2919 


Stempelſteuer 


Das PrStempStG. und feine Auwendung 
in der Praxis. Schrifttum 2759 

Tabellen zur R.⸗ u. PreGebO. für RA., 
zur PrNotarGebO., zum GRG., zum Pr- 
StempStTar., zum AufwGG. und Umf- 
StG. nebſt Erläuterungen und ergänzen⸗ 
den Beſtimmungen. Schrifttum 2835 

§ 12 III PrStempSt®. Haftung des beur- 
kundenden Notars für die Entrichtung 
der St. 2390 

TarSt. 10 II PrStenpst®. Wenn beim 
Vorliegen eines Jagdpachtvertrags über 
gemeinſchaftlichen Jagdbezirk ein weite⸗ 
rer Vertrag geſchloſſen wird, durch den 
neue Mitpächter, ohne Abtretungsgläu⸗ 
biger zu fein, ſelbſtandige Rechte und 
Pflichten gegen die Jagdgenoſſenſchaft er⸗ 
werben ſollen, ſo liegt der Abſchluß eines 
neuen Pachtvertrags vor, der zu ſeiner 
Gültigkeit des öffentlichen Auslegens be⸗ 
darf 24645 

Die St. befreiung der Höchſtbetragsſchuld⸗ 
verſchreibungen nach TarNr. 14 I Abſ. 1 
S. 2 PrStempStG. gilt auch für die 
kaufmänniſchen Verpflichtungsſcheine der 
TarNr. 14 II 2185 11 

Eine als „Verwahrungsſchein“ bezeichnete 
und von einer Bank über die Verwah⸗ 
rung von Wertpapieren ihren Kunden 
ausgehandigte Urkunde unterliegt der 
Beſteuerung aus TarSt. 18 Nr. 2 Pr- 
Stemp StG. unter der Vorausſetzung, daß 
nach ihrem Wortlaut der Verwahrungs⸗ 
vertrag vor Aushändigung der Urkunde 
abgeſchloſſen war 29447 

Unterſchriftskarten, die auf der Vorderſeite 
die Unterſchrift des Kontoinhabers, auf 
der Rückſeite die Namen und Unterſchrif⸗ 
ten der Verfügungsberechtigten tragen und 
nach dieſer Ausfüllung der Bank von dem 
Kontoinhaber ausgehändigt werden, ent⸗ 


halten Vollmachtsgeſtändnisurkunden i. 
S. der TarSt. 19 IV PrStempStc. 
2944 8 
Steuerabzug vom Kapitalertrag 
vgl. unter Kapitalertragſteuer 
Steueramneſtie 
dal. auch St. nach VolksverratsG. unter V. 
$$ 15, 16, 17, 18 a Stumn VO. Auf Grund 
der Stat". kann nur Befreiung von 
Steuern in Frage kommen, die auf der 
Angabe bisher den Steuerbehörden unbe⸗ 
kannter Werte beruhen. Für Anwendung 
der SiAmn VO. ift deshalb kein Raum 
bei Steuern, die ſich daraus ergeben, daß 
bei der Veranlagung die Anfangsbilanz 
eines Steuerabſchnitts an die Bilanz an⸗ 
geſchloſſen wird, die am Schluß des vor⸗ 
angegangenen Steuerabſchnitts der Ver⸗ 
anlagung zugrunde gelegen hat. Werden 
bei Buch⸗ und Betriebsprüfung die von 
dem Pflichtigen vorgenommenen Ab⸗ 
ſetzungen für Abnutzung oder Abſchrei⸗ 
bungen für zu hoch gehalten und ergibt 
ſich durch entſprechende Herabſetzung 
der Abnutzungsabſetzungen höherer Ge- 
winn, ſo kann der Pflichtige — Anzeige 
innerhalb der Amneſtiefriſt vorausgeſetzt 
— nur dann bzgl. der Mehrſteuer Anne- 
ſtie erlangen, wenn er die Abſetzungen 
für Abnutzung oder die Abſchreibungen 
vorſätzlich oder fahrläſſig zu hoch vorge⸗ 
nommen hatte 2510 3 
88 15 ff. der 1. Stumn VO. Die Vorſchrif⸗ 
ten der 1. StAmn O. finden auch auf 
diejenigen Anwendung, die für eine 
fremde Steuer haften 3231 7 
S$ 16, 17, 18 a Stumn VO. Hat buchfüh⸗ 
rende Erwerbsgeſellſchaft bei der Körper⸗ 
ſchaftſteuerveranlagung für einen nach 
dem 31. Dez. 1927, aber vor dem 1. Jan. 
1930 endenden Steuerabſchnitt aktivie⸗ 
rungspflichtige Zugänge verſchwiegen, ſo 
erlangt ſie St. hierfür nur, wenn ſie in 
er friſtgerechten Amneſtieanzeige dieſe 
Zugänge und ihre Anſchaffungspreiſe ge⸗ 
nau angibt. Schätzungsweiſe Angabe ge⸗ 
a Mat hierfür nicht 2430 35 
817 der 1. StUMNBO. Entſcheidend für die 
Freigrenzen des § 2 Ziff. 4 RFluchtSt⸗ 
O. iſt die vorläufige oder endgültige 
oder Berichtigungsveranlagung des 
Steuerpflichtigen. War ſeine Heran⸗ 
ziehung mit Rückſicht auf die 1. StAmn⸗ 
VO. v. 23. Aug. und 19. Sept. 1931 aus⸗ 
geſchloſſen, fo behält es für die Reichs⸗ 
fluchtſteuer bei der tatſächlichen Veran- 
g lagung fein Bewenden 3160 1 
349 EintSt®. Verbrauchsbeſteuerung kann 
in den Fällen, wo fih nach den Vorſchrif⸗ 
ten der St Amn O. rechneriſch ein Ge- 
winn ergibt, dieſer Gewinn aber nach 
1 a V Eiter". wieder abgeſetzt 
wird, nicht allgemein als unbillig ange⸗ 
ſehen werden 2810 34 
5 16 Biff. 3 der 1. StäͤmnO. Hat das 
Furt. vor dem 18. Juli 1931 von dem 
orhandenſein eines Bankguthabens 
1 erlangt und dies dem Steuer⸗ 
R ichtigen eröffnet, fo genügt das in der 
es a um die Amneſtie inſoweit auszu⸗ 
de sehen, ſelbſt wenn das Fim A. die Höhe 
Ke Guthabens erft innerhalb der Amne⸗ 
DOE erfahren hat. Hat das Fin. 
der dem 18. uli 1931 von dem Vorhan⸗ 
a. ſteuerpflichtiger Werte Kenntnis 
erf und dies dem Steuerpflichtigen 
Be, fo wird die Amneſtie lediglich 
a diefe Werte ausgeſchloſſen 3319 
Steuerpflichtiger von der Summe der 
von ihm vereinnahmten Entgelte umſatz⸗ 
ſteuerpflichtige Beträge als umſatzſteuer⸗ 
rei abgezogen und nur den Reſtbetrag in 
ſeiner Umſatzſteuererklärung ausgewie⸗ 


Sachregiſter 


ſen, ſo liegt keine Angabe ſteuerpflichtiger 
Werte mit einem zu niedrigen Betrage 
i. S. von § 18 a S. 1 der 1. StAmnV O. 
vor, ſondern Nichtangabe ſteuerpflichtiger 
Werte i. S. des. $ 16 J. Eine darauf ge- 
richtete Amneſtieanzeige iſt nicht deshalb 
unwirkſam, woil der Steuerpflichtige zu⸗ 
gleich die Steuerpflichtigkeit der ange⸗ 
zeigten Werte beſtreitet 3161 15 
In einem Fall, in dem zur Erlangung der 
St. nach §§ 3, 4, 6 der 2. Stumn VO. 
6300 Al Reichsbahnanleihe hätten ge- 
zeichnet werden müſſen, ſind nur 
6000 % gezeichnet worden. — Die 
Amneſtie war zu verſagen 32317 
15 der 2. Stumn VO. Vermögeunsſtücke, 
die ein Treuhänder in Beſitz hat, ſind als 
Vermögen des Treugebers zur Vermö⸗ 
genſteuer anzugeben. Eine treuhänderiſche 
Selbſtanzeige ift durch die 2. Stumn VO. 
nicht zugelaſſen. Tritt Vertreter auf, ſo 
muß er erkennen laſſen, für wen er die 
Erklärung abgebe 2155 29 
Steueranpaſſungsgeſetz 
Der Strafrechtsirrtum im St. 3037, insbeſ. 
für das Deviſenſtrafrecht 3094 
Die Anderung des VolksverratsG. durch 
Abſchn. III des St. 3039 3092 
Das Treuhandverhältnis im St. 3089 
Die Einwirkung von § 11 StAnpaſſcG. v. 
16. Okt. 1934 auf die Entſcheidung der 
Frage, ob dem Sicherungseigentümer ge- 
genüber dem pfändenden Steuerfiskus ein 
die Veräußerung hinderndes Recht zu- 
ſteht 3237 
Steuerberater 
§ 107 RWgD. St., dem das LFin A. das 
Auftreten in Steuerſachen unterſagt hat, 
iſt dadurch nicht gehindert, ſich als „St.“ 
zu bezeichnen, und ſogar unter ſeinem 
Namen eine Firma mit dem Zuſatz 
„Steuer⸗ und Wirtſchaftsberatung“ zu 
führen. Das Fin A. ift nicht beſchwerde⸗ 
berechtigt, wenn das Regiſtergericht es 
ablehnt, das Löſchungsverfahren gegen 
die Firma einzuleiten 3074 4 
Steuerbeſcheid 
§ 299 RADJO. Iſt im Anfechtungsverfah⸗ 
ren auf eingelegte Rechtsbeſchwerde hin 
die Anfechtungsentſcheidung durch Urteil 
des RFG. aufgehoben und die Sache zur 
erneuten Entſcheidung an die Vorinſtanz 
zurückverwieſen, ſo iſt die Zurücknahme 
oder Anderung des angefochtenen St. nur 
inſoweit zuläſſig, als dadurch dem Rechts⸗ 
mittelantrag der Sache nach entſprochen 
wird, andernfalls hat das LFin A. über 
die Anfechtung gemäß § 290 IV RAbgO. 
zu entſcheiden 2182 t 
Steuererſtattung 
Der Grundſatz, daß Einnahmen aus der 
Erſtattung von Perſonalſteuern körper⸗ 
ſchaftſteuerfrei ſind, gilt auch dann, wenn 
die Erſtattung aus Billigkeitsgründen 
erfolgt 21845 
Bei Ermittlung des körperſchaftſteuerfrei 
abzudeckenden Verluſtvortrags darf weder 
ein im Jahre der Entſtehung des Ver⸗ 
luſtes angefallener Aufwertungsgewinn 
noch eine im gleichen Jahr zugefloſſene 
PerſonalSt. — letztere unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Entrichtung der er⸗ 
ſtatteten Perſonalſteuern zur Steuermehr⸗ 
leiſtung geführt hat — durch entſpre⸗ 
chende Kürzung des Verluſtes berückſich⸗ 
tigt werden 33173 
Zu Unrecht vorgenommene Steuerabzüge 
vom Kapitalertrag ſind nach § 152 
RAbgO. n. F., innerhalb der dort borge- 
ſehenen Friſt, erſtattungsfähig. Daneben 
gibt es nicht ein weiteres Erſtattungsver⸗ 
fahren nach $ 102 III EintSt®,, § 153 
NAD. n. F. 3163 21 


un 


EH 


8 155 RAbgO. Verzinſung von Erſtattungs⸗ 
betragen. Zuläſſigkeit der Zuſammenrech⸗ 
nung von Einzelbeträgen unter 100 AM 
22871 

Steuerſiskus 

Die Einwirkung von § 11 StAnpaſſcz. vom 
16. Okt. 1934 auf die Entſcheidung der 
Frage, ob dem Sicherungseigentümer ge⸗ 
genüber dem pfändenden St. ein die Ver⸗ 
äußerung hinderndes Recht zuſteht 3237 

Steuerflucht 

Die Deviſenſtellen haben die Rechte eines 
Nebenklägers nach § 41 a Dev O. auch 
bei Zuwiderhandlungen gegen die Dev⸗ 
VO. v. 1. Aug. 1931, dagegen nicht bei 
Zuwiderhandlungen gegen den 1. Abſchn. 
der VO. gegen Kapital⸗ und St. v. 
18. Juli 1931 2862 1 

Steuerfreiheit 

Zur Frage, inwieweit eine nach § 29 II 
RSiedlG. abgegebene Verſicherung der 
Nachprüfung durch die Finanzbehörden 
unterliegt 2281 4 

Steuerhaftung 

Wenn der Inhaber eines reinen Getreide⸗ 
tranſitlagers o. a. M. nach Abſchluß eines 
Sicherungsübereignungsvertrags hin⸗ 
ſichtlich des übereigneten Getreides Boll- 
hinterziehung begeht, jo kann der Siche⸗ 
rungsnehmer als Haftender aus § 111 I 
RADIO. nicht in Anſpruch genommen 
werden 2809 12 

Bei Erwerb eines Unternehmens, deſſen 
Betrieb, weil in ihm ſteuerbare Gegen- 
ſtände gewonnen, hergeſtellt oder umge— 
ſetzt werden, der Anmeldungspflicht un- 
terliegt ($ 191 RAbgdO.) ift die St. nach 
§ 116 AAO. nicht ſchon dadurch ausge- 
ſchloſſen, daß der Betrieb vor dem Über⸗ 
gang auf den Erwerber abgemeldet wor⸗ 
den iſt. Auch bei Nichtweiterführung 
eines Betriebs kann die St. nach § 116 
jedenfalls dann gegeben ſein, wenn der 
Erwerber den Betrieb zu dem Zweck ſtill⸗ 
legt, um ſich eines mit ihm im Wettbe⸗ 
werb ſtehenden Unternehmens zu ent⸗ 
ledigen 3162 20 

Hat der Erblaſſer Steuern hinterzogen und 
werden nach ſeinem Tode Berichtigungs⸗ 
veranlagungen vorgenommen, ſo beträgt 
die Verjährungsfriſt zehn Jahre, auch 
wenn die Erben, die für die hinterzoge⸗ 
nen Steuern haften, vom der Steuerhin⸗ 
terziehung keine Kenntnis hatten 2878 3 

Die Vorſchriften der 1. Stumn O. finden 
auch auf diejenigen Anwendung, die für 
eine fremde Steuer haften 32317 

Steuerhinterziehung 

EinkommenSt. durch buchmäßige Ver- 
ſchleierung des Eingangs einer Brand⸗ 
entſchädigungsſumme. Das bewußte Ab⸗ 
weichen einer ſteuerrechtskundigen Per- 
fon von der Rechtſprechung des RES. 
ſchließt die Annahme eines bedingten 
Vorſatzes auf St. nicht aus 234114 

Die Nichtabführung von Lohnſteuer oder 
Ortskrankenkaſſenbeiträgen iſt nicht nach 
SS 1492, 1494 RVO. ſtrafbar, dagegen 
u. U. nach $ 396 NAD. Auch Büro⸗ 
vorſteher kann ſich danach ſtrafbar ma⸗ 
chen. Zwiſchen der Hinterziehung der 
Lohnſteuer, der Nichtabführung der Ar⸗ 
beitsloſenhilfe⸗Abgabe und der Vorent⸗ 
haltung der Krankenkaſſenbeiträge kann 
ene beſtehen 

Hat der Erblaſſer Steuern hinterzogen und 
werden nach ſeinem Tode Berichtigungs⸗ 
veranlagungen vorgenommen, fo beträgt 
die Verjährungsfriſt zehn Jahre, auch 
wenn die Erben, die für die hinterzoge⸗ 
nen Steuern haften, von der St. keine 
Kenntnis hatten 28783 
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Bei Entſcheidung der Frage, ob überhaupt 
Verkürzung der Steuern vorliegt, war 
die Str., da Entſcheidung des NFS. 
über dieſe Frage nicht vorliegt, nach § 468 
RAbgO. zwar nicht an die rechtskräftigen 
Entſcheidungen der Finanzbehörden und 
FinGer. gebunden, mußte aber, falls es 
von ihnen abweichen wollte, die Ent⸗ 
ſcheidung des RH. einholen. — Bzgl. 
der Höhe der bewirkten Steuerverkürzun⸗ 
gen ijt die Str. überhaupt nicht an die 
Entſcheidung der Finanzbehörden gebun⸗ 
den, da jene nach der neuen Faſſung des 
8 396 RAbgO. lediglich als ein dem 
freien richterlichen Ermeſſen anheimge⸗ 
gebener Strafzumeſſungsgrund in Be⸗ 
tracht kommt 2342 35 

Steuermilderung 
Rückwirkung von St. 2512? 
Steuerrecht 

Treu und Glauben im St. 2378 

Deutſche Notar⸗Zeitſchrift. Steuerſonder⸗ 
heft. Schrifttum 2680 

Die neuen Steuergeſetze. Schrifttum 3119 

Steuerrückſtände 

Zinſen und Verzugszuſchläge auf St. im 
Konkurs⸗ und Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren 2828 

Steuerſachen 

Ss 922, 539 b ABO. Unfall eines Land- 
wirts auf dem Weg zur Regelung von 
Steuerangelegenheiten nicht entſchädi⸗ 
gungspflichtig 23661 

8 316 RAbgO. Die Gebühren des RA. in 
St. und ihre Erſtattung 3186 

Steuerſtrafſachen 

Die Bindung des Strafrichters in Steuer⸗ 
ſachen an Entſcheidungen der Finanzbe⸗ 
hörden im Lichte der Rechtſprechung 2748 

Steuerumgehung 

§ 10 RAbgO. Die Steuerpflicht von Divi- 
dendeneinnahmen kann nicht dadurch um⸗ 
gangen werden, daß die Aktien vor der 
Gerneralverſammlung, die über die Höhe 
der Dividende beſchließt, verkauft und 
nach der Gueralverſammlung zu einem 
vorher vereinbarten Kurs zurückgekauft 
werden 27281 / 

Iſt bei Grundſtücksübereignung von M. auf 
C. der Abſchluß ſchuldrechtlicher Geſchäfte 
A.— B. und B.—C. auf Grund des § 10 
RAbgO. für die Beſteuerung des B. zu 
unterſtellen, ſo folgt daraus noch nicht, 
daß auf Grund einer ſolchen Unterſtel⸗ 
lung auch A. als ſchuldrechtlicher Ver⸗ 
äußerer nach SS 3 III, 20 GrErwStch. in 
Anſpruch genommen werden kann 3022? 

Steuerverkürzung, fahrläſſige 

Das bewußte Abweichen einer ſteuerrechts⸗ 
kundigen Perſon von der Rechtſprechung 
des RF. ſchließt die Annahme eines be- 
dingten Vorſatzes auf Steuerhinter⸗ 
ziehung nicht aus. Bei Zweifeln zu die⸗ 
ſem Punkte muß mit der Möglichkeit 
einer f. St. ($ 402 RAbgO.) gerechnet 
werden 23411“ 

Stiefvater 
vgl. unter Pflegekind 
Stiftung 

§ 37 II RExbhof®. Wichtiger Grund kann 
auch die Errichtung einer St. ſein 2345 

Die Vorſchrift des § 37 II RErbhof®. hat 
als wichtige Gründe für die Veräußerung 
nur wirtſchaftliche Notwendigkeiten im 
Auge. Die St. eines „Jahrtages“ iſt des⸗ 
halb kein wichtiger Grund 3066 ! 

Stille Geſellſchaft 

SS 86, 83 inte, Der Steuerabzug vom 
Kapitalertrag kann nicht ſchon dann ge⸗ 
fordert werden, wenn Beteiligung vor⸗ 
liegt, die der handelsrechtlichen ft. G. 
lediglich ähnlich ift 2577 7 


Sachregiſter 


Stillegung 


vgl. unter Geſchäftsübernahme 


Strafanſtalt 


vgl. unter Strafvollzug 


Strafantrag 


Das Vergehen des § 236 StGB. ift, ſofern 
es mit Gewalt begangen iſt, ein Sonder⸗ 
fall der Freiheitsberaubung. Inſoweit 
beſteht Geſetzeseinheit zwiſchen 88 236 
und 239, es iſt dann nur der § 236 St⸗ 
GB. anzuwenden. Wenn jedoch der St., 
der die Vorausſetzung für eine Beſtra⸗ 
fung aus § 236 StGB. bildet, nicht bor- 
liegt, iſt die Möglichkeit einer Beſtrafung 
aus § 239 StGB. gegeben 2919 22 

Die örtlichen Fachgruppen „Rechtsanwälte“ 
des BNSEDI. find antragsberechtigt i. S. 
des 8 13 I Unl WG. 27995 

8 61 SGB. Für die Bevollmächtigung zur 
Stellung des St. aus § 12 Unl WG. De- 
ſtehen keine Formworſchriften. Der Be- 
vollmächtigte iſt nicht verpflichtet, von 
ſich aus den Nachweis ſeiner Vollmacht 
zu führen 2915 18 

8 288 SGB. Der Vorſtand einer ſtädtiſchen 
Sparkaſſe hat ſelbſtändiges Recht, einen 
St. zu ſtellen, wenn die Forderung, ge⸗ 
gen deren Befriedigung das Vorgehen des 
Angekl. ſich richtete, in dem Geſchäftsbe⸗ 
triebe der Sparkaſſe für dieſe entſtanden 
war 3205 20 


Strafanzeige 


Geſtändnis — Selbſtanzeige — Falſche 
Selbſtbeſchuldigung 2381 

Die geſetzlichen Gebühren für Anfertigung 
von St. find gemäß $ 89 RAGebO. nach 
SS 67, 68 RA Geb. zu berechnen. Da 
dieſe Vorſchriften nur entſprechend an⸗ 
wendbar ſind, iſt Erhöhung nicht ausge⸗ 
ſchloſſen 2648 13 


Strafbefehl 


Für den Verbrauch der Strafklage iſt der 
Tag der Zuſtellung (nicht ſchon der der 
Erlaſſung) des St. oder Strafbeſcheids 
maßgebend 2168 


Straffreiheit 


Die materielle Problematik der politiſchen 
990% 1918—1933. Schrifttum 
2963 

Straffreihcz. v. 20. Dez. 1932. Um St. an- 
nehmen zu können, muß das Gericht die 
Überzeugung erlangt haben, daß ein poli⸗ 
tiſcher Beweggrund wirklich eine der 
Triebfedern des ſtrafbaren Tuns gebildet 
habe 2560 19 

§ 3 Straffreihcß. Der Straferlaß nach 
Straffreib®. v. 20. Dez. 1932 läßt die 
Eigenſchaft des Strafurteils, wegen aber⸗ 
mals begangenen Betrugs den Rückfalls⸗ 
tatbeſtand zu erfüllen, unberührt 3303 1 

Nach der Rechtſprechung des RG. ift eine 
Straftat nur dann aus wirtſchaftlicher 
Not i. S. des $ 5 Straffreih®. v. 20. Dez. 
1932 begangen, wenn die Befriedigung 
eines dringenden gegenwärtigen Lebens⸗ 
bedürfniſſes ausſchließlicher Beweggrund 
und Endzweck der Tat war 2155 78 

SS 5, 7 Straffreihcz. v. 20. Dez. 1932. Die 
Tatſache, daß der Angekl. die ihm zur Laft 
gelegte fortgeſetzte Unterſchlagung nur 
begangen hat, um ſeine anders nicht zu 
haltende Stellung als Reiſender aufrecht⸗ 
zuerhalten und ſich dadurch lediglich die 
Mittel zur Befriedigung der dringendſten 
Lebensbedürfniſſe für ſich und ſeine Fa⸗ 
milienangehörigen zu ſicheru, als Be- 
freiungsgrund 22727 

88 5, 7 Straffreihcz. v. 20. Dez. 1932. Lie- 
gen die einzelnen ſtrafbaren Handlungen 
der Sammelſtraftat des $ 218 IV StGB. 
teils vor, teils nach dem Stichtag des 
Straffreihh c., jo können die vor dent 


Stichtag liegenden Einzelhandlungen 
nicht ſtraffrei fein 2918 2 

Bemerkungen zum StraffreiH®. v. 7. Aug. 
1934 2298 

Nichtanwendbarkeit des Straffreihcß. v. 
7. Aug. 1934 auf ehrengerichtliche Ver⸗ 
fahren 3227 1 3303 15 

Zur Entſcheidung über die Frage, ob eine 
gemäß § 51 StPO. über einen Zeugen 
verhängte Ordnungsſtrafe unter das 
Straffreih®. v. 7. Aug. 1934 falle, ijt 
nicht das Gericht, ſondern die StA. zu⸗ 
ſtändig 3303 16 

8 1 Straffreihch. v. 7. Aug. 1934. Bei meh- 
reren Geldſtrafen bis zu 1000 (500) AM 
iſt nicht die Summe der erkannten Geld⸗ 
ſtrafen maßgebend 25757 

Für die Auslegung des § 1 Ziff. 1 Straf- 
freih®. v. 7. Aug. 1934 ift die Vorſchrift 
des § 2 Ziff. 1 heranzuziehen. St. tritt 
nicht ein, wenn neben einer Gefängnis⸗ 
ſtrafe bis zu ſechs Monaten eine Geld⸗ 
ſtrafe von mehr als 1000 S verhängt 
iſt 2797 ° 

Straffreih®. v. 7. Mug. 1934. Iſt der Ber- 
urteilte zu mehreren Freiheitsſtrafen ber- 
urteilt, fo iſt auch dann, wenn ihre 
Summe ſechs Monate überſteigt, die 
Amneſtie nur ausgeſchloſſen, wenn die 
Strafen auf eine ſechs Monate überſtei⸗ 
gende Geſamtſtrafe zurückgeführt ſind 
2803 12 

88 2, 3 Straffreih®. v. 7. Aug. 1934. Das 


Wiederaufnahmeverfahren wird von 


einer Niederſchlagung auf Grund des 
Straffreih®. in gleicher Weiſe betroffen 
wie ein erſtmaliges Strafverfahren 
2863 3 

§ 2 Straffreih®. 1934 findet keine Anwen⸗ 
dung auf Ordnungsſtrafen des RG. 
nach § 39 DevVO. 1932 3087 ! 

88 2, 10 Straffreihcß. 1934. Unzulaſſigkeit 
der ſofortigen Beſchwerde des Angekl. 
über einen ſeinen Antrag auf Einſtellung 
des Verfahrens auf Grund des Straf⸗ 
freihS. ablehnenden Beſchluß des erten- 
nenden Gerichts 3303 17 

§ 3 Ziff. 1—4 Straffreih®. v. 7. Aug. 1934. 
Schlagen mehrere der hierin angegebenen 
Beſtimmungen gleichzeitig ein, ſo iſt es 
Ermeſſensſache, welche von ihnen zur Be⸗ 
gründung der Amneſtieanwendung her⸗ 
angezogen wird. Bei einer wegen mehre⸗ 
rer rechtlich zuſammentreffender Ver⸗ 
gehen erkannten Strafe iſt für die Frage 
des Straferlaſſes eutſcheidend, ob die Tat, 
ſoweit ſie unter das Geſetz fällt, aus dem 
nach § 73 StGB. die Strafe entnommen 
iſt, St. genießt 29577 

Die Auslagenverteilungsvorſchrift des § 10 
II S. 2 Straffreih®. v. 7. Aug. 1934 ift 
ausnahmsweiſe auf den Nebenkläger an⸗ 
wendbar, wenn das Verfahren auf Pri⸗ 
vatklage eingeleitet und ſpäter die Ver⸗ 
folgung von der StA. übernommen wor⸗ 
den ift 2958 8 

§ 10 II StraffreihGG. 1934. Bei der Einſtel⸗ 
lung des Privatklageverfahrens auf 
Grund des StraffreihG. fallen regel- 
mäßig die dem Beſchuldigten erwachſenen 
notwendigen Auslagen dem Privatkläger 
zur Laſt 3303 18 

§ 10 Straffreihc. 1934. Der Koſtenentſchei⸗ 
dung in Verfahren, die auf Grund des 
Si “frei. eingeſtellt worden find, ift 
der Sachverhalt zugrunde zu legen, der 
ſich aus dem bis zum 2. Aug. 1934 er⸗ 
wachſenen Akteuinhalt ergibt. Weitere 
Erhebungen zur Schuldfrage dürfen nicht 
mehr vorgenommen werden 3313 10 


Strafgeſetzbuch 


StGB. für das Deutſche Reich. Schrifttum 
2231 7 


Sttajlammer 
ogl. auch unter Eröffnung des Hauptverf. 
Art. 14 II AusfG. z. Gewohnh Verbr. Für 
das „nachträgliche Sicherungsverfahren“ 
iſt an ſich das Gericht ſachlich zuſtändig, 
das nach den beſtehenden Vorſchriften zur 
Aburteilung der in Betracht kommenden 
Straftat zuſtändig ſein würde, d. h. der 
Tat, für die der Verurteilte eine vor dem 
1. Jan. 1934 erkannte Strafe — wenig⸗ 
ſtens zum Teil — nach dieſem Zeitpunkt 
verbüßt. Gehört die Sache hiernach zur 
Zuſtändigkeit des Schöff®., fo kann die 
StA. die Zuſtändigkeit der Gr. Str. da- 
durch begründen, daß ſie bei Einreichung 
der Antragsſchrift die Eröffnung des 
Hauptverfahrens vor dieſem Gericht be⸗ 
antragt 2621 13 
$ 140 III StPO, gilt auch für die feit der 
BO, v. 14. Juni 1932 vor der Gr. StrK. 
zu verhandelnden Sachen 2779 1 
Strafprozeß 
Strafrecht und St. recht. Schnellkartei des 
Reichs rechts. Schrifttum 2533 
Der Gegenftand des Strafverfahrens 2890 
Zur Rechtsſtellung des Danziger RA. im 
Reich: Iſt i. S. der Formvorſchriften der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (8 29 FGG.) 
und des Strafverfahrens (88 172, 345, 
390 StPO.) die Unterſchrift eines Dan- 
ziger RA. als Unterſchrift eines deutſchen 
Hanzuerkennen? RGurteil 23344; 
Aufſatz 2303 
Strafrecht 
Grundzüge des St. im neuen Staate. 
„Schrifttum 2533 2904 
St. und Strafprozeßrecht. Schnellkartei des 
Reichsrechts. Schrifttum 2533 
Die StchNov. von 1933 und 1934. Schrift⸗ 
tum 2963 
Die Rechtſprechung des RG. auf dem Ge⸗ 
biete des StGB. und der feit Jan. 1933 
erlaſſenen ſtrafrechtlichen Geſetze und 
erordnungen in Band 68 Heft 1, 2 und 
3 der amtlichen Sammlung der⸗Entſchei⸗ 
„dungen des NG. in Straffachen 3239 
Fundſtellenverzeichnis der Entſcheidungen 
des RG. in Strafſachen 3245 
Die Erkenntnis des Verbrechens und ſeiner 
Elemente. Schrifttum 3263 
Strafregister 
bel. unter Straftilgung 
Straftilgung 
"nm und StrafregiſterV O. Schrifttum 


d 5 Gef. über beſchränkte Auskunft aus dem 
Strafregiſter und die Tilgung von Straf⸗ 
vermerken legt nur der Tilgung eines 
Vermerks — nicht auch der Löſchung — 
ſachlich⸗rechtliche Wirkung bei, und zwar 
inſofern, als ſchwerere Strafen oder an⸗ 
dere Rechtsnachteile, die in beſonderen 
Vorſchriften, z. B. im § 244 StGB., an 
die dem getilgten Vermerk zugrunde lie⸗ 
gende Verurteilung geknüpft ſind, nicht 
mehr eintreten dürfen 2474 13 

Strafurteil 

$S 264 ff. CIBO. Wenn von mehreren zur 
Anklage ſtehenden Fällen einer fortgeſetz⸗ 
ten Straftat nur einer zur Verurteilung 
jührt, muß auf Freiſprechung in den 
übrigen Fällen ausdrücklich erkannt wer⸗ 
den, da andernfalls der Eröffnungsbe⸗ 

„ ſchluß nicht erſchöpft wäre 2159 32 

Lautet der Eröffnungsbeſchluß wie das Ur- 
teil auf eine fortgeſetzte Tat, ſcheidet das 
Urteil aber einzelne Teilhandlungen aus, 
fo it fein Raum für Freiſprechung 269310 

$ 267 StPO. Ken Feſtſtellung der 
Tatbeſtände des § 267 und des 8 270 
StGB. 3204 16 

Verurteilung auf Grund wahlweiſer Tat⸗ 
lachenfeſtſtellungen. Schrifttum 3263 


Sachregiſter 


§ 267 StPO. Das Gericht ift verfahrens⸗ 
rechtlich nicht verpflichtet, in den Grün⸗ 
den das Vorbringen des Angekl. und des 
Verteidigers erſchöpfend darzuſtellen und 
zu jeder Behauptung dieſer Perſonen 
Stellung zu nehmen. Erachtet es eine 
Schutzbehauptung oder ſonſtige Erklärung 
des Angekl. für unerheblich, ſo entfällt 
für das Gericht die Notwendigkeit, den 
fraglichen Punkt zum Gegenſtand von 
Erörterungen zu machen. Ein mit der 
Reviſion verfolgbarer Verfahrensmangel 
iſt in der Nichterörterung unerheblicher 
Tatſachen nicht zu finden 2780 21 

§ 267 III StPO. Der Antrag „auf Frei⸗ 
ſprechung evtl. milde Strafe“ iſt nicht als 
ein ſolcher auf Zubilligung „mildernder 
Umſtände“ aufzufaſſen 3287 31 

§ 267 VI StPO. Auf ſachlich⸗ rechtliche Re- 
viſion hin muß die Anordnung einer Si⸗ 
cherungsverwahrung auch dann nachge⸗ 
prüft werden, wenn dieſe Anordnung 
nicht ausdrücklich angefochten wird. Die 
Urteilsgründe müſſen ſtets ergeben, war⸗ 
um ſichernde Maßnahme angeordnet wor⸗ 
den ift 2338 ° 

SS 264, 318, 327 StPO. Umfang der Ur- 
teilsfindung in der BerInſt., insbeſ. bei 
nur teilweiſer Anfechtung des erſtrichter⸗ 
lichen Urteils 2433 

Strafvollzug 

Zeitſchrift für St. recht. Italieniſches Schrift⸗ 
tum 2967 

Theorie und Praxis des faſchiſtiſchen St. 
Schrifttum 3052 

§ 256 StPO. Die Außerung einer Straf- 
anſtaltsdirektion, die — neben der Auf⸗ 
zählung der vom Angekl. begangenen 
Straftaten und der hierfür ausgeſprochenen 
Strafen — folgende „Geſamtwürdigung“ 
enthält: „Leicht erregbarer, geiſtig und 
moraliſch hochgradig minderwertiger, ab⸗ 
geſtumpfter, ganz aſozialer, unverbeſſer⸗ 
licher, gemeingefährlicher Dieb“ iſt hin⸗ 
ſichtlich dieſer Geſamtwürdigung als Leu⸗ 
mundszeugnis zu erachten. Ihre Ver⸗ 
leſung ift inſoweit unzuläſſig 2779 19 

Art. 5 Ziff. 2 Gewohnh Verbr. Im Ber- 
fahren wegen nachträglicher Anordnung 
der Sicherungsverwahrung kann das Ge- 
richt den Antrag des Angekl. nicht als un⸗ 
erheblich ablehnen, daß die Strafanſtalts⸗ 
beamten ihm die gute Führung und ihren 
Eindruck bezeugen ſollten, wonach die 
Strafverbüßung beſſernd gewirkt habe, ſo 
daß nach der Entlaſſung ein Rückfall nicht 
zu erwarten ſei 3200 14 

Strafzumeſſung 

vgl. auch unter Mildernde Umſtände, Be- 
ſchränkung der Reviſtion auf das Straf- 
maß vgl. unter Rev. 

Zuläſſig iſt es, bei der St. auch den Ge⸗ 
ſichtspunkt zu berückſichtigen, daß ſtrenge 
Strafen geeignet ſein können, andere von 
der Begehung gleicher Straftaten abzu⸗ 
ſchrecken 2780 21 

Steuerhinterziehung. Bzgl. der Höhe der be⸗ 
wirkten Steuerverkürzungen ift die Strl. 
überhaupt nicht an die Entſcheidung der 
Finanzbehörden gebunden, da jene nach 
der neuen Faſſung des § 396 RAbgO. 
lediglich als ein dem freien richterlichen 
Ermeſſen anheimgegebener St.grund in 
Betracht kommt 2342 15 

„Strahleneier“ 

Bezeichnung „St.“ als Marke nicht eintrag⸗ 

288 D 3 1 Ziff. 4 SſterrMarkSchch.) 


Straße 
Im Gebiet des PrALR. und in dem des 
rheiniſch⸗franzöſ. Rechts hat der Anlieger 
einer St. (öffentlichen ſtädtiſchen oder Dorf⸗ 
St., einerlei ob Gemeinde- oder Krei- 
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St., nicht LandSt.) ein Recht darauf, daß 
der Zugang von und zu der St. zu Fuß 
und zu Wagen (auch Kraftwagen) und die 
Möglichkeit des Zutritts von Luft und 
Licht zu den Gebäuden erhalten bleibe, 
aber nicht auch darauf, daß die freie Ent⸗ 
wicklung des St. verkehrs nicht gehemmt 
werde. Gleiche Rechte ſind bei gleichen 
Verhältniſſen einem Anlieger im gemein⸗ 
rechtlichen Gebiete des Landes Preußen 
zuzubilligen. Zu prüfen, ob der Umbau 
einer St. nicht die Rechte eines Anliegers 
verletzt, iſt Sache des Bauherrn, nicht, 
jedenfalls nicht allein, des Verrichtungs⸗ 
gehilfen 2764 4 

SS 903, 905, 1004 BGB. Der Gemeinge⸗ 
brauch erſtreckt fih auch auf das Recht, 
Leuchtreklameanlagen an der St. front der 
Häuſer anzubringen. Die Anliegernutzung 
darf aber die Benutzung anderer Gebäude 
und den Gemeingebrauch der anderen 
Wegebenutzer und Anlieger nicht beein⸗ 
trächtigen. Der Streit über die dem Ge⸗ 
meingebrauch entſpringenden Rechtsbe⸗ 
fugniſſe ift eine bürgerlich⸗xechtliche 
Streitigkeit und gehört daher vor die or⸗ 
dentlichen Gerichte 3008 12 

§ 15 FluchtlG. Ein Gebäude liegt an St., 
wenn es von ihr Luft und Licht empfängt. 
Erhält zwar das Grundſtück Luft und 
Licht von der ausgebauten St., das Ge⸗ 
bäude jedoch nur mittelbar von ihr aus 
über das Grundſtück, ſo genügt dies auch 
dann nicht, wenn das Grundſtück wirt⸗ 
ſchaftliche Einheit bildet 2587 5 

Auf Grund von § 15 FluchtlG. erlaſſene 
Ortsgeſetze müſſen, ſoweit es ſich nicht 
um VerbandsSt. handelt, auch im Ver- 
bandsgebiet des Ruhrkohlenſiedlungsver⸗ 
bands von der ordentlichen Genehmi⸗ 
gungsbehörde genehmigt ſein. Für die 
vorweggenommene Tilgung einer Bei- 
tragsſchuld iſt der Nachweis eines zwi⸗ 
ſchen dem Pflichtigen und der Gemeinde 
geſchloſſenen, dem GemBerf®. genügen⸗ 
den Vertrags erforderlich 2189 2 

Sind in dem Heranziehungsbeſcheid gemäß 
§ 15 Fludtl®. die Gebäude, auf deren 
Errichtung die Beitragspflicht ruht, nicht 
angegeben, ſo hat dies die Rechtsunwirk⸗ 
ſamkeit der Heranziehung zur Folge, 
wenn ſie wegen dieſes Mangels der er⸗ 
forderlichen Beſtimmtheit entbehrt. Eine 
UnternehmerSt. liegt nicht vor, wenn ein 
Kreis eine St. vertragsmäßig für eine 
Gemeinde, zum Teil auf eigene, zunt Teil 
auf Koſten der Gemeinde hergeſtellt hat. 
Eine Gemeinde iſt auch dann befugt, Bei⸗ 
träge gemäß § 15 FluchtlG. zu fordern, 
wenn ihr die öffentlich-rechtliche Pflicht 
zur Unterhaltung der St. ganz oder teil⸗ 
weiſe nicht obliegt 2879 2 

Brückenunterhaltung. In der Niederlauſitz 
beruht die Unterhaltung der Qand- und 
HeerSt. auf Obſervanz; ihre Abänderung 
durch beſonderen Rechtstitel ift zuläſſig. 
Wenn der beſondere Rechtstitel für die 
Unterhaltung einer Brücke fortgefallen 
iſt, lebt nicht die frühere Unterhaltspflicht 
wieder auf, vielmehr tritt dann der nach 
jetzigem Recht allgemein Unterhaltungs⸗ 
pflichtige ein 3322 1 

Die Forderungen der Gemeinden auf St.» 
herſtellungskoſtenbeiträge i. S. des § 22 
Ortsſtraß G. unterliegen der fünfjährigen 
Verjährung nach dem AbgVerjG. Die 
Verjährung dieſer Forderungen kann 
früheſtens mit ihrer Entſtehung, alſo, 
auch bei noch unbebauten Grundſtücken, 
mit der St.herſtellung beginnen 25911 

Straßenhändler 

Die in SS 57—59 DurchfBeſt. z. Har. 

vorgeſehene Sicherheit, die durch Umſatz⸗ 
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ſteueranzahlung und in Verbindung hier- 

mit durch Löſen eines Straßenſteuerhef⸗ 

tes zu leiſten iſt, kann nicht im Wege des 

8 202 RAbgO. erzwungen werden 23665 

Streichhölzer 

BuchSt. fallen beim Tabakwarenverkauf 
unter das Zugabeverbot 3309 € 

Streitgenoſſen 

Mag an der Rechtſprechung dahin, daß 
auf die Zuziehung eines neuen Kl. oder 
Bekl. die Regeln der Klageänderung anzu⸗ 
wenden ſeien, feſtzuhalten ſein oder nicht: 
jedenfalls iſt es dann zuläſſig, nachträg⸗ 

lich einen zweiten Bell. in ordnungsmä⸗ 
ßiger Weiſe zu verklagen und im an⸗ 
hängigen Prozeß zuzuziehen, wenn die 
Vorausſetzungen des § 59 RPO. gegeben 
ſind und die Regeln der Klageänderung 
beobachtet find 2615 ® 

8 519 RPO. Betreffen mehrere Berufungen 
ein und denſelben Streitgegenſtand, fo 
kann die rechtzeitige Zahlung der Pro⸗ 
zeßgebühr durch einen St. auch für den 
anderen wirken, u. U. ſogar auch für den 
Prozeßgegner 29747 

Streitverkündung 

Ein Dritter brauchte eine zwiſchen anderen 
Parteien ergangene Entſcheidung nur in 
den Grenzen der §§ 68, 74, 322 BPO. ge- 
gen ſich gelten zu laſſen. Grundſätzlich 
kann es dem Bekl. nicht verwehrt ſein, 
mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Be⸗ 
weismitteln die nach ſeiner Auffaſſung 
gegebene wirkliche Rechtslage aufzudecken 
2545 6 

§ 68 ZPO. Werden dem mit der Beurkun⸗ 
dung eines Sicherungsübereignungsver⸗ 
trags beauftragten Notar die in Betracht 
zu ziehenden tatſächlichen Verhältniſſe 
nicht ſo dargeſtellt, daß er bei pflichtge⸗ 
mäßer Prüfung an der Rechtsgültigkeit 
der Sicherungsübereignung zweifeln, 
oder daß mit der Möglichkeit der An⸗ 
nahme einer Vermögensübernahme rech⸗ 
nen muß, ſo iſt er nicht verpflichtet, die 
Vertragſchließenden darüber zu belehren, 
daß derartige Sicherungen, je nach den 
Umſtänden des Falles, in der Rechtſpre⸗ 
chung verſchiedenartig beurteilt werden. 
Die gegen den Sicherungsnehmer in 
einem Rechtsſtreit, in dem er dem Notar 
den Streit verkündet hatte, erfolgte Feſt⸗ 
ſtellung, er ſei durch den Vertrag nicht 
Eigentümer geworden, oder, er ſei ande⸗ 
ren Gläubigern als Vermögensüberneh⸗ 
mer haftbar, zwingt nicht zu einer Ent⸗ 
ſcheidung dahin, daß der Notar durch die 
Beurkundung des Vertrags ſeine Amts⸗ 
pflicht verletzt habe 2841! 


Streitwert 


S8 3ff. ZPO. Bei Klage auf Rechnungs⸗ 
legung iſt für die Bemeſſung des St. mah- 
gebend das Intereſſe, das der Kl. daran 
hat, daß ihm durch die Rechnungslegung 
die Benz. feines Anſpruchs auf Zahlung 
erleichtert wird. Für den St. in der Rev⸗ 
Inſt. iſt, wenn der Bekl. zur Rechnungs⸗ 
legung verurteilt worden iſt, das Inter⸗ 
eſſe maßgebend, daß der Bekl. an der 
Nichtlegung der Rechnung hat. Dasſelbe 
gilt für den Streit wegen Erteilung eines 
Buchauszugs (§ 91 HGB.) 277110 

88 3, 6 BPO. Bei Klagen eines Miterben 
auf Leiſtung an die Erbengemeinſchaft ge⸗ 
mäß § 2039 BGB. ifl der St. nicht auf 
den Betrag der Klageforderung, ſondern 
nur nach Maßgabe des Verhaliniffes des 
Anteilsrechts des klagenden Miterben am 
Nachlaß zu beſtimmen 22749 

88 3, 6 BPO. Der St. beſtimmt fi nicht 
bloß bei Klagen eines Miterben auf Lei⸗ 
ſtung, ſondern auch bei ſolchen auf Feſt⸗ 


Sachregiſter 


ſtellung zugunſten der Erbengemeinſchaft 
nach Maßgabe des Anteilsrechts des kla⸗ 
genden Miterben am Nachlaß 2637 13 

ss 3 ff., 890 ZPO. Hinſichtlich der St. feſt⸗ 
ſetzung für Straffeſtſetzungsverfahren ift 
das Intereſſe maßgebend, das die An⸗ 
tragſtellerin an der Durchführung dieſer 
Zwangsvollſtreckung hat 24937 

83 3 ff. 3PO. Der St. im Armeurechtsver⸗ 
fahren beſteht nur in der Summe der 
Gerichts⸗ und Anwaltskoſten, die der An⸗ 
tragſteller ohne Armenrecht zahlen müßte, 
bis es zur mündlichen Verhandlung über 
die Klage kommen müßte 3298 6 

§ 4 BPO. Die nach Klagerhebung bis zur 
Berufungseinlegung fällig gewordenen 
Unterhaltsbeträge finden bei der St. be⸗ 
meſſung keine Berückſichtigung 3149 7 

Auch S hadenserſatzanſprüche, die in Form 
von Zinsanſprüchen geltend gemacht ſind, 
werden i. S. des § 4 BPO. als Neben- 
forderung behandelt, wenn und ſoweit ſie 
neben dem Hauptanſpruch erhoben und 
in ihrem ſachlichen Beſtande von ihm ab⸗ 
hängig ſind. Durch Zurechnung eines 
Teils der Zinsforderung zu der Haupt⸗ 
forderung, die die Reviſionsſumme nicht 
erreicht, kann ein Urteil nicht künſtlich 
reviſionsfähig gemacht werden 2771 4 

§ 4 BPO. Wenn ſich der Streit über die 
Hauptforderung erledigt hat und nur 
Zinſenforderung noch ſtreitig bleibt, ſo 
werden die Prozeßkoſten, die durch den 
Streit über die urſprüngliche Hauptfor⸗ 
derung entſtanden ſind, nicht neben dem 
Zinsanſpruch zur Hauptforderung i. S. 
von § 4 ZPO. 3276 13 

SS 4, 5 BPO. Wenn die Ehefrau im Vor- 
prozeß auf Zahlung einer Summe, in 
ſpäterem Rechtsſtreit der Ehemann auf 
Duldung der Zwangsvollſtreckung wegen 
der Urteilsſumme und der Koſten des 
Vorprozeſſes und zur Zahlung dieſer Ko⸗ 
ſten (als Geſamtſchuldner neben ſeiner 
Ehefrau) verurteilt wird, ſo ſind für die 
St.berehnung der Klage auf Duldung 
und Zahlung die Koſten des Vorprozeſſes 
nur einmal zugrunde zu legen, da der 
Duldungsanſpruch wegen der Koſten kei⸗ 
nen ſelbſtändigen St. gegenüber dem 
Zahlungsanſpruch hat 2494 8 

SE ZPO.; $9 GKG. Der St. des in De- 
ſonderer Klage geltend gemachten An⸗ 
ſpruchs auf Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung richtet ſich grundſätzlich nach 
dem vollen Werte der Forderung, derent⸗ 
wegen vollſtreckt werden fol 30057 

§ 9 BRO. Der St. richtet fih nach der im 
Klageantrag ziffernmäßig ausgedrückten 
Forderung ohne Rückſicht auf die wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung, die die Forderung 
für den Kl. hat 2494 10 

Bei Anfechtungsklagen gegen Beſchlüſſe von 
GmbhH.⸗Geſellſchafterverſammlungen bil- 
det der Wert der Geſchäftsanteile des 
Klageteils die obere Grenze des St. 3129 ® 

S 10 HI SAG. Für Unfallrente, die auf 
Dienſtvertrag geſtützt wird, gilt als St. 
der fünffache Jahresbetrag 2177 18 

§ 11 GRG. Für die Höhe des St. bei Klage 
auf Ehelichkeitsanfechtung iſt die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage der Parteien maßgebend 
2500 28 

§ 11 GRG. Grundſätzlich ift der St. bei 
Ehelichkeitsanfechtung auf 2000 AM fejt- 
zuſetzen. Nur wenn die Vermögenslage 
der Parteien beſonders ſchlechte iſt, kann 
die Feſtſetzung auf geringeren Wert ge⸗ 
rechtfertigt fein 2500 29 

§ 11 GRG. Für eine auf Anfechtung der 
Ehelichkeit eines Kindes gerichtete Klage 
ijt bei armen Parteien ein St. von 
500 AM feſtzuſetzen 32257 


§ 12 GKG. Bei der Stufenklage aus § 254 
3 O. Handelt es ſich um mehrere neben- 
einander geltend gemachte Anſprüche, die 
nur hinſichtlich des St. beſonders behan⸗ 
delt werden 2693 4 

§ 13 GRG. Der Wert eines (im St. der 
Widerklage enthaltenen) Hilfsantrags 
muß dem St. der Klage hinzugerechnet 
werden, wenn der Hilfsantrag einen an⸗ 
deren Streitgegenſtand hat als der Klage⸗ 
antrag 2171? 

Die St. feſtſetzung des LALb®. ift für die 
Reviſionsfähigkeit des Urteils ſchlechthin 
maßgebend, auch wenn den Klageanträ⸗ 
gen nicht voll entſprochen und der Bekl. 
demnach nicht in Höhe der Reviſions⸗ 
ſumme beſchwert iſt. Die Zuläſſigkeit der 
Berufung ijt in der Rev Inſt, von Amts 
wegen nachzuprüfen. Unterlaſſene St.⸗ 
feſtſetzung kann durch Berichtigungsbe⸗ 
ſcheid nachgeholt werden 2358 4 

Die teſtamentariſche Beſtimmung des An- 
erben betrifft gebührenrechtlich nicht ein 
Recht am Erbhof, ſondern den Erbhof 
ſelbſt. Der Wert des Erbhofs iſt für die 
Gebührenberechnung in Ermangelung 
eines Verkehrswerts nach § 22 II Pr- 
GKG. zu ſchätzen 2932 4 

8 40 PrGKG. Der Wert eines Generalner⸗ 
ſammlungsbeſchluſſes über die Verwen⸗ 
dung eines Reingewinns beſtimmt ſich 
nach dem Betrage dieſes Reingewinns 
ohne Rückſicht darauf, ob ein Teil des 
Gewinns bereits in dem des Vorjahres 
enthalten war 2703 5 

In Altenteilsſachen hat der RA. eigenes 
Recht zur Beſchwerde gegen die St. ſeſt⸗ 
ſetzung. In ihnen bemißt ſich der St. nach 
dem ſtreitigen Betrage des Geldbozugs 
für ein Jahr 2346 ? 

Die gegen erſtinſtanzliche St.beſchlüſſe des 
LG. gerichtete Beſchwerde aus § 12 RA- 
GebO. unterliegt dem Anwaltszwang 
3005 9 

SS 320, 265, 286 RAID. Die Hinausſchie⸗ 
bung der nächſten Einheitsbewertung auf 
den 1. Jan. 1935 bietet keinen Anlaß, den 
Satz von 1% für die Bemeſſung des St. 
in Einheitswertſachen zu ändern 3085 '° 

g 103 PreVerwG. Die im Urteil erfolgte 
Feſtſetzung des St. iſt nur mit dem gegen 
das Urteil zuläſſigen Rechtsmittel und in 
Verbindung mit der Hauptſache anfecht⸗ 
bar 2191 

Streupflicht 

Genaue und pünktliche Erfüllung der St. 
bei Winterglätte. Regen befreit nicht 
ſchlechthin von der St. Jedenfalls iſt un⸗ 
mittelbar nach Aufhören des Regens zu 
ſtreuen. Die an ſich ſchon ſtrenge Ver⸗ 
pflichtung kann, auch für die Über- 
wachung, noch geſteigert werden, wenn 
die zu beſtreuende Ortlichkeit eine bejone 
dere Gefährlichkeit aufweiſt 3126 

Studium 
vgl. unter Juſtizausbildung 
Stufenklage (S 254 ZPO.) 

§ 254 ZPO. Prozeſſuale Behandlung des 
Anſpruchs des gewinnbeteiligten Ange⸗ 
ſtellten auf Rechnungslegung 2181 ! 

Bei der St. aus § 254 BPO. handelt es ſich 
um mehrere nebeneinander geltend ge⸗ 
machte Anſprüche, die nur hinſichtlich des 
Streitwerts beſonders behandelt werden 
283 

Stundung 

vgl. auch unter Hypothekenmoratorium 

§ 8 III Pat.; § 2 Bund RVO. v. 10. Sept. 
1914. Zur Frage der Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand gegen die Verſäu⸗ 
mung der St.friſt 2186 

Zur Stellung eines Antrags nach § 8 IN 
PatG. ift nur der eingetragene Patent- 


inhaber befugt; ber ausſchließliche Lizenz⸗ 
nehmer hat kein ſelbſtändiges Antrags⸗ 
recht 2431 1 

$ 19 ArbOch. Der Treuhänder der Arbeit 
iſt nicht berechtigt, ein Zahlungsmorato⸗ 
ttum für die Gläubiger einer Firma bin- 

„dend feſtzuſetzen 2720 2 

Südweſtafrika 

Handelt es fih um Regelung von Verſor⸗ 
gungsgebührniſſen, die einmal als DB.⸗ 
Rente und zum anderen auf Grund der 
DO. v. 4. Okt. 1907 betr. die Rechtsver⸗ 
hältniſſe der Landespolizei in Deutſch⸗S. 
bezogen worden, jo ift 88 IV ARG. 
deshalb nicht anwendbar, weil dieſer Ab. 
lat nur die in § 8 “Il erwähnten ver- 
ſchiedenen Verſorgungsarten im Auge 
hat. Verſorgung eines früheren Landes- 
polizeibeamten in Deutſch⸗S. auf Grund 
der erwähnten VO. v. 1907 ift Beamten⸗ 
verſorgung, die den Landespolizeibeamten 
die gleiche Verſorgung gewährt, wie wenn 
ſie Militärperſonen, und zwar Schutz⸗ 
truppenangehörige geweſen wären. Dar⸗ 
aus folgt Anwendung aller für die Mili⸗ 
tärverſorgung geltenden Vorſchriften auf 
Dieie Art der Beamtenverſorgung und da- 
her iſt die Vorſchrift des § 63 Nr. 2 
E 1 über das Ruhen der Verſor⸗ 

Syndikat gebührniſſe anzuwenden 2284 

$ 6a KapVerkStch. Werden die Unkoſten, 
die durch die Abfatztätigkeit eines Liefe⸗ 
rungs S. entſtehen, auf die Geſellſchafter 
nicht ber Je unterliegen diefe Umlagen 

H 7 
Tabea Geſellſchaftsſteuer 3083 
Pfeichhöfger fallen, beim T.verfauf un- 
E a 6 
Tankſtelle Zugabeverbot 3309 

val. auch unter Kraftf. 

À ER Begriff des Tankvertrags. Regel- 
mäßig ift der T.wart Handlungsagent 
9076 den Triebſtoff liefernden Firma 

Tantieme 
AL unter Gewi Inn 
T ifenmejjer ewinnbeteiligung 
ip e SEH „geringen Wertes“ i. S. 
714 
Fatbeftand tga eG.? 2471 
Seel Zivilurteil 

"AE des § 73 egen. iſt gegeben, wenn 

iS das Tun und Laſſen des Täters vom 
andpunkt der natürlichen Betrachtung 
deſtepandlungseinheit darſtellt und min⸗ 
Bereich die eine oder andere der in den 

2 dieſer Einheit fallenden Betäti⸗ 
5 zur Verwirklichung der Tatbe⸗ 
ën S er mehreren in Betracht tommen- 
Dur Strafgeſetze beigetragen hat 2558 8 

E G ſogenannte Subſidiaritätsklauſel 

geber te Annahme von T. zwiſchen Ver⸗ 

el nach § 10 Opium®. und Betrug 

Ne anderen ſtrafbaren Handlung 

Die cu. OR.) nicht ausgeſchloſſen 2152 25 
einer 7 UD von RGS. 44, 223 find auf 
en Fall anzuwenden, in dem zwei Ver⸗ 
inechen gegen die 88 348 II, 349 StGB. 
Bein „hit Betrug ſtehn 2979 19 

dane ann in T. mit Erpreſſung nur 

1110 begangen werden, wenn Tatſachen 

le e die mit dem in 

gestellten Übel nicht i ; 
Sajonia nsen e? cht unmittelbar 


ee ties Zuſammentreffen von vor⸗ 
$ 147 Geng Aberiöleierung von 


a G. mit fahrläſſigem & 
1 eden $ 240 aw n 
cet gegen- unbefugten Gebra 
Krafſſab engen v. 20. Oft, 1932; $ 22 1 
"Traum. § 222 StGB. Verhältnis dieſer 


Sachregiſter 


Straftaten zueinander, menn fich wäh⸗ 
rend des unbefugten Gebrauchs eines 
fremden Kraftwagens der Führer der 
fahrläſſigen Tötung und der Führerflucht 
ſchuldig macht 2154 27 

88 33, 36 Dev O. 1932; Art. 1 § 1 I, 
§21 Durchf VO. Die Nichtanmeldung von 
ausländiſchen Zahlungsmitteln und Aus⸗ 
landsguthaben und die Verfügung über 
Auslandsguthaben während der Anbie⸗ 
tungsfriſt ohne Genehmigung der De⸗ 
viſenbewirtſchaftungsſtelle können infolge 
der Verſchiedenheit ihres Weſens und 
ihrer Erſcheinungsform nicht in T. ſtehen 
3059 10 3286 27 

Bei tateinheitlichem Zuſammentreffen eines 
Verbrechens mit Jollhinterziehung darf 
die Erſatzfreiheitsſtrafe und die nach 
$ 146 BRUG. erkannte Strafſchärfung 
nicht entſprechend der verhängten Zucht 
haushauptſtrafe ebenfalls in Zuchthaus 
umgewandelt werden 2341 13 

$ 20a StGB. begründet keinen ſelbſtändi⸗ 
gen Straftatbeſtand, ſondern ſetzt einen 
ſolchen, aljo eine bereits beſtehende Straf- 
drohung voraus und erweitert dieſe bloß. 
Hiernach ſcheidet von vornherein aus, 
daß etwa ein Fall des § 73 StGB. ange- 
nommen werden könnte; denn mangels 
eines ſelbſtändigen Straftatbeſtandes 
kann 8 20 a Sts B. nicht als ſelbſtändiges 
Strafgeſetz i. S. des § 73 StGB., das 
neben anderen durch ein und dieſelbe 
Handlung verletzt fein könnte, aufgefaßt 
werden. Andererſeits enthält aber $ 20 a 
StGB. auch keine ſelbſtändige abge- 
ſchloſſene Strafdrohung, die die Straf⸗ 
drohung des zunächſt verletzten Straf⸗ 
geſetzes nach jeder Richtung beſeitigen und 
erleben fote 3131 1 

Straffreih®. v. 7. Aug. 1934. Bei einer we- 
gen mehrerer rechtlich zuſammentreffen⸗ 
der Vergehen erkannten Strafe iſt für die 
Frage des Straferlaſſes entſcheidend, ob 
die Tat, ſoweit ſie unter das Geſetz fällt, 
aus dem nach § 73 StGB. die Strafe ent- 
nommen ift, Straffreiheit genießt 29377 


Tatmehrheit 


88 36 Ziff. 3, 7 DevVO. v. 23. Mai 1932. 
Verbrauch der Strafklage. Unerlaubte 
Aushändigung inländiſcher Zahlungs⸗ 
mittel an Ausländer und darauffolgende 
Erſchleichung der Genehmigung einer 
Deviſenſtelle. Verhältnis beider Vergehen 
zueinander 2339 u 


Taubheit 


§ 547 RVO. Nach Nr. 18 der Anlage zur 
2. Berufskrankh O. v. 11. Febr. 1929 ift 
eine durch Lärm verurſachte T. oder an 
T. grenzende Schwerhörigkeit dann als 
Berufskrankheit anzuſehen, wenn ſie 
durch Tätigkeit in einem Betrieb der Me⸗ 
tallbearbeitung und verarbeitung per- 
urſacht iſt. Nach der Begründung ſind 
darunter nur ſolche Betriebe gemeint, bei 
denen die Verſicherten durch den Lärm 
des Nietens und Klopfens auf hartes 

Metall, insbeſ. auch durch Nieten inner- 
halb von Keſſeln, dem das Ohr ſchädigen⸗ 
den Lärm in beſonderem Maße ausgeſetzt 
find 2812 8 


Teichentlandung 


§ 916 RBO. T.arbeiten können trotz iber- 
wiegender Beſchäftigung betriebsfremder 
e EE u. U. landwirtſchaftlich 
verſichert fein 2812 7 


Teilbetrag 


Iſt T. eines Geſamtſchadens eingeklagt, 
der ſich aus verſchiedenen ſelbſtändigen 
Gruppen von Anſprüchen, nicht etwa bloß 
aus verſchiedenen unſelbſtändigen Red- 
nungspoſten desfelben Anſpruchs zuſam⸗ 
menſetzt, ſo muß das Urteil nach § 304 
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3 PO. erkennen laſſen, ob alle dieſe Mn- 
ſprüche oder welche von ihnen dem 
Grunde nach zuerkannt werden, und daß 
mit dem gebotenen Maße von Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit das Vorliegen eines erſtat⸗ 
tungsfähigen Schadens hinſichtlich des 
einzelnen Anuſpruchs anzunehmen ift 
2974 8 

Der Antrag auf Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eids kann wirkſam auf T. des der 
Zwangsvollſtreckung zugrunde liegenden 
Urteils beſchränkt werden. Das wegen 
dieſes T. ſchwebende Verfahren wird 
durch Zahlung dieſes T. beendet. Nach 
dieſer Zahlung iſt Fortſetzung des bis⸗ 
herigen Verfahrens durch Erhöhung nicht 
zuläſſig 2503 6 

§ 57 PrGͤKcG. Die Gebührenberechnung bei 
Eintragung der Abtretung eines T. einer 
Grundſchuld unter gleichzeitiger Eintra⸗ 
gung eines Rangvermerks 21798 2787 4 


Teilurteil 


$$ 93, 271 III 3 PO. Iſt Anerkenntnis T. 
ergangen und im Schlußurteil über die 
Koſten des Anerkenntniſſes und die Ko⸗ 
ſten des im übrigen ohne Sachentſchei⸗ 
dung erledigten Prozeſſes zuungunſten 
derſelben Partei entſchieden worden, fo 
iſt hiergegen nur die Berufung gegeben, 
in der die Beſchwerde untergeht. Veran⸗ 
laſſung zur Erhebung einer Klage 3011 15 

88 14, 23 GKG. Wenn der Rechtsſtreit in- 
folge T. ſowohl in der unteren, als auch 
in der höheren Inſtanz anhängig iſt und 
durch einen in der höheren Inſtanz abge⸗ 
ſchloſſenen oder mitgeteilten Vergleich in 
vollem Umfang erledigt wird, ſo fällt die 
Beweisgebühr auch für die untere In⸗ 
ſtanz inſoweit fort, als nicht in dieſer 
Inſtanz über den Anſpruch bereits ent⸗ 
ſchieden war. Zu erfordern iſt die Gebühr 
in voller Höhe nach dem Teilwert, der 
für die untere Inſtanz durch T. erledigt 
war 3296 4 


Telegraphie 


§ 65 Gen®. Die telegraphiſche Kündigung 
der Mitgliedſchaft einer Genoſſenſchaft 
kann die vorgeſchriebene Schriftform nicht 
erſetzen 32942 


Telephon 


vgl. unter Fernſprecher 


Teſtament 


Auch der in anderer Weiſe als durch Errich⸗ 
tung eines neuen T. vorgenommene 
Widerruf einer letztwilligen Verfügung 
iſt ſachlich eine letztwillige Verfügung 
und unterliegt daher der Anfechtung nach 
§ 2078 BOB. Dies gilt auch für den 
Widerruf durch Rücknahme des T. aus 
der amtlichen Verwahrung 2635 ® 

SS 2231 Ziff. 2, 2260 BGB. Wenn jemand 
am gleichen Tag eine letztwillige Verfü⸗ 
gung in zwei eigenhändig geſchriebenen 
Urkunden niedergelegt hat, ohne eine die⸗ 
ſer beiden Urkunden als Abſchrift zu be⸗ 
zeichnen, ſo gelten beide Urkunden als 
gleichwertige Urſchriften. Es ſind auch 
beide T. zu eröffnen; denn es kann für 
einen Beteiligten zwecks Wahrnehmung 
ſeiner wirklichen oder vermeintlichen 
Rechte (3. B. durch Behebung von Zwei⸗ 
feln über die Echtheit und inhaltliche 
Übereinſtimmung der Urkunden) von Be- 
deutung ſein, von jeder dieſer beiden Ur⸗ 
kunden Kenntnis zu erhalten 2563 2 

Wenn der Grundbuchrichter auf Grund 
einer Tauslegung gemäß $ 36 I 2 GVO. 
jemanden im Grundbuch als Berechtigten 
ohne Hinzufügung eines Nacherbenver⸗ 
merks eingetragen hat, ſo darf er nicht 
nachträglich lediglich auf Grund einer ab⸗ 
weichenden Tauslegung den Eingetrage⸗ 
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nen als bloßen Vorerben behandeln, os 
ſei denn, daß beſondere Umſtände, insbe]. 
neue Tatſachen eine andere Auslegung 
rechtfertigen 2931 1 

Die beim Ehegattenerbhof gegebene Mog- 
lichkeit der gegenſeitigen Veſtimmung der 
Ehegatten zu Anerben beſteht neben der 
Möglichkeit gemeinſamer Beſtimmung 
des Anerben des Überlebenden. Beide 
Beſtimmungen können nebeneinander in 
Erbvertrag oder gemeinſchaftlichem T. 
getroffen werden 2993 1° 

Zur teſtamentariſchen Anerbeneinſetzung 
einer Tochter unter Übergehung des ein⸗ 
zigen Sohnes kann das Anerbc. ſeine 
Zuſtimmung nur bei Vorliegen triftiger, 
gegen die Berufung des Sohnes als An⸗ 
erben ſprechender Gründe erteilen 2260 25 

Die teſtamentariſche Beſtimmung des An⸗ 
erben betrifft gebührenrechtlich nicht ein 
Recht am Erbhof, ſondern den Erbhof 
ſelbſt 29324 

T.abſchriften mit Eröffnungsprotokollen 
genügen normalerweiſe im Grundbuch⸗ 
verkehr 2646 1 


Teſtamentsvollſtrecker 


Für unerlaubte Handlungen des T. haftet 
der Erbe im Rahmen des § 278 BOB. 
Entfällt gemäß 88 278, 254 BOB. eine 
vertragliche Haftung, ſo bleibt nur noch 
die Prüfung aus § 826 BGB. übrig. Un- 
terbrechung des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs durch rechtzeitige Aufdeckung des 
Sachverhalts gegenüber dem Nachlaßrich⸗ 
ter 2609 2 

Gegen den Beſchluß des LG., durch den das 
AG. angewieſen wird, einen T. zu be- 
ſtellen, ift weitere Veſchwerde zuläſſig. 
§ 2200 BGB. Für die Frage, ob in dem 
Teſtament Erſuchen au das Nachlaßge⸗ 
richt, einen T. zu beſtellen, enthalten iſt, 
ſind die örtlichen Gepflogenheiten und 
Anſchauungen zu beachten. In Hamburg 
war früher die Feſtlegung von Vermö⸗ 
gensmaſſen durch Anordnung einer Te⸗ 
ſtamentsvollſtreckung allgemein üblich 
2247 9 

Die Anordnung einer Teſtamentsvollſtrek⸗ 
kung und einer Nacherbfolge ſtehen der 
Weiterleitung des vom Eigentümer ge⸗ 
ſtellten Antrags auf Zulaſſung eines 
125 ha überſteigenden Grundbeſitzes zum 
Erbhof nicht entgegen 2627“ 

Der als T. verurteilte Schuldner muß den 
Offenbarungseid trotz Kündigung ſeines 
Amtes leiſten. Unanwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchriften der 88 239 ff. ZPO. auf das 
Offenbarungseidsverfahren 2870 ! 


Theater 


Der Betrieb eines Schauſpielunternehmens 
i. S. der 88 147 Nr. 1, 32 GewO. beginnt 
nicht erſt mit den Aufführungen, ſondern 
ſchon mit gewiſſen Vorbereitungshand⸗ 
lungen, insbeſ. ſolchen, die mit geldlichen 
Verpflichtungen verbunden ſind. Die Be⸗ 
ſtimmung des 8 147 Nr. 1 i. Verb. m. $ 32 
GewO. ijt Schutzgeſetz i. S. des § 828 II 
BGB. Die Stadtgemeinde haftet für den 
Schaden des Th.perſonals, wenn der 
Oberbürgermeiſter das ſtädtiſche Th. ver⸗ 
pachtet und dem Pächter, bevor die Spiel⸗ 
erlaubnis ſeitens der höheren Verwal⸗ 
tungsbehörde erteilt ift, durch Überlaf⸗ 
fung des Th. den Beginn des Schauſpiel⸗ 
unternehmens ermöglicht 2507 ? 


Thüringen 


§ 9 ThürWZuwStcg. Zu dem für die Be- 
rechnung des ſteuerbaren Wertzuwachſes 


maßgebenden Veräußerungspreis gehört. 


nicht Entſchädigung, die dem Veräußerer 
für die durch die Veräußerung eingetre⸗ 
tene Entwertung des ihm verbliebenen 
Grundbeſitzes neben dem Entgelt für die 


Sachregiſter 


veräußerte Teilfläche gewährt wird 
ee 

Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe bei Ver⸗ 
wendung in der Staatsbank in Altenburg 
i. Th. 2383 2 

Tiergarten 
und Tierſchutz vgl. unter Wild 
Tierhalter ($ 833 BGB.) 

Wird T. durch das Zuſammenwirken ſeines 
und eines anderen Tieres verletzt, ſo kann 
er den gegen ſeinen Schadenserſatzan⸗ 
ſpruch erhobenen Einwand des Mitver⸗ 
ſchuldens (§ 254 BGB.) durch Führung 
des Entlaſtungsbeweiſes nach § 833 S. 2 
BGB. entkräften 27942 

Tilgung 
von Hypotheken vgl. unter Hypotheken⸗ 
moratorium 
Tilgung von Strafvermerlen 
vgl. unter Straftilgung 
Tonfilm 
gl. unter F. 
Tötung 
bzgl. $ 844 BOB. vgl. unter Unerlaubte 
Handlung 
Tötung, fahrläſſige 

$ 1 BO. gegen unbefugten Gebrauch von 
Kraftfahrzeugen v. 20. Okt. 1932; 8 22 I 
Kraftt®.; § 222 StGB. Verhältnis die- 
ſer Straftaten zueinander, wenn ſich 
während des unbefugten Gebrauchs eines 
fremden Kraftwagens der Führer der f. 
T. und der Führerflucht ſchuldig macht 
2154 27 

Annahme eines Fortſetzungszuſammen⸗ 
hangs iſt bei f. T. rechtsbegrifflich ausge⸗ 
ſchloſſen, bei Betrug aber nicht ſchon 
durch die Feſtſtellung eines allgemeinen 
Planes, bei ſich bietender Gelegenheit zu 
betrügen, gerechtfertigt 2145 15 

Treibjagd 
vgl. unter Jagd 
Treu und Glauben 

vgl. auch unter Argliſt 

SS 1091, 1092 BOB. Vertragsauslegung. 
Kein Recht reicht weiter, als T. u. G. mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte es geſtat⸗ 
ten; unzuläſſige Rechtsausübung 3300 ? 

Wenn ſich die Leiſtungszeit nach dem Ka⸗ 
lender derart ergibt, daß für den Schuld⸗ 
ner gar kein Zweifel darüber beſteht, 
wann er leiſten muß, iſt nach T. u. © 
Mahnung nicht mehr erforderlich, um 
den Schuldner in Verzug zu ſetzen 2639 1 

Wegfall der Geſchäftsgrundlage für ſich 
allein bildet keinen Grund zur Aufhebung 
eines Vertrags; es kommt darauf an, ob 
das Feſthalten des Vertragsgegners an 
einem unter anderen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen geſchloſſenen Vertrag als 
Verſtoß gegen T. u. G. zu gelten hat. So 
hat das RG. aus Wegfall oder Erſchüt⸗ 
terung der Geſchäfktsgrundlage Aus- 
gleichsanſpruch hergeleitet 26853 

Nach T. u. G. und unter Berückſichtigung 
ſchutzwürdiger Verkehrsſitte darf auch bei 
„formularmäßigen“ Sicherungserklärun⸗ 
gen, die eine Bank ſich ausſtellen läßt, 
nicht ohne beſondere Gründe eine aus⸗ 
dehnende „Auslegung“ zugunſten der 
Bank und zu Laſten des Erklärenden da⸗ 
hin Platz greifen, daß ſchließlich die Haf⸗ 
tung des Erklärenden weit über den 
Rahmen ſeiner ſchriftlichen Erklärung 
hinaus erweitert wird 3054 ? 

Der Mieter, der den vereinbarten Mietzins 
längere Zeit hindurch zahlt, verſtößt gegen 
T. u. G., wenn er den Mietzins nachträg⸗ 
lich für wucheriſch erklärt und die angeb⸗ 
lich zuviel gezahlten Beträge zurückfordert 
2867 ® 

Die Frage, ob im Rechtsverkehr Verſtoß 
gegen T. u. G. ſtattgefunden hat, und ob 


in feſtgeſtellten Vorgängen Verſchulden 
i. S. des § 276 BGB. zu finden ift, ſtellt 
keine reine Tatfrage, ſondern zugleich 
eine der Nachprüfung durch das Rev. 
unterliegende Rechtsfrage dar 2683 ° 

T. u. G. im Steuerrecht 2378 


Treuhandbericht 


Das Fin A. kann bei Buch⸗ und Betriebs⸗ 
prüfung von einem Aufſichtsratsmitglied 
einer AktG. auf Grund des § 195 S. 2 
RAbgO. nicht die Vorlage des Berichts 
einer Treuhandgeſellſchaft verlangen und 
erzwingen, den das Aufſichtsratsmitglied 
nicht fuͤr Zwecke der Geſellſchaft, ſondern 
lediglich für eigene Zwecke eingefordert 
und erhalten hat 3163 7 


Treuhänder 


T. im Sicherungsverfahren vgl. unter Dit- 
hilfe 

Der nur formale, auf Grund eines Treu- 
handverhältniſſes als Eigentümer eines 
Grundſtücks Eingetragene kann nicht die 
Löſchung einer Hypothek verlangen, die 
der Treugeber auf Grund einer General⸗ 
vollmacht des T. für ein nicht gegebenes 
Darlehn einem Dritten beſtellt hat, da er 
als dinglicher Schuldner mangels eines 
eigenen ſachlichen Rechts am Grundſtück 
an deſſen Haftung kein Intereſſe hat, als 
perſönlicher Schuldner aber eine Gefähr⸗ 
dung durch den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs auch nicht nach 8 1138 BGB. 
zu beſorgen braucht 3054 ® 

Wenn der T. das Vertrauensverhältnis zer⸗ 
ſtört hat, der Treugeber aber das Treu⸗ 
handverhältnis nicht ohne verhältnis⸗ 
mäßig hohe Koſten beendigen kann, dann 
ließe ſich aus 8 249 BGB. vielleicht die 
Pflicht des T. herleiten, daß er ſich auch 
ohne Beendigung des Vertrags aller 
Verfügungen über das Treugut zu ent⸗ 
halten und durch Ausſtellung einer Voll⸗ 
macht dem Treugeber die Möglichkeit zu 
geben hat, ſelbſt Verfügungen zu treffen, 
doch iſt er nicht zur Ausſtellung einer 
Vollmacht verpflichtet, die dem Treugeber 
das Recht gibt, alle mit der Verwaltung 
des Treuguts zuſammenhängenden Ver⸗ 
pflichtungen in ſeinem Namen einzu⸗ 
gehen 2457 ! 

Treuhand und Schiebung. Schrifttum 2756 

§ 266 Ziff. 2 a. F. StG B. Ein abſichtliches 
Handeln zum Nachteil iſt regelmäßig 
nicht anzunehmen, wenn eine, eine wirt⸗ 
ſchaftliche Einheit bildende Verwaltung 
eines Bevollmächtigten für den Treu⸗ 
geber zum Teil nützlich, zum Teil ſchäd⸗ 
lich iſt, der wirtſchaftlich höher ſtehende 
Vorteil aber nicht anders als auf dem 
Wege über einen — wirtſchaftlich gerin⸗ 
geren — Nachteil zu erreichen ift 2923 50 

8 266 StGB. Vertragswidrige Verfügung 
über einen als Treugut übergebenen In⸗ 
haberſcheck 32201 

SS 14, 18 Deo VO. Treuhandſchaft oder mit- 
telbare Stellvertretung im Wertpapier⸗ 
verkehr „Forderung zugunſten eines Aus⸗ 
länders“. „Aushändigen“ 3129 10 

Se Ee E im EtAnpafi®. 

8 15 der 2, Stumn VO. Vermögensſtücke, 
die ein T. in Beſitz hat, find als Vermo⸗ 
gen des Treugebers zur Vermögenſteuer 
anzugeben. Eine treuhänderiſche Selbſt⸗ 
anzeige ift durch die 2. StAmn O. nicht 
zugelaſſen. Tritt Vertreter auf, ſo muß er 
erkennen laſſen, für wen er die Erklärung 
abgebe 2155 7° 


Treuhänder ber Arbeit 


§ 19 Sch, Der T. d. A. ift nicht bered- 
tigt, ein Zahlungsmoratorium für die 
Gläubiger einer Firma bindend feſtzu⸗ 
ſetzen 2720 


Trunkenheit 
Wer auch nur einmal in angetrunkenem 
Zuſtande ein Kraftfahrzeug ſteuert, muß 
grundſätzlich als ungeeignet zum Führen 
von Kraftfahrzeugen angeſehen werden. 
Ausnahmen von dieſem Grundſatz können 
nur beim Vorliegen außergewöhnlicher 
, Amftände in Frage kommen 2585 2 
Tſchechoſlowakei 
erzeichnis der deutſchſtämmigen Anwälte 
und Notare in der T. 2677 
Die Ausnahmebeſtimmungen des § 83 
TſchechoſlowéExekO. betr. außerordentliche 
Rechtsmittel gelten nur, ſoweit es ſich um 
ſolche beſondere Fragen handelt, welche 
araus entſtehen, daß die Exekution auf 
Grund eines ausländiſchen Exekutions⸗ 
„ titels geführt wird 27361 
3 606 IV ZPO. Für Scheidungsklagen 
tſchechoflowakiſcher Staatsbürger find die 
x deutſchen Gerichte zuſtändig 27953 
umultſchaden 
Kap. IIT Teil 1 Art. 2 Abſ. 2 und Art. 5 
NotVO. v. 14. Juni 1932. Ein Rechts⸗ 
anspruch anläßlich eines vor dem 1. Aug. 
1920 erlittenen T. beſteht nicht, wenn der 
Beſchäftigte am 31. Juli 1930 keine 
Rente bezogen hat 2188 
ei Überhebung von T.renten ijt, wenn der 
Einwand der nicht mehr vorhandenen Be⸗ 
teicherumg erhoben wird, nicht Landes⸗ 
Id insbeſ. nicht die Vorſchrift des § 39 
II PrBeſoldGG. anzuwenden, ſondern es 
gelten auch in dieſem Fall lediglich die 
reichsrechtlichen Vorſchriften. Hieran än⸗ 
vert auch die Tatſache nichts, daß ſeit dem 
1. April 1924 an Stelle des Reichs die 
änder und Gemeinden für die Laſten 
aus der Verſorgung nach § 18 Krperſ⸗ 
Typ SHO, aufzukommen haben 25831 
1 r wertag 
u. unter Reviſio 
Übergabevertrag E 
Üben unter Gutsüberlaſſung 
vg ane an die Laudespolizeibehörde 
Umfa eg Gewohnheitsverbrecher 
abellen zur Reichs⸗ und PreGebO. für 
~ zur PrGebO. f. Notare, zum 
Cen zum BırötempSttar., zum 
u n en nebſt Erläuterun⸗ 
e ergänzenden Beſtimmungen. 
uch ln 2835 i i 
„ Nebengeorönete Perſonengeſellſchaften 
d'en der gewerblichen Selbſtändigkeit 
a des § 1 UmfSt®. entbehren, wenn 
d Willensbildung für alle einheitlich 
o) die gleichbeteiligten Geſellſchafter 
kſolgt. Dieſe find die Unternehmer des 
taumfunternehmens und haften für die 
o euerſchulden als Geſamtſchuldner. Die 
— 9 der verbundenen, gewerblich un⸗ 
in anbigen Geſellſchaften (Betriebe) 
zuden zuſammengezählt den Geſamtum⸗ 
g BE Unternehmens 2429 9 
ä „r. 1 UmſStG. Die in Preußen öf- 
utlich vereidigten Landmeſſer find, fo- 
Br fe nicht ausdrücklich in Beamten- 
= orden fit ale elend übernommen 
aw? 5 ind, als ſelbſtändige Gewerbe⸗ 
grn ice anzuſehen und unterliegen 
en ſätzlich der U. Aus den allgemei⸗ 
übe „lfenttich-vechtlichen Vorſchriften 
ween Kechtsſtellung und Tätigkeit der 
Arten taten Landmeſſer läßt ſich ein die 
des Sr, Eden ausſchließen⸗ 
Ce eitsverhältni 
? Gë J Io 595 b nis zum Staat 
ve? miSt®. Entgelt, das jemand 
de empfängt, daß er einem n 
beer, ee GI E 
| Seichäftsfi i 
u pflichtig ers" ftsfirma geſtattet, ift 


Sachregiſter 


In der Unterlaſſung einer beſtimmten ge⸗ 
werblichen Tätigkeit gegen Abfindung iſt 
gewerbliche Leiſtung i. S. von § 1 Nr. 1 
UmſStG. auch dann zu erblicken, wenn 
die Unterlaſſung auf eine geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift zurückzuführen iſt (Aufgabe der 
Spiritusreinigung durch Branntwein⸗ 
reinigungsanſtalt auf Grund des 
Branntw Mon. v. 26. Juli 1918) 28076 

§ 1 Nr. 1 UmfjStG. Der Betrieb einer 
Fähre im Bodenſee, deren Wegſtrecke in 
allen Punkten dem deutſchen Ufer näher⸗ 
liegt als dem ausländiſchen, ift u. pflich⸗ 
tig 2282 5 

$ 1 Nr. 1 UmſStG. Erhebt Elektrizitäts⸗ 
werk von jedem ſäumigen Zahler eine 
feſte Verwaltungsgebühr von 0,50 AM, 
ſo handelt es ſich um Schadenserſatz, dem 
kein Leiſtungsaustauſch zugrunde liegt. 
Die Verwaltungsgebühren find u frei 
3161 14 

§ 1 Nr. 1 UmjSt®. Sit bei Errichtung 
von Heimſtätten, für die U.freiheit nach 
8 36 II RHeimſtG. in Anſpruch genom- 
men wird, die in SS 4, 7 des Gef. vor- 
geſchriebene Eintragung ins Grundbuch 
unterblieben, ſo kann daraus u. U. ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß es ſich von vorn⸗ 
herein nicht um Heimſtättenverfahren 
i. S. des RHeimſtG. gehandelt hat 32302 

Hat Steuerpflichtiger einem Lichtbildner 
für beſtimmte Plätze die ausſchließliche 
Erlaubnis erteilt, Lichtbildaufnahmen 
zu machen und die Bilder feilzuhalten, 
ſo liegt gemiſchtes Vertragsverhältnis 
vor, das Vermietung oder Verpachtung 
nicht zum weſentlichen Vertragsinhalt 
hat und das daher Verpachtungen und 
Vermietungen i. S. des § 2 Nr. 4 Umf- 
StG. nicht gleichſteht 3161 15 

§ 2 Nr. 8 Unden. Wenn Großgrund⸗ 
beſitzer eine größere Anzahl von Par- 
zellen zur Sanierung ſeines Betriebs 
verkauft, ſo iſt hierin noch nicht ohne 
weiteres ein auf Veräußerung von 
Grundſtücken gerichtetes Unternehmen 
zu erblicken 3084 11 

Die Darbietung von Kurkonzerten und die 
Bereitſtellung von Kuranlagen und Leſe⸗ 
zimmern ſind weder ärztliche und ähn⸗ 
liche Hilfeleiſtungen noch Lieferungen 
von Heil- und Hilfsmitteln i. S. des 82 
Nr. 9 UmſStG. 1926 316115 

§ 2 Nr. 10 UmfStG. Ablegewetten eines 
Buchmachers bei anderem Buchmacher 
find nicht u.frei 2184 

Së 2 Nr. 12, 13 III UmſStG. 1932. So- 
weit grundſätzlich u.pflichtige Entgelte 
nur deshalb von der Beſteuerung aus⸗ 
genommen ſind, weil das ſteuerpflichtige 
Unternehmen ſich als Verſicherung i. S. 
des VerſStG. darſtellt, gehören fie bei 
Berechnung der Grenze für die erhöhte 
U. zum Geſamtumſatz 2732 8 

§ 2 Nr. 13 UmjSt®. Die entgeltliche Qie- 
ferung von Arznei-, Heil- und Hilfsmit⸗ 
teln durch Apotheker an Verſicherte in 
der Familienhilfe i. S. von $ 205 RVO. 
ift auch inſoweit nicht umſatzſteuerfrei, 
als die Krankenkaſſe einen Teil des Ent⸗ 
gelts zu erſtatten hat 2807 

§ 2 Nr. 19 UmſStG. Zu den von der 
Umſatzbeſteuerung ausgenommenen Lei⸗ 
ſtungen der Reviſionsverbände gehört 
auch die Tätigkeit einer Rechtsabteilung 
21857 

§ 3 Nr. 3 UmſStG. Die Bekämpfung des 
Alkoholmißbrauchs iſt gemeinnütziger 
Zweck; als geeigneter Weg zur Errei⸗ 
chung dieſes Zwecks iſt auch die Beſchaf⸗ 
fung von Gelegenheit zur Einnahme von 
Mahlzeiten unter Ausſchluß alkoholiſcher 
Getränke anzuerkennen 2653 ? 


er 


§ 4 I UmjSt®. Ein inländiſches Unterneh⸗ 
men hat die Herſtellung einer Anlage 
zur Einführung künſtlicher Kälte in 
einem Kalibergwerk des Auslands über⸗ 
nommen und ſich verpflichtet, dabei ver⸗ 
wendete, im Inland erworbene Gefrier⸗ 
rohre nach Abſchluß der Arbeiten der 
auftraggebenden Bergwerksgeſellſchaft auf 
Verlangen gegen beſonderes Entgelt zu 
überlaſſen. Hiernach liegt Lieferung 
im Inland erworbener Gegenſtände ins 
Ausland auf Grund eines aufſchiebend 
bedingten Kaufvertrags vor. Im Fall 
der Überlaſſung der Rohre iſt der An⸗ 
ſpruch auf Ausfuhrhändlervergütung be⸗ 
gründet 2732 ° 

87 II UmfSt®. Die Befreiung des Zwi⸗ 
ſchenhandels von der U. iſt beim Mangel 
des vorgeſchriebenen Buchnachweiſes der 
ſachlichen Vorausſetzungen zu verſagen, 
ſelbſt wenn deren tatfächliches Vorliegen 
nicht zu bezweifeln iſt. Eine den Beſon⸗ 
derheiten des Betriebs angepaßte Ande⸗ 
rung der Richtlinien für den Buchnach— 
weis muß der Pflichtige vor Vornahme 
der Umſätze, für die er Steuerfreiheit 
begehrt, beim Fin A. erwirken 3085 12 

88 IV UmjSt®. Ein Reklameberatungs⸗ 
unternehmen fällt inſoweit, als es die 
Vermittlung von Anzeigen Übernimmt, 
unter die für den Anzeigenvermittler 
(Annoncenexpedition) geltende Begünſti⸗ 
gungsvorſchrift 2430 10 

8 8 IV (më Die Begünſtigung der 
Anzeigenvermittler (Annoncenexpeditio⸗ 
nen) bezieht ſich nicht auf die Vermitt⸗ 
lung von Plakatanſchlägen 316116 

$ 8 V UmſStG. Die Steuerbefreiung für 
die Beförderungsauslagen ſetzt voraus, 
daß die Ware auf Koſten des Leiſtungs⸗ 
empfängers (des Käufers) reift 2732 19 

Wird der Empfänger einer Ware durch die 
Höhe der für ihre Zuſendung tatſächlich 
entſtehenden Frachtkoſten überhaupt nicht 
berührt, ſo iſt für die Anwendung der 
Vorſchrift des § 8 Nr. 5 UmjSt®. 1926 
kein Raum 3161 15 

Zu den Beförderungskoſten i. S. von 891 
UmſStG. und § 8 I AusglStO. gehören 
bei der Beförderung der Ware auf See⸗ 
ſchiff auch die Koſten, die durch die Ent⸗ 
ladung aus dem Schiff entſtehen, ſie 
ſind dem Erwerbspreis hinzuzurechnen, 
wenn die Entladung vor der Abfertigung 
in den freien Verkehr erfolgt und die 
Löſchungskoſten nicht in dem Erwerbs⸗ 
preis enthalten find 2430 u 

Miſchfutter genießt die Steuerermäßigung 
des § 13 II UmjSt®. 1932 nur, wenn 
es ausſchließlich aus Beſtandteilen der 
in dieſer Vorſchrift genannten Arten zu⸗ 
ſammengeſetzt iſt 3319 6 

§ 13 III Nr. 1 und 2 Umſ St. Die Vor⸗ 
ſchrift, daß als Umſätze im Einzelhandel 
auch Lieferungen außerhalb des Einzel⸗ 
handels und ſonſtige Leiſtungen anzu⸗ 
ſehen find, ſoweit die Sicherungsvor⸗ 
ſchriften nicht eingehalten ſind, iſt auch 
für die Feſtſtellung weſentlich, ob der 
Unternehmer im vorangegangenen 
Steuerabſchnitt als ſolcher mit überwie⸗ 
gendem oder nicht überwiegendem Ein⸗ 
zelhandel zu gelten hat 3230 4 

Der Lieferer einer Ware zu feſtem Ein⸗ 
heitspreis kann die von ihm getragene 
Rückfracht für Leergut nicht auf Grund 
des 5 16 Umj&t®, 1926 von der Ge- 
ſamtheit ſeiner ſteuerpflichtigen Entgelte 
abſetzen 3161 15 

8 24 ©. 3 DurchfBeft. z. UmſStG. 1926. 
Eine Verpflichtung zur Annahme der 
Leiſtungen eines öffentlich⸗rechtliche Auf- 
gaben erfüllenden Betriebs kann ge⸗ 
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geben fein, obwohl man fih dem Zwang 
zur Annahme der Leiſtung dadurch würde 
entziehen können, daß man auf die Vor⸗ 
nahme einer Handlung verzichtet, die ohne 
Inanſpruchnahme des Betriebs praktiſch 
nicht vorgenommen werden kann 2430 12 

Die Steuerbegünſtigung nach § 39 Durchf⸗ 
Bejt. z. UmſStG. 1926 hat die Inne⸗ 
haltung von Buchführungsvorſchriften 
nicht zur Vorausſetzung 3085 1 

88 53, 54 DurchfBeſt. Zur U. pflicht der 
RA. und Notare. Vorſchläge zu Geſetzes⸗ 
änderungen 2388 

Die in §§ 57—59 DurchfBeſt. z. Date. 
vorgeſehene Sicherheit, die durch U. an⸗ 
zahlung und in Verbindung hiermit 
durch Löſen eines Straßenſteuerheftes zu 
leiſten ift, kann nicht im Wege des § 202 
RAbgO. erzwungen werden 2366 6 

Hat Steuerpflichtiger von der Summe der 
von ihm vereinnahmten Entgelte u.⸗ 
pflichtige Beträge als u. frei abgezogen 
und nur den Reſtbetrag in feiner Der, 
klärung ausgewieſen, ſo liegt keine An⸗ 
gabe ſteuerpflichtiger Werte mit einem 
zu niedrigen Betrage i. S. von § 18a 
S. 1 der 1. StAmn VO. vor, ſondern 
Nichtangabe ſteuerpflichtiger Werte i. S. 
des § 16 1. Eine darauf gerichtete Amne⸗ 
ſtieanzeige iſt nicht deshalb unwirk⸗ 


Sachregiſter 


Unerlaubte Handlung 
Oe 823 II BGB. bgl. unter Schutz⸗ 
geſetz 
bzgl. § 831 vgl. unter Verrichtungsgehilfe 
bzgl. § 833 vgl. unter Tierhalter 
bzgl. § 839 vgl. unter Amtspflichtverlet⸗ 


zung 

Saal, $ 847 BGB. vgl. unter Schmerzens⸗ 

ge 

Nicht nur Anſprüche aus u. H. und nicht 
einmal nur Schadenserſatzanſprüche 
gegen Dritte laſſen die Haftung aus 
5 839 I S. 2 BGB. zurücktreten, auch 
die Möglichkeit, auf ſonſtige Weiſe B. B. 
durch Bereicherungsanſprüche) die Ver⸗ 
mögensminderung auszugleichen, muß 
erſchöpft ſein, bevor gegen den Beamten 
ein Schadenserſatzanſpruch erhoben wer⸗ 
den kann 2545 6 

Der Kraftfahrer handelt fahrläſſig, wenn 
er kurz vor Einmündung einer Seiten⸗ 
ſtraße überholt und zu dieſem Zweck 
ſeine Geſchwindigkeit erhöht. Der auf 
dem Soziusſitz mitfahrende Halter iſt 
zur entſprechenden Einwirkung auf den 
Fahrer bei Meidung eigener Haftpflicht 
aus § 823 BGB. verpflichtet, wenn er 
die durch Fahrläſſigkeit des Führers ver⸗ 
urſachte Gefahr bemerkt, zumal wenn es 
ſich um eine Probefahrt handelt 29358 


täuſchende Mitteilungen oder unwahre 
Behauptungen herabſetzender Urteile 
über den bisherigen Arbeitgeber verſtößt 
ebenfalls gegen die guten Sitten. Der 
Kl., dem in ſittenwidriger Weiſe An⸗ 
geſtellte vom Bekl. abſpenſtig gemacht 
ſind, kann verlangen, daß dieſe Ange⸗ 
ſtellten nicht mehr im bisherigen Ge⸗ 
ſchäftsbereich des Kl. und in ihrem bis⸗ 
herigen Wirkungskreis bei dem Bekl. 
beſchäftigt werden 2187 8 


Erleiden bei Autofahrt der Ehemann und 


die Tochter tödliche Verletzungen, fo 
kann die Ehefrau nicht auf Grund des 
auch zu ihren Gunſten geſchloſſenen Be⸗ 
förderungsvertrags eigene Anſprüche auf 
Erſatz von Beerdigungskoſten und von 
Unterhalt geltend machen; deren Rechts⸗ 
grundlage ergibt ſich vielmehr aus § 844 
BGB. 2973 4 


Unfallfürſorge 2 
PrGeſ. betr. Fürſorge für Beamte infolge 


von Betriebsunfallen. Zu den Koſten des 
„Heilverfahrens“ gehören nicht nur Auf⸗ 
wendungen für Maßnahmen, die das 
Leiden beſſern oder Verſchlechterung auf⸗ 
halten können. Zum Heilverfahren ge⸗ 
hören auch geeignete, wenn auch nur 
vorübergehend wirkende Linderungsmit⸗ 
tel 27719 


ſam, weil der Steuerpflichtige zugleich 
die Steuerpflichtigkeit der angezeigten 
Werte beſtreitet 3161 15 


3010 15 

826 BOB. In einer Vorausverfügung 
über die im Verſicherungsfalle zur Aus⸗ 
zahlung kommenden Beträge aus einer 


Unfallheilkunde 

vgl. unter Medizin 
Unfallrente 

vgl. unter R. 


Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften 
vgl. unter K. 
Uneheliches Kind 

vgl. auch unter Ehelichkeitsanfechtung 

§ 1666 I BGB. Die Weigerung der un- 
ehelichen Mutter, den Namen des Er⸗ 
zeugers ihres Kindes zu nennen, kann 
nicht die Entziehung des ihr nach § 1707 
BGB. zuſtehenden Rechtes der Perſonen⸗ 
forge rechtfertigen 2622 1 

§ 1708 BGB. Der Unterhaltsanſpruch 
eines u. K. gegen ſeinen Erzeuger wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Ehe⸗ 
mann der Mutter feine Vaterſchaft in 
öffentlicher Urkunde anerkannt hat. Dem 
Unterhaltsanſpruch ſteht auch nicht für 
die Vergangenheit die Tatſache entgegen, 
daß der Ehemann der Mutter dem Kinde 
Unterhalt gewährt hat 2643 ? 

$§ 1708, 1710 BGB.; § 850 BPO. Mit- 
berückſichtigung des Einkommens der 
Ehefrau bei Pfändungen gegen den Ehe⸗ 
mann für Unterhaltsanſprüche eines u. 
K. 2420 2 

Bei den Pfändungsbeſchränkungen des 
§ 4a LohnbeſchlG. ift ein u. K. des 


Ehegatten des Schuldners nicht zu be⸗ 


rückſichtigen. Der Lohnzuſchlag, den der 
Schuldner erhält, weil er für ein in 
ſeinem Haushalt befindliches u. K. ſeiner 
Ehefrau ſorgt, kann wegen des Unter⸗ 
haltsanſpruchs ſeines eigenen u. K. ge⸗ 
pfändet werden 2576 3 

8 850 ZPO.; § 1 Lohnpfänd BO. Auch 
einem u. K. gegenüber iſt der Lohn eines 
Arbeiters mit Frau und zwei Kindern 
in Höhe von ½ ö des wöchentlich 38 As 
an Bruttobetrags pfändbar 
2940 3 

$ 1714 BGB. Vertrag, durch den Däi der 
Erzeuger gegenüber der unehelichen 
Mutter unter gewiſſen Bedingungen 
zur Zahlung von Unterhalt für das noch 
nicht geborene Kind verpflichtet, unter⸗ 
liegt nicht der vormundſchaftsgericht⸗ 
lichen Genehmigung 2623 3 

Ein ausländiſches Geſetz, das dem u. K. 
jeden Unterhaltsanſpruch gegen ſeinen 
Erzeuger verſagt, kann in Deutſchland 
nicht angewendet werden 2644 8 3152 


Kaskoverſicherung zugunſten des Kraft⸗ 
fahrzeugeigentümers kann Verſtoß gegen 
die guten Sitten nicht geſehen werden 
28712 3307 4 

§ 826 BGB. Es beſteht keine Vermutung 
dafür, daß der im Betrieb ſeiner Frau 
tätige Ehemann Arbeitnehmer ſei und 
einen Lohnanſpruch gegen ſeine Frau 
habe. Grundſätzlich hält die Rechtſpre⸗ 
chung daran feſt, daß ein Schuldner nicht 
verpflichtet iſt, ſeine Arbeitskraft in den 
Dienſt ſeiner Gläubiger zu ftellen. Of⸗ 
fen bleibt die Frage, ob Gläubiger von 
geſetzlichen Unterhaltsanſprüchen eine be⸗ 
ſondere Behandlung unter dem Geſichts⸗ 
punkt des § 826 verdienen und ob die 
heute ſtärker betonte Rückſicht auf den 
gemeinen Nutzen eine gewiſſe Lockerung 
dieſer Rechtſprechung erfordert 2726 1 

Patentverletzung. Iſt in Sondergeſetzen 
eine erſchöpfende, ausdrücklich und ab⸗ 
ſichtlich einen weitergehenden Schutz 
ausſchließende Regelung für einen Tat⸗ 
beſtand geſchaffen worden, ſo iſt für die 
Anwendung des § 826 BGB. auf die- 
fen Tatbeſtand kein Raum 2136 7 

Für u. H. des Teſtamentsvollſtreckers haf⸗ 
tet der Erbe im Rahmen des § 278 
BGB. Entfällt gemäß SS 278, 254 AGB. 
eine vertragliche Haftung, ſo bleibt nur 
noch die Prüfung aus § 826 BGB. 
übrig 2609 2 

§ 1 UnlWG.; § 826 BGB. Das Abſpen⸗ 
ſtigmachen eines Angeſtellten eines an- 
deren Geſchäftsbetriebs durch Mitbewer⸗ 
ber mit erlaubten Mitteln und zu er⸗ 
laubten Zwecken verſtößt an ſich nicht 
gegen die Grundſätze des lautern Wett⸗ 
bewerbs und die guten Sitten. Sitten⸗ 
widrig ift aber das planmäßige Abſpen⸗ 
ſtigmachen von maßgebenden, gutein⸗ 
gearbeiteten langjährigen Angeſtellten, 
insbeſ, wenn dieſe von dem neuen Ar⸗ 
beitgeber in ihrem bisherigen Wirkungs⸗ 
kreis verwendet werden; ferner das Ab⸗ 
ſpenſtigmachen mit dem Zweck, das Han⸗ 
delsgeſchäft des Mitbewerbers in ſeinen 
wirtſchaftlichen Grundlagen zu treffen. 
Die Verleitung zur Kündigung durch 


Vorausſetzung des 


Univerſität 
dal. unter Hochſchule 
Unlauterer Wettbewerb 
Das Ordnungsprinzip des Wirtſchafts⸗ 


ſyſtems des deutſchen Sozialismus. Zur 
Frage des neuen Wettbewersrechts 2670 


$ 1 Unl W.; § 826 BGB. Das Abſpen⸗ 


ſtigmachen eines Angeſtellten eines an⸗ 
deren Geſchäftsbetriebs durch Mitbewer⸗ 
ber mit erlaubten Mitteln und zu er⸗ 
laubten Zwecken verſtößt an ſich nicht 
gegen die Grundſätze des lautern Wett- 
bewerbs und die guten Sitten. Sitten⸗ 
widrig iſt aber das planmäßige Abſpen⸗ 
ſtigmachen von maßgebenden, guteinge⸗ 
arbeiteten, langjährigen Angeſtellten, 
insbeſ. wenn dieſe von dem neuen Ar⸗ 
beitgeber in ihrem bisherigen Wirkungs⸗ 
kreis verwendet werden; ferner das Ab⸗ 
ſpenſtigmachen mit dem Zweck, das Han⸗ 
delsgeſchäft des Mitbewerbers in ſeinen 
wirtſchaftlichen Grundlagen zu treffen. 
Die Verleitung zur Kündigung durch 
täuſchende Mitteilungen oder unwahre 
Behauptungen herabſetzender Urteile 
über den bisherigen Arbeitgeber ver- 
ſtößt ebenfalls gegen die guten Sitten. 
Der Kl., dem in ſittenwidriger Weiſe 
Angeſtellte vom Bekl. abſpenſtig gemacht 
ſind, kann verlangen, daß dieſe Ange⸗ 
ſtellten nicht mehr im bisherigen Ge⸗ 
ſchäftsbereich des Kl. und in ihrem bis⸗ 
herigen Wirkungskreis bei dem Bekl. be- 
ſchäftigt werden 2137 ® 

Kunſtſchutzes nach 
KunſtSchcz. § 1 Unl W. Auch für ur- 
heberrechtlich nicht geſchützte Gegenſtände 
Schutz gegen Nachahmung nach dem Unl⸗ 
WO., wenn 1. eine individuelle Löſung 
als Ergebnis wertvoller Gedankenarbeit 
erſcheint, 2. durch eigens hierfür ge⸗ 
ſchulte und hochbezahlte Kräfte hervor⸗ 
gebracht iſt 2487 2 


8$ 3, 13 Unl WG. Das durch Zeitungsan⸗ 


zeige erfolgende Angebot eines Rechts⸗ 
beiſtands zur Bearbeitung „aller Zivil 
und Strafrechtsſachen, insbeſ. Eheſchei⸗ 
dungen“, erfüllt den Tatbeſtand des u. 
W. Die örtlichen Fachgruppen „Rechts⸗ 


anwälte“ des BNSDT. e. V. find an- 
tragsberechtigt i. S. des § 13 I Unl⸗ 
WG. 2799 5 

$ 12 II Unl WG. Für die Bevollmächtigung 
zur Stellung des Strafantrags aus § 12 
Unl WG. beſtehen keine Formvorſchriften. 
Der Bevollmächtigte iſt nicht verpflichtet, 
von ſich aus den Nachweis ſeiner Voll⸗ 
macht zu führen. Bei Verbänden kommt 
es nicht auf die Kenntnis des einen oder 
anderen Mitglieds, ſondern nur auf die 
Kenntnis des Vorſtands an. Der Begriff 
des „geſchäftlichen Betriebs“ erfordert 
keine auf Gewinnerzielung gerichtete 
Tätigkeit und ferner auch nicht, daß der 
Umſatz an Dritte erfolge. „Beauftrag⸗ 
ter“ des geſchäftlichen Betriebs iſt jeder, 
der, ohne Inhaber oder Angeſtellter des 
Betriebs zu ſein, für den geſchäftlichen 
Betrieb befugtermaßen tätig wird. Eine 
Bevorzugung „verſchafft“ auch derjenige, 
der ſie auf Grund eigener Entſchließung 
gewährt 2915 t8 

§ 12 H Unl WG. Mitbewerber i. S. des 
Unl WG. ift jeder Gewerbetreibende, der 
Waren oder Leiſtungen gleicher oder ver⸗ 
wandter Art herſtellt oder in den ge⸗ 
ſchäftlichen Verkehr bringt 2922 28 

§ 14 Unl WG. Betriebs⸗ und Kreditſchädi⸗ 
gung durch Weiterbehaupten zugetrage⸗ 
ner nicht erweislich wahrer Tatſachen. 
Behaupten einer Tatſache mit dem ab⸗ 
ſchwächenden Zuſatz: „wie der Behaup⸗ 
tende ſich habe ſagen laſſen“, ändert an 
der rechtlichen Beurteilung nichts, wenn 
der Behauptende zwar zum Ausdruck 
bringt, daß es ſich nicht um eigene Wahr⸗ 
nehmung handle, aber zu erkennen gibt, 
daß das Mitgeteilte den Gegenſtand ſei⸗ 
ner eigenen Überzeugung bildet. Das 
ſtrafbare oder unlautere Verhalten eines 
Geſchäftsinhabers gibt keinesfalls einem 

itbewerber das Recht, ſeinerſeits ihm 

gegenüber — ohne Beziehung zu jenem 
ſtraftbaren oder unlauteren Verhalten 
— eine nach den Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes unzuläſſige Wettbewerbshandlung 
vorzunehmen 2139 9 

Unmöglichkeit der Leiſtung 

Wenn Behörde Sachen einer Privatper⸗ 
ſon in Verwahrung nimmt, entſteht ein 
nach öffentlichem Recht zu beurteilendes 
Stats verhältnis, kraft deſſen für den 
in 1 und ſeine Organe die Verpflich⸗ 
E zur Obhut und, falls öffentliche 
Nu ereſſen nicht entgegenſtehn, zur 
aufgabe der Sachen in unverſehrtem 
SEU erwächſt und für das auch 

die? on maßgebend ift 2842 2 
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5 dieſe Möglichkeit 
ſetzt aber voraus, daß di niet 
Tafung facht, die bie gage beben 
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quidator als weiterer Kl. felbit St fo 
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Der als Teſtamentsvollſtrecker verurteilte 


Schuldner muß den Offenbarungseid 


Sachregiſter 


trotz Kündigung ſeines Amtes leiſten. 
Unanwendbarkeit der Vorſchriften der 
88 239 ff. ZPO. auf das Offenbarungs⸗ 
eidverfahren 2870 1 


Unterhalt 


bzgl. uneheliches Kind vgl. unter u. K. 

§ 1612 II BGB. Die Beſtimmung der El- 
tern über die Art der U.gewährung er- 
fordert eine empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung, die dem Kinde gegenüber ab⸗ 
zugeben iſt; ein Urteilsausſpruch kann 
die freiwillige Erklärung nicht erſetzen. 
Die Beſtimmung, die den geſamten Le⸗ 
bensbedarf umfaſſen muß, kann nur da⸗ 
hingehen, daß der U. ganz oder teilweiſe 
im Hauſe gewährt werden ſoll, aber 
nicht dahin, daß ſtatt der geſetzlich zu⸗ 
nächſt vorgeſehenen Geldleiſtungen ein⸗ 
zelne gewiſſe Naturalleiſtungen erfolgen 
ſollen 2999 

88 612, 826 HGB. Es beſteht keine Ber- 
mutung dafür, daß der im Betrieb ſeiner 
Frau tätige Ehemann Arbeitnehmer ſei 
und einen Lohnanſpruch gegen ſeine 
Frau habe. Grundſätzlich hält die Recht⸗ 
ſprechung daran feſt, daß ein Schuldner 
nicht verpflichtet iſt, ſeine Arbeitskraft 
in den Dienſt ſeiner Gläubiger zu ſtel⸗ 
len. Offen bleibt die Frage, ob Gläu⸗ 
biger von geſetzlichen U. anſprüchen eine 
befondere Behandlung unter dem Ge⸗ 
ſichspunkt des § 826 BOB. verdienen 
und ob die heute ſtärker betonte Rück⸗ 
ſicht auf den gemeinen Nutzen eine ge⸗ 
wiſſe Lockerung dieſer Rechtſprechung er⸗ 
fordert 2726 

Erleiden bei Autofahrt der Ehemann und 
die Tochter tödliche Verletzungen, ſo 
kann die Ehefrau nicht auf Grund des 
auch zu ihren Gunſten geſchloſſenen Be⸗ 
förderungsvertrags eigene Anſprüche auf 
Erſatz von Beerdigungskoſten und von 
U. geltend machen; deren Rechtsgrund⸗ 
lage ergibt fih vielmehr aus § 844 BGB. 
29734 

Der Vorbehalt gleichbleibender Verhält⸗ 
niſſe beherrſcht, abgeſehen von der In⸗ 
flationszeit, nicht jeden U. vertrag, ſon⸗ 
dern es iſt Auslegungsfrage, ob dieſer 
Vorbehalt im Einzelfalle dem Vertrag 
innewohnt 3195“ 

88 1578, 1611 BGB. U. pflicht gegenüber 
dem geſchiedenen Ehegatten. Nachträg⸗ 
liche Verunglimpfungen ſchaffen keinen 
Rechtsgrund, die Zahlung des geſetz⸗ 
lichen U. einzuſtellen. Bei Bemeſſung 
der U.rente dürfen außerordentliche Ein⸗ 
nahmen einzelner Jahre nicht ohne Ein⸗ 
ſchränkung zu Laſten des U. pflichtigen 
berückſichtigt werden, ſondern es iſt auch 
die zukünftige Entwicklung nach Möglich⸗ 
keit zu beachten 3271 8 

U.verträge geſchiedener Ehegatten und 
clausula rebus sie stantibus. U. perträ⸗ 
gen wohnt die clausula rebus sic stan- 
tibus regelmäßig ſtillſchweigend inne. 
Daraus folgt aber nicht, daß bei jeder 
Veränderung der Verhältniſſe anderwei⸗ 
tige Feſtſetzung der vereinbarten Rente 
verlangt werden kann. Es muß ſich um 
weſentliche Veränderungen handeln, die 
die Geſchäftsgrundlage zu erſchüttern und 
den Endzweck beider Parteien zu verei⸗ 
teln geeignet iſt, ſo, wenn die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des U. pflichtigen ſich in Maß 
vermindert hat, daß die Vorausſetzun⸗ 
gen des $ 1579 BOB. erfüllt find. Im 
übrigen kann, insbeſondere was die Bot- 
ausſetzungen der U.bedürftigkeit des Be- 
rechtigten anlangt, für die Frage der 
Abänderbarkeit vertragsmäßig feſtgeſetz⸗ 
ter Ulrenten allein der Inhalt des U.- 
vertrags maßgebend fein 2609 1 
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§ 323 BPO. Die Unabänderlichkeit eines 
Vertrags auf U. rente kann vereinbart 
werden. — Dollarklauſel lediglich Siche⸗ 
rung 3198 11 

Zur Frage der Unterbrechung der Verjäh⸗ 
rung rechtskräftig feſtgeſtellter U. an⸗ 
ſprüche durch erneute Klagerhebung 2449 

Zur Lohnpfändung aus vollſtreckbaren Ur⸗ 
kunden für U. forderungen 2527 

Ein Urteil v. 11. Jan. 1924, das auf 
Zahlung von wöchentlich 6 HM. U., ber- 
vielfältigt mit der am Tage der Zah⸗ 
lung der rückſtändigen und laufenden 
Beträge gültigen Reichsrichtzahl für die 
geſamten Lebenshaltungskoſten lautet, 
kann vollſtreckt werden 3018 4 

Beſchränkte U. vollſtreckung und bürgerliches 
Recht 3253 

8 850 I Ziff. 2 ZPO. Rückſtändige U. gel⸗ 
der verlieren ihren Charakter als U. an⸗ 
ſpruch nicht; ſie werden keine Kapital⸗ 
forderung und ſind der Pfändung nicht 
unterworfen 3079 

8 4 BPO. Die nach Klagerhebung bis zur 
Berufungseinlegung fällig gewordenen 
U.beträge finden bei der Streitwert- 
bemeſſung keine Berückſichtigung 31497 

§ 18 ErbſchStG. Die einer verheirateten 
Tochter von ihrem Vater gewährte U.⸗ 
rente kann, auch wenn ſie an ſich den 
Vermögensverhältniſſen und der Lebens⸗ 
ſtellung der Tochter entſpricht, gleichwohl 
dann nicht als ſchenkungsſteuerfrei ange⸗ 
ſehen werden, wenn der Bedachten durch 
ihren U.anſpruch gegenüber ihrem Ehe- 
gatten eine in wohlhabenderen bürger⸗ 
lichen Kreiſen übliche Lebenshaltung ge⸗ 
ſichert ift 3319 5 

Untermiete 
vgl. unter Miete 
Unterſchlagung 

Straffreih®. v. 20. Dez. 1932. Die Tat- 
ſache, daß der Angekl. die ihm zur Laſt 
gelegte fortgeſetzte U. nur begangen hat, 
um feine anders nicht zu haltende Stel- 
lung als Reiſender aufrechtzuerhalten 
und ſich dadurch lediglich die Mittel zur 
Befriedigung der dringendſten Lebens⸗ 
bedürfniſſe für ſich und ſeine Familien⸗ 
angehörigen zu ſichern, als Befreiungs⸗ 
grund 22727 

Unterſchrift 

unter Vollmacht vgl. unter V. 
Unterſuchung, ärztliche 

vgl. unter A. U 
Unterſuchungshaft 

Eine erlittene Schutzhaft kann nicht gemäß 
8 60 StGB, angerechnet werden 2167? 

8 60 StGB.; SS 354, 358 StPO. Zurück⸗ 
ee der Sache — ohne auch nur 
teilweiſe Aufhebung des angefochtenen 
Urteils — an die Vorinſtanz zur Prü⸗ 
fung und Entſcheidung, ob U. auf die 
Strafe anzurechnen fei 2914 17 

Art. 14 Ausf®. z. GewohnhVerbrö. Ein 
Antrag der StA. auf nachträgliche An⸗ 
ordnung der Sicherungsverwahrung, der 
erſt nach Verbüßung der fraglichen 
Strafe bei dem Gericht eingeht, muß ab⸗ 
gelehnt werden, auch wenn zu dieſer 
Zeit die perſönliche Freiheit des Angekl. 
durch Schutzhaft oder U. beſchränkt iſt 
2912 

Untreue (8 266 StGB.) 

bzgl. § 312 HOB. vgl. unter AktG.; bzgl. 
$ 146 Gen®. dgl. unter Gen. 

8 266 I Ziff. 2 StGB. Im Unterlaſſen 
kann Verfügung nur dann erblickt wer⸗ 
den, wenn das Handeln gerade auf 
Grund des Vollmachtsverhältniſſes 
Pflicht geweſen wäre 2241 ° 

Verpflichtet ſich GmbH., bei dem Weiter- 
verkauf von unter Eigentumsvorbehalt 
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gekaufter Ware den Erlös als Eigen- 
tum des Verkäufers anzuerkennen, zu 
verwahren und bei Fälligkeit des dafür 
gegebenen Wechſels an den Verkäufer 
abzuführen, ſo ſind die mit dem Verkauf 
der Ware befaßten Geſchäftsführer der 
GmbH. nicht ohne weiteres als Bevoll⸗ 
mächtigte des den Eigentumsvorbehalt 
ausſprechenden Verkäufers anzuſehen 
3063 12 
§ 266 Nr. 2 StGB. Der Bürgermeiſter 
und der Sparkaſſendirektor einer Stadt 
können durch Verfügung über Mittel der 
Stadt und der Sparkaſſe auch dann U. 
begehen, wenn ſie auf Grund von Be⸗ 
ſchlüſſen der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung und des Sparkaſſenvorſtands han⸗ 
deln, dieſe Beſchlüſſe aber einer pflicht⸗ 
mäßigen Geſchäftsgebarung überhaupt 
zuwiderlaufen oder auch nur die dem 
pflichtmäßigen Ermeſſen gezogenen 
Grenzen überſchreiten 2773 14 
§ 266 Ziff. 2 StGB. Zu den Begriffen 
„Baugeld“ (§ 1 III Bauford®.) und 
„Revolvingkredit“. U. durch Bevorſchuſ⸗ 
fung eines Baues ſeitens einer Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt. Zum inneren Tat- 
beſtand der U. 2469 10 
8 266 II StGB. U. durch rechtswidrige 
entgeltliche Entnahme von Loſen aus 
einer veranſtalteten und vom Täter ge⸗ 
leiteten Lotterie. Zu den Begriffen 
„Schädigung des Volkswohls“ und 
„beſonders argliſtiges Handeln“ 2851 17 
88 263 IV, 266 II StGB. Zum Begriffe 
des beſonders ſchweren Falls 2920 25 
Vertragswidrige Verfügung über einen 
als Treugut übergebenen Inhaber⸗ 
ſcheck 3220 t 
Unzuläſſige ne 
Verwirkung und Unzuläſſigkeit der R. 
Schrifttum 2451 
Vertragsauslegung. Kein Recht reicht wei⸗ 
ter, als Treu u. Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte es geftatten; u. R. 3300 ° 
Unzurechnungsfähigkeit ($ 51 StGB.) 
vgl. unter Zurechnungsfähiglkeit 
Urheberrecht 
vgl. auch unter Kunſtſchutz, Literariſches 
U., Film 
Gutachten über urheberrechtliche, verlags⸗ 
rechtliche und verlegeriſche Fragen. 
Schrifttum 2679 
Urkunde 
§ 286 RPO. Die Auslegung einer U. ift 
Aufgabe des Gerichts, ohne daß in die⸗ 
ſer Beziehung die Beweispflicht einer 
Partei in Frage kommt. Nur wenn 
außerhalb der U. liegende Umſtände 
eine für die Auslegung weſentliche 
Grundlage bilden ſollen, hat die Partei, 
die ſich auf dieſe Umſtände beruft, ſie 
darzulegen und zu beweiſen 3128 7 
Urkundenbeweis 
Beweisaufnahme durch Verwertung von 
im Armenrechtsverfahren aufgenomme⸗ 
nen Protokollen 2346 3 2348 6 
Verwertung von Urkunden, die im Ar⸗ 
menrechtsverfahren zu den Akten gelangt 
find, im ordentlichen Prozeß 3221 2 
Urkundenfälſchung 
ngl. auch unter Stempelmarkenvergehen, 
Paßfälſchung 
§ 267 StGB. Wer an Stelle eines zur 
Ablegung der Referendarprüfung zuge⸗ 
laſſenen Prüflings mit deſſen Einwilli⸗ 
gung eine Klauſurarbeit anfertigt und 
mit dem Namen des Prüflings ver⸗ 
ſieht und dieſe Arbeit unter Erweckung 
des Scheins, daß er der Träger jenes 
Namens fei, an den Aufſichtsbeamten 
abliefert, erfüllt hierdurch den äußeren 
Tatbeſtand der Privat. Der innere 
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Tatbeſtand wird durch die irrige An⸗ 
nahme, daß durch die Zuſtimmung des 
Namensträgers das Merkmal der fälſch⸗ 
lichen Anfertigung oder ihrer Rechts⸗ 
widrigkeit beſeitigt werde, nicht berührt, 
da es ſich hierbei um Strafrechtsirrtum 
handelt 2148 18 

SS 267, 268 SGB. Der Verfügung des 
Fremdenamts, durch welche Ausländern 
die Aufenthaltserlaubnis erteilt wird, 
kommt die Eigenſchaft öffentlicher Ur⸗ 
kunden zu. Daß ſolche Urkunden ſich in 
den zur öffentlichen Einſicht nicht zu⸗ 
gänglichen Akten befinden, iſt rechtlich 
unerheblich 2978 18 

§ 268 StGB. Da zur Vollendung der 
ſchweren U. nur die Abſicht der Erlan⸗ 
gung eines Vermögensvorteils erforder⸗ 
lich iſt, braucht der Vorteil nicht auch 
erreicht zu werden oder auch nur in 
Wirklichkeit vorhanden zu ſein; vielmehr 
genügt, wenn das, was der Täter er⸗ 
ſtrebt, nach ſeiner zutreffenden Vorſtel⸗ 
lung ein Vermögensvorteil wäre 2558 14 

Së 267, 270 StGB. ſchlagen nicht ein, 
wenn eine Frau ſich in Mietvertrag 
dem Vermieter gegenüber nur deshalb 
einen falſchen Namen beilegt, um die 
Tatſache zu verdecken, daß ſie als Ledige 
mit dem Mieter zuſammenlebt 3064 1° 

Das Anbringen erdichteter Namen ſtellt 
im Bilderhandel eine U. dar. Wahldeu⸗ 
tige Feſtſtellung der Tatbeſtände des 
§ 267 und des § 270 StGB. 3204 18 

Unter den Begriff der öffentlichen Urkunde 
i. S. von §§ 271—273 StGB. fallen 
auch öffentliche Urkunden des Auslan⸗ 
des 2920 26 3059 ® 

Das nach der PröVollzO. v. 23. März 
1914 zu führende Dienſtregiſter iſt nicht 
als öffentliches Regiſter oder Buch an⸗ 
zuſehen. Dagegen kommt es als Ur- 
kunde i. S. von § 348 II StGB. in 
Betracht 2338 10 

Eine ſchwere Privat. kann mit einem 
Verbrechen gegen die SS 348 II, 349 
StGB. in natürlicher Handlungseinheit 
ſtehen. Die Grundſätze von RGSt. 44, 
223 find auf einen Fall anzuwenden, 
in dem zwei Verbrechen gegen die 
SS 348 II, 349 SGB. in Tateinheit 
mit einem Betrug ſtehen 2979 10 

Urkundenprozeß 

8 596 RVO. Der Übergang vom U. ins 
ordentliche Verfahren im 2. Rechtszug 
2829 

Gegenüber einer durch Aufrechnung ſchon 
getilgten Forderung ift eine Aufrech⸗ 
nung nicht mehr möglich, aber gegen⸗ 
über dem Rückzahlungsanſpruch aus 
88 600 II, 302 IV 2—4 3PO. kann auf⸗ 
gerechnet werden 3193! 

Urkundenunterdrückung 

8 274 Ziff. 1 StGB. oder ſonſtiger ſtraf⸗ 
barer Tatbeſtand iſt nicht erfüllt, wenn 
jemand die für einen früheren Unter⸗ 
mieter eingegangene Poſtkarte nicht an 
dieſen, ſondern an den Abſender zu⸗ 
rückgehen läßt, die der Karte entnom⸗ 
mene Warenbeſtellung aber ſelbſt aus⸗ 
führt 2640 0 

Urlaub 

U.anſprüche bei Beendigung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes auf Grund des BWG. 
2356 2 

Urſächlicher Zuſammenhang 
vgl. unter Kauſalzuſammenhang 
Urteilsberichtigung (§ 319 ZPO.) 

Die Streitwertfeſtſetzung des LArbG. ift 
für die Reviſionsfähigkeit des Urteils 
ſchlechthin maßgebend, auch wenn den 
Klageanträgen nicht voll entſprochen 
und der Bekl. demnach nicht in Höhe 


der Reviſionsſumme beſchwert ift. Die 
unterlaſſene Streitwertfeſtſetzung kann 
durch Berichtigungsbeſchluß nachgeholt 
werden 2358“ 
Urteilsgründe 
vgl. unter Strafurteil, Zivilurteil 
Veranlagung 
dgl. auch unter Berichtigungs V. 
Entſcheidend für die Freigrenzen des 8 2 
Ziff. 4 RFlucht StVO. ift die vorläufige 
oder endgültige oder Berichtigungs V. 
des Steuerpflichtigen. War ſeine Her⸗ 
anziehung mit Rückſicht auf die 1. St⸗ 
AnınBD,. v. 23. Aug. und 19. Sept. 
1931 ausgeſchloſſen, ſo behält es für die 
Reichsfluchtſteuer bei der tatſächlichen 
V. fein Bewenden 3160 1 
Veräußerungsverbot 
vgl. unter Zwangsverſteigerung 
Verband 
vgl. auch unter Gewerkſchaft 
Zur Frage der Rechtsnachfolge der im 
Zuge der nationalſozialiſtiſchen Erhe⸗ 
bung aufgelöſten Verbände; insbe], zur 
Frage der Vermögensübernahme i. S. 
des § 419 BGB. 2876 ! 
Verbindung 
§ 947 BGB. Iſt Kraftwagen aus Einzel⸗ 
teilen erbaut worden, die verſchiedenen 
Eigentümern gehörten, ſo ſteht, ſolange 
die V. dauert, jedem Eigentümer eines 
Einzelteils ein die Veräußerung des 
Kraftwagens hinderndes Recht zu, auch 
wenn der Einzelteil etwa nicht zum 
weſentlichen Beſtandteil des Kraftwa⸗ 
gens geworden fein folte 25403 
Verbrauch der Strafklage 
$ 264 StPO. Identität des hiſtoriſchen 
Vorgangs 2863 2 
Die Zurücknahme der öffentlichen Klage 
durch den StA. und die Einſtellung des 
Verfahrens durch das Gericht bewirkt 
keinen V. d. St. 3142 1 
88 36 Ziff. 3, 7 DevVO. v. 23. Mai 
1932. V. d. St. Unerlaubte Aushändi⸗ 
gung inländiſcher Zahlungsmittel an 
Ausländer und darauffolgende Erſchlei⸗ 
chung der Genehmigung einer Deviſen⸗ 
ſtelle. Verhältnis beider Vergehen zu⸗ 
einander 2339 11 
Fur den V. d. St. iſt der Tag der Zu⸗ 
ſtellung (nicht ſchon der der Erlaſſung) 
des Strafbefehls oder Straſbeſcheids 
maßgebend 2168 
Verein 
Së 26, 58, 60 BGB. Eine Satzungs⸗ 
beſtimmung, nach der der Stellvertreter 
nur für den Fall der Verhinderung des 
B.leiters Vorſtand i. S. des § 26 BGB. 
ſein ſoll, iſt unzuläſſig. Der Führer⸗ 
gedanke läßt ſich verwirklichen durch Be⸗ 
rufung des Vorſitzenden zum alleinigen 
Vorſtandsmitglied mit der Befugnis, bei 
Eintritt ſeiner Verhinderung einen 
Stellvertreter zu benennen und dieſen 
mit Vollmachten zu verſehen. Die Sat⸗ 
zung muß eine Beſtimmung über die 
Beurkundung der Mitgliederverſamm⸗ 
lungsbeſchlüſſe enthalten. Die Mitglie- 
derverſammlung, deren Befugniſſe ent⸗ 
ſprechend beſchränkt ſind, iſt auch bei 
Durchführung des Führergedankens nicht 
entbehrlich 2800 ® 
§ 40 BGB. Ein V. kann auch nach dem 
Führerprinzip gegründet und eingerich⸗ 
tet werden. Iſt dies geſchehen, ſo haftet 
er aus einem von ſeinem bevollmächtig⸗ 
ten Geſchäftsführer geſchloſſenen Miet- 
vertrag 3000 e 
Gleichſchaltung von Vereinen unter Ein- 
führung des Führerprinzips 3188 
88 32, 33 BOB. Die Bekanntmachungen 
eines e. V. können rechtswirkſam auch 


in einem Blatt erfolgen, das entgegen 
einem früheren Beſchluß des ſatzungs⸗ 
gemäß hierfür zuſtändigen Viorgans in 
ſtulſchweigender Übung unbeanſtandet 
als Mitteilungsblatt des V. verwendet 
worden iſt. Bei Einberufung der Mit⸗ 
gliederverſammlung eines e. V. iſt der 
Gegenſtand der Beſchlußfaſſung durch 
Ankündigung einer „Satzungsänderung“ 
nicht hinreichend bezeichnet; vielmehr 
muß mindeſtens erſichtlich gemacht wer⸗ 
den, welche Beſtimmungen der Satzung 
geändert werden ſollen. Satzungsände⸗ 
rung des Inhalts, daß es zur Ande⸗ 
rung des Zwecks des V. in Abweichung 
von § 33 I 2 BGB. nicht der Zuſtim⸗ 
mung aller Mitglieder bedürfe, ſteht 
einer Anderung des Zwecks des V. gleich 
und kann daher nicht mit der für ge- 
wöhnliche Satzungsänderungen erforder⸗ 
lichen Mehrheit beſchloſſen werden 21612 
8 9 1 Nr. 7 Körp StG. Ein V., deffen fat- 
zungsmäßiger Zweck darauf gerichtet iſt, 
das Volk zur völligen Enthaltung vom 
Alkoholgenuß zu erziehen, kann auch im 
heutigen Staate nicht als eine aus⸗ 
ſchließlich gemeinnützigen Zwecken die⸗ 
11 Körperſchaft anerkannt werden 
825 


Vereinigte Staaten von Amerika 

In den V. St. v. A. hat erſt die Cable 
Bill v. 22. Sept. 1922 beſtimmt, daß 
die Heirat mit einem Amerikaner der 
Frau nicht ohne weiteres die amerika⸗ 
niſche EN verſchafft, 
ſondern Naturaliſierung erforderlich 
bleibt. Nach amerikaniſchem Kolliſions⸗ 
recht iſt für das Beſtehen von Ehehin⸗ 
derniſſen das Recht des Abſchlußortes 
maßgebend. Die früher in den V. St. 
geltende common-law-Ehe verſtößt nicht 
gegen die guten Sitten oder den Zweck 
eines deutſchen Geſetzes 2802 10 

Geſchriebene Verfaſſung und Rechtsſicher⸗ 
910 in den V. St. v. A. Schrifttum 


Vereitelung der Zwangsvollſtreckun 288 
re 9 Zwangsvollſ a ($ 


Der Vorſtand einer ſtädtiſchen Sparkaſſe 
hat ſelbſtändiges Recht, einen Strafan⸗ 
trag zu ſtellen, wenn die Forderung, 
gegen deren Befriedigung das Vorgehen 
des Angekl. ſich richtete, in dem Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe der Sparkaſſe für dieſe 
entſtanden war 3205 ?° 

erfallertlärung 

Die V. des § 335 StGB. deckt ſich begriff⸗ 
lich nicht vollkommen mit der „Einzie⸗ 
hung“ nach § 40 SGB. Im Urteil ge- 
mäß § 335 StGB. ift nicht auszuſpre⸗ 
chen, daß „die zu Unrecht eingenomme⸗ 
nen Gelder eingezogen werden“, ſondern 
„Ein Geldbetrag von ... AAM wird für 

B em Staate verfallen erklärt“ 2558 16 
erfallklauſel 
in vollſtreckbarer Urkunde vgl. unter 
Vollſtr. U. > 
Verfaſſungsrecht 

So Neuaufbau des Reichs; Aufhebung 
es Reichsrats; Deutſche Staatsangehö⸗ 
GER — Das Gef. zur Sicherung der 
Einheit von Partei und Staat. Schrift⸗ 
tum 2839 

e Eelere zum Staat der Par- 

"däer Berfoftung und Rechtsſicher⸗ 

in den Vereinigten Sta 
Amerika. Schrifttum 2760 3 R 
ung 
at Verletzter in einem V. dem and 
Teil (hier Verſicherungsgeſell as in 
Gemäßheit ihres S denen ber 
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auf alle Anſprüche verzichtet, auch wenn 
künftig noch andere als die bis dahin 
bekannten Folgen ſich ergeben ſollten, 
ſo bleibt nach Eintritt erheblicher Spät⸗ 
folgen im Wege der Vertragsauslegung 
doch zu prüfen, ob der Vertragswille 
auch dieſe Folge mit umfaßt 3265 

Wenn in Erfüllung eines außergerichtli⸗ 
chen V. die Klage zurückgenommen wird, 
ift nach § 271 IT ZPO. zu entſcheiden 
2347 5 

Weſen und Bedeutung gerichtkicher Ver⸗ 
gleiche 2436 f 

Einfluß eines V. in der BeſchwInſt. auf 
den Zuſchlagsbeſchluß 3187 

§ 794 I Ziff. 1 ZPO. Kann aus einem 
vor dem Vollſtreckungsgericht abge⸗ 
ſchloſſenen V. Koſtenfeſtſetzung ſtattfin⸗ 
den? 2448 

§ 794 Ziff. 1 ZPO. Das Verfahren betr. 
Armenrecht endigt nicht ſchon immer mit 
dem das Armenrecht bewilligenden Be⸗ 
ſchluß, ſondern, falls fich die Streitteile 
einigen, erſt mit Protokollierung des V. 
durch den beauftragten Richter. Dieſer 
V. ift ein zur Zwangsvollſtreckung ges 
eigneter Titel, alſo iſt dem Antrag auf 
Koſtenfeſtſetzung ſtattzugeben 3222 3 

88 14, 23 GKG. Wenn der Rechtsſtreit in- 
folge Teilurteils ſowohl in der unteren 
als auch in der höheren Inſtanz anhängig 
iſt und durch einen in der höheren In⸗ 
ſtanz abgeſchloſſenen oder mitgeteilten 
V. in vollem Umfang erledigt wird, ſo 
fällt die Beweisgebühr auch für die un⸗ 
tere Inſtanz inſoweit fort, als nicht in 
dieſer Inſtanz über den Anſpruch be⸗ 
reits entſchieden war. Zu erfordern iſt 
die Gebühr in voller Höhe nach dem 
Teilwert, der für die untere Inſtanz 
durch Teilurteil erledigt war 32964 

§ 13 Ziff. 1 RAGebO. Keine Erhöhung 
der Prozeßgebühr bei Ausdehnung des 
Armenrechts auf vergleichsweiſe zu er⸗ 
8 nicht rechtshängige Anſprüche 
2633 © 

§ 1 ArmAnwG. Erwirkung der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung zu 
einem für die minderjährige arme Par⸗ 
tei geſchloſſenen V. liegt außerhalb des 
Armenrechts und der Beiordnung 2497 

$ 5 Arm Anw. Ein rechtskräftiger Titel 
legitimiert die Staatskaſſe zur Einfor⸗ 
derung der von ihr erſtatteten Rechts⸗ 
anwaltsgebühren ohne Rückſicht auf 
einen vor Rechtskraft etwa abgeſchloſſe⸗ 
nen V. 2497 16 

§ 5 Arm Anw. Beſchränkung des Rechts 
der Parteien, ſich über Armenanwalts⸗ 
koſten zum Nachteil der Staatskaſſe zu 
vergleichen 2570? 

8 5 ArmAnwG. Ein nach Erlaß eines erft- 
inſtanzlichen, noch nicht rechtskräftigen 
Urteils im Armenrechtsprozeß geſchloſſe⸗ 
ner V., der hinſichtlich der nach § 5 
Arm Anw. auf die Staatskaſſe über- 
gegangenen Parteikoſten vom Urteil ab⸗ 
weicht, iſt mit Wirkung für die Staats⸗ 
kaſſe möglich 3301 11 

Vergleichsgebühr (8 36 GKG.) 

Berechnung der gerichtlichen V. 2500 -° 

Vergleichsgebühr (8 13 Ziff. 3 RAGeb O.) 

Vergleich im gebührenrechtlichen Sinne 
nur, wenn Entſcheidung des Gerichts 
erſpart werden fol 2710? 

Iſt die V. für einen unter Widerrufsvor⸗ 
behalt geſchloſſenen Vergleich zuzubilli⸗ 
gen? 2174 2346 3300 8 

Ein nach Klagerhebung geſchloſſener außer⸗ 
gerichtlicher Vergleich, in dem der Bekl. 
den Klageanſpruch anerkennt und ſich 
verpflichtet, Verſäumnisurteil ergehen 
zu lafen, löſt die V. aus 3015 2 


101 


8 91 BPO. Ob eine dem Verkehrsanwalt 
im Verhältnis zu ſeiner Partei zu⸗ 
ſtehende V. erſtattungsfähig iſt, hängt 
davon ab, ob die Zuziehung zweier An⸗ 
wälte objektiv erforderlich war 301117 

Den beiden Parteien im Scheidungspro⸗ 
zeß beigeordneten Armenanwälten ſteht 
für einen Vergleich, in dem ohne erkenn⸗ 
baren Grund von der geſetzlichen Folge 
zu Hotten der Staatskaſſe abweichende 
Koſten vereinbarung getroffen ift, keine 
V. zu 3148 ° 

Vergleichsverfahren, gerichtliches 

bögl. Offenbarungseid nach § 61 III 
VerglO. vgl. unter O. 

Das Weſen des Vergleichs zur Abwen⸗ 
dung des Konkurſes unter Berückſichti⸗ 
gung des Zwangsvergleichs im Kon⸗ 
kurſe. Schrifttum 2126 

§ 29 VerglO. Der Lehrling im Konkurs 
und g. V. des Lehrherrn 2894 

88 4, 32 VerglO. Bedeutung der Verletzung 
des § 32 Vergl. Anzeigen vermittlung 
als Wiederkehrſchuldverhältnis 2178 4 

§ 84 VerglO. ſchließt im Falle des An- 
ſchlußkonkurſes nicht die Anwendung des 
§ 37 KO. aus. Es kann nicht allgemein 
davon ausgegangen werden, daß bei 
Zwangsverſteigerungen der Wert der 
verſteigerten Sachen i. S. des 8 37 KO. 
erzielt werde 3305 

Verhandlungsgebühr (§ 13 Ziff. 2 RA- 

Gebo.) 

Die bloße Stellung widerſprechender Sach⸗ 
anträge ohne erläuterndes Vorbringen 
begründet keine V. 2638 18 

Im Falle des § 618 ZPO. entfteht weder 
V.⸗ noch Vertagungsgebühr 2420 3 

Verhütung erbkranken Nachwuchſes 

vgl. unter E. N 

Verjährung 

$ 194 B.; Art. 187 EGBGB. Keine V. 
des Anſpruchs auf Eintragung einer alt⸗ 
rechtlichen Grunddienſtbarkeit im Grund⸗ 
buch 2354 5 

88 195, 198, 217 BGB. Anwendung der 
Vorſchriften des BGB. über die Dauer 
der V.friſten auf die vor 1900 entſtan⸗ 
denen, aber vor dem 1. Jan. 1900 noch 
nicht verjährten Anſprüche (Art. 169, 
170 EGS BGB.). Der fog. Einwand der 
Argliſt greift auch gegenüber der Ein⸗ 
rede der V. Platz. Die Friſt, innerhalb 
deren nach Beendigung der den Ein⸗ 
wand der V. rechtfertigenden Verhält⸗ 
niſſe der Auſpruch geltend zu machen iſt, 
iſt nach den Anforderungen des anſtän⸗ 
digen Geſchäftsverkehrs und den Um⸗ 
ftänden des Falles zu beſtimmen 2233 * 

88 195 f. BGB. Der Anſpruch aus $ 179 
BGB. unterliegt der 30jährigen V. 
2329 1 

Die kurze B.frift des § 477 BOB. kommt 
nicht bei Verletzung von Nebenpflichten 
des Kaufvertrags in Frage, wenn dieſe 
mit der Mangelhaftigkeit der Kaufſache 
ſelbſt nicht in unmittelbarem, nicht von 
ihr zu trennendem Zuſammenhang 
ſtehen. Es gilt dann die 30jährige V.⸗ 
friſt des § 195 BOB. 2395 ? 

Die Anſprüche des Abzahlungsverkäufers 
auf Wertminderung und Vergütung der 
Gebrauchsüberlaſſung verjähren bei ent⸗ 
ſprechender Anwendung von § 558 
BoB. in ſechs Monaten nach Rückgabe 
der Sachen 3017 3 

Nach V. der Anſprüche aus § 36 Lit⸗ 
UrhG. kommen immer noch Anſprüche 
aus § 812 BGB. wegen unbefugten 
Abdrucks und Verbreitung in Betracht, 
die erſt nach 30 Jahren verjähren. Der 
Begriff der Verwirkung kann nur in 
Fällen außerordentlicher wirtſchaftlicher 
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Umwälzungen und der dadurch beding- 
ten Unſicherheit der Rechtsbeziehungen 
herangezogen werden. Bei normalen 
Verhältniſſen würde die Anwendung des 
Verwirkungsgedankens zu Außerkraft⸗ 
ſetzung der V.vorſchriften führen 2642 4 

88 196 Nr. 8, 198 BGB. V. des An- 
ſpruchs eines Angeſtellten auf Gewinns 
anteil; Beginn der V. 21811 

Der Schadenserſatzanſpruch, der auf Ver⸗ 
letzung der „Notars⸗Rechtskundigen“⸗ 
Tätigkeit geſtützt wird, verjährt rechts⸗ 
ähnlich § 32 a RA O., § 198 BGB. in 
fünf Jahren 2490 + 

Durch erfolgreiche Eheanfechtung ſteht 
zwar feſt, daß die Ehe von Anfang an 
nicht beſtanden hat. Indeſſen war, be⸗ 
vor die Anfechtung erklärt worden war, 
doch eine Ehe der Form nach vorhanden, 
und hierdurch war die Kl. gehindert, 
den Anſpruch auf Witwenrente nach 
ihrem erſten im Krieg gefallenen Ehe⸗ 
mann geltend zu machen. Bei dieſer Sach⸗ 
lage muß ihr der Rechtsgedanke des 
§ 202 BGB. zugute kommen; die V. 
war alſo gehemmt, ſolange die Ehe for⸗ 
mell beſtanden hat. In ähnlicher Weiſe 
hat RG. 80, 213 den § 202 BGB. für 
anwendbar erklärt, wenn dem Verſicher⸗ 
ten aus der Unfallverſicherung Rente 
durch Beſcheid bewilligt worden war, 
dieſer Beſcheid aber, da er von Anfang 
an zu Unrecht ergangen war, ſpäter wie⸗ 
der aufgehoben worden iſt 21881 

8 218 II BGB. Zur Frage der Unterbre⸗ 
chung der V. rechtskräftig feſtgeſtellter 
Unterhaltsanſprüche durch erneute Klag⸗ 
erhebung 2449 

§ 222 II BOB. Kein Rückforderungsrecht 
desjenigen, der in Unkenntnis einer 
ihm gebotenen Aufrechnungsmöglichkeit 
bezahlt hat. Das ergibt ſich ſowohl aus 
8 813 allgemein, als auch im Zuſam⸗ 
menhang mit dem dort bezogenen § 222 
II BGB., namentlich aber für den Kau⸗ 
fer, der den Kaufpreis bezahlt hat, ſchon 
aus der beſonderen dem Käufer ledig⸗ 
lich eine Einrede gegen den Kaufpreis⸗ 
anſpruch gebenden Beſtimmung der 
88 478, 479 BGB. 2129 2 

Bei der auf fahrläſſige Amtspflichtverlet⸗ 
zung geſtützten Amtshaftungsklage kann 
die V. des § 852 BGB. erft beginnen, 
wenn der Verletzte weiß, daß kein an⸗ 
derer erſatzpflichtig oder wie hoch der 
Ausfall iſt. Der Geſchädigte darf ſich je⸗ 
doch, wenn für die Schadenszufügung 
nur das Verhalten beſtimmter Perſonen 
urſächlich geweſen ſein kann, nicht völ⸗ 
lig untätig verhalten und abwarten, ob 
zufällig die eigentliche Urſache aufge⸗ 
Hart und ihm bekannt wird. Unterbleibt 
die Prüfung einer begründeten Vermu⸗ 
tung der Erſatzpflicht eines Dritten, ſo 
beginnt die V. des § 852 BGB. in dem 
Zeitpunkte, in dem im Klageweg hätte 
feſtgeſtellt ſein können, daß von dem 
Dritten Schadenserſatz nicht oder nur 
zum Teil erlangt werden konnte 2543 4 

Richtet ſich die V. nach ausländiſchem 
Recht, ſo wird nicht dadurch die An⸗ 
wendung deutſchen Rechts herbeigeführt, 
daß die V. dem ausländiſchen Prozeß⸗ 
recht angehört und dieſes auf die lex 
fori verweiſt, es fei denn, daß die An- 
wendung des ausländiſchen Rechts dem 
Zweck des deutſchen Geſetzes widerſpricht. 
Auch diejenigen ausländiſchen Vorſchrif⸗ 
ten, die die V. als Prozeßvorſchriften 
behandeln und deren Gerichte ſie des⸗ 
halb ſtets anwenden, haben einen ma⸗ 
teriellrechtlichen Inhalt, der in ſeinen 
Wirkungen dem ſachlich⸗rechtlichen In⸗ 


Sachregiſter 


ſtitut der V. nach deutſchem Recht i. S. 
des Zwiſchenrechts gleichkommt. Dann 
find auch die ausländiſchen V.vorſchriften 
und V. friſten anzuwenden 31211 

§ 20 a III SGB. Der Lauf der fünf- 
jährigen Rückfallverjährungsfriſt wird 
nur durch Verurteilungen der in Art. 5 
Nr. 2 Gewohnh Verbr. genannten Art 
unterbrochen 6220 1 

Die dem Steuerpflichtigen bekanntgegebene 
Ausſetzung der Vollziehung (§ 251 R- 
Abg.) unterbricht die V. 2366 5 

Së 162, 193 RAbgO. n. F. Die Buchprü⸗ 
fung eines Großbetriebs ſtellt keine 
Handlung dar, durch die eine V. des 
Steueranſpruchs gegen ein Aufſichts⸗ 
ratsmitglied dieſes Unternehmens un⸗ 
terbrochen wird 3163 22 

Hat der Erblaſſer Steuern hinterzogen und 
werden nach ſeinem Tode Berichtigungs⸗ 
veranlagungen vorgenommen, ſo beträgt 
die V.friſt zehn Jahre, auch wenn die 
Erben, die für die hinterzogenen Steuern 
haften, von der Steuerhinterziehung 
keine Kenntnis hatten 28783 

Die Forderungen der Gemeinden auf 
Straßenherſtellungskoſtenbeiträge i. S. des 
§ 22 Orts Straß. unterliegen der fünf- 
jährigen V. nach dem AbgVerjc̃. Die V. 
dieſer Forderungen kann früheſtens mit 
ihrer Entſtehung, alſo, auch bei noch 
unbebauten Grundſtücken, mit der Stra⸗ 
ßenherſtellung beginnen 2591! 

Hat der Verwaltungsrichter eine wegen 
mehrerer Verſtöße gegen eine Pol VO. 
erlaſſene einheitliche Zwangsgeldfeſtſet⸗ 
zung aufgehoben, weil ſich einer der 
Verſtöße als zu Unrecht angenommen 
erwieſen hat, ſo kann die Polizei wegen 
der anderen nachgewieſenen Verſtöße er⸗ 
neut ein Zwangsgeld feſtſetzen. V. por⸗ 
ee ſtehen dem nicht entgegen 

$ 1 


SS 789, 790, 720, 740, 574 II 11 ALR. Der 
baulaſtpflichtige Kirchenpatron ift für 
den Neubau eines zweiten und weiteren 
Pfarrgebäudes beitragspflichtig, ſofern 
deſſen Bau durch Anwachſen der See⸗ 
lenzahl der Kirchengemeinde notwendig 
wird. Der vorſtehende Grundſatz gilt 
auch für das durch V. (Erſitzung) er- 
langte Patronat, falls nicht der Patron 
in der Erſitzungszeit ausdrücklich oder 
durch ſchlüſſige Handlungen den Willen 
erkennbar gemacht hat, den Umfang der 
Patronatspflichten auf die während der 
Erſitzungszeit vorhandenen Gebäude zu 
beſchränken 2815 ? 

8 1700 Nr. 3 RVO. Streit über den An- 
ſpruch ſelbſt beſteht nicht, wenn der Ber- 
ſicherungsträger für einen Teil des An- 
ſpruchs die Einrede der V. nach § 29 
III RVO. geltend macht. § 1700 Nr. 3 
RVO. ift daher in ſolchem Falle an- 
wendbar 2733 4 


Verkehrsanwalt 


§ 44 RAGebO. Ob eine dem V. im Ber- 
hältnis zu ſeiner Partei zuſtehende Ver⸗ 
gleichsgebühr erſtattungsfähig iſt, hängt 
davon ab, ob die Zuziehung zweier An⸗ 
wälte objektiv erforderlich war 30117 


Verkehrsrecht 


Die neue Reichsſtraßenverkehrsordnung 
v. 28. Mai 1934. Schrifttum 3119 
Die Ausführungsanweiſung zur RStraß⸗ 

Berto. 2881 
Zur Auslegung des § 25 der RStraß⸗ 
VerkO. 2900 


Verlagsrecht 


Gutachten über urheberrechtliche, verlags⸗ 
rechtliche und verlegeriſche Fragen. 
Schrifttum 2679 


Verleitung zum Falſcheid ($ 160 StGB.) 

Bei Leiſtung des Offenbarungseids gemäß 
8 61 III VerglO. brauchen zwar völlig 
wertloſe Forderungen nicht angegeben zu 
werden, wohl aber zweifelhafte. Dabei 
ſind alle z. Z. der Beeidigung obwal⸗ 
tenden Umſtände zu berückſichtigen. Be⸗ 
lehrt RA. hierüber den Schwurpflichti⸗ 
gen und handelt es ſich dabei um ver⸗ 
wickelte und ſchwierige Fragen, ſo iſt 
u. U. damit zu rechnen, daß auch erfah⸗ 
rener RA. von irrigen Vorſtellungen be⸗ 
herrſcht fein kann 2412 4 

Verleitung zum Meineid (8 159 StGB.) 

vgl. unter M. 

Verleſen von Schriftſtücken 

nach § 256 StPO. vgl. unter Leumunds⸗ 
zeugnis, Arztliches Atteſt, nach §§ 251, 
252 StPO. vgl. unter Zeuge 

Verletzter ($ 172 StPO.) 

Wenn Angeſchuldigter nach Vorunter⸗ 
ſuchung außer Verfolgung geſetzt und 
der V. in einem von ihm veranlaßten 
Verfahren von der StA. endgültig ab- 
ſchlägig beſchieden iſt, ſo iſt neuerdings 
von ihm beantragtes Verfahren als An⸗ 
trag i. S. des § 172 StPO. unzuläſſig 
3303 21 

Verlöbnis 

$ 52 Nr. 1 StPO. Umfang der Prüfungs» 
pflicht des Gerichts hinsichtlich der An- 
gabe der Zeugin, fie jei mit dem Angekl. 
verlobt 32062 

Vermächtnis 

Die Beſtellung eines Leibgedinges u. ä. 
kann Gegenſtand eines V. fein 3004 ° 

Vereinbarungen zwiſchen Erben, Vineh⸗ 
mern, ſonſtigen Bedachten und Erb⸗ 
ſchaftsanwärtern über Inhalt und Um⸗ 
fang der Zuwendungen führen regel⸗ 
mäßig nicht zu einer ſteuerrechtlichen Be⸗ 
urteilung nach § 3 1 Nr. 3 ErbſchStG. 
32 

Vermögenseinziehung 
vgl. unter SPD. 
Vermögenſteuer 

$ 67 RBewG.; § 222 bor) Bei Land- 
wirten iſt angeblicher Arbeitslohn don 
Kindern für landwirtſchaftliche Dienſte 
regelmäßig nicht am Vermögen abzugs⸗ 
fähig. Wenn das Fin A. eine in der Ber- 
mögenserklärung eines Landwirts als 
Darlehnsforderung eines Kindes bezeich⸗ 
nete Schuld zum Abzug zuläßt, ſpäter 
aber durch Vorlegung eines Schuldſcheins 
erfährt, daß es ſich um Entſchädigung für 
die auf dem Hofe geleiſtete langjährige 
Arbeit handelt, ſo iſt das neue Tatſache 
auch dann, wenn das Fin A. von dieſer 
Tatſache ſchon zur Zeit der Veranlagung 
durch Einfordern des Schuldſcheins hätte 
Kenntnis erlangen können 2808 10 

Wird eine Ehe geſchieden, ſo wird dadurch 
für den Hauptveranlagungszeitraum die 
B.pflicht der gemäß $ 10 VermStG. zu- 
ſammen veranlagten Ehegatten nicht be⸗ 
rührt 3084 10 

§ 18 BermSt®. Der Inhaber eines Fidei⸗ 
kommiſſes iſt perſönlicher Schuldner der 
auf das gebundene Vermögen entfallen⸗ 
den Steuern 2878 3 

Das Verm Steg. v. 16. Okt. 1934 3180 

8 15 der 2. St Amn VO. Vermögensſtücke, 
die ein Treuhänder in Beſitz hat, ſind als 
Vermögen des Treugebers zur V. anzu⸗ 
melden 2155 20 

Vermögensübernahme 

8 419 BGB. Ob das bei der Übergabe Zu- 
rückbehaltene ſo erheblich iſt, daß es einer 
Übergabe des Vermögens entgegenſteht, 
iſt nicht zahlenmäßig zu beurteilen, ſon⸗ 
dern danach, ob es dem Zugriff des Gläu⸗ 
bigers unterliegt. Wird aus V. geklagt 
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auf Duldung der Zwangsvollſtreckung, fo 
kann das Gericht auch auf Zahlung er⸗ 
kennen (§ 308 ZPO.) 2640 16 

Zur Frage der Rechtsnachfolge der im Zuge 
der nationalſozialiſtiſchen Erhebung auf⸗ 
gelöſten Verbände; insbeſ. zur Frage der 
V. i. S. des § 419 BGB. 28761, insbeſ. 
in bezug auf Angeſtellte der früheren 
chriſtlichen Gewerkſchaften 2425 3 

8 839 BGB. Werden dem mit der Beur- 
kundung eines Sicherungsübereignungs⸗ 
vertrags beauftragten Notar die in Be⸗ 
tracht zu ziehenden tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe nicht ſo dargeſtellt, daß er bei pflicht⸗ 
gemäßer Prüfung an der Rechtsgültigkeit 
der Sicherungsübereignung zweifeln oder 
daß er mit der Möglichkeit der Annahme 
einer V. rechnen muß, ſo iſt er nicht ver⸗ 
pflichtet, die Vertragſchließenden darüber 
zu belehren, daß derartige Sicherungen, 
je nach den Umſtänden des Falls, in der 
Rechtſprechung verſchiedenartig beurteilt 
werden. Die gegen den Sicherungsneh⸗ 
mer in Rechtsſtreit, in dem er dem Notar 
den Streit verkündet hatte, erfolgte Feſt⸗ 
ſtellung, er ſei durch den Vertrag nicht 
Eigentümer geworden, oder, er ſei ande⸗ 
ren Gläubigern als Vermögensüberneh⸗ 
mer haftbar, zwingt nicht zu einer Ent⸗ 
ſcheidung dahin, daß der Notar durch die 
Beurkundung des Vertrags ſeine Amts⸗ 
pflicht verletzt habe 2841 ! 

erpflichtungsſcheine, kaufmänniſche 

dgl. unter Schuldverſchreibung 

errichtungsgehilſe ($ 831 BGB.) 

Für den Entlaſtungsbeweis gemäß § 831 I 
2 kommt es allein darauf an, ob auch 
eine ſorgfältig ausgewählte Perſon den 
Schaden angerichtet haben würde 2973“ 

Anliegerrechte. Zu prüfen, ob der Umbau 
einer Straße nicht die Rechte eines An⸗ 
liegers verletzt, iſt Sache des Bauherrn, 
nicht, jedenfalls nicht allein, des V. 2764“ 


Verſailler Vertrag 


Beri 


Die Vertragsverletzungen bei Auferlegung 
und Ausführung des Diktats von Ver⸗ 
ſailles. Schrifttum 2227 

Der Kriegsſchuldartikel (Art. 231 des V. 
V.). Schrifttum 2531 

Die von den Feindmächten während des 
Kriegs eingeſetzten Sequeſter, die die 
Aufgabe hatten, das ihrem Zugriff un⸗ 
terliegende deutſche Vermögen zu ver⸗ 
walten, waren nicht befugt, Zahlungen 
von Banken des neutralen Auslands ein⸗ 
zuziehen, bei denen ſich Vermögen der in 
Feindesland ſeßhaften deutſchen Firmen 
befand. Dem Anſpruch gegen die Bank 
Debt der V. V. nicht entgegen 2537 ? 

rſammlungen 

dal. unter Druckſchriften 

erſäumnisurteil 

Ein nach Klagerhebung geſchloſſener auger- 

gerichtlicher Vergleich, in dem der Bekl. 

en Klageanſpruch anerkennt und ſich 

Ge = le loſt die 
rgleichsgebühr aus 3015 25 

erſchulden ar 

vgl. auch unter culpa in contrahendo, 
Fahrläſſigkeit, Sorgfaltspflicht, Vorſatz 
uf die Verletzung einer Verwirkungsklau⸗ 
jet und insbeſ. auf die Verſäumung einer 
Ausſchlußfriſt kann fih der Verlierer 
oder der ſonſtige Vertragsgegner nicht be- 
rufen, wenn die Verſäumung dem Ver- 
ſicherten nicht zum V. gereicht. Die Frage, 
ob im Rechtsverkehr Verſtoß gegen Treu 
und Glauben ſtattgefunden hat, und ob 
in feſtgeſtellten Vorgängen V. i. S. des 
8 276 _ BOV. zu finden ift, ſtellt keine 
weine Tatfrage, ſondern zugleich eine der 
Nachprüfung durch das Rev. unterlie⸗ 
gende Rechtsfrage dar 2683 2 


Reichsverſich 


Sachregiſter 


Verſicherungsbetrug 


Die betrügeriſche Abſicht i. S. von § 265 
StGB. muß auf eine im Recht nicht be- 
gründete Brandentſchädigung, die dem 
Verſicherungsnehmer überhaupt nicht 
oder nicht in der Höhe zuſteht, deren Gel⸗ 
tendmachung der Täter ſich zum Ziel ge⸗ 
fegt, gerichtet fein 2978 17 


Verſicherungsrecht, öfſentliches 


vgl. auch Arbeitsvermittlung und Arbeits⸗ 
loſenverſicherung, Geſ. über 

Der Neubau der Sozialverſicherung durch 
die Geſetze von 7. Dez. 1933 und 5. Juli 
1934 2102 

Zwangsvollſtreckungsmöglichkeiten der So⸗ 
zialverſicherungsträger nach dem RErb⸗ 
hof®. 2201 

Das Recht der Zwangsvollſtreckung in der 
Sozialverſicherung. Schrifttum 2327 

erungsordnung 

RVO. Schrifttum 2680 

Einmalige Zuwendungen, die Arbeitgeber 
ſeinen Arbeitnehmern über den Betrag 
des vereinbarten Arbeitslohns hinaus in 
Form von Bedarfsdeckungsſcheinen ge⸗ 
währt hat, ſind keine Sachbezüge i. S. 
von § 160 RBO. 2431 1 8 

Die entgeltliche Lieferung von Arznei⸗, 
Heil⸗ und Hilfsmitteln durch Apotheker 
an Verſicherte in der Familienhilfe i. S. 
von § 205 RWO. ift auch inſoweit nicht 
umſatzſteuerfrei, als die Krankenkaſſe 
einen Teil des Entgelts zu erſtatten hat 
2807 7 

Bedeutung der Formvorſchriften für die 
Dienſtverträge zwiſchen Krankenkaſſen 
und Vertrauensärzten nach § 369 b IV 
RVO. i. d. Faſſ. v. 14. Jan. 1932 und 
den hierzu ergangenen Beſtimmungen 
des MVerſichA. 2277 2 

88 533, 534, 1492, 1494 RVO. Die Nicht⸗ 
abführung von Lohnſteuer oder Orts⸗ 
krankenkaſſenbeiträgen iſt nicht nach 
88 1492, 1494 RVO. ſtrafbar, dagegen 
u. U. nach § 396 RAbgO. Auch Büro- 
vorſteher kann ſich danach ſtrafbar ma⸗ 
chen. Zwiſchen der Hinterziehung der 
Lohnſteuer, der Nichtabführung der Ar⸗ 
beitsloſenhilfe-Abgabe und der Vorent⸗ 
haltung der Krankenkaſſenbeiträge kann 
kein Fortſetzungszuſammenhang beſtehen 
2692 9 

8 537 I Nr. 4 RVO. Die von den Polizei- 
behörden mit der Brandſchau beauftrag⸗ 
ten Perſonen ſind nicht gegen Unfälle 
nach den Vorſchriften der RVO. ver⸗ 
ſichert. Die mit der Brandſchau verbun⸗ 
dene Tätigkeit gehört nicht zum Betriebe 
der Feuerwehr i. S. des § 537 I Nr. 4 a 
RWO. Verſicherung nach § 546 käme nur 
in Frage für Perſonen, die hauptſächlich 
in einem der Unfallverſicherung unterlie⸗ 
genden Betriebe bei eben derſelben Per⸗ 
ſon oder Stelle beſchäftigt ſind, die ſie mit 
der Brandſchau beauftragt. Aus ſonſtigen 
geſetzlichen Vorſchriften läßt ſich Verſiche⸗ 
rungsſchutz für die mit der Brandſchau 
betrauten Perſonen nicht herleiten 28111 

Offentliche Bibliotheken und Leſeſäle ſind 
keine Betriebe der Schauſtellung i. S. des 
8 537 I Nr. 4d RVO. Auch eine gele- 
gentliche Ausſtellung wertvoller Beſtände 
einer Bücherei ſtellt zwar Schauſtellung, 
aber nicht ohne weiteres einen Betrieb 
i. S. des § 537 J Nr. 4d RVO. dar und 
iſt deshalb im Regelfall auch unverſtchert 
Zen 

8 537 I Nr. 6 RVO. Steuerleute, die ein 
Schiff auf einer beſtimmten kürzeren 
Strecke des Mains auf Grund ihrer be⸗ 
ſonderen Kenntnis der örtlichen Verhält⸗ 
niſſe unter Verantwortung des Schiffs- 
führers ſteuern, ſind in der Regel keine 
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ſelbſtändigen Gewerbetreibenden und des⸗ 
halb nach SS 537 I Nr. 6, 544 RVO. 
gegen Betriebsunfälle verſichert 28113 

§ 547 RVO. Bei Infektionskrankheiten, 
die durch berufliche Beſchäftigung in 
Krankenhaus uſw. i. S. der Nr. 22 der 
Anlage zur 2. BerufskrankhVO. vom 
11. Febr. 1929 verurſacht ſind, genügt für 
die Begründung des Entſchädigungsan⸗ 
ſpruchs, daß die verſicherte Perſon ſich bei 
einer verſicherten Tätigkeit die Infektion 
zugezogen hat; es iſt nicht erforderlich, daß 
ein im Krankenhaus behandelter Patient 
die Urſache zur Anſteckung gegeben hat. 
Auch wenn z. B. eine Wärterin ſich bei 
anderer Wärterin infiziert, ſind die Vor⸗ 
ausſetzungen für die Entſchädigung ge⸗ 
geben 2655 ! 

8 547 NVO. Ein Betrieb des Bergbaus 
i. S. der Nr. 16 der Anlage zur 2. Be⸗ 
rufskrankhVO. v. 11. Febr. 1929 liegt 
nicht vor, wenn der Betrieb oberirdisch 
betrieben wird und nicht der Gewinnung 
der Bodenbeſtandteile, ſondern deren 
Weiterverarbeitung dient. Die Kokerei 
eines Kohlenbergwerks ift daher kein 
„Betrieb des Bergbaus“ 2733 ? 

8 547 RWO. Unter Beſchäftigung „in Bes 
trieben des Bergbaus“ i. S. der Nr. 16 a 
der Anlage zur 2. BerufskrankhVO. vom 
11. Febr. 1929 iſt nur die weſentliche 
bergmänniſche Beſchäftigung unter Tage 
und in ſolchen Betrieben zu verſtehen, 
welche die Aufſuchung, Gewinnung und 
Zutageförderung nutzbarer Stoffe nach 
planmäßigen bergtechniſchen Regeln be⸗ 
zwecken 2812 5 

8 547 RVO. Betriebe, in denen Hornſtein 
oder Grauwacke gewonnen werden, ge⸗ 
hören nicht zu den Betrieben der Sand⸗ 
ſteingewinnung i. S. der Nr. 16 d der 
Anlage zur 2. BerufskrankhVO. vom 
11. Febr. 1929 2812 * 

8 547 RVO. Nach Nr. 18 der Anlage zur 
2. BerufskrankhVO. v. 11. Febr. 1929 ift 
eine durch Lärm verurſachte Taubheit 
oder an Taubheit grenzende Schwerhörig⸗ 
keit dann als Berufskrankheit anzuſehen, 
wenn ſie durch Tätigkeit in einem Betrieb 
der Metallbearbeitung und verarbeitung 
verurſacht iſt. Nach der Begründung ſind 
darunter nur ſolche Betriebe gemeint, bei 
denen die Verſicherten durch den Lärm 
des Nietens und Klopfens auf hartes 
Metall, insbeſ. auch durch Nieten inner⸗ 
halb von Keſſeln, dem das Ohr ſchädigen⸗ 
den Lärm in beſonderem Maße ausgeſetzt 
find 2812 6 i 

8 559 b RVO. Iſt die Kinderzulage zu zah⸗ 
len, weil die Unfallrente zuſammen mit 
abgefundener Rente (oder abgefundenem 
Rententeil) mindeſtens 50% beträgt, ſo 
iſt ſie nur von der nicht abgefundenen 
Rente (dem nicht abgefundenen Renten- 
teil) zu berechnen 25832 

88 561, 586 I Nr. 1 RVO. Iſt der Tod die 
Folge eines Unfalls oder einer Berufs⸗ 
krankheit, fo ſteht dem nach § 203 i. Verb. 
m. § 586 I Nr. 1 RVO. Bezugsberechtig⸗ 
ten auch dann Anſpruch auf Sterbegeld 
zu, wenn der Verletzte ſchon zur Zeit des 
Unfalls dauernd völlig erwerbsunfähig 
war 25833 

§ 616 III RVO. Das nach Abfindung einer 
Unfallrente während ſpäterer Heilan⸗ 
ſtaltspflege zu gewährende Tage⸗ und 
Familiengeld kann nicht um den Betrag, 
der bei Berechnung der Abfindung zu⸗ 
grunde gelegt war, gekürzt werden. Der 
Anſpruch auf Tage⸗ und Familiengeld 
hat ſeine rechtliche Grundlage in dem 
Anſpruch auf Krankenbehandlung, ein 
felbftändiger Anſpruch, der von der Ge- 
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währung oder Nichtgewährung der Un⸗ 
fallrente unabhängig iſt. Der Anſpruch 
auf Krankenbehandlung wird durch die 
Abfindung nicht berührt. Die Kürzung 
bezieht ſich lediglich auf die nach Abfin⸗ 
dung etwa wiedergewährte Rente 26552 

88 624 IV RVO. Vom Zeitpunkt des Aus- 
tritts des Reiches oder Landes aus der 
Genoſſenſchaft hat es alle Unfälle, die ſich 
während der Verſicherung des ausge⸗ 
ſchiedenen Betriebs bei der Genoſſen⸗ 
ſchaft ereignet haben, zu entſchädigen, 
alſo Rentenleiſtung, Krankenbehandlung, 
Berufsfürſorge zu gewähren 2187 1 

8 916 RWO. Teichentlandungsarbeiten tön- 
nen trotz überwiegender Beſchäftigung 
betriebsfremder Notſtandsarbeiter u. U. 
landwirtſchaftlich verſichert fein 2812 7 

88 922, 589 b RBO. Unfall eines Land- 
wirts auf dem Weg zur Regelung von 
Steuerangelegenheiten nicht entſchädi⸗ 
gungspflichtig 2366 

SS 922, 539 b, 544 RVO. Unfall eines 
Landwirts auf dem Wege zur Wahrneh⸗ 
mung eines Termins vor dem Arb®,, 
wobei es ſich um Rechtsſtreit über Ent⸗ 
laſſung eines landwirtſchaftlichen Ange⸗ 
ſtellten handelte, als landwirtſchaftlicher 
Betriebsunfall anerkannt 2733 3 

Wegweiſer durch die Nachverſicherung nach 
§ 18 AngBerj®. und § 1242 a RVO. 
Schrifttum 2532 

8 1280 RVO. Das Ruhen der Invaliden⸗ 
rente tritt wegen Unterbringung in 
Schutzhaft nicht ein 2812 8 

§ 1569 b S. 1 RBO. erfordert nicht, daß die 
Mitglieder des gemäß dieſer Vorſchrift 
eingerichteten Feſtſtellungsausſchuſſes in 
beſtimmter Reihenfolge abſtimmen. Es iſt 
infolgedeſſen auch nicht erforderlich, daß, 
wenn ein Mitglied des Ausſchuſſes, ins⸗ 
beſ. der Vertreter des Verſicherten, von 
dem Vorſchlag für die Entſcheidung ohne 
nähere Begründung abweicht, dies den 
übrigen Mitgliedern zur Kenntnis ge⸗ 
bracht und nochmals abgeſtimmt wird 
2431 2 

8 1700 Nr. 3 RVO. Streit über den An⸗ 
ſpruch ſelbſt beſteht nicht, wenn der Ver⸗ 
ſicherungsträger für einen Teil des An⸗ 
spruchs die Einrede der Verjährung nach 
§ 29 III RBO. geltend macht. $ 1700 
Nr. 3 RVO. iſt daher in ſolchem Falle 
anwendbar 2733 4 

Angeſtelltenverſicherung 

Wegweiſer durch die Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung. Schrifttum 2680 

§ 1 AngBeri®. Zur Frage der Angeſtellten⸗ 
verſicherungspflicht der Hebammen 2510 

Eine vorübergehende Dienſtleiſtung wird 
nach § 1 Nr. 1b VO. über Verſicherungs⸗ 
freiheit vorübergehender Dienſtleiſtungen 
in der Angeſtelltenverſicherung vom 
9. Febr. 1923 bzw. nach § 1 Nr. 1 dieſer 
BO. in der Neufaſſung vom 19. Dez. 
1931 dann „nebenher“ ausgeübt, wenn 
ſie mit Rückſicht auf den Aufwand an 
Zeit und Arbeitskraft und den Entgelt, 
zuſammengehalten mit den ſonſtigen 
Tätigkeiten und der Lebensſtellung des 
Beſchäftigten, nur von nebenſächlicher 
wirtſchaftlicher Bedeutung iſt 2367 ? 

Recht der Notverordnungen 

Erſtattungsanſprüche auf Grund des 8 6 
Abſchn. 2 Kap. I Teil 5 der 4. Not VO. v. 
8. Dez. 1931 hat nur die Kaſſe, die die 
Wochenhilfe oder Familienwochenhilfe zu 
gewähren hat. Erſtattungspflichtig iſt nur 
die Kaſſe, deren Mitgliedſchaft bei der er⸗ 
ſtattungsberechtigten Kaſſe fortgeſetzt 
wurde 2812 9 

Iſt auf Grund der 4. NotVO. § 3 I Teil 5 
Kap. II Abſchn. 1 eine Rente von 20% 
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weggefallen, ſo wird, wenn vorüber⸗ 
gehend wegen weſentlicher Verſchlimme⸗ 
rung der Unfallfolgen eine Rente von 
30% oder mehr gewährt worden ift, nach 
der Beſeitigung der Verſchlimmerung 
eine Rente von 25 oder 20% nicht wie⸗ 
der gewährt 2431 ? 

Gegen eine nach Teil 5 Kap. II Abſchn. 1 
S 11 II der 4. Not VO. p. 8. Dez. 1931 er⸗ 
gangene Mitteilung über den Wegfall 
einer Unfallrente iſt kein Rechtsmittel 
gegeben, auch wenn dieſer Wegfall erſt 
von einem nach dem 31. Dez. 1931 liegen⸗ 
den Zeitpunkt erfolgte 27331 

Der in der 4. Not BO. v. 8. Dez. 1931 Teil 5 
Kap. IV Abſchn. 1 8 5 beſtimmte Höchſt⸗ 
betrag für die Hinterbliebenenrenten, der 
der Rente einſchließlich des Kinderzu⸗ 
ſchuſſes zur Zeit des Todes des Verſicher⸗ 
ten gleichkommt, gilt allgemein und iſt 
beim Ausſcheiden eines Hinterbliebenen 
nicht erneut zu berechnen 33221 

Die Begrenzung der Abgabe zur Arbeits⸗ 
loſenhilfe auf 1,5% gemäß § 5 II Kap. II 
Teil 2 VO. des RPräſ. über Maßnahmen 
zur Erhaltung der Arbeitsloſenhilfe und 
der Sozialverſicherung ſowie zur Erleich⸗ 
terung von Wohlfahrtslaſten der Ge⸗ 
meinden v. 14. Juni 1932 tritt nicht ein, 
wenn die Kürzung des Arbeitsentgelts in 
einer der Herabſetzung der Beamtengehäl⸗ 
ter gleichkommenden Höhe nur auf Grund 
eines privatrechtlichen Dienſtvertrags 
erfolgt iſt, nach welchem dem Dienſtver⸗ 
pflichteten die Bezüge einer beſtimmten 
Beamengruppe zuftehen 2583 1 


Verſicherungsrecht, privates 


vgl. auch unter Brandentſchädigung, Bau- 
ſparkaſſe 

Veroffentlichungen des RAuffAPrivVerſ. 
1934 Nr. 1. Schrifttum 2455 

Das Recht des Verſicherungsagenten. 
Schrifttum 2127 

Quälgeiſt Haftpflicht. Schrifttum 2128 

$$ 6, 32 VVG. Bei Verſicherung eines 
Zuchttiers gegen den Schaden, der da⸗ 
durch entſteht, daß es verendet oder we⸗ 
gen tödlicher Krankheit oder Unfalls ge⸗ 
tötet werden muß oder zu Zuchtzwecken 
dauernd unbrauchbar wird, kann die ver⸗ 
tragliche Verpflichtung des Verſiche⸗ 
rungsnehmers, jede „erhebliche“ Erkran⸗ 
kung des Tiers anzuzeigen, nur den Zweck 
haben, dem Verſicherer Gelegenheit zu 
geben, Schritte zur Verhütung einer Er⸗ 
höhung der Gefahr zu tun, daß das Tier 
verendet oder zu Zuchtzwecken unbrauch⸗ 
bar wird. Deshalb Ion ich der Verſiche⸗ 
rer auf Vereinbarung dahin, daß er bei 
Verletzung dieſer Obliegenheit zum Rück⸗ 
tritt berechtigt oder von der Leiſtungs⸗ 
pflicht frei ſein ſoll, auch im Fall ſchuld⸗ 
hafter Verletzung nicht berufen, wenn die 
Verletzung keinen Einfluß auf den Ein⸗ 
tritt des Verſicherungsfalls und auf den 
Umfang der Leiſtung des Verſicherers ge⸗ 
habt hat. Hat der Tierarzt eine Erkran⸗ 
kung des Tiers als „abſolut unerheblich“ 
angeſehen und dies auch dem Verſiche⸗ 
rungsnehmer gegenüber geäußert, ſo be⸗ 
deutet es Überſpannung der Sorgfalts⸗ 
pflicht, wenn das Gericht lediglich die 
Kenntnis des Verſicherungsnehmers als 
Landwirt und Bullenhalter für die Auf- 
faſſung verwertet, daß er die Erkrankung 
als weſentliche hätte anſehen und anzei⸗ 
gen müſſen 2334 4 

Zur Anwendung des § 7 VVG. 2319 

$S 33, 153 VVG. „Verſicherungsfall“ bei 
der Haftpflichtverſicherung. Zur Frage 
der Verwirkung des Verſicherungsſchutzes 
2349 8 

Auf die Verletzung einer Verwirkungsklau⸗ 


ſel und insbeſ. auf die Verſäumung einer 
Ausſchlußfriſt kann ſich der Verſicherer 
oder der ſonſtige Vertragsgegner nicht be⸗ 
rufen, wenn die Verſäumung dem Per- 
ſicherten nicht zum Verſchulden gereicht, 
wenn ſie alſo durch beſondere Umſtände 
entſchuldigt wird. Dieſer Rechtsgrundſatz 
aus dem Gebiet des V. gilt auch für an⸗ 
dere Rechtsgebiete 2683 ? 

$ 67 VVG. Die durch einen Verſicherungs⸗ 
vertrag begründete unbeſchränkte Erſatz⸗ 
pflicht einer Verſicherungsgeſellſchaft 
ſchließt die Amtshaftung gemäß § 839 1 
D. 2 BGB. aus 2543 

88 69, 70, 71 VVG. Ob Veräußerung des 
verſicherten Gegenſtands i. S. des § 69 
vorliegt, hängt davon ab, ob das Eigen⸗ 
tum an ihm übergegangen iſt; unerheb⸗ 
lich iſt, ob die Gefahr des Untergangs 
übergegangen iſt. Nur wenn an der Un⸗ 
terlaſſung der Anzeige beide Anzeige⸗ 
pflichtige, der Verſicherungsnehmer und 
der Erwerber, ſchuldlos ſind, tritt die 
Folge des § 71 I nicht ein 2134 ° 

§ 72 S. 1 VVG. bedeutet eine „Beſchrän⸗ 
kung“ der durch § 69 den Abreden der ut- 
ſprünglichen Vertragsparteien verliehe⸗ 
nen Wirkungsmacht i. S. des § 192 II. 
Die in § 192 II aufgeführten, nach Qan- 
desrecht errichteten öffentlichen Anſtalten 
haben die Freiheit, durch Vertrag mit 
dem Verſicherungsnehmer zu vereinbaren, 
daß dem Erwerber der verſicherten Sache 
das in § 70 II beſtimmte Kündigungs⸗ 
recht nicht zuſtehen fol 24614 

§ 150 II 1 VBG. Wenn in Haftpflichtver⸗ 
ſicherungsvertrag beſtimmt iſt, daß, wenn 
die Haftpflichtanſprüche die Verſiche⸗ 
rungsſumme überſteigen, der Verſicherer 
die Prozeßkoſten nur im Verhältnis der 
Verſicherungsſumme zur Geſamthöhe der 
Anſprüche zu tragen habe und daß er in 
ſolchen Fällen berechtigt ſei, durch Zah⸗ 
lung der Verſicherungsſumme und des 
entſprechenden Anteils an den bis dahin 
entſtandenen Koſten ſich von weiteren 
Leiſtungen zu befreien, ſo umfaßt der 
Verſicherungsſchutz die geſamten Koſten 
eines Rechtsſtreits, durch den ein unbe⸗ 
gründeter Anſpruch mit einem die Ver⸗ 
ſicherungsſumme überſteigenden Streit⸗ 
wert geltend gemacht war, jedenfalls bis 
zur Höhe der Verſicherungsſumme und 
der anteiligen Koſten. Im Fall der Dop⸗ 
peldeutigfeit einer Beſtimmung des Ber- 
ſicherungsvertrags muß die für den Ver⸗ 
ſicherungsnehmer günſtigere Auslegung 
entſcheidend fein 2681 ! 

Friſtloſe Kündigung eines Riſikolebensver⸗ 
ſicherungsvertrags mit Selbſtmordklauſel 
durch die Verſtcherungsgeſellſchaft aus 
wichtigem Grunde 3080 ® 

Erklären die Allgemeinen Verſicherungsbe⸗ 
dingungen den, der den Tod vorſätzlich 
verurſacht hat, ſeiner Anſprüche für ver⸗ 
luſtig, ſo ſteht die Verſicherungsſumme 
nicht etwa dem nächſten nach den Bedin⸗ 
gungen Anſpruchsberechtigten, ſondern 
den Erben des Verſicherten zu 27217 

Alle in den verſchiedenen Abſchnitten des 
Aufw®. aufgeführten Anſprüche, insbef. 
auch die im 8. Abſchn. geregelten Verſiche⸗ 
rungsanſprüche gegen ausländiſche, unter 
Reichsaufſicht ſtehende Lebensverſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften, werden lediglich nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes, nicht 
daneben noch nach den Grundſätzen der 
freien Aufwertung aufgewertet. Freie 
Aufwertung gegenüber einer ſolchen Ge⸗ 
ſellſchaft kommt höchſtens dann in Frage, 
wenn ſie ein Aufwertungsverfahren ge⸗ 
mäß dem Geſetz zum Scheitern gebracht 
hat 25477 32729 


Bur Frage der Befreiung einer Begräbnis- 
hilfskaſſe von der Verſicherungsaufſicht. 
Der wenn auch ernſtlich gemeinte Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsanſpruchs iſt zur Erfül⸗ 
lung der Vorausſetzungen des $ 1 IL 
BerAufiß. nicht ausreichend, wenn er in 
der formalen Genügeleiſtung des Ge⸗ 
ſetzeswortlauts ſich erſchöpft, im übrigen 
aber dem Geſamtinhalt der Satzungen 
und dem Geſamtcharakter der Unterneh⸗ 
mung widerſpricht. Für die nach 82 Verſ⸗ 
Sum v. 6. Juni 1931 zu treffenden 
Entſcheidungen iſt in Preußen der Reg⸗ 
Präf. zuſtändig 2733 33265 

Hat Verletzter in Vergleich dem anderen Teil 
(hier einer Verſicherungsgeſellſchaft in 
Gemäßheit ihres Formulars) gegenüber 
auf alle Anſprüche verzichtet, auch wenn 
künftig noch andere als die bis dahin be⸗ 
kannten Folgen ſich ergeben ſollten, ſo 
bleibt nach Eintritt einer erheblichen 
Spätfolge im Wege der Vertragsaus⸗ 
legung doch zu prüfen, ob der Vertrags⸗ 
wille auch dieſe Folge mitumfaßte. Un⸗ 
fallverletzte dürfen eine eingehende Auf⸗ 
klärung über die Tragweite allgemeiner 
Verzichtserklärungen durch die Schadens⸗ 
regulierungsbeamten erwarten 32652 

In einer Vorausverfügung über die im 
Verſicherungsfalle zur Auszahlung kom⸗ 
menden Beträge aus einer Kaskoverſiche⸗ 
rung zugunſten des Kraftfahrzeugeigen⸗ 
tümers kann Verſtoß gegen die guten 
Sitten nicht geſehen werden 28712 3307 * 

steine Prüfungspflicht des Grundbuchrich⸗ 
ters, ob eine für eine Lebensverſicherungs⸗ 
geſellſchaft eingetragene Briefhypothek 
zum Dedungsitod Deler Geſellſchaft ge⸗ 
hört 3153 5 

Untreue durch Bevorſchuſſung eines Baues 
ſeitens einer Verſicherungsgeſellſchaft 
2469 10 

$ 240 Ziff. 1 KO. Auch Ausgaben für ge- 
ſchäftliche Zwecke können dieſer Vorſchrift 
unterfallen Ausgaben für Lebensverſiche⸗ 
rungen find nicht ohne weiteres als ſtraf⸗ 
barer Aufwand anzuſehen 2472 u 

S 47 R Bew. Solange ein Verſicherungs⸗ 
unternehmen keine Gewinnverteilung an 
die Verſicherten beſchließt und nach der 
Geſchäftslage auch nicht zu überſehen ift, 
ob und wann in Zukunft Gewinnvertei⸗ 
lung an die Verſicherten vorgenommen 
werden kann, iſt auch keine Rücklage für 
Gewinnbeteiligung erforderlich 3231“ 

§ 11 Nr. 6 KörpSt®. Wenn ſich eingetra⸗ 
gene Genoſſenſchaft mbH. von ihren Mit- 
gliedern höhere Preiſe, auch z. B. höhere 
Verſicherungsprämien, gewähren läßt, als 
im üblichen Geſchäftsverkehr die Regel 
iſt, konnen ſteuerfreie verdeckte Einlagen 
‚oder Beiträge vorliegen 2807 5 

Die deutſche Reichsbahn gewährt ihren 
nicht krankenverſicherungspflichtigen, aber 
freiwillig verſicherten Beamten einen 
Zuſchuß in Höhe des Arbeitgeberanteils, 
er für verſicherungspflichtige Perſonen 
an die Krankenkaſſe zu zahlen iſt. Die 
Anrechnung des Arbeitgeberanteils eines 
ſolchen freiwillig verſicherten Beamten ift 
als Einkommen des Beamten bei einer 
Ruhensregelung nach § 62 RBerforg® 
nicht zuläſſig 2188 ° 

Verſicherungsſtener 

SE VerſStG. Beiträge von ſtädtiſchen 
Geſellſchaften mit eigener Rechtsperſön⸗ 
lichkeit an einen im Eigentum der Stadt 
ſtehenden Selbſtverſicherungsſtock unter- 
liegen der V. 2043 9 

85 ui Beien, Wenn Unternehmen geſell⸗ 
ſchaftsmäßiges Sparen betreibt durch Er⸗ 
heben laufender Einzahlungen, die als 
„Voraustilgleiſtungen“ bezeichnet wer⸗ 


Sachregiſter 


den und nach Entrichtung eines beſtimm⸗ 
ten Mindeſtbetrags von Einzahlungen 
aus den dadurch verfügbaren Mitteln 
nach und nach Tilgungsdarlehn gewährt, 
fo find die Verträge mit den Sparern 
Kapitalanſammlungsverträge, die den 
Sparverſicherungen i. S. von § 5 I gleich⸗ 
ſtehen 2185 ® 

8S 2 Nr. 12, 13 III UmſStG. 1932. Soweit 
grundſätzlich umſatzſteuerpflichtige Ent⸗ 
gelte nur deshalb von der Beſteuerung 
ausgenommen ſind, weil das ſteuerpflich⸗ 
tige Unternehmen ſich als Verſicherung 
J. S. des VerſStG. darſtellt, gehören fie 
bei Berechnung der Grenze für die er⸗ 
höhte Umſatzſteuer zum Geſamtumſatz 
2732 9 


Verſorgungsbetrieb 


vgl. auch unter Elektrizität, Gas 

88 2 Nr. 3b, 7 KörpSt®. Saldozinſen eines 
V. aus einem Bankguthaben ſind ſteuer⸗ 
frei, wenn nicht der Saldo verſorgungs⸗ 
fremden Zwecken dient oder zu dienen be⸗ 
ſtimmt ift 3157 

S$ 2 Nr. 3 b, 7 Bnp, Die Steuerbe⸗ 
hörden haben kein Recht, die Verbraucher⸗ 
tarife öffentlicher V. auf ihre Angemeſ⸗ 


ſenheit nachzuprüfen und die Steuerfrei⸗ 


heit der Verſorgungsbetriebe nur inſo⸗ 
weit anzuerkennen, als die Verbraucher⸗ 
tarife eine beſtimmte Höhe nicht über⸗ 
ſchreiten 3158 


Verſorgungsrecht 


Unter Kriegsverwundung iſt jede im Krieg 
durch unmittelbare oder mittelbare Wir⸗ 
kung der Kampfmittel hervorgerufene 
Schädigung zu verſtehen; darunter fällt 
auch Kampfgasſchädigung, und zwar je⸗ 
denfalls dann, wenn es ſich um Kampf⸗ 
gas handelt, das fih nicht auf reine Reiz- 
wirkung beſchränkt, wenn alſo Gaſe der 
Grünkreuz⸗ oder Gelbkreuzgruppe ver⸗ 
wendet worden find 2188 2 

Durch erfolgreiche Eheanfechtung ſteht zwar 
feſt, daß die Ehe von Anfang an nicht 
beſtanden hat. Indeſſen war, bevor die 
Anfechtung erklärt worden war, doch eine 
Ehe der Form nach vorhanden und hier⸗ 
durch war die Kl. gehindert, den Anſpruch 
auf Witwenrente nach ihrem erſten im 
Krieg gefallenen Ehemann geltend zu 
machen. Bei dieſer Sachlage muß ihr der 
Rechtsgedanke des § 202 BGB. zugute 
kommen; die Verjährung war alſo ge⸗ 
hemmt, ſolange die Ehe formell beſtan⸗ 
den hat. In ähnlicher Weiſe hat RG. 80, 
213 den § 202 BOB. für anwendbar er- 
klärt, wenn dem Verſicherten aus der 
Unfallverſicherung Rente durch Beſcheid 
bewilligt worden war, dieſer Beſcheid 
aber, da er von Anfang an zu Unrecht er⸗ 
gangen war, ſpäter wieder aufgehoben 
worden ift 21881 

Selbſtfahrer i. S. der Durchf VO. zu 87 
ABerjorgb. v. 8. Mai 1929 find nur 
ſolche mit Handbetrieb, nicht mit Motor⸗ 
antrieb 2284 7 

Der Rechtsanſpruch gemäß § 41 III S. 1 
RVerſorgG. a. F. ift durch die BO. v. 
14. Juni 1932 Teil 1 Kap. III Art. 1 
Nr. 3 und 5 III in Kannbezug um⸗ 
gewandelt worden, und zwar auch dann, 
wenn er für die Zeit vor dom 1. Aug. 
1932 geltend gemacht iſt oder noch wird. 
Aber nach Art. 5 Abſ. 2 geſchieht die Um⸗ 
wandlung erſt „mit Wirkung vom 
1. Aug. 1932“ ab, nicht ſchon ſeit der 
Vollendung des 15. Lebensjabres des 
Kindes, entſprechend der von 18 auf 
15 Jahre durch die VO. herabgeſetzten 
Höchſtdauer 2283 

Durch die Not VO. v. 14. Juni 1932 Teil 1 
Kap. III Art. 2 i. Verb. m. Art. 5 J iſt 


105 


zwar Art. 2 II b der Not VO. v. 26. Juli 
1930 auch auf erſtmalige Verſorgungs⸗ 
anträge, und zwar mit Rückwirkung auf 
den 28. Juli 1930 ausgedehnt worden. 
Ein vor dem Erlaß der NotVO. v. 
14. Juni 1932 ergangenes verſorgungs⸗ 
gerichtliches Urteil konnte aber ihre Vor⸗ 
ſchriften nicht anwenden. Hat das Ver⸗ 
iorg®er. ſich dabei im Rahmen der da⸗ 
mals gültigen geſetzlichen Vorſchriften 
gehalten, ſo liegt keine in Überſchreitung 
feiner ſachlichen Zuſtändigkeit gefällte 
Entſcheidung vor, die im Spruchverfah⸗ 
ren der Reichsverſorgung nicht ergehen 
durfte 25833 

Die deutſche Reichsbahn gewährt ihren nicht 
krankenverſicherungspflichtigen, aber frei⸗ 
willig verſicherten Beamten einen Zu⸗ 
ſchuß in Höhe des Arbeitgeberanteils, der 
für verſicherungspflichtige Perſonen an 
die Krankenkaſſe zu zahlen iſt. Die An⸗ 
rechnung des Arbeitgeberanteils eines 
ſolchen freiwillig verſicherten Beamten 
iſt als Einkommen des Beamten bei einer 
Ruhensregelung nach § 62 RVerſorgG. 
nicht zuläſſig 2188“ 

Die Vorſchrift des § 62 WVerſorgG. be 
zieht ſich nicht nur auf Beamte, ſondern 
auf das „Einkommen“ ſchlechthin, alſo 
auch auf Lohn und Gehalt eines Arbei⸗ 
ters oder Angeſtellten. Handelt es ſich um 
feſte, d. h. in den einzelnen Monaten 
gleichbleibende Einkünfte, die ſich aber 
nicht über ein ganzes Jahr erſtrecken, 
ſo hat Regelung entſprechend der tatſäch⸗ 
lichen Dauer des Beſchäftigungsverhält⸗ 
niſſes ſtattzufinden, es Jei denn, daß nur 
eine vorübergehende Beſchäftigung von 
kürzerer Dauer in Stellen des öffentlichen 
Dienſtes vorliegt; bei feſten Einkünften 
bildet alſo die monatliche Verrechnung 
die Regel 3086 

Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe bei 
Verwendung in Kommunalbank für Nie⸗ 
derſchleſien, Staatsbank für Altenburg t 
Thür., Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts, nämlich Hannov. Landeskreditan⸗ 
ſtalt in Hannover, öffentl. Verſicherungs⸗ 
anſtalt der ſächſ. Sparkaſſen — Oeva, 
Elektrizitätswerk Mittelbaden AktG. Lahr 
in Baden; dagegen kein Ruhen der Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe bei preuß. Dampf⸗ 
keſſelüberwachungsverein, Oſtdeutſche 
Eiſenbahngeſellſchaft in Königsberg, ſächſ. 
Hebammen 2283 

Ruhen wegen Fließens aus öffentlichen 
Mitteln. Stadtgeſchäft Magdeburg für 
Gas⸗, Waſſer⸗, Elektrizitäts⸗ und Hei⸗ 
zungsanlagen Embd. (aber nur für die 
Zeit bis zum 30. April 1932, ab 1. Mai 
1932 nicht mehr) 2533? 

Die deutſche Girozentrale (Deutſche Kom⸗ 
munalbank) ift Körperſchaft des öffent- 
lichen Rechts, daher Ruhen der Verſor⸗ 
gungsgebührniſſe neben Bezügen von die⸗ 
fer Stelle 2655 ? 

Zu den Begriffen „Tätigkeit“ und „Dienfte 
einkommen“ i. S. der Ruhensvorſchriften, 
insbeſ. der SS 64—67 Beamt Rc. v. 
30. Juni 1933; ferner „Tätigkeit“ und 
„Beſchäftigung im Dienſte des Reiches“. 
RA., der das Reich in einem Prozeß ver- 
tritt und dafür Honorar erhält, bezog 
ſicherlich kein „Dienſteinkommen“ und ijt 
nicht „im Dienſte des Reichs“ beſchäftigt. 
Das Honorar gehört zweifellos zu ſeinem 
„Einkommen“, er handelt aber nach eige⸗ 
nem Ermeſſen, nicht als Untergebener 
einer Reichsſtelle. Ebenſo liegt es bei 
Perſonen, die vertragliche Beſtellung auf 
Lieferung eines Werkes (z. B. Seehand⸗ 
buch) vom Reich entgegennehmen 22888 
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Handelt es ſich um Regelung von Verſor⸗ 
gungsgebührniſſen, die einmal als DB.⸗ 
Rente und zum anderen auf Grund der 
VO. v. 4. Okt. 1907 betr. die Rechtsver⸗ 
hältniſſe der Landespolizei in Deutſch⸗ 
Südweſtafrika bezogen worden, ſo iſt § 8 
IV ARG. deshalb nicht anwendbar, weil 
dieſer Abſatz nur die in § 8 I-III er 
wähnten verſchiedenen Verſorgungsarten 
im Auge hat. Verſorgung eines früheren 
Landespolizeibeamten in Deutſch⸗Süd⸗ 
weſtafrika auf Grund der erwähnten VO. 
v. 1907 iſt Beamtenverſorgung, die den 
Landespolizeibeamten die gleiche Verſor⸗ 
gung gewährt, wie wenn ſie Militärper⸗ 
ſonen, und zwar Schutztruppenangehö⸗ 
rige geweſen wären. Daraus folgt An⸗ 
wendung aller für die Militärverſorgung 
geltenden Vorſchriften auf dieſe Art der 
Beamtenverſorgung, und daher iſt die 
Vorſchrift des § 63 Nr. 2 WVerſorgG. 
über das Ruhen der Verſorgungsgebühr⸗ 
nifje anzuwenden 2284 5 

Anſpruch auf Zahlung der Reftabfindung 
einer nach SS 72-85 RVerſorgG. be- 
willigten Kapitalabfindung würde den 
Erben eines inzwiſchen verſtorbenen Be⸗ 
ſchädigten nur dann zuſtehen, wenn mit 
der Überweiſung der Abfindungsſumme 
an das Ortsamt für Kriegerſürſorge eine 
Auszahlung der Abfindungsſumme an 
den Beſchädigten bereits als erfolgt und 
ſo die Abfindungsſumme als zur Erb⸗ 
maſſe des Verſtorbenen gehörend anzu⸗ 
ſehen wäre; das iſt aber nicht der Fall. 
Da die Kapitalabfindung auch nach ihrer 
Bewilligung Kannbezug bleibt, ſo kann 
auch in dieſem Fall auf die Auszahlung 
des Reſtabfindungsbetrags nicht geklagt 
werden 2283 ! 

88 68, 69, 83 NBerforg®. Iſt die Friſt des 
§ 78 WVerſorgG. zur beſtimmungsge⸗ 
mäßen Verwendung der Kapitalabfin⸗ 
dung abgelaufen, ſo iſt die Kapitalabfin⸗ 
dung zur Hälfte der Pfändung unter⸗ 
worfen 3155 1 

§ 83 Nerforg®. Eine noch nicht beſtim⸗ 
mungsgemäß verwandte Kapitalabfin⸗ 
dung unterliegt der Verfügung des 
Hauptverſorgungsamts und iſt daher un⸗ 
pfändbar 3156 ? 

Das Rückforderungsrecht nach § 79 III 
RVG. kann zweifellos ohne jede Zeitbe⸗ 
ſchränkung auch über das 55. Lebensjahr 
hinaus geltend gemacht werden, ſolange 
ſich Kapitaliſierungsfaktor errechnet 
2284.0 

Der Rekurs ift nach § 92 I ert auch 
dann ausgeſchloſſen, wenn der Grund der 
EM. im Wege der Berichtigung nach 8 65 
II Verf. neu feſtgeſetzt worden ift 2655 1 

Aus der Tatſache, daß der Rekurs in den 
in § 92 Berf®. genannten Fällen nur 
unter ganz beſtimmten Vorausſetzungen 
zuläſſig iſt, ergibt ſich, daß er im übrigen 
grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt, alſo auch 
dann, wenn die Entſcheidung der Vor⸗ 
inſtanz aus irgendeinem Grunde mate⸗ 
riell unrichtig iſt. Lediglich dann, wenn 
das VerſorgGer. über eine Frage ent- 
ſchieden hat, die ſeiner Gerichtsbarkeit, 
d. h. dem Rechtszug vor den Spruchbe⸗ 
hörden der Reichsverſorgung nicht unter⸗ 
liegt, ift nach der ſtändigen Rechtſpre⸗ 
chung des RVerſorgcger. die Zuläſſigkeit 
des Rekurſes ſchlechthin gegeben 3086 8 

Ein kriegsbeſchädtigter Hauswart, der zur 
Erledigung ſeiner Hauswartsarbeiten 
Familienangehörige mitbeſchäftigen muß, 
iſt berechtigt, bei Regelung ſeiner Rente 
Abſetzung des auf die Angehörigen ent⸗ 
fallenden Einkommenſteuerteils zu ver⸗ 
langen 3086 ? 


Sachregiſter 


Verſteigerung 


vgl. unter Pfändung, Zwangs. 


Verſuch 


vgl. auch unter Rücktritt vom Verſuch 

Verurteilung wegen vollendeten Verbre⸗ 
chens ſetzt voraus, daß der Täter bis zum 
Abſchluß ſeiner die Vollendung bewirken⸗ 
den Tätigkeit ſeinen Vorſatz auf die 
volle Verwirklichung des geſetzlichen Tat⸗ 
beſtands gerichtet hat 2338 ° 

$ 43 StGB. Wenn der Vorſatz einer ſtraf⸗ 
baren Handlung gegeben iſt, ſo liegt V. 
und nicht eine vorbereitende Handlung 
vor, wenn der Täter mit der Ausfüh⸗ 
rungshandlung begonnen hat. Liegt alſo 
Tätigkeit vor, die in den Rahmen deſſen 
fällt, was nach dem Willen des Täters 
und der natürlichen Auffaſſung als die 
einheitliche Handlung erſcheint, in wel⸗ 
cher der vom Geſetz erforderte Erfolg der 
Endpunkt iſt, ſo hat der Täter die Grenze 
überſchritten, die den V. von der Vor⸗ 
bereitung ſcheidet 3131 13 

Abgrenzungen des V. des Münzverbrechens 
von Vorbereitungshandlungen. § 151 St⸗ 
GB. iſt auch anwendbar, wenn der Täter 
die Form zum Zweck eines von ihm ſelbſt 
alsbald auszuführenden Münzverbrechens 
fertigt. Die Anwendbarkeit des § 151 ent⸗ 
fällt erft, wenn der Täter zum V., d. h. 
zum Beginn der Ausführung des Münz⸗ 
verbrechens übergeht 2850 14 

Die Frage, ob bei der Straftat nach § 159 
SGB. die Vorſchriften in § 46 zur An- 
wendung kommen können, wird erneut 
verneint 2468 °? 

88 43, 177 StGB. Enthält Vorgang die 
Merkmale des V. eines Verbrechens, ſo 
hat die einſetzende Einwilligung des Ver⸗ 
letzten nicht die Wirkung, dem V. nach⸗ 
träglich die Strafbarkeit zu nehmen 
2335 7 4 


Vertagung 


Im Falle des $ 618 ZVO. entſteht weder 
Verhandlungs⸗ noch V.gebühr 24203 


Verteidiger 


§ 140 III StVO. gilt auch für die feit der 
BD. v. 14. Juni 1932 vor der Gr. Str. 
zu verhandelnden Sachen 2779 17 

§ 467 II StPO. Zu den notwendigen Ang- 
lagen gehören auch die Koſten der Ver⸗ 
teidigung im Vorverfahren und unter be⸗ 
ſonderen Umſtänden die Reiſekoſten eines 
auswärtigen RA., wenn deſſen Beauf⸗ 
tragung nach Lage der Sache geboten 
war 2803 11 

Die Gebühr nach SS 63, 64 NAGO. um- 
faßt auch auswärtige Beweisaufnahme 
außerhalb der Hauptverhandlung. Ab⸗ 
weſenheitsgelder nur für Werktage 25013 

Die geſetzlichen Gebühren für Anfertigung 
von Strafanzeigen ſind gemäß § 89 RA⸗ 
GebO. nach SS 67, 68 RAGEBO. zu be- 
rechnen. Da dieſe Vorſchriften nur ent⸗ 
ſprechend anwendbar ſind, iſt Erhöhung 
nicht ausgeſchloſſen 2648 13 


Verteilungsverfahren (88 872 ff. BPO.) 


vgl. unter Pfändung 


Vertrag zugunſten eines Dritten 


Das Verhältnis der Verträge nach § 331 
BGB. zu den Verfügungen von Todes 
wegen. Schrifttum 2452 

Wer bei einer Sparkaſſe Einzahlungen auf 
Sparbuch macht, das er auf den Namen 
eines anderen ſtellen ließ, iſt zwar ſelbſt 
Gläubiger des dadurch geſchaffenen Gut⸗ 
habens, wenn nicht aus beſonderen Sach⸗ 
zuſammenhängen der Tatbeſtand eines 
V. z. e. D. oder der einer Abtretung zu 
entnehmen iſt. Daß er auch als Gläubi⸗ 
ger behandelt werde, kann er jedoch von 
der Sparkaſſe erſt verlangen, nachdem er 
ihr das Einverſtändnis des andern nach⸗ 


gewieſen oder ein es erſetzendes Urteil ge⸗ 
gen jenen vorgelegt hat 2718 5 

§ 328 BGB. Erleiden bei Autofahrt der 
Ehemann und die Tochter tödliche Ver⸗ 
letzungen, ſo kann die Ehefrau nicht auf 
Grund des auch zu ihren Gunſten ge⸗ 
ſchloſſenen Beförderungsvertrags eigene 
Anſprüche auf Erſatz von Beerdigungs⸗ 
koſten und von Unterhalt geltend machen; 
deren Rechtsgrundlage ergibt ſich viel⸗ 
mehr aus § 844 BGB. 2973 4 

Leibgedinge, Leibzucht, Altenteil und Aus⸗ 
zug können auch zugunſten Dritter einge⸗ 
tragen werden 3004 ® 


Vertragsſchluß 


vgl. auch unter culpa in contrahendo 

§ 72 S. 1 VVG. bedeutet eine „Beſchrän⸗ 
kung“ der durch § 69 den Abreden der 
urſprünglichen Vertragsparteien ver⸗ 
liehenen Wirkungsmacht i. S. des § 192 
II. Die in § 192 II aufgeführten, nach 
Landesrecht errichteten öffentlichen An⸗ 
ſtalten haben die Freiheit, durch Vertrag 
mit dem Verſicherungsnehmer zu verein⸗ 
baren, daß dem Erwerber der verſicherten 
Sache das in § 70 II beſtimmte Kündi⸗ 
gungsrecht nicht zuſtehen fol 2461 * 


Vertragsſtrafe 


Vereinbarung einer V. für den Fall des 
Konkurſes des Mieters in Telephonmiet⸗ 
vertrag macht dieſen nicht wegen Sitten⸗ 
widrigkeit nichtig 2714 ® 


Vertrauensarzt 


vgl. unter Arzt 


Vertreter 


dgl. auch unter Vollmacht, geſetzlicher B., 
elterliche Gewalt 

Theorie der Vertretung (Organſchaft und 
juriſtiſche Perſon). Schrifttum 2838 

8 164 BGB. Welche Partei iſt beweispflich⸗ 
tig, wenn der Bekl. gegenüber einer 
Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes ein⸗ 
wendet, er habe im fremden Namen ge⸗ 
kauft? 2447 

8 177 BGB. Gefälſchte Wechſelunterſchrift 
wird wirkſam, wenn der Namensträger 
den hier zugrunde liegenden wechſelrecht⸗ 
lichen Begebungsvertrag genehmigt. 
Durch dieſe Genehmigung wird der Na⸗ 
mensträger wechſelmäßig verpflichtet 
2550 ® 

Die Unterwerfungserflärung gemäß den 
88 794 Ziff. 5, 800 ABO. kann, da fie 
einſeitige, nicht empfangsbedürftige pro⸗ 
zeſſuale Willenserklärung iſt, nicht von 
einem V. ohne Vertretungsmacht abge⸗ 
geben werden 2162 3 

Eine Satzungsbeſtimmung, nach der der 
Stellvertreter nur für den Fall der Ver⸗ 
hinderung des Vereinsleiters Vorſtand 
i. S. des § 26 BGB. fein ſoll, ift unzu⸗ 
läſſig. Der Führergedanke läßt ſich ver⸗ 
wirklichen durch Berufung des Vorſitzen⸗ 
den zum alleinigen Vorſtandsmitglied 
mit der Befugnis, bei Eintritt ſeiner Ver⸗ 
hinderung einen Stellvertreter zu be⸗ 
nennen und dieſen mit Vollmachten zu 
verſehen 2800 ® 

88 14, 18 DevVO. Treuhandſchaft oder mit- 
telbare Stellvertretung im Wertpapier⸗ 
verkehr. „Forderung zugunſten eines 
Ausländers“. „Aushändigen“ 3129 10 

Auch derjenige, deſſen ſich der Lehrherr als 
ſeines V. bei Erfüllung der ihm nach § 76 
GB., § 127 GewO. dem Lehrling ge- 
genüber obliegenden Pflicht zur Unter⸗ 
weiſung bedient — ſei es allein, ſei es 
neben ihm —, kann Lehrer i. S. des 
§ 174 Ziff. 1 StGB. fein 2772 15 

$ 103 RAD. Ort der Leitung i. S. des 
§ 2 KörpStG. Hat juriſtiſche Perſon 
zwar nach ihrem Statut ihren Sitz im 
Ausland, befindet ſich aber der Ort der 


Leitung im Inland, jo hat die Perſon, 

die die juriſtiſche Perſon vom Inland aus 

leitet, die ſteuerlichen Pflichten eines V. 

der juriſtiſchen Perſon. Sie iſt insbeſ. zur 

Büchervorlegung verpflichtet 2363 3 

Verunſtaltungsgeſetz 

Die tatſächliche Zugehörigkeit eines Bau- 
platzes zu einem durch V. geſchützten Ge⸗ 
biet iſt ein ſolcher Umſtand, der die Poli⸗ 
zeibehörden zur Zurücknahme der Bau⸗ 
erlaubnis auf Grund des § 42 Id Pol- 
Verw. ermächtigt 2944 ! 

Zum Erlaß einer Polizeiverfügung auf 
Grund einer nach dem V. ergangenen 
Pol VO. ift nur der RegPräſ. als Lan- 
despolizeibehörde zuſtändig 3826 

Vervielfältigung 

vgl. unter Preſſe 

Verwahrung 

§ 61 Nr. 1 und 2 Geſch O. für die preuß. 
AG. Wenn eine Behörde Sachen einer 
Privatperſon in V. nimmt, entſteht ein 
nach öffentlichem Recht zu beurteilendes 
Rechtsverhältnis, kraft deſſen für den 
Staat und ſeine Organe die Verpflich⸗ 
tung zur Obhut und, falls öffentliche In⸗ 
tereſſen nicht entgegenſtehen, zur Rück⸗ 
gabe der Sachen in unverſehrtem Ru- 
ſtande erwächſt, und für das auch § 282 
BOB. maßgebend iſt. Schuldtitel, von 
denen im Falle des Verluſtes weitere 
Ausfertigung regelmäßig unſchwer zu er⸗ 
langen iſt, ſind nicht zu den „ähnlichen 
Urkunden“ i. S. des § 61 Nr. 1 GeſchO. 
zu zählen. Dagegen iſt beſondere Aufbe⸗ 
wahrung gemäß Nr. 2 für Grundſchuld⸗ 
briefe und für die die ſachliche Anſpruchs⸗ 
berechtigung ergebenden Abtretungsur⸗ 
kunden geboten 2842 ? 

Eine als „V.ſchein“ bezeichnete und von 
einer Bank über die V. von Wertpapieren 
ihren Kunden ausgehändigte Urkunde 
unterliegt der Beſteuerung aus TarSt. 18 
Nr. 2 PrStempStc. unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß nach ihrem Wortlaut der B.- 
vertrag vor Aushändigung der Urkunde 
abgeſchloſſen war 2944 7 

Verwaltung 

Gehört es zu den Vorausſetzungen des § 606 
IV BVO., daß deutſche Scheidungsur⸗ 

teile im ausländiſchen Staat nicht nur 

von den dortigen Gerichten, ſondern auch 
von den B.behörden anerkannt werden? 

2143 12 9795 3 

waltungsverfahren 
rd der geſetzliche Vertreter einer nicht 

prozeßfähigen Perſon im Verwaltungs⸗ 

ſtreitwerfahren nicht hinzugezogen, fo ift 
das Verfahren unwirkſam; doch kann die 

Unwirkſamkeit jederzeit, auch noch in der 

Rev Inſt. durch Genehmigung des Ver- 

Berens durch den beſtellten geſetzlichen 

N 103 mer geheilt werden 3166 ? 

e Pre Verwch. Die im Urteil erfolgte 
boſtſetzung des Streitwerts iſt nur mit 
mitt gegen das Urteil zuläſſigen Rechts⸗ 
e el und in Verbindung mit der Haupt- 

e 142 anfechtbar 2191 4 
fiel ba enen. Verſchulden von Ange- 
! etc ihres Prozeßvertreters iſt einer 
e et nicht zuzurechnen, wenn den Pro- 
Verſchulter ſelbſt kein Verſchulden trifft. 
= hulden ift dann nicht anzunehmen, 
Büro ein langjähriger, ſonſt zuverläſſiger 
i a einen Eingang berfehentlich 
un liche, nicht im Gebrauch befindliche 
age legt, obwohl der RA. genügende 

ontrollvorſchriften, insbeſ. über Füh⸗ 
a erlaffen hat und 
de altun e i 
e "uo Übenmad GE ſelbſt ge» 
t Ferme, Diefe Beſtim 
bleibt hinſichtlich der bis E 31. Dez. 


Ber 


Sachregiſter 


1933 gefaßten endgültigen Beſchküſſe der 
Beſchlußbehörden in Kraft. Sie wird 
weder durch das Anp®. v. 15. Dez. 1933 
noch durch das GemVerfG. vom gleichen 
Tage berührt. Die geſetzlich nicht be⸗ 
friſtete Anfechtungsklage kann daher auch 
in Zukunft noch erhoben werden. Ausein⸗ 
anderſetzung bei Auflöſung von Gutsbe⸗ 
zirken 3324? 

Die Zahlungsaufforderung wegen Erſatz 
der Schutzhaftkoſten an den Schutzhäft⸗ 
ling auf Grund der VO. des RPräſ. v. 
28. Febr. 1933 i. Verb. m. Sächſ VO. v. 
5. April 1933 iſt der ſachlichen Nachprü⸗ 
fung im Wege der Anfechtungsklage vor 
dem OVG. auf Grund des in Sachſen 
geltenden Geſetzes über die Verwaltungs- 
rechtspflege entzogen 3327 1 

§ 15 BadVerw RPflG. Den vom RG. auf 
dem Gebiete der Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der 
Klagefriſt wegen anwaltſchaftlicher Büro⸗ 
verſehen aufgeſtellten Grundſätzen tritt 
der BadVerwGH. bei 25912 


Verwaltungszwangsverfahren 


Das V. kennt keinen Titel i. S. der ZPO. 
Bei Beantragung eines Offenbarungs⸗ 
eidsverfahrens im Wege des V. bedarf es 
nicht der Beifügung eines den Anſpruch 
feſtſtellenden Leiſtungsgebots 2495 1 


Verweiſung 


vol. unter Zuſtändigkeit, Zurückverweiſung 


Verwirkung 


Zur Lehre von der V. 2437 

V. und Unzuläſſigkeit der Rechtsausübung. 
Schrifttum 2451 

Der Begriff der V. kann nur in Fällen 
außerordentlicher wirtſchaftlicher Umwäl⸗ 
zungen und der dadurch bedingten Un⸗ 
ſicherheit der Rechtsbeziehungen heran⸗ 
gezogen werden. Bei normalen Verhält⸗ 
niſſen würde die Anwendung des Vige⸗ 
dankens zu Außerkraftſetzung der Ver⸗ 
jährungsvorſchriften führen 2642 4 

SS 612, 254 BGB. Erlöſchen von Lohnan⸗ 
ſprüchen infolge von Nichtgeltendmachung 
(V.). Ausgleich bei mitwirkendem Ver⸗ 
ſchulden beider Vertragsteile 2651 ! 

„Verſicherungsfall“ bei der Haftpflichtver⸗ 
ſicherung. Zur Frage der V. des Verſiche⸗ 
rungsſchutzes 2349 ® 

Auf die Verletzung einer B.Haufel und 
insbeſ. auf die Verſäumung einer Aus⸗ 
ſchlußfriſt kann ſich der Verſicherer oder 
der ſonſtige Vertragsgegner nicht berufen, 
wenn die Verſäumung dem Verſicherten 
nicht zum Verſchulden gereicht, wenn ſie 
alſo durch befondere Umſtände entſchul⸗ 
digt wird. Dieſer Rechtsgrundſatz aus 
dem Gebiet des Verſicherungsrechts gilt 
auch für andere Rechtsgebiete. Liegt echte 
V.abrede vor, dann kommt bei deren Ein⸗ 
tritt eine Beſtimmung der Leiſtung durch 
Urteil nach § 319 I 2 BGB. nicht in Be- 
tracht 26832 


Verzicht 


Hat Verletzter in Vergleich dem anderen 
Teil (hier einer Verſicherungsgeſellſchaft 
in Gemäßheit ihres Formulars) gegen- 
über auf alle Anſprüche verzichtet, auch 
wenn künftig noch andere als die bis da⸗ 
hin bekannten Folgen fich ergeben ſollten, 
ſo bleibt nach Eintritt einer erheblichen 
Spätfolge im Wege der Vertragsauslegung 
doch zu priifen, ob der Vertragswille 
auch dieſe Folge mitumfaßte. Unfallver⸗ 
letzte dürfen eine eingehende Aufklärung 
über die Tragweite allgemeiner Vierklä⸗ 
rungen durch die Schadensregulierungs⸗ 
beamten erwarten 3265 ? 

Der Vianſpruch aus 8 1169 BGB. im 
Konkurſe des Grundeigentümers, insbeſ. 
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bei Freigabe des Grundſtücks durch den 
Konkursverwalter 2444 

Die Entpfändungserklärung des Gläubi⸗ 
gers einer Geſamthypothek in bezug auf 
ein Grundſtück (oder des Gläubigers 
einer Hypothek in bezug auf abzutrennen⸗ 
den Grundſtücksteil) iſt — mindeſtens im 
Zweifel — als Vierklärung i. S. des 
§ 1175 I S. 2 BGB. und nicht als Auf- 
hebungserklärung i. S. des $ 1183 BGB. 
aufzufaſſen; ſie bedarf daher nicht der 
Zuſtimmung des Eigentümers 2243 3 

V. des Gläubigers auf den materiellen 
Anſpruch ſteht der Erteilung der Boll» 
ſtreckungsklauſel nicht entgegen 2479 4 

Auf die Zuſtellung der Entſcheidung nach 
8 21 V der 1. Durchf VO. z. RErbhofb. 
kann von den Beteiligten rechtswirkſam 
verzichtet werden 3218 8 

§ 10 der 2. DurchfVO. z. RErbhofch. gibt 
dem Notar nicht die Befugnis, auf 
Rechtsmittel zu verzichten 31415 

Auf bedingten V. des RA. auf ſeine Ge⸗ 
bühren kann ſich der zur Tragung der 
Koſten verurteilte Gegner nicht berufen 
2499 24 

Berechtigung des Notars, unter befonderen 
Umſtänden auf Erhebung von Gebühren 
und auf Ausübung ſeines Zurückbehal⸗ 
tungsrechts an von ihm aufgenommenen 
Urkunden zu verzichten 2402 ë 

$ 13 Dev VO. Der V. eines Ausländers auf 
ſeine Hypothek und die Abtretung einer 
Eigentümergrundſchuld des ausländiſchen 
Eigentümers an einen Ausländer bedür⸗ 
fen keiner Deviſengenehmigung 30172 

Auf den Erlaß des vom Geſetz vorgeſchrie⸗ 
benen Eröffnungsbeſchluſſes kann der 
Angekl. nicht wirkſam verzichten 2925 31 

88 2, 14 Erbſch StG. Verzichtet Pflichtteils⸗ 
berechtigter gegen Abfindung auf den ent⸗ 
ſtandenen Pflichtteilsanſpruch, ſo entſteht 
die Steuerſchuld im Zeitpunkt des V. Der 
Zeitpunkt der Entrichtung der Abfin⸗ 
dungsſumme iſt für die Frage der Ent⸗ 
ſtehung der Steuerſchuld auch dann ohne 
Bedeutung, wenn die Entrichtung in 
Teilzahlungen von vornherein ausbedun⸗ 
gen ift 3318 

Nach § 12 BrfiommBeamt®. können ſtädti⸗ 
ſche Beamte nur „bei eintretender Dienſt⸗ 
unfähigkeit“ penſioniert werden. Beam⸗ 
ter, der nicht dienſtunfähig iſt, kann nicht 
nur dann auf ſeinen Antrag aus dem 
Dienſt entlaſſen werden, wenn er auf ſein 
Ruhegehalt wirkſam verzichtet; vielmehr 
iſt anerkannt, daß einem freiwillig aus 
dem Dienſt ausſcheidenden, nicht dienſt⸗ 
unfähigen Beamten durch Vereinbarung 
auch einmalige oder dauernde gelbliche 
Vorteile eingeräumt werden können. 
Dem ſteht § 12 PrKommBeamts. nicht 
entgegen 2537 1 

Unterhaltungspflicht der Gutsherrſchaften, 
denen nach ſchleſ. Auenrecht das Eigen⸗ 
tum an Waſſerläufen 2. oder 3. Ord⸗ 
nung zuſteht. Mit Dereliktion der Aue 
vor Inkrafttreten des Waſſch. v. 7. April 
1913 durch Grundbuch V. find ſowohl die 
privat» wie die öffentlich-rechtlichen Bera 
pflichtungen des bisherigen Auenberech⸗ 
tigten verſchwunden 2284 1 


Verzu 


zug 

§ 284 II BGB. Wenn ſich die Leiſtungs⸗ 
zeit nach dem Kalender derart ergibt, 
daß für den Schuldner gar kein Zweifel 
darüber beſteht, wann er leiſten muß, 
iſt nach Treu und Glauben Mahnung 
nicht mehr erforderlich, um den Schuld⸗ 
ner in V. zu ſetzen 2639 17 

Die dem Abgeltungsverfahren unterwor⸗ 
fenen Anſprüche haben ihre Natur als 
Rechtsanſprüche verloren. Auch für An⸗ 

14* 


` 
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ſprüche wegen V. der Zahlung der im 
Verwaltungswege zuerkannten Entſchä⸗ 
digungsſumme ſteht der Rechtsweg nicht 
offen. Daran wird durch den Hinweis 
der Ausführungsbeſtimmungen auf § 103 
ZPO. nichts geändert 3275 12 
Verzugszinſen 
Zinſen und Verzugszuſchläge auf Steuern 


im Konkurs⸗ und Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren 2828 
Viehverſicherung 
vgl. unter Verſicherungsrecht, privates 
Viehzucht 
vgl. unter Erbhof, Landwirtſchaft, Miſch⸗ 
futter 
Völkerrecht 


Die völkerrechtliche Anerkennung Sowjet⸗ 
rußlands. Schrifttum 2393 

Der Vorbehalt beim Abſchluß völkerrecht⸗ 
licher Verträge. Schrifttum 2393 

Fontes juris gentium. Schrifttum 2535 

Volksgemeinſchaft 

Kleine Staatsbürgerkunde. Schrifttum 

3120 
Volksverrat 

§ 7 Gef. gegen Verrat der deutſchen Volfs- 
wirtſchaft v. 12. Juni 1933 enthält 
einen Verzicht auf den ſtaatlichen Straf⸗ 
anſpruch, der in jeder Lage des Verfah⸗ 
rens von Amts wegen zu beachten iſt 
2169 4 

Die Anderung des Vigeſetzes durch Mb- 
ſchn. III StAnpG. 3039 

Steuer⸗, Deviſen⸗ und Viamneſtie 1934 
für den Auslandsbeſitz 3092 

Volkswohlfahrt, NS. ⸗ 

S 90 III GK G. Die NS.⸗V. genießt vor 
dem NG. keine Gebührenfreiheit, auch 
nicht auf Grund der VO. über die Ge⸗ 
bührenfreiheit der NSDAP. v. 3. Juli 
1934 2423 1 

Bollendung der Straftat 
bgl. unter Verſuch 
Vollmacht 

vgl. auch unter Prozeß V., Untreue ($ 266 
StGB.) 

88 164, 167, 170 BGB. Nur der Beſitz 
der Urſchrift oder einer ſie erſetzenden 
Ausfertigung, nicht der Beſitz einer ein⸗ 
fachen Abſchrift einer Viurkunde legiti⸗ 
miert nach außen zum Auftreten als Be⸗ 
vollmächtigter. Bei Beurkundung eines 
Kaufvertrags kann ſich die eine Vertrags⸗ 
partei darauf verlaſſen, daß die Vertre⸗ 
tungsmacht ſeines Vertragspartners von 
dem rechtskundigen Notar geprüft und in 
Ordnung befunden ſei. Verſchulden beim 
Vertragsſchluß 2394 1 

SS 164, 177, 180, 185 BGB. Zur Stimm- 
rechtsausübung bei Sicherungsabtretung 
eines GmbH.-Anteils ift allein der Bej- 
ſionar berechtigt, der Zedent nur infolge 
der Vermutung des § 16 GmbHG. oder 
— ebenſo wie ein Dritter — auf Grund 
einer Bevollmächtigung durch den Bef- 
ſionar. Die unter Mitwirkung eines 
Vertreters ohne Vertretungsmacht eines 
Geſellſchafters von den übrigen Geſell⸗ 
ſchaftern gefaßten Beſchlüſſe werden 
durch Genehmigung des Berechtigten 
wirkſam. Der den Beſchluß gerade wegen 
der fehlenden Mitwirkung eines Geſell⸗ 
ſchafters anfechtende Geſellſchafter kann 
gegen eine ſpätere Genehmigung nichts 
einwenden, wenn er kein beſonderes In⸗ 
tereſſe hatte, daß dieſe bis zu beſtimm⸗ 
tem Zeitpunkt erteilt werde. Die ur⸗ 
ſprüngliche Zuſtimmung des anfechten⸗ 
den Geſellſchafters zu dieſem Beſchluß 
hindert die Anfechtung nicht, wenn es 
ſich gerade darum handelt, ob über⸗ 
haupt wirkſamer Beſchluß zuſtande ge⸗ 
kommen ift 2906 3 


Sachregiſter 


8 172 BGB. Das GBA. braucht ſich nicht 
mit früheren, bei ſeinen Akten befind⸗ 
lichen Viabſchriften zu begnügen 2273 6 

Der Anſpruch aus § 179 BGB. unterliegt 
der 30jährigen Verjährung. Der Gegner 
des vollmachtloſen Vertreters kann das 
Vertrauensintereſſe als Schadenserſatz 
in entſprechende Anwendung des § 179 
BGB. auch ohne die Vorausſetzung 
verlangen, daß der Vertrag bei Vor⸗ 
handenſein der V. gültig ſein würde, 
ſofern nur der andere Teil überhaupt 
auf das gültige Zuſtandekommen des 
Vertrags vertrauen konnte 2329 r 

§ 179 BGB. Ein Bankverein, MHG., der 
auf die Vorlage einer von dem Vor⸗ 
ſtand einer Genoſſenſchaft dem Rendan⸗ 
ten derſelben erteilten notariellen V., 
„die Genoſſenſchaft in allen perſönlichen 
und vermögensrechtlichen Angelegenhei⸗ 
ten, ſoweit dies geſetzlich zuläſſig iſt, ge⸗ 
richtlich und außergerichtlich zu vertre⸗ 
ten“, hin ein großes und bedeutungs⸗ 
volles, außerhalb der üblichen Geſchäfte 
einer Genoſſenſchaft liegendes Geſchäft 
abgeſchloſſen hat, kann nicht damit ge⸗ 
hört werden, daß er den aus § 42 II 
Genc. ſich ergebenden Mangel der Wer- 
tretungsmacht nicht habe kennen müſ⸗ 
ſen Wenn jemand unter Vorlage einer 
(hier notariellen) V. erklärt, zu der in 
Frage ſtehenden Willenserklärung er⸗ 
mächtigt zu ſein, wird man Fall des 
§ 179 BGB. anzunehmen haben 3267 

Anwendung der SS 816, 822 BGB. auf 
Fälle, in denen zwiſchen Leiſtendem und 
Leiſtungsempfänger kein die Leiſtung 
unmittelbar rechtfertigender Grund be⸗ 
ſteht, die Leiſtung vielmehr ihren Rechts⸗ 
grund einmal in dem Rechtsverhältnis 
zwiſchen dem Leiſtenden und den ihn 
zur Leiſtung Beauftragenden — Dek⸗ 
kungsverhältnis —, zum anderen in dem 
Rechtsverhältnis zwiſchen dieſem und 
dem Leiſtungsempfänger — Valutaver⸗ 
hältnis — hat. Analoge Anwendung des 
§ 816 BGB. auch für den Fall, daß der 
den Leiſtenden zur Leiſtung Beauftra⸗ 
gende ſelbſt als Nichtberechtigter, aber 
zufolge Ermächtigung (§ 185 BGB.) 
mit Wirkung gegen den Leiſtenden, bei 
der Verfügung an den Leiſtungsemp⸗ 
fänger mitgewirkt hat. Analoge Anwen⸗ 
dung deshalb geboten, weil auch hier 
andernfalls eine im Deckungsverhältnis 
ungerechtfertigte Vermögensverſchiebung 
auf Koſten des Leiſtenden zugunſten des 
unentgeltlich bedachten Leiſtungsemp⸗ 
fängers aufrechterhalten bliebe 2458 

Wenn der Treuhänder das Vertrauensver⸗ 
hältnis zerſtört hat, der Treugeber aber 
das Treuhandverhältnis nicht ohne ver⸗ 
hältnismäßig hohe Koſten beendigen 
kann, dann ließe fih aus § 249 BGB. 
vielleicht die Pflicht des Treuhänders 
herleiten, daß er ſich auch ohne Beendi⸗ 
gung des Vertrags aller Verfügungen 
über das Treugut zu enthalten und 
durch Ausſtellung einer V. dem Treu⸗ 
geber die Möglichkeit zu geben hat, ſelbſt 
Verfügungen zu treffen, doch iſt er nicht 
zur Ausſtellung einer V. verpflichtet, 
die dem Treugeber das Recht gibt, alle 
mit der Verwaltung des Treuguts zu⸗ 
ſammenhängenden Verpflichtungen in 
feinem Namen einzugehen 2457 1 

Notar, der auf Grund des § 10 der 
2. Durchf VO. z. NErbhofd. einen An- 
trag beim Anerb®. ſtellt, muß, wenn 
Zweifel über den Umfang der V. auf⸗ 
tauchen, klarſtellen, für wen er den An- 
trag geſtellt hat. Verſäumt er die Klar⸗ 


ſtellung, ſo iſt der Antrag auf ſeine 
Koſten zurückzuweiſen 2257 29 

Für die Bevollmächtigung zur Stellung 
des Strafantrags aus § 12 Unl WG. be- 
ſtehen keine Formvorſchriften. Der Be⸗ 
vollmächtigte ift nicht verpflichtet, von 
ſich aus den Nachweis ſeiner V. zu füh⸗ 
a eoa E 

§ 239 Ziff. 1 KO. Die Verſchweigung von 
V. des Gemeinſchuldners zur Vertretung 
dritter Perſonen erfüllt den Tatbeſtand 
des betrüglichen Bankrotts nicht. An⸗ 
ders kann der Fall liegen, wenn eine 
ganze Geſchäftsverbindung und der bei 
der Konkurseröffnung vorhandene Stand 
der Geſchäftsabwicklung verſchwiegen 
wird 2559 17 

Unterſchriftskarten, die auf der Vorderſeite 
die Unterſchrift des Kontoinhabers, auf 
der Rückſeite die Namen und Unterſchrif⸗ 
ten der Verfügungsberechtigten tragen 
und nach dieſer Ausfüllung der Bank 
von dem Kontoinhaber ausgehändigt 
werden, enthalten V.geſtändnisurkunden 
i. S. der TarSt. 19 IV PrötempSt®. 
2944 8 

Vollſtreckbare Urkunde 

Zur Lohnpfändung aus v. U. für Unter⸗ 
haltsforderungen 2527 

§ 794 J Ziff. 1 ZPO. Kann aus einem 
vor dem Vollſtreckungsgericht abgeſchloſ⸗ 
ſenen Vergleich Koſtenfeſtſetzung ſtatt⸗ 
finden? 2448 

§ 794 Ziff. 5 BPO. St nach dem Inhalt 
einer v. U. die Fälligkeit einer Grund⸗ 
ſchuld eingetreten, ſo ſteht das Hypothe⸗ 
kenmoratorium nach der VO. des R⸗ 
Präſ. über die Fälligkeit von Hypothe⸗ 
ken und Grundſchulden v. 11. Nov. 
1932 der Erteilung der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel nicht entgegen 22455 

Die Unterwerfungserklärung gemäß den 
Së 794 Ziff. 5, 800 ZPO. kann, da fie 
einſeitige, nicht empfangsbedürftige pro⸗ 
zeſſuale Willenserklärung iſt, nicht von 
einem Vertreter ohne Vertretungsmacht 
abgegeben werden 2162 3 

Enthält v. U. gemäß § 794 I Ziff. 5 
ZPO. die Verfallklauſel, fo ift dem 
Gläubiger auf ſeinen Antrag die un⸗ 
eingeſchränkte Vollſtreckungsklauſel zu 
erteilen, auch wenn er nicht eine die 
Fälligkeit begründende Behauptung auf⸗ 
ſtellt. Die uneingeſchränkte Vollſtrek⸗ 
kungsklauſel iſt ohne weiteres auch dann 
zu erteilen, wenn der Schuldner in der 
v. U. erklärt hat, der Gläubiger ſolle 
berechtigt ſein, ſich vollſtreckbare Ausfer⸗ 
tigungen „auch ohne Nochweis derjeni⸗ 
gen Tatſachen erteilen zu laſſen, von 
deren Eintritt die Fälligkeit der Forde⸗ 
rungen abhänge“. In dieſem Fall kann 
die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel 
nicht davon abhängig gemacht werden, 
daß der Gläubiger den Eintritt der Tat⸗ 
ſachen, von denen materiell die Fälligkeit 
abhängt, behauptet 2163 4 

§ 839 BGB. Erteilt Notar Vollſtreckungs⸗ 
klauſel zu einer von ihm aufgenomme⸗ 
nen U. des § 794 Ziff. 5 ZPO., nach⸗ 
dem er den Vollſtreckungsauftrag an⸗ 
genommen hat, ſo verletzt er fahrläſſig 
ſeine Amtspflicht als Notar. Begeht der 
Verſteigerungsrichter daraufhin ebenfalls 
eine fahrläſſige Amtspflichtverletzung, ſo 
wird dadurch nicht der Kauſalzuſammen⸗ 
hang zwiſchen der Handlung des Notars 
und dem Schaden des Gläubigers un⸗ 
terbrochen, vielmehr iſt das Zuſammen⸗ 
wirken beider Verſehen als Urſache des 
Schadens anzuſehen 3277 14 

88 794 Ziff 5, 800 A0 SS 33, 37 Pr- 
GRG. Wird zuſammen mit Schuldbe⸗ 


kenntnis und der Abtretung einer Eigen⸗ 
tümergrundſchuld unter Umwandlung 
in Hypothek mit neuen Zins⸗ und Zah⸗ 
lungsbedingungen zur Sicherheit für 
die Forderung die Unterwerfung unter 
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eigentum gemäß $ 1 I Ziff. 2 RErb- 
Beki, Die Beſtimmung, daß der Hof 
nach dem Tode der Vorerbin unter die 
drei Töchter geteilt werden ſoll, kann 
nicht mehr zur Durchführung gebracht 
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hypothek für Bierlieferungen gemäß 
Art. 14 BayAGBGL. bedarf nicht der 
Genehmigung durch die Anerbenbehör⸗ 
den 22508 


Vormundſchaftsgericht 


die ſofortige Zwangsvollſtreckung gemäß werden 24179 vgl. auch unter Mündelſicherheit 
S 800 BPO. beurkundet, jo kann für Vorkaufsrecht Vas V. kann nicht Mie d ge aus 
die Unterwerfungsklauſel ein beſonderer SS 1094 ff., 504 ff. BOB. Nur bei dem 8 1666 I 1 und 2 BGB. nebeneinander 


Gegenſtandswert nicht angenommen 
werden 3000 ® 


Vollſtreckungsbefehl 


vgl. unter Mahnverfahren 


Vollſtreckungsgegenklage (8 767 ZPO.) 


Der Wuchereinwand iſt nicht geeignet, eine 
V. gegen einen rechtskräftig ſeſtgeſtell⸗ 
ten Zinsanſpruch von 30 zu ſtützen 
3015 54 

Auch wenn der Armenanwalt den Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß auf feinen Namen 
hat umſchreiben laſſen, kann ihm die 
koſtenpflichtige Partei eine Zahlung an 
die arme Partei oder eine auch über den 
Rahmen des § 124 II ZPO. hinaus- 
gehende Aufrechnung, ſoweit ſie vor der 
Umſchreibung erfolgt iſt, entgegenhalten. 
Die Einrede einer ſolchen d eg 
z. B. aus Defektenbeſchluß, iſt jedoch 
grundſätzlich nicht im Umſchreibungs⸗ 
verfahren, ſondern mit der V. geltend 
zu machen 3009 18 


dinglichen V., nicht bei dem perſönlichen 
V. kann der Mangel der Form des 
Grundgeſchäfts durch Einigung über die 
Beſtellung des V. und deſſen Eintra⸗ 
gung kraft des entſprechend anwend⸗ 
baren $ 313 S. 2 BB. geheilt mwer- 
den. Beim perſönlichen V. wird der 
Mangel der Form nicht durch Eintra⸗ 
gung einer Vormerkung zur Sicherung 
des durch Ausübung des V. entſtehen⸗ 
den Anſpruchs auf Eigentumsübertra⸗ 
gung behoben. Entſprechen Einigung 
und Eintragung nicht dem Grundge⸗ 
ſchäft, ſo fehlt es ihnen am rechtlichen 
Grunde und deshalb an der Fähigkeit, 
einem Formmangel des Grundgeſchäfts 
abzuhelfen 2545 ® 


§ 5 Grëng, Bei Zwangsverſteige⸗ 


rung einer Reichsheimſtätte iſt die Ab⸗ 
gabe des Meiſtgebots ſteuerfrei, wenn 
der Ausgeber der Heimſtätte das ihm 
nach 8 11 RHeimſtG. zuſtehende V. aus⸗ 


treffen 2932 ? 


Eine auf Grund des § 1669 BGB. an- 


geordnete Auseinanderſetzungspflegſchaft 
endet gemäß § 1918 III BGB. in dem 
Zeitpunkt, in dem die Auseinanderſet⸗ 
zung durchgeführt iſt. Der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Aufhebung bedarf es 
zur Beendung der Pflegſchaſt in dieſem 
Falle nicht. Ordnet der Vormundſchafts⸗ 
richter überwachungsmaßnahmen an, die 
über den Rahmen der Beſtimmungen 
hinausgehen und unterläßt er ſpäter die 
Überwachung, ſo liegt hierin keine zum 
Schadenserſatz verpflichtende Amts⸗ 
pflichtverletzung 3001 ? 


§ 1714 BGB. Vertrag, durch den ſich der 


Erzeuger gegenüber der unehelichen 
Mutter unter gewiſſen Bedingungen zur 
Zahlung von Unterhalt für das noch 
nicht geborene Kind verpflichtet, unter⸗ 
liegt nicht der vormundſchaftsgerichtli⸗ 


chen Genehmigung 26232 

8 1811 BGB. Die Anlage von Mündel⸗ 
geld bei Raiffeiſengenoſſenſchaft läuft 
in der Regel den Grundſätzen einer 
wirlſchaftlichen Vermögensverwaltung 
nicht zuwider, wenn ſie höhere Ver⸗ 
zinſung als die in Betracht kommende 
mündelſichere Anlage bietet und durch 
eine, wenn auch kündbare, ſelbſtſchuld⸗ 


Der Anſpruch der im Rechtsſtreit obſie⸗ eübt und darufhin den Zuſchlag erhal⸗ 
e Re auf E Bos 5a hat 2653 ° 0 Zuschlag erh 
ſteht bereits mit dem Eintritt der Vorläufige Vollſtreckbarkeit 
Rechtshängigkeit, aufſchiebend bedingt WEEN SR | 
durch den Erlaß eines die Gegenſeite in $ 9280 ZPO. und Prozeßbeſchleunigung 


die Koſten verurteilenden Urteils, ver⸗ 
wandelt ſich mit dem Erlaß eines ſol⸗ Vorlegungsanſpruch (5 810 BGB.) 
chen Urteils in auflöfend bedingten An- Recht des gewinnbeteiligten Angeſtellten 


ſpruch und wird mit der Rechtskraft zu 
einem unbedingten. Bereits vor Exlaß 
des Koſtenurteils ſtellt der bedingte An- 
ſpruch ein Vermögensſtück des Koſten⸗ 
gläubigers dar; er kann abgetreten und 
gepfändet werden. Einwendungen der 
im § 767 II BPO. gedachten Art müſſen 
bereits in der Verhandlung vor dem 
grundlegenden Urteil vorgebracht wer⸗ 
den 2467 7 


Vollſtreckungsklauſel 


vgl. auch unter vollſtreckbare Urkunde 
§ 797 BPO. Verzicht des Gläubigers auf 
den materiellen Anſpruch ſteht der Er⸗ 
teilung der V. nicht entgegen 2479“ 
Bei Eintragung einer Zwangshypothek 
hat der Grundbuchrichter nicht zu prü⸗ 
fen, ob die Vorausſetzungen für die Er⸗ 
teilung der V. gegeben waren 2940 


auf Gewinnberechnung. Einſicht in Han- 
delsbücher und Papiere nach § 810 
BOGY, kann er nur verlangen, ſoweit es 
zur Nachprüfung der Bilanzangaben er⸗ 
forderlich ift und ſoweit nicht berechtig⸗ 
tes Geheimhaltungsintereſſe des Ge⸗ 
ſchäftsherrn entgegenfteht. Prozeſſuale 
Behandlung des Anſpruchs auf Rech⸗ 
nungslegung 2181 


Vormerkung 
88 883, 888 BGB. Rechtliche Zuläffigkeit 


einer V. für den Anſpruch aus Wie⸗ 
derkaufsrecht. Sie iſt daher in der 
Zwangsverſteigerung als wirkſame Be⸗ 
laſtung an ihrer Grundbuchſtelle zu be⸗ 
rückſichtigen 2400 5 

883 BGB. Zur Gültigkeit einer V. be- 
darf es nicht der Angabe des Schuld⸗ 
grundeg, wenn die Gefahr einer Ber- 


neriſche Bürgſchaft der deutſchen Zen⸗ 
i geſichert iſt 


1837 BGB. Das BormGer. darf dem 
Vormund nicht Anweiſungen über die 
Erfüllung oder Ablehnung von Anſprü⸗ 
chen erteilen, die Dritte an das Mün⸗ 
delvermögen ſtellen. Das Beſchwerde⸗ 
recht nach 8 57 I Nr. 9 FGG. kann 
nur im Intereſſe des Mündels ausgeübt 
werden 27237 

1 ArmAnw®. Erwirkung der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung zu 
einem für die minderjährige arme Patr- 
tei geſchloſſenen Vergleich liegt außer⸗ 
halb des Armenrechts und der Beiord⸗ 
nung 2497 14 


Vorname 


wechſlung nicht beſteht. Dem Rev. ſteht vgl. unter Name 
die Auslegung richterlicher Verfügungen Vorſatz 
— hier Grundbucheintragungen — ſelb⸗ Verurteilung wegen vollendeten Verbre⸗ 


Vollſtreckungsſchutz 
val. unter Entſchuldung, landwirtſchaft⸗ 
liche; Erbhof, Zwangsverſteigerung, 


Binnenſchiffahrt, Offenbarungseid, Pfän⸗ 


vgl. unter Völkerrecht 


Vorbereitungshandlungen 


dgl. unter Verſuch 


orerbe 


Wenn der Grundbuchrichten auf Grund 
einer Teſtamentsauslegung gemäß § 36 
12 G80. jemanden im Grundbuch als 
Berechtigten ohne Hinzufügung eines 
Nacherbenvermerks eingetragen hat, ſo 
darf er nicht nachträglich lediglich auf 
Grund einer abweichenden Teſtaments⸗ 
auslegung den Eingetragenen als blo⸗ 
zen V. behandeln, es ſei denn, daß be⸗ 
e Zoe eeh neue Tatſa⸗ 
„eine andere Aus i⸗ 
8 MH slegung rechtferti 
ail in vor dem 1. Okt. 1933 eröffnet 
Teſtament die Ehefrau als E 
und find die drei Töchter als Nacherben 
eingeſetzt, ſo ſteht der Hof im Allein⸗ 


ſtändig zu. Auslegung einer „V. zur 
Sicherung des Anſpruchs auf Eintragung 
als Miteigentümerin zugunſten meiner 
Ehefrau“ auf Grund des zugrunde lie⸗ 
genden Sachverhalts in „V. zur Siche⸗ 
rung des Anſpruchs auf Auflaſſung als 
Miteigentümerin zur Geſamthand zur 
gunſten meiner Ehefrau“ 2612 

1179 BGB. Die bei einer vorgehenden 
Hypothek eingetragene Löſchungs . ift 
in dem Hypothekenbriefauszug auch dann 
nicht zu erwähnen, wenn die V. zugun⸗ 
ſten des Gläubigers der Hypothek ein⸗ 
getragen iſt, über die der Brief erteilt 
wird 2998 3 


Beim perſönlichen Vorkaufsrecht wird der 


Mangel der Form nicht durch Eintra⸗ 
gung einer V. zur Sicherung des durch 
Ausübung des Vorkaufsrechts entſtehen⸗ 
den Anſpruchs auf Eigentumsübertra⸗ 
gung behoben 2545 6 


8 37 II RErbhofcd. Die Eintragung einer 


V. auf Einräumung einer Sicherungs⸗ 


chens ſetzt voraus, daß der Täter bis 
zum Abſchluß ſeiner die Vollendung be⸗ 
wirkenden Tätigkeit ſeinen V. auf die 
volle Verwirklichung des geſetzlichen 
Tatbeſtands gerichtet hat 2338 ° 


Wer ſich vorſätzlicher und fahrläſſiger 


Bankrotthandlungen ſchuldig gemacht 
hat, kann nur wegen vorſätzlichen Ban⸗ 
krotts beſtraft werden 2693 10 


Vorſätzliches Handeln i. S. des § 3 I VO. 


zur Abwehr heimtückiſcher Angriffe 
gegen die Regierung der nationalen Er⸗ 
hebung v. 21. März 1933 ſetzt voraus, 
daß der Täter die unwahren Behaup⸗ 
tungen, die geeignet ſind, das Wohl des 
Reichs und das Anſehen der Reichsregie⸗ 
rung ſchwer zu ſchädigen, bei Verbrei⸗ 
tung tatſächlich kennt 31541 


Das bewußte Abweichen einer ſteuerrechts⸗ 


kundigen Perſon von der Rechtſprechung 
des RFH. ſchließt die Annahme eines 
bedingten V. auf Steuerhinterziehung 
nicht aus 23411 
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Vorſtrafen 
vgl. unter Gewohnh Verbr., Straffreiheit 
Vorverfahren 
§ 467 II StPO. Zu den notwendigen 
Auslagen gehören auch die Koſten der 
Verteidigung im V. und unter beſon⸗ 
deren Umſtänden die Reiſekoſten eines 
auswärtigen RA., wenn deſſen Beauf⸗ 
tragung nach Lage der Sache geboten 
war 2803 11 
Waage 
Pfändung einer Schnell W. bei Lebensmit⸗ 
telhändler iſt zuläſſig, wenn der Gläu⸗ 
biger dem Schuldner brauchbare Tafel W. 
mit Gewichten transportkoſtenfrei zur 
Verfügung ſtellt 2180 1 
Waffen 
85 243 Nr. 5, 250 Nr. 1 StGB. Zum 
äußeren und ineren Tatbeſtand des 
„Mitſichführens von W.“ 2237 5 
8 17 SchußwG. regelt das Verbot des Be- 
ſitzes von W. und Munition nicht er⸗ 
ſchöpfend. Beim Vorliegen einer kon⸗ 
kreten polizeilichen Gefahr kann viel⸗ 
mehr insbeſ. denjenigen Perſonen, denen 
gemäß § 16 I SchußwG. wegen Beden- 
kens gegen ihre Zuverläſſigkeit Waffen⸗ 
(Munitions-) Erwerbsſcheine und W.⸗ 
ſcheine nicht hätten ausgeſtellt werden 
dürfen, auch der Beſitz von W. und Mu⸗ 
nition polizeilich unterſagt werden 30241 
Wahldeutige Feſtſtellung im Strafurteil 
vgl. unter St. 
Wahrheitspflicht 
Subſtantiierung und W. 2123 
Nochmals die W. 2528 
Kammerprinzip und W. im neuen Zivil⸗ 
prozeß 3174 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen (8 193 
StGB.) 


vgl. unter Beleidigung 
Währung 
dgl. auch unter Pfund, engl., Mark, De- 
viſenbewirtſchaftung, Dollar 
$ 37 II RErbhof®. Ein wichtiger Grund 
für die Belaſtung eines Erbhofs iſt bei 
Umſchuldung beſonders dann gegeben, 
wenn durch die Belaftung unter Ga 
lung eines erheblichen Kursgewinns 
W. ſchulden abgedeckt werden 28571 
§ 13 KörpStG.; § 13 (Ginter. Auslands⸗ 
forderungen ſind regelmäßig mit dem 
Kurswert am Stichtage zu bewerten. 
Eine Rückſtellung auf Auslandsforde⸗ 
rungen kann in der Regel nicht mit der 
Begründung begehrt werden, am Stich⸗ 
tag ſei bereits zu erkennen geweſen, 
daß der Kurs der entſprechenden aus⸗ 
ländiſchen Währungen am Stichtag nicht 
mehr dem wirklichen Wert entſprochen 
habe, ſo daß deshalb mit Kursſturz habe 
gerechnet werden müſſen 31587 
Wandergewerbeſchein 
Zu den Begriffen der Ausübung der Heil⸗ 
kunde i. S. des § 56 a Nr. 1 Gew., 
des Aufſuchens von Warenbeſtellungen 
i. S. des § 55 I Nr. 2 GewO. und 
der Geheimmittel i. S. des Art. 72 a 
BaypPol StGB. 3142 1 
Daß der Inhaber des W. nach deſſen In⸗ 
halt nur als Arbeitnehmer für beſtimm⸗ 
ten Arbeitgeber tätig iſt, ſchließt die An⸗ 
wendung des § 89a III ArchBermG. 
nicht aus 2283 « 
Wandergewerbeſteuer 
88 1, 2 NotGef. über die Beſteuerung des 
Wandergewerbebetriebs v. 15. Dez. 1932, 
$ 9 VollzO. Finder, und VGH. find an 
die Entſcheidung des Bezirksamts über 
das Vorliegen oder Nichtvorliegen der 
Wandergewerbeſcheinpflicht nicht ge⸗ 
bunden 23681 


Sachregiſter 


Wandlung 


bgl. unter Kauf 


Warenzeichen 


§§ 1 und 4 Ziff. 1 WS. „Opekta“. Zur 
Frage der Schutzfähigkeit ſchlagwortarti⸗ 
ger Wendungen, die die beſondere Eigen⸗ 
art einer Ware anpreiſen. „In zehn 
Minuten mit ...“ für Geliermittel nicht 
ſchutzfähig. Mißlungener Durchſetzungs⸗ 
nachweis 2732 1 

SS 1, 4 Ziff. 1 WG. Das Wort „Chro⸗ 
nolog“ für Zeitmeſſer ift nicht eintrag- 
bar. Zur Schutzfähigkeit dem Griechi⸗ 
ſchen entſtammender Fremdworte 3320 1 

§ 4 III WbzG. Ein bereits gelöſchtes W. 
ſteht einer Zeicheneintragung auch dann 
nicht mehr entgegen, wenn die zweijäh⸗ 
rige Sperrfriſt zugunſten gelöſchter W. 
erſt nach Einreichung der Anmeldung 
abgelaufen ift 3321? 

89 4 I, 9, 12, 13, 20 WbzG. Atikah⸗ und 
Attika⸗Zigaretten. Die Gerichte ſind an 
die Auffaſſung des Pat A., daß Freizei⸗ 
cheneigenſchaft nicht vorliege und das W. 
eintragbar ſei, gebunden. Dem wirkſa⸗ 
men Zeichenſchutz haben ſpätere Eintra⸗ 
gungen auf Grund ſpäterer Aumeldun⸗ 
gen in bezug auf dieſelben oder gleich⸗ 
artige Waren zu weichen, wenn Gleich⸗ 
heit oder Verwechſlungsfähigkeit des Bei- 
chens beſteht. Hätte Eintragung eines 
einfachen Wortzeichens nach § 4 Ziff. 1 
WbzG. abgelehnt werden können, fo 
wird doch Eintragungsfähigkeit dadurch 
begründet, daß das Wortzeichen ſich als 
Kennzeichen für die Herkunft der Waren 
längſt durchgeſetzt hat. Ausſtattungs⸗ 
ſchutz nach $ 15 WbzG. ift auch an blo- 
ßen Wortbezeichnungen möglich. Durch 
S 13 W636. wird w. mäßiger, flag- 
wortartiger Gebrauch eines mit geſchutz⸗ 
ter fremder Kennzeichnung übereinſtim⸗ 
menden oder verwechſlungsfähigen Wor- 
tes zur Angabe des Herſtellungsorts oder 
der Beſchaffenheit der Ware nicht gedeckt. 
Nur der redliche Geſchäftsverkehr und 
der für den allgemeinen Verkehr unent⸗ 
behrliche Gebrauch von Art⸗, Herkunfts⸗ 
und Beſchaffenheitsangaben wird durch 
§ 13 WG. gegenüber dem formalen 
Wirecht und den ihm gleichſtehenden 
Schutzrechten gewahrt. Bei zuſammen⸗ 
geſetzen Wort⸗ und Bildzeichen kom⸗ 
men ſchutzunfähige Beſtandteile als 
Grund für die Annahme von Verwechſ⸗ 
lungsgefahr nicht in Betracht, vielmehr 
entſcheidet der Geſamteindruck. Verboten 
werden kann nur das, wofür nach dem 
Geſchehenen eine Wiederholungs- oder 
beſtimmte unmittelbare Ausführungs⸗ 
gefahr beſteht 2408 8 

SS 5, 6 WG. Welche Bedeutung hat es 
für die Frage der Warengleichartigkeit, 
wenn dem Widerſpruchszeichen ſeinerzeit 
wegen Widerſpruchs des jetzigen Anmel⸗ 
ders auf Grund eines älteren W. die 
Eintragung für beſtimmte Waren aus⸗ 
drücklich verſagt worden ift? 2733 2 

SS 5, 20 WbzG. Verwechſlungsgefahr in- 
folge begrifflicher Verwandtſchaft. „All⸗ 
Super“ iſt verwechſelbar mit „Welt⸗ 
ſuper“ 21873 

88 5, 20 WbzG. Zur Frage der Verwechſ⸗ 
lungsgefahr. Sie wird regelmäßig durch 
bloße Voranſtellung des Firmennamens 
nicht ausgeſchaltet 30231 

Së 5, 20 WEG, Die Bezeichnung „Me⸗ 
trawatt“ für elektriſche Meßgeräte 
ſtimmt zeichenrechtlich mit „Matra“ 
überein 3086 ! 

ss 5, 20 WG. Tonfilmaufnahmegeräte 
gleichartig mit optiſchen und photogra⸗ 


phiſchen Apparaten, Inſtrumenten und 
Geräten 33213 

§ 7 ba, Kennzeichnungskraft von Firma 
und W. für den Betrieb. Es kann ſehr 
wohl ein eingeführtes W., mag es ſelbſt 
zu Beginn eine reine Phantaſiebezeich⸗ 
nung geweſen ſein, als den Gegenſtand 
des Unternehmens kennzeichnend aner⸗ 
kannt und danach gemäß § 4 I S. 1, er- 
Der Wahlfall GmbHG. als Firma der 
GmbH. zugelaſſen werden 2131 

88 7, 9 bag Die Übertragung eines W. 
vollzieht ſich außerhalb der Zeichenrolle 
durch den materiellrechtlichen Übertra⸗ 
gungsakt. Die Umſchreibung in der Zei⸗ 
chenrolle wirkt nicht konſtitutiv, iſt aber 
zur Ausübung des Rechts für den 
Rechtsnachfolger erforderlich. Die Ein⸗ 
willigung des Berechtigten muß in öf⸗ 
fentlich beglaubigter Form abgegeben 
werden 3012 10 


Warmwaſſerheizung 


Die Anlegung einer W. iſt Ausbau i. S. 
des § 11 Stagë. Will Mieter einen 
Um- oder Ausbau vornehmen, fo kann 
die Erlaubnis auch verſagt werden, 
wenn für erforderlich erachtete Siche⸗ 
rungsmaßnahmen des Grundſtückseigen⸗ 
tümers nicht getroffen werden 2511 ! 


Waſchtoilette 


Pfändbarkeit einer W. Der gegenüber der 
Pfändung eines beſonders wertvollen 
Gegenſtandes erhobene Einwand der Un⸗ 
pfändbarkeit kann durch Hingabe eines 


ausreichenden Erſatzgegenſtandes aus- 
geräumt werden 21797 


Waſſerrecht 


vgl. auch unter Emſchergenoſſenſchaft 

SS 113, 115, 118 PrWaſſch. Die Unter- 
haltungspflicht an einem Waſſerlauf 2. 
oder 3. Ordnung iſt öffentlich⸗rechtliche, 
jedoch durch $ 118 I PrWaſſcg. an das 
privatrechtliche Eigentum am Waſſer⸗ 
lauf geknüpfte Verbindlichkeit. Ableh⸗ 
nung der Rechtsauffaſſung, daß nach 
Schleſ. Auenrecht mit Rückſicht auf die 
Zugehörigkeit der Aue zur Grundherr⸗ 
ſchaft die Unterhaltungspflicht auf dem 
ganzen Gute hafte. Mit Dereliktion der 
Aue vor Inkrafttreten des ail v. 
7. April 1913 durch Grundbuchverzicht 
ſind ſowohl die privat⸗ wie öffentlich⸗ 
rechtlichen Verpflichtungen des bisherigen 
Auenberechtigten verſchwunden 2284 1 

§ 197 PrWaſſG.; § 823 II BGB. Die 
Herſtellung eines objektiv widerrecht⸗ 
lichen, den Tatbeſtand der Verletzung 
eines Schutzgeſetzes begründenden gu 
ſtandes ſchafft ein Beweisanzeichen da- 
für, daß dieſe objektive Verletzung auch 
ſchuldhaft erfolgt ſei 2764 4 


Wechſel 


W. kunde. Das neue WechſelG. v. 21. Juni 
1933. Schrifttum 2454 

Der Proteſt. Schrifttum 2679 

Das neue Wirecht. Schrifttum 2757 

W.⸗ und Scheckrecht. Schrifttum 2757 

Grundriß des Wirechts. Schrifttum 2758 

Art. 1, 70 ff. Wechſel .; Art. 4, 78 WO. 
Die Verpflichtungen des Ausſtellers, Ak⸗ 
zeptanten oder Indoſſanten aus dem 
gleichen W. richten ſich im Zweifel nach 
dem Recht des für jeden geltenden Er⸗ 
füllungsortes, können alſo materiellrecht⸗ 
lich verſchiedenen Rechten unterliegen. 
Es ift jedoch auch im Wirecht aner- 
kannt, daß ſich der Schuldner einem be⸗ 
ſtimmten ausländiſchen Recht ausdrück⸗ 
lich oder durch ſchlüſſige Handlungen un⸗ 
terwerfen kann. Dieſe Unterwerfung 
braucht nicht aus dem W. ſelbſt hervor⸗ 
zugehen, es iſt vielmehr auch bei ſog. 


Sachregiſter SINA 


diglich auf Grund des § 529 IV a. F. 


Skripturobligationen nach internationa⸗ Werbevers ] 
BPO. erfolgt ift, fo ift die W. materiell 


lem Privatrecht nicht nur eine ausdrück⸗ Ein W. iſt ein durch das Urheberrecht ge⸗ 


liche, ſondern auch eine ſtillſchweigende 
Vereinbarung über das maßgebliche 
Recht zuläſſig. Die Bezeichnung des maß⸗ 
geblichen Rechts gehört nicht zu den An⸗ 
gaben, die ſich aus der W.urkunde ſelbſt 


ſchütztes Schriftwerk i. S. des § 1 Lit⸗ 
Urhcg. Die beiläufige Verwendung des 
W. — mit geringfügiger Anderung — 
in einem Tonfilm iſt gemäß § 13 Lit⸗ 
UrhG. zuläſſig 2796 * 


nicht beſchieden, der W. alſo in dieſer 
Hinſicht nicht beſchwert, und iſt ſomit 
eine Reviſion in dieſer Hinſicht unzu⸗ 


läſſig. Soll ſolche Abweiſung zugleich 


mit ſonſtigem Inhalt des Urteils an⸗ 


gefochten werden, ſo bedarf es einer be⸗ 
ſonderen, in die ſchriftliche Reviſions⸗ 
begründung aufzunehmenden Verfah⸗ 
rensrüge 2848 8 


Werkvertrag s 
gl. auch unter Beförderungsvertrag 
SS 611 ff., 631 ff. BGB. Der Architekten⸗ 
(Ingenieur-) Vertrag unterliegt den 


ergeben müſſen 3121! 

Art. 7, 69 Wechſel G.; Art. 75, 76 WO. 
Gefälſchte W.unterſchrift wird wirkſam, 
wenn der Namensträger den hier zu⸗ 


grunde liegenden werechtlichen Bege⸗ 
bungsvertrag genehmigt. Durch dieſe 
Genehmigung wird der Namensträger 
w. mäßig verpflichtet 2550 ® 

Art. 17 Wechſelc g.; Art. 82 WO. Der In⸗ 
doſſatar eines W. muß ſich, wenn er mit 
dem W. zugleich die Forderung erwirbt, 
zu deren Erfüllung oder Sicherung ſein 
Vormann den W. erhalten hat, alle Ein⸗ 
wendungen gefallen laffen, die dem W.⸗ 
ſchuldner gegenüber dem abgetretenen 
Anſpruch zuſtehen. Dies gilt auch dann, 
wenn der W.inhaber die Klage aus- 
ſchließlich auf den W. geſtützt hat. Recht⸗ 
lich ſteht es keineswegs im Belieben des 
Indoſſatars, von ſeiner Zeſſionareigen⸗ 
ſchaft abzuſehen, da ſein Wirecht durch 
den abgetretenen Grundanſpruch ein der 
willkürlichen Anderung entzogenes Ge⸗ 
präge erhalten hat 2551“ 

Die Pfändung einer W.forderung erfolgt 
nur gemäß § 831 ZPO. Die ſtatt deffen 


Vorſchriften des Dienſtvertrags jeden⸗ 
falls dann, wenn von Anfang an verein⸗ 
bart wird, daß dem entwerfenden Archi 
tekten im Falle der Ausführung auch 
die Bauleitung zuſtehen ſolle, mag auch 
der Vertrag ſich als W. bezeichnen und 
auf die Beſtimmungen des W. verwei⸗ 
ſen. Die Aufrechnung von Schadenser⸗ 
ſatzanſprüchen wegen mangelhafter Aus- 
führung der Arbeit kann im Vertrag 
wirkſam ausgeſchloſſen werden 2762 ? 
649 BGB. Keine Entſchädigungspflicht 
des Beſtellers eines W., wenn er den 
W. wegen Verſchlechterung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe des Unterneh- 
mers kündigt; auch dann nicht, wenn er 
dieſen Grund bei der Kündigung nicht 
angegeben hat, ſondern ſich erſt ſpäter 
darauf beruft, weil er ihm z. Z. der 
Kündigung, die auf andere nicht ſtich⸗ 
haltige Gründe geſtützt war, noch un⸗ 
bekannt war 2934 ? 


13 GRO. Der Wert eines (im Streit- 
wert der W. enthaltenen) Hilfsantrags 
muß dem Streitwert der Klage hinzu⸗ 
gerechnet werden, wenn der Hilfsantrag 
einen anderen Streitgegenſtand hat als 
der Klageantrag 2171 ° 


Widerruf von Vergleich 

ſ. unter Vergleichsgebühr 
Widerſpruchsklage ($ 771 ZPO.) 

Iſt Kraftwagen aus Einzelteilen erbaut 


worden, die verſchiedenen Eigentümern 
gehörten, ſo ſteht, ſolange die Verbin⸗ 
dung dauert, jedem Eigentümer eines 
Einzelteils ein die Veräußerung des 
Kraftwagens hinderndes Recht zu, auch 
wenn der Einzelteil etwa nicht zum 
weſentlichen Beſtandteil des Kraftwagens 
geworden ſein ſollte 25403 


Die Einwirkung von § 11 StAnpG. v. 


16. Okt. 1934 auf die Entſcheidung der 
Frage, ob dem Sicherungseigentümer 
gegenüber dem pfändenden Steuerfiskus 


beantragte Pfändung des dem Schuld⸗ Werterſatz 

ner gegen den Gläubiger zuſtehenden vgl. unter RADIO. 

Anſpruchs auf Herausgabe des W. ift Wertpapier 

unzuläſſig. Zur Überweiſung eines ge⸗ vgl. auch unter Inhaber. 

pfändeten, auf ausländiſche Währung Deviſengeſetzgebung und W.verfehr 2098 
lautenden W. iſt der Nachweis der De⸗ Wertzuwachsſteuer 


ein die Veräußerung hinderndes Recht 
zuſteht 3237 
Wiederaufnahme des Verfahrens 
Bzgl. Entſchuldigungsverfahren vgl. unter 
E., bzgl. Dienſtſtrafverfahren vgl. un- 


viſengenehmigung erforderlich. Die Uber⸗ 
weiſung eines W., deffen Verpflichteter 
ein im Ausland wohnender Ausländer 
ift, ift unzuläſſig 3077 2 

88 263, 266 StGB. Vermögensbeſchädi⸗ 
gung als Folge der ie e einer 
W. prolongation. Verpflichtet fih SmbS., 
bei dem Weiterverkauf von unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt gekaufter Ware den Er⸗ 
lös als Eigentum des Verkäufers anzu⸗ 
erkennen, zu verwahren und bei Fällig⸗ 
keit des dafür gegebenen W. an den 
Verkäufer abzuführen, ſo ſind die mit 
dem Verkauf der Ware befaßten Ge⸗ 
ſchäftsführer der GmbH. nicht ohne wei⸗ 
teres als Bevollmächtigte des den Eigen⸗ 
tumsvorbehalt ausſprechenden Verkäufers 
anzuſehen 3063 12 


Bedarf es zur Berechnung des ſteuerbaren 


Wertzuwachſes in Ermangelung eines 
vereinbarten und feſtſtellbaren Preiſes 
der Ermittlung des gemeinen Werts 
eines Grundſtücks, ſo iſt, auch wenn es 
ſich um die Zeit der Geldentwertung 
handelt, nicht Dellen fog. innerer Wert 
unmittelbar aus dem Vorkriegswert, 
ſondern der Verkaufswert des Grund⸗ 
ſtücks an dem maßgebenden Stichtage, 
wenn möglich, aus damals gezahlten 
Vergleichspreiſen für ähnliche Grund⸗ 
ſtücke, in Papiermark zu ermitteln und 
89 8 in Goldmark umzurechnen 
3088 2 


89 ThürWZuwStcg. Zu dem für die He- 


rechnung des ſteuerbaren Wertzuwachſes 
maßgebenden Veräußerungspreis gehört 


ter D. 
8 359 StPO. Das Wiederaufnahmeverfah⸗ 


ren wird von einer Niederſchlagung auf 
Grund des StraffreihG. in gleicher 
Weiſe betroffen wie ein erſtmaliges 
Strafverfahren 2863 3 


Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
88 233 ff., 519 ZPO. Unterläßt Büroan⸗ 


geſtellte trotz des gegebenen Auftrags 
die Einreichung der rechtzeitig von dem 
NA. angefertigten und unterſchriebenen 
Berufungsbegründung innerhalb der 
Friſt des § 519 II RPO., fo begründet 
dies allein nicht die W. i. d. v. St. Viel⸗ 
mehr muß der NA. die zur Verhinde⸗ 
rung von Friſtverſäumungen allgemein 
für erforderlich gehaltenen Vorkehrun⸗ 
gen getroffen, insbeſ. die Anlegung eines 
Friſtenkalenders angeordnet und deſſen 


Wegegerechtigkeit nicht Entſchädigung, die dem Veräußerer ordnungsmäßige Führung regelmäßig 
bgl. unter Grunddienſtbarkeit für die durch die Veräußerung eingetre⸗ überwacht haben. Eine Vermutung, daß 
Wegepolizei tene Entwertung des ihm verbliebenen dieſe Maßnahmen in jedem Anwalts⸗ 


Grundbeſitzes neben dem Entgelt für die büro getroffen worden ſind, beſteht nicht; 
veräußerte Teilfläche gewährt wird daher müſſen dieſe Tatſachen zur Be⸗ 
e E gründung des Wiedereinſetzungsantrags 
ausdrücklich und innerhalb der Friſt des 
§ 214 BPO. angeführt werden 3221 * 
88 232, 233 ZPO. Der RA., der den be- 
ſchränkten Auftrag zum Einlegen einer 


Zur Frage der ſtillſchweigenden Widmung 
ge ae SE durch die W. 
in kommunalfreies Grundſtück kann 277 AR 
il ei Q i i Weſtfäliſche Gütergemeinſchaft 
1 rRe eines Amtsbezirks ſein vgl. unter Eheliches Güterrecht 
Wein n Widerklage 


i i 8 617 vam È i 
en E eng der ame 
ift als „Wein“ i. S. des Wein. anzu- 
ſehen 3205 21 

$ 26 I Nr. 2 WeinG. Zur Auslegung der 
Worte „dienen“ und „an ſich bringen“ 
2484 1 

Fragen des Weinbaus im Erbhofrecht 3179 


Weltſuper 


$$ 5, 20 WHG. Verwechſlungsgefahr in- 

folge begriffliche Verwanbiſchaft. „Al. 
Super“ iſt verwechſelbar mit „Welt⸗ 
fuper” 21878 


Wechſelſteuer 


Partei die eidliche Vernehmung der an⸗ 
deren Partei über einen Scheidungs⸗ 
grund nicht verlangen. Dasſelbe gilt für 
den Scheidungswiderkläger und im Falle 
der Stellung des Mitſchuldantrags aus 
§ 1574 BGB. 3003 4 


Scheidung einer evangeliſch⸗römiſch⸗kathol. 


Miſchehe nach polniſchem Recht. Gehört 
der Bekl. der römiſch⸗katholiſchen Konfeſ⸗ 
ſion an, ſo kann die Ehe nicht geſchieden 
werden. Die W. jedoch gegen den evan⸗ 
geliſchen Ehepartner auf Scheidung iſt 
zuläſſig 2353 4 


Berufung, für die im übrigen das Ar⸗ 
menrecht nachgeſucht wird, angenommen 
und ausgeführt hat, iſt, wenn er die 
Begründung nicht innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Friſt vornimmt, jedenfalls ver⸗ 
pflichtet, die Verlängerung der Friſt 
rechtzeitig nachzuſuchen. Es bedeutet kei⸗ 
nen unabwendbaren Zufall, wenn bei 
ſolcher Sachlage die Friſt nicht eingehal⸗ 
ten wird 31978 

233 ZPO. Verſäumt RA infolge Nicht⸗ 
beachtung eines ihm perſönlich zugeſtell⸗ 
ten Beſchluſſes, durch den ein Prozeß 


W. recht bei Blankoakzepten 2389 
Werberat 


vgl. unter Wirtſchaftswerbung 


§ 554 III 2b BPO. Wenn die Urteils- 
formel eine W. „abweiſt“, während die 
Gründe ergeben, daß die Abweiſung le⸗ 


zur Ferienſache erklärt wird, die Friſt 
zur Begründung der Berufung, ſo fin⸗ 
det W. i. d. v. St. nicht ſtatt 3198 ° 


*112 


§ 233 JHO. Iſt gegen ein Urteil Beru- 
fung eingelegt und gleichzeitig von dem 
erſtinſtanzlichen RA. das Armenrecht 
nachgeſucht worden, ſo darf der zweit⸗ 
inſtanzliche RA. mit der Berufungs⸗ 
begründung nicht bis zum Abſchluß des 
Armenrechtsverfahrens warten. Er muß 
vielmehr innerhalb der Friſt des § 519 
II BPO. eine ausführliche Berufungs⸗ 
begründung einreichen. Wird dieſe Friſt 
verſäumt, muß die Partei dies gegen ſich 
gelten laſſen; eine W. i. d. v. St. findet 
nicht ſtatt 3057 “ 

§ 232 II ZPO. Zur Wahrung aller nach 
den Umſtänden anzuwendenden Sorgfalt 
zwecks Vermeidung von Friſtverſäumniſ⸗ 
fen reicht es nicht aus, wenn ein RA. 
ohne eigene genaue Prüfung einem neu 
eingeſtellten, wenn auch von anderer 
Seite gut beurteilten, im Vorbereitungs⸗ 
dienſt befindlichen Referendar in Fäl⸗ 
len, in denen Friſtberechnung nach 
Schlußſatz des § 519 ZPO. erforderlich 
wird, die Berechnung der Nachweisfriſt 
überläßt 2848 6 

§ 233 ZPO. Der verſpätete Eingang der 
Deckung eines zur Einzahlung der Pro⸗ 
zeßgebühr beſtimmten Verrechnungs⸗ 
ſchecks geht zu Laſten der zahlungspflich⸗ 
tigen Partei und begründet keine W. i. 
d. v. St., wenn die Unkenntnis der Vor⸗ 
ſchriften über den Zahlungsverkehr mit 
den Gerichtsbehörden auf mangelnder 
Belehrung durch den RA. der Partei De- 
ruht 2910 5 

SS 519 VI, 233 ZPO. Auch die Betrau⸗ 
ung einer zuverlaſſigen Perſon mit der 
Einzahlung von Prozeßgebühren befreit 
die Partei nicht von einer Kontrollpflicht 
innerhalb des Friſtenlaufs, ob der Auf⸗ 
trag ausgeführt ift. S 233 ZPO. wegen 
Verſäumung der Friſt findet inſoweit 
nur Anwendung, wenn zwingende Um⸗ 
ſtände die Partei an der Prüfung ver⸗ 
hindert haben 3129 9 

§ 233 ZPO. Rechtsſatz dahin, daß zwiſchen 
dem Eingang des Armenrechtsgeſuchs 
und dem Ablauf der Berufungsfriſt Zeit 
von mindeſtens fünf Tagen liegen müſſe, 
damit das Geſuch als rechtzeitig einge⸗ 
reicht gelten könne, gibt es nicht. Die 
Entſcheidung iſt auf die Umſtände des 
einzelnen Falles abzuſtellen 3198 1° 

§ 233 I ZPO. Ob eine Partei, die durch 
Së 4, 5 des Gef. über die Feiertage v. 
27. Febr. 1934 und 88 2—4 DurchfVO. 
v. 18. Mai 1934 getroffene Regelung in 
dem Sinne wie jede andere Geſetzesbe⸗ 
ſtimmung gegen ſich gelten laſſen muß, 
daß ſie nicht berechtigt wäre, einen ihr 
inſoweit unterlaufenen unverſchuldeten 
Irrtum als unabwendbaren Zufall i. S. 
des § 233 geltend zu machen, mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben; jedenfalls liegt kein un⸗ 
abwendbarer Zufall vor, wenn die Partei 
Zweifel darüber, ob der betr., eine 
Friſt beendende Tag (hier der 31. Mai 
1934, Fronleichnamstag in Köln) geſetz⸗ 
licher Feiertag ſei oder nicht, gehabt und 
gleichwohl eine rechtzeitige Erkundigung 
unterlaſſen hat 3056 ® 

§ 238 ZPO. Gegen die Entſcheidung des 
BG. über W.antrag durch Beſchluß ift 
Anfechtung in dem Reviſionsverfahren 
nicht ſtatthaft. Dagegen unterliegt die 
Frage der W. dann der Nachprüfung 
durch das Rev., wenn über De in dem 
mit der Reviſion angefochtenen Sach⸗ 
urteil ſelbſt entſchieden ift 2617 7 

§ 11 der 1. DurchfVO. z. RErbhofch. mit 
§ 22 FGG. Große dienſtliche Belaſtung 
eines Kreisbauernführers iſt kein Grund, 


Sachregiſter 


bei Verſäumung einer Beſchwerdeſriſt in 
Erbhofſachen W. i. d. v. St. auszuſpre⸗ 
chen 2858 2 

8 11 der 1. DurchfVO. z. RErbhofch. Un- 
kenntnis der Beſchwerdefriſt iſt auch im 
Verfahren vor den Anerbenbehörden kein 
Grund zur W. i. d. v. St. 3142 ® 

§ 11 der 1. DurchfVO. z. RErbhofGG. Die 
beſonderen Umſtände eines Falls können 
die Nichtbeachtung einer gerichtlichen Zu⸗ 
ſtellung und die Unkenntnis vom Lauf 
einer Beſchwerdefriſt als unverſchuldete 
Verſäumung der Friſt und damit als 
Grund für die W. i. d. v. St. erſcheinen 
laſſen 32113 

$$ 11, 12 der 1. DurchfVO. z. RErbhofG. 
Eine Beſchwerdebelehrung iſt von den 
Anerbenbehörden nicht zu erteilen; ihr 
Fehlen iſt kein Grund zur W. i. d. v. St. 
3290 ° 

§ 22 FGG. Unkenntnis der Beſchwerdefriſt 
iſt kein Grund zur W. i. d. v. St. Der 
Beſchwerdeführer muß ſich nach der Be⸗ 
ſchwerdefriſt erkundigen; ſonſt handelt er 
ſchuldhaft 2256 18 

W. i. d. v. St. iſt nicht nur bei Verſäumung 
der Friſt für den Einſpruch gegen Vor⸗ 
entſcheidung des Vorſitzenden gemäß § 19 
der 1. Durchf VO. z. RErbhof®., ſondern 
in ſinngemäßer Anwendung des § 22 
FG. bei Verſäumung jeder Einſpruchs⸗ 
friſt gegeben 2257 21 

S 8 III Bat®.; § 2 Bund RVO. v. 10. Sept. 
1914. Zur Frage der W. i. d. v. St. gegen 
die Verſäumung der Stundungsfriſt 
2186 ! 

8 8 III PatG. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde 
des wegen Patentverletzung Belangten 
gegen die W. i. d. v. St. wegen Verſäu⸗ 
mung der Jahresgebührfriſt 2944 1 

§ 44 StPO. Der Antrag auf W. i. d. v. St. 
gegen Verſäumung der Reviſionsbegrün⸗ 
dungsfriſt iſt gerechtfertigt, wenn Angekl. 
unverſchuldet zu Protokoll eines zur Ent⸗ 
gegennahme einer Reviſionsbegründung 
zuſtandigen Beamten mangels Belehrung 
über das gegebene Rechtsmittel „Beru⸗ 
fung“ ſtatt Reviſion einlegt, die Vor⸗ 
ſchriften über die allein zuläſſige Reviſion 
infolge Unkenntnis des Beamten nicht 
beachtet werden und eine weitere Beleh⸗ 
rung des Angekl. über die Notwendigkeit 
einer Reviſionsbegründung unterblieben 
ijt 2561 19 

$ 112 rum. Verſchulden von Ange- 
ſtellten ihres Prozeßvertreters ift einer 
Partei nicht zuzurechnen, wenn den Pro⸗ 
zeßvertreter ſelbſt kein Verſchulden trifft. 
Verſchulden iſt dann nicht anzunehmen, 
wenn ein langjähriger, ſonſt zuverläſſiger 
Bürogehilfe einen Eingang verſehentlich 
in falſche, nicht im Gebrauch befindliche 
Akten legt, obwohl der RA. genügende 
Kontrollvorſchriften, insbeſ. über Füh⸗ 
rung des Friſtenregiſters, erlaſſen hat und 
die Innehaltung der Friſten ſelbſt ge⸗ 
nügend überwacht 2285 ? 

8 15 BadVermAPÄG. Den vom RG. auf 
dem Gebiete der W. i. d. v. St. gegen die 
Verſäumung der Klagefriſt wegen an⸗ 
waltlicher Büroverſehen aufgeſtellten 
Grundſätzen tritt der Bad VGH. bei 25912 


Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 


vgl. unter Beamte 


Wiederkaufsrecht 


Rechtliche Zuläſſigkeit einer Vormerkung 
für den Anſpruch aus W. Sie iſt daher 
in der Zwangsverſteigerung als wirk⸗ 
ſame Belaſtung an ihrer Grundbuchſtelle 
zu berückſichtigen 2400 5 


Wiederkehrſchuldverhällnis 


Bedeutung der Verletzung des § 32 VerglO. 
Anzeigenvermittlung als W. 2178 


Wild 
§ 243 Ziff. 2 SSB.; § 960 BGB. Für die 
Frage, ob das W. in einer eingezäunten 
Geländefläche der natürlichen Freiheit be⸗ 
raubt iſt, kommt es nicht auf die Größe 
der Fläche, ſondern nur auf die Art der 
Umſchließung an. Die Schadhaftigkeit 
des umſchließenden Zaunes vermag die 
eingeſchloſſenen Tiere noch nicht herren⸗ 
los zu machen 3204 17 
Polizeiliche Beſchlagnahme eines Hirſchge⸗ 
weihs. § 10 PrTier⸗ u. PflanzenſchutzV O. 
Der Begriff des Erbeutens eines W. ſetzt 
das Erlegen und Aneignen voraus 32311 
Wirtſchaft 
Die nationale W. Organ der Fachgruppe 
Wirechtler des BRS”. Schrifttum 2325 
Aufwärts! Volk, W., Erziehung. Schrift⸗ 
tum 2452 
Die W. im nationalſozialiſtiſchen Weltbild. 
Schrifttum 3050 
W. recht und W.lehre 3106 
Wirtſchaftliches Eigentum 
vgl. unter E. 
Wirtſchaftswerbung 
W. Schrifttum 2678 
Werberat und Polizei 2674 
Wochenmarkt 
Zu den Gegenftänden des W.nerfehrs i. S. 
der Vorſchrift des § 66 I Ziff. 2 GewO. 
gehören ohne Rückſicht darauf, von wem 
ſie feilgeboten werden, nicht nur die aus 
dem Betrieb einer Landwirtſchaft uſw. 
unmittelbar hervorgegangenen Fabrikate, 
ſondern auch ſolche, bei denen dies nicht 
der Fall iſt, deren Fabrikation aber ur⸗ 
ſprünglich und notwendig dem Betrieb 
der Landwirtſchaft uſw. angegliedert ge⸗ 
weſen iſt. Saure Gurken und Salzheringe 
iind daher W.artifel 2584 1 
Wohlfahrtsamt 
§ 263 IV StGB. Zur Auslegung des Be- 
griffes „Schädigung des Wohles des Vol⸗ 
kes“ und „anderer beſonders großer Scha⸗ 
den“. Betrug gegenüber W. 2649 14 
Wohnhaus 
vgl. unter Körperſchaftſteuer 
Wohnſiedlung 
val. unter Siedlung 
Wohnſitz 
SS 80, 81 RAbgO . Iſt die inländiſche Woh⸗ 
nung endgültig aufgegeben, ſo genügt die 
bloße Abſicht, ſpäter wieder eine Woh⸗ 
nung im Inland zu nehmen, nicht, um 
den inländiſchen W. aufrechtzuerhalten. 
Durch vorübergehende Unterbrechung der 
Innehabung einer inländiſchen Wohnung 
wird jedoch der inländiſche W. nicht be⸗ 
endet, falls die Umſtände, die auf die Ab⸗ 
ſicht der Beibehaltung einer ſolchen Woh⸗ 
nung ſchließen laſſen, beſtehen bleiben. 
Durch vorübergehende Abweſenheit wird 
der gewöhnliche Aufenthalt im allgemei⸗ 
nen nicht beendet 3162 17 
§ 80 I RAbgO. Der W.begriff der RAbgO. 
gilt auch für die Reichsfluchtſteuer. — 
Eine „Scheinwohnung“, d. h. Wohnung, 
die der Inhaber nicht mehr benutzen will, 
ſondern nur zu dem Zweck beibehält, um 
der Reichsfluchtſteuer zu entgehen, be⸗ 
gründet keinen W. 3231 ë 
Wohnungsbau 
vgl. unter Kleinwohnungen, Neubauten 
Wohnungsrecht 
vgl. unter Dienſtbarkeit 
Wörterbuch 
Kurzwortlexikon. W. der 
Schrifttum 2840 
Wucher 
vgl. unter Miet W., Zins 
Württemberg 
§ 21 III RErbhofch. Ob in einer Gegend 
Alteſten⸗ oder Jüngſtenrecht Brauch war, 


Abkürzungen. 


richtet ſich danach, ob in der betr. Gegend 
der Hof in der Regel an den älteſten bzw. 
jüngſten Sohn übergeben wurde und ob 
Übergabe an andere Kinder als Aus⸗ 
nahmefall angeſehen wurde. Auch in W. 
hat in dieſer Hinſicht in einzelnen Ge⸗ 
genden ein beſtimmter Brauch gegolten 
2861 ® 

Ein Hof, der auf Grund eines vor dem In⸗ 
krafttreten des BGB. abgeſchloſſenen 
Ehevertrags zu einer fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft des württembergiſchen Rechts 
gehörte, iſt Erbhof, obwohl die württem⸗ 
bergiſche fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
kein Gefamtgus, ſondern nur Bruchteils⸗ 
eigentum kennt. Inſoweit ift § 62 IV der 
1. DurchfVO. z. RErbhofG. entſprechend 
anwendbar 2266 37 

Die geſetzliche Errungenſchaftsgeſellſchaft 
des früheren württembergiſchen Rechts 
kannte im Gegenſatz zur allgemeinen 
Gütergemeinſchaft des früheren württem⸗ 
bergiſchen Rechts keine Fortſetzung der 
Errungenſchaftsgeſellſchaft zwiſchen dem 
überlebenden Ehegatten und den Ab⸗ 
kömmlingen. Die aus ihr ſich herleiten⸗ 
den Gemeinſchaften fallen nicht unter 
8 62 IV der 1. DurchfVO. z. RErbhofG. 
der Grundbeſitz ſolcher Gemeinſchaften iſt 
nicht Erbhof geworden 2629 ® 

88 6, 7 ErbihSt®. Die im Anſchluß an die 

württembergiſche Errungenſchaft eintre⸗ 
tende ſtatutariſche Nutznießung des über⸗ 
lebenden Ehegatten ſtellt einen auf Erb⸗ 
gang beruhenden Nießbrauch dar 32302 

§ 8 Nr. 3 GrErwSteh. ift entſprechend an- 
wendbar beim Erwerb auf Grund von 
Verträgen, die nach Auflöſung eines 
württembergiſchen Kondominats zwiſchen 
den Inhabern der freigewordenen Kondo⸗ 
minatsanteile zum Zwecke der Teilung 
der zum Fideikommißvermögen gehören⸗ 
den Grundſtücke abgeſchloſſen werden 
2279? 

Zahlungsbefehl 

vgl. unter Mahnverfahren 

Zahlungsfriſt 
in Aufwertungsſachen vgl. unter Aufw⸗ 
FällG. i 

Zeitſchrift 

vgl. auch unter Unlauterer Wettbewerb, 
BNS DJ. 

Bedeutung der Verletzung des 8 32 
VerglO. Anzeigenvermittlung als Wie- 
derkehrſchuldverhältnis 2178 * 

Der Zwang zur Annahme von Zeitungs⸗ 
anzeigen 2443 

88 IV UmjStb. Ein Reklameberatungs⸗ 
unternehmen fällt inſoweit, als es die 
Vermittlung von Anzeigen übernimmt, 
unter die für den Anzeigenvermittler 
(Annoncenexpedition) geltende Begün⸗ 
ſtigungsvorſchrift 2430 10 

$ 8 IV UmſStG. Die Begünſtigung der 
Anzeigenvermittler 
tionen) bezieht ſich nicht auf die Ver⸗ 

mittlung von Plakatanſchlägen 316118 

Zeuge 

Werden die B.ausjagen nicht durch Auf- 
nahme in das Protokoll feſtgeſtellt, ſo 
muß ihr weſentlicher Inhalt im Urteil 
wiedergegeben werden. Fehlt es hier⸗ 
an, ſo liegt Tatbeſtandsmangel vor, 
der auch ohne Prozeßrüge vom Rev. 
zu beachten ift (3R.) 28042 

Erſt die Anordnung der Vernehmung 
von nach 8 272 b BPO. geladenen 3. 
ſtellt Beginn der Beweisaufnahme dar, 
91474 jhon eine Belehrung der 8. 


Zur Entſcheidung über die Frage, ob 
eine gemäß § 51 StPO. über einen Z. 
verhängte Ordnungsſtrafe unter das 


(Annoncenexpedi⸗ 


Sachregiſter 


Straffreihc falle, ijt nicht das Gericht, 
ſondern die StA. zuſtändig 330316 

8 52 JI StPO. Es kommt nicht auf die 
Belehrung des Z., ſondern darauf an, 
ob der Z. Kenntnis von feinem Recht 
zur Zeugnisverweigerung hat. Nur im 
Falle der Unkenntnis kaun die Reviſion 
wirkſam auf die unterlaſſene Beleh⸗ 
rung geſtützt werden 291418 

8 52 Nr. 1 StPO. Umfang der Prüfungs⸗ 
pflicht des Gerichts hinſichtlich der An⸗ 
gabe der Zeugin, ſie ſei mit dem Au⸗ 
get. verlobt. § 252 StPO. Die frühere 
Ausſage darf auch daun nicht verleſen 


werden, wenn das — jetzt beſtehende " 


Zeugnisverweigerungsrecht zur Zeit 
jener Ausſage noch nicht gegeben war. 
In ſolchem Falle darf der Richter, der 
die frühere Ausſage entgegengenom⸗ 
men hat, als Z. über den Juhalt der 
Ausſage vernommen werden 3206 22 

Die Vorſchrift des 8 59 SPD. a. F., daß 
jeder 3. in Abweſenheit der ſpäter 
abzuhörenden Z. zu vernehmen ift, gilt 
nur als Sollvorſchrift. Die Anweſen⸗ 
heit einer Perſon als Zuhörer bei der 
Verhandlung ſchließt daher ihre ſpätere 
Vernehmung als Z. nicht aus 3286 28 

88 61 Nr. 3, 63 StPO. n. F. Unter dem 
„Ehegatten des Beſchuldigten“ iſt auch 
der frühere Ehegatte zu verſtehen. Eine 
ſachliche Anderung iſt durch die gegen⸗ 
über § 58 1 und II a. F. geänderte Faf- 
jung nicht eingetreten 2158 51 

861 Ziff. 2 StPO. Die Vereidigung des 
8. iſt anzuordnen, wenn er aunehm⸗ 
bar gegen den Beſchuldigten nicht vor⸗ 
eingenommen und kein Anzeichen da⸗ 
für vorhanden iſt, daß er von der 
Wahrheit abweichen werde 2980 21 

861 Ziff. 5 StPO. n. F. Die Begrün⸗ 
dung eines Gerichtsbeſchluſſes, daß von 
der Vereidigung eines Z. wegen deſſen 
offenbarer Unglaubwürdigkeit gemäß 
861 Ziff. 5 abzuſehen fei, muß die 
Feſtſtellung enthalten, daß alle Mit⸗ 
glieder des Gerichts die Ausſage für 
offenbar unglaubhaft halten und daß 
nach ihrer überzeugung auch unter Eid 
eine wahre Ausſage nicht zu erwarten 
ift 2159 33 

88 61, 66 StPO. Hat der erſuchte Richter 
die Vereidigung eines Z. der Entſchlie⸗ 
ßung des erſuchenden Gerichts vorbe⸗ 
halten, dann bedarf es einer Beſchluß⸗ 
faſſung in der Hauptverhandlung nur 
für den Fall, daß die Nichtbeeidigung 
des Z. von einer an der Verhandlung 
beteiligten Perſon als unzuläſſig be⸗ 
anſtandet wird 328629 

8244 StPO. Wenn auch in der Regel 
das pflichtmäßige Ermeſſen des Ge⸗ 
richts darüber entſcheidet, ob eine 
Augenſcheinseinnahme an Ort und 
Stelle als Beweismittel erforderlich ijt 
oder ob andere Beweismittel aus⸗ 
reichen, ſo bedeutet es doch eine un⸗ 
zuläſſige Vorwegnahme des Beweis⸗ 
ergebniſſes, wenn die Augenſcheins⸗ 
einnahme zum Beweiſe für die Un⸗ 
wahrheit der Ausſage eines Z. über 
irgendwelche örtlichen Verhältniſſe be⸗ 
antragt war und der Ablehnungs⸗ 
grund aus dem bekämpften Zeugnis 
ſelbſt entnommen wird 3064 14 

8244 StPO. Die nahe Verwandtſchaft 
oder die Ehe des Z. mit dem Angekl. 
genügt für ſich allein noch nicht, um 
der Ausſage des Z. von vornherein 
jeden Beweiswert abzuſprechen 262214 

Die von dem Protokollführer als Be⸗ 
weisantrag gefaßte Beurkundung im 
Sitzungsprotokoll, die der Vorſitzende 


113 


ſelbſtändig durch Streichung des An⸗ 
trags auf Z.vernehmung geändert hat, 
hat keine Beweiskraft i. S. des 8 274 
StPO., wenn der Protokollführer die 
Neufaſſung der Niederſchrift erſt nach 
Eingang der Reviſionsbegründung ge⸗ 
nehmigt 2853 18 

8245 SIPO. Der Unterſchied zwiſchen 
„geladenen“ und „in die Sizung ge- 
ſtellten“ Z. gilt auch für die St A., ob» 
wohl für die von ihr bewirkten La⸗ 
dungen eine beſtimmte Form nicht vor⸗ 
geſchrieben iſt. Dieſer letztere Umſtand 
kann nicht dazu führen, der StA. — 
im Hinblick auf § 245 StPO. — eine 
gegenüber der des Angekl. ungün⸗ 
ſtigere Stellung zu geben. Es muß ihr 
die Entſch. freigeſtellt bleiben, durch 
Namhaftmachung eines Z. als „ge⸗ 
laden“ ſeine Vernehmung der Vorſchrift 
des 8245 zu unterſtellen, durch ſeine 
Bezeichnung als „geſtellt“ dagegen be⸗ 
züglich ſeiner ſich und dem Gericht die 
volle Freiheit des Handelns zu wahren 
3286 30 

8 251 StPO. Der Gerichtsbeſchluß, durch 
den die Verleſung der Niederſchrift 
über eine frühere richterliche Z.ver⸗ 
nehmung angeordnet wird, muß ein⸗ 
gehend begründet ſein, damit das 
gien. nachprüfen kann, ob die An- 
nahme des Tatrichters, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 223 II StPO. zur 
Zeit der Hauptverhandlung vorlagen, 
nicht von Rechtsirrtum beeinflußt war 
2982 22 

8 155 Nr. 2 StGB. Unter allen Umſtän⸗ 
den ijt eine eigene Erklärung des 8. 
erforderlich, die unzweideutig ſeinen 
Willen erkennen läßt, ſeine Ausſage 
unten dem früher geſchworenen Eid zu 
machen 2850 15 

8 1571 Nr.2 StGB. Dem Mangel der 
Belehrung über das Zeuguisverweige⸗ 
rungsrecht ſteht es nicht gleich, daß der 
3. die Belehrung des Richters nicht 
verſteht 2335 7b 

Zum Ausſchluß der nach § 1571 Ziff. 2 
StGB. eintretenden Vergünſtigung be- 
darf es im Falle mehrerer Vernehmun⸗ 
gen der Eidesbelehrung vor jeder ein⸗ 
zelnen Vernehmung und jedesmal der 
Feſtſtellung der erfolgten Belehrung 
in der Verhandlungsniederſchrift 2917 19 

8159 StGB. Wer Z. zur eidlichen Be⸗ 
kundung einer Tatſache zu beſtimmen 
verſucht, iſt des Unternehmens der Ver⸗ 
leitung zum Meineid ſchuldig, wenn er 
zwar die Tatſache für wahr hält, aber 
weiß, daß der Z. von ihr kein eigenes 
Wiſſen oder keine Erinnerung mehr 
beſitzt, und wenn er gleichwohl will, 
daß der Z. durch die Art ſeiner Be⸗ 
kundung bewußt den Auſchein erweckt, 
als bekunde er die Tatſache auf Grund 
eigener Wahrnehmung und eigener Er- 
innerung 2336 8 


Zeugengebührenordnung 


Bzgl. Sachverſtändigengebühren vgl. un⸗ 
ie (Ch 

8211. Für die Gewährung von Zeugen⸗ 
gebühren bedarf es bei Perſonen, deren 
Lebensverhältniſſe und Erwerbstätig⸗ 
keit die Annahme einer tatſächlich ein⸗ 
getretenen Erwerbseinbuße rechtferti⸗ 
gen, in der Regel nicht des ſicheren 
Nachweiſes der Erwerbseinbuße 2709? 

§ 2 III. Auch Zeuge, der Arbeitsloſen⸗ 
oder Kriſenunterſtützung bezieht, hat 
Auſpruch auf Zeugengebühren 2939 10 

88 ZeugGebd. Bei Reiſen mit eigenem 
Kraftwagen darf über die für Dienſt⸗ 
reiſen der Beamten vorgeſehenen Höchſt⸗ 


15 


2114 


beträge nicht hinausgegangen werden. 
Der Höchſtbetrag ift fett dem 1. April 
1934 bei Reiſen mit eigenem, nicht auf 
behördliche Veranlaſſung angeſchafften 
Kraftwagen 13 Rpf. für 1 km 31503 


Zigaretten 
Atikah⸗ und Attika Z. Warenzeichenent⸗ 
ſcheidung 2408 8 


Zinſen 

Dot. auch unter Verzugs. 

8138 BGB. Der Wuchereinwand iſt nicht 
geeignet, eine Zwangsvollſtreckungs⸗ 
gegenklage gegen einen rechtskräftig 
feſtgeſtellten Zinsanſpruch von 300% zu 
ſtüzen 3015 24 

Iſt bei Aufnahme eines Bankenkredits 
eine Zinsabrede nicht getroffen wor⸗ 
den, ſo gilt der bankenübliche Zinsſatz 
als ſtillſchweigend vereinbart. Die Zins⸗ 
ſenkungs VO. v. 27. Sept. 1932 gilt nicht 
für Forderungen, zu deren Sicherheit 
lediglich bereits für andere Forderun⸗ 
gen beſtellte Hypotheken abgetreten 
werden 24761 

Die „Zuſatzhypothek“ nach 87 Zinsſen⸗ 
kungs VO. v. 27. Sept. 1932 2604 2949 

Die durch die ZinsſenkungsVO. vom 
27. Sept. 1932 zum Ausgleich für die 
vorübergehende Zinsherabſetzung ge- 
währten Zuſatzforderungen und ⸗hypo⸗ 
theken werden durch die demnächſt auf 
Grund des SHRG. bewirkte endgültige 
Zinsherabſetzung nicht berührt 27821 

$ 1811 BGB. Die Anlage von Mündel⸗ 
geld bei Raiffeiſengenoſſenſchaft läuft 
in der Regel den Grundſätzen einer 
wirtſchaftlichen Vermögensverwaltung 
nicht zuwider, wenn ſie höhere Ver⸗ 
zinſung als die in Betracht kommende 
mündelſichere Anlage bietet und durch 
eine, wenn anch kündbare, ſelbſtſchuld⸗ 
neriſche Bürgſchaft der deutſchen Zen⸗ 
tralgenoſſenſchaftskaſſe geſichert ift 23431 

Auch Schadenserſatzanſprüche, die in 
Form von Zinsanſprüchen geltend ge⸗ 
macht ſind, werden i. S. des 54 BPO. 
als Nebenforderungen behandelt, wenn 
und ſoweit ſie neben dem Hauptan⸗ 
ſpruch erhoben und in ihrem ſachlichen 
Beſtande von ihm abhängig ſind. 
Durch Zurechnung eines Teils der 
Zinsforderung zu der Hauptforderung, 
die die Reviſionsſumme nicht erreicht, 
kann ein Urteil nicht künſtlich reviſions⸗ 
fähig gemacht werden 277111 

84 BPO. Wenn fih der Streit über die 
Hauptforderung erledigt hat und nur 
Z.forderung noch ſtreitig bleibt, fo wer- 
den die Prozeßkoſten, die durch den 
Streit über die urſprüngliche Haupt⸗ 
forderung entſtanden ſind, nicht neben 
dem B.anfpruch zur Hauptforderung 
i. S. von 84 BPO. 327615 

Unter das Vorrecht des § 10 Ziff. 1 Zw⸗ 
BerftG. fallen nicht nur Anſprüche auf 
Erſatz barer Auslagen, ſondern auch 
ſolche auf Erſatz von Krediten nebſt 
deren Z., die der die Zwangsverwal⸗ 
tung betreibende Gläubiger für die 
Zwecke der Zwangsverwaltung aufge⸗ 
nommen hat 2976 12 

814 SchRG. Die Zinszahlungspflicht des 
Betriebsinhabers während des land⸗ 
ee T eee 

Bei unbeſchränkt Steuerpflichtigen ſind 
die 3. aus der Dawes⸗Anleihe von der 
Einkommenſteuer nicht befreit 3081! 

8155 NAbgD. Verzinſung von Erſtat⸗ 
tungsbeträgen. Zuläſſigkeit der Zu⸗ 
ſammenrechnung von Einzelbeträgen 
unter 100 RM 22871 


Sachregiſter 


88 4 II b, 111 Nr. 4 Körp StG. Bei ſteuer⸗ 
begünſtigten Einkaufsgenoſſenſchaften 
ſind Zinseinnahmen aus Hypotheken 
ſteuerpflichtig 30823 

88 2 Nr. 3b, 7 KörpStck. Saldo. eines 
Verſorgungsbetriebs aus einem Bank⸗ 
guthaben ſind ſteuerfrei, wenn nicht 
der Saldo verſorgungsfremden Zwecken 
dient oder zu dienen beſtimmt iſt 31573 


Zivilprozeß 


BPI. mit GVG. ſowie Nebengeſetzen und 
ergänzenden BD. nach dem Stande 
v. 1. Jan. 1934. Schrifttum 2230 

Die ZPO. nebſt wichtigen Nebengeſetzen 
mit Erläuterungen zu den neuen Be⸗ 
ſtimmungen der ZPO. Schrifttum 2392 

Die ZPO. für das Deutſche Reich in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 
8. Nov. 1933. Schrifttum 2758 

Bericht, Gutachten und Urteil. Schrift⸗ 
tum 2327 

Subſtantiierung u. Wahrheitspflicht 2123 

Nochmals: Die Wahrheitspflicht 2528 

Kammerprinzip und Wahrheitspflicht im 
neuen Z. 3174 

Die Bewertung der Perſönlichkeit als 
Urteilsgrundlage im Z. 2737 

Anwendung einiger zivilprozeſſualer Vor⸗ 
ſchriften in der Praxis, insbeſondere 
Setzung von Friſten für Einreichung 
von Schriftſätzen uſw. 2830 

Die Pflicht zur Geſtattung der ärztlichen 
Unterſuchung nach der Zivilprozeßno⸗ 
velle v. 27. Okt. 1933 3176 


Zivilurteil 


§ 313 Nr. 3 ZPO. Werden die Beugen- 
ausſagen nicht durch Aufnahme in 
das Protokoll feſtgeſtellt, ſo muß ihr 
weſentlicher Inhalt im Urteil wieder⸗ 
gegeben werden. Fehlt es hieran, ſo 
liegt Tatbeſtandsmangel vor, der auch 
ohne Prozeßrüge vom Rev. zu be- 
achten iſt 28042 

8313 Ziff. 3, 4 ZPO. Die äußere Tren- 
nung des Tatbeſtands von den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen iſt nicht unbedingt 
erforderlich, wenn ſich nur aus dem 
Urteil das Vorbringen der Parteien 
und die Abſicht der tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung deutlich ergibt. Der Begrün⸗ 
dungszwang verlangt nicht Erörterung 
jeder Einzelheit des Parteivorbringens 
2618 8 

Die Prozeßrüge aus 8 551 Ziff. 7 ZPO. 
verſagt, wenn ein ſelbſtändiger Rechts⸗ 
behelf zwar vom BG. nicht ausdrück⸗ 
lich beſchieden, ſeine Verneinung aber 
den Gründen des BU. zu entnehmen 
iſt 2140 10 


Zoll 


Wenn ein Spediteur beim Zollamt Ware 
einlagert, muß das Amt damit rech⸗ 
nen, daß dem Einlagernden ein geſetz⸗ 
liches Pfandrecht zuſtehen könne und 
muß darauf Rückſicht nehmen 29713 

88 134, 146 VZG. Sit es bei einer 
durch mehrere Beteiligte bewirkten 3. 
hinterziehung unmöglich, den Wert des 
Schmuggelguts in jedem einzelnen Fall 
feſtzuſtellen, ſo braucht das Gericht 
nicht jeden Angekl. für jeden Einzel⸗ 
akt nur als Geſamtſchuldner zum Wert⸗ 
erſatz zu verurteilen. Bei tateinheit⸗ 
lichem Zuſammentreffen eines Ver⸗ 
brechens mit Z.hinterziehung darf die 
Erſatzfreiheitsſtrafe und die nach § 146 
VZG. erkannte Strafſchärfung nicht 
entſprechend der verhängten Zuchthaus⸗ 
hauptſtrafe ebenfalls in Zuchthaus um⸗ 
gewandelt werden 234113 

Wenn der Inhaber eines reinen Getreide⸗ 
tranſitlagers o. a. M. nach Abſchluß 


eines Sicherungsübereignungsvertrags 
hiuſichtlich des übereigneten Getreides 
eine Z.hinterziehung begeht, jo kann 
der Sicherungsnehmer als Haftender 
aus § 1111 NUbgD. nicht in Anſpruch 
genommen werden 2809 12 

8410 RAbgoO. Die Mitteilung einer 3. 
fahndungsſtelle an das HAA. mit dem 
Ermittlungsbericht und der „Bitte“, 
auf Grund des Ergebniſſes der Er⸗ 
mittlungen die Nachſtener zu erheben 
und das Strafverfahren durchzuführen, 
erfüllt den Begriff der „Anzeige“ 
215830 

Schweizer Markenſchutzentſcheidung: Ve- 
deutung der Verſpendung der Marke 
im Z.tarif 2735 1 


Zubehör 


98 95, 97, 535 ff. BB. Zum Begriff des 
Z. bei Betrieben zur Ausbeutung von 
Bodenbeſtandteilen. Überlaſſung durch 
Mietverträge, die wirtſchaftlich einem 
Verkauf unter Eigentumsvorbehalt 
gleichkommen 2715? 

88 Rerbhofch. Schreibtiſch und Gerd- 
ſchrank find nicht Erbhof Z. 2269 

Gehört der Grundbeſitz dem Ehemann, 
das Hofes Z. der Ehefrau, fo liegt kein 
Ehegattenerbhof i. S. des § 5 der 
2. Durchf VO. z. RErbhofGG. vor. Das 
Anerb®. kann nicht im Wege einer 
einſtweiligen Anordnung nach § 12 III 
der 1. DurchfVO. z. RErbhofG. dem 
Bauern die Verfügung über das Hofes⸗ 
Z. verbieten 29282 


Zuchthausſtrafe 


815 RErbhofG. Z. ift, wenn ſie nicht 
ſehr lange zurückliegt und das ſpätere 
Verhalten nicht endgültige Umkehr des 
Beitraften zeigt, ſtets mit der Bauern⸗ 
ehre unvereinbar 2262 32 

§ 15 RErbhofGg. Eine entehrende gericht⸗ 
liche Strafe (Z., Ehrverluſt) ſchließt 
nicht in jedem Falle die Ehrbarkeit 
aus. Ein weit zurückliegendes ehrloſes 
Verhalten kann außer acht gelaſſen 
werden, wenn der Täter in der Zwi⸗ 
ſchenzeit ein völlig einwandfreies Leben 
geführt und ſich dadurch die allge⸗ 
meine Achtung wiedererworben hat 
2626 3 

Bei tateinheitlichem Zuſammentreffen 
eines Verbrechens mit Zollhinterzie⸗ 
hung darf die Erſatzfreiheitsſtrafe und 
die nach § 146 VZG. erkannte Straf⸗ 
ſchärfung nicht entſprechend der ver⸗ 
hängten Z.hauptſtrafe ebenfalls in 3. 
umgewandelt werden 234113 


Zugabe 


$1 BD. zum Schutz der Wirtſchaft vom 
9. März 1932. Eine Z. liegt immer 
dann vor, wenn die Nebenleiſtung im 
Zuſammenhang mit der Hauptware 
ſteht, wenn ſie als „Vorſpann“ für 
den Ankauf beſtimmter Waren dienen 
ſoll. Das gilt auch dann, wenn der 3. 
gegenſtand nicht in unmittelbarem Zu⸗ 
ſammenhang mit Warenkauf Hinge- 
geben, ſondern Perſonen inner⸗ und 
außerhalb des Geſchäfts, die als Käu⸗ 
fer in Frage kommen können, vor 
einem Kauf überreicht wird. Für Wa⸗ 
ren „geringen Wertes“ i. S. des 3. 
geſetzes ſind maßgebend der abſolute 
Wert der Z., unabhängig vom Wert 
der Hauptſache, ein unterer Einkaufs⸗ 
preis, ein unerheblicher ſelbſtändiger 
Gebrauchswert und alsbaldige Ver⸗ 
brauchbarkeit. Taſchenmeſſer können je 
nach Lage des Einzelfalls als Sachen 
geringen Werts angeſehen werden oder 
nicht 2171“ 


Die Ankündigung und Bewilligung von 
Sonderpreiſen für photographiſche Roll⸗ 
filme, die bei den Ankündigenden ge⸗ 
kauft worden ſind, fallen nicht unter 
das Z.verbot 2937 6 

Teil 1811 a VO. v. 9. März 1932 zum 
Schutze der Wirtſchaft. Der Begriff 
„geringwertig“ iſt ſowohl für Reklame⸗ 
gegenſtände als auch für Kleinigkeiten 
ohne Firmenaufdruck relativ zu ver⸗ 
ſtehen. Bei der Prüfung des „geringen 
Werts“ von Reklamegegenſtänden und 
der „Geringfügigkeit“ von Kleinigkeiten 
ift derſelbe Maßſtab anzulegen. Buch- 
ſtreichhölzer fallen beim Tabakwaren⸗ 
verkauf unter das Z.verbot 3309 6 

Zug⸗ um⸗Zug 

887 RAGebd. Erſtattungsfähigkeit der 
Hebegebühr bei Zug⸗ um⸗Zug⸗Leiſtun⸗ 
gen 2499 23 

Zulaſſung des RA. 
vgl. unter Anwalt, Armenanwaltgebühren 


Zündwarenmonopol 

884411, 50 R BewG. Die Beteiligungs- 
ziffern an der Deutſchen Z.geſellſchaft 
find ſelbſtändig bewertungsfähigechegen⸗ 
ſtände des Betriebsvermögens 243014 

Zurechnungsfähigkeit 

851 StGB. Die Prüfung der Täterper⸗ 
ſönlichkeit nach der Richtung der Wil⸗ 
lensfähigkeit kann, wenn nicht die Au- 
wendbarkeit des 8 51 1 StGB. ſchon 

rechtlich einwandfrei vom Tatrichter 
verneint worden iſt, nur einheitlich er⸗ 
folgen 32842“ 

851 StchB. Das Verhältnis von Abſ. 1 
zu Abſ. 2 2885 

8 51 11 StB. gilt auch, wenn die Straf- 
tat vor ſeinem Inkrafttreten (1. Jan. 
1934) begangen iſt 21661 

8 51 II StGB. Eine nicht erheblich ver- 
minderte Z. kann nur im Rahmen der 
Strafzumeſſung bei Prüfung der Frage, 
ob mildernde Umſtände zuzubilligen 
find, berückſichtigt werden 2238 6 

Hat das Inſtanzgericht die Verantwort- 
lichkeit des Täters i. S. von 8511 
StGB. bejaht, aber nicht geprüft, ob 
die Vorausſetzungen des § 51 II vor⸗ 
liegen, jo hat das Rev. auf Sachrüge 
hin das angefochtene Urteil nur im 
Strafausſpruch aufzuheben und inſo⸗ 
weit die Sache zur erneuten Verhand⸗ 
lung zurückzuverweiſen 291415 

Die Anordnung der Sicherungsverwah⸗ 
rung iſt ſelbſtändig anfechtbar. Iſt Re⸗ 
viſion auf dieſe Anordnung beſchränkt, 
ergibt aber die Nachprüfung des an⸗ 
gefochtenen Urteils, daß der Vorder⸗ 
richter 8 51 StGB. irrig aufgefaßt hat, 
ſo iſt die Beſchränkung der Reviſion 
nicht wirkſam, ſo daß das Rechtsmittel 
als unbeſchränkt eingelegt zu gelten 
hat 2913 18 

Hat das Gericht die volle Verantwort⸗ 
lichkeit des Täters i. S. von 8 511 
StGB. bejaht, die Vorausſetzungen des 
8511 wie auch Abſ. 2 aber nur nach 
einer Richtung geprüft, ſo iſt trotz der 
Beſchränkung der Reviſion auf das 
Strafmaß das angefochtene Urteil doch 
auch hinſichtlich der Schuldfrage nach⸗ 
zuprüfen. Die Entmannung kann auch 
bei verminderter Z. angeordnet werden 
2913 14 

8 42 b SGB. Vorausſetzungen der Unter- 
bringung des Angekl. in einer Heil⸗ 
und Pflegeanſtalt, „wenn die öffent⸗ 
liche Sicherheit es erfordert“ 29311 

Liegt ein Fall des § 51I StGB. vor, fo 
muß zunächſt die Unterbringung des 
Angekl. in eine Heil⸗ und Pflegeanſtalt 


Sachregiſter 


angeordnet werden. Die Entmannung 
kann nur daneben angeordnet werden 
2976 13 


Zurückbehaltungsrecht 
Berechtigung des Notars, unter beſon⸗ 


deren Umſtänden auf Erhebung von 
Gebühren und auf Ausübung ſeines 
8. an von ihm aufgenommenen Ur- 
kunden zu verzichten. Kein Z. des No⸗ 
tars an Urkunden wegen der Gebühren 
aus andern Geſchäften 2402 6 


Verbot der Geltendmachung eines Z. zu⸗ 


gunſten der Lieferfirma in Telephon- 
mietvertrag macht dieſen nicht wegen 
Sittenwidrigkeit nichtig 27145 


Der Frachtführer hat das Gut auch dann 


i. S. des 8 440 II HGB. im Beſitz, 
wenn er nur mittelbar beſitzt. Zweiſel⸗ 
haft mag dies ſein, wenn der mittel⸗ 
bare Beſitz nur durch den Schuldner 
der Forderungen vermittelt wird, für 
die das Pfandrecht beſteht. Das gilt 
auch für das kaufmäuniſche Z. Die 
Klagefriſt des § 440 III HGB. entfällt, 
wenn der Empfänger den Frachtführer 
freiwillig wieder in den Beſitz des 
Gutes fegt. Pfandrecht und Z. (leb- 
teres ſowohl aus § 273 BGB. wie auch 
aus 8369 HGB.) können dem Fracht⸗ 
führer nebeneinander zuſtehen 29713 


Zurücknahme der Berufung 

vgl. unter B. 
Zurückverweiſung 

vgl. unter RAbgD., Berufung, Erbhof 
Zuſtändigkeit 

88 24, 39 f. BPO. Das Beſtehen eines 


ausſchließlichen Gerichtsſtandes iſt auch 
bei Klagerweiterung zu beachten 33073 


88 276, 606 ff. BPO. Haben zwei Ehe- 


leute gegeneinander bei verſchiedenen 
LG. auf Scheidung geklagt, und ver⸗ 
weiſt das eine LG. den Rechtsſtreit an 
das andere LG., ſo iſt damit infolge 
des Grundſatzes der Einheitlichkeit im 
Eheverfahren die Z. des andern LG. 
auch hinſichtlich der bei ihm ange⸗ 
ſtrengten Klage begründet, ſelbſt wenn 
St E 8. urſprünglich fehlte 
30142 


Die Vorausſetzung des 8606IV ZRD. 


iſt nur gegeben, wenn deutſche Schei⸗ 
dungsurteile im ausländiſchen Staat 
allgemein, nicht nur von den dortigen 
Gerichten, ſondern auch von den Ver⸗ 
waltungsbehörden anerkannt werden 
2143 12 


Vorausſetzung für die Z. des deutſchen 


Gerichts gemäß § 606 IV BPO. ift nur, 
daß das deutſche Gericht auch nach 
den Geſetzen des ausländiſchen Staates 
zuſtändig iſt. Unbeachtlich iſt es, wenn 
die Verwaltungsbehörden des auslän⸗ 
diſchen Staates die Scheidungsurteile 
des deutſchen Gerichts nicht anerkennen. 
Für Scheidungsklagen tſchechoſlowaki⸗ 
ſcher Staatsbürger ſind die deutſchen 
Gerichte zuſtändig 27953 


Nur hinſichtlich der Scheidung zweier 


Ausländer macht 8 606 IV ZPD. die 
deutſche Gerichtsbarkeit von der An⸗ 
erkennung des Heimatsrechts des Ehe⸗ 
manns abhängig 2802 10 


Der vom Rechtshilferichter beigeordnete 


Armenanwalt hat Anſpruch auf Er- 
ſtattung der Beweisgebühr aus der 
Staatskaſſe, wenn er vor dem Rechts⸗ 
hilfegericht die Parteirechte bei der Be⸗ 
weisaufnahme wahrgenommen hat. Zur 
Feſtſetzung der Gebühren auch dieſes 
Armenanwalts ijt der Urkundsbeamte 
des Prozeßgerichts zuſtändig 3009 14 


Die Beſtimmungen zur Durchführung der 


BD. zur Vereinheitlichung der Z. in 


SE 


Familien- und Nachlaßſachen 2112. 
Schrifttum 2835 
ollſtreckungsabkommen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Schweiz v. 2. Nov. 1929. 
Art. 5: überprüfung der Z. des Urteils⸗ 
ſtaats. Art. 1: Ausſchließlicher Gerichts⸗ 
ſtand. Für ZGB. Art. 538 II: Letzter 
Wohnſitz des Erblaſſers für Heraus⸗ 
gabe oder Teilung der Erbſchaft ver⸗ 
neint 27352 

8 29 II 1 RErbhofch. Das AnerbG. hat 
eine Ausſchlagungserklärung des An⸗ 
erben in eigener H. entgegenzunehmen. 
— Die Z. des OLG. und des RG. im 
Rechtshilfeverfahren ($ 159 11,3 GVG.) 
ſind auch dann gegeben, wenn ein 
AnerbG. ein Rechtshilfeerſuchen abge- 
lehnt hat 3053 1 

Beſtimmt der Präſident des ErbhGer. 
gemäß 8 42 11 RErbhofc g. das zuſtän⸗ 
dige AnerbG., fo ift diefe Beſtimmung 
auch für die Z. der Kreisbauernführer 
gemäß § 54 ReéErbhofGG. maßgebend. 
Die Beſtimmung des zuſtändigen An⸗ 
erb®. gemäß § 42 II RErbhofG. kann 
von den Anerbenbehörden nicht nach⸗ 
geprüft werden 29875 

In Hofübergabevertrag ſind für den Fall 
des Todes eines der Altenteiler die 
teilbaren Altenteilsleiſtungen in der 
Regel zu kürzen. Für Streitigkeiten 
über die Altenteilsleiſtungen wird zweck⸗ 
mäßig die Z. des AnerbG,. vereinbart 
2988 6 

Zum Erlaß einer einſtweiligen Anord⸗ 
nung nach 8 12 III der 1. Durchf Vo. z. 
RErbhofck. ift nur das Gericht befugt, 
bei dem das Verfahren anhängig iſt, 
nicht auch die Vorinſtanz 32145 

Zur Entſcheidung über die Frage, ob 
eine gemäß § 51 StPO. über einen 
Zeugen verhängte Ordnungsſtrafe un⸗ 
ter das Straffreihc. falle, ift nicht 
das Gericht, ſondern die StA. zuſtän⸗ 
dig 3303 16 

Art. 14I Ausf. z. Gewohnh Verbr. 
Für das „nachträgliche Sicherungsver⸗ 
fahren“ iſt an ſich das Gericht ſachlich 
zuſtändig, das nach den beſtehenden 
Vorſchriften zur Aburteilung der in 
Betracht kommenden Straftat zuſtän⸗ 
dig ſein würde, d. h. der Tat, für die 
der Verurteilte eine vor dem 1. Jan. 
1934 erkannte Strafe — wenigſtens 
zum Teil — nach dieſem Zeitpunkt 
verbüßt. Gehört die Sache hiernach 
zur Z. des SchöffG., jo kann die St A. 
die 8. der GrStrͤ. dadurch begrün⸗ 
den, daß ſie bei Einreichung der An⸗ 
tragsſchrift die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens vor dieſem Gericht bean⸗ 
tragt 2621 13 

8202 StGB.; Art.5 Gewohnh Verbr. 
Berufungseinlegung durch die StA. 
gegen ein Strafurteil und gleichzeitig 
Beantragung, nunmehr auch noch gegen 
den Angekl. die Sicherungsverwahrung 
anzuordnen. Z. 313113 

Für die nach § 2 Zeitung. v. 6. Juni 
1931 zu treffenden Entſcheidungen iſt 
in Preußen der RegPräſ. zuſtändig 
2733 1 

Zum Erlaß einer PolBfg. auf Grund 
einer nach dem VerunſtaltungsG. er» 
gangenen Pol VO. ift nur der RegPräſ. 
als Landespolizeibehörde zuſtändig 
3326 * 

8 839 BGB. Der Beamte hat jedem 
Dritten gegenüber die Amtspflicht, die 
Grenzen feiner Z. einzuhalten 23333 

Zuſtellung 

§ 329 BPO. Die Verfügung des Gerichts⸗ 

vorſitzenden, die die Friſt zum Nach⸗ 


15* 


*116 


weis der Zahlung der Prozeßgebühr 
oder die Friſt für die Berufungs⸗ oder 
Reviſionsbegründung verlängert, be⸗ 
darf nur inſoweit der Z., als ſie die 
neue Friſt in Lauf ſetzt. Soweit ſie zu⸗ 
gleich von der bisherigen Friſt ent⸗ 
bindet, wird ſie durch formloſe, akten⸗ 
GE feſtſtehende Mitteilung wirkſam 
3141 


88 198 II, 516 ZRO. Die Berufungsfriſt 
wird nicht in Gang geſetzt, wenn das 
Empfangsbekenntnis des gegneriſchen 
RA. nicht die Angabe des Datums 
enthält. Es fehlt dann an ordnungs⸗ 
gemäßer Z. 28475 a 

8750 BPO; Art. 12 deutſch⸗polniſcher 
Vertrag über den Rechtsverkehr vom 
5. März 1924. Das deutſche Gericht hat 
nicht zu prüfen, ob die im Ausland 
bewirkte Z. den dortigen Vorſchriften 
entſprach 30188 

8 750 ZPO. Heilung mangelhafter 8. ift 
nicht mehr möglich, wenn über das 
Vermögen des Schuldners der Kon⸗ 
kurs eröffnet wird 31463 

Iſt die Berichtigung des Pfändungsbe⸗ 
ſchluſſes auf Betreiben der Partei 
oder von Amts wegen zuzuſtellen? 
3259 

Das Offenbarungseidsverfahren iſt Teil 
der Zwangsvollſtreckung. Seine Ein⸗ 
leitung gegen Erbhofbauern hat die 
vorherige Z. des Vollſtreckungstitels 
an den Kreisbauernführer und die Er⸗ 
füllung der ſonſtigen Vorausſetzungen 
des 8 39 II RErbhof®. jedenfalls dann 
zur Vorausſetzung, wenn der Voll⸗ 
ſtreckungsauftrag nicht ausdrücklich mit 
Beſchränkung auf erbhoffreies Ver⸗ 
mögen erteilt wird 3224 6 

88 48, 46 RErbhof®. Gegenüber dem über 
die Z. erteilten Empfangsbekenntnis iſt 
der Nachweis zuläſſig, daß die Be⸗ 
ſcheinigung auf einem Irrtum beruht 
und die Z. tatſächlich zu anderem Beit- 
punkt bewirkt worden ijt 3210? 

8 11 der 1. Durchf VO. z. RErbhofc. Die 
beſonderen Umſtände eines Falls kön⸗ 
nen die Nichtbeachtung einer gericht⸗ 
lichen Z. und die Unkenntnis vom Lauf 
einer Beſchwerdefriſt als unverſchuldete 
Verſäumung der Friſt und damit als 
Grund für die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand erſcheinen laffen 32117 

Auf die Z. der Entſcheidung nach 8 21 U 
der 1. DurchfVO. z. RErbhofGG. kann 
von den Beteiligten rechtswirkſam ver⸗ 
zichtet werden 32188 

Für den Verbrauch der Strafklage iſt der 
Tag der Z. (nicht ſchon der der Er⸗ 
laſſung) des Strafbefehls oder Straf⸗ 
beſcheids maßgebend 21683 

Das Zwangsverwaltungsverfahren er⸗ 
reicht ſein Ende i. S. von 8 127 Pr⸗ 
GKG. mit der Z. des Aufhebungsbe⸗ 
ſchluſſes, nicht erſt mit dem Aufhören 
der gerichtlichen Tätigkeit 2246 © 

Zwangsgeld 

$ 33 PrPol Verw. Sit einheitliche Z. feſt⸗ 
ſetzung wegen mehrerer Verſtöße gegen 
eine Pol VO. erlaſſen und erweiſt ſich 
einer derſelben als zu Unrecht ange⸗ 
nommen, ſo muß der Verwaltungs⸗ 
richter die ganze 3.feſtſetzung aufheben. 
Nach ſolcher Aufhebung kann die Polizei 
wegen der andern nachgewieſenen Ver⸗ 
ſtöße erneut 8. feſtſetzen. Verjährungs⸗ 
vorſchriften ſtehen dem nicht entgegen, 
jedoch find die Beſtimmungen des § 33 
III Pol Verw. zu beachten, die ver- 
langen, daß Verletzung oder Bedrohung 
eines ſchutzwürdigen polizeilichen Inter⸗ 
eſſes noch vorliegt 24311 


Sachregiſter 


Während des Beſtehens des Abſ. 2 des 
876 PolVerwG. in der bis zum In⸗ 
krafttreten der VO. v. 3. Sept. 1932 
zur Vereinfachung und Verbilligung 
der Verwaltung gültigen Faſſung 
durfte Z. oder Zwangshaft wegen der 
übertretung einer Polo., die gleich⸗ 
zeitig in einem Geſetz mit Strafe be⸗ 
droht war, nicht angedroht oder feſt⸗ 
geſetzt werden 28781 


Zwangshypothek 


88 848, 866 f. BPO. Hat der Gläubiger 
eines Grundſtückseigentümers gegen 
dieſen einen vollſtreckbaren Schuldtitel 
wegen einer Geldforderung erlangt und 
beantragt er daraufhin die Eintragung 
einer 3., fo bedarf es zum Rangrück⸗ 
tritt eines vorhergehenden Grundſtücks⸗ 
rechtes, und zwar auch einer Eigen⸗ 
tümergrundſchuld, nicht der beſondern 
Zuſtimmung des Eigentümers; dieſe 
wird vielmehr durch den vollſtreckbaren 
Schuldtitel erſetzt. Dies gilt auch dann, 
wenn der Antrag auf Rangänderung 
erſt nach Eintragung der Sicherungs⸗ 
hypothek geſtellt wird oder wenn dieſe 
kraft Geſetzes gemäß § 848 ZPO. ent- 
ſtanden ift 2996 1 

8867 BPO. Bei Eintragung einer 8. 
hat der Grundbuchrichter nicht zu prü⸗ 
fen, ob die Vorausſetzungen für die 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel ge⸗ 
geben waren 2940 * 

88 866, 867 3 PO. 3. kann auch auf 
Grund einer den Grundſtückseigentümer 
zur Hinterlegung einer beſtimmten 
Geldſumme verurteilenden vollſtreck⸗ 
baren Entſcheidung eingetragen wer⸗ 
den; dies gilt ſelbſt dann, wenn der 
Gläubiger nach den Bedingungen, un⸗ 
ter denen die Hinterlegung zu erfolgen 
hat, aus dieſer unter keinen Umſtänden 
einen Anſpruch auf Auszahlung an 
ſich ſelbſt erlangt 32181 

Kann der Gläubiger einer 8. auf Grund 
ſeines perſönlichen Schuldtitels im 
Range der Hypothek die Zwangsver⸗ 
ſteigerung betreiben? 2322 


Zwangskartell 


vgl. unter Kartell 


Zwangsvergleich 


vgl. unter Entſchuldung, landwirtſchaft⸗ 
liche; Konkurs; Vergleichsverfahren, 
gerichtliches 


Zwangsverſteigerung 


Das ZwBeritd. Schrifttum 2606 

Kann der Gläubiger einer Zwangshypo⸗ 
thek auf Grund feines perſönlichen 
Schuldtitels im Range der Hypothek 
die Z. betreiben? 2322 

Unter das Vorrecht des § 10 Ziff. 1 Bw- 
VerſtG. fallen nicht nur Anſprüche auf 
Erſatz barer Auslagen, ſondern auch 
ſolche auf Erſatz von Krediten nebſt 
deren Zinſen, die der die Zwangsver⸗ 
waltung betreibende Gläubiger für die 
Zwecke der Zwangsverwaltung aufge- 
nommen hat. Das Vorrecht umfaßt 
aber nur die Erſatzauſprüche für Nus- 
gaben während der Dauer der Zwangs⸗ 
verwaltung, nicht dagegen ſolche, die 
bereits vor Einleitung der Zwangsver⸗ 
waltung gemacht find 2976 12 

8 10 Ziff. 3 ZwBerftb. Unter den ab⸗ 
löſungsberechtigten Gläubigern i. ©. 
des § 1150 BGB. find nur diejenigen 
Realgläubiger und ſonſtige dingliche 
Berechtigte zu verſtehen, deren An⸗ 
ſprüche außerhalb des geringſten Ge⸗ 
bots zu ſtehen kommen. Die Frage, 
ob und inwieweit der Erſteher als be⸗ 
friedigt i. S. des 83 ZwVollſtrMaßu⸗ 
BD. v. 26. Mai 1933 anzuſehen und 


wegen ſeines dinglichen Anſpruchs durch 
das Meiſtgebot gedeckt iſt, unterliegt 
als Frage des materiellen Rechts nicht 
der Nachprüfung durch den Verſteige⸗ 
rungsrichter zur Zeit der Verteilung. 
Die in 83 aufgeſtellte Fiktion betrifft 
lediglich das Verhältnis zwiſchen dem 
Erſteher als dinglichem Gläubiger 
und dem Eigentümer als persönlichem 
Schuldner 27931 

8 10 Ziff. 3 ZwVerſtG. Zinſen und Ver- 
zugszuſchläge auf Steuern im Kon⸗ 
kurs⸗ und H. verfahren 2828 

$ 10 ZwVerſt&. Die Koſten einer voran- 
gegangenen Mobiliarvollſtreckung kön⸗ 
nen von einem Gläubiger der Kl. 5 
mit dieſem Rang im Z verfahren gel- 
tend gemacht werden 2643 5 

88 20, 23 ZwVerſtch. Wenn die Erbhof⸗ 
eigenſchaft erſt nach Anordnung der 2. 
begründet ſein ſoll, ſo ſteht dies einem 
Ausſetzungsbeſchluß gemäß 8 148 BPD. 
durch den Verſteigerungsrichter nicht 
entgegen. Mit Rückſicht auf die recht⸗ 
liche Veränderung, die ein Grundſtück 
durch die Erbhofeigenſchaft (88 37, 38 
Rerbhofch.) erfährt, find Bedenken aus 
8135 BGB., § 23 ZivBerjtd. nicht her- 
zuleiten 22671. Gegenanſicht 2252 10 
2983 1 

§ 26 ZwVerſtG.; 8 8a Sicherungs VO. Der 
während des Z. verfahrens eingetretene 
Eigentumswechſel iſt bedeutungslos 
2276 11 

88 44, 84 ZwVerſtcG. Unrichtigkeit des 
geringſten Gebots durch Einſtellungs⸗ 
dewilligung des erſtbetreibenden Gläu⸗ 
bigers im Verſteigerungstermin muß 
nicht unbedingt zur Verſagung des Zu⸗ 
ſchlags führen 27259 

Schuldhafte Verletzung der Vorſchrift des 
860 Zwerſt h. begründet Amtshaf⸗ 
tung nach Art. 131 RVerf. Im Huer: 
fahren über Grundſtücke beſteht auch 
gegenüber dem Meiſtbietenden eine 
Amtspflicht des das Verfahren leiten⸗ 
den Beamten zur Einhaltung der ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften. Deshalb gebührt 
dem Meiſtbietenden der im Art. 131 
gegebene Erſatzanſpruch, wenn ein 
Grund zur Verſagung des Zuſchlags 
auf einem ſchuldhaften Verſtoß gegen 
die das Verfahren ordnenden Vorſchrif⸗ 
ten beruht 28422 

Wenn der Schuldner einen nach Schluß 
der eigentlichen Verſteigerung geſtell⸗ 
ten Antrag aus 8 85 ZwVerſtG. ab- 
ſichtlich, um den Vollſtreckungsrichter 
und die Beteiligten irrezuführen, in 
eine Form kleidet, die nicht ohne wei⸗ 
teres erkennen läßt, daß es ſich um 
Antrag aus 8 85 Omer, handelt, 
ſo kann der Schuldner ſeine Beſchwerde 
gegen den Zuſchlagsbeſchluß nicht dar⸗ 
auf ſtützen, daß der 8 85 unbeachtet. 
geblieben iſt 26338 

88 91, 92, 115 Omer, Rechtliche Zu⸗ 
läſſigkeit einer Vormerkung für den 
Anſpruch aus Wiederkaufsrecht. Sie iſt 
daher in der Z. als wirkſame Bela⸗ 
ſtung an ihrer Grundbuchſtelle zu be⸗ 
rückſichtigen 24005 

895 ZwVerſtcß. Gegen den die Z. ans 
ordnenden Beſchluß des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts iſt die ſofortige Beſchwerde nur 
gegeben, wenn er nach vorheriger An⸗ 
hörung des Antragsgegners erging 
2868 7 

895 ZwVerſtch. Die Möglichkeit der Er⸗ 
klärung eines Grundſtücks zum Erb⸗ 
hof rechtfertigt noch nicht die Auf- 
Gans des Verſteigerungstermins 
2 A 


Die Aufhebung eines anhängigen 8. 
verfahrens von landwirtſchaftlichem 
Grundbeſitz iſt unzuläſſig, ſolange be⸗ 
gründete Zweifel an der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft der beſchlagnahmten Grund⸗ 
ſtücke beſtehen. Bis zur Beſeitigung der 
Zweifel iſt die einſtweilige Einſtellung 
des Verſteigerungsverfahrens auszu⸗ 
ſprechen 22747 

8 180 ZwVerſtc h. Der Räumungsanſpruch 
des Erſtehers gegen einen Miteigen⸗ 
tümer bei der Verſteigerung zum Zwecke 
der Aufhebung der Gemeinſchaft 2960 

Leibgedinge, Leibzucht, Altenteil und Aus- 
zug können auch nach dem 1. Jan. 
1900 i. S. des 8 9 EGZWXerft&, Art. 6 
VrAGZWBerjtG. erworben werden; bei 
Auslegung dieſer Beſtimmungen iſt auf 
das ältere Recht zurückzugehen. — Es 
genügt nach 89 EGgZwVerſtG., Art. 6 
VPrAGZWBELStG., daß ſich das ftreitige 
Recht nach ſeiner Eintragung und der 
zugrunde liegenden Bewilligung im 
ganzen als Altenteil darſtellt; es braucht 
nicht ausdrücklich als Altenteil bezeich⸗ 
net zu fein 30048 

Iſt Ausbietungsgarantie in dem Sinne 
übernommen worden, daß nur der 
Ausfall des dinglichen Rechts verhütet 
werden ſoll, ſo tritt die Verpflichtung 
zum Bieten erſt ein, wenn der Ausfall 
der Hypothek oder Grundſchuld infolge 
des Zuſchlags droht. Darüber hinaus 
kann der Garant aber auch die Ber- 
pflichtung übernehmen, bei einer 3. 
für alle Fälle für ausreichendes Gebot 
zu ſorgen, auch wenn Ausfall nicht zu 
befürchten ift 27611 

8 839 BGB. Der mit der Beſcheinigung 
über den Grundbuchſtand beauftragte 
Notar hat keine Amtspflicht, ſich zu⸗ 
gleich rechtsbelehrend darüber zu äußern, 
welche Folgen die zutreffend beſcheinigte 
Grundbuch- und Rechtslage wegen der 
begrenzten relativen Wirkung der Eigen⸗ 
tümerbefugnis aus 87 Aufm®. und 
der Sich daraus im Falle der 3. 
möglicherweiſe ergebenden verwickelten 
Rangverhältniſſe zeitigen könnte 23973 

8 839 BGB. Erteilt Notar Vollſtreckungs⸗ 
klauſel zu einer von ihm aufgenomme⸗ 
nen Urkunde des 8 794 Ziff. 5 BPD., 
nachdem er den Vollſtreckungsauftrag 
angenommen hat, ſo verletzt er fahr⸗ 
läſſig ſeine Amtspflicht als Notar. Be⸗ 
geht der Verſteigerungsrichter darauf⸗ 
hin ebenfalls eine fahrläſſige Amts⸗ 
pflichtverletzung, ſo wird dadurch nicht 
der Kauſalzuſammenhang zwiſchen der 
Handlung des Notars und dem Scha⸗ 
den des Gläubigers unterbrochen, viel⸗ 
mehr iſt das Zuſammenwirken beider 
Verſehen als Urſache des Schadens 
anzuſehen 327714 

Der Gerichtsvollzieher muß den Voll- 
ſtreckungsgläubiger auch von der Ver- 
legung des Verſteigerungstermins be⸗ 
nachrichtigen. Unterlaſſung der Benam- 
richtigung ſtellt Amtspflichtverletzung 
dar. Die Koſten der Wahrnehmung 
des Verſteigerungstermins durch den 
Gläubiger ſind notwendige Koſten i. S. 
der 88 788, 91 BPO. 24936 

Einfluß eines Vergleichs in der Beſchw⸗ 
Juſt. auf den Zuſchlagsbeſchluß 3187 

Die Beweislaſt für die Prozeßunfähigkeit 
Saaz, im verfahren der Schuldner 


Es kann nicht allgemein davon ausge⸗ 
gangen werden, daß bei Z. der Wert 
der verſteigerten Sachen i. S. des 8 37 
KO. erzielt werde 3305 2 


Sachregiſter 


Vollſtreckungsſchutz 
§ 51 Zw VollſtrMaßu O. v. 26. Mai 1933. 


Das Unvermögen des Schuldners zur 
Abdeckung einer Forderung beruht 
nicht auf der wirtſchaftlichen Geſamt⸗ 
entwicklung, wenn er vor der Beſchlag⸗ 
nahme des Vermögens der SPD. dic- 
fer ſeine Kapitalien zur Verfügung ge- 
ſtellt hat 28029 


Die Koſtenbeſtimmung des § 21 Vollſtr⸗ 


Maßn VO. v. 26. Mai 1933 bezieht ſich 
entſprechend den in Abſ. 1 aufgeführten 
§ 5, 7, 9a u. 9b nur auf das Z. 
verfahren. Wenn daher in Abſ. 2 des 
S 21 gejagt ift, daß Erſtattung der 
durch das Verfahren entſtandenen 
außergerichtlichen Koſten nicht ſtatt⸗ 
findet, fo gilt dieje Ausnahmebeſtim⸗ 
mung entſprechend Abſ. 1 nur für das 
Z. verfahren, aber nicht für das ſouſtige 
Vollſtreckungsſchutzverfahren 25041 


Gegen den Beſchluß, in dem die einſtwei⸗ 


lige Einftellung des Z.verfahrens in 
Grundſtück wegen Eröffnung des Ent- 
ſchuldungsverfahrens gemäß Art. 2 I 
der VO. v. 27. Dez. 1933 feſtgeſtellt 
wird, ift die ſofortige Beſchwerde ge- 
geben. Die in Art. 2 I Ziff. 1 der VO. 
v. 27. Dez. 1933 gegebene Beſtimmung 
der einjtweiligen Einſtellung des Z.ver⸗ 
fahrens in ein im Entſchuldungsver⸗ 
fahren befindliches Grundſtück geht der 
Vorſchrift des Fortgangs des Zewverfah⸗ 
rens trotz Eintritts eines neuen Eigen⸗ 
tümers (8 26 ZwVerſtG.) vor 2872 4 


Grunderwerbſteuerfragen 
8 5 GrErwStG. Bei Z. einer Reichsheim⸗ 


ſtätte iſt die Abgabe des Meiſtgebots 
fteuerfrei, wenn der Ausgeber der 
Heimſtätte das ihm nach § 11 NHeimft®. 
zuſtehende Vorkaufsrecht ausgeübt und 
baroi den Zuſchlag erhalten hat 


8 14 GréErw StG. Die Grunderwerbſteuer⸗ 


freiheit für Rettungskäufe in der 8 
3099 


Steuerfreiheit nach 88 8 Nr. 3, 14 Gr- 


ErwStG. ift nicht ausgeſchloſſen, wenn 
bei 3., die von einer Erbengemeinſchaft 
wegen einer zum Nachlaß gehörenden 
Hypothek hinſichtlich des belaſteten 
Grundſtücks betrieben wird, ein Mit⸗ 
erbe als Meiſtbieter den Zuſchlag er⸗ 
hält, nachdem er auf Grund einer 
zwiſchen ihm und den andern Mit⸗ 
erben zur Erzielung eines möglichſt 
hohen Kaufpreiſes und damit zur Ret⸗ 
tung der Hypothek getroffenen Verein⸗ 
barung im eigenen Namen auf das 
Grundſtück geboten hatte 22781 


Hat OHG. gegenüber einem Hypotheken⸗ 


gläubiger die Bürgſchaft oder Aus⸗ 
bietungsgarantie übernommen, ſo kann 
auch jeder Geſellſchafter als Meiſtbieter 
oder Erſteher auf die Vergünſtigung 
des 8 14 GrErwStG. Anſpruch machen 
2509 2 


Gehörte die Hypothek des Erſtehers frü⸗ 


her zum Vermögen einer OHG., an der 
er ſelbſt beteiligt war, ſo ſteht ihm die 
Steuervergünſtigung des § 14 GrErw⸗ 
StG. nicht zu, wenn er die Hypothek 
ech innerhalb der im 8 141 Nr. 2 vor- 
geſehenen Jahresfriſt dadurch erworben 
hat, daß er, gegenüber den Erben des 
andern Geſellſchafters von ſeinem Recht, 
das Geſellſchaftsvermögen mit Aktiven 
und Paſſiven zu übernehmen, Gebrauch 
macht 3083 ë 


Zwangsverwaltung 
Berückſichtigung der Abzahlungsraten 


zinsloſer Baudarlehn von Bauſpar⸗ 


SEI 


kaſſen in der Z. nach dem Geſetz vom 
24. Okt. 1934 2825 

88 22, 146 ZwVerſtG. Beſitzung, die wegen 
fehlender Bauernfähigkeit des Eigen⸗ 
tümers am 1. Okt. 1933 nicht Erbhof 
geworden iſt, wird durch Veräußerung 
an bauernfähige Perſon nicht zum Erb⸗ 
hof, wenn ſie vor der Veräußerung 
unter Z. ſtand 2252 10 

§ 23 ZwVerſtG. Beſitzungen, die im Wege 
der Zwangsvollſtreckung beſchlagnahmt 
find und bislang gemäß 5 13 RErb⸗ 
bot, keinen Erbhof bildeten, werden 
auch durch Veräußerung an eine bau⸗ 
ernfähige Perſon ſo lange nicht zum 
Erbhof, wie die Beſchlagnahme fort⸗ 
dauert 29831 

§ 38 RErbhofc G. Eine Z. kann auch nach 
Erwerb des Alleineigentums und der 
dadurch eingetretenen Entjtehung der 
Erbhofeigenſchaft fortgeſetzt werden 
2940 5 


S 10 VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933. 
Das Vorſchlagsrecht auf Beſtellung 
eines Inſtitutsverwalters kann nicht 
im ſpäteren Verlauf des Z verfahrens 
geltend gemacht werden 2352? 

Unter das Vorrecht des 8 10 Ziff. 1 Zw⸗ 
VerſtG. fallen nicht nur Anſprüche auf 
Erſatz barer Auslagen, ſondern auch 
ſolche auf Erſaz von Krediten nebſt 
deren Zinſen, die der die Z. betreibende 
Gläubiger für die Zwecke der Z. auf- 
genommen hat. Das Vorrecht umfaßt 
aber nur die Erſatzanſprüche für Aus⸗ 
gaben während der Dauer der 8., 
nicht dagegen ſolche, die bereits vor 
Einleitung der Z. gemacht find 297612 

8 626 BGB. Wirtſchaftlicher Zuſammen⸗ 
bruch des Unternehmers als wichtiger 
Grund zu friſtloſer Entlaſſung der An⸗ 
geſtellten, insbeſondere bei Entſchul⸗ 
dung und Z. 32291 

Das Z.verfahren erreicht ſein Ende i. S. 
des 8 127 Prob. mit der Zuſtel⸗ 
lung des Aufhebungsbeſchluſſes, nicht 
erſt mit dem Aufhören der gerichtlichen 
Tätigkeit 2246 5 

Die auf Erſuchen einer Generalland- ` 
ſchaftsdirektion erfolgte Löſchung des 
Z.vermerks iſt gebührenpflichtig, auch 
wenn die Aufhebung der Z. die not⸗ 
wendige Folge der Eröffnung des Ent- 
ſchuldungsverfahrens ift 2246 7 

Zwangsvollſtreckung 

vgl. auch unter Duldung der 3. 

Das Geſetz zur Anderung von Vorſchrif⸗ 
ten über die Z. v. 24. Okt. 1923 2821 

Ein Urteil v. 11. Jan. 1924, das auf 
Zahlung von wöchentlich 6 AM Unter» 
halt, vervielfältigt mit der am Tage 
der Zahlung der rückſtändigen und lau⸗ 
fenden Beträge gültigen Reichsrichtzahl 
für die geſamten Lebenshaltungskoſten 
lautet, kann vollſtreckt werden 30184 

$ 71911 BPO. Zur Frage der Einſtellung 
der Z. in der Rev Inſt. 2827 

8 750 BPO. Heilung mangelhafter Zu⸗ 
ſtellung iſt nicht mehr möglich, wenn 
über das Vermögen des Schuldners 
der Konkurs eröffnet wird 31463 

Die Erinnerung gemäß 8 766 II BPO. 
gegen einen Koſtenanſatz des Gerichts⸗ 
vollziehers in Armenſachen 3186 

Die Eigentumsklage iſt unzuläſſig, wenn 
ſie ſich gegen die Beſeitigung des Voll⸗ 
ſtreckungsaktes richtet, insbeſ. ſolange 
die Z. andauert. Iſt die Z. beendet, 
der Gerichtsvollzieher angewieſen, die 
gepfändeten Sachen herauszugeben, ſo 
braucht dieſer Herausgabeauſpruch nicht 
im Wege der Erinnerung nach 8 766 
ZRD. geltend gemacht zu werden, fon- 


118 


dern kann mit der Eigentumsklage aus 
8 985 BGB. verfolgt werden 25035 

8 766 BPO. Beſchlüſſe des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts erlangen materielle Rechtskraft 
2502 3 

88 894, 888 ZPO. Urteil, das den Bell. 
verpflichtet, eine Erklärung notariell 
beglaubigen zu laſſen, erſetzt die Be⸗ 
glaubigung nicht 22473 

88 3 ff., 890 ZPO. Hinſichtlich der Streit- 
wertfeſtſetzung für Straffeſtſetzungsver⸗ 
fahren iſt das Intereſſe maßgebend, 
das die Antragſtellerin an der Durch⸗ 
führung dieſer Z. hat 24937 

Kann aus einem im Z. verfahren abge- 
ſchloſſenen Vergleich Koſtenfeſtſetzung 
ſtattfinden? 2448 

Schuldtitel, aus dem die Z. ohne Sicher⸗ 
heitsleiſtung ſchlechthin eingeſtellt wor⸗ 
den iſt, bildet für die Dauer der Ein⸗ 
ſtellung keinen zur Koſtenfeſtſetzung ge⸗ 
eigneten Titel 28663 

8 839 1 1 u. 2 BG B. Gibt Juſtizinſpektor, 
der Antrag auf Einſtellung der Z. auf⸗ 
nimmt, dem Antragſteller die über⸗ 
reichten Urkunden wegen angeblichen 
Fehlens der Namen der Pfändungs⸗ 
gläubiger zurück, ſo liegt darin Amts⸗ 
pflichtverletzung. Die Haftung entfällt 
nicht gemäß § 83912 dadurch, daß dem 
rechtlich nicht bewanderten kaufmänni⸗ 
ſchen Angeſtellten des Antragſtellers, 
der für dieſen den Antrag ſtellte, die 
Angabe der Gläubiger in den von ihm 
überreichten Urkunden unbekannt war, 
weil er ſich von dem Inhalt der Ur⸗ 
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Geſetzesregiſter 


kunden keine genaue Kenntnis verſchafft 
hatte 31943 


8 519 III 2 ZPO. Schriftſätze, die inhalt- 


lich als Berufungsbegründung genügt 
haben würden, aber nicht zur Begrün⸗ 
dung der Berufung, ſondern aus einem 
andern Anlaß z. B. zur Begründung 
des Antrags auf Einſtellung der 3. 
zu den Akten gebracht ſind, können 
nicht als Berufungsbegründung berück⸗ 
ſichtigt werden 3058 8 


Die vollſtreckungsrechtlichen Vorſchriften 


des Arber. Schrifttum 2836 


Z. möglichkeiten der Sozialverſicherungs⸗ 


träger nach dem RErbhof®. 2201 


Das Recht der Z. in der Sozialverſiche⸗ 


rung. Schrifttum 2327 


überträgt der nicht bauernfähige Land⸗ 


wirt ſeinen erbhoffähigen Beſitz an ſei⸗ 
nen 6jährigen Sohn, ſo iſt die Über⸗ 
tragung nach dem AnfG. anfechtbar. 
Obwohl der Hof in der Perſon des 
Sohnes Erbhof geworden iſt, ſteht § 38 
RErbhofch. einer Z. aus dem Anfech⸗ 
tungsmittel nicht entgegen 32235 


Gegenvorſtellungen und Anträge auf Auf⸗ 


hebung einer vorläufigen Einſtellung 
der Z. ſind gebührenfrei, Antrag auf 
Aufhebung wegen veränderter Um⸗ 
ſtände dagegen gebührenpflichtig 3005 ® 


8750 BPO. Art. 12 deutſch⸗poln. Ber- 


trag über den Rechtsverkehr v. 5. März 
1924. Das deutſche Gericht hat nicht 
zu prüfen, ob die im Ausland bewirkte 
Zuſtellung den dortigen Vorſchriften 
entſprach 3018 6 


III. 
Geſetzesregiſter 


8142: 2127 

8157: 2385 26811 26832 27611 
3028 f. 30542 32652 3268 
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2959 
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26511 2670 2794? 29353 301015 


Art. 2 Vollſtr Abk. zwiſchen Deutſchland 


und der Schweiz v. 2. Nov. 1929. Vor⸗ 
behaltloſe Einlaſſung auf den Rechts⸗ 
ſtreit. Form des Vorbehalts 2432 1 


Vollſtr Abk. zwiſchen Deutſchland und der 


Schweiz v. 2. Nov. 1929. Art. 5: İber- 
prüfung der Zuſtändigkeit des Urteils⸗ 
ſtaates. Art. 1: Ausſchließlicher Ge⸗ 
richtsſtand. Für 36 B. Art. 538 I: 
Letzter Wohnſitz des Erblaſſers für 
Herausgabe oder Teilung der Erbſchaft 
verneint 27352 


Die Ausnahmebeſtimmungen des 8 83 


Tſchechoſlow. Eretd. betreffend außer⸗ 
ordentliche Rechtsmittel gelten nur, ſo⸗ 
weit es ſich um ſolche beſondere Fra⸗ 
gen handelt, welche daraus entſtehen, 
daß die Exekution auf Grund eines 
ausländiſchen Exekutivtitels geführt 
wird 27361 


Zweckgrundſtück 
vgl. unter Erbhof 
Zweigniederlaſſung 
Die Z. einer ausländiſchen MtG. teilen 


bezüglich der Rechtsfähigkeit das Schick⸗ 
jal der Hauptniederlaſſung. Der engli- 
ſche Liquidator einer dortigen Z. übt 
an ſich ein Recht kraft Amtes aus, das 
ihn zur Prozeßführung ermächtigt; 
dieſe Möglichkeit ſetzt aber voraus, daß 
die Z. ſelbſt, die die Klage erhoben hat, 
damals rechtsfähig war 2845 + 


Zur Frage der Gewerbeſteuerpflicht von 


Filialgroßhandelsſtellen 2828 


Zwiſchenhandel 
vgl. unter Umſatzſteuer 
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Ausgleichsſteuerordnung 314 

Ausländerbehandlung in Preußen 433 

Ausländerpolizeigeſetz, bad. 449, VO. 450 

Auslieferungsvertrag, deutſch⸗ſchweizer. 457 
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Ehegeſetz, kongreßpoln. 238, ſchwed. 242 

Eheſcheidungsabkommen, Haager 455 

Eheſchließung, Mißbräuche bei der 18 
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DurchfVO. 350 
Gemeindeverfäſſungsgeſetz, preuß. 416 
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Gewerbeſteuerverordnung, preuß. 339 
Gewohnheitsverbechergeſetz 245, Ausf®. 246 
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ten- und knappſch. Verſicherung 381 

Lichtſpielgeſetz 167 

Literariſches Urheberrechtsgeſetz 52 

Lohnbeſchlagnahmegeſetz 82 
ohnpfändungsperordnung 83 

Lohnſchutz in der Heimarbeit 104 

Lübeck. Ausf. z. BGB. 229 


Markenſchutzgeſetz, öſterr. 232 
arkenwaren, Preisbindungen für 115 
28 Fische Organiſationen, SächſVO. über 


med. Recht 227, 347 f. 
15 = Pachtzinsforderungen, Pfändung 
Mieterſchutzgeſetz 173 
kietzinsbildungsverordnung, preuß. 180 
ietzinsſenkung, Beſt. der 4. Not VO betr. 
14, PrVO. betr. 181 
Militärhinterbliebenengeſetz 365 
Mühleneinkaufspreiſe 164 
Mühlenzufammenſchluß 165 f. 


NSDAP., Gebührenfreiheit der 92 

Neuaufbau des Reichs, Geſetz über den 357 

Nitritgeſetz 251 

Norweg. Strafgeſetzbuch 287 

Notariat, PrVfg. betr. Trennung von — und 
Advokatur 204 

Notare, Inſtruktionen für die preuß. 203 

Notargebührenordnung, preuß. 212, bayr. 217 

Notverordnung, Reichs⸗ vom 26. Juli 1930: 
373, vom 1. Dez. 1930: 71, vom 19. Sept. 
1931 DurchfVO.: 25, vom 6. Okt. 1931: 13, 
257, vom 8. Dez. 1931: 14, 376, vom 
14. Juni 1932: 383 ff., vom 11. Nov. 
1932: 7 


Oberſchleſien, deutſch⸗poln. Abkommen über 
463 


Offizierpenſionsgeſetz 364 
Optumgefeg 253 
Ortsſtraßengeſetz, bad. 452 
Sfterr. Recht 230 ff. 
Oſthilfegeſetz, Durchf VO. 143 f. 
Oſthilfeverordnung 142 


Pachtſchutzordnung, Reichs⸗ 174, preuß. 213 
Parteienneubildung, Geſetz gegen 355 
Pariſer Verbandsübereinkunft 458 
Paßverordnung, AusfBek. zur 397 
Patentamtliche Gebühren 51 
Patentgeſetz 49, vorübergehende Erleichterun⸗ 
gen 50, öſterr. PatG. 231 
Pauſchalierungsverordnung 297 
Perſonenſtandsgeſetz 21, AusfVorſchr. 22 
Pfändung von Miet⸗ und Pachtzinsforderun⸗ 


gen 

Polen, Abk. mit — über Oberſchleſien 463, 
über Rechtsverkehr 464 e 

Polizeiliche Verfügungen, preuß. Geſetz über 
408 


Polizeiſtrafgeſetzbuch, bayr. 278 

Polizeiverwaltungsgeſetz, preuß. 409 

Poln. Recht 238 f. 

Portug. Eheſchließungsgeſetz 241 r: 

Preisbindungen, Aufhebung und Unterſagung 
von 114, — für Markenwaren 115 

Preisſenkungsverordnung 116 

Preßgeſetz 247 

Preugo 432 

Preuß. Recht 176 ff., 277, 336 ff., 405 ff. 

Prüfungen, preuß. Geſetz über die juriſt. 201 


Rabattgeſetz 26 

Rayongeſetz, preuß. 410 

Realſteuerſenkung 319 f. 

Realſteuerſperrverordnung 321 

Rechtsanwaltsgebührenordnung 93, Prl- 
GebO. 211 l 

Rechtsanwaltsordnung 79, Anderungsgeſetz 81 

Rechtspflegebeſtimmungen der NotVO. vom 
1. Dez. 1930: 71, der NotVO. v. 14. Juni 
1932: 72 

Rechtspflegeüberleitung auf das Reich 74 

Ee deutſch⸗poln. Vertrag über den 

64 

Reichsabgabenordnung 330 

Reichsbewertungsgeſetz 292 

Reichsfluchtſteuerverordnung 323 

Reichshaushaltsordnung 288 

Reichskulturkammergeſetz 168, DurchfVO. 
169, Bek. des Präſ. der RKult K. 170 

Reichsnährſtandsgeſetz 158 

Reichspoſtgeſetz 391 

Reichspoſtfinanzgeſetz 392 

Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetz 354 

Reichsverſicherungsordnung 374 

Reichsverſorgungsgeſetz 368, DurchfV O. 369, 
Anderungsgeſetz 370 

Reichsverweiſungen, Geſetz über 398 

Revised Statutes of USA. 454 

Roggenſchuldengeſetz 153, DurchfVO. 154 f. 

Ruhrkohlenbezirk, Verbandsordnung für den 
Siedlungsverband 413 


*183 


Sächſ. Recht 218, 280 ff., 446 

Schankerlaubnisſteuerordnung, Berliner 341 

Scheckgeſetz 30 

Schiffskolliſionen, 
betr. 459 

Schleſ. Vorflutedikt 440, vgl. auch unter Ober- 
chleſien 

Schriftleitergeſetz 171 

Schußwaffengeſetz 255 

Schutz der Wirtſchaft, VO. zum 122 

Schutz des deutſchen Volkes, VO. zum 260 

Schutz von Volk und Staat 261, Sahi VD. 
zur Schutz VO. 283 

Schwed. Ehegeſetz 242 

Schweiz, Vollſtreckungsabkommen mit 456, 
Auslieferungsvertrag mit 457 

Schweizer Zivilgeſetzbuch 237 

Schwerbeſchädigtengeſetz 100 

Seeſtraßenordnung 64 

SH der Einheit von Partei und Staat 


Brüſſler Übereinkommen 


Sicherungsverordnung 142 

Siedlungsgeſetz, Reichs⸗ 130 

Sondergerichte, VO. über Bildung von 276 

Sonn- und Feſttage, Bay VO. über die Feier 
der 279 

Sozialiſierung der Elektrizitätswirtſchaft 109 

Et Geſetz über Aufbau der 


Spionagegeſetz 258 

Staatsangehörigkeitsgeſetz 353 

Staatshaftungsgeſetz, preuß. 179 

Staatsoberhaupt des Deutſchen Reichs, Geſetz 
über das 358, Vollzugserlaß 359 

Stempelſteuergeſetz, preuß. 337, Nov. 338 

Steueramneſtieverordnung, 1.: 333, Durchf⸗ 
Belt. 334, 2. StAmn VO. 335 

Steueranpaſſungsgeſetz 295 

ge gen vgl. unter Umwand⸗ 
ung 

Steuernotverordnung, 2.: 305, 3.: 306 

Steuerrückſtände, Zuſchläge für 331f. 

Strafanſtalten. bad. 284, italien. 286 

Straffreiheitsgeſetz 268 ff. 

Strafgeſetzbuch, Reichs⸗ 243, preuß. 277, nor⸗ 
weg. 287 

Strafprozeßordnung 265 

Strafregiſterverordnung 275 

Strafregiſter, Geſetz über beſchränkte Auskunft 
aus dem 274 

Straßenverkehrsordnung, Reichs⸗ 57, Ausf⸗ 
Anw. 58 

Symbole, Geſetz zum Schutz der nation. 360 


Tabakſteuergeſetz 326 
Thür. Recht 222, 345 f. 
SE und Pflanzenſchutzverordnung, preuß. 


Todesſtrafe, Verhängung und Vollzug der 244 
Tſchech. Exekutionsordnung 240 


Überlandverkehr mit Kraftfahrzeugen 257 

Überleitung der Rechtspflege auf das Reich 74 

Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften 45, 
Steuererleichterungen bei 312 f. 

Umſatzſteuergeſetz 307 ff. 

Unedle Metalle, Verkehr mit 27 

Unlauteres Wettbewerbsgeſetz 47 


SE Staaten von Amerika, Recht der 

453 f. 

Vereinszollgeſetz 329 

Vereinfachung und Verbilligung der Verwal⸗ 
tung, PrVO. zur 406 

Verfahren in Verſorgungsſachen 372 

Verfaſſung, Weimarer 351 

Vergleichsordnung 88 

Verjährung der bad. Abgaben 342 

Vermögenſteuergeſetz 300 f. 

Verrat der deutſchen Volkswirtſchaft 298, 
Durchf VO. 294 

Verſailler Vertrag 466 


1 


Verſicherungsaufſichtsgeſetz 55 

Verſicherungsſteuergeſetz 317 

Verſicherungsvertragsgeſetz 54 

Verteilung von Arbeitskräften 389 f. 

Verunſtaltungsgeſetz, preuß. 434 

eee eee ſächſ. 446, bad. 
4 


Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitrei⸗ 
bung von Geldbeträgen, rt"? betr. 412 
Verzugszuſchläge für Steuerrückſtände 331f. 
Volksſchulunterhaltungsgeſetz, preuß. 43 
Volksverratsverordnung 262 
Vollſtreckungsabkommen, deutſch⸗ſchweiz. 456 
Vollſtreckungsſchutzvberordnung 89 
an für die Binnenſchiffahrt 


Vollſtreckungsſchutz, landwirtſchaftlicher 1517. 
Vorfriedensvertrag 465 


Wandergewerbebeſteuerung, bad. Notgeſ. 343, 
Pollzugsverordnung 344 


Warenzeichengeſetz 48, vorübergehende Er⸗ 
leichterungen 50 

Warnungstafeln für den Kraftfahrzeugver⸗ 
kehr 63 

Waſſergeſetz, preuß. 439 

Wechſelgeſetz 29 

Wechſelordnung 28 

Wechſelſteuergeſetz 315 f. 

Weingeſetz 252 

Werberat der deutſchen Wirtſchaft, Bekannt⸗ 
machungen des 125 ff. 

Wertbeſtändige Hypotheken 6 

Wertzuwachsſteuer vgl. unter Inflationswert⸗ 
zuwachsſteuer 

Weſtfäl. Gütergemeinſchaftsgeſetz 191 

Wildſchadengeſetz, hannov. 196 

Wirtſchaft, organ. Aufbau der 117 

Wirtſchaftliche Maßnahmen, Geſetz über 128 

Wirtſchaftswerbung, Geſetz 123, DurchfVO. 
124 

Wohnſiedlungsgebiete, Aufſchließung von 132 


V. 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


Wohnungsneubauten, Bezugfertigwerden für 
Steuerbefreiung von 322 
Württemb. Recht 219 ff. 


Zahlungsverbindlichkeiten gegenüber dem 
Ausland 42, DurchfVO. betr. Anmeldung 
von 325 

Zahnärzte, Zulaſſungsverordnung für 379 

Beugen- und Sachverſtändigengebührenord⸗ 
nung 96 

Zinserleichterung für den landwirtſchaftlichen 
Realkredit 135 ff. 

Zivilprozeßordnung 68, öſterr. 233 

Zivilprozeßnovelle 73 

Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft 80 

Zuſtändigkeit in Familien- und Nachlaßſachen, 
Vereinheitlichung der 76, DurchfBeſt. 77 

Zwangskartelle, Errichtung von 119 

Zwangsverſteigerungsgeſetz 84, Einf®. 85, 
PrAusfG. 209 

Zwangsvollſtreckung, Anderungsgeſetz 90 


verzeichnis der abgedruckten Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivil- und 
Strafſachen, des Bayerifhen Oberſten Landesgerichts, der Inſtanzgerichte, der 
verwaltungsgerichte und verwaltungsbehörden, nach dem Datum geordnet 


Die Zitate in Klammern geben den Abdruck der Entſcheidungen in der amtlichen Sammlung wieder. 


A. Reichsgericht 
a) Zivilſachen 
1934 


14. Febr.: V 295/33 Kiel: 2545 ® 
A II 280/33 Naumburg: 2403 7 
*2. März: III 117/33 Berlin: 2910 (RG. 


144, 71) 
She II 297/33 Celle: 21292 (RG. 144, 
93) 
9. „ II 271/33 Berlin: 2131 

l VII 343/33 Naumburg: 2464 
(RG. 144, 182) 

e In II 292/33 Naumburg: 2137 8 

alla, e 1114/34 Kiel: 2395 (RG. 144, 
162) 

Käl e V 28/34 Königsberg: 2234 (RG. 
144, 170) 


*10. April: VII 344/33 Düſſeldorf: 2540 


(RG. 144, 236) 


11 „ III 216/33 Berlin: 2402 6 
A 11 31/34 Dresden: 2139 ° 
18. „ V334ſ/3 Berlin: 24582 
LÉI ep II 39/34 Naumburg: 214010 (RG, 


144, 246) 
24. „ III 285/83 Berlin: 27675 


A y V 32/34 Berlin: 2394 1 
2 „ III 218/33 Breslau: 2554 1° (RG. 
144, 277) 
e g V B 5/34 Leipzig: 2334 3 
2 V 6/34 Breslau: 2400 5 (RG. 144, 
281) 
2. Mai: V 22/34 Berlin: 2397 3 
„ II 20/34 Jena: 26177 
E 153/34 Hamm: 2130 (RG. 144, 
311) 
Ale V B 10/34 Karlsruhe: 2466 (RG. 
144, 314) 
IG y V 45/34 Hamm: 2398 1 
FRR a, IV 54/34 Berlin: 2143 1? 


SE VII 30/34 Düſſeldorf: 2141! 


(RG. 144, 358) 


* 29. Mai: II 9/34 Dresden: 26875 (RG. 
144, 348) 
*1. Juni: VII 70/34 Naumburg: 2236 (RG. 
144, 369) 
si „ VII 92/4 Berlin: 2619 (RG. 
144, 321) 
DL V 10/34 Braunſchweig:2233 1 (NG. 
144, 378) 
Sb 23 1159/34 Marienwerder: 21325 
(RG. 144, 384) 
e To 1243/33 Berlin: 21367 (RG. 144, 
389) 
b om V 59/34 Berlin: 23333 (RG. 144, 
391) 
Deg V 29/34 Stettin: 2771 1 
8. VII 52/34 Celle: 2134 (RG. 144, 
395) 
ch II 56/34 Breslau: 2551 
20 S 120/34 Berlin: 2609 (RG. 144, 
399) 
2 VII 96/34 Kiel: 2129 
Fal T VII 89/34 Celle: 24677 (RG. 145, 
13) 
elt 124/34 Berlin: 2537? (RG. 145, 
16) 
14. „ VI 26/4 Königsberg: 2769 ® 
15. III 320/33 Dresden: 2618 ® 
180% VI 51/34 Hamburg: 2685 3 
18. „ IV 98/34 Hamm: 2844 (RG. 
145, 11) 
E E VII 72/34 Dresden: 2681! (RG. 
145, 21) 
. III 298/33 Berlin: 26832 (RG. 
145, 26) 
21:0 VI 145/34 Celle: 2460 3 
21. % VI 153/34 Frankfurt: 2457 (RG. 
145, 35) 
22. y VII. 59/34 Celle: 2334 4 
DD III 53/34 Königsberg: 2537! (RG. 
145, 95) 
ER, 1 VI 120/34 Jena: 2329 (RG. 
145, 40) 
"E IV B 34/34 Berlin: 2772 2 (RG. 
145, 38) 


26. Juni: II 28/34 Hamburg: 24088 


Käl "a V1181/34 Jena: 2848€ (RG. 
145, 45) 
Lë YV B 13/34: 22353 (RG. 145, 47) 
Dir o V 93/34 Hamburg: 2612 3 
BEE p ACEN Kiel: 2330? (RG. 145, 
29. % III 22/34 Breslau: 2543. (RG. 
145, 56) 
A un VII 319/33 Dresden: 2762 
Sie III 67/34 Kiel: 2771 ° 
*2, Juli: IV 363/33 Berlin: 2555 71 
SE II Zë, Berlin: 26854 (RG. 145, 
79 
d y VII 26/34 Köln: 2841 (RG. 
145, 135) 
Eb II 116/34 Frankfurt a. M.: 2906 ® 
(RG. 145, 99) 
4. "eg V 126/34 Berlin: 27611 
5 IV 25/34 Berlin: 2609: (RG. 
145, 119) 
SH VI 96/34 Breslau: 2615 “ 
ET 2 VII 78/34 Berlin: 25477 32720 
(RG. 144, 306) 
wE „ II 73/34 Hamm: 2550 8 (RG. 145, 
87) 
e II 102/34 Berlin: 3121? (RG. 
145, 121) 
le en V 102/34 Marienwerder: 25443 
3193? (RG. 145, 258) 
oem IV B 36/34 Berlin: 3053 1 
02% II B 9/34 Dresden: 2848 ® 
UE III 72/34 Berlin: 2969 1 
1 V 231/34 Kiel: 27697 
takil E 131/34 Berlin: 2845 4 
Iae VI 78/34 Berlin: 2334 ® 
E IV 94/34 Karlsruhe: 2613 4 (RG. 
145,1) 
212. IV 89/34 Berlin: 26155 (RG. 
145, 8) 
12. „ III 24/34 Jena: 27633 
JS e, VI 78/34: 2769 8 
SC, is V 78/34 Berlin: 28422 


*13, Juli: 


lan 


*17. Sept. 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


VII 83/34 Breslau: 24612 (RG. 
145, 143) 

E Celle: 2764 4 (RG. 145, 
107 

IV 75/34 Frankfurt a. M.: 2969 ° 
(RG. 145, 152) 

VI 3/34 Köln: 3267 3 

IV 108/34 Breslau: 3273 10 (RG. 
145,177) 

IIB 14/34 Hamburg: 29105 

VII B 15/34 Köln: 3056 5 

11 95/34 Berlin: 3124 (RG. 145, 
155) 

V 119/34 Hamm: 2910 4 

V 146/34 Dresden: 3054 3 

IV 149/34 Berlin: 2905 1 
(RG. 145, 162) 

V1184/34 Hamm: 2973 6 3128 6 

II B 11/34 Celle: 2847 6 

II B 12/34 KG.: 28487 

ge Celle: 30587 (RG. 145, 

II 92/34 Naumburg: 3196 5 

11 93/34 Frankfurt a. M.: 3268 © 

V 128/34 Celle: 2973 5 

V 183/34 Königsberg: 2975 ° 

V 191/34 Breslau: 3054 

V 145/34 Naumburg: 3194 3 

VI 210/34 Düſſeldorf: 2973 

VI 128/34 Hamm: 2974 ® 

VI 187/34 Hamburg: 3127 5 

IV 77/34 Berlin: 3195 1 

IV 60/84 Darmſtadt: 3198 * 

VII 300/84: 2771 10 

11 79/34 KG.: 2906 ? 

VII 97/34 Breslau: 2971 3 

III B 11/34 Nürnberg: 2974 (RG. 
145, 164) 

III 80/34 Stettin: 3268 4 

VB 17/34 KG.: 29117 

V 109/34 Berlin: 31287 

IV B 46/34 Berlin: 2975 10 

VI 156/34 Dresden: 3056 4 (RG. 
145, 167) 

TV 128/34 Naumburg: 3126 $ 

VII 102/34: 31967 (RG. 145, 
172) 

II 70/34 Hamm: 3265 1 

VII 29/34 Hamm: 3279 6 (RG. 
145, 171) 

V 179 7 Köln: 3058 8 (RG. 145, 
175 

VII 104/34 Marienwerder: 297511 

II 150/34 Marienwerder: 3129 8 

II 161/34 Frankfurt a. M.: 3196 © 

IL B 15/34 Frankfurt a. M.: 319912 

III 87/34 Hamm: 327511 (RG. 
145, 263) 

III 39/34 Köln: 3278 16 (RG. 145, 
183) 

V 30/34 u. V 103/34 Königsberg: 
2976 1 (RG. 145, 195) 

VI B 25/34 Berlin: 3129 9 

IV 62/34 Breslau: 8193 1 

IV 127/34 Berlin: 3195 4 II 

IV 137/34 Berlin: 320013 (RG. 
145, 266) 

VI 308/34 Köln: 3265 ° 

V 168/34 Berlin: 3277 14 
145, 199) 

VI B 24/34 Breslau: 3057 ° 

IV 84/34 Berlin: 32697 

VI 246/34 Berlin: 3198 10 

IV 152/34 Hamm: 3275 12 
145, 224) 

VII B 17/34 Celle: 
145, 228) 

VII B 18/34 Celle: 

IV 139/34 Hamm: (RG. 
145, 302) 

V B 24/34 Naumburg: 3276 13 
(RG. 145, 309) 

VII 124/34 Breslau: 32685 


3123: 


(RE. 


(RG. 
31978 (RØG. 


3198 9 
3271 8 


2. März: 


Hi 


s 


April: 


i: 2 D 241/34: 


b) Strafſachen 
1934 


1 D 104/34: 2468 ® 
D 1237/33: 2557 12 


169/34: 2151 23 
173/34: 2692 8 
91/34: 2559 17 
320/34: 2849 v 
70/34: 2776 15 
1170/33: 2773 1 
461/34: 2154 27 
D 312/84: 2159 38 
2 D 438/34: 2851 16 
212) 
1 D 287/34: 
2 D 393/34: 
2 D 513/34: 
214) 


m M e n Dä pa DÉI pa 
Skkkkkkke 


2159 3° 
2152 % 
2849 10 


2779 18 

2 905/33: 2155 55 
187 

1 D 452/34: 
194) 

3 D 572/34: 
197) 

2 D 405/34: 
263) 

3 D 388/34: 

4 D 489/34: 
218) 

3 D 530/34: 
201) 

3 D 525/34: 
198) 

3 D 589/34: 

3 D 548/34: 2335 7a 

1 D 309/34: 2158 51 
275) 

1 D 40/34: 2339 12 

4 D 646/34: 2150 20 

3 D 459/34: 2341 13 
221) 

1 D 1222/33: 22397 

1 D 1063/33: 2336 ° 
278) 

1 D 504/34: 

1 D 183/34: 

2 D 539/34: 
244) 

3 D 421/34: 

4 D 383/34: 

4 D 382/34: 

2 D 370/34: 


2410 0 (RGS. 


23389 (RGS. 
2915 18 


2149 1% 
214717 


2338 10 
2415 10 
2913 13 


RGS 


277919 
2155 28 


2145/15 
2412 11 
2923 30 
2339 11 


2 D 1153/33: 2414 12 (RGSt. 


225) 

3 D 510/34; 2468 s (RGSt. 
222) 

2 D 1020/33: 2473 12 

2 D 606/34: 2144 13 

2 D 572/34: 215021 

3 D 604/34: 2158 50 
233) 

1 D 196/34: 2152 25 
284) 

1D 404/34: 22375 (RGG. 
238) 

1 D 431/34: 2335 7b 

4 D 79/34: 234114 
234) 


240) 
3 D 468/34: 2692 ° 


3 D 365/34: 2693 10 (RGSt. 
245) 
2 D 986/33: 29217 (RGSt. 


286) 
1D 1436/4: 2472 1 
1 D 525/34: 2474 13 
1 D 605/84: 2145 1 
1 D 139/34: 
247) 


(RGSt. 


(RSS. 


(NSS. 
(NEE. 
(NEE. 


(RGSt. 


(NEE. 


2853 is (RGSt. 


(RGSt. 
(REIS. 


(RSS. 
1 D 1212/33: 2148 1s (RGSt. 


215323 (RGSt. 


284/33: 3205 ?° (RG. 68, 305) 


(RG. 68, 


(REES. 68, 


68, 
68, 
68, 
68, 


68, 
68, 
68, 


68, 


t. 68, 


68, 


68, 


68, 
68, 


68, 
68, 
68, 


68, 
68, 


68, 
68, 


68, 


$ 


rte Seo 


A 


E 
— — 
mio bo 


12, 


m 
F 


ce 
= 


uni: 


— OG DO kA kA Ve o do * d % Ca om 


*135 


4 D 247/34: 2469 10 

2 D 551/34: 2150 ® 
291) 

2 D 517/34: 2558 15 

2 D 432/34: 2620 0 (NGSt. 68, 
249) 

3 D 1281/33: 2777 0 (RSS. 68, 


2D 672/34: 2918 ˙ (RES. 68, 
2978 


292) 
2 D 660/34: 

297818 (RGSt. 
2558 14 


2 D 517/34: 
2561 20 


251) 
2238 0 


(RES. 68, 


68, 


4 D 554/34; 
4 D 633/34: 
2 D 654/34: 
294) 

3 D 638/34: 
1 D 502/34: 2240 ® 
D 481/34: 2241 ° 
1486/33: 2560 18 
504/34: 2780 21 
651/34: 23357 
672/34: 2850 14 
754/34: 2146 16 
770/34: 3202 16 


608/84: 
175/34: 
518/34: 
406/34: 
615/34: 
344/34: 
516/34: 
603/34: 
545/34: 
656/34: 
701/34: 
766/34: 
805/34: 
801/34: 
727/84: 
745/34: 
673/34: 2691 7 
657/34: 2780 20 
: 2690 6 


(RSS. 68, 


2558 13 


4 
1 
4 
2 
3 
4 
2 


(RGSt. 68, 


Ku 
— 


2474 14 
2622 14 
Ziel 4 
2342 15 
BIT 18 
2476 15 
2558 16 
2850 15 
2853 19 
2621 13 
2621 !° 
2913 1 
2772 13 
2410 ° 
2779 17 
2914 15 


ae 


(RGSt. 68, 


2917 10 
: 2561 1% 


N, -= = ki kA Ve Pë ka Fa 


(RGSt. 68, 


DD Foi 
8888 
CO 
E 
CO 
—— 

Co 
A 


8) 

790/34: 2620 1 
726/34: 2923 2 
835/34: 292020 3059 » (RG⸗ 
t. 68, 300) ® 

867/34: 3064 13 

669/34: 2920 25 

796/34: 2982 22 

803/34: 2919 2? 

803/34: 2919% (NGSt. 68, 


152/34: 2914 17 
1392/33: 3063 12 (RGSt. 68, 


130/34: 2922 28 
229/34: 320445 
454/34: 2914 1° 
570/34: 2850 1? 
702/84: 2912 1° 
483/34: 3205 2 
D 877/34: 2912 9 
4 D 810/34: 2925 21 
4 D 806/34: 2925 52 
4 D 733/34: 2980 2 (RGSt. 68, 


310) 
D 646/34: 3130 11 
50/34: 2926 33 
43/34: 2976 13 
E 30621 (RGSt. 68, 


D 
D 
D 
31 
D 939/34: 3206 22 
D 
D 
D 


SSS SS 
D 


S888 
A 


1 
5 
5 
2 


1030/34: 2850 11 
778/34: 2912 11 


il 
1 
1 
4 D 809/34; 2913 15 


x 


18 
19. 
19. 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


5 D 47/84: 2850 12 

3 D 898/34: 2919 (RGSt. 68, 
324) 

2 D 221/34: 
325) 

2 D 843/34: 

2 D 883/34: 

4 D 898/34: 

1 D 838/34: 2979 10 

3 D 687/34: 3285 en 

3 D 1062/34: 2977 15 

3 D 841/34: 306415 (RGSt. 68, 
327) 

3 D 543/34: 3059 10 3286 27 (RG⸗ 
St. 68, 315) 

2 D 1180/34: 3204 10 

5 D 165/34: 3209 2 

1 D 1336/33; 2918 &ı 

1 D 959/34: 3131 e 

4 D 669/34: 3134 18 

4 D 1017/34: 3201 35 (RGSt. 
330) 

3 D 744/34: 3281 10 

4 D 1241/34: 3131 33 

D 563/34: 3129 10 

D 242/34: 3200 14 

D 337/34: 3282% (RGSt. 

3 


29802 (pe, 68, 
3204 17 


3281 20 
29128 


68, 


3 
5 
1 68, 


Vë 
Fei 
— 


D 783/34: 3130 12 
D 60/34: 3134 17 
D 1024/34: 3064 1 
D 268/34: 3131 4 (RGG. 
349) 

1074/34: 3131 35 (RGSt. 
36) 


D 

D 986/34: 3284 ze 

D 1120/34: 3285 2° (RGSt. 
365) 

D 1093/34: 3287 a 

D 1096/33: 2977 10 

D 220/34: 3280 17 

D 71/34: 3280 18 

D 1129/34: 3284 2 (RGSt. 
381) 

D 859/34: 3286 2% (RGSt. 
378) 

D 271/34: 3284 25 

D 85/34: 3286 28 

D 1047/34: 3286 9 (RGSt. 68, 
403) 


68, 
68, 


68, 


68, 


3 
5 
4 
5 
3 
i 
3 
3 
2 
5 
5 
3 
3 68, 
5 

1 

1 


Ehrengerichtshof bei der Reichs: 


17. Sept.: 


„ 
Hi 
Hi 


rechtsanwaltskammer 


1934 
G 70/34: 3210 2 
G 112/34: 3209 1 
G 97/34: 31341 
G 104/34: 3209 ? 


C. Banerijhes Gberſtes Landesgericht 


a) Zivilſachen 
1934 
Reg II Nr. 46/34 Beſchl.: 2247 8 


i: Reg III 44/34 Beſchl.: 2480 5 


V17/34 Beſchl.: 27047 


b) Strafſachen 
1934 


: RevReg. II 19/34: 2484 


RevReg. II 30/34: 2169 4 
BeſchwReg. I Nr. 274/34 Beſchl.: 
26311 


il: RevReg. II 36/34: 2792 2 


RevReg. II 50/34: 2266 1 
RevReg. I 132/34: 2166 1 
RevReg. II 58/34: 2167 2 
RevReg. II Nr. 57/34: 21683 
BeſchwReg. I 367/34: 2792 3 


13. Juni: RevReg. IA 25/84: 2792 1 

1 Repgteg. II Nr. 78/34 Beſchl.: 
31421 

19. „  RedReg. I 210/34: 2420 2 

U, RevReg. IA 30/34 Beſchl.: 
2863 ? 

SIS, . BeſchwReg. II 334/34 Beſchl.: 
2862 1 

2. Juli: RevReg. II 100/34: 2709 1 

11. „ Revpgeg. IA 42/4: 2419 1 

29 RevReg. I Nr. 230/34: 3220 1 

3 BeſchwReg. 1 581/34: 2709 2 

31. Aug.: RevReg. IA Nr. 105/34 Beſchl.: 


2863 3 
3295 1 


D. Obergericht Danzig 


1934 
11. Juli: 2 III U 71/34: 24761 
9. Okt.: 18 90/4: 29311 


.: BeſchwReg. I Nr. 732/34 Beſchl.: 


E. Erbgeſundheitsobergerichte 


25. Juli: 
4. Sept.: 

Hi 

HI 


1934 
W Erb 20/34 Kiel Beſchl.: 
W Erb 30/34 Kiel Beſchl.: 
W Erb 38/34 Kiel Beſchl.: 
W Erb 19/34 Kiel Beſchl.: 
W Erb 35/34 Kiel Beſchl.: 
W Erb 80/34 Kiel Bejdl.: 
W Erb 6/34 Kiel Beſchl.: 2 


2484 ? 
2483 1 
2630 1 
2630 ? 
2791 
2708 1 
7082 


Fei 
== 


GR 
ee 


rei 
ZS 


fer) 


W Erb 42/34 Kiel Beſchl.: 2862 1 
W Erb 23/34 Kiel Beſchl.: 2930 1 
W Erb 16/34 Kiel Beſchl.: 2995 1 
W Erb 46/34 Kiel Beſchl.: 3294 ı 
Roſtock 


Roſtock 
97 SA Erbg 97/4 Roſtock Beſchl.: 
3218 1 


107 SA Erbg 107/34 
Beſchl.: 2996 ? 

101 SA Erbg 101/34 
Beſchl.: 3142 1 


F. Erbgefundheitsgerichte 


. Sept.: Erbgeſ. 


Sum: 


4 


1934 


182/34 Nr. 1 
Beſchl.: 29961 


G. Reichserbhofgericht 


1934 
RB 121/34: 2982 1 
RB 126/34: 3065 1 
2 RB 143/34: 3066 ? 
2 RB 7/34 Beſchl.: 24761 
2 RB 88/34 Beſchl.: 26961 
2 RB 21/34 Beſchl.: 2697 ? 
2 RB 67/34 Beſchl.: 2780 2 
2 RB 153/34: 3136 ® 
3 RB 53/34: 28531 3135 ? 
3 RB 68/34: 2854? 
3 RB 45/34: 2854 3 
3 RB 22/34: 2855 4 
3 RB 140/34: 2926 1 
3 RB 66/34: 2926 ? 
3 RB 28/34: 2983? 
3 RB 75/34 Beſchl.: 2780 1 
3 RB 146/34 Beſchl.: 2781" 
3 RB 16/34: 3135 1 
IRB 371/34: 3210? 
3 RB 395/34: 3210 1 
3 RB 444/34: 3288 3 
3 RB 100/34: 3289 4 
2 RB 135/34: 3137 4 
2 RB 18/34: 32113 
2 RB 194/34: 32871 
2 RB 27/34: 32872 
2 RB 147/34: 32895 
2 RB 314/34: 3290 6 


do to 


Plauen 


29. 
2861 
2. Juli: EB 10/34 


il: E Nr. 2/34 


H. Erbhofgerichte 
1934 


BeſchwReg. Nr. 36/34 Bamberg 


Beſchl.: 2344 1 
BeſchwReg. Nr. 29/34 Bamberg 
Beſchl.: 2417 2 
3 EH 27/34 Celle Beſchl.: 2624 
Stuttgart Beſchl.: 
2262 32 


E Nr. 5/34 Stuttgart Beſchl.: 
2266 57 

1 EH 67/34 Celle Beſchl.: 2257 20 

BeſchwReg. Nr. 132/34 München 
Beſchl.: 2258 23 

E BeſchwReg. Nr. 86/34 Bam⸗ 
berg Beſchl.: 2250 ® 

BeſchwReg. Nr. 33/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2261 28 

BeſchwReg. Nr. 174/34 Nürn⸗ 
berg Beſchl.: 2418 6 

BeſchwReg. Nr. 87/34 Bamberg 
Beſchl.: 2249 3 

BeſchwReg. Nr. 227/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2259 24 I 

BeſchwReg. Nr. 43/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2261 27 

BeſchwReg. Nr. 85/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2261 20 

EH Nr. 18/34 Oldenburg Beſchl.: 
2789 4 

EH Nr. 20/34 Oldenburg Beſchl.: 
2860 5 


3 EH 362/34 Celle Beſchl.: 225210 

BeſchwReg. Nr. 178/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2260 26 

Beſchweteg. Nr. 266/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2261 30 

E 24/34 Stuttgart Beſchl.: 21663 

E Nr. 31/34 Stuttgart Beſchl.: 
2263 33 

E Nr. 22/34 Stuttgart Beſchl.: 
2264 85 

3 EH 297/34 Celle Beſchl.: 2251 8 

1 EH 271/34 Celle Beſchl.: 2986 

BeſchwReg. 141/34 Bamberg 
Beſchl.: 2165 1 

3 EH 311/34 Celle Beſchl.: 2259 10 

16 EH C 10/34 Roſtock Beſchl.: 
2790 5 

2 EH 698/34 Celle Beſchl.: 2257 19 

4 EH 159/34 Celle Beſchl.: 225610 

4 EH 164/34 Celle Beſchl.: 225617 

BeſchwReg. Nr. 295/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2260 25 

E Nr. 71/34 Stuttgart Beſchl.: 
2264 31 

E Nr. 46/34 Stuttgart Beſchl.: 
2265 86 

E Nr. 36/34 Stuttgart Beſchl. 
2344 3 

E Nr. 57/34 Stuttgart Beſchl.: 
Ai 

BeſchwReg. Nr. 302/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2929 4 

1 EH 697/34 Celle Beſchl.: 2251 ° 

3 EH 85/34 Celle Beſchl.: 2481 

BeſchwReg. Nr. 225/34 Bamberg 
Beſchl.: 2248 1 

BeſchwReg. Nr. 106/34 Bamberg 
Beſchl.: 2249 4 

BeſchwReg. Nr. 183/34 Bamberg 
Beſchl.: 22517 

BeſchwReg. Nr. 157/34 Bamberg 
Beſchl.: 2416 ! 

E Nr. 55/34 Stuttgart Beſchl.: 
24197 

E Nr. 75/34 Stuttgart Beſchl.: 
2482 5 

E Nr. 6/34 Stuttgart Beſchl.: 

0 
Karlsruhe Beſchl.: 
2287 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


EB 6/34 Karlsruhe Beſchl.: 225822 

2 EH 303/34 Celle Beſchl.: 2253 15 

2 EH 899/34 Celle Beſchl.: 225514 

2 EH 1291/34 Celle Beſchl.: 26252 

EH Nr. 33/34 Oldenburg Beſchl.: 
2993 12 

EI 7/34 
3293 4 

4 EH 22/34 Celle Beſchl.: 2166 2 

4 EH 94/34 Celle Beſchl.: 2255 15 

BeſchwReg. Nr. 314/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2569 5 

2 EH 942/34 Celle Beſchl.: 2256 1s 

BeſchwReg. Nr. 166/34 Bamberg 
Beſchl.: 2249 2 

BeſchwReg. Nr. 208/34 Bamberg 
Beſchl.: 2250 5 

2 (5) EH 977/84 Celle Beſchl.: 
24173 

BeſchwReg. Nr. 206/34 Bamberg 
Beſchl.: 2705 1 

1 (5) EH 865/34 Celle Beſchl.: 
2788 1 

ErbhG BR 12/34 Zweibrücken 
Beſchl.: 2345 4 

BeihwfReg. Nr. 656/34 München 
Beſchl.: 2568 4 

2 EH 729/34 Celle Beſchl.: 2253 u 

E Nr. 64/34 Stuttgart Beſchl.: 
2262 31 

E Nr. 62/34 Stuttgart Beſchl.: 
2483 6 


4 
E Nr. 74/34 Stuttgart Beſchl.: 
2707 5 
2 EH 825/34 Celle Beſchl.: 2565 1 
2 EH 640/34 Celle Beſchl.: 2626 ? 
2 EH 742/34 Celle Beſchl.: 2985 3 
3 EH 1212/34 Celle Beſchl.: 23442 
1 9 851/34 Celle Beſchl.: 
24812 


E Nr. 80/34 Stuttgart Beſchl.: 
2629 6 


BeſchwReg. Nr. 284/34 Bamberg 
Beſchl.: 2858 2 

BeſchwReg. Nr. 254/34 Bamberg 
Beſchl.: 32121 

3 EH 1200/34 Celle Beſchl.: 25652 

BeſchwReg. Nr. 354/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2569 6 

BeihroReg. Nr. 332/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2628 5 

BeſchwReg. Nr. 373/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2788 3 

BeſchwReg. Nr. 363/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2989 7 

BeſchwReg. Nr. 359/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2990 8 

BeſchwReg. Nr. 360/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2991 10 

BeſchwReg. Nr. 546/34 1 Mün⸗ 
chen Beſchl.: 2418 5 

EH 218/34 Celle Beſchl.: 2627 4 

E Nr. 85/34 Stuttgart Beſchl.: 
28617 

BeſchwReg. Nr. 108/34 Stuttgart 
Beſchl.: 2994 13 

E Nr. 116/34 Stuttgart Beſchl.: 

14 


Oldenburg Beſchl.: 


: 3 (6) EH 1334/34 Celle Beſchl.: 


2480 1 
3 EH 228/34 Celle Beſchl.: 2417 4 
3 EH 617/34 Celle Beſchl.: 2481 3 
4 EH 635/34 Celle Beſchl.: 3213 4 
EB 29/34 Karlsruhe Beſchl.: 30684 
EB 11/34 Karlsruhe Beſchl.: 27882 
3 EH 611/34 Celle Beſchl.: 2706 3 
2 EH 1999/34 Celle Beſchl.: 2859 4 
2 EH 208/34 Celle Beſchl.: 2927 1 
BeſchwReg. Nr. 426/34 Nürnberg 
Beſchl.: 3070 5 
BeſchwReg. Nr. 416/34 Nürnberg 
Beſchl.: 3070 ° 


24. April: 


16. y 


23. p, 
1. Nov.: 


: 3 EH 1352/34 Celle Beſchl.: 


BeſchwReg. Nr. 300/34 Nürnberg 
Beſchl.: 32177 

3 EH 1318/34 Celle Beſchl.: 32911 

BeſchwReg. Nr. 424/34 Nürnberg 
Beſchl.: 3292 3 

3 EH 912/34 Celle Beſchl.: 2705 2 

3 EH 177/34 Celle Beſchl.: 2706 4 

3 EH 1372/34 Celle Beſchl.: 29852 

BeſchwReg. Nr. 441/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2991 ° 

BeſchwReg. Nr. 431/34 Nürnberg 
Beſchl.: 2993 11 

4 EH 1033/34 Celle Beſchl.: 31415 

BeſchwReg. Nr. 170/34 Bamberg 
Beſchl.: 3212 2 

BeſchwReg. Nr. 145/34 Bamberg 
Beſchl.: 2857 1 

Beſchwgteg. Nr. 211/34 Bamberg 
Beſchl.: 3066 ! 

4 (6) EH 892/34 Celle Beſchl.: 
2466 ? 

29875 

30662 

2858 3 

29282 

2929 3 

2983? 

29886 

3067 3 

Dresden 


3 EH 1486/34 Celle Beſchl.: 
3 EH 901/34 Celle Beſchl.: 
3 EH1151/34 Celle Beſchl.: 
2 EH 545/34 Celle Beſchl.: 
2 EH 2289/34 Celle Beſchl.: 
3 EH 1423/34 Celle Beſchl.: 
3 EH 784/34 Celle Beſchl.: 
B ErbhReg 677/34 
Beſchl.: 32145 
3 EH 1492/34 Celle Beſchl.: 31392 
BeſchwReg. Nr. 916/34 I Mün⸗ 
chen Beſchl.: 3215 6 
2 EH 933/34 Celle Beſchl.: 3140 4 
2 EH 2211/34 Celle Beſchl.: 32133 
BeſchwReg. Nr. EB 22/34 Karls⸗ 
ruhe Beſchl.: 3291 2 
E Nr. 217084 Stuttgart Beſchl.: 


3142 
E Nr. 245/34 Stuttgart Beſchl.: 
32188 
2 EH 1555/34 Celle Beſchl.: 31393 
rn 775/34 Celle Beſchl.: 


J. Gberlandesgerichte 
a) Rechtsentſcheide in Miet⸗ und Pachtſchutz⸗ 
ſachen 


26. Juli: 


26 


2.28. März: 


Tom 
1 y 
13. „ 


Ze, — 
RE 
SE 
Mel m 
9. April: 
1200 


1934 
17 Y 4/34: 22481 


b) Zivilſachen 
1933 


7 U 3342/33 KG.: 24201 


1934 


: SU 77/33 Düſſeldorf: 2487 2 


1ZBS 254/33 Karlsruhe Beſchl.: 
2868 7 
Bf IV 387/33 Hamburg: 2572 


. W 76/34 Stuttgart Beſchl.: 235110 


1 U 47/33 Naumburg: 2176 11 
2 W 224/34 Jena Beſchl.: 21737 
2U 322/33 Celle Beſchl.: 2497 1 
6 U 42/34 Düſſeldorf: 2711 4 
BoZ III 78/34 Hamburg Beſchl.: 
2173 6 
1 U 24/34 Raffel: 2715 ? 
1U 258/32 Kiel: 2490 4 
1X 664/33 KG. Beſchl.: 3294 1 
3 U 2458/33 Breslau: 3008 12 
ILU 4/34 Marienwerder 3302 12 
BeſchwReg. Nr. 482/34 München 
Beſchl.: 24918 
VU 35/33 Köln: 2175 10 
8 W 2505/34 KG. Beſchl.: 3146 3 
1a X 445/34 KG. Beſchl.: 2479 $ 
20 W 2869/34 KG. Beſchl.: 21701 


21. April: 
23. 

23. 
24. 
28. 


30. 
31. 


Hi 


Hr 
0 9 


ee eee ee eee EIES 


DI 


*137 


3 U 98/33 Kiel: 2269 4 

1a X 767/34 KG. Beſchl.: 2246 6 

IW 85/34 Kiel Beſchl.: 2269 3 

1C Reg 141/34 Dresden Beſchl.: 
21713 

20 W 2256/34 KG. Beſchl.: 3295 2 

1651/33 Darmſtadt: 29352 301015 

17 W 3130/34 KG. Beſchl.: 2346 ° 

2a W 40/34 Kiel Beſchl.: 2498 50 

Bf I 45/34 Hamburg: 21725 

20 W 3460/34 KG. Beſchl.: 2346 1 

II ZBR 219/82 Karlsruhe: 2174 ° 

6 W 73/34 Düſſeldorf Beſchl.: 
2713 5 3075 3 

2 W 467/34 Jena Beſchl.: 2795 5 

Z BR 193/33 Karlsruhe Beſchl.: 
2936 5 

BerReg. Nr. L 493/32 Nürnberg: 
27168 

4U 22/34 Kiel: 3014 ?? 

2 W 528/34 Jena Beſchl.: 2498 18 

5 U 2165/33 Breslau: 27112 

50 177/32 Dresden: 2347 5 

3 U 106/32 Kiel: 2349 7 

5 W 6/34 Stettin Beſchl.: 2350 ° 

1Gen VII 1, 34/2 RG. Gutach⸗ 
ten: 2563 ? 

2 U 53/34 Düffeldorf: 2171 4 

W 361/34 Stuttgart Beſchl.: 
2351 12 

1X 143/34 KG. Beſchl.: 2162 3 

4 U 22/34 Köln: 2796 4 

2 U 29/34 Köln: 2349 8 

1b X 145/34 KG. Beſchl.: 2161? 

W 387/34 Stuttgart Beſchl.: 
2177 18 

1X 161/34 KG. Beſchl.: 2784 2 

W 373/34 Stuttgart Beſchl.: 
2351 11 e 

1 a X 682/34 KG. Beſchl.: 27875 

20 W 4251/34 KG. Beſchl.: 3002 3 

1 U 59/34 Naumburg: 2493 6 

17 U 2892/34 KG. Beſchl.: 2269 2 

16 W 2543/34 KG. Beſchl.: 2494 8 

II ZBS 88/34 Karlsruhe Beſchl.: 
2420 2 

12 W 3753/34 KG. Beſchl.: 2267 1 

12 W 4053/33 KG. Beſchl.: 24949 

6 W 139/34 Naumburg Beſchl.: 
3226 8 

U 250/34 Stuttgart: 2640 18 

1X 212/34 RO. Beſchl.: 2243 3 

40 43/34 Dresden: 3011 16 

2 W 4207/34 KG. Beſchl.: 21712 

12 X 437/459/34 KG. Beſchl.: 
2245 4 

1 a X 513/34 KG. Beſchl.: 2245 5 

W 378/34 StuttgartBejchl.:217612 

3 W 264/34 Königsberg Beſchl.: 
22715 

8 U 62/34 Naumburg: 3015 24 

BerReg. L 181/34 II München: 
2638 16 

W 402/34 Stuttgart Beſchl.:249921 

U 28/34 Stuttgart: 2420 4 

U 9/34 Stuttgart: 2272 0 

12 U 2357/33 KG.: 2793 1 

1b X 230/34 KG. Beſchl.: 30733 

21 U 2995/34 KG.: 2346 4 

1a X 630/34 KG. Beſchl.: 21634 

F 46/34 Hamburg Beſchl.: 2247 2 

1a X 436/34 KG. Beſchl.: 2343 1 

F 39/34 Hamburg Beſchl.: 2867 5 

U 240/34 Stuttgart: 2639 17 

5 U 58/34 Celle: 2934 2 

2 a W 70/34 Riel Beſchl.: 2498 10 

2a W 53/34 Kiel Beſchl.: 81486 

2 a W 80/34 Kiel Beſchl.: 2174 0 

2 a W 81/34 Riel Beſchl.: 3301 u 

2 a W 74/34 Kiel Beſchl.: 2420 3 

11 U 46/34 Hamm: 2794 2 

1 a X 599/34 KG. Beſchl.: 2416 3 


18 


* 138 
22. Juni: 1a X 829/34 KG. Beſchl.: 2478 


22. 


22. 


1 


Hu 
zm wm tor 


EE 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


3 W 9/34 Staffel Beſchl.: 2495 12 

1 a X 834, 835/34: 2622 1 

8 U 117/34 Hamm: 2867 ° 

6 W 159/34 Hamm Beſchl.: 2348 $ 

20 U 1319/34 KG.: 2709 1 

a X 766/34 KG. Beſchl.: 2479 3 

a X 820/34 KG. Beſchl.: 2246 7 

a X 1520/33 KG. Beſchl.: 2243 2 

W 150/34 Darmſtadt Beſchl.: 

2485 1 

7 W 46/34 Königsberg Beſchl.: 
2499 %4 

1 U 90/34 Stettin: 2718 

2 a W 85/34 Kiel Beſchl.: 3015 "2 

2 a W 75/34 Kiel Beſchl.: 2638 15 

1X 231/34 KG. Beſchl.: 2241! 

17 U 3270/34 KG.: 3000 ! 

1 a X 799/34 KG. Beſchl.: 

1 a X 803/34 KG. Beſchl.: 

1 a X 806/34 KG. Beſchl.: 

1 a X 763/34 KG. Beſchl.: 

7U783/33 Düſſeldorf: 2571% 

4 W 130/34 Kiel Beſchl.: 2637 13 

1bX 258/34 KG. Beſchl.: 21601 

16 W 2064/34 Breslau: 2494 10 

i 

1 


1 
1 
IL 
1 


2477 1 
2562 ! 
2623 3 
2703 ? 


U 547/33 Celle: 2494 u 

7 U 3355/34 KG. Beſchl.: 2631! 
1 b X 244/34 KG. Beſchl.: 3072 ? 
3 ZBR 10/34 Karlsruhe: 2490 3 
20 W 5275/34 KG. Beſchl.: 249975 
20 Wa 166/34 KG. Beſchl.: 250026 
20 W 5298/34 KG. Beſchl.: 249922 
20 W 5254/34 KG. Beſchl.: 249973 
2 a EL 16/34 Kiel Beſchl.: 3076 3 
2 a W 92/34 Kiel Beſchl.: 263714 
2 N Reg. 348/34 Dresden Beſchl:: 

2635 b 
5 U 456/34 Breslau: 2933 1 
20 Wa 154/34 KG. Beſchl.: 2500°7 
7 W 186/34 Naumburg Beſchl.: 

2500 2° 
1 W 141/34 Kaſſel Beſchl.: 3223 5 
20 Wa 177/34 KG. Beſchl.: 249714 
a X 949/34 KG. Beſchl.: 2623 2 
a X 732/34 KG. Beſchl.: 2624 * 
54/34 Hamburg Beſchl.: 2637 11 
a X 925/34 KG. Beſchl.: 2786 3 
a X 823/34 KG. Beſchl.: 2787 4 
a X 922/34 KG. Beſchl.: 28562 
a X 702/34 KG. Beſchl.: 28573 
0 W 6462/34 RG. Beſchl.: 2633 5 
U 71/34 Frankfurt a. M.: 2714 € 
W 5383/34 KG. Beſchl.: 3003 5 
12 W 4851/34 KG. Beſchl.: 2633 3 
F 74/34 Hamburg Beſchl.: 3147 5 
31 W 5488/34 AG. Beſchl.: 24937 
7W 183/34 Naumburg Beſchl.: 

EE 
1X 292/34 KG. Beſchl.: 2931 1 
20 W 5715/34 KG. Beſchl.: 2497 10 
1 a X 953/34 KG. Beſchl.: 2703 6 
1a X 979/34 KG. Beſchl.: 3000 6 
3 U 24/33 Köln: 3076 6 
BeſchwReg. 1045/34 VII Mün⸗ 

chen Beſchl.: 2573 5 
1X 302/34 KG. Beſchl.: 2932 2 
20 W 5842/34 KG. Beſchl.: 2346 3 
9 W 273/34 Düſſeldorf Beſchl.: 


2500 28 

W 178/34 Darmſtadt Beſchl.: 
3222 3 

1b X 363/34 KG. Beſchl.: 27013 

1 U 74/34 Köln: 2869 8 

11 W 5956/34 KG. Beſchl.: 2569 1 

6 W 188/34 Naumburg Beſchl.: 
3226 9 

6 W 140/34 Naumburg Beſchl.: 
3227 10 

12 U 4542/34 KG.: 3004 8 

1 b X 322/34 KG. Beſchl.: 2699 1 

1X 351/34 KGG. Beſchl.: 28561 


23. Aug.: 


24. 
24. 
24. 
24. 
25. 
27. 
31. 
EN 


Kai pa 


1X 303/34 KG. Beſchl.: 3070! 
11 W 34/34 KG. Beſchl.: 2864 ! 
1 a X 950/34 KG. Geld. 2932 3 
11 W 5692/34 KG. Beſchl.: 30017 
1 a X 892/34 KG. Beſchl.: 27035 
1 W 137/34 Kaſſel Beſchl.: 3301 10 
F 75/34 Hamburg Beſchl.: 2636 10 
1 a X 1068/34 KG. Beſchl.: 2932 * 
1 a X 1065/34 KG. Beſchl.: 29335 
16 U 4415/34 KG.: 3003 * 
8 W 2453/34 Breslau Beſchl.: 
300913 
5 U 1560/33 Breslau 
3009 14 
3 U 139/34 Frankfurt a. M.: 32997 
1X 337/34 KG. Beſchl.: 29983 
4 W 190/34 Hamm Beſchl.: 263712 
1 a X 887/34 KG. Beſchl.: 2999 ® 
1a X 1084/34 KG. Beſchl.: 2999 5 
3 W 41/34 Kaſſel Beſchl.: 3224 5 
20 W 6420/34 KG. Beſchl.: 26334 
20 W 6574/34 KG. Beſchl.: 26337 
X 13/34 Oldenburg Beſchl.: 301625 
6 W 241/34 Hamm Beſchl.: 301421 
Bf III 249/34 Hamburg: 3012 18 
4 W 303/34 Celle Beſchl. 3298 6 
1 a X 1009/4 KG. Beſchl.: 3220 3 
7 W 163/34 Köln Beſchl.: 3225 ° 
11 W 6064/34 KG. Beſchl.: 3295 1 
1 W 25/34 Braunſchweig Beſchl.: 
3007 11 
20 W 5496/34 KG. Beſchl.: 249615 
20 W 6607/34 KGG. Beſchl.: 2632 3 
20 W 5742/34 KG. Beſchl.: 249715 
20 W 6671/34 KG. Beſchl.: 2632 ? 
1 b X 378/34 KG. Beſchl.: 2700 ? 
1 X 374/34 KG. Beſchl.: 27821 
1X 342/84 KG. Beſchl.: 2996 ! 
1X 372/34 KG. Beſchl.: 2997 ? 
Bf IV 249, 334/34 Hamburg: 
3012 19 
20 W 6724/34 KG. Beſchl.: 2633 6 
20 W 6726/34 KG. Beſchl.: 2710 
20 W 6755/34 KG. Beſchl.: 25702 
1 W 274 3/34 Düſſeldorf Beſchl.: 
30117 
1X 423/34 KG. Beſchl.: 3142 1 
14 W 6685/34 KG. Beſchl.: 30057 
14 W 4053/34 KG. Beſchl.: 3005 2 
1 W 334/34 Köln Beſchl.: 3149 7 
8 W 6747/34 KG. Beſchl.: 3296 ° 
8 W 6794/34 KG. Beſchl.: 3075 ? 
20 W 6403/34 KG. Beſchl.: 2865 7 
20 W 6860/34 KG. Beſchl.: 2866 ° 
1 X 338/34 KG. Beſchl.: 3218 1 
20 Wa 233/34 KG. Beſchl.: 2866 * 
1 V 197/34 Braunſchweig: 3006 10 
2 W 120/34 Darmſtadt Beſchl.: 
2936. 
2 W 223/34 Naumburg Beſchl.: 
3302 13 
20 Wa 243/34 KG. Beſchl.: 3005 ® 
20 W 7113/34 KG. Beſchl.: 3297 5 
1 U 357/34 Köln Beſchl.: 3076 7 
Bei, I 352/34 Hamburg Beſchl.: 
3076 4 
20 W 6825/34 KG. Beſchl.: 3145 
1 b X 441/34 KG. Beſchl.: 3294 
4 Z BR 35/34 Karlsruhe: 3300 ° 
BSZ I 348/34, Z II 711/34 am- 
burg Beſchl.: 3014 20 
12 X 1407/4 KG. Beſchl.: 32192 
20 W 7306/34 KGG. Beſchl.: 3075! 
20 W 7250/34 KG. Beſchl.: 3146 
11 U 5583/34 KG. Beſchl.: 32211 
BSZ I 366/34 Hamburg Beſchl.: 
32234 
20 W 7624/34 KG. Beſchl.: 3296 
20 Wa 260/34 KG. Beſchl.: 3147 
20 W 7707/34 KG. Beſchl.: 3221 € 
1 W 293/34 Hamm Beſchl.: 3300 s 


Beſchl.: 


.: 201 T 2157/34 Berlin 


e) Strafſachen 
1934 
NS 60/33 
3303 21 
28 76/34 KG.: 22727 
S 56/34 Jena: 2938 ° 
JM 33/34 Karlsruhe: 2641 29 
SOL 97/34 Karlsruhe Beſchl.: 
2501 51 
1 0St 51/34 Dresden: 2937 € 


Karlsruhe Beſchl.: 


i: 2 Ott 46/34 Dresden: 2640 19 


2 W 546/34 KG. Beſchl.: 2272 8 

StW 115/34 Darmſtadt Beſchl.: 
21973 

StPR 30/34 Nürnberg Beſchl.: 
3304 22 

2 W 457/34 KG. Belt: 2501 20 


g.: W168/34 Kiel Beſchl.: 2938 10 
: 2 5212/384 KG.: 3303 5 


2 OStReg 429/34 Dresden Beſchl.: 
29377 

StW 140/34 Darmſtadt Beſchl.: 
25757 

S 64/34 Kiel: 2870 9 

W 192/34 Kiel Beſchl.: 27976 

2 OStReg 472/34 Dresden Beſchl.: 
2938 8 

1 W 85/34 KG. Beſchl.: 3302 14 


.: 2 08tReg 529/34 Dresden Beſchl.: 


3227 11 3303 19 

2 () W 961/34 KG. Beſchl.: 
33058 

2(1)W 1056/34 KG. Beſchl.: 
3303 18 

1 W 143/34 KG. Beſchl.: 31508 

1 W 269/34 KG. Beſchl.: 3303 17 

AuslTab 3/34 Karlsruhe Beſchl.: 
230314 


K. Landgerichte 
a) Zivilſachen 


1932 


HRA 973 Göttingen 
3078 3 


1933 


3 T 616/33 Breslau Beſchl.: 21786 
20 339/33 Bochum: 27213 


1934 


Beſchl.: 


: 18 320/33 Krefeld⸗Uerdingen: 


2575 2 
Beſchl.: 
2352 2 


1 BC 39/34 Plauen Beſchl.: 28746 
2 ZH 159/33 Mannheim: 3080 5 


: 7 T 239/34 Altona Beſchl.: 22721 


6 T 126/34 Potsdam Beſchl.:22747 
ZBs IX 2135/33 Hamburg Beſchl.: 
2503 ® 


il: 3 De 187/33 Dresden: 2354 5 


5 Cg 266/33 Bautzen: 23521 

8 S 61/34 Eſſen: 2724 8 

226 O 79/34 Berlin: 24211 

III3 Q 46/34 Dortmund Beſchl.: 
EE 

5 S 133/34 Bochum: 2503 5 

209 T 1507/34 Berlin Beidl.: 
2178 4 

3 T 291/34 Schneidemühl: 2276 tı 

7 T 51/34 Magdeburg Beſchl.: 


2179 8 

201 T 6701/34 Berlin Beſchl.: 
2272 3 i 

3 U 59/34 Braunſchweig Beſchl.: 
2273 4 

7 T 479/34 Altona Beſchl.: 2502 ° 

3 8 76/34 M.⸗Gladbach: 2179 9 

R II 69/34 Bremen: 2353 4 


12 B C 592/34 Dresden Beſchl.: 
2355 9 


25 


Mai: 


: 1128/34 III 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


T T 416/34 Altona Beſchl.: 2502 3 

4 T 251/34 Siegen Beſchl.: 22749 

3 S 200/34 Breslau Beſchl.: 21785 

14 Dg 361/33 Dresden: 2723 6 

1ZFH 46/34 Karlsruhe Beſchl.: 
2273 6 

1ZFH 35/34 Karlsruhe Beſchl.: 
2646 10 

7 T 691/34 Altona Beſchl.: 2501 1 

5a T 81/34 Gleiwitz Beſchl.: 28017 

221 S 1835/34 Berlin: 2642 4 

KBs 10/34 Hamburg Beſchl.: 
2422 2 

6 T 241/34 Magdeburg Beſchl.: 
2179 7 

402 O 63/34 Berlin: 2720 2 

3 T 224/34 Schneidemühl Beſchl.: 
2275 10 

3 T 224/34 Schneidemühl Beſchl.: 
2646 11 

7 T 800/34 Altona Beſchl.: 27982 

226 O 145/34 Berlin: 30187 

5 Bf 180/34 Beſchl.: 
2723 7 

1 286/34 Stade Beſchl.: 2647 12 

T 162/34 Detmold Beſchl.: 2273 5 

5 S 277/34 Bochum: 2643 7 

242 S 931/34 Berlin: 3305 ? 

T T 818/34 Altona Beſchl.: 3016 ! 

241 T 9613/34 Berlin Beſchl.: 
2503 4 

5 8 199/34 Bochum: 2721 4 

7 T 767/34 Altona Beſchl.: 2642 : 

4 III T 186/34 Stagard Beſchl.: 
25114 

201 T 9881/34 Berlin Beſchl.: 
2272 2 


209 T 8712/34 Berlin Beſchl.: 
21771 

5 BC 234/34 Nr. 3 Dresden Be- 
ſchl.: 2872 4 

209 T 9289/34 Berlin Beſchl.: 
21783 

ZwBs 218/34 Hamburg Beſchl.: 
2725 5 

t T 162/34 Prenzlau Beſchl.: 
22748 

7 T 839/34 Altona Beſchl.: 26411 

257 T 10756/34 Berlin Beſchl.: 
2353 5 

ZBs IX 1019/34 Hamburg Beſchl.: 
2645 9 

R 94/32 Tübingen: 2802 10 

T 192/34 Detmold Beſchl.: 2872 3 

209 T 8623/34 Berlin Beſchl.: 
2643 6 

25 873/34 Frankfurt a. M.: 26448 


3152 4 
257 T 9514/34 Berlin Beſchl.: 
Beſchl.: 


28701 
München 
2576 3 l 
3 T 367/34 Greifswald Beſchl.: 
Beſchl.: 


2940 8 
201 T 1406/4 Berlin 

2798 1 
Beſchl.: 


2643 5 
7 T 779/34 Altona Beſchl.: 

2800 6 
Beſchl.: 


257 T 11599 /4 Berlin 
30771 
7T 1142/34 Eſſen Beſchl.: 

Beichl.: 
209 T 11676/34 Berlin Beſchl.: 

2642 3 

9 U 133/34 Braunſchweig Beſchl.: 
7 


Dresden 


2 U 62/34 Braunſchweig 
28712 33074 
266 T 4171/33 Berlin 

2722 5 
BeſchwReg. Nr. HK 1/34 Kemp⸗ 
ten Beſchl.: 2873 5 


ir 
5 T 79/34 Braunſchweig: 3151 3 


3. Sept.: 
a 


2. Nov.: 


7. Juni: 
10. Juli: 
24. Aug.: 


14. Sept. 


6. Nov.: 


13. Sept.: 


7. Nov.: 


BeſchwReg. I 439/34 Augsburg 
Beſchl.: 2575 1 

209 T 11777/34 Berlin Beſchl.: 
2798 3 

4 T 202/33 Braunſchweig: 2799 4 

5T 94/34 Braunſchweig: 3151 € 

3T 600/34 Schneidemühl Beſchl.: 
2802 ? 

1 BC 201/34 Plauen Beſchl.: 
3228 2 

17 BC 577/34 Leipzig Beſchl.: 
3310? 

408 T 12733/34 (247) Berlin 
Beſchl.: 2719 1 

17 BC 607/34 Leipzig Beſchl. 
28 

209 T 7821/34 Berlin Beſchl.: 
3018 

2 T 547/34 Cottbus Beſchl.: 30198 

209 T 13813 /34 Berlin Beſchl.: 
E 

VT 1216/34 Altona Beſchl.: 29391 

203 T 11495/34, 302 Berlin 
Beſchl.: 3018 5 

12 BC 991/34 Dresden Beſchl.: 
3307 3 

201 T 13885/34 Berlin Beſchl.: 
2940 4 

209 T 14056 /34 Berlin Beſchl.: 
2940 3 

4 T 1282/34 Koblenz Beſchl.: 
3079 4 

G Bs 32/34 Hamburg Beſchl.: 
31535 

205 T 14373/34 Berlin Beſchl.: 
2940 

234 S 6151/34 Berlin: 3017 

267 S 7006/34 Berlin: 31511 

3 T 668/34 Schneidemühl Befäl.: 
2941 ® 

HBf II 265/34 Hamburg: 3309 6 

201 O 206/30 Berlin Beſchl. 
33073 

201 T 14749/34 Berlin Beſchl. 
3018 € 

2 T 341/34 Oels Beſchl.: 3312 8 

3 T 690/34 Schneidemühl Beſchl.: 
3081 € 

201 T 15406/34 Berlin Beſchl.: 
30172 

3 T 752/34 Schneidemühl Beſchl.: 
3313 ° 

248 T 15926/34 Berlin Beſchl.: 
3227 1 

7 T 1476/34 Altona Beſchl.: 3305! 

b) Strafſachen 
1934. 


: 4 N 39/34 Berlin: 28747 


StD 186/33 Darmſtadt Beſchl.: 
2803 12 A 

2 S 184/33 Halberſtadt: 2648 13 

3 M 11/34 Wiesbaden: 2649 14 

11 Q 1101/34 Altona Beſchl.: 
2803 11 

II Q 112/34 Darmſtadt Beſchl.: 
2804 1? B 

Q 89/34 Ravensburg Beſchl.: 
3313 10 


L. Sondergerichte 


1934 
S G 532/34 Freiberg: 3154 ! 


M. Amtsgerichte 
Zivilſachen. 
1933 


6 M 279/33 Dortmund Beſchl.: 
3155 1 


10 


April: 


8. Mai: 


16. 


*25. April: 
25. 


16 
6 


a; 


11 


20 
27 


n" 
‚Mai: 


Juni: 


Juli: 


s n 
Nov.: 


2139 


1934 
2 M 7/34 Mayen Beſchl.: 3156 ? 
9 C 264/33 Berlin⸗Lichtenberg 


Beſchl.: 2650 1 
309 M 1619/34 Berlin Beſchl.: 
Beſchl.: 


2505 2 
309 M 1151/34 Berlin 
2180 3 
309 M 928/34 Berlin Beſchl.: 
2504 * 
C 140/34 Sontra Beſchl.: 2506 3 
309 M 1363/34 Berlin Beſchl.: 
2180 ! 
309 M 2551/34 Berlin Beſchl.: 
2180 2 
19 C 1135/34 Stettin: 2875 2 
Abt. 30 Wargienen 5, Königsberg 
i. Pr. Beſchl. 2726 1 
13 M 609/34 Kaſſel Beſchl.: 3020 ! 
2 Lw E 847 a Marienwerder 
Beſchl.: 2875 1 


N. Arbeitsgerichte 
a) Reichsarbeitsgericht 


1934 

RAG 52/34 Köln: 2181! (R ArbG. 
14, 20) 

RAG 323/33 Hannover: 2358 
(RArbG. 14, 34) 

RAG 62/34 Frankfurt a. O.: 
2276 ! (R ArbG. 14, 56) 

RAG 60/34 Konſtanz: 
(RArbG. 14, 98) 

RAG 57/34 Erfurt: 2355 (R⸗ 
ArbG. 14, 134) 

RAG 45/4 Berlin: 23562 (R⸗ 
ArbGG. 14, 91) 

RAG 83/34 Berlin: 23573 (R⸗ 
ArbG. 14, 95) 

RAG 78/34 Jena: 2650 1 

RAG 80/34 Osnabrück: 2507 1 

RAG 77/34 Dortmund: 242321 
(RArbG. 14, 114) 

RAG 44/34 Berlin: 24242 II 

RAG 73/34 Hannover: 2425 8 

RAG 97/34 Elbing: 27261 (R⸗ 
ArbG. 14, 107) 

RAG 87/34 Dresden: 2507 2 (R⸗ 
Arb®. 14, 119) 

RAG 102/34 Königsberg i. Pr.: 
2804 * 

RAG 101/34 Berlin: 2804 ? 

RAG B 20/34 Beſchl.: 2423 1 


2277 ? 


: RAG 130/34 Berlin: 28053 (R- 


ArbG. 14, 124) 
RAG 53/34 Berlin: 28761 
RAG 106/34 Hannover: 2941 
(RArbG. 14, 126) 
RAG 117/34 Berlin: 3156 1 
RAG 113/34 Berlin: 3156 ° 
RAG 127/34 Güſtrow: 32291 
RAG 132/34 Frankfurt a. 
3229 2 
RAG B 56/34 Berlin: 3314 1 


Nm. 


.. 


b) Landesarbeitsgerichte 
1934 


LAG BR 5/34 Nürnberg⸗Fürth 
Beſchl.: 2578 1 

Nr. 27/34 Nürnberg⸗Fürth: 25081 

BeſchwReg. Nr. 20/34 München 
Beſchl.: 3230 1 


e) Arbeitsgerichte 
1934 


13. April: AH 69/4 Pforzheim: 2651 1 
14. Juni: 2 AC 253/34 Frankfurt a. M.: 


2805 1 
18* 


*140 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Tatum geordnet 


O. verwaltungsgerichte und Der: 


waltungsbehörden 
a) Reichsbehörden 
Reichsfinanzhof 
1933. 


IV A 295/33 S: 2366 (RÖ. 
35, 14) 


1934 

ve A 1037/31: 3318 

II A 420/33: 2281 

II A 201/33: 3022 3 

VIA 1559/32: 23571 (RFO. 36, 
171) 

IA 68/32: 23622 (RFO. 36, 64) 

II A 375/38: 22792 (RFG. 36, 74) 

14 1/33: 2184 ® 

IL A 100/33: 21858 

TI A 193/33: 2186 12 

IV A 21/348: 23654 (Ee 36, 
155) 

IV A 33/34: 2185 ® 

II A 254/33: 22781 

VIA 804/32: 2426 ! 

IA 180/33: 2183 ? 

VIA 1116/32: 24283 

DA 409/33: 2280° (RES. 


151) 

IV A 43/34 S: 21821 (RFS. 
183) 

VA 698/33 S: 2366 ° (RG. 
279) 

TA 289/33: 2184 5 

I A 408/32: 2652 1 

II A 141/34: 2185 11 

DA 176/84: 2509 ® 

VA 186/338: 22825 (RTE, 


185) 
VA 622/33 S: 27329 (NEE. 


291) 

IV A 42/348: 23633 (RF. 
206) 

IV A 282/33: 2808 11 

VA 386/33 S: 2653? (RES, 
187) 

IL A 257/33: 2653 3 

VIA 442/34: 2806 ® 

VIA 314/33: 2426 ? 

VA 581/33 S: 24299 (RÖ. 36, 
214) 

V A 361/33: 2184 © 

V A 556/33: 2430 10 

I A 128/33: 21844 (REH. 36, 236) 

IIIe A 21/32: 2430 13 

IIIA 152/34: 2878: 

III A 168/34: 3085 15 

VA 243/33 S: 21857 (RF. 36, 


190) 

V A 206/33: 27327 

IA 88/34: 2806 

IV A 27/348: 2430 KE 
275) 

1A 160/33: 2480 15 

III A 0 S: 218510 (RH. 36, 
212 

VA 444/32: 2732 0 

VA 264/33: 2732 1 

II A 266/33: 29435 

GrSD 8/33: 25791 (RFO. 36, 


218) 

TIT A 436/33 S: 2430 ' (RFS. 36, 
266) , 

TA 317/33: 2429 8 

VA 578/38 S: 2430 1 (RH. 36, 
283) 

IA 56/33: 2729? 

TA 17/34: 27293 

e S: 27328 (RFH. 36, 

82 

VA 31/348: 2810 m (RH. 36, 

286) 


36, 
36, 
36, 


36, 
36, 
36, 


36, 


29. Juni: II A 261/33: 29434 (RF. 36, 


229 


E g 


E 


ga 


5 


e me 


Hi 
Juli: 


H 


258) 

ILA 215/34 S: 30211 (RFS. 36, 
256) 

IA 129/33: 24294 5 8 (RG. 36, 
244) 

IA Si 248/33: 27305 (RFH. 36, 
252 

IV A 74/34: 2809 1? 

IV A 259/33: 3161 % 

III A 116/34: 2808 10 

II A 50/84: 2807 8 

HA 331/33: 3083 3 

VA 620/33 S: 3085 u (RFS. 36, 


287) 

IA 431/33 S: 3158 (RF. 36, 
261) 

VA 344/32: 2807 6 

IA 142/32: 24297 2509 (NFS. 
36, 315) 

TA 405/82: 25103 (RÖ. 36, 307) 

TA 102/34: 2806 3 

IA 42/34: 30825 

VIA 501/33: 2728 
303) 

VI A 1396/83: 2877 ! 

VI A 1371/33: 3081! 

IIA 236/34: 29448 (RFH. 36,264) 

V A 335/33 S: 28077 (RED. 36, 
295) 

14 40/32: 2729 

IV A 36/34: 2808 ° 

IV A 12/34 S: 3162 © 

IV A 109/34: 3163 ® 

IH A 44/34: 3084 10 

14 85/34: 2807 5 

VIA 379/34: 3021? 

T A 194/33: 3082 3 (RFH. 36, 335) 

III A 229/34: 2878 4 

HI A 3/33: 2942 ? 

IH e A 12/33: 3159 20 

III A 186/34: 3160 11 

III e A 17/32: 3230 1 

DI A 366/33: 3319 7 

II A 61/34: 2943 

IT A 365/33: 2943 © 

IL A 106/34: 29447 

IT A 398/33: 3083 ® 

TA 207/33: 2806 ! 

VIA 1332/33: 2810 1 

I A 249/33: 3082 4 

I A 198/33: 3083 ® 

II A 465/33: 3083 ? 

VA 471/33: 3084 11 

IA 184/33: 3082? 

VIA 928/33: 3162 19 

VIA 603/34: 3163 = 

II A 187/34: 31601 

VI A 1024/33: 2877 2 

V A 98/349: 3085 12 
342) 

V A 985/32: 3161 15 

V A 272/34 S: 3161 16 
345) 

IA 145/34: 31573 

TA 113/34: 3158 

1497/4: 31587 

TA 148/34: 31588 

TA 122/34: 3315 

V A 586/33: 3161" 

V A 244/32: 32303 

V A 164/33: 32317 

T A 26/34: 2942 1 

VIA 304, 305/33: 3085 “ 

VIA 351/83: 3157 ! 

VIA 1471/31: 3162 15 

VI A 360/34: 3316 ° 

III A 283/34: 3162 15 

TA 114/33: 3158 4 

III e A 44/338: 3230° 

III A 300/34: 3231 ® 

JII e A 19/34: 3319 

III A 151/34 S: 33208 


(RFG. 36, 


(RFS. 36, 


(RFS. 36, 


228. 


28. Sept. 
28 
2 
Ké? S 
RH Hi 


EL Ti 


: 12 4749/33, CuM. 35,418: 


: IA 172/34: 31585 


I A 80/34: 3163 21 
14 110/34: 3317° 
VIA 676/33: 3157 ° 
III A 194/34: 3230 > 
VA 188/34 S: 3230 4 
III A 268/34: 3231 6 
V A 211/33 S: 3319 


Reichsverſicherungsamt 
1933 


: Ia 535/32, Eu M. 36, 36: 2366 ! 


III a Ar 134/33, Eu. 35, 380: 
22821 

III a Ar 139/33, EuM. 35, 376: 
EEA 

11107933, Eu M. 36, 40: 2431! 

III a Ar 145/33, EuM. 35, 373: 
2282 2 

III a Ar 149/33, Eu. 35, 378: 
2283 3 

III AV 6/33 BS, EuM. 35, 451, 
2367 2 

IH A V 28/33 BS, EuM. 35, 455: 
25101 

1 99/32 BSI, EuM. 35, 313: 2187: 


1934 


I a 9663/32, EuM. 35, 411: 24312 
I a 5868/33, EuM. 36, 38: 24319 


: III Ar 48/33 BS, EuM. 35, 469: 


2583 1 
I a 7152/31, Eu. 35, 401: 2583 2 
III a Ar 159/33, Eu M. 35, 462: 
2511? 
1a 6214/32 EuM. 36, 42: 2583? 
: III a Ar 15/34, Eu. 35, 466: 
2878 
1a 7433/33, Eu M. 35, 408: 26555 
I a 4782/33, EuM. 35, 416: 2733 
I a 7877/32, EuM. 36, 37: 27339 
27331 
I B 296/32, EuM. 36, 3: 28113 
1 a 6628/32, EuM. 36, 5: 2733: 
II a KE 203/331: 2812 » 
I B 163/34, EuM. 36, 30: 28127 
11 Nr. 1100 a 6/34, 245, EuM. 
36,41: 2811? 
La 4621/32, EuM. 36, 9: 2812 * 
BK 2873/30, EuM. 36, 6: 2812 15 


: Ia 7418/32, EuM. 36, 10: 26551 


11 Nr. 1100/34, 248, EuM. 36, 
40: 28111 

II a 1180/347: 2812 ® 

II a 6939/32 2: 3165 ! 


: II a 140/344: 3322 t 


Reichsverſorgungsgericht 
1934 
: M Nr. 31459/31, 8: 2283 2 
M Nr. 10948/32, 8: 2283 2 
M Nr. 28958/31, 8: 2283 2 
M Nr. 15079/32, 12: 2188 
M Nr. 2042, 2487/33, 12: 21882 
M Nr. 6798/32, 2: 2188 3 
M Nr. 8910/32, 12: 2188 


: M Nr. 693/32, 2: 2188 5 


M Nr. 
M Nr. 
M Nr. 
M Nr. 
M Nr. 
M Nr. 
M Nr. 
M Nr. 
M Nr. 
M Nr. 


8059/32, 12: 21885 
37440/30, 2: 2283 ° 
5283/32, 1: 2283 
10836/32, 1: 2283 
30174/31, 12: 2283 ° 
26430/31, 2: 2283 2 
6862/31, 2: 2283 
14333/32, 2: 22834 
19967/31, 2: 2284 5 
10326/32, 12: 2583 1 
M Rr. 6092/32, 10: 2284 6 
: M Rr. 6820/33, 10: 2284 7 
M Rr. 1717/32, 10: 25832 
M Rr, 4521/82, 4062/34, 3: 2583 3 


15. Aug.: M Nr. 34783/31,3: 2655 1 

6. Sept.: M Nr. 5219/32, 12: 3086 2 
eh 5 M Nr. 27891/31, 3: 2655 ° 
10. Oft.: M Nr. 29583/31,4: 3086 1 


16. „  MNr. 5381/33, 4: 3086 3 
Reichspatentamt 
1934 
29. Mai: R 80639 X/34 g B 168/34: 25101 


als I O 14025/2 Wz: 2732 ı 
9. Juni: P 35454 IX/142 i B 184/34: 24311 
14. , T 2023422 b Wz B S XII: 2187 2 
ZB H 102335/ VIII a/21a 4, XIII 
B 189/34: 2186 ® 


b K 105058 1/17 f XIII B 216/34: 
2186 1 
11. Inli: 24 a M 14/30 B 202/34: 30862 


17. Aug. u. 21. Sept.: 53 h Sch 8/30 B 45/34 
Zwiſchenbeſch.: 3164 1 
8. Sept.: M 5458/34 Wz: 2733 2? 


Dig, M 98631 VIII a/21 g XIII B 
70/33: 28111 
3. Okt.: B 92121 VI/31 b XIII B 306/34: 
2944 1 
ler G 37188/22 b Wz: 3086 1 
UR S 34416/22 b Wz B S XIT: 3023 1 


3. „ N 18226/22 b Wz B S XII: 3320 ı 
24. „ R 42449/22 b Wz B S XII: 3321? 
1. Nov.: F 31818/22 b Wz BS XII: 3321 ° 
9. „ E 44699 VIII a/74 d XII B 
351/34: 32311 
Reichswirtſchaftsgericht 
1934 
30. Aug.: 78 XXIV 7/34: 30871 


b) Landesbehörden 
Oberverwaltungsgerichte 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht 


1933 
15. Dez.: II O 91/83: 2189 2 
1934 
18. Jan.: III ER 50/33: 2191 
23. Febr.: VIII C 37/31: 2190 s 


27. „ II C 81/33: 2285 5 
III C 170/33: 21881 


Alphabetiſches Verfaſſerverzeichnis 


20. März: VIII C 49/80: 2815 2 
22. „ VC 28/33: 22841 
29. „ III 53/38. 24311 
19. April: IV C 47/33: 25111 


4. Mai: II C 122/33: 2587 5 
Sie VIII C 34/32: 2655 ! 
det VII O 22/32: 3327 6 
te, IX DW 12/83: 2367 
2 HI C 21/32: 2584 ! 
Gr II C 88/33: 2285 2 
a IV C 27/34: 2585? 
3 y III C 11/34: 2814? 
5. Yuni: IIC 4/34: 25907 
Den VIL © 46/33: 3167+ 
T IV C 139/33: 2586 4 
Mie ZS IV 0 127/33: 3322 1 
120, II C 16/34: 2879 2 
12. „ VIII C 8/32: 2880 3 
dee IX D 19/34: 2586 3 
14 „. III O 31/33: 28781 
14 „ IV C 121/33: 29441 
W IX D W 5/34: 25122 
19: 7 11 C 164/33: 2589 6 
, IX D 3/34: 3168 5 
21. IV 0 138/33: 3326 * 


23, ID 67/33: 2813 ! 


22. „ VII C 93/83: 3088 2 
26. „ VIII GSt 34/33: 3282 2 
28. „ III C 163/33: 97381 


28. III C 8/34: 3166 2 
IV © 77/33: 31673 


SC VIII C 72/32: 3165 1 

Eb. Ze VII C 127/33: 3087 1 
IE IIA 13/33: 3324 2 
RSC III C 26/34: 3024 1 


12. TII C 47/34: 3231 
JII C 52/34; 3326 5 


11. Okt.: III C 93/34: 33253 


Sächſiſches Oberverwaltungsgericht 
1934 
14. Sept.: 59 1/34 Beſchl.: 3327 1 
Badiſcher Verwaltungsgerichtshof 


1933 
27. Juni: 130/32: 2591 12 
10. Okt.: 192/33: 23681 


VI. 
Alphabetiſches Verzeichnis 
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25. Okt.: 
19. Dez. 


40/83: 21911 
234/33: 2286 1 


Thüringiſches Oberverwaltungsgericht 


1933 
20. Dez.: O 80/33: 25121 

1934 
30. Mat: O9/34: 22871 


P. Ausländiſche Gerichte 
Oſterreichiſches Bundesminiſterium für 
Handel und Verkehr 

1933 
Am 381/33: 22883 
1934 


12. Jan.: Am 466/33: 3088 1 
12. Febr.: Am 12/34: 2288? 


25. Nov.: 


Oſterreichiſches Patentamt 
1934 


8. Febr.: N 61/33: 2592 1 
Wb. ve A 4239/31: 2288 1 


Oſterreichiſcher Verwaltungsgerichtshof 
1934 
2. Febr.: A 678/33: 3328 1 
1. März: A 1394/33: 2192 1 
Oberſtes Gericht Brünn 


1933 
G Z T 1931/33, Saniml. 
2736} 


DÉI Gi 


21. Nov.: 1165: 
Schweizer Bundesgericht 


1934 
20. April: Praxis XXIII Nr. 99: 2432 1 
15. Mai: O17: 2735 1 


Obergericht Zürich 
1934 
12. Jan.: II K Nr. 359 Z: 2735 1 


der verfaſſer von Abhandlungen, kleineren Beiträgen und Entgegnungen 


Aengenheiſter, GerAſſ. Dr. Heinz, Düſſeldorf: 
890 Anderkonten der RA. und Notare 
3245 

v. Arnswaldt, LER. Dr., Berlin: Die Selbſt⸗ 
entſchuldung 2441 

— Kann im landwirtſchaftlichen Eutſchul⸗ 
dungsverfahren das Vorhandenſein von 
Schulden, die mit dem landwirtſchaftlichen 
Betrieb nicht zuſammenhängen, zur Ab⸗ 
Sg des Eröffnungsantrags führen? 

58 

— Vollſtreckungsmaßnahmen während an- 
bängiger Entſchuldungsverfahren 3048 

Axhauſen, IR., Leipzig: Zur Frage der Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung in der 
Reviſionsinſtanz 2827 . 


Bant, RegR. Dr., Berlin: Zur Lehre von 
der Verwirkung 2437 
Baer, RegR. Dr., Berlin: Der Strafrechts⸗ 


irrtum im Deviſenſtrafrecht 3094 


Becker, LR. Dr. W., Frankfurt a. M.: Die 
Einwirkung von § 11 Steueranpafj®. v. 
16. Okt. 1934 auf die Entſcheidung der 
Frage, ob dem Sicherungseigentümer 
gegenüber dem pfändenden Steuerfiskus 
ein die Veräußerung hinderndes Recht zu⸗ 
ſteht 3237 

Bendleb, AGR., Sorau: Die Mitwirkung 
der Jagdbehörden bei Verfolgung und Ab- 
urteilung von Jagdvergehen 2225 

Beyer, Notar Dr., Bad Dürkheim: Sit zu 
einem Rangrücktritt die Genehmigung des 
Anerb&. erforderlich? 2834 

"H des Weinbaus im Erbhofrecht 
3179 


Boerſch, GerAſſ. Ludwig, Frankfurt a. M. 
Gleichſchaltung von Vereinen unter Ein⸗ 
führung des Führerprinzips 3188 

Boſch, RA. Dr., Köln: Haftung des Notars 
für Rangverſchlechterungen 2529 


Böttcher, RA. Dr. Conrad, Berlin: Die Stel⸗ 
lung juriſtiſcher Perſonen als Alleingeſell⸗ 
ſchafter einer umzuwandelnden Kapital⸗ 
geſellſchaft 3045 

Braun, RA. Werner, Hamburg: Welche Par⸗ 
tei iſt beweispflichtig, wenn der Bekl. 
gegenüber einer Klage auf Zahlung des 
Kaufpreiſes einwendet, er habe im frem⸗ 
den Namen gekauft? 2447 

Bull, GerAſſ. Dr, Lübben: Die Zuſammen⸗ 
ſchreibung und Vereinigung der Erbhof⸗ 
grundſtücke 3255 


Carl, RA., Düſſeldorf: Das Recht der Par⸗ 
teien auf Anweſenheit bei Erhebungen im 
Armenrechtsverfahren 2947 

Criſolli, AGR. Dr. Karl⸗Auguſt, Berlin: Die 
Auflöſung und Löſchung von Geſellſchaften 
nach dem Geſetz v. 9. Okt. 1934 2657 

— Die Abzahlungsgeſchäfte im Lichte der 
neueren Rechtſprechung 3042 
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Eulemann, RA. Dr. Hans, 
Werberat und Polizei 2675 


Dallwig, RA. Dr., Frankfurt a. M.: Ver⸗ 
einbarungen in Eheſachen 3116 

Davids, RA. und Notar Jan, Wandsbek: 
Zur Frage der Einführung des Nurnota⸗ 
riats 2945 

Deeſen II, RA., Halberſtadt: Recht der Par- 
teien auf Anweſenheit bei Erhebungen im 
Armenrechtsverfahren? 2601 

Dernedde, Fakultätsaſſiſtent, Hilfsarbeiter 
am nit. für Staatsforſchung Kiel, Carl: 
Staatslehre als Wirklichkeitswiſſenſchaft 
2514 

Derſch, UnivProf. Dr. H., Berlin: Der Neu- 
bau der Sozialverſicherung 2102 

Diel, RegR. a. D. Dr. J., Berlin, Geſchäfts⸗ 
führer der Deutſchen Zentralſtelle für Be⸗ 
rufsberatung der Akademiker e. V.: Das 
Studium der Juriſten an den deutſchen 
Hochſchulen 2954 

Doſe, AGR. Dr., Marienwerder (Weſtpr.): 
Die Forderungen der öffentlichen Hand im 
landwirtſchaftlichen Entſchuldungsverfah⸗ 
ren 2320 

— Die Zinszahlungspflicht des Betriebsin⸗ 
habers während des landwirtſchaftlichen 
Entſchuldungsverfahrens 2752 

— Die Darlehen aus Mitteln der wertſchaf⸗ 
fenden Arbeitsloſenfürſorge im Entſchul⸗ 
dungsverfahren 3255 

Dreher, GerAſſ. Dr. E., Dresden: Zum 
Streit über die SächſVO. v. 8. März 1933 
2524 


Düſſeldorf: 


Ebner, Syndikus A., Berlin: Der Zwang 
zur Annahme von Zeitungsanzeigen 2443 

Engels, GerAſſ. Dr. Joſeph, Düſſeldorf: Be- 
ſchränkte Unterhaltsvollſtreckung und bür⸗ 
gerliches Recht 3253 

Ermiſch, RA. Dr., Düſſeldorf: 8 718 ZPO, 
und Prozeßbeſchleunigung 3236 


Feaur de la Croix, GerAſſ. Ernſt, Berlin: 
Die Bewertung der Perſönlichkeit als 
Urteilsgrundlage im Zivilprozeß 2737 

Fik, Ref. Paul, Ellwangen⸗Jagſt: Kann aus 
einem vor dem Vollſtreckungsgericht ab⸗ 
geſchloſſenen Vergleich Koſtenfeſtſetzung 
ſtattfinden? 2448 

Flügge, RA. Ludwig, Berlin: Subſtantiie⸗ 
rung und Wahrheitspflicht 2123 

Fraeb, LR. Dr., Hanau: Die rechtspoli⸗ 
tiſche Bedeutung der Rauſchgiftbekämpfung 
2753 

Francke, Oberſteuerinſpektor Friedrich, Dres⸗ 
den: Wechſelſteuerrecht bei Blankoakzepten 
2889 

Frank, RJuſt Komm. Staats Min. Dr.: Die 
Einwirkung des nationalſozialiſtiſchen 
Ideengutes auf das deutſche Rechtsleben. 
Rede, gehalten auf dem Parteikongreß in 
Nürnberg am 9. Sept. 1934 2289 

— Erhaltet die ſchöpferiſche Kraft unſeres 
Nachwuchſes! 3169 

Frey, RA. Dr. Kurt, Berlin: Das Treu⸗ 
handverhältnis im Steueranpaſſungsgeſetz 
3089 

Frieſecke, RegR. Dr. Kuno, Rudolſtadt: Die 
Grunderwerbſteuerfreiheit für Rettungs⸗ 
käufe in der Zwangsverſteigerung 3098 

— Das neue Vermögenſteuergeſetz 3180 


Gaedeke, KR. Dr. Berlin: Recht der Par- 
teien auf Anweſenheit bei Erhebungen im 
Armenrechtsverfahren? 2119 

— Wann liegt eine gebührenpflichtige ſchrift⸗ 
liche Auskunft aus dem Schuldnerverzeich⸗ 
nis vor? 2320 

Gelbert, AGR. Dr., München: Der Gegen⸗ 
ſtand des Strafverfahrens 2890 


Alphabetiſches Verfaſſerverzeichnis 


Girſchner, Steuerinſpektor Martin, Bremen: 
Spezielle Einkommenſteuerfragen der RA. 
und Notare 2316 x 

— Zur Umſatzſteuerpflicht der RA. und No- 
tare. Vorſchläge zu Geſetzesänderungen 

38 


2388 
Goldmann, LER. F., Ulm: Amtsdeutſch 
2528 


Graßhoff, RA. Erich, Berlin: Die Rechtsſtel⸗ 
lung des Handelsagenten im Konkurſe der 
vertretenen Firma 2666 

Greifer, AGR. Dr., Berlin: Zur Anwendung 
des § 7 VVG. 2319 

Groſchuff, AR. Berlin: Zweifelsfragen 
zum Geſetz über die Umwandlung von 
Kapitalgeſellſchaften v. 5. Juli 1934 2661 

— Kaufmann, Kleingewerbetreibender, Hand⸗ 
werker nach Handelsregiſterrecht, zugleich 
Beitrag zum Geſetz über die Umwandlung 
ZB v. 5. Juli 1934 


— Die Stellung juriſtiſcher Perſonen als 
Alleingeſellſchafter einer umzuwandelnden 
Kapitalgeſellſchaft 3046 

Grund, AGR. Dr., Friedenau: Nochmals: 
Die Wahrheitspflicht 2528 

— Wann liegt eine gebührenpflichtige, ſchrift⸗ 
liche Auskunft aus dem Schuldnerverzeich⸗ 
nis vor? 2832 

Gummersbach, Dr. jur. H., Köln: Geſtänd⸗ 
nis — Selbſtanzeige — Falſche Selbſt⸗ 
beſchuldigung 2381 


Habich, GerAſſ., Danzig: Die landwirtſchaft⸗ 
liche Entſchuldung in Danzig 3257 

Hagedorn, RA., Erfurt: Gewerbeſteuerpflicht 
von Filialbetrieben 2828 

— Genehmigungen unter einer Auflage nach 
dem WohnsSiedlG. 3117 

Hawlitzky, RA. Dr., Forſt i. L.: Die Reihs- 
bahn vor den AG.! 2605 

— Die Anwendung einiger zivilprozeſſualer 
Vorſchriften in der Praxis 2830 

200 E der Erbhoftochter! 
2 


— Der Räumungsanſpruch des Erſtehers 
gegen einen Miteigentümer bei der Ver⸗ 
ſteigerung zum Zwecke der Aufhebung der 
Gemeinſchaft? 2960 

Heinrich, MinR. im RMErn M., Mitgl. des 
RErbhcßer., Dr., Berlin: Der Offen- 
barungseid im landwirtſchaftlichen Schul⸗ 
denregelungsverfahren 2520 

Hellmuth, Oberpoſtrat Dr., Nürnberg: Der 
Zulaſſungszwang der Deutſchen Reichspoſt 
im Fernſprechverkehr 2449 

Henneberg, RA. Dr., Breslau: Müſſen Sach⸗ 
anträge im Anwaltsprozeß verleſen wer⸗ 
den? 2676 

Herrmann, ORegR. Karl, Schleswig: Die 


Anderung des Dienſtſtrafrechts der Be⸗ 
amten 2518 
Hofmann, RA. Dr. Kurt, Darmſtadt: Der 


Innungsobermeiſter 2312 

Höher, GerAſſ. Dr. Konrad, Köln: Das Ver- 
bot der Bareinlöſung von Bedarfsdek⸗ 
kungsſcheinen und ſeine Rückwirkung auf 
das Eigentum und die Gewährleiſtungs⸗ 
pn beim Kauf 2958 


Jonas, MinR. Dr., Berlin: Keine Be⸗ 
ſchwerdefähigkeit der gerichtlichen Rechts⸗ 
konſulentenausſchließung 2227 

— Die Erinnerung gem. § 766 II ZPO. 
gegen einen Koſtenanſatz des GerVollz. in 
Armenſachen 3187 


Kiesbye, AR. Hermann, Flensburg: Die 
Selbſtentſchuldung 2439 

Klamroth, RA. Dr. Kurt, Halberſtadt: Die 
Neuordnung der deutſchen Getreidewirt⸗ 
ſchaft 2205 

Kleinſchmidt, RA. Dr., Berlin: Die Zuſatz⸗ 
hypothek 2949 


Kluckhohn, DREIER. Dr., LFin A., Berlin: 
Treu und Glauben im Steuerrecht 2378 
— Die Bindung des Strafrichters in Steuer⸗ 

ſachen an Entſcheidungen der Finanzbehör⸗ 
den im Lichte det Rſpr. 2748 
Klug, PrivDoz. Dr. Oskar, z. Z. 
Wandlungen des Kartellrechts 2369 
— Das Ordnungsprinzip des Wirtſchafts⸗ 
ſyſtems des deutſchen Sozialismus. Zur 
Frage des neuen Wettbewerbsrechts 2670 
— Wirtſchaftsrecht und Wirtſchaftslehre 3106 
Knoetzſch, Amt- und Landrichter, Berlin: 
Arbeitsgemeinſchaft in landwirtſchaftlichen 
Entſchuldungsſachen 2603 
Krauſe, RegR. Dr. A. B., Berlin: Arbeits- 
einſatz und Arbeitsverteilung, Rechtsfra⸗ 
gen 2305 
Krauß, Ref. Dr. Oskar, Nürnberg: Der 
Lehrling im Konkurs⸗ und gerichtlichen 
Vergleichsverfahren des Lehrherrn 2894 
Kühne, GerAſſ. Rudolf, Berlin: Deviſen⸗ 
geſetzgebung und Wertpapierverkehr 2098 


Berlin: 


Lauer, Ref. Klaus, Hamburg: Die richter⸗ 
liche Nachprüfung polizeilicher Maßnah⸗ 
men 2832 

Leiſtner, Dr. J. F., Nürnberg: Das Weſen 
der Revolution 3178 

Lent, Prof. Dr., Erlangen: Zur Auslegung 
des § 127 KO. 2742 

Lenz, RA. Dr. H., Köln: Der RA. vor den 
Anerbenbehörden 2956 

v. Lepel, GerAſſ. Claus, Frhr., Breslau: Die 
Richtlinien zur landwirtſchaftlichen Schul⸗ 
denregelung v. 13. Juni 1934 2523 

— Der Erbhof im Schuldenregelungsverfah⸗ 
ren. Nach der 6. DurchfVO. 2831 

Linkhorſt, GerAſſ. Dr. Kurt, Kirchhain (N.⸗ 
L.): Stillhaltung des Vermieters. Wann 
iſt die Miete zu zahlen? Der Gemein⸗ 
ſchaftsgedanke im Mietrecht? 2318 

Lorenz, GerAſſ. Kurt, Berlin: Kann der 
Schuldner nach Abgabe einer Verſicherun 
gem. § 19 d VollſtrNot VO. Widerſpruch 
gegen die Verpflichtung zur Leiſtung des 
Offenbarungseids erheben? 3187 

Luppriau, GerAſſ. Dr., Kiel: Die Erinne⸗ 
rung gem. § 766 II ZPO. gegen einen 
Shade des GerVollz. in Armenſachen 

6 


Majer, LGPräſ. i. R., Ulm⸗Neu⸗Ulm: Zur 
Frage der Unterbrechung der Verjährung 
rechtskräftig feſtgeſtellter Anſprüche durch 
erneute Klagerhebung 2449 

Mann, Od GR. a. D. Dr. W. Berlin: Sit 
der Ehemann der Bauersfrau, die Eigen⸗ 
tümerin des Erbhofs iſt, Bauer? 3116 

Maßfeller, AR. im PrJuſtMin., Berlin: 
Die Beſtimmungen zur Durchführung der 
VO. zur Vereinheitlichung der Zuſtändig⸗ 
keit in Familien⸗ und Nachlaßſachen 2112 

Matzke, RA. Dr. Walter, Berlin: Die An⸗ 
fechtung der Raſſenmiſchehe nach gelten⸗ 
dem Recht 2593 

Meilicke, RA. Dr. Heinz, Berlin: Zinſen u. 
Verzugszuſchläge auf Steuern im Kon⸗ 
Ze und Zwangsverſteigerungsverfahren 
282 

— Steuer⸗, Deviſen⸗ und Volksverratsam⸗ 
neſtie 1934 für den Auslandsbeſitz 3092 

Meyer I, IR. Dr. Wilhelm, Bielefeld: Zum 
Begriffe des Übergabevertrags 2442 

— Sind die Altenteilsleiſtungen aus einem 
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2929 4 2988 6 u.) 299311 30705 31415 
3215 6 3292 3 

Schneider, Notar Dr. Eſchenbach 
(Opf.): 2258 23 2986 4 

Schriftl.: 2480 1 

Seelmann⸗Eggebert, Geh. JR. Dr. W., Ber: 
lin: 3218 8 

Seybold, Notar Aſſ. Dr., Berlin: 2166 
2262 9° 24185 2624 1 2985 2 3070 6 31393 
3291 2 

Vogels, gp, Dr., Berlin: 226127 24189 


Hans, 


25652 2568 42 u. 26296 27905 28617 
2984 1 2994 19 
Weh, AGR. Dr., Berlin: 2250 6 26274 


2706 4 2987 5 2995 14 3068 4 3213 4 
Wöhrmann, OL HR. und Gebäier". Dr., 
Celle: 2263 33 2265 36 
Zimmer, RA. und Notar Dr., Kolberg: 
2259 24 3212 2 


F. Erbgeſundheitsgerichte 
Grunau, OLGR. Dr., Kiel: 2996 1 


G. Oberlandesgerichte 
a) Zivilfachen 

Alberti, RA., Berlin: 2347 5 

Armſtroff, ROR., Berlin: 2638 16 

Bartels, RA. Dr., Bochum: 30767 

Bernard, Min R., Berlin: 24903 

Boden I, RA. Eugen, Köln: 2934 2 

Boeſebeck, RA. Dr. Ernſt, Frankfurt a. M.: 
2175 10 27114 

d. Campenhauſen, Frhr. RA., Heidelberg: 
2348 0 A 3298 6 

Eriſolli, AR. Dr. Karl⸗Auguſt, Berlin: 
2160 1 2716 8 3006 10 3007 11 

Danielcik, RA. Dr., Berlin: 2171 4 

Dieß, RA. Dr., München: 2487 2 

Dittmann, SenPräſ., München: 2794 2 

Durſt, Dr. Ernſt, Berlin: 2349 8 

Fuiſting, RA., Schweidnitz: 2477 

Gaedeke, RGR, Dr., Berlin: 21737 2350 ° 
2497 17 2573 6 2637 14 27135 2936 5 3009 13 
3014 22 3015 23 8148 6 32223 


Verfaſſer der Anmerkungen zu den Entſcheidungen 


Göbel, LG R., Effen: 2633 8 

Götze, Juſt Inſp., Berlin: 307620 

Gruhn, RA. M., Köln: 3010 15 

Haſemann, Aſſ. Dr., Aſchaffenburg: 24851 
2563 * 


Henſen, RA. Rudolf, Berlin: 2637 13 

Hoffmann, RA. Dr. Willy, Leipzig: 2796 4 

Kieſow, SenPräſ. Dr., Leipzig: 2639 17 

Kiſch, Prof. Dr., München: 3145 1 

Kraemer, RA. Dr. Wilhelm, Leipzig: 3149 7 

Kubiſch, RA. und Notar Dr., Lübben: 2570? 
3002 3 32257 3297 5 

Lange, LG R. Dr., Hannover: 2163 

Münzel, OL R. Dr. Karl, Raffel: 2479 4 

Plaßmann, Notar Dr., Köln: 28641 

Roquette, RA. Dr., Königsberg i. Pr.: 
2269 4 28676 3015 24 

Ruth, Prof. Dr., Halle a. S.: 2869 8 

Schieck, Notar, Markt Grafing bei München: 
27013 

Scholz, RA. Wilhelm, Berlin: 21749 31475 

Seybold, Notar Aſſ. Dr., Berlin: 2490 4 

Steger, Dr., Berlin: 2782 1 

Tackmann, RA., Clausthal⸗Zellerfeld: 3075 2B 

Titze, Prof. Dr., Berlin: 2172 5 

Vogels, Min R. Dr., Berlin: 22411 22671 
2933 1 32235 

Weh, AGR. Dr. Albert, Berlin: 24915 3224 e 

Wiedemann, KGR., Berlin: 3226 89 3227 10 

Wolpers, Notar, Lennep: 21623 

39001 RA. Dr. Hugo, Köln: 2562 1 2635 ° 
t 1 2 


b) Strafſachen 

Danielcik, RA. Dr. H. P., Berlin: 2937 6 
Neubert, Präſ. d. Reichsrechtsanwaltskammer 

RA. Dr., Berlin: 3303 16 3304 20 
Neugebauer, Min. Dr., Berlin: 2870 ° 
Rilk, RA. Dr. Otto, Berlin: 2640 10 
SE: OLGR. Dr., Berlin: 2797 9 
Schafheutle, RegR. Dr., Berlin: 2938 ° 


H. Landgerichte 


a) Zivilſachen 

Armſtroff, KOR., Berlin: 2642 3 

v. Arnswaldt, LOR. Dr., Berlin: 2273 4 
2275 10 2646 1 27225 28017 33128 

Bartels, RA. Dr., Bochum: 25085 27213 A 
2870 1 

Bibergeil, LER. i. R. Dr., Berlin: 3307 1B 

Brandt, Ref. Dr. Helmut, Berlin: 2503 4 

Erifolli, AHR. Dr. Karl⸗Auguſt, Berlin: 
21772 30173 

Culemann, RA. Dr., Düſſeldorf: 3309 ° 

Fraeb, LG R. Dr., Hanau: 26458 27259 

Gaedeke, RGN., Berlin: 22749 2642 2 33107 

Groſchuff, AG R., Berlin: 27191 3078 3 

Hagemann, RA., Celle: 3019 8 

Hagen, Geh. JR. Dr. Otto, Berlin: 3153 5 

Hawlitzky, RA. Dr., Forſt (Lauſitz): 2502 2 
2799 5 

Heinrich, MinR. Dr., Berlin: 2939 1 

Henke, RA. Dr., Berlin: 2179 0 

Herriger, RA. A., Düſſeldorf: 2502 3 2874. 

Heydtmann, KGR., Berlin: 2179 8 

Jonas, RA. Dr. Karl Fritz, Berlin: 2871 2 
330740 

Kerſting, LGDir., Berlin: 27215 B 

Kieſow, SenPräſ. Dr., Leipzig: 
27248 © 

Kruſch, Priv Doz. LEN. Dr., Breslau: 3305 2 

Nonhoff, ent. Fritz, Berlin: 2352 1 2421 1 
2422 2 


Oellers, RA. Dr., Halle a. S.: 3080 5 

Oppermann, RA. Dr. W., Dresden: 2720: 

Oertmann, Geh. IR. Prof. Dr. P., Göttin⸗ 
gen: 2799 4 

Prauſe, RA. und Notar Dr., Breslau: 2798 1 

Richter, Prof. Dr. Lutz, Leipzig: 25011 

Riedel, Ref. Fritz, Unterpfaffenhofen⸗Germe⸗ 
ring b. München: 2576 3 A 


2575 2 
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Ruth, Prof. Dr., Halle a. S.: 2873 5 

Schmitz, L Dir. Dr., Berlin: 2724 8 B 

Schriftl.: 2503 ° 

Schwartz, RA. Dr. Guſtav, Berlin: 2723 6 

Schwiſter, OSG Präſ., Düſſeldorf: 2577 2 B 

Seybold, Dr., Berlin: 22747 2577 4 

Vogels, Min R. Dr., Berlin: 2940 5 

Webler, Dir. Dr.: 3152 4 

Wiedemann, GerAff., Berlin: 2872 32 31513 
3228 2 

Wilke, OLGR. Dr. Dr., Berlin: 2353 

Wuſſow, RA. Dr. Werner, Berlin: 2644 8 


b) Strafſachen 
Gaedeke, KG R. Dr., Berlin: 2648 13 
Schäfer, Od GR. Dr., RJ M., Berlin: 2803 12 


J. Amtsgerichte 
Zivilſachen 

Gaedeke, KR. Dr., Berlin: 25041 
Hawlitzky, RA. Dr., Forſt i. L.: 2506 3 
Heinrich, Mint, Dr., Berlin: 28751 
Köſter, RegR., Koblenz: 31551 
Michels, NA. Dr. A., Duisburg: 2875 2 
Richter, Prof. Dr. Lutz, Leipzig: 2505 2 
Scholz, RA. Wilhelm, Berlin: 3020 1 


K. Sondergerichte 


Kraner, OSt A., Freiberg i. Sa.: 31541 A 
Weber, Gen StA. Dr. Afr., Dresden: 315418 


II. Arbeitsgerichte 


A. Reichsarbeitsgericht 


Brand, LGPräſ. Prof. Dr., Duisburg: 
2356 2 u. 

Formazin, Hilfsarbeiter der Rechtsabteilung 
im Führeramt der Deutſchen Arbeitsfront 
F.⸗H., Berlin: 2355 + 

Hueck, Prof. Dr., Jena: 2650 1 

Oppermann, RA. Dr. W., Dresden: 33141 

Richter, Prof. Dr. Lutz, Leipzig: 2277 2 

Schriftl.: 2423 1 

Titze, Prof. Dr., Berlin: 2276 1 


B. Landesarbeitsgerichte 


Kraemer, RA. Dr. Wilhelm, Leipzig: 25781 
Oppermann, RA. Dr. W., Dresden: 2508 1 


C. Arbeitsgerichte 
Siebert, PrivDoz. Dr. W., Halle a. S.: 
26511 


III. Verwaltungsgerichte und 
Verwaltungsbehörden 


A. Reich 


Reichsfinanzhof 
Bergſchmidt, RA. Dr. A., Berlin: 
3083 80 
Bühler, Prof. Dr., Münſter: 2182 1 23633 
Culemann, Dr. W., Effen: 2942 1 
Delbrück, RA. Dr., Stettin: 2360 1 u.2 24261 
2810 14 3158 ° 3316 ? 
Erler, RA. Dr., Berlin: 2730 5 2877 2 2942 2 
Fraeb, LER. Dr., Hanau: 2653 3 
e RA. Dr., München: 24262 
ungfer, RA. Dr., Breslau: 3318 4 
Megow, RA. Dr. Dr., Küſtrin: 24283 243013 
3022 5 
Meilicke, RA. Dr. Heinz, 
22803 28078 
Ponfid, RA. Dr., Berlin: 2281 4 
Wille, RA. Dr. Siegfried, München: 2366 5 


2509 2 


Berlin: 2278 1 
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Reichspatentamt 
Ullrich, Pat Anw. Dr. Arthur, Berlin: 2186 ! 
B. Länder 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht 
Brand, LGPräſ. Prof. Dr., Duisburg: 28131 
Holthöfer, OLGR. i. R. Dr., Berlin: 2584 1 


Kornemann, RA. Karl, Düſſeldorf: 24311 

Müller, Min R. Geh. RegR. Dr., Berlin: 
2585 2 

Reuß, RA., Berlin: 25875 2814? 32322 

Schilling, GerAſſ., Hilfsarb. im RWiM., 
Dr., Berlin: 2655 ! 

Wittland, RGR. Dr., Berlin: 23671 


IX. 
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IV. Ausländiſche Gerichte 


Oſterreichiſches Patentamt 
Sennewald, Geh. RegR. Dr., Berlin: 25921 


Oberſtes Gericht Brünn 
Stark, Advokat Dr. Joſef, Prag: 2736 ! 


Fundſtellenverzeichnis der Keichsgerichtsentſcheidungen in Fivilſachen 


Nachſtehend ſind die an mehr als einer Stelle abgedruckten Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen Band 144 wiedergegeben. 
Berückſichtigt find die aus den Abkürzungen erſichtlichen Zeitſchriften. Die Stichworte find der amtlichen Sammlung entnommen. 


Abkürzungen: 


RG. — Sammlung der Eutſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen (Verlag de Gruyter) 
DNot Z. Zeitſchrift des Deutſchen Notarvereins 
DRI. — Deutſche Richterzeitung, Beilage Rechtſprechung 
GewRSch. Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht 
Hani RB. = Hanſeatiſche Rechtszeitſchrift 
HöchſtaiRRſpr. — Höhftrihterlihe Rechtſprechung, Beilage zur „Juriſtiſchen Rundſchau“ 
SW, Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die in der „Höchſtrichterlichen Rechtſprechung“, der „Hanſeatiſchen Rechtszeitſchrift Abt. B” und der „Deutſchen Richterzeitung“ abgedruckten 
Entſcheidungen ſind nach Nummern, alle anderen nach Seitenzahlen angeführt. 


RG. 144, 1: 23. März 1934, I 214/33, Ver⸗ 
kauf der Praxis eines verſtorbenen Arztes: 
JW. 1934, 16411; DR. 1934, Nr. 380; 
HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 941. 

RG. 144, 6: 27. April 1934, VII B 4/34, Be- 
rufungsbegründung: JW. 1934, 17825; 
DRZ. 1934, Nr. 458; DNot Z. 1934, 453 76, 
HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 965. 

RG. 144, 10: 19. Febr. 1934, IV 403/33, 
Mietvertrag. Außerordentliche Kündigung: 
JW. 1934, 12375; HöchſtRRſpr. 1934, 
Nr. 933. 

NG. 144, 12: 19. Febr. 1934, IV 80/33, Ge- 
richtskoſten. Geſamthaftung: JW. 1934, 
1354 13; HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 974. 

RG. 144, 15: 20. Febr. 1934, VII 289/33, 
Arbeitsloſenverſicherung. Rechtsweg: JW. 
1934, 1346 7, 1906 6; HöchſtRRſpr. 1934, 
Nr. 956. 

RG. 144, 22: 17. April 1934, VII 38/34, Ber- 
wirkung: JW. 1934, 18491; DRZ. 1934, 
Nr. 439; DNot Z. 1934, 450 2: HöchſtRRſpr. 
1934, Nr. 930; Hani RZ. Abt. B, 1934, 
Nr. 126. 

RG. 144, 24: 20. Febr. 1934, VII 264/33, 
Bereicherungsanſpruch. Geſetz⸗ oder ſitten⸗ 
widriger Zweck: JW. 1934, 11146; DNotz. 
1934, 292 HöchſtotRſpr. 1934, Nr. 935. 

RG. 144, 26: 21. Febr. 1934, V 142/33, Hypo- 
thek. Lebensverſicherung. Konkurs: JW. 
1934, 11157; Dotz. 1934, 616, 293 16, 
HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 939, 940. 

RG. 144, 31: 22. Febr. 1934, VI 435/33, 
Rückgriffsanſpruch der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft: JW. 1934, 1343; Dotz. 1934, 
368 24; HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 948. 

RG. 144, 41: 23. Febr. 1934, II 266/33, Wett- 
bewerb. Sklaviſcher Nachbau. Preisunter⸗ 
bietung. Werkſpionage: JW. 1934, 1717“; 
Sëtzt, 1934, Nr. 1313; Gene, 
1934, 370. 

RG. 144, 54: 27. Febr. 1934, II 276/33, 
Zwiſchenfeſtſtellungsklage. Rechtsverhältnis: 
JW. 1934, 14157; DRZ. 1934, Nr. 390; 
DNot Z. 1934, 368 2s, HöchſtRRſpr. 1934, 
Nr. 962. 

RG. 144, 62: 28. Febr. 1934, I 245/33, Ab- 
zahlungsgeſchäft. Herausgabe⸗ und Scha⸗ 
denserſatzanſpruch: JW. 1934, 1715 5; 


DNRotZ. 1934, 366 6, 3667, 368 26; Höchſt⸗ 
RRſpr. 1934. Nr. 932. 

RG. 144, 67: 1. März 1934, VI 409/33, 
Reichshaftpflichtgeſetz. Wegeübergänge: 
JW. 1934, 1649 8; DRZ. 1934, Nr. 397; 
HöchſtaRſpr. 1934, Nr. 938. 

RG. 144, 71: 2. März 1934, III 117/33, 
Eventualklage. Klageänderung: JW. 1934, 
2910 6; DRZ. 1934, Nr. 391; HöchſtRRſpr. 
1934, Nr. 961. 

RG. 144, 75: 3. März 1934, I 227/33, Ur- 
heberrecht. Rennvorausſagen: JW. 1934, 
1414 8; HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 1303; Gew- 
RSch. 1934, 381. 

RG. 144, 80: 3. März 1934, V 360/33, Scha⸗ 
denserſatz. Urſächlicher Zuſammenhang: 
JW. 1934, 15641, 19043; TNotg. 1934, 
350; HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 937. 

RG. 144, 86: 7. März 1934, VB 3/34, Be⸗ 
ſchwerde gegen Entſcheidungen der Ober- 
landesgerichte: JW. 1934, 1495 15; Höchſt⸗ 
RRſpr. 1934, Nr. 1061. 

RG. 144, 89: 8. März 1934, IV 5/34, Unge- 
rechtfertigte Bereicherung: JW. 1934, 
1644 3; Dot Z. 1954, 366 5; HöchſtRRſpr. 
1934, Nr. 1007. 

NG. 144, 93: 9. März 1934, II 297/33, Kauf. 
Mängelrechte: JW. 1934, 2037 8, 21291; 
DRZ. 1934, Nr. 377; DROLZ. 1934, 366 9; 
HöchſtRatſpr. 1934, Nr. 1010. 

RG. 144, 96: 9. März 1934, VII 262/33, 
Schiedsrichterliches Verfahren: JW. 1934, 
1351 12; DRZ. 1934, Nr. 394; HöchſtRRſpr. 
1934, Nr. 1249, 1070, 1072. 

RG. 144, 106: 10. März 1934, I 154/33, Ur⸗ 
heberrecht. Verwirkung. Gemeinnutz. Sorg⸗ 
falt: JW. 1934, 2040 6; HöchſtRRſpr. 1934, 
Nr. 1304. 

RG. 144, 116: 10. März 1934, I 232/252/33, 
Vorbehaltsurteil!: JW. 1934, 1347 6; 
Dot. 1934, 452 24, HöchſtaiRſpr. 1934, 
Nr. 1065. 

NG. 144, 119: 10. März 1934, V 311/33, 
Notar und Steuerbehörde: JW. 1934, 
1568 5; Dotz. 1934, 352; HöchſtRRſpr. 
1934, Nr. 1021. 

RG. 144, 131: 12. März 1934, IV 410/33, 
Eheſcheidung. Armenrecht: JW. 1934, 
1414 6; DRZ. 1934, Nr. 388; DNOLZ. 1934, 
368 27; HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 1071. 


RG. 144, 133: 12. März 1934, VI 477/38, 
Beſtätigung eines Akkreditivs: JW. 1934, 
14811; DNot Z. 1934, 3664; HöchſtRRſpr. 
1934, Nr. 1017. 

RG. 144, 138: 13. März 1934, II 225/33, 
Aktiengeſellſchaft. Kapitalerhöhung. Bar⸗ 
einzahlungspflicht: . 1934, 13404; 
Dot Z. 1934, 772; HöchſtRRſpr. 1934, 
Nr. 1045; Hanf NZ. Abt. B, 1934, Nr. 98. 

RG. 144, 152: 14. März 1934, V 352/33, 
Hypothek: JW. 1934, 1483 3; DNOLZ, 1934, 
36715; HochſtRRſpr. 1934, Nr. 1029. 

RG. 144, 158: 15. März 1934, IV 358/33, 
Vermögensrechtlicher Anſpruch: JW. 1934, 
1412 3; DRZ. 1934, Nr. 392; DNot Z. 1934, 
368 20, HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 1032. 

RG. 144, 162: 16. März 1934, II 14/34, Kauf. 
Schadenserſatzanſpruch. Verjahrung: JW. 
1934, 2395 2; DNot3. 1934, 450 4; Höchſt⸗ 
RRſpr. 1934, Nr. 1103. 

RG. 144, 163: 16. März 1934, VII 299/33, 
Haftpflichtverſicherung. Rechtsverluſt: JW. 
1934, 17215; HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 1464, 

RG. 144, 170: 17. März 1934, V 28/4, 
Nachbarrecht: JW. 1934, 2234 3; HöchſtR⸗ 
Nſpr. 1934, Nr. 1207. 

NG. 144, 173: 19. März 1934, IV 385/33, 
Anſtaltspflege gemeingefährlicher Geiſtes⸗ 
kranker: JW. 1934, 2045 1 DRZ. 1934, 
Nr. 464; HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 1617. 

RG. 144, 176: 19. März 1934, IV 415/83, 
Miete. Verſagung der Schankerlaubnis: 
JW. 1934, 14112; DRJ. 1934, Nr. 450; 
DNot Z. 1934, 366 0, HöchſtRRſpr. 1934, 
Nr. 1011. 

RG. 144, 179: 19. März 1934, VI 7/34, Haf⸗ 
tung des Konkursverwalters: JW. 1934, 
1724 8 DRZ. 1934, Nr. 459; HöchſtRRſpr. 
1934, Nr. 1059. 

RG. 144, 182: 20. März 1934, VII 343/83, 
Jagdpachtverträge. Stempelpflicht: JW. 
1934, 2464 5; HochſtRRſpr. 1934, Nr. 1634. 

RG. 144, 187: 21. März 1934, I 165/33, 
Schadenserſatzanſpruch wegen Patentver⸗ 
letzung: JW. 1934, 19655; HöchſtgtRſpr. 
1934, Nr. 1310; GewRSch. 1934, 438. 

NG. 144, 194: 22. März 1934, IV 399/33, 
Pachtzins. Vorausverfügung. Beſchlag⸗ 
nahme: JW. 1934, 15611; Dot. 1934, 
450 6, 453 2»; HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 1230. 
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NG. 144, 199: 23. März 1934, II 18/34, 
Offene Handelsgeſellſchaft. Auflöſung. Han⸗ 
delsregiſter: JW. 1934, 1486 5: DRA. 
1934, Nr. 451; Dot. 1934, 451 23; Höchſt⸗ 
RRſpr. 1934, Nr. 1295. 

NO. 144, 206: 26. März 1934, VI 29/34, Un- 
fal beim Betrieb der Reichsbahn: JW. 
1934, 1648 7. 

RG. 144, 210: 27. März 1934, II 267/3, 
Aktienrecht. Unwirkſame Sachübernahme: 
SW. 1934, 14876; DRZ. 1934, Nr. 520; 
DNotzZ. 1934, 685; HöchſtRRſpr. 1934, 
Nr. 1300. 

NO. 144, 217: 27. März 1934, VII 345/33, 
Vermögensübernahme: JW. 1934, 1482 2; 
HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 1192. 

RG. 144, 220: 9. April 1934, VI 35/34, 
Rechtskraft des Feſtſtellungsurteils: JW. 
1934, 196910; DRZ. Nr. 457; Dotz. 
1934, 452 22; HöchſtütRſpr. 1934, Nr. 1189. 

RG. 144, 224: 10. April 1934, II 27/34, 
Rechtsweg: JW. 1934, 2048 13; HöchſtR⸗ 
Rſpr. 1934, Nr. 1228. 

RG. 144, 231: 27. Juni 1934, V B 19/94, 
Erbhofrecht: JW. 1934, 2039 5; DRR. 1934, 
Nr. 538; DNOLZ. 1934, 599, 

NO. 144, 233: 23. März 1934, II 295/33, 
Warenzeichen. Verurteilung zur Teil⸗ 
löſchung: JW. 1934, 1719 ; DNot3. 1934, 
452 18; HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 1312; Gew⸗ 
RSh. 1934, 360. 

RG. 144, 236: 10. April 1934, VII 344/33, 
Beſtandteil. Zwangsvollſtreckung: JW. 
1934, 2540 8; HöchſtüiRſpr. 1934, Nr. 1244. 

RG. 144, 242: 16. April 1934, VI 456/33, 
Differenzeinwand. Unſittlichkeit: IW. 1934, 
1563 3; DRZ. 1934, Nr. 441; DNOLZ, 1934, 
450 1; HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 1293. 

RG. 144, 246: 20. April 1934, II 39/34, 
Konkursvorrecht: JW. 1934, 2140 10, 
DNOLZ. 1934, 451%; HöchſtRgtſpr. 1934, 
Nr. 1229. 

RG. 144, 253: 27. April 1934, III 310/33, 
Rechtsweg: JW. 1934, 19077; Dotz. 
1934, 620 e HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 1227 

RG. 144, 257: 7. Mai 1934, IV B 24/34, 
Prozeßgebühr. Friſtverlängerung: JW. 
1934, 1971 ; DNot. Z. 1934, 62119; Höchſt⸗ 
RRſpr. 1934, Nr. 1235. 


RG. 144, 260: 12. Mai 1934, V B 8/34, Be⸗ 


rufungsbegründung. Friſtverlängerung: 


JW. 1934, 18513; DNot Z. 1934, 621 20, 
HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 1236. 

RG. 144, 262: 11. April 1934, V 367/33, 
Staatshaftung für den Gerichtsvollzieher: 
JW. 1934, 16465, 1964 2; DRA. 1934, 
Nr 443; DNot Z. 1934, 451 5; HöchſtRſpr. 
1934, Nr. 1203. 

RG. 144, 268: 13. April 1934, VII 324/33, 
Fischereirecht: JW. 1934, 1778 2; Höchſt⸗ 
RRſpr. 1934, Nr. 1616. 

RG. 144, 277: 27. April 1934, III 218/33, 
Stellung des Rechners einer Genoſſenſchaft: 
JW. 1934, 2554 10; Dot. 1934, 620 8; 
HöchſtRRſpr. 1934, Nr. 1600. 

RG. 144, 281: 28. April 1934, V 6/34, Auf⸗ 
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